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A.  Ausländischer  Litteraturbericht  1880-85. 


Nachdem  wir  vor  zwei  Jahren  (Bd.  III.  No.  1  u.  2)  einen 
Bericht  über  die  deutsche  juristische  Litteratur  gebracht,  wollen 
wir,  ermutigt  durch  den  Beifall,  welchen  derselbe  in  Fachkreisen 
gefunden  und  in  Erfüllung  der  damals  (Bd.  III.  S.  78)  gegebenen 
Andeutung,  den  Versuch  wagen,  in  grossen  Strichen  auch  die 
Entwicklung  der  ausländischen  Litteratur  im  letzten 
Lustrum  zu  skizzieren.  Es  soll  durch  Berichte,  wie  wir  sie  dort 
für  Deutschland  gaben,  ermöglicht  werden,  wenigstens  in  ganz 
allgemeinen  Zügen,  ein  Bild  von  der  juristischen  Litteratur  der 
gesamten  Kulturwelt  zu  erhalten.  Dabei  bitten  wir  jedoch  zu 
berücksichtigen,  dass,  sollte  die  Möglichkeit  eine  Uebersicht  zu 
gewinnen,  dargeboten  werden,  jeder  einzelne  Bericht  ausser- 
ordentlich viel  kürzer  als  jener  deutsche  gefasst  werden  musste: 
der  Sachverständige  wird  trotzdem  Grösse  und  Bedeutung  der 
äusserlich  nicht  umfangreichen  Arbeit-,-  ..Welcher  sich  die  ver- 
schiedenen Herren  Berichterstatter  aus.  allen  Teilen  Europas  in 
freundlichster  Weise  unterzogen,  würdigen  und  dankbarst  an- 
erkennen. Wurde  vor  zwei  Jahren  die  Uebersicht  in  einem 
Doppelhefte  zusammengefasst,  so  erschien  es  angemessen,  damit 
die  Lektüre  nicht  ermüde,  die  Auslandsberichte  so  zu  veröffent- 
lichen, dass  jedem  einzelnen  Hefte  des  Centralblattes  ein  solcher 
vorgedruckt  werde.  Wir  hoffen  auf  diese  Weise  unter  Ausnützung 
beschränkten  Raumes  in  einem  Bande  sämtliche  Berichte  zu 
vereinigen. 
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Die  niederländische  Eechtslitteratur 

in  der  Periode  1880—85. 

Von    Herrn    Professor   H.    L.    Drucker    in    Groningen. 


Wenn  wir  diese  Uebersicht  mit  der 

nieder  ländischen  Rechtsgeschichte 
anfangen,  so  ist  es  gleich  ein  erfreuliches  Bild,  das  sich  uns 
darbietet.  Das  Studium  der  Geschichte  des  einheimischen  R. 
fand  ein  stets  wachsendes  Interesse.  Es  bildete  sich  (1879)  unter 
Führung  der  ütrechtschen  Professoren  Fruin  (seitdem  gestorben) 
und  Pols  ein  „Verein  zur  Herausgabe  der  Quellen  des  alt-vater- 
ländischen R."  Die  vom  Verein  edierte  Sammlung  enthält  bis 
jetzt:  Het  rechtsboek  van  den  Briel,  rechtsbronnen  der  stad 
Zutphen,  de  middeleeuwsche  rechtsbronnen  der  stad  Utrecht,  de 
oudste  rechten  der  stad  Dordrecht,  de  Friesche  Stadrechten, 
Leidsche  rechtsbronnen  uit  de  Middeleeuwen  (vgl.  Brunner  in 
Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.,  Germ.  Abt.,  Bd.  IV).  Die  heftweise  er- 
scheinenden „Verslagen  en  Mededeelingen^  bringen  kleinere  Bei- 
träge und  Berichte.  Eine  Uebersicht  der  alt-niederländischen 
Rechtsquellen  gab  Fockema  Andreae. 

Auch  an  den  Universitäten  wurde  das  rechtshistorische  Stu- 
dium fleissig  betrieben.  Verschiedene  tüchtige  Doktordisserta- 
tionen sind  zu  nennen :  Pleytes  Beitrag  zur  Kenntnis  des  Rechts- 
zustandes der  Markgenossenschaften,  Gratatnas  Studien  zur  Rechts- 
geschichte von  Drenthe,   Teltings  alte  Frisische  Stadtrechte  u.  A. 

Die  Aufgabe  der  niederl.  Rechtsgeschichte  wurde  in  hervor- 
ragender Weise  geschildert  von  Pijnacker  Hordijk  in  seiner  aka- 
demischen Antrittsrede  (1881).  Einen  guten  Gesamtüberblick 
giebt  der  belg.  Staatsanwalt  Lameere  in  einer  (1884)  zu  Gent 
gehaltenen  Rede :  de  l'histoire  du  droit  et  de  son  etude  actuelle 
dans  les  Pays-Bas. 

Was  das 

römische   Recht 

betrifft,  verdient  zuerst  genannt  zu  werden  der  zweite  Band  von 
Goudsmits  Pandekten-System  (1880),  den  allgemeinen  Teil  des 
Obligationen-R.  behandelnd.  Das  Werk  schliesst  sich  zwar  den 
deutschen  Lehrbüchern  eng  an,  zeichnet  sich  aber  aus  durch 
Herbeiziehung  der  franz.  und  niederl.  Jurisprudenz.  Seitdem  der 
Verf.  gestorben  (1882),  unterbleibt  die  Fortsetzung.    Das  „Hand- 
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l>oek  voor  het  Romeinsche  Recht "  von  W.  Modderman  wird  nach 
dessen  Tod  von  Drucker  weitergeführt.  Uebrigens  ist  namentlich 
auf  verschiedene  tüchtige  Arbeiten  von  Kappeijne  van  de  Coppello 
hinzuweisen :  Over  vim  facere  in  het  interdictum  uti  possidetis, 
1880;  beschouwingen  over  de  comitia,  1884  (beide  in  den  Schriften 
-der  köuigl.  Akad.  d.  Wissensch.) ;  over  constituta  pecunia  in  der 
Zeitschrift  Themis  1883,  1884.  Diese  Abhandlungen  werden  jetzt 
in  deutscher  Uebersetzung  von  M.  Conrat  herausgegeben.  Kap- 
peijne  behandelte  noch  im  Rechtsgeleerd  Magazijn  (1883)  das 
Florentiner  Rechtsbuch  und  (1884)  die  Vaterschaft  der  Frag- 
rnenta  Vaticana  de  interdictis.  Schwartz  veröffentlichte  Studien 
über  die  Chronologie  der  Römer  und  über  die  responsa  pruden- 
tium  (Nieuwe  Bijdragen  1883,  1884). 
Der 

allgemeine   Teil 

des  R.,  besonders  die  Lehre  vom  Wesen  des  R.  und  die  Theorie 
■der  Rechtsquellen,  fand  Berücksichtigung  in  den  akademischen 
Antrittsreden,  deren  in  diesem  Lustrum  zufällig  mehrere 
stattfanden.  Dieselben  sind  auch  darum  interessant  genannt 
worden,  weil  sie  zeigen,  unter  welchen  Einflüssen  das  kommende 
Juristengeschlecht  heranwachsen  wird.  Der  zeitlichen  Reihen- 
folge nach  erwähnen  wir :  Moltzer,  door  het  recht  tot  den  regel 
(Amsterdam  1881,  über  deduct.  und  induct.  Methode  im  R.) ; 
Cort  van  der  Linden,  de  wet  van  het  recht  (Groningen,  1881, 
über  das  Entwickelungsgesetz  des  R.) ;  d'AUaing,  recht  en  rechts- 
wetenschap  (Leiden  1882);  Drucker,  rechtswetenschap  en  wet- 
geving  (Groningen  1882,  s.  II,  41);  Molengraaff,  het  verkeers- 
recht  in  wetgeving  en  wetenschap  (Utrecht  1885,  s.  IV,  325). 
Hinzuzufügen  ist  Hamakers  Rektoratsrede  über  den  Gegensatz  der 
philosophischen  und  der  historisch-positiven  Rechtsauffassung 
(Themis  1884). 

Die  grosse  Textausgabe  der  niederl.  G.B.  und  dazu  gehörigen 
<Tesetze  von  Friiin  wurde  1882  vollendet  (im  ganzen  3  Bände). 
Zum  Handgebrauch  empfiehlt  sich  die  von  Demselben  besorgte 
kleine  Ausgabe  (2.  Aufl.  1881),  welche  durch  ihre  grössere  Korrekt- 
heit und  Vollständigkeit  die  andere»  derartigen  Sammlungen 
fast  verdrängte. 

Wenden  wir  uns  dem 

Zivilrecht 

^u,  so  ist  besonders  der  Fortsetzung  der  zwei  bedeutendsten 
Kommentare  über  unser  bürgerliches  R.  zu  gedenken.    Von  dem 
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nach  franz.  Muster  in  grossem  Stil  angelegten  Werke  YonDlephuisr 
Het  Nederl.  Burg.  Recht,  erschienen  in  ziemlich  schneller  Auf- 
einanderfolge der  6.  bis  9.  Band  (1880—1885),  das  Sachen-  und 
Erb-R.  enthaltend.  Etwas  weniger  rasch,  aber  doch  regelmässige 
schreitet  der  Kommentar  des  geistvollen  Utrechter  Professors 
Opzoomer  vorwärts;  Bd.  7—9  behandeln  die  Art.  1417—1730 
bürgerl.  Gr.B.  (Obligationen-R.).  C.  Assers  Handleiding  (Leit- 
faden), ein  vor  allem  zum  akademischen  Gebrauch  geeignetes  Werk^ 
kommt  leider  nur  sehr  langsam  von  der  Stelle. 

Von  Monographien  ist  zu  nennen :  W.  Modderman ,  wil  of 
vertrouwen  (1880),  eine  interessante  Abhandlung  über  das  Zu- 
standekommen der  Verträge.  Diese  auch  in  Deutschland  viel 
erörterte  Frage  wurde  verschiedentlich  lebhaft  besprochen,  vor 
allem  in  den  Zeitschriften,  in  denen  uns  überhaupt  die  meisten 
monographischen  Arbeiten  untergebracht  werden.  Die  natürliche 
Verbindlichkeit  wurde  von  Land  (Rechtsgeleerd  Magazijn  1884),. 
Eigentum  und  Besitz  bei  Mobilien  von  Gratama  (Rechtsgeleerd 
Magazijn  1884)  und  Binger  (Nieuwe  Bijdragen  1884),  die  No- 
vation von  Kappeijne  (Themis  1881)  und  das  der  Provinz  Gro- 
ningen eigentümliche  Beklemrecht  (eine  Art  Meier-R.)  von 
Tonckens  (Rechtsgeleerd  Magazijn  1884,  1885)  behandelt.  Der 
Juristentag  beschäftigte  sich  u.  A.  (1884)  mit  dem  Pflicht- 
teils-R. ;  ein  vortreffliches  Gutachten  dazu  gab  Pijnacker  Hordijk. 

Handelsrecht. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  im  83.  Juristentag  be- 
sprochene Frage,  „ob  es  notwendig  oder  zweckmässig  sei,  zwischen 
Handels-R.  und  Zivil-R.  zu  unterscheiden  und  sie  zu  Objekten 
besonderer  gesetzlicher  Regelung  zu  machen".  Nachdem  die  ver- 
neinende Beantwortung  in  den  beiden  Gutachten  von  Hartogh  und 
Molengraaff  —  vor  allen  letzteres  wissenschaftlich  wertvoll  (s.  II, 
327)  —  energisch  befürwortet  war,  wurde  dieselbe  vom  Juristen- 
tag fast  einstimmig  adoptiert.  Daselbst  wurden  ferner  behandelt: 
Die  juristische  Natur  der  offenen  Handelsgesellschaft,  vor  allem  in 
Bezug  auf  den  Konkurs  (1881),  die  Kommandit-  und  Kommandit- 
aktiengesellschaft  (1882),  die  Lebensversicherung  (1884),  während 
für  1885  das  durchgehende  Konnossement  auf  der  Tagesordnung 
steht. 

Neue  Gesamtwerke  über  Handels-R.  sind  nicht  zu  ver- 
zeichnen ;  von  dem  bekannten  Werk  von  Kist  erschien  eine  neue 
Auflage  des  4.  Bandes  (Versicherungs-R.)  und  von  Professor 
Assers  Schets  (Skizze)  eine  3.  und  4.  Auflage. 
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Land  bearbeitete  das  niederl.  Wechsel-R.  mit  ausgiebiger 
Benutzung  auch  der  deutschen  Litteratur  (Beginselen  van  het 
hedendaagsche  wisselrecht,  1881);  Levy  besprach  (Aktien-R., 
1884)  das  neue  deutsche  Reichsgesetz  betr.  die  Aktiengesell- 
schaften als  Anhang  zu  seiner  früheren  Vergleichung  des  Allg. 
13.  H.G.B.  mit  dem  niederl.  Handels-R. ;  de  Marez  Oyens  ver- 
-öflfentlichte  „de  beginselen  van  het  hedendaagsche  faillietenrecht" 
(1883),  ein  wertvolles  Werk  über  materielles  Konkurs-R.  mit 
fortwährender  Vergleichung  des  deutschen  und  niederl.  R.  Levy^ 
Konto-Korrent  wurde  von  Riesser  ins  Deutsche  übertragen.  Als 
historische  Studie  ist  hervorzuheben  M.  Th.  Goudsmits  Geschichte 
4es  niederl.  See-R.,  wovon  bis  jetzt  nur  der  1.  Band,  die  äussere 
■Geschichte  enthaltend  (1882),  vorliegt.  Von  den  Arbeiten  der 
Kommission  zur  Revision  des  H.G.B.  ist  bisher  noch  nichts 
publiziert. 

Auf  dem  Gebiete  des 

internationalen   Privatrechts 

ist  zu  bemerken,  dass  von  Professor  Assers  Schets,  in  1879  im 
Originaltext  und  1880  in  deutscher  Uebersetzung  erschienen, 
jetzt  auch  eine  franz.  Bearbeitung  ausgegeben  ist  {Rivier,  Cle- 
ments de  droit  international  prive) ;  eine  italienische  steht  in 
Aussicht.  Bemerkenswert  sind  folgende  Dissertationen:  Jitta, 
het  vonnis  van  faillietverklaring  (die  Konkurseröffnung)  in  het 
intern,  privaatrecht  (1880) ;  Molengraaff,  de  intern,  avary-grosse 
regeling  (1880);  Israels,  intern,  huwelijksgoederenrecht  (ehe- 
liches Güter-R.,  1883).  Die  beiden  letztgenannten  wurden  von 
Jitta^  mit  lebhafter  Bekämpfung  der  Statutentheorie,  in  Themis 
1882  und  Rechtsgeleerd  Magazijn  1884  kritisch  besprochen. 
Das 

Strafrecht 

befindet  sich  in  einer  Uebergangsperiode.  Das  neue  Str.G.B.  ist 
zwar  als  Gesetz  publiziert,  harrt  aber  noch  der  Einführung. 
Mit  der  dazu  erforderlichen  schwierigen  Vorbereitung  (Revision 
-der  Str.P.O.,  Einführungsgesetz  u.  s.  w.)  beschäftigen  sich  Regie- 
rung und  Kammern.  Für  eine  nocljmalige  ziemlich  umfassende 
Revision  des  G.B.  selbst  plaidierte  van  der  Hoeven  in  einer  1884 
erschienenen  Schrift,  die  aber  wenig  Anklang  fand.  Indessen 
scheint  die  Unsicherheit,  wann  das  G.B.  in  Kraft  treten  wird, 
hemmend  auf  die  Litteratur  zu  wirke^n.  Die  Materialien  zum 
G.B.  sind  in  dankenswerter  Weise  gesammelt  und  heraus- 
gegeben  von  Smidt,   Geschiedenis   van   het  Wetboek  van  Straf- 
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recht  (3  Bde.),  für  die  historische  Interpretation  von  grossem^ 
Wert.  Eine  tüchtige  wissenschaftliche  Bearbeitung  des  niederl. 
Straf-R.,  im  Anschluss  an  das  neue  G.B.,  fehlt  bis  jetzt. 
van  Swinderens  Aanteekening  (Kommentar)  bietet,  ausser  einer 
gelegentlichen  Kritik,  nicht  viel  mehr  als  Auszüge  aus  den  Mo- 
tiven, Debatten  u.  s.  w.  Ein  Kommentar  von  Polenaar  und 
Th.  Heemskerk  ist  in  langsamem  Erscheinen  begriffen. 

Bedeutende  Monographien  wären  kaum  zu  nennen.  Simons^ 
dessen  Abhandlung  über  Pressdelikte  von  der  Leidener  Juristen- 
fakultät mit.  dem  ersten  Preis  gekrönt  wurde,  erörterte  in 
Themis  (1884)  den  Schuldbegriff  bei  üebertretungen.  Die  Eides- 
frage machte  viel  von  sich  reden  und  wurde  in  zahlreichen  Bro- 
schüren besprochen.  Der  Juristentag  behandelte  besonders  straf- 
prozessualische  Fragen:  die  Militär-Gerichtsbarkeit  (1881),  den 
Beweis  (1882),  die  Vereinfachung  des  amtsrichterlichen  Pro- 
zesses (1884).  Für  1885  steht  die  Frage  der  Auslieferung 
eigener  Unterthanen  auf  der  Tagesordnung;  Hamaker  lieferte 
dazu  ein  sehr  interessantes  Eeferat.  Zum  Strafprozess  ist  noch 
zu  verzeichnen  eine  neue  Auflage  von  Ä.  de  Pi?ttos  Kommentar,, 
von  A.  A.  de  Pinto,  Bruder  des  verstorbenen  Verf.,  gründlich, 
durchgesehen. 

Im 

Staatsrecht 

begegnen  wir  zwei  wichtigen  Werken,  die  beide,  jedoch  auf  ver- 
schiedene Weise,  unsere  Verfassung  nach  der  Paragraphenordnung 
kommentieren.  Vorerst  Heemskerk  (z.  Z.  Premier-Minister),  de 
practijk  der  grondwet  (1881),  eine  auf  reiche  Erfahrung  ge- 
stützte Beleuchtung  des  Grundgesetzes  vorzugsweise  aus  der  parla- 
mentarischen Praxis.  Das  zweite  Werk  ist  von  der  Hand  unseres 
ersten  Staatsrechtslehrers  ^m(/'.s,  unter  dem  Titel:  de  Grondwet; 
Toelichting  en  Kritiek  (die  Verfassung ;  Kommentar  und  Kritik, 
I,  1883;  II,  1,  1884).  Eine  Revision  der  Verfassung  ist  in  Vor- 
bereitung. Eine  dazu  ernannte  Kommission  legte  im  Januar 
1884  der  Regierung  einen  Entwurf  mit  Motiven  vor;  ihrerseits 
reichte  die  Regierung  neulich  einen  mehrfach  davon  abweichen- 
den Entwurf  bei  den  Kammern  ein.  Sämtliche  Akten  finden 
sich  in  einer  Sammlung:  Handelingen  over  de  herziening  der 
Grondwet.  Natürlich  gab  die  bevorstehende  Reform  zu  zahl- 
reichen kleineren  Schriften  Veranlassung.  Die  juristische  Methode 
im  Staats-R.  wurde  besprochen  von  Levy  in  Nieuwe  Bijdragen, 
1880.  Hervorragend  ist  noch  Tellegens  kurz  vor  seinem  Tode 
veröffentlichte  Studie:    de   wedergeboorte  van  Nederland  (1884), 
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historische   Forschungen    über   die   politische  Wiedergeburt   der 
Niederlande  in  1813/14. 

Das  Verwaltungsrecht  wurde  in  wissenschaftlicher  Hin- 
sicht bereichert  durch  die  erste  systematische  Bearbeitung  des 
Gemeinde-(Verfassungs-  und  Verwaltungs-)"R.  von  J.  Oppenheim 
(bis  jetzt  3  Lfgn.,  1883,  1884)  und  durch  Thorbeckes  Stelsel  en 
toepassing  der  Onteigeningswet,  ein  guter  Kommentar  zum  Ent- 
eiguangsgesetz,  dem  sich  eine  tüchtige  Abhandlung  von  de  Hartog 
(Administr.  Bijdragen,  1881)  anschliesst. 

Unsere  Zeitschrift enlitteratur  erfuhr  einige  Aenderung. 
Die  Nieuwe  Bijdragen  voor  Rechtsgeleerdheid  en  Wetgeving, 
seit  1828  unter  verschiedenen  Titeln,  jedoch  in  derselben  Form 
ausgegeben,  hörten  mit  dem  Jahrgang  1884  auf  zu  bestehen. 
Das  dazu  geh^ige  „Bijblad",  das  zusammenfassende  Uebersichten 
der  Judikatur  gibt,  wird  künftig  auch  kleinere  Aufsätze  bringen. 
Themis  bestand  mit  veränderter  Redaction  fort,  während  in  1882 
eine  neue  Zeitschrift,  das  Rechtsgeleerd  Magazijn,  gegründet 
wurde  (I,  S.  193).  Die  Bijdragen  tot  de  Kennis  van  het  Staats- 
bestuur  etc.  dienen  speziell  dem  Staats-  und  Verwaltungs-R. 


B.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Lieber,  F.  Aus  den  Denkwürdigkeiten  eines  Deutsch- 
Amerikaners.  Auf  Grundlage  des  engl.  Textes  von  Thomas 
Sergeant  Perry  und  in  Verbindung  mit  Alfred  Jachmann 
hrsgb.  V.  F.  v.  Holtzendorff.  Berlin  u.  Stuttgart,  Spemann. 
1885.     317  S. 

Holtzendorff  hat  ein  gutes  Werk  gethan,  indem  er  die  amerik. 
Biographie  Liebers  dem  deutschen  Publikum  zugänglich  machte. 
Auch  als  Amerikaner  blieb  L.  ein  Deutscher  und  seinem  Vater- 
lande gereichte  er  nie  zur  Unehre.  Geboren  1800  —  man  konnte 
nicht  einmal  mit  Victor  Hugo  sagen :  le  si^cle  avait  deux  ans  — 
machte  er  noch  als  Knabe  den  Feldzug  von  1815  mit  und  wurde 
bei  Namur  verwundet.  Nach  Hause  zurükgekehrt  wurde  er  Turner. 
Politisch  anrüchig  und  verdächtig,  mit  Misstrauen  behandelt  und 
misshandelt,  entwich  er  nach  Griechenland,  um  an  dem  Freiheits- 
kampfe teilzunehmen.     Von  vielen  Illusionen  geheilt  und  reifer 
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creworden  kehrte  er  heim:  in  Rom  fand  er  bei  Niebuhr  freund- 
liehe  Aufnahme  und  Unterstützung  und  einen  väterlichen  Freund, 
dem  er  zeitlebens  dankbar  ergeben  blieb.  Nach  Deutschland 
zurückgekehrt  machte  er  die  Erfahrung,  dass  das  lasciate  ogni 
speranza  auch  für  ihn  geschrieben  sei,  und  da  die  heimischen 
Thore  sich  ihm  verschlossen,  so  klopfte  er  an  fremde.  Nach 
kurzem  Aufenthalt  in  England  ging  er  nach  Amerika,  übernahm 
in  Boston  die  Turnanstalt,  verheiratete  sich  1829  mit  einer  Dame, 
die  er  in  England  kennen  gelernt  hatte  und  deren  Namen  uns 
hartnäckig  verschwiegen  wird.  Dort  veröffentlichte  er  seine  En- 
cjxlopaedia  Americana ;  sie  gab  ihm  Brot  und  Gelegenheit,  seinen 
Kenntnissen  eine  ungewöhnliche  Ausdehnung  zu  geben  und  mit 
einer  grossen  Anzahl  amerik.  Gelehrten  in  Verbindung  zu  treten, 
worunter  namentlich  J.  Story,  welcher  ihm  die  juristischen  Artikel 
schrieb.  Ausser  mit  diesem  hervorragenden  Rechtsgelehrten  wurde 
nun  L.  bekannt  und  teilweise  enge  befreundet  mit  Sumner,  Kent, 
Hilaard,  Webster,  Bancroft,  Webster,  Calhoun,  Clay,  Taylor, 
Adams  und  vielen  anderen,  und  sein  Name  wurde  in  Amerika 
bekannt  und  geachtet.  Auch  mit  Joseph,  dem  früheren  König 
von  Neapel  und  Spanien,  wurde  er  bekannt,  und  viel  Interessantes 
enthalten  seine  Mitteilungen  über  seinen  Bruder,  den  Kaiser. 
Im  Jahre  1835  wurde  er  an  die  Universität  von  Süd -Karolina 
in  Columbia  berufen  und  brachte  nun  eine  grosse  Anzahl  von 
Jahren  im  Herzen  der  Sklavenstaaten  zu,  ohne  jemals  seiner 
Ueberzeugung  untreu  zu  werden.  Im  Jahre  1839  vollendete  er 
seine  politische  Ethik,  und  auch  die  zweite  Auflage  seiner 
Hermeneutik  erschien  in  diesem  Jahre.  Mehr  als  diese  Bücher 
machte  seinen  Namen  auch  in  Deutschland  bekannt  sein  1853 
erschienenes  zweibändiges  Werk :  On  Civil  Liberty  and  Self-Go- 
vernment.  Im  Jahre  1841  richtete  er  ein  würdiges  und  von 
vollständigem  Erfolg  begleitetes  Bittgesuch  um  Begnadigung  an 
König  Friedrich  Wilhelm  IV.  Drei  Jahre  später,  1844,  sah  L. 
sein  Deutschland  wieder,  besuchte  den  König,  besprach  sich  mit 
ihm  über  Gefängniswesen,  Hinrichtungen  in  geschlossenem  Raum, 
Auswanderung  u.  s.  w. ;  allein  trotz  des  guten  Willens  des  Königs 
wollte  es  doch  nicht  gelingen,  L.  auf  die  Dauer  in  Deutschland 
'/u  fesseln.  Er  kehrte  wieder  auf  seinen  Posten  zurück,  wo  die 
Atmosphäre  anfing  heisser  zu  werden.  In  der  Sklavenfrage  gab 
er  seiner  Ueberzeugung  Ausdruck  in  den  Briefen  an  Calhoun; 
sie  waren  im  Widerspruch  mit  dem  offiziellen  Süden  und  seine 
Stellung  keine  angenehme  mehr.  Er  legte  seine  Professur  nieder, 
um  eine  solche  in  New-York  anzunehmen.  Der  Sezessionskrieg  fand 
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ihn  mit  zwei  Söhnen  auf  der  Seite  des  Nordens,  während  sein 
Sohn  Oskar,  der  in  Berlin  und  Dresden  auf  den  Barrikaden  ge- 
kämpft hatte,  in  den  Reihen  des  Südens  stand  und  in  Richmond 
begraben  liegt.  Auffallenderweise  wird  in  dem  Buche  das  von 
L.  für  die  amerik.  Armee  verfasste  kurze  Kriegsrecht  nirgends 
erwähnt,  obgleich  es  den  Anstoss  zu  Bluntschlis  Völkerrecht  ge- 
geben hat.  Nach  dem  Kriege  war  L.  für  die  strenge  Bestrafung 
der  Führer  und  der  Verfolgung  Johnsons  wünschte  er  den  besten 
Erfolg.  Freudig  ergriff  den  alternden  Mann  der  deutsch-franz. 
Krieg  mit  seinem  glänzenden  Abschluss.  Aus  den  Briefen  L.'s, 
-die  leicht  vermehrt  werden  könnten,  spricht  sich  überall  der  ruhige 
und  mit  gesundem  Sinne  begabte,  jeder  Schwindelei  und  jeder 
Sentimentalität  fremde,  tüchtige  Mann  aus.  Alle  Ereignisse  werden 
von  ihm  ernsthaft  verfolgt  und  mit  sicherem  Urteil  besprochen ; 
namentlich  liest  man  nicht  ohne  lebhaftes  Interesse  seine  Urteile 
über  die  Franzosen,  denen  die  Welt  immer  bereit  sei  zu  vergeben. 

König. 
Bfilow.  Gesetz  und  Richteramt.  Leipzig,  Duncker  u.  Hum- 
blot.  48  S.  1  M. 
Das  Gesetz  ist  nur  ein  Versuch  zur  Bewirkung  einer  recht- 
lichen Ordnung,  einer  Anordnung,  wie  die  Rechtsordnung  ein- 
gerichtet w^erden  soll;  erst  die  Beteiligten  und  letztenfalls  der 
Richter  vollenden  den  rechtsordnenden  Willen  der  Staatsgewalt. 
Gesetz  und  Richteramt  zusammen  schaffen  also  dem  Volke  sein  R. 
Wie  das  Gesetz  ist  auch  das  richterliche  Urteil  eine  von  der 
Staatsgewalt  erlassene  Rechtswillenserklärung ;  nur  hat  der  Richter 
es  stets  mit  konkreten  Thatbeständen  zu  thun,  der  Gesetzgeber 
gibt  abstrakte  Normierungen.  Ueberall  hat  lange  Zeit  hindurch 
die  Staatsgewalt  ihren  Rechtsordnungsberuf  ausschliesslich  durch 
das  Richteramt  erfüllt.  Heute  ist  freilich  der  Richter  an  gesetz- 
liche Schranken  gebunden;  innerhalb  derselben  aber  bleibt  ihm 
immer  noch  ein  weiter  Spielraum  selbständiger  Rechtsbestimmung, 
in  Auslegung  wie  in  Ergänzung  des  Gesetzes.  Ja  sogar  wenn 
er  gegen  das  Gesetz  urteilt,  ist  sein  Urteil  doch  rechtsverbind- 
lich; oder  mit  anderen  Worten:  das  Gesetz  ermächtigt  ihn  sogar 
gegen  das  Gesetz  Rechtsbestimmungeft  vorzunehmen,  und  da- 
durch ist  die  Kraft  des  richterlichen  Urteils  stärker  als  die  des 
Gesetzes.  Zitelmann. 

Zeitschrift  für  Berg-R.  Redigiert  und  herausgegeben  von 
Dr.  jur.  H.  Brassert.  XXVI.  Jahrg.  (Jährlich  4  Hefte). 
Bonn,  Marcus.     1885. 
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Die  bekannte  Fachzeitschrift  hat  gegenwärtig  das  erste  Vier- 
teljahrhundert ihres  Bestehens  hinter  sich.  Seit  vorigem 
Jahre  ist  ihr  in  der  von  Herrn  Delacroix,  Advokaten  zu  Lille, 
herausgegebenen  Revue  de  la  legislation  des  mines,  eine  Schwester 
entstanden,  welcher  man  nur  wünschen  kann,  dass  sie  die 
Lebenskraft  ihrer  älteren  Gefährtin  erlangen  möge.  Die  Zeit- 
schrift für  Bergrecht,  anfangs  von  Achenbach  und  Brasser t, 
seit  langen  Jahren  von  letzterem  allein  redigiert,  ist  die  Haupt- 
quelle für  die  wissenschaftliche  Fortentwickelung  des  deutschen 
Berg-R.  (einschliesslich  der  vom  preuss.  vielfach  abweichenden 
Sachs,  und  österr.  R.).  Sie  bringt  den  Stoff  regelmässig  unter 
den  Rubriken:  I.  Gesetze  und  Bergpolizei  Vorschriften ;  IL  Ab- 
handlungen; ÜL  Entscheidungen  der  Gerichtshöfe;  IV.  Mit- 
teilungen aus  der  Praxis  der  Verwaltungsbehörden;  V.  Litteratur. 
Ueber  den  Inhalt  der  20  Jahrgänge  giebt  ein  1880  erschienenes, 
vom  Herausgeber  selbst  bearbeitetes  Hauptregister  (130  S.)  er- 
schöpfende Auskunft.  In  den  seitdem  erschienenen  Bänden  hat 
u.  a.  die  neue  schwed.  und  franz.,  sowie  die  Japan.  Berggesetz- 
gebung, das  engl.  Haftpflicht-  und  das  Schweiz.  Fabrikgesetz 
eingehende  Darstellung  gefunden.  Unter  den  Abhandlungen  aus 
denselben  Bänden  beschäftigen  sich  eine  grössere  Anzahl  mit 
rechtsgeschichtlichen  Gegenständen  und  beanspruchen  deshalb 
das  Interesse  des  Germanisten  (vergl.  z.  B.  1882,  Brassert,  der 
Mansfelder  geistliche  Fünfzigste;  1884,  Engels  das  Wasser-R. 
am  Oberharze;  von  demselben  eine  ganze  Reihe  Abhandlungen 
über  das  ältere  Salinen-R. ;  1880,  Leuthold,  Bemerkungen  über 
die  Freiberger  Bergwerksverfassung  im  12.  u.  13.  Jahrb.).  Andere 
berühren  das  Gebiet  des  öffentlichen  R.  (z.  B.  Arndt,  Salzsteuern, 
1883;  derselbe,  Besteuerung  der  Bergwerke,  1882),  sowie  die 
Bergschädenlehre  (z.  B.  die  beiden  Arbeiten  von  Leuthold, 
S.  296  und  502  im  Jahrg.  1881).  Im  neuesten  Hefte  (Jahrg. 
1885,  Heft  2)  ist  eine  hochinteressante  Arbeit  des  Oberberg- 
hauptmannes a.  D.  V.  De  che  n  in  Bonn  über  das  älteste  deutsche 
Bergwerksbuch  enthalten.  Dieselbe  bringt  den  vollständigen 
Abdruck  dieser  mit  verschiedenen  Abbildungen  gezierten,  zuerst 
1505  in  Augsburg  gedruckten  Schrift,  welche  nicht  bloss  für 
die  Geschichte  der  Bergwerkstechnik,  sondern  auch  für  die  Berg- 
rechtsgeschichte in  mehrfacher  Hinsicht  wertvolle  Aufschlüsse 
t)ietet.  Leuthold. 


Zeitschrift  f.  Berg-R.  —  Berlanga.  H 


IL  Rechtsgeschichte. 

Berlanga,  M.  R.  de.  Los  Bronces  de  Lascuta,  de  Bonanza 
y  de  Aljustrel.  Malaga  1881-84.  XXI  u.  836  S. 
Der  durch  seine  Publikationen  auf  dem  Gebiete  der  röm.-hi- 
spanischen  Epigraphik  —  so  insbesondere:  Estudios  sobre  los  dos 
Bronces  encontrados  en  Malaga.  Malaga  1853.  Estudios  Ro- 
manos, especialmente  sobre  epigraphia  romano-hispana.  Madrid 
ISlU.  Los  Bronces  de  Osuna,  Malaga  1873.  Los  Nuevos  Bronces- 
de  Osuna,  Malaga  1876  —  in  Deutschland  bereits  bekannte  Verf. 
wendet  sich  nach  einer  die  vorrömischen  Inschriften  Spaniens  in 
ausführlicher  Darstellung  behandelnden  Einleitung  zu  den  Bronce- 
tafeln  von  Lascuta  (Edictum  propraetoris  L.  Aemilii  Pauli,, 
a.  564  u.  c),  von  Bonanza  (Mancipatio  fiduciae  causa.  Saec. 
I— II  p.  Chr.  vgl.  Bruns,  Fontes  Ed.  IV  pg.  200)  und  von  Al- 
justrel (Lex  metalli  Vispacensis),  welche  eingehend  kommentiert 
werden.  Zahlreiche  Tafeln,  von  denen  namentlich  die  Faksimiles- 
und Apographä  der  erwähnten  Urkunden  alle  Anerkennung  ver- 
dienen, erhöhen  den  Wert  des  vorzüglich  ausgestatteten  Werks. 

P  escatore. 

Cosack.  Die  Eidhelfer  des  Beklagten  nach  ältestem 
deutschem  R.  Stuttgart,  Enke.  1885.  95  S.  3  M. 
Der  Verf.,  welcher  sich  insbesondere  durch  eine  umfassende 
wissenschaftliche  Arbeit  über  das  Anfechtungs-R.  der  Gläubiger 
eines  zahlungsfähigen  Schuldners  nach  deutschem  Reichs-R. 
(C.Bl.  IV,  S.  148)  bekannt  gemacht  hat,  versucht  in  der  vor- 
liegenden Schrift,  ein  w^ichtiges  Institut  des  altdeutschen  Prozess-R., 
welches  in  der  rechtsgeschichtlichen  Litteratur  der  letzten  Jahr- 
zehnte weniger  als  andere  Beweisarten  Beachtung  gefunden,  in 
möglichster  Vollständigkeit  quellenmässig  darzustellen  und  so  eine 
neue  Auffassung,  bezw.  geschichtliche  Erklärung  desselben  zu 
begründen.  Jedoch  hat  er  nicht  nur  die  Erörterung  der  Eid- 
helfer des  Klägers,  soweit  seine  Theorie  über  die  Eidhelfer  des 
Beklagten  nicht  auch  in  dieser  Beziehumg  neues  Licht  zu  ver- 
breiten schien  (s.  S.  89) ,  beiseite  gelassen ,  sondern  auch  die 
Frage,  in  welchem  Umfange  der  Eid  des  Beklagten  mit  Helfern 
zur  Anwendung  kam,  als  zu  eng  mit  der  Geschichte  anderer 
Beweismittel  zusammenhängend  ausgeschieden. 

In  seiner  Zusammenstellung  und  kritischen  Feststellung  des 
unmittelbaren    Inhalts    der   Quellenzeugnisse    (S.  8 — 72)   bemüht 
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sich  der  Verf.  insbesondere,  gegenüber  der  von  den  hervor- 
ragendsten wissenschaftlichen  Autoritäten  vertretenen  Ansicht 
nachzuweisen,  dass  das  Erfordernis  der  Verwandtschaft  der  Eides- 
helfer mit  der  schwörenden  Partei  keineswegs  allgemeines  deutsches 
R.  gewesen  sei  (S.  20  ff.,  vgl.  S.  78—80),  und  dass  die  Ernen- 
nung der  Eideshelfer  nicht  durch  die  schwörende  Partei  allein, 
sondern  durch  beide  Parteien  gemeinsam  als  die  ursprüngliche 
Gestaltung  betrachtet  werden  müsse  (S.  45  ff.)  Das  entscheidende 
Oewicht  aber  für  seine  rechtsgeschichtliche  Konstruktion  der 
Eideshilfe  legt  er  auf  die  Formel  des  Helfereides:  der  Eid  der 
Sakramentalen  sei,  nach  dem  übereinstimmenden  Zeugnis  der 
Quellen  (S.  55  ff.)  nicht,  wie  die  unter  dem  Neueren  herrschende 
Meinung  annehme,  ein  Kredulitätseid,  sondern  vielmehr  ein  Veri- 
tätseid  gewesen  (S.  72 — 77).  Hieraus  leitet  der  Verf.  ab,  dass 
■die  Eidhelfer  Urteil  er  gewesen  sein  müssten  (s.  bes.  S.  82), 
und  nur  durch  diese  Annahme  glaubt  er  auch  das  Problem  lösen 
zu  können,  weshalb  man  —  ohne  Ungerechtigkeit  —  (regel- 
mässig) dem  Beklagten  und  nicht  dem  Kläger  die  Leistung  des 
Sakramentaleneides  auferlegt  habe  ;  diese  Pflicht  sei  nichts  anderes 
gewesen  als  eine  eigenartige  Form  der  Dingpflicht  oder  Ein- 
lassungspflicht, (s.  bes.  S.  82 — 83).  In  geistreicher  Weise  er- 
klärt C.  durch  die  Notwendigkeit,  dass  der  Beklagte  in  einem, 
wenn  auch  formlosen  und  privaten  Beweisverfahren,  die  Sakra- 
mentalen von  seiner  Unschuld  zu  überzeugen  suchte,  den  Mangel 
eines  wirklichen  Beweises  im  altdeutschen  Formalprozess  (S.  83 
bis  84).  Dass  seiner  Theorie  erhebliche  Einwendungen  gegenüber- 
stehen, verhehlt  sich  C.  nicht,  und  nur  durch  teilweise  recht 
gewagte  Konjekturen  vermag  er  dieselben  zu  widerlegen  (S.  86  ff.). 
Auch  gibt  er  zu,  dass  schon  zur  Zeit  unserer  ältesten  Quellen 
das  Eidhelferrecht  „entartet,"  der  grundlegende  Gedanke,  den 
die  kritische  Forschung  wieder  zu  entdecken  habe,  „verdunkelt** 
gewesen  sei.  Brie. 

Kohler,    J.     Moderne    Rechtsideen    bei    islamitischen 
Juristen.      Ein    Beitrag    zu    ihrer    Lösung.      Würzburg, 
Stahel.     1885.     20  S.     1  M. 
Aus    dem  Schatz   der   auf  Grund    eines   gewaltigen   Verkehrs 
entstandenen,  bis  ins  Einzelne  fein  durchgebildeten  islamitischen 
R.Litteratur,   teilt  der  Verf.   eine  Auswahl    mehr  oder  weniger 
bedeutender   Ausführungen  mit,   welche    er,    den  verschiedenen 
Stoffen  entsprechend,  unter   Berücksichtigung   der  Schulkontro- 
versen in  21    kurzen  Paragraphen   aneinander   reiht.     Dieselben 
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behandeln  u.  a. :  Die  vorwiegende  Beachtung  der  inneren  Absicht 
der  Handlungen  im  islamitischen  R,,  die  Bedeutung  des  Error 
und  dessen  Merkmale,  die  leges  minus  quam  perfectae,  die  Mass- 
regeln gegen  Umgehungsgeschäfte  (Verbot  des  Zeitgewinns), 
Specification  („wenn  die  Sache  so  verändert  wird,  dass  sie  Name 
und  Bestimmung  verliert"),  Folgen  des  Annahmeverzugs  der 
Gläubiger  (mit  Bezugnahme  auf  die  zwischen  v.  Schey  und  K. 
schwebende  Kontroverse),  den  Anerkennungsvertrag  u.  a.  m. 
Einzelne  der  mitgeteilten  Lösungen  werden  nicht  ermangeln  — 
auch  de  lege  ferenda  —  Interesse  zu  erregen.  Dargun. 

Kohler,  J.  Die  Commenda  im  islamitischen  R.  Ein  Beitrag 
zur  Geschichte  des  Handels-R.  Würzburg,  Stahel.  1885. 
18  S.  1  M. 
Die  Commenda  ist  bei  den  Arabern  weit  früher  entstanden 
als  im  Abendlande,  hat  einen  Haupthebel  ihres  Handelsverkehrs 
gebildet  und  ward  demgemäss  in  ihrer  Litteratur  besonders 
eingehend  behandelt.  Hier  wie  im  christlichen  M.A.  hat  nament- 
lich das  Zinsverbot  die  Commenda  gefördert.  Das  islamitische 
Institut  soll  das  occidentale  wesentlich  beeinflusst  haben  (§.  5). 
Das  Wesen  des  orientalischen  Instituts  ist  Verbindung  des  Ka- 
pitalisten mit  der  Handelsthätigkeit  des  Geranten,  welcher  Kosten- 
ersatz und  Gewinnanteil,  doch  keinen  Lohn  erhält.  Der  Vertrags 
wird  als  ein  durch  das  Eigeninteresse  des  Geranten  modifiziertes 
Mandatsverhältnis  aufgefasst.  Im  einzelnen  wird  nun  von  den 
Pflichten  und  Rechten  der  Kontrahenten,  den  gesetzlichen  Be- 
schränkungen des  Geschäftes  und  von  Entstehung  und  Auflösung^ 
des  Verhältnisses  gehandelt.  Die  ganze  Studie  bildet  einen 
Ansatz  zu  neuerlicher  Untersuchung  des  Ursprungs  der  modernen 
Commenda,  sowie  einen  Beitrag  zu  der  noch  im  Keimen  be- 
griffenen vergleichenden  Rechtswissenschaft.  Dargun. 


111.  Privatrecht^ 

Ihering,  R.  v.  Rechtsschutz  gegen  injuriöse  Rechts- 
verletzungen. (Jahrbücher  für  Dogmatik.  Bd.  23, 
S.  155—338.) 

Die  actio  injuriarum  hat  im  r.  R.  zwei  Funktionen,  sie  wendet 
sich  sowohl  gegen  unmittelbare  als  mittelbare  Verletzungen  dei* 
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Person,  und  man  kann  dementsprechend  zwischen  abstrakter  und 
konkreter  Injurienklage  unterscheiden.  Unmittelbar  wird  die 
Person  verletzt  in  dem,  was  sie  ist,  in  ihrem  Körper,  in  ihrer 
Freiheit,  in  ihrer  Ehre;  unmittelbar  wird  sie  verletzt  in  ihren 
Rechten ;  gegen  die  erstere  Rechtsverletzung  wendet  sich  die  ab- 
$:trakte,  gegen  die  letztere  wenden  sich  sämtliche  übrigen  Klagen, 
unter  Umständen  auch  die  konkrete  Injurienklage. 

Damit  durch  eine  Rechtsverletzung  die  konkrete  Injurienklage 
begründet  werde,  ist  erforderlich  rechtswidrige  Absicht  und  animus 
injuriandi.  Während  bei  sonstigen  Rechtsverletzungen  der  Thäter 
jsich  den  Folgen  seines  Verhaltens  zu  entziehen  sucht,  tritt  er 
bei  den  injuriösen  offen  mit  seiner  Person  für  sein  Handeln  ein, 
bekennt  sich  zu  dem,  was  er  gethan  hat.  In  der  injuriösen 
Rechtsverletzung  spricht  der  Thäter  über  die  Persönlichkeit  des 
Oegners  das  Urteil  aus:  bei  dir  darf  man  sich  das  schon  heraus- 
nehmen, du  bist  der  Mann,  dir  das  gefallen  zu  lassen,  und  eben 
deshalb  liegt  in  dem  Angriff  auf  das  R.  auch  ein  Angriff  auf 
die  Ehre. 

Die  act.  inj.  wird  in  den  Quellen  häufig  erwähnt  als  Schutz- 
mittel gegen  frivolen  Eingriff  in  die  Eigentumssphäre;  sie  findet 
auch  Anwendung  auf  obligatorische  Verhältnisse.  Dass  sie  hier 
selten  angeführt  wird,  findet  seine  Erklärung  in  der  Veränderung, 
die  bei  den  actiones  bonae  fidei  stattgefunden  hat;  der  Richter 
kann  bei  denselben  nach  späterem  Recht  nicht  bloss  auf  den 
■Geldwert  der  Leistung,  sondern  auch  auf  eine  angemessene 
Satisfaktionssumme  erkennen,  und  dadurch  wird  die  act.  inj.  bei 
■den  contractus  bonae  fidei  überflüssig. 

Die  act.  inj.  dient  namentlich  auch  zum  Schutz  des  Besitzes. 
Das  interdictum  u.  p.  ist  nur  anwendbar,  wenn  der  Gegner  den 
Besitz  bestreitet,  ihn  sich  selber  anmasst.  Das  Verbot  der  vis 
bezieht  sich  nicht  auf  jeden  Eingriff  in  den  Besitz  der  Sache, 
sondern  nur  auf  den  Widerstand  gegen  die  Selbsthilfe  des  Be- 
sitzers ;  die  interdicta  retinendae  pussessionis  enthalten  die  legale 
Autorisation  zur  Selbsthilfe,  das  Verbot  der  vis  an  den  Gegner 
war  nur  die  Kehrseite  dieser  positiven  Ermächtigung.  Bei  einem 
vor  dem  Erlass  des  Interdikts  liegenden  unzulässigen  Verhalten 
konnte  das  interdictum  u.  p.  nicht  verwendet  werden;  hiefür 
war  das  interdictum  quod  vi  aut  clam  und,  wenn  es  an  den 
Voraussetzungen  desselben,  opus  factum  und  vermögensrecht- 
liches Interesse,  fehlte,  die  act.  inj.  die  gegebene  Klage.  Durch 
die  beiden  angeführten  Rechtsmittel  wird  der  Detentor  ebenso, 
wie  der  juristische  Besitzer  geschützt. 
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Der  Besitzschutz  durch  die  angeführten  Klagen  wendet  sich 
iibrigens  nicht  gegen  jeden  Eingriff  in  eine  fremde  Besitzsphäre. 
Man  darf  eine  fremde  Sache  benützen,  namentlich  ein  fremdes 
Grundstück  betreten,  soweit  das  Interesse  des  Besitzers  nicht 
verletzt  wird.  Auch  an  in  Privateigentum,  resp.  Privatbesitz 
stehenden  Sachen  findet  ein  usus  publicus  statt,  allerdings  nicht 
in  der  Weise,  dass  ein  R.  auf  die  Benützung  fremder  Sachen 
vorhanden  wäre;  aber  es  besteht  eine  Befugniss  zu  einer  den 
Eigentümer,  resp.  Besitzer  nicht  schädigenden  Benützung  fremder 
Sachen  so  lange,  bis  dieselbe  ausdrücklich  entzogen  ist.  Sowohl 
1  besitz  wie  Eigentum  finden  praktisch  ihre  Grenze  am  Interesse. 
Hieran  schliessen  sich  Erörterungen  über  die  Stellung  des  r.  R. 
zur  Jagdfrage  S.  244—251.) 

Die  act.  inj.  ist  zunächst  darauf  gerichtet,  dem  Kläger  Ge- 
nugthuung  für  die  persönliche  Kränkung  zu  verschaffen  (Satis- 
faktionseffekt); da  aber  die  Fixirung  der  Kondemnationssumme 
dem  freien  Ermessen  des  Richters  überlassen  ist,  so  kann  er  den 
Beklagten  indirekt  zur  Befolgung  gemachter  Auflagen,  also  zur 
Herstellung  des  dem  klägerischen  R.  entsprechenden  thatsäch- 
lichen  Zustandes  zwingen  (Restitutionseffekt);  ausserdem  erhält 
der  Kläger  durch  Kautionen  Sicherung  gegen  Wiederholung  der 
Rechtseingriffe  in  der  Zukunft  (Prohibitionseffekt). 

Die  Behauptung,  dass  die  act.  inj.  durch  das  Str.G.B.  be- 
seitigt sei,  lässt  sich  nicht  aufrecht  erhalten ;  dasselbe  behandelt 
nur  die  abstrakte  Injurie,  die  Beleidigung,  nicht  die  konkrete, 
welche  in  dem  Eingriff  in  die  konkreten  Rechtsverhältnisse  des 
Einzelnen  besteht.  Auch  wenn  man  die  moderne  Ausdehnung 
■der  actio  negatoria  und  des  interdictum  u.  p.,  wornach  sich  die- 
selben gegen  jeden  Eingriff  in  das  Eigentum  oder  den  Besitz 
richten ,  was  sie  im  römischen  R.  nicht  thun ,  anerkennt ,  so 
bleibt  doch  noch  ein  reiches  Anwendungsgebiet  für  die  act.  inj. 
übrig,  so  dass  ohne  dieselbe  eine  unerträgliche  Lücke  in  unserem 
R.  vorhanden  wäre.  Das  Bedürfnis  der  act.  inj.  tritt  nament- 
lich auch  bei  modernen,  den  Römern  unbekannten  Verhältnissen 
und  Einrichtungen  hervor. 

Der  usus  publicus  ist  im  modernen  R.  gegenüber  dem 
römischen  erheblich  erweitert  worden.  Eine  unentgeltliche  Be- 
nützung findet  an  öffentlichen  Sammlungen  statt,  welche  stiftungs- 
gemäss  jedem  geöffnet  sein  sollen,  während  die  Benützung  der 
öffentlichen  Transport  und  Kommunikationsanstalten  dem  Publi- 
kum gegen  Entgelt  zusteht.  Der  für  diese  Anstalten  bestehende 
Kontrahierungszwang    bildet    das    Korrelat    des    denselben    ge- 
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währten  Monopols.  Bei  Verkümmerung  des  erwähnten  usus 
publicus  ist  die  actio  injuriarum  die  gegebene  Klage ,  die  aber 
nicht  beliebig  auf  andere  Unternehmungen  ausgedehnt  werden 
kann.  Für  Theater-,  Konzertunternehmer,  Gastwirte  besteht  ein 
Kontrahierungszwang  nicht;  die  Weigerung  des  Unternehmers, 
mit  einem  einzelnen  Individuum  zu  kontrahieren,  begründet 
deshalb  für  dieses  nicht  die  act.  injuriorum. 

Für  mehrere  Mieter,  die  in  einem  Haus  zusammenwohnen, 
ist  eine  rechtliche  Regulierung  des  Zusammenlebens  nach  Ana- 
logie des  Nachbarrechts  ein  unbedingtes  Erfordernis.  Jeder 
Mieter  hat  von  Seiten  der  Mitbewohner  des  Hauses  das  zu 
dulden,  was  die  gewöhnliche  bürgerliche  Existenz  mit  sich  bringt, 
was  darüber  hinausgeht,  nicht.  Bei  unzulässigen  Belästigungen, 
insbesondere  bei  Veranstaltung  von  Tanzvergnügungen  hat  der 
belästigte  Mieter  gegen  den  andern  die  act.  injuriarum. 

Die  act.  inj.  findet  ferner  Anwendung  bei  Verletzung  des 
den  Römern  unbekannten  unkörperlichen  Eigentums,  also  bei 
Verletzung  des  Urheber-R.,  des  Patent-R. ,  des  geistigen  Eigen- 
tums an  Briefen,  bei  Missbrauch  von  Privatphotographien ,  von 
Mustern  und  Modellen,  Zeichen  und  Marken,  Firmen,  Namen, 
adligen  Wappen. 

Einen  modernen  Anwendungsfall  der  act.  inj.  bildet  endlich 
das  von  Eisenbahndirektionen  aufgestellte  Verbot  des  Verkaufs 
von  Retourbilletten.  Ein  derartiges  Verbot  ist  unzulässig,  und 
es  wird  deshalb  im  konkreten  Fall  die  act.  inj.  begründet.  Der 
Wille  der  Parteien  kann  ein  Rechtsinstitut  nicht  zu  etwas 
anderem  machen,  als  was  es  einmal  ist;  wer  ein  Inhaberpapier 
ausgibt,  muss  sich  die  Konsequenzen,  die  mit  demselben  ver- 
bunden sind,  gefallen  lassen.  Rümelin. 

Tiedeinanu,  Chr.  G.    An  Elementary  Treatise  on  the  Ame- 
rican Law  of  Real  Property.     St.  Louis,  Thomas  &  Co. 

1884.     785  S. 

Der  engl.  Landbesitz  wurde  übertragen  auf  Amerika,  wo  das 
damals  im  Mutterlande  geltende  R.  als  common  law  eingeführt 
wurde.  Wie  in  England,  so  gibt  es  auch  in  Amerika  kein  abso- 
lutes R.  an  Grundeigentum,  sondern  nur  ein  mehr  oder  weniger 
umfassendes  R.  an  demselben,  welches  estate  genannt  wird.  Das 
Eigentum  selbst  wird  dem  Staat  zugeschrieben.  In  den  Frei- 
briefen der  amerik.  Kolonien  wurde  ausdrücklich  bestimmt,  alles 
Land  soll  als  freies  Lehen  —  free  and  common  socage  —  und 
nicht  als  Ritterlehen  innegehabt  werden,  somit  keine  Kriegsdienste 
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dafür  geleistet  werden  müssen.  Die  Lehen  galten  daher  von 
Anfang  an  in  Amerika  nur  in  beschränktem  Umfang,  und  gegen- 
wärtig sind  sie  mit  wenigen  Ausnahmen  gänzlich  verschwunden. 
Vuch  das  Recht  des  Staates  hat  keinen  lehenrechtlichen  Charakter 
iiiehr  und  ohne  Entschädigung  zu  leisten,  kann  er  kein  E.  dem 
Grundeigentümer  wegnehmen.  Dagegen  hat  er  das  R.,  die  Be- 
dingungen des  Landbesitzes  und  den  Umfang  desselben  fest- 
zusetzen, und  beide  werden  mit  dem  Ausdruck  tenure  oder  Land 
tenure  bezeichnet.  Ist  auch  das  Feudalrecht  —  that  barbaric 
System  —  in  Amerika  beinahe  ganz  verschwunden,  so  sind  doch 
die  demselben  eigentümlichen  Ausdrücke  geblieben  und  werden 
noch  fortwährend  angewendet.  Deshalb  werden  auch  die  ver- 
schiedenen Arten  von  Eigentum  mit  Namen  bezeichnet,  die  viel- 
fach dem  Lehenrechte  entnommen  sind,  wie  fee  simple.  Das 
Eigentumsrecht  wird  klassifiziert  nach  Umfang  und  Dauer  des 
R.  an  dem  Grundeigentum,  nach  der  Art  desselben,  nach  der 
Zeit  des  Benutzungs-R.  und  endlich  nach  der  Zahl  der  Berech- 
tigten. Die  erste  Klasse  zerfällt  in  freeholds  und  estates  less 
than  freehold;  die  freeholds  sind  entweder  solche  of  inheritance 
und  solche  not  of  inheritance,  und  die  estates  less  than  freehold 
oder  leaseholds,  solche  for  years,  at  will,  from  year  to  year  und 
at  sufferance. 

Nach  der  Art,  quality,  des  Besitzes  werden  die  Rechte  ein- 
geteilt in  absolute  und  beschränkte,  und  diese  können  wieder 
sein  estate  conditional  at  common  law  oder  estate  tail,  estate 
upon  condition,  estate  upon  limitation  und  conditional  limitation. 
Mit  Rücksicht  auf  die  Art  werden  die  estates  auch  eingeteilt  in 
legal  und  equitable  estates,  je  nachdem  sie  auf  dem  common 
und  Statute  law  beruhen  oder  auf  equity.  Mit  Bezug  auf  die 
Zeit  der  Benutzung  zerfallen  die  estates  in  zwei  Klassen,  estates 
in  possession,  ein  unmittelbares  sofortiges  Recht,  und  estates  in 
expectancy.  Auch  hier  anerkennt  das  Recht  eine  Menge  von 
Unterabteilungen.  In  der  vierten  und  letzten  Klasse  ist  die  Zahl 
der  Berechtigten  massgebend  und  die  estates  werden  daher  ein- 
geteilt in  solche,  die  nur  einem  zustehen,  estates  in  severalty,  und 
in  solche,  welche  zwei  oder  mehr  Personen  zustehen,  Joint  estates. 
Diese  letzteren  zerfallen  wieder  in  fün^ Unterabteilungen:  Joint 
tenancy,  tenancy  in  common,  tenancy  in  coparcenary,  tenancy 
by  the  entirety  und  estate  in  partnership. 

Diese  verschiedenen  und  verschiedenartigen  Rechte  an  Grund- 
eigentum müssen  dem  amerikan.  Juristen  vollkommen  geläufig- 
sein, und  es  ist  nicht  zu  verwundern,  wenn  Anfänger  sich  lieber 
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anderen  Teilen  der  Rechtswissenschaft  zuwenden  und  dem  Grund- 
eigentum den  Rücken  kehren.  Dessenungeachtet  sind  gerade  mit 
Bezug  auf  Rechte  an  Grundeigentum  die  Grundsätze  so  sehr  auf 
Vernunft  gegründet  und  so  sehr  durch  freie,  durch  den  Staat 
oder  die  Willkür  des  Gesetzgebers  unbeeinflusste  Kräfte  entwickelt 
worden,  dass  bei  jedem  einzelnen  die  historische  oder  logische 
Grundlage  nachgewiesen  werden  kann.  Von  dieser  üeberzeugung 
ausgehend,  hat  T.  sein  Buch  geschrieben,  zunächst  für  den  Studie- 
renden, dann  auch  für  den  Praktiker.  Dasselbe  enthält  eine  voll- 
ständige und  sehr  klare  Darstellung  der  betreffenden  Rechts- 
verhältnisse in  anziehender  und  vielfach  sogar  recht  schöner 
Sprache,  z.  B.  das  13.  Kapitel:  uses  and  trusts.  Er  entwickelt 
die  Grundsätze  selbst  und  begnügt  sich  nicht  damit,  eine  nicht 
zu  bewältigende  Masse  von  richterlichen  Entscheidungen  mit- 
zuteilen und  es  dem  Studierenden  zu  überlassen,  sich  die  Grund- 
sätze aus  denselben  herauszuziehen  und  selber  zu  konstruiren. 
So  lernt  der  Studierende  zuerst  die  leitenden  Grundsätze  kennen 
und  sodann  dieselben  an  der  Hand  der  Entscheidungen  prüfen, 
von  welchen  der  Verfasser  über  9000  angeführt  hat.  Das  Buch  ge- 
hört zu  den  hervorragenderen  Erscheinungen  der  neueren  amerikan. 
Litteratur  und  verdient  daher  ehrenvolle  Erwähnung.      König. 


lY.  Handelsrecht. 

yölderndorfif,  0.    Das  Reichsgesetz,  betr.  die  Kommandit- 
gesellschaften   auf    Aktien    und    die    Aktiengesell- 
schaften V.  IB./VII.  1884.     Erlangen,  Palm  &  Enke.   1885. 
833  S.     M.  15. 
Der   erste    grosse  Kommentar   des   neuen  Aktiengesetzes  liegt 
abgeschlossen    vor,    ein    neues    und    doch   in  seiner  Weise  ganz 
bekanntes  Werk ;  denn  es  schliesst  sich  in  der  Form  und  in  der  Art 
der  Bearbeitung  völlig  dem  Kommentar  zum  H.G.B.  an,  welchen 
der  Verf.  dereinst  in  Gemeinschaft   mit  Anschütz  herausgegeben 
hat.     Der  Kommentar  verbindet  den  Charakter  der  Theorie  mit 
den  Zielen  der  Praxis.    Es  wird  einerseits  nie  versäumt,  auf  die  ge- 
schichtliche Entstehung  und  Entwickelung  eines  Instituts  oder  eines 
Rechtssatzes  zurückzugehen  und  es  wird  andererseits  jede  Frage 
auf  das    eingehendste  und    in  reicher   Kasuistik    der    möglichen 
Fälle  erschöpfend  behandelt.     Der  Verf.  hat  es  auch  verstanden. 


l 
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trotz  der  vielen  identischen  Artikel,  die  sich  bei  den  K.G.  a.  A. 
und  den  eigentlichen  Aktiengesellschaften  finden,  sowohl  Wieder- 
holungen zu  vermeiden,  als  auch  durch  zu  viele  und  unbequeme 
Verweisungen  die  Geduld  im  Gebrauche  seines  Buches  auf  die 
Probe  zu  stellen.  Was  den  K.G.  a.  A.  und  den  A.G.  eigentüm- 
lich ist,  wird  bei  diesen  ausschliesslich,  was  beiden  gemeinsam, 
ist  zwar  bei  jeder  einzelnen  Gattung,  im  Schwergewicht  jedoch 
bei  der  A.G.  abgehandelt.  Selbstverständlich  ist,  dass  Litteratur, 
Rechtssprechung  und  die  parlamentarischen  Materialien  überall 
•eingehend  berücksichtigt  sind.  Bei  einzelnen  Fragen  werden  die 
Ansichten  des  Verf.  nicht  immer  auf  allgemeine  Zustimmung 
rechnen  können,  aber  die  Ausführungen  werden,  auch  wenn 
ihnen  nicht  zugestimmt  werden  kann,  überall  Anregung  zu  sorg- 
fältiger Prüfung  und  Beachtung  geben. 

Bei    dem    grossen   Umfang    des  Buches    hätte  vielleicht   das 
Sachregister  etwas  ausführlicher  sein    können.  Kays  er. 

Broustein^  J.  L.  Zur  Reform  des  Erfinderrechtes.  (Vor- 
trag gehalten  im  niederösterr.  Gewerbeverein  am  lO./IV. 
1885.)  Wien,  Manz.  1885.  34  S. 
Ausgehend  von  dem  Kampfe,  in  welchem  die  Interessen  des 
Erfinders  und  das  Interesse  des  Staates  stehen,  dessen  Ausgleich 
Aufgabe  der  Gesetzgebung  sei,  wird  der  Ansicht  entgegengetreten, 
dass  damit  ein  Vertragsverhältnis  gestaltet  werde,  nach  welchem 
der  Erfinder  im  Interesse  aller  seine  Erfindung  der  Oefifentlich- 
keit  preisgibt  und  hierfür  als  Gegenleistung  zeitlich  beschränkt 
den  Schutz  seines  ausschliesslichen  Benutzungs-R.  vom  Staate 
garantiert  erhält.  Es  wird  für  den  Satz  eingetreten:  „das  Recht 
der  Erfinder  auf  ihre  Werke  ist  ein  Eigentumsrecht",  bei  Be- 
kämpfung der  hie;-gegen  erhobenen  Einwendungen.  Die  Not- 
wendigkeit einer  Klarstellung  des  Begriffes  „Erfindung"  mit  seinem 
Merkmale  der  Neuheit  wird  dargelegt  und  statt  „  Verbesserungs- 
erfindung"  (Exner)  Haupt-  und  abhängige  Erfindung  vorgeschla- 
gen. Bei  Erörterung  der  Frage,  ob  Anmelde-,  Vorprüfungs-, 
Aufgebots-  oder  gemischtes  Verfahren,  wird  das  Einspruchsrecht 
behandelt  und  das  Patenterteilungsverfahren  des  deutschen  Pa- 
tentgesetzes missbilligt.  Das  Vorprüfungsverfahren  in  seiner 
heutigen  Gestalt  sei  die  gesetzlich  legalisierte  Möglichkeit  einer 
Beraubung  des  Erfinders  zu  Gunsten  der  Gesamtheit.  Zum 
ursprünglichen  Erwerb  des  Erfinderrechtes  sei  die  Niederlegung 
der  in  gesetzlicher  Form  (sachgetreu  und  gesetzesgetreu  S.  15) 
abgefassten  und  gesetzlich  instruierten,  mit  der  gleichfalls  form- 
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gerechten  Anspruchsformel  versehenen  Erfinderbeschreibung  bei 
der  kompetenten  Behörde  und  damit  das  Erfinderrecht  seinen 
verbietenden  Charakter  äussere,  die  Eintragung  desselben  im 
öifentlichen  Register  und  Publikation  erforderlich.  Das  Ein- 
spruchsrecht (S.  26—30)  sei  nur  auf  Priorität  des  Registers  oder 
Patententlehnung,  andernfalls  nur  auf  relative  Wirkungslosigkeit 
oder  auf  offenkundige  Ausübung  zu  beschränken,  dagegen  aber 
,  wie  bei  theoretischer  Vorprüfung  weder  von  Amts  wegen,  noch 
über  Einspruch  vorzunehmen.  An  Stelle  einer  Patenturkunde 
sei  vor  Abschluss  des  Registerverfahrens  dem  Erfinder  eine  „  amt- 
liche  Ausfertigung"    des   Registerauszugs   zu    erteilen. 

Keyssner. 

Sebastian,  L.  B.  The  Law  of  Trade  Marks  and  their  Re- 
gistration, and  matters  connected  therewith,  inclu- 
ding  a  chapter  on  Goodwill.  Second  Edition.  London,  Stevens 
and  Sons.  1884.  560  S.  20  sh. 
Die  erste  Ausgabe  dieses  Werkes  erschien  1878  und  wurde 
bald  in  England  und  Amerika  als  eines  der  Hauptwerke  über 
diese  Materie  anerkannt  und  benutzt.  Die  neue  Auflage  hat  die 
Erfahrungen  der  dazwischen  liegenden  Jahre  verwertet  und  alle 
Veränderungen  aufgenommen,  so  dass  nun  der  Umfang  des  Textes 
von  200  auf  300  und  des  ganzes  Buches  von  342  auf  560  Seiten 
angewachsen  ist.  Auch  die  Anzahl  der  herbeigezogenen  Fälle 
stieg  von  500  auf  1000.  Dabei  begnügte  sich  der  Verf.  nicht 
damit,  die  engl.  Reports  auszubeuten,  sondern  er  teilt  auch  dort 
nicht  aufgenommene  Entscheidungen  nach  seinen  eigenen  Noten 
mit.  Neben  den  engl.  Urteilen  werden  auch  die  irisch,  und 
Schott.,  mit  Inbegriff  derjenigen  der  Sheriff  Courts,  soweit  sie 
veröffentlicht  worden  sind,  herbeigezogen,  sowie  diejenigen  der 
Gerichtshöfe  von  Calkutta,  Bombay  und  Victoria.  Auch  die 
amerik.  Reports  wurden  durchforscht  und  nicht  geringe  Ausbeute 
kam  von  daher  dem  Buche  zu  gut.  Dieses  gewaltige  Material 
ist  von  S.  nach  dem  ursprünglichen  Plan  gesichtet,  geordnet  und 
verarbeitet.  Die  Kontroversen  sind  teils  mit  wenig  Worten  ent- 
schieden, teils  ausführlich  erörtert,  wobei  der  Verf.  sich  immer 
sein  selbständiges  Urteil  wahrt.  Ausser  dem  Marken-R.  behandelt 
S.  in  einem  besonderen  Kapitel  die  Concurrence  deloyale,  insofern 
eine  Partei  durch  die  Wahl  der  Firma  oder  leichte  Aenderung 
der  Marke  eine  Verwechslung  mit  einer  anderen  herbeizuführen 
und  das  von  einem  anderen  eroberte  Gebiet  für  sich  auszubeuten 
sucht.     In   einem  letzten  Kapitel  wird  der  Begriff  von  goodwill 
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«rörtert   und  unter  anderem  nachgewiesen,  dass  bei  einem  Ver- 
kauf desselben  die  Handelsmarke  inbegriffen  sei. 

Dem  Buche  vorgesetzt  ist  die  internationale  Konvention  von 
Paris  vom  20./III.  1883  resp.  6./VI.  1884.  In  einem  Anhange 
wird  das  ganze  Gesetzesmaterial,  soweit  es  sich  auf  England  be- 
zieht, mitgeteilt,  mit  Inbegriff  der  ausführenden  Verordnungen 
und  Instruktionen ;  ferner  Formulare  für  gerichtliche  oder  ausser- 
gerichtliche  Verhandlungen  und  gerichtliche  Entscheidungen  in 
Markenschutzstreitigkeiten.  Endlich  eine  Anzahl  besonderer  Ge- 
setze betr.  die  Bezeichnung  der  Waren.  Beigefügt  werden  die 
amerik.  Kongressakte  von  1870  und  der  engl.-amerik.  Vertrag 
von  1877.  Als  willkommene  Ergänzung  des  Buches  dient  des 
nämlichen  Verfassers  „Digest  ofCases",  die  im  nämlichen  Verlag 
1879  erschienen  sind  und  die  Feuerprobe  eines  amerik.  Nach- 
druckes bestanden  haben.  Das  Werk  kann  als  das  vollständigste 
Kompendium  des  engl.  R.  über  Markenschutz  bezeichnet  werden, 
und  ist  nicht  nur  für  Juristen  brauchbar,  sondern  auch  für 
Industrielle  und  Kauf  leute,  welche  ihre  Interessen  ohne  Mithilfe 
■eines  Advokaten  zu  besorgen  wünschen. 

Die  Table  of  Gases  weist  über  1000  Fälle  auf  und  bei  jedem 
wird  angegeben,  wo  er  zu  finden  sei.  Das  Register  ist  ausführ- 
lich und  lässt  ßichts  zu  wünschen  übrig.  König. 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Wilmowski,  G.  v.  Deutsche  Reichskonkursordnung. 
3.  verb.  Aufl.  Berlin,  Vahlen.  gb.  12  M. 
Die  2.  Auflage  dieses  Kommentars  hat  v.  Sarwey  in  Bd.  I 
•des  C.Bl.  auf  S.  109  besprochen  und  hervorgehoben,  der  Zweck 
des  Verf.  bestehe  hauptsächlich  darin,  dem  Praktiker  ein  brauch- 
bares Handbuch  zu  übergeben  und  ihn  hinsichtlich  der  Streit- 
fragen derart  zu  orientieren,  dass  er  die  Gründe  für  die  verschie- 
denen Ansichten  beurteilen  könne.  Diesen  Zweck  hat  der  Verf. 
jedenfalls  in  hohem  Grade  erreicht.  Man  merkt  seinem  Buche 
überall  an,  dass  er  mitten  in  einer  reichen  Praxis  steht  und 
die  Bedürfnisse  des  Lebens  und  Verkehrs  genau  kennt  und  richtig 
würdigt.  Aber  der  Verf.  geht  auch  den  theoretischen,  auf  die  Kon- 
struktion der  Konkursrechtsverhältnisse  bezüglichen  Fragen,  die 
für  die  Beantwortung  einer  Reihe  von  Einzelfragen  entscheidend 
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sind,  nirgends  aus  dem  Weg,  beteiligt  sich  vielmehr  eifrig  und 
mit  Erfolg  an  den  grundlegenden  Untersuchungen.  Die  hierauf 
bezüglichen  Schriften,  insbesondere  die  Ausführungen  von  Schnitze, 
Fitting  und  v.  Canstein  sind  überall  berücksichtigt  und  es  hat 
der  Verf.  schon  in  der  2.,  noch  mehr  aber  in  der  3.  Auflage 
die  „juristischen  Grundlagen"  des  Konkursrechts  ausführlich  er- 
örtert und  seine  durchaus  selbständige  Auffassung  bezüglich  aller 
wichtigeren  Punkte  eingehend  begründet.  Bezüglich  der  Frage 
nach  der  Natur  des  Konkursverfahrens  hat  v.  W.,  der  sich  in  der 
2.  Auflage  die  Auffassung  von  Schnitze,  es  handle  sich  hier  ledig- 
lich um  ein  ausserordentliches  Zivilprozessverfahren,  ange- 
eignet hatte,  diese  Ansicht  (S.  26)  wieder  aufgegeben  und  sich 
Förster-Eccius  (I,  §.  111,  Anm.  6)  und  Fitting  (§.  2,  Anm.  1)  an- 
geschlossen. Soweit  die  Stellung  des  Konkursverwalters  in  Frage 
steht,  hält  er  (S.  30  ff.  und  157)  daran  fest,  dass  dieser  überall, 
auch  soweit  es  sich  um  die  Ausübung  des  Anfechtungsrechts 
handle,  lediglich  den  Gemeinschuldner  vertrete,  nicht  aber  als  Ver- 
treter der  Gläubiger  anzusehen  sei.  Auch  bei  der  Erläuterung 
der  auf  das  Anfechtungsrecht  bezüglichen  Vorschriften  wurde 
die  ganze,  immer  mehr  anschwellende,  Litteratur,  insbesondere  die 
bedeutende  Schrift  von  Cosack  (IV,  148)  sorgfältig  berücksichtigt. 
Die  Ausführungen  des  Verf.  zeichnen  sich  ebenso  durch  juristische 
Schärfe,  wie  durch  ihre  praktische,  die  Ergebnisse  der  einzelnen 
Theorieen  nie  aus  dem  Auge  verlierende  Richtung  aus.  Am 
Umfang  hat  das  Werk,  das  in  der  1.  Auflage  320,  in  der  2. 
515  Seiten  zählte,  wieder  zugenommen.  Die  Seitenzahl  ist  auf 
571  gestiegen. 

Von  allen  bisher  erschienenen  Kommentaren  ist  der  vor- 
liegende einer  der  besten,  wenn  nicht  der  beste  und  wird  des- 
halb von  den  Praktikern  nicht  ohne  Grund  bevorzugt. 

Petersen. 

Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen  Rechts.  (Ras- 
sow  u.  Künzel.)  XXIX.  Bd.  2.  u.  3.  H. 
H.  Sturm  erörtert  die  bekannten  Kontroversen  über  den  Be- 
weis des  Lebens  und  des  Todes  als  Anfangs-  bezw.  Endpunkts 
der  Persönlichkeit,  einschliesslich  der  Lehre  von  der  Verschollen- 
heit, ohne  übrigens  etwas  erheblich  Neues  beizubringen.  Eine 
Rechtfertigung  für  die  grundlegende  Behauptung  (S.  279  u.  291),. 
dass  der  Beweis  des  Eintritts  in  das  Leben  (durch  perfekte  Ge- 
burt) die  Präsumtion  der  Fortdauer  des  Lebens  bis  zum  Nach- 
weise des  Todes  für  alle  Fälle  begründe,   in  welchen  überhaupt 
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ein  Anspruch  auf  das  Leben  gestützt  wird,  fehlt  gänzlich,  während 
denn  doch  das  Leben  nach  dei'  herrschenden  Auffassung,  wenn 
es  auch  die  Rechtsfähigkeit  bedingt,  doch  immer  eine  Thatsache, 
aber  kein  Rechtsverhältnis  ist,  für  die  Fortdauer  thatsächlicher 
Verhältnisse  aber  im  allgemeinen  keine  Vermutung  spricht.  — 
Die  grossen  Schwierigkeiten,  welche  die  allgemeine  Fassung  des 
§.  51  der  Z.Pr.O.  bezüglich  der  rechtlichen  Stellung  der  Ehefrau 
als  Prozesspartei  nach  Verschiedenheit  der  Güterrechtssysteme 
darbietet,  sucht  Boas  in  Beziehung  auf  das  Pr.  A.  L.R.  durch 
sorgfältige  Scheidung  der  verschiedenen  zivil-  und  prozessrecht- 
lichen Verhältnisse,  in  welche  die  Ehefrau  hiebei  möglicherweise 
treten  kann,  zu  lösen.  B.  ignoriert  gänzlich  die  auf  diese  Frage 
bezügliche  Litteratur,  auch  Förster-Eccius. 

Von  L.  Fuld  wird  die,  weniger  in  der  Fachlitteratur,  als 
vielmehr  in  der  Tagespresse  aus  Anlass  des  Scheidungsprozesses 
des  Grossherzogs  von  Hessen  verteidigte  Auffassung,  als  ob  im 
Eheprozess  —  soweit  es  sich  um  einen  nicht  die  Aufrechterhaltung, 
sondern  die  Trennung  der  Ehe  bedingenden  Thatumstand  handle  — 
das  Gericht  nicht  berechtigt  sei,  auf  Grund  des  gesamten  Inhalts 
der  Verhandlungen  (also  namentlich  auch  auf  Grund  unver- 
dächtiger, der  freien  Prüfung  des  Gerichts  unterliegender  Aner- 
kenntnisse) zu  entscheiden,  ob  eine  Thatsache  für  wahr  zu  erachten 
sei  (Z.P.O.  §.  259),  sondern  vielmehr  durch  §.  577,  Abs.  1  ge- 
nötigt werde,  immer  erst  einen  Beweisbeschluss  über  solche  That- 
sachen  zu  erlassen,  kurz  und  treffend  als  jeder  Begründung  er- 
mangelnd zurückgewiesen. 

Peters  behandelt  das  Verfahren  bei  Anträgen  auf  einst- 
weilige Einstellung  bezw.  Aufhebung  der  Zwangsvollstreckung 
in  den  Fällen  der  §§.  686.  687.  690.  Z.Pr.O.,  indem  er  in  ebenso 
gründlicher  als  erschöpfender  Ausführung  die  in  der  preuss. 
Praxis  vielfach  vorkommende  Ansicht  bekämpft,  dass  in  diesen 
Fällen  —  in  Anwendung  der  Grundsätze  über  einstweilige  Ver- 
fügungen —  der  Antrag  nur  von  der  Glaubhaftmachung  oder 
aber  —  an  deren  Stelle  —  von  vorgängiger  Sicherheitsleistung, 
aber  nicht  von  der  Erhebung  der  Klage  abhänge.  Wie  nun 
aber  P.  dennoch  dazu  kommt  (S.  339),  entgegen  seiner  bis  jetzt 
vorliegenden  Ausführung  nicht  die  Erhebung  der  Klage  (durch 
Zustellung  an  den  Beklagten)  —  s.  auch  R.G.  X.  S.  315  — 
sondern  vielmehr  die  „Anbringung  der  Klage  bei  Gericht",  ein 
der  Z.Pr.O.  unbekanntes  Prozessstadium  als  Voraussetzung  eines 
solchen  Antrags  zu  bezeichnen,  muss  erst  die  Fortsetzung  des 
vorliegenden  Aufsatzes  zeigen,  dessen  zweite  Hälfte  sich  mit  einer 
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scharfen  Abgrenzung  der  Begriffe    von   einstweiliger    Anordnung 
und  einstweiliger  Verfügung  beschäftigt. 

Hagemann  sucht  im  Anschluss  an  Franckes  Aufsatz  im 
Magazin  für  das  R.  d.  Gegenwart  Bd.  IL  S.  148  ff.  den  viel- 
erörterten Missstand,  welcher  bei  der  Zustellung  der  Arrest- 
beschlüsse durch  öffentliche  Bekanntmachung  und  durch  Er- 
suchen im  Ausland  infolge  des  §.  809  Abs.  2  Z.Pr.O.  vorhanden 
ist,  und  nach  Mitteilung  der  Tagespresse  neuerdings  zu  einem 
Antrag  Hamburgs  im  Bundesrat  auf  Erlassung  einer  Novelle 
geführt  hat,  dadurch  zu  beseitigen,  dass  er  entgegen  dem  nach 
der  bisher  allgemeinen  Auffassung  klaren  Wortlaut  des  §.  802, 
Abs.  2  —  wie  auch  in  dem  analogen  Falle  des  §.  730,  Abs.  2  — 
die  Zustellung  an  den  Schuldner  vor  der  Zustellung  an  den 
Gläubiger  wenigstens  dann  beginnen  lassen  will,  wenn  der  Gläubiger 
den  Antrag  hierauf  stellt.  Die  Gründe  für  ein  solches  wohl- 
meinendes Handeln  in  fraudem  legis  seitens  der  Gerichte  beruhen 
im  wesentlichen  auf  der  Zweckmässigkeit  und  auf  dem  aner- 
kennungswerten Bestreben,  der  stückweisen  Korrektur  der  Z.Pr.O. 
durch  Novellen  die  rechtsbildende  Kraft  der  Gerichte  entgegen- 
zusetzen. Gaupp. 

Walter,  H.    Die  Rechtsanwaltsgebühren  in  Preussen  im 
Gebiete  des    allgemeinen  Land-R.     Zusammenstellung 
aller  in  Preussen  neben  der  deutschen  Gebührenordnung  für 
Rechtsanwälte  giltigen  landesgesetzlichen  Vorschriften  über 
Rechtsanwaltsgebühren.     Berlin,    Siemenroth.     1885.     VIII 
u.  148.  S. 
In  der  Einleitung  ist  dargelegt,  wie  die  Gebührenordnung  für 
Rechtsanwälte  vom  7./VII.   1879  (Kommentar  von   selbem  Verf. 
im   gleichen  Verlag)   nicht   die   gesamte  Geschäftsthätigkeit   des 
praktischen  Anwalts  umfasse.     Nach   dem   preussischen  Ausfüh- 
rungsgesetz zur   deutschen  Gebührenordnung   für  Rechtsanwälte 
vom  2./II.  1880  sind  denn  die  noch  in  Geltung  stehenden  preus- 
sischen, den  Gebührenansatz  betreffenden  Gesetze,  nebst  sämtlichen 
dazu  ergangenen  amtlichen  Bestimmungen,  unter  Anfügung  der 
Tarife  abgedruckt  und  durch  Anmerkungen  erläutert.    Ein  Sach- 
register macht  den  Schluss.  Keyssner. 
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y J .  Straf reclitswissenschaft. 

M'hoeiilianlt,  C.  Alea.  Ueber  die  Bestrafung  des  Glücks- 
spiels im  älteren  röm.  R.  Stuttgart,  Enke.  1885. 
102  S.     3  M.  60  Pf. 

Die  gewissenhafte  und  gutgeschriebene  Arbeit  versucht  eine 
umfassende,  aus  den  Quellen  geschöpfte  Darstellung  der  Alea 
nach  vorjustinianischem  Straf-  und  Prozess-R.  Alea,  in  erster 
Linie  das  Würfelspiel,  dann  das  Glücksspiel  überhaupt,  wurde 
durch  die  röm.  Gesetzgebung,  welche  das  Hazardspiel  in  der  Form 
des  Geldspielens  verbot,  rechtlich  gleichbedeutend  mit  Geldspiel; 
im  zivilistischen  Sinne  bedeutet  alea  den  aleatorischen  Vertrag. 
Der  Gang  der  Gesetzgebung  hinsichtlich  des  Geldspiels  ist 
im  einzelnen  dunkel  und  wird  es  bei  der  Dürftigkeit  der  vor- 
handenen Quellen  bleiben  müssen.  Eine  lex  alearia  erwähnt 
bereits  Plautus  (Miles  glor.  v.  164,  165);  sicher  bezeugt  ist  eine 
lex  im  technischen  Sinn,  welche  die  alea  verbot,  für  die  Zeit 
Ciceros  (Philipp.  2,  23,  56).  Die  Justinianischen  Rechtsbücher 
kennen  eine  lex  alearia  nicht,  dagegen  sprechen  sie  (D.  tit.  de 
aleat.  11,  5)  von  einem  gegen  das  Geldspiel  gerichteten  Senatus- 
<^onsultum  und  drei  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Gesetzen 

lex  Titia,  Publicia  u.  Cornelia).  Weder  der  Name,  noch  die 
Entstehungszeit,  noch  der  Wortlaut  des  S.  C.tum  ist  uns  erhalten ; 
im  Verhältnis  zu  den  genannten  leges  enthält  es,  wie  der  Verf. 

S.  72  ff.)  vermutet,  die  ältere  Rechtsnorm.  Die  von  Houterius 
aufgestellte  Behauptung,  der  zufolge  das  unmässige  Spielen  auf 
Grund  einer  lex  Roscia  mit  dem  Exil  bestraft  worden  wäre,  be- 
ruht auf  einem  Missverständnis.  Auch  für  die  Infamie  der  alea- 
tores  lässt  sich  ein  positiver  Beweis  nicht  erbringen,  während 
allerdings  die  sogen,  infamia  facti  denselben  unzweifelhaft  an- 
hing. Das  Quadruplum  als  die  im  älteren  röm.  R.  der  alea 
gedrohte  Strafe  (cf.  Pseudo-Asconius  in  divinat.  §.  24)  wird  vom 
Verf.  nicht  beanstandet. 

Bei  der  überaus  schwierigen  Frage,  welches  Verfahren  gegen 

lie  aleatores  stattgefunden  hat,  ist  vor  allem  das  unzweideutige 
/••ugnis  Ciceros  (Philipp.  2,  23,  50)  zu  berücksichtigen,  nach 
welchem  zur  Zeit  dieses  Schriftstellers  ein  Judicium  publicum 
wegen  alea  stattfand.  Aber  welcher  Art  war  dasselbe?  Wie  der 
Verf.  ausführt,  kein  Quästionenverfahren,  sondern  ein  Comitial- 
näher  ein  ädilicischer  Multprozess.    Dem  steht  das  durch  Pseudo- 
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Asconius  als  Strafe  der  alea  bezeugte  Quadruplum,  das  weder  in 
den  Rahmen  des  Quästionen-,  noch  in  den  des  Multprozesses 
passt,  nicht  entgegen.  Des  Verfassers  gelehrte  Ausführungen 
über  die  Quadruplatio  des  älteren  Rechts,  welche  er  als  ein 
Institut  zivilprozessualer  Natur  auffasst,  führen  nämlich  auf  die 
Existenz  eines  doppelten  Strafverfahrens  wider  die  aleatores  hin: 
eines  zivilrechtlichen  und  eines  kriminellen ;  sie  lassen  es  freilich 
dahingestellt,  ob  dieser  Dualismus  wirklich  bestand  oder  einfach 
aus  einem  Wechsel  der  Gesetzgebung  zu  erklären  ist. 

Zum  Schluss  bespricht  der  Verf.  das  prätorische  Edikt,  das 
(fr.  1.  pr.  D.  de  aleat.  11,  5)  teils  dem  susceptor  aleatorum  gilt, 
teils  die  prätorische  Coercition  gegen  denjenigen  in  Aussicht 
stellt,  „qui  aleae  ludendae  causa  vim  intulerit",  sowie  das  Ju- 
stinianische R.  (C.  tit.  o,  43),  das  den  Kampf  der  Gesetzgebung 
gegen  die  Unsitte  des  Spieles  prinzipiell  auf  das  zivilistische 
Gebiet  überleitete.  E.   Brunnenmeister  (Halle). 

Medem,  R.  Das  Deutsche  Reichsstraf-R.  für  die  Auf- 
gabende r  Strafzumessungslehre,  der  Kriminalstatistik 
und  der  Revision  des  St.G.B.  systematisch  geordnet.  Berlin, 
Decker.  1885.  XVIII  u.  162  S.  5  M. 
Um  den  im  Titel  angedeuteten  Aufgaben  zu  dienen,  hat  der 
Verf.  „ein  neues  System  der  Delikte  des  (geltenden)  Straf-R." 
(S.  23—162)  aufgestellt,  nach  w^elchem  er  seine  Vorlesungen  über 
Straf-R.  zu  halten  pflegt;  als  oberstes  Einteilungsprinzip  sei  „aus 
praktischen  Gründen"  die  Person  des  Verletzten  gewählt, 
woraus  die  ersten  4  Abteilungen,  sc.  des  zweiten  —  speziellen  — 
Teiles  (Vergehungen  gegen  die  Rechtsgüter  der  Einzelnen,  des 
Publikums,  des  Staats  und  gegen  die  Religion)  entstanden  seien, 
während  die  5.  Abt.  (Beteiligung  an  Vergehen  Anderer  und  Bereit- 
willigkeit zu  Vergehen)  einem  anderen  Einteilungsprinzipe  folge, 
indem  hier  eine  Anzahl  von  Delikten  sekundärer  Art  den 
primären  gegenübergestellt  werde;  innerhalb  der  Abteilungen 
sei  die  weitere  Einteilung  nach  den  verletzten  Rechtsgütern 
gemacht.  Im  „Ersten  Teil"  werden  in  10  Abteilungen  behandelt: 
1.  Einleitende  Bestimmungen  (das  jetzige  Einführungsgesetz  und 
die  Einleitungsbestimmungen  des  St.G.B.  zusammenfassend);  2. 
Strafen;  3.  Einziehung,  Bussen,  Veröffentlichung  des  Urteils; 
4.  Versuch  ;  5.  Gründe,  welche  die  Strafe  ausschliessen  oder  mildern ; 
6.  Untersuchungshaft;  7.  Strafantrag;  8.  Verjährung;  9.  Zu- 
sammentreffen mehrerer  strafbarer  Handlungen;  10.  Teilnahme 
(trotz  der  5.  Abt.  des  besonderen  Teiles). 
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Den  Inhalt  dieses  „Systemes"  bilden  —  an  der  betr.  Stelle 
desselben  eingefügt  —  die  einzelnen  (manchmal  in  verschiedene 
Teile  zerlegten)  Paragraphen  des  St.G.B.,  unter  jedesmaliger  An- 
gabe ihrer  Stellung  im  System  des  St.G.B.,  sowie  die  Paragraphen 
der  wesentlichsten  Reichsstrafnebengesetze ;  auch  sind  bei  den 
einzelnen  Gesetzesparagraphen  die  bezüglichen  prozessualischen 
Notizen  beigefügt,  sowie  die  Stellung  in  der  übersichtlich  auf- 
gestellten Tabelle  über  die  „Strafrahmenreihe  des  St.G.B."  an- 
gedeutet. 

Diese  Tabelle  II  bildet  zusammen  mit  einer  (Strafenreihen-) 
Tabelle  I  (betr.  die  bei  einer  Reihe  von  Delikten  mit  gleichen 
und  mit  verschiedenen  Strafrahmen  vom  ehemaligen  Landgericht 
Greifswald  in  den  Jahren  1876/79  erkannten  Strafen)  den  Anhang 
zui'  3 Einleitung"  (S.  1  —  22)  des  Systems,  die  in  3  Abschnitten: 
I.  Allgemeine  (formelle  und  materielle)  Entwickelung  der  Straf- 
zumessungslehre;  IL  Das  St.G.B.  und  die  Statistik;  111.  Vor- 
schläge für  die  Erhebung  der  Statistik  behandelt,  nachdem  im 
„Vorberichte"  darauf  hingewiesen  worden,  dass  mit  der  Vor- 
schrift des  §.  266  der  Str.P.O.  (wonach  die  für  die  Zumessung 
der  Strafe  bestimmend  gewesenen  Gründe  angeführt  werden  sollen) 
der  Anfang  einer  „neuen  Aera  d«r  Kriminalstatistik"  gemacht 
sei,  die  —  um  zu  einer  „fruchtbringenden  Bestrafungsstatistik" 
zu  führen  —  nunmehr  eine  Verständigung  über  die  Prinzipien 
der  Strafzumessung  und  der  Strafvollstreckung  erheische;  dazu 
soll  die  vorliegende  vornehmlich  mit  der  Strafzumessung  sich 
beschäftigende  Schrift  eine  Vorarbeit  liefern.         Olshausen. 

Litteratnr  Über  Eansalität  im  Straf-R. 

L  Birkmeyer,  K.  lieber  Ursachenbegriff  und  Kausal- 
zusammenhang im  Straf-R.  (Rektoratsrede.)  Rostock,  üniver- 
sitätsbuchdruckerei.  1885.  88  S.  (Auch  im  Gerichtssaal 
XXXVII,  257-357.) 

2.  Buri,  M.  v.  Die  Kausalität  und  ihre  strafrechtlichen 
Beziehungen.  Stuttgart,  Enke.  1885.  IV  u.  155  S.  (Auch 
als  Beilageheft  zum  Gerichtssaal  XXXVII.) 

Der  zu  1)  gedachten  Rektoratsrede  selbst  (S.  3—25)  ist 
in  sehr  eingehender  Weise  das  wissenschaftliche  Material  in 
131  Noten  (S.  26—88)  beigefügt.  Davon  ausgehend  (Abschn.  I), 
dass  eine  scharfe  Scheidung  der  Kausalitäts-  und  der  Schuldfrage 
die  erste  Bedingung  eines  richtigen  Verständnisses  derjenigen 
Probleme  sei,  welche  die  Frage  der  Kausalität  der  Strafrechts- 
wissenschaft biete,  erörtert  Verf.    zunächst,    woher  das  Straf-R. 
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seinen  Ursachenbegriff  übernommen  habe.  Der  philosophische 
ürsachenbegriff,  wonach  nur  die  Gesamtheit  aller  Bedingungen 
eines  Erfolges  als  Ursache  desselben  bezeichnet  werden  könne,  sei 
für  das  Straf-R.  unbrauchbar,  wenigstens  lediglich  das  daraus  zu 
entnehmen,  dass  die  Ursache  nur  im  Kreise  der  Bedingungen  ge- 
sucht werden  dürfe  (Abschn.  II).  Das  Str.-R.,  welches  einen  Ur- 
sachenbegriff verlange,  der  es  möglich  mache,  in  einer  einzigen 
menschlichen  Thätigkeit  die  Ursache  eines  verbrecherischen  Er- 
folges zu  erblicken,  habe  vielmehr  den  „vulgären  Ursachen- 
begriff" zu  dem  seinigen  gemacht;  nach  der  Theorie,  dass  Ur- 
sache nur  diejenige  Bedingung  des  Erfolges  sei,  welche  dieselbe 
mit  Notwendigkeit  nach  sich  ziehe,  herrsche  jetzt  in  Theorie  und 
Praxis  (insbesondere  des  Reichsgerichts)  die  namentlich  von  v.  Buri 
erfochtene  entgegengesetzte  Ansicht,  wonach  Ursache  jede  Mit- 
wirksamkeit sei,  welche  zur  Hervorbringung  eines  Erfolges  bei- 
getragen habe  (Abschn.  III).  Nach  Bekämpfung  dieser  Ansicht 
wird  positiv  (wesentlich  im  Anschluss  an  Binding)  als  Ursache 
im  Sinne  des  Str.-R.  diejenige  unter  den  Bedingungen  des  Er- 
folges bezeichnet,  welche  mehr  als  die  übrigen  zur  Hervor- 
bringung  des  Erfolges  beigetragen  habe ;  das  sei  auch  der  Stand- 
punkt des  Str.G.B.,  insbesondere  in  den  §§.  47,  49  (Abschn.  IV). 
Das  zweite  Problem  in  der  kriminalistischen  Kausalitätslehre  sei 
die  Fixierung  derjenigen  Momente,  welche  den  Kausalzusammen- 
hang zwischen  einem  konkreten  Erfolge  und  einem  zunächst  als 
Bedingung  desselben  erscheinenden  Ereignis  zu  unterbrechen  ge- 
eignet seien.  Schwierigkeiten  biete  hier  die  Subsumtion  einzelner 
Pälle  unter  das  massgebende  Prinzip,  nach  welchem  der  Kausal- 
zusammenhang nur  durch  solche  Ereignisse  unterbrochen  wird, 
welche  einer  neuen  selbständig  zum  Erfolge  hinführenden  Kausal- 
kette angehören;  insbesondere  unterbreche  keineswegs  die  da- 
zwischen tretende  Handlung  eines  zurechnungsfähigen  Menschen 
stets  den  Kausalzusammenhang ;  denn,  wenn  auch  eine  aus  freiem 
Willen  hervorgegangene  menschliche  Thätigkeit  stets  der  Anfang 
einer  neuen  Kausalkette  sei,  so  doch  nicht  notwendig  einer  in 
der  Erzeugung  des  Erfolges  selbständigen  und  von  der  früher 
begonnenen  Kausalität  unabhängigen;  sie  dulde  nicht  nur  Be- 
dingungen sowohl  hinter  sich ,  wie  neben  sich ,  sondern  selbst 
zeitlich  voraufgegangene  oder  nachfolgende  Ursachen  neben 
sich,  mit  denen  zusammen  sie  den  Erfolg  erzeuge  (Abschn.  V). 
Zum  Schlüsse  (Abschn.  VI)  wirft  Verf.  einen  Blick  auf  die  Stel- 
lung der  Strafsenate  des  Reichsgerichts,  die,  dem  v.  Buri'schen 
Kausalitätsbegriffe   huldigend,  in  eine  dem  positiven  Rechte  zu- 
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widerlaufende  Bahn  gedrängt  seien,  sich  aber  in  auffällige  Wider- 
sprüche verwickelt  hätten,  die  durch  eine  Entscheidung  der 
vereinigten  Strafsenate  gehoben  werden  müssten,  während  für 
eine  Beseitigung  des  Zwiespalts  mit  der  Auffassung  der  Zivil- 
senate es  an  jedem  direkten  Mittel  zur  Abhilfe  fehle. 

Die  V.  Burische  Schrift  erörtert,  im  Anschluss  an  die  im 
Jahre  1884  erschienenen  bezw.  neu  aufgelegten  Schriften  von 
Janka  (Oesterr.  Straf-R.),  Binding  (Grundriss  3.  Aufl.),  Geyer 
(Grundriss),  v.  Liszt  (Lehrbuch)  und  Merkel  (Enzyklopädie),  den 
Standpunkt,  welchen  die  Wissenschaft  gegenwärtig  in  der  Kau- 
salitätslehre einnimmt.  Im  Abschnitt  „Kausalität"  (S.  1 — 22) 
unternimmt  v.  B.  aber  zunächst  eine  Auseinandersetzung  mit 
der,  ihm  erst  nach  Abschluss  seiner  Schrift  zugekommenen,  Birk- 
meyerschen  Abhandlung ,  der  gegenüber  Verf.  seinen  bekannten 
Standpunkt  durchweg  festhält,  wie  auch  gegenüber  den  anderen 
Autoren,  soweit  dieselben  prinzipiell  oder  wenigstens  in  einzelnen 
Punkten  von  ihm  abweichen.  Demnächst  wird  das  Verhältnis 
des  „Willens"  zur  Kausalität  erörtert  (S.  23 — 38),  im  Abschnitte 
-Teilnahme"  (S.  38 — 71)  aber  die  Konsequenzen  dargelegt,  welche 
aus  der  Ansicht  fliessen,  dass  jede  Mitwirksamkeit,  auch  die  rein 
intellektuelle,  das  Ganze  verursache  :  zugegeben  wird  jedoch,  dass 
diese  Kausalitätstheorie  mit  ihren  Konsequenzen  im  Str.G.B.  nicht 
anerkannt  oder  wenigstens'  nur  an  einzelnen  Gesetzesstellen  zum 
Durchbruch  gekommen  sei.  Hieran  schliesst  sich  die  Darstellung 
der  Bedeutung  der  Kausalität  für  die  „Begünstigung"  (S.  71— 80), 
die  „Konkurrenz"  (S.  80—114)  und  den  „Versuch"  (S.  114—143), 
endlich  die  Beziehung  des  „Strafgrundes"  (S.  143 — 155)  zur 
Kausalität.  Olshausen. 

Fold.  Die  Reform  des  deutschen  Strafverfahrens. 
Leipzig,  Rossberg.  43  S.  1  M. 
Der  Verf.  hat  es  sich  zur  Aufgabe  gesetzt ,  eine  Reihe  von 
Mängeln  des  Strafverfahrens  in  möglichst  anschaulicher  Weise 
zu  besprechen  und  die  seitens  der  Reichsregierung  gemachten 
Vorschläge  einer  „flüchtigen"  Kritik  zu  unterziehen.  Als  ersten 
und  wichtigsten  Punkt  erörtert  der  Verf.  die  Berufung  und  er- 
klärt sich  für  die  Wiedereinführung  derselben  gegen  die  in 
erster  Instanz  ergangenen  Urteile  der  Strafkammern.  Wenn 
derselbe  hierbei  auf  die  „grossen  autoritativen  juristischen  Körper- 
schaften Deutschlands,  den  Juristen-  und  Anwaltstag"  sich  beruft,, 
welche  die,  die  Einführung  der  Berufung  erstrebenden  Resolu- 
tionen  mit    „imposanter"   Majorität   angenommen  hätten,    so 
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sei  hier  nur  bemerkt,  dass  —  ganz  abgesehen  von  der  frag- 
würdigen „Autorität"  —  der  Juristentag,  welcher,  ausschliesslich 
der  österr.  Juristen,  aus  etwa  1600  Mitgliedern  besteht,  den 
Antrag  zu  Gunsten  der  Berufung  mit  85  gegen  58  Stimmen  (und 
dies  erst  nach  mehrfacher  Auszählung)  angenommen  hat!  Ebenso 
dürftig  war  das  Resultat  auf  dem  Anwaltstage.  Ferner  opponiert 
der  Verf.  gegen  die  beabsichtigte  Besetzung  der  Strafkammern 
mit  nur  3  Mitgliedern,  und  gegen  den  Vorschlag,  Strafsenate 
bei  den  Landgerichten  einzuführen.  In  Uebereinstimmung  mit 
Schwarze  plaidiert  er  für  den  Nacheid  und  eifert  mit  R.  gegen 
die  Absicht  der  Rechtsspaltung,  woruach  Voreid  und  Nacheid 
zur  Anwendung  kommen  solle.  Hierbei  wird  auch  der  un- 
genügenden und  unfeierlichen  Art  der  Eidesbelehrung  gedacht, 
die  nicht  selten  die  Quelle  für  Meineide  sei.  Der  Verf.  ist  ferner 
der  Ansicht,  dass  die  Vereidigung  im  Vorverfahren,  namentlich, 
wenn  davon  die  Haft  abhänge,  erweitert  werden  müsse;  ebenso 
erklärt  er  sich  für  die  regierungsseitig  beabsichtigte  Erweiterung 
des  Kontumazial-Verfahrens ,  für  bessere  Begründung  der  Haft- 
befehle, für  Kontrollierung  der  Rechtsbelehrung  des  Vorsitzen- 
den im  Schwurgericht.  Die  Polemik  gegen  §.  170  Str.Pr.O., 
S.  38 — 39,  beruht  wohl  auf  einem  Missverständnisse,  indem  die 
einmonatliche  Frist  auf  gerichtliche  Entscheidung  gegen  den 
die  Zurückweisung  der  Anklage  seitens  der  Unterstaatsanwalt- 
schaft bestätigenden  Bescheid  des  Oberstaatsanwalts  erst  von 
Zustellung  dieses  letzteren  Bescheides  läuft,  —  von  einer  Ver- 
säumnis der  Frist  also  durch  Verzögerung  der  Sache  bei  der 
Oberstaatsanwaltschaft  keine  Rede  sein  kann.  C.  Fuchs. 

Mayer,  S.  Zur  Reform  des  ungarischen  Strafprozesses. 
Eine  Kodifikationsstudie.  Der  Entwurf  der  ungarischen  Straf- 
prozessordnung kritisch  besprochen  mit  Uebersetzung  des- 
selben in  seinen  wesentlicheren  Theilen.  Wien,  Manz.  1885. 
163  S.     5  M. 

Die  vorliegende  Arbeit  vermittelt  für  das  nichtmagyarische 
Publikum  die  Bekanntschaft  mit  einem  Entwurf,  der  vieles  Gute, 
vieles  Ueberflüssige ,  manches  Neue  und  manches  sehr  Bedenk- 
liche in  eigentümlicher  Mischung  enthält.  Wie  weitschweifig 
der  Entwurf  ist,  ersieht  man  schon  daraus,  dass  er  688  zum 
Teil  sehr  umfangreiche  Paragraphen  zählt,  obschon  er  sich  bloss 
mit  dem  Strafverfahren  vor  den  Gerichtshöfen ,  nicht  mit  dem 
Verfahren  in  Presssachen  (vor  den  Geschwornen) ,  nicht  mit 
dem  vor  den  Einzelrichtern,  nicht  mit  dem  standrechtlichen  und 
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nicht  mit  dem  „objektiven''  Verfahren  befasst.  S.  13  ff.  wird 
uns  die  interessante  Begründung  aus  den  „Motiven"  des  Ent- 
wurfs mitgeteilt ,  durch  welche  darzuthun  versucht  wird ,  dass 
Geschworne  für  Ungarn  namentlich  wegen  seiner  Vielsprachig - 
keit  nicht  passen,  während  sie  doch  für  Presssachen  beibehalten 
werden  sollen.  Der  Entw.  berücksichtigt  die  Verteidigung  in 
weitgehender  Weise,  thut  andererseits  durch  eine  seltsame  Häu- 
fung von  kontradiktorischen  mündlichen  Zwischenverhandlungen 
und  Rechtsmitteln  und  durch  die  regelmässig  geforderte  Vor- 
untersuchung in  dem  Streben  nach  Gründlichkeit  des  Guten  be- 
deutend zu  viel  und  enthält  eine  Menge  Inkonsequenzen.  Eine 
der  auffallendsten  ist  die,  dass  zwar  im  allgemeinen  eine  An- 
klage und  Verurteilung  von  Abwesenden  nicht  gestattet  werde^ 
jedoch  auf  Antrag  des  zu  privatrechtlichen  Ansprüchen  Berech- 
tigten allerdings  ein  Strafverfahren  gegen  Abwesende  stattfinden 
soll,  in  welchem  ein  Schuldig  ohne  Straffestsetzung  ergehen  kann. 
(S.  darüber  Majer  S.  151  ff.)  Geyer. 

Orenander,  B.  Kr.  Le  principe  inquisitoire  dans  la  pro- 
cedure  suedoise.  Etüde.  (Separat- Abdr.  aus  dem  Journal 
du   droit  criminel,  Jahrgang  1884).     24  S. 

Die  kurze  Darstellung  der  Hauptpunkte  des  schwedischen  Straf- 
verfahrens bezweckt  die  Nachweisung  inquisitorischer  Momente 
in  demselben;  hiernach  charakterisiert  sich  auch  dieses  Prozess- 
recht analog  den  meisten  neueren  Prozessgesetzgebungen  als  eine 
Transaktion  zwischen  dem  accusatorischen  und  inquisitorischen 
Prozessprinzip.  Besonders  auffällige  Abweichungen  vom  akkusa- 
torischen  Prinzip  liegen  in  den  Fällen  der  Einleitung  und  Fort- 
setzung der  Strafverfolgung  durch  die  Gerichte ;  die  schiefe  Stel- 
lung des  berechtigten  Anklägers  tritt  namentlich  im  letzteren 
Pall  deutlich  hervor.  Eingeleitet  ist  die  Studie  mit  einer  all- 
gemeinen Erörterung  über  den  Unterschied  von  Akkusation  und 
Inquisition  und  die  geschichtliche  Aufeinanderfolge  der  Organi- 
sationsprinzipien des  Verfahrens.  E.  Uli  mann. 


VII.  Kirchenrecht. 

Köhler,  K.      Kirchen-R.    der    evangelischen    Kirche    des 
Grossherzogtums   Hessen.     Darmstadt,    Waitz.      1884. 
488  S.     12  M. 
Die  neue  Verfassung,  welche  die  evangelische  Kirche  des  Gross- 


32        Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1885).    V.  Band.  1.  Heft. 

herzogtums  Hessen  im  Jahre  1874  erhielt,  eine  Verfassung, 
welche  teilweise  auf  neuen  Grundlagen  heruht,  ist  ebensowohl 
wie  die  geschichtliche  Bedeutung  der  Entwicklung  des  evan- 
gelischen Kirchenrechts  und  des  Kirchenstaatsrechts  gerade  im 
Grossherzogtum  Hessen  wohl  dazu  angethan,  zu  einer  zugleich 
historischen,  systematischen  und  praktischen  Darstellung  des  von 
K.  nunmehr  bearbeiteten  Stoffes  anzureizen,  zumal  es  an  einem 
ähnlichen  Werke  bisher  fehlte.  K.'s  Werk  beginnt  mit  einer 
50  Seiten  umfassenden  geschichtlichen  Einleitung,  welche  nament- 
lich die  staatlichen  Einwirkungen  auf  die  kirchlichen  Verhält- 
nisse vor  und  während  der  Reformationsbewegung  klar  her- 
vortreten lässt.  Der  Einleitung  folgen  5  Abschnitte,  von  denen 
der  erste  „die  evangelische  Landeskirche"  überschrieben  ist; 
dieser  behandelt  in  10  Paragraphen  den  Umfang  dieser  Kirche, 
deren  Verhältnis  zum  Staate,  die  staatlichen  Rechte,  das  Ver- 
hältnis zu  anderen  Religionsgesellschaften  und  das  Gemeinderecht, 
sowie  die  Dekanate.  Der  zweite  Abschnitt  handelt  vom  „  Kirchen- 
regiment"  und  erörtert  unter  diesem  Titel  nicht  bloss  das  landes- 
herrliche Kirchenregiment  und  dessen  Organe,  Oberkonsistorien, 
die  Dekanate  und  die  Kreisämter,  sondern  auch  die  presbyterial- 
synodalen  Regimentsorgane,  Gemeindevertretung,  Dekanat-  und 
Landessynode,  Dekanat-  und  Landessynodalausschuss  und  den 
Geschäftsverkehr  der  Behörden.  Der  Einteilungsgrund  zu  dieser 
nicht  gewöhnlichen  Gruppierung  ist  darin  zu  erblicken,  dass 
der  erste  Abschnitt  lediglich  den  elementaren  Bestand  der  evan- 
gelischen Kirche,  der  zweite  aber  die  Gesamtheit  der  Jurisdictio, 
gleichviel  ob  landesherrlich  oder  synodal,  darstellen  soll  (syiio- 
dale  Jurisdictio  s.  S.  160—162).  Dem  dritten  Abschnitte,  welcher 
vom  „geistlichen  Amt"  handelt,  hätte  wohl  auch  der  den  „Pa- 
tronat*'  darstellende  Anhang  zum  zweiten  Abschnitte  sachlich 
eingefügt  werden  können.  Der  vierte  Abschnitt  vermittelt  unter 
der  Ueberschrift  „Die  Funktionen  der  Kirche"  die  auf  das  kirch- 
liche Leben  (Sakramente,  gottesdienstliche  Handlungen  u.  s.  w.) 
bezüglichen  Kenntnisse  und  der  fünfte  handelt  von  dem  „Kirchen- 
gut und  dessen  Verwaltung."  Mit  grosser  Sorgfalt  hat  der  Verf. 
auch  das  Material  der  staatsverwaltungsrechtlichen  Normen  und 
Kanzleivorschriften  zur  möglichst  vollständigen  Gestaltung  einer 
Darstellung  des  hessischen  geltenden  Kirchen-R.  herangezogen. 

Gareis. 
Scadnto^  F.    Stato  e  chiesa  sotto  Leopoldol  granduca 
di  Toscana  (1765—90).     Firenze  1885.     410  S. 
Den  früher  besprochenen  Werken  (C.Bl.  IV  33.  223.  300.  302), 
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wodurch  Sc.  seinen  Landsleuten  die  kirchlichen  Zustände  Italiens 
aus  früherer  Zeit  vorführt  zur  besseren  Erkenntnis  dessen,  was 
sie  haben,   schliesst  sich   das    genannte   an.     In  der   Einleitung 
(1 — 81)   wird    unter   Angabe   der  gedruckten   Quellen   und   der 
Litteratur    über    die  Geschichte   der   kirchlichen  Zustände,    die 
kaum  irgendwo  so  vollständig  zusammengestellt   ist,   der  Plan 
des  Buchs  gezeichnet.    Ist  das  Material  für  die  Zeit  Leopolds  I. 
sehr  reich,   so  ist  das  Gegenteil   der  Fall  bezüglich   dessen  für 
die  Beziehungen   von  Staat   und   Kirche   aus   der  Vorzeit.     Für 
die  Zeit  der  Republik  bietet  fast  nur  Azaluzzi  solches,    »auf 
dessen  Spuren  Reumont  und  Perrens  jene  schildern  sehr  wenig 
neues  zufügend**.     Auch   für  die  mediceische  Zeit  sind  wir  auf 
das  gedruckte   gesetzliche  Material    angewiesen.      Dieses  ist   in 
grösster  Fülle  aus  der  Zeit  des  lothringischen  Hauses,  die  ausser- 
dem  in  Zobi   (Storia  civile   della   Toscana  del  1737   al   1848) 
einen  Geschichtsschreiber  gefunden  hat,   der    auf   diese  Verhält- 
nisse eingeht  („il  Reumont  da  seguito  le  orme  del  Zobi,  clericaleg- 
giandone   un    po*   le    tinte"    p.    42),    dem   Reumont,    ihn    ins 
Klerikale  etwas  umfärbend,  folgt.      Sc.  benützt   nicht   bloss  das 
Material  Zobis,  sondern  das  reiche  neue,  insbesondere  die  Auto- 
biographie Scipio  dei  Ricoi,  des  Bischofs  von  Pistoja  und  Prato,. 
an  dem  Leopold  seinen  treuesten  Helfer  hatte,  die  Korrespondenz 
Josephs   II.  u.  s.  w.     Sc.    blickt   auf  das   Zusammentreffen   der 
Reformen  in  Toscana  mit  dem  gleichzeitigen  Kampfe  gegen  Rom 
in  fast  allen  kath.  Ländern,  auf  das  Ansehen,  das  Leopold  überall 
genoss.     Er   hebt   hervor ,    wie   in  Toscana   und  Oesterreich  die 
Reform  nicht  von   den  Ministern,   sondern  von   den  Souveränea 
selbst  ausging,    macht   eine  Parallele    zwischen   Joseph  II.   und. 
Leopold  I.    Letzterer  hatte  unzweifelhaft  konstitutionelle  Ideen,, 
mehr  als  jener  —  er  druckt  p.  56  ff.  aus  seinem  pol.  Glaubens^ 
bekenntnis  die  Hauptstellen  ab  — ;  Sc  findet  das  Eingehen  auf 
Minutiöses   bei    Leopold    als  Regent   eines  Stätleins   begreiflich,. 
bei  Joseph   als   Monarch  eines    weiten   Reiches    nicht;   Leopold 
suchte  die  öffentliche  Meinung  für  das  Verständnis  seiner  Schritte 
zu  gewinnen,  davon  ausgehend,  dass  man  das  Wohl  der  Unter- 
thanen  gegen  deren  Willen  nicht  wirken  könne,  während  Joseph 
dies   auch  gegen   diesen   wollte;    ihre    ferchlichen  Ideen    waren 
dieselben;  L.  war  in  der  Wahl  der  Mittel  vorsichtiger,    machte 
beim  Tode  Josephs   grosse   Konzessionen,   hatte   in   Ricoi  einen 
treuen  Helfer,   zeigte   sich  aber   schwach   und  nicht  fest,    seine 
schlechten  Minister  fortzujagen,  anstatt  jenen  aufzugeben  u.  s.  w. 
Es  wird  auf  die  Anschauungen  beider  und  Riccois  eingegangen, 
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gezeigt,  wie  L.  und  J.  ihre  äusseren  Pflichten  der  Kirche  exakt 
erfüllten  und  Riceoi  tief  im  Wunderglauben  steckte.  Auf  diese 
Einl.  folgt  im  1.  Kap.  eine  kurze  Darstellung  des  Verhältnisses 
von  Kirche  und  Staat  nach  den  hervorstechendsten  Punkten  aus 
der  Zeit  der  städtischen  Autonomie,  wofür  wesentlich  die  Statuten 
von  1415  zu  Grunde  gelegt  und  einzelne  Vorgänge  herangezogen 
werden.  In  derselben  Weise  wird  die  mediceische  Zeit  (von 
1531  an)  nach  den  einzelnen  geschildert.  Das  2.  Kap.  (171  —  277) 
ist  der  Darstellung  der  allgemeinen  Beziehungen  von  Staat  und 
Kirche  unter  „Franz  I.  (1737—65)  und  Leopold  I.  1765—90)" 
gewidmet.  Dazu  wird  das  Placet,  Ordenswesen,  Synoden, 
Wahlen  u.  s.  w.  gerechnet.  Das  3.  Kap.  behandelt  speziell  die 
„riforma  della  manomorta"  (Erwerb,  Veräusserung  u.  s.  w.  des 
Kirchenguts  aller  Art),  d.  h.  die  Reform  der  Regularen:  Unter- 
drückung von  Klöstern,  Vorschriften  über  Ablegung  des  Ge- 
lübdes u.  s.  w.  Verf.  teilt  S.  301  f.  aus  Orlandini  Statistica 
die  Zahlen  mit:  in  der  Stadt  Florenz  gab's  1738  auf  77  835  Ein- 
wohner 1534  weit-,  1123  regulargeistl.  Personen,  2201  weibl. 
Ordensleute ,  im  ganzen  Grossherzogthum  auf  890  605  Einw. 
8508  Weltpriester,  3710  Kleriker,  5306  Ordenspersonen  männl., 
9384  weibl.,  also  zusammen  25  908,  d.  h.  auf  33  Einwohner  kam 
eine  „geistliche"  Person.  Das  5.  Kapitel  behandelt  die  Reform 
des  Weltklerus ,  der  besser  als  der  Ordensklerus  gewesen  (S.  299 
ist  von  diesem  gesagt:  si  vedeva  sin  d'allora,  come  il  ritiro  di 
quelle  donne  consecrate  alla  castitä  fosse  spesso  specie  dai  frati, 
commutato  in  un  vero  lupanareper  loro  uso  econsumo). 
Im  letzten  Kapitel  wird  die  seit  Leopold  I.  eingetretene  Re- 
aktion, die  Ueberbleibsel  der  Leopoldinischen  Reform  besprochen. 
Sc.  sagt  S.  83:  „la  Toscana,  avvanto  al  Piemonte,  e  presen- 
tamente  il  paese  piü  clericale  d'Italia."  S.  355  wehrt  er  die 
Ansicht  ab,  als  sei  der  heutige  Klerikalismus  Toscanas,  wenn  er 
Konsequenz  der  grössern  Bildung  und  des  „illuminatismo"  des 
Klerus  ist,  darum  eine  notwendige  Konsequenz  der  Leopoldini- 
schen Reformen.  So  gerne  man  das  zugeben  wird,  ist  sein 
weiterer  Ausspruch:  „wenn  L.  ebensoviel  für  die  männliche 
Jugend  hätte  thun  können  und  wenn  der  Nachfolger  seine  Re- 
formen beibehalten  (oder  verfolgt)  hätte,  würde  heute  die  Lage 
Toscanas  in  der  Kirchenpolitik  eine  andere  sein,"  doch  ein  solcher, 
der  noch  mit  einigen  „wenn"  versehen  sein  müsste.  Wie  in  den 
früheren  Schriften  wird  der  Leser  auch  in  dieser  viel  anziehen- 
des und  belehrendes  finden.  v.  Schulte. 
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VIII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Marquardseu.     Handbuch  des  öffentlichen  R.   III.  Bd.     II. 
2.    Abt.:      Das      Staats- R.     der     thüringischen 
Staaten:  Sachsen-Weimar-Eisenach,  S.-Meiningen, 
S.-Altenburg,  S.-Coburg  und  Gotha,   Schwarzburg- 
Rudolstadt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Reuss 
ä.  L.,  Reuss  j.  L.     Bearbeitet   von   Prof.  Dr.  G.  Meyer- 
Jena,  Geh.-R.    Dr.  K  irch  er-Meiningen,    Geh.-R.    Sonnen- 
kalb-Altenburg,   Geh.-R.    Forke  1-Coburg,    Rat    Kling- 
hamm e  r-Rudolstadt,  Staatsrat  Schambach-Sondershausen, 
L  i  e  b  m  a  n  n-Greiz,  Mülle  r-Gera.    Freiburg,  Siebeck.    1884. 
204  S. 
Der  vorliegende  Band  führt  uns  in   ein    an  Umfang    ziemlich 
beschränktes,  aber  an  staatlicher  Triebkraft  von  altersher  reiches 
Gebiet.     Die    acht  Darstellungen    geben    denn    auch    den    über- 
zeugenden Nachweis,    dass  sich  im  öffentlichen  R.   der  thüringi- 
schen  Staaten    zahlreiche    individuelle   Züge   ausgebildet   haben 
und  dass  ihre  Verfassungsgrundlagen  keineswegs   das  Bild   völ- 
liger  Tautologien   darbieten,    welche    sich    nur    durch    chrono- 
logische Differenzen  der  Entwickelung  unterscheiden.    Den  reichen 
Rechtsstoff    des    Grossherzogtums    hat    G.    Meyer    in   konden- 
sierter   Form    vorgeführt.      Einer    quellenmässigen    Darstellung 
der    geschichtlichen    Entwickelung    des    Staatsgebietes    und    des 
Fürstenrechts  schliesst  sich  eine  bis  auf  die  Neugestaltung  der 
Amtsorganisation  fortgeführte  Skizze  der  Behörden  und  Gemeinde- 
verfassung an.     Unter  Ausscheidung  der  gemeinrechtlich  geord- 
neten Materie,  deren  spezielle  Behandlung  innerhalb  des  Rahmens 
der  Staatsrechte    der    einzelnen  Bundesstaaten    in    der  That    zu 
nutzlosen   Weiterungen   führen   würde,  gibt  Meyer  eingehende 
Untersuchungen  über  die  rechtliche  Organisation  des  Landtages, 
der  Finanzverwaltung  und  des  Kirchenregiments.    Im  Anschlüsse 
an     das    Verwaltungs-R.     des    Grossherzogtums     gibt    Meyer 
dann  noch  eine  knappe,    aber   genau   orientierende  Studie    über 
die  verwickeltsten  Rechtsverhältnisse   d^  Universität   Jena   und 
deren  innigen  Zusammenhang  mit  der  ureigenen  Geschichte  der 
thüringischen  Staaten. 

Das  Staats-R.  S.-Meiningens  hat  in  W.  Kircher  den  ge- 
eignetsten und  berufensten  Bearbeiter  gefunden.  Mit  einem 
scharfen  Blick  für  das  Wesentliche  hat  auch  er  wie  Meyer  in 
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grossen  Zügen  die  Hauptpunkte  des  behandelten  Staats-R.  mar- 
kiert und  eben  nur  jene  Teile  in  umständlichere  Erörterung  ge- 
zogen, die  sich  hierzu  durch  ihre  partikuläre  vom  Gemeinen  R. 
abweichende  Bildung  zu  qualifizieren.  Besonders  lehrreich  er- 
scheinen uns  aus  diesem  Grunde  seine  Ausführungen  über  die 
Organisation  und  den  inneren  Geschäftsgang  des  Ministeriums, 
über  die  Gemeinde-  und  Kreisverwaltung  und  über  die  sogen, 
meininger  Domänenfrage  von  ihrem  geschichtlichen  Ausgangs- 
punkt bis  zu  ihrer  durch  das  Ges.  vom  20./VII.  1871  herbei- 
geführten definitiven  Lösung. 

Unter  allen  kleineren  deutschen  Bundesstaaten  hat  S.-Alten 
bürg  das  umfangreichste  und  detaillierteste  Verfassungsrecht,  da 
dasselbe  auch  einen  grossen  Teil  solcher  Vorschriften  noch  fort- 
führt, welche  bereits  längst  durch  die  Neubildungen  des  Nordd. 
Bundes  und  des  Deutschen  Reiches  obsolet  geworden  sind.  Um 
so  schwieriger  war  es  für  Sonnenkalb,  sachkundig  diese  Be- 
standteile von  seiner  staatsrechtlichen  Untersuchung  fernzu- 
halten und  sich  nur  auf  das  wirklich  in  Kraft  und  Wirksamkeit 
Bestehende  zu  beschränken.  Es  ist  ihm  die  Durchführung  dieses 
wissenschaftlichen  Plans  in  hohem  Masse  gelungen.  Innerhalb 
der  wiederholt  angeführten  Gruppierungen  des  Rechtsstoffes  hat 
Verf.  unter  Rücksichtnahme  auf  die  geschichtliche  Entwicke- 
lung  das  neuere  Gesetzesmaterial  sorgfältig  konsultiert  und  die 
Beziehungen  mit  dem  Reichs-R.  überall  nach  Bedarf  hergestellt. 

F.  Forke Is  Staats-R.  der  Herzogtümer  S.-Coburg  und  Gotha 
entwickelt  die  vielfach  verschlungenen  Beziehungen,  welche  das 
öffentliche  R.  der  beiden  Gebiete  zu  einem  beliebten  Tummel- 
platz der  theoretischen  Konstruktion  machen.  Verf.  macht  die 
Uebergänge  deutlich,  welche  von  der  Personalunion  zur  realen 
Verbindung  führten  und  weist  im  einzelnen  die  Schwierigkeiten 
nach,  die  sich  für  die  Staatsverwaltung  aus  der  Kompliziertheit 
des  Mechanismus  ergeben.  Grössere  Uebersichtlichkeit  hätte  sich 
durch  eine  vergleichende  Darstellung  des  älteren  und  des  durch 
das  Ges.  vom  31./I.  1874  hergestellten  Rechtszustandes  gewinnen 
lassen.  Dabei  hätte  sich  auch  der  Anlass  dargeboten,  die  auch 
vom  Verf.  angenommene  Hinweisung  auf  die  analoge  dualistische 
Verbindung  Oesterreich-Ungarns  an  der  Hand  der  neueren  Unter- 
suchungen einer  fachlichen  Prüfung  zu  unterziehen. 

Das  öffentliche  R.  der  beiden  schwarzburgischen  Fürsten- 
tümer wurde  von  Klinghammer  und  Staatsrat  Schambach 
in  erschöpfender  Weise,  gestüzt  auf  Litteratur  und  Gesetzes- 
material zur  Darstellung  gebracht.     Im  besonderen  sei  hier  auf 
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Schambachs  klare  Skizze  verwiesen  über  die  Geschichte  und 
Rechtsverhältnisse  des  Kammergutes  von  Sondershausen  (S.  158  ff.) 
eine  Materie,  deren  landesgesetzliche  Regelung  ohne  Anhörung 
der  Agnaten  den  Widerspruch  der  rudolstädtischen  Regierung 
und  die  Anrufung  der  Entscheidung  des  Deutschen  Bundes- 
rates zur  Folge  hatte. 

Unter  geeigneter  Verwertung  der  Verfassungsurkunden  und 
des  ergänzenden  Gesetzes-  und  Verordnungsmaterials  geben  endlich 
O.  Liebmann  und  R.  Müller  eine  verlässliche  Ueberschau  der 
wichtigsten  Staatseinrichtungen  der  beiden  reussischen  Füi'- 
stentümer.  Stoerk. 

Schriften   über   das  Verhältnis   der  Tramway   zur  Commune   in 
Wien. 

1.  Tezner,  Fr.  Zur  jüngsten  österr.  Tramwayfrage.  (Jurist. 
Blätter  1884,  Nr.  51  u.  52.) 

2.  Stern,  A.  Zur  Tramwayfrage.  (Vortrag,  gehalten  im 
Donauclub  am  17./II.  1885.)    Wien,  .Donauclub".    1885.    20  S. 

3.  Das  Rechtsverhältnis  zwischen  Staat  und  Commune  in 
der  Wiener  Tramwayfrage.  Von  einem  Juristen.  Wien, 
Konegen.     1885.     78  S. 

4.  Ofner.  Zur  Wiener  Tramwayfrage.  (Centralbl.  f.  Ver- 
waltungspraxis, Beil.  zum  österr.  Centralbl.  f.  Jurist.  Praxis, 
1885,  6.  Heft,  S.  180-186.) 

Die  österr.  Regierung  hatte  der  Wiener  Tramwaygesellschaft 
die  Konzession  zum  Baue  und  Betriebe  verschiedener  Linien  er- 
teilt und  dabei  die  Auffassung  vertreten,  dass  mit  der  Erteilung 
einer  Konzession  für  eine  bestimmte  Tramwaylinie  ipso  iure  das 
R.  für  die  Unternehmung  zur  Benutzung  der  entsprechenden,  im 
vorliegenden  Falle  städtischen,  Strassen  verbunden  sei,  und  es 
hierzu  einer  Zustimmung  der  Kommune  im  allgemeinen  und  eines 
privatrechtlichen  Vertrages  mit  derselben  insbesondere  nicht  be- 
dürfen soll.  In  diesem  Sinne  war  auch  ein  in  der  halbamtlichen 
„Wiener  Abendpost"  erschienener  Artikel  gehalten.  Gegen  die 
Auffassung  der  Regierung  sind  nun  die  drei  ersten  der  oben 
angezeigten  vier  Schriften  gerichtet.  —  Tezner  erklärt  die  hier 
skizzierte  Auffassung  der  Regierung  für  falsch  und  sucht  seine 
Ansicht  aus  einer  Reihe  früherer  Gesetze  und  aus  der  zuerst  der 
Tramwaygesellschaft  verliehenen  Konzession  zu  begründen.  Dabei 
negiert  er  auch  das  Recht  der  Tramwaygesellschaft,  die  Expro- 
priation der  Strasse  zu  ihrem  Zwecke  zu  begehren.  —  Stern 
gelangt  zu  folgendem  Resultate: 

1.  Die  Kommune  ist  Eigentümerin  ihrer  Strassen,  insoweit 
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diese  nicht  im  Eigentume  andrerer  physischer  und  juristischer 
Personen  stehen.  Die  Kommune  hat  an  ihren  Strassen  ein  Eigen- 
tumsrecht, welches  dadurch,  dass  die  Strassen  als  Gemeindegut 
dem  öffentlichen  Verkehre  gewidmet  sind,  zwar  beschränkt,  aber 
doch  nicht  aufgehoben  ist. 

2.  Die  Benutzung  der  Strasse  für  die  Errichtung  und  den 
Betrieb  eines  Tramwayunternehmens  enthält  eine  über  die  ge- 
wöhnliche Benutzung,  welche  die  Kommune  zu  dulden  verpflichtet 
ist,  hinausgehende  Benutzungsweise.  Die  Kommune  als  Eigen- 
tümerin des  Gemeindegutes,  bezw.  der  Strasse  ist  daher  nicht 
verpflichtet,  sich  den  über  den  gewöhnlichen  Gebrauch  hinaus- 
reichenden Gebrauch  der  Strasse  durch  die  Tramway  gefallen 
zu  lassen  und  zwar  um  so  weniger,  als  die  Eigenschaft  einer 
Sache  als  Gemeindegut  eine  Einschränkung  in  der  Ausübung 
des  Eigentum s-R.  in  sich  schliesst. 

3.  Es  erscheint  —  ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob  eine 
Expropriation  von  öffentlichen  Strassen  für  eine  Tramway  zu 
lässig  sei  —  eine  Expropriation  der  Strassen  oder  in  den  Strassen 
im  Sinne  des  §.  365  b.  G.B.  nicht  zulässig  gegenüber  einer 
Grosskommune  zu  Gunsten  einer  ausschliessend  oder  vorzugsweise 
dem  Verkehre  innerhalb  einer  solchen  Kommune  dienenden 
städtischen  Tramway.  —  Es  wäre  dies  ein  Eingriff  in  die  Au- 
tonomie der  Kommune,  welcher  von  dem  Gesetze  vom  18./II.  1873 
nicht  beabsichtigt  wird.  —  Der  sub  3  angeführte  Anonymus 
kommt  in  der  Hauptsache  zu  wesentlich  gleichem  Resultate,  wie 
die  beiden  erstgenannten.  Bezüglich  des  Expropriationsrechtes 
differiert  er  aber  insoferne  von  ihnen,  als  er  die  Ausübung  des- 
selben zu  Gunsten  der  Tramwaygesellschaft  für  zulässig  erklärt. 
Uebrigens  ist  diese  Schrift  dadurch  interessant,  als  sie  die  Gesetz- 
gebung fremder  Staaten  heranzieht  und  die  Entscheidung  des 
preussischen  Oberverwaltungsgerichtes  vom  29./XII.  1883  be- 
spricht, welche,  wie  man  hört,  bei  der  kürzlich  zu  Gunsten  der 
Kommune  Wien  gefällten  Entscheidung  des  österr.  Verwaltungs- 
gerichtshofes von  grossem  Belange  gewesen  sein  soll.  —  Ofner 
bespricht  zuerst  die  Frage  der  Kompetenz  (Gerichte  oder  Ver- 
waltungsbehörden) und  sodann  in  wenig  klarer  Weise,  so  dass 
seine  Ansicht  nicht  recht  ersichtlich  ist,  die  oben  präzisierte 
Frage,  wobei  er  gleichfalls  das  Expropriationsrecht  zu  Gunsten 
der  Tramway  gelten  lässt. 

Seither  ist  die  Frage  bekanntlich  vom  österr.  Verwaltungs- 
gerichtshofe zu  Gunsten  der  Kommune  entschieden  worden. 

W.  Fuchs  (Wien). 
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IX.  Hilfswissenschaften. 

Warschauer,  0.      Die    Zahlenlotterie    in    Preussen.     Mit 

BenutzAing    amtlicher   Quellen   dargestellt.      Leipzig,    Fock. 

1885.  124  S.  3  M. 
Die  Geschichte  der  preuss.  Staatslotterien  ist  bis  jetzt  auf 
Grund  umfassender  Quellenstudien  noch  nicht  genügend  bearbeitet 
worden.  Der  Verf  obiger  Schrift  beabsichtigt  die  hier  vor- 
handene Lücke  auszufüllen  und  will  einen  genauen  üeberblick 
über  die  Entstehung,  Entwickelung  und  finanzwissenschaftliche 
Bedeutung  der  Zahlen-,  Klassen-^  Quinen-,  Güter-,  kleine  Geld-» 
kleine  Staats-,  grosse  Staats-  und  Kourantlotterie  geben.  Zunächst 
hat  er  seine  Studien  bezw.  der  Zahlenlotterie  veröffentlicht,  die 
zwar  nicht  als  die  älteste  Lotterie  in  Preussen,  wohl  aber  als 
die  erste  Staatslotterie  zu  betrachten  ist,  mit  der  somit  auch 
folgerichtig  eine  Geschichte  des  preuss.  Staatslotteriewesens  zu 
beginnen  hat. 

Die  Abhandlung  zerfällt  in  vier  Hauptteile;  der  erste  Teil 
(S.  1 — 13)  führt  die  Entstehung  der  Zahlenlotterie  in  Preussen 
vor,  der  zweite  (S.  15 — 86)  behandelt  die  Entwickelung,  der 
dritte  (S.  87 — 104)  die  Verwaltungsorganisation,  der  vierte 
(S.   105  fg.)  den  Reinertrag  und  dessen  Verwendung. 

Die  Geschichte  der  Zahlenlotterie  beginnt  in  Genua  und  hat 
daher  auch  den  Namen  , Genuesisches  Lotto'  erhalten;  als  Ent- 
stehungsjahr derselben  gilt  das  Jahr  1620.  Von  Genua  ver- 
breitete es  sich  schnell  über  Venedig,  Neapel,  Turin  nach  Rom ; 
1751  wurde  in  Wien,   1757  in  Paris  eine  Zahlenlotterie  errichtet. 

Als  nun  Friedrich  der  Grosse  am  Ende  des  siebenjährigen 
Krieges  durch  alle  möglichen  Mittel  die  Einnahmen  des  preuss. 
Staates  zu  mehren  suchte,  führte  auch  er,  auf  Vorschlag  des 
von  ihm  nach  Berlin  gezogenen  Italieners  Johann  Anton 
Calzabigi,  im  Jahre  1763  die  Zahlenlotterie  ein. 

In  der  Geschichte  dieser  Lotterie  in  Preussen  sind  drei  gleich 
wichtige  Abschnitte  zu  unterscheiden:  1.  Organisation  und  Ad- 
ministration der  Zahlenlotterie  für  könfgliche  Rechnung  (31./ VIII. 
176o  —  l./VIII.  1764);  2.  Verpachtung  an  Private  (l./VIII. 
1764  -  31./V.  1794);  3.  Regie  des  Staates  (l./VL  1794  -  23./V. 
1810).  Diese  verschiedenen  Phasen  in  der  Entwickelung  dieses 
Instituts  hat  W.  klar  und  übersichtlich  dargestellt. 

Nach    einer    Erörterung    der    Verwaltungsorganisation    der 
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Zahlenlotterie  (1.  Innere  Verwaltung,  2.  Lotteriegericht,  3.  Gesetz- 
gebung, 4.  Technische  Organisation)  wendet  sich  der  Verf.  dem 
Reinertrage  und  dessen  Verwendung  zu.  Die  erzielten  Ein- 
nahmen, welche  auf  zwei  Tabellen  ziffermässig  verzeichnet  sind, 
geben  ein  Bild  von  der  stetigen  und  günstigen  Entwickelung  des 
Instituts ;  die  Verwendung  der  Ueberschüsse  aber  zeigt,  dass  die 
Zahlenlotterie  in  Preussen  den  mannigfachsten  öffentlichen  In- 
teressen gedient  hat  und  für  die  Wirtschaftsgeschichte  Preussens 
von  entschiedener  Bedeutung  war.  Indes,  mag  auch  immerhin 
die  Verwendung  der  Reinerträge  vielfach  von  wohlthätigem  Vor- 
teil für  den  Einzelnen  gewesen  sein,  „dem  Gesamtwohl  schadete 
der  Kern,  der  sich  in  der  verlockenden  Hülle  verbarg  und  den 
der  Natur  des  Spiels  gemäss  die  Zahlenlotterie  enthalten  musste." 
Diese  nachteiligen  Wirkungen  auf  die  Moralität  aller  Schichten 
des  Volkes  haben  denn  auch  in  erster  Linie  zur  Aufhebung  dieses 
Instituts  im  Jahre  1810  geführt.  Elster. 


C.   Zeitschriftenüberschau. 


Kritische  Vierteljahrsschrift.  XXVII.  3.  Dahn,  zur  neueren 
Litteratur  üb.  westgotische  Rechtsgeschichte.  Zorn,  z,  seerechtl. 
Litteratur.  Bulraerincqs  Völker-R.  Geyer,  Str.R.  (Janka,  Rulf). 
Brinz,  Völderndorff,  Zivil-R.    (Radlkofer,  Saintelette). 

Nouvelle  Revue  historique.  IX.  4.  Gerardin,  solidarite.  Tanon, 
l'ordre  du  proces  civil.  Roman,  chartres  de  Jiberte.  Pols, 
les  röles  d'Olevon.  Arbois  de  Jubainville,  la  puissance 
paternelle  en  droit  islandois. 

Jahrbücher  f.  Do^matik.  XXIII.  6.  Bahr,  d.  deutsche  Z.Pr.  in 
prakt.  Bethätigung. 

Magazin  f.  d.  deutsche  R.  V.  2.  Leske,  annuum  legatum.  Ende- 
mann, Litiskontestation.  Frank,  Nutzungs-R.  an  Gemeinheiten 
in  Hannover. 

Jurist.  Blätter.  XIV.  29,  30.  Lentner,  d.  R.  d.  Photographie. 
31,  32.  Förster,  Reform  d.  Zwangsveräusserung  an  bewegl. 
Gütern.  32.  Die  jüngste  Phase  d.  österr.  Patentschutzes.  Hell- 
mann, d.  Inserat.     33—37.  Pf  äff,  z.  österr.  Schäden- R. 

Oesterr.  Gerichtsztg.  XXV.  53,  54.  §.  1009,  1035  A.  B.  G.B. 
53,  58—61.  Grundsätze  d.  niederösterr.  öffentl.  R.  55—61.  Glaser, 
strafprozessuale  Studien. 

Zeitschr.  f.  Zivilprozess.  IX.  1.  Petersen,  Konkursrechts- 
verhältnisse.  Fitting,  Z.Pr.O.  §.  230,  2.  Goldenring,  §.  267 
Z.Pr.O. 

Law  Quarterly  Review.  I.  3.  Hemming,  the  law  reports. 
Melville,  mistake  of  law.  Roscoe,  position  and  prospect  of 
legal  profession.  Mai tl and,  the  seisin  of  chateis.  Perry, 
Justice  in  Egypt.  Barclay,  the  new  french  divorce  act.  Hem- 
ming, Lord  Cairus. 

Kechtsgeleerd  Magazijn.    IV.  4/5.    Koolemans  Beyne,  desertic. 
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Drucker,  is  aanvulling  wenschelijk  van  de  wettelijke  bepa- 
lingen  omtrent  den  voorrang  tusschen  schuldeichers.  Raalte, 
doorvoercognoscementen. 

Archlvio  ginridico.  XXXIV.  5  u.  6.  Crivellari,  il  referendum 
nella  Svizzera.  Picinelli,  la  evoluzione  storico-giuridica  del 
divorzio  in  Roma  da  Romolo  ad  Augusto.  Padula,  se  la  lex 
Rhodia  de  iactu  posa  per  analogia  applicarsi  ai  casi  d'incendio. 
Ferrin i,  ad  Festum  233*  3.  Cogliolo,  gli  studi  sul  diritto 
degli  antichi  populi  ariani.  Gli  Statuti  Visoni.  II  dir.  romano 
nelia  giurisprudenza.  Rivista  del  movimento  giuridico  in  Ger- 
mania. 

Studi  Senesi.  II.  3/4.  Rossi,  fr.  4,  Dig.  XXII,  1.  Piccinelli, 
usucapione  e  prescrizione.  Caporali,  della  facoltä  accordata  all' 
erede  di  revocare  la  sua  rinunzia.  Appunti  biografici.  Zde- 
kaner,  sopra  un  opera  sconosciuta  di  marino  Socino. 

Zeitschr.  f.  Strafrechtswissenschaft.  V.  4  u.  5.  ß.  S.,  Verbrecher- 
welt von  Berlin.  Benedikt,  noch  einmal  d.  Zweckgedanke. 
G.,  Skizze  d.  polit.  Srafjustiz  in  Russland.  Baumgarten,  System 
d.  strafrechtl.  Verantwortlichkeit. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXXIII.  1  u.  2.  Kronecker,  Privatklag- 
verfahren. Jastrow,  Vollstreckung  der  auf  Vermögensstrafen 
u.  Bussen  lautenden  Entscheidungen.  Heck  er,  Körperverletzung 
nach  d.  Militärstraf-R.     Reclitsbelehrung  im  Schwurgerichte. 

Blätter  f.  Gefänguisknnde.  XIX.  5.  Richter,  Ueberverdienst- 
gelder  d.  Gefangenen.     Schutzwesen.     Gefängniskongress. 

Friedreichs  Blätter  für  gerichtliche  Medizin  u.  Sanitätspolizei. 
V.  Hoenigsberger,  über  die  Zurechnungsfähigkeit  der 
Epileptiker.  Mai r,  die  Antiseptik  vor  Gericht.  Anklage  u.  Ver- 
urteilung d.  prakt.  Arztes  Dr.  St.  wegen  fahrlässiger  Tötung 
unter  Verletzung  einer  Berufspflicht. 

Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  LIV.  5.  Die  Lage  d.  kathol.  Kirche 
in  Hessen.  G  e  i  g  e  1 ,  d.  h.  Stuhles  Staatshoheit  u.  Italien.  Kirchen- 
gesetzgebung. Die  kathol.  Kirche  v.  Aargau.  Die  Stellung  d. 
apostol.  Nuntius. 

Revue  de  droit  international.  XVII.  4.  Brocher  de  laFle- 
ch^re,  des  principes  naturels  du  droit  international  prive. 
Stein,  le  dr.  i.  des  chemins  de  fer  en  cas  de  guerre.  Geff- 
cken,  incidents  de  dr.  i.  dans  le  differend  anglo-russe.  Rolin, 
observations  sur  les  resolutions  de  l'Institut  d.  dr.  i.  relative- 
ment  k  l'extradition. 


D.  Neue  Erscheinungeii. 

Vom  25.  Juli  bis  15.  September  1885    erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Albrecht,  Jul.,  der  Anwalt  in  Strafsachen  f.  das  deutsche  Volk  in 
Beispielen.  Mit  Anmerkgn.  u.  Erläutergn.  Neuwied,  Heuser. 
VIII  u.  108  S.     1  M.  60  Pf. 

*Bähr,  0.,  d.  deutsche  Zivilprozess  in  praktischer  Bethätigung.  (Aus 
^Iherings  Jahrb.  f.  d.  Dogmatik  d.  heut.  röm.  u.  deutschen  Pri- 
vatrechts".)   Jena,  Fischer.     96  S.     1  M.  80  Pf. 
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Bartolomäus,  die  Abfassung  der  Strafurteile  in  Preiissen.  Berlin, 
Parrisius.     31  S.     50  Pf. 

Bericht  über  die  Schwurgerichtsverhandlung  vom  29./VI.  bis  l./VII. 
1885  gegen  Julius  Lieske ,  angeklagt  des  Mordes  an  dem  kgL 
Polizeirat  Dr.  Rumpff  am  13./1-  1885  zu  Frankfurt  a/M.  Heppen- 
heim a/B.     Leipzig,  Milde.     40  S.     20  Pf. 

Bericht  über  den  Prozess  Stöcker  contra  „Freie  Zeitung".  Tendenzfreie 
Ausg.     Berlin,  Issleib.     30  S.     20  Pf. 

Bierprozess,  eine  Verhandlung  vor  der  Strafkammer  Mannheim  am 
29./V.  1885.     Mannheim,  Bensheimer.     37  S.     50  Pf. 

*Bierling,  E.  R. ,  die  konfessionelle  Schule  in  Preussen  n.  ihr.  R. 
Gotha,  Perthes.     202  S.     4  M. 

*Borch,  L.,  V,,  über  d.  Entstehung  d.  Titels  Romanorum  Rex.  Eine 
Entgegnung  an  Hrn.  Prof.  Mühlbacher. 

Brodkorb,  W.,  zur  Wahrung  d.  kirchlichen  R.  u.  der  kirchlichen 
Verwendung  v.  braunschweig.  Klosterfonds.  Eine  an  die  IV» 
braunschweig.  Landessynode  gerichtete  Vorstellg.  u.  Bitte  u.  Be- 
leuchtg.  d.  üb.  dieselbe  erstatteten  Kommissionsberichts.  Braun- 
schweig, Wollermann  in  Komm.     24  S.     50  Pf. 

Burckhard,  S3^stem  d.  Österreich.  Privat-R.  3.  Thl.  Die  einzelnen 
Privatrechtsverhältnisse.  1.  Abt.  1.  Hft.  (Besitz.)  Wien,  Manz. 
170  S.     2  M.  40  Pf. 

•Daubenspeck,  Beiträge  zur  Lehre  vom  Bergschaden.    Berlin,  Vahlen. 

Vni  u.  139  S.     2  M.  50  Pf. 
—  Referat,    Votum   u.  Urteil,     Eine  Anleitg.    f.    prakt,  Juristen    im 
Vorbereitungsdienst.     2.    verm.    u.    verb.    Aufl.     VIII    u.    190    S. 
Ebd.  kart.     3  M. 

*Eisele,  F.,  das  deutsche  Zivilgesetzbuch  u.  d.  künftige  Privatrechts- 
studium.    Freiburg,  Mohr.     31  S.     1  M. 

Fischer,  Rob. ,  Katechismus  d.  deutschen  Handels-R.  nach  dem  all- 
gem.  deutschen  Handelsgesetzbuche.  3.  umgearb.  Aufl.  Leipzig, 
Weber.     VIII  u.  174  S.     Geb.  1  M.  50  Pf. 

■"'Förster,  A.,  die  Z.Pr.O.  f.  das  Deutsche  Reich,  nebst  Einführungs- 
gesetz. Unter  besond.  Berücksicht.  d.  preuss.  A.  L.R.'s  erläutert. 
2.  Abt.     Grünberg,  Weiss  Nachf.     I.  Bd.  S.  337-697.     6  M. 

Förster,  Osk.,  Rechte  u.  Pflichten  der  Betriebsunternehmer  u.  deren 
Beamten-  u.  Arbeiterpersonals  gegenüber  den  Berufsgenossen- 
schaften.    2.    Aufl.     Düsseldorf,    Schwann.     115  S.     2  M.  20  Pf. 

Fuchs,  Thdr.,  der  Verteidiger  als  prozessrechtliche  Person  nach  gel- 
tendem deutschen  R.  Inaugural-Dissertation.  Darmstadt,  Berg- 
straesser.     V  u.  53  S.     80  Pf. 

*Gareis,  Anhang  z.Lehrb.  d.  Handels-R.  (R.  d.  Aktiengesellschaften.) 
S.  1—102. 

Gertscher,  Adb.,  das  englische  Konkurs-R.  nach  dem  Gesetze  vom 
25./VIII.  1883.  cAus  ,Allg.  österr.  Gerichtsztg.")  Wien,  Manz. 
IV  u.  71  S.     2  M. 

Grimm,  F.,  Wörterbuch  d.  deutschen  Handels-,  Wechsel-  u.  Kon- 
kurs-R. m.  Ausschluss  d.  See-R.  Mit  einem  Anh.,  den  Text 
d.  Handelsgesetzbuches  (ohne  See-R.),  der  Wechselordng.  u.  der 
Konkursordng.  enthaltend.  6.— 11.  (Schluss-)Lfg.  Berlin,  Hempel. 
I.  Bd.  S.  369-592.  u.  IL  Bd.     VII  u.  183  S.     ä  1  M. 

Hell  mann,  Frdr.,  Lehrbuch  des  deutschen  Zivilprozess-R.  für  den 
akademischen  u.  praktischen  Gebrauch.  2.  Abt.  München,  Th. 
Ackermann.     S.  353—800.     7  M. 

Hoppe,  J.,  der  psychologische  Ursprung  d.  R.  Würzburg,  Stuber. 
IV  u.  103  S.     3  M. 

Jacques,  Heinr.,  die  Wahlprüfung  in   den  modernen  Staaten  u.  ein 


Bibliographie  (deutsche).  43 

Wahlprüfungsgerichtshof  f.    Oesterreich.     Eine    Staatsrecht].  Ab- 
handig.    Wien,  Manz.     III  u.  120  S.     3  M. 
Jahrbuch  d.  Kammergerichts.    HI.  Bd.     2.  Abt.    Berlin,  Vahlen.    5  M. 
Juristenkalender,  Frommes  österr.,  f.  d.  J.  1886.    14.  Jahrg.    Red.  v. 

Hol-  u.  Ger.- Ad V.  Dr.  Jos.  Frühwald.    Wien,  Fromme.    VIII,  201 

u.  192  S.     Geb.  3  M.  20  Pf. 
Katz,  E.,  strafrechtl.  Bestimmungen  d.  Handelsgesetzbuches.    Berlin, 

Guttentag.     3  M.  50  Pf. 
Kissling,  Carl  v.,  die  ünverantwortlichkeit  der  Abgeordneten  u.  der 

Schutz  gegen  Missbrauch  derselben.    2.  Aufl.    Wien,  Manz.    XVI 

u.  51  S.     1  M.  20  Pf.     (Vgl.  II,  26.) 
Klein,  Frz.,  die  schuldhafte  Parteihandlung.    Eine  Untersuchung  aus 

dem  Zivilprozess-R.    Wien,  Töplitz  &  Deuticke.   VII  u.  226  S.    7  M. 
Kohl  er,  Jos.,  Beiträge  z.  germanischen  Privatrechtsgeschichte.    2.  Hfl. 

Würzburg,  Stahel.     VIII  u.  50  S.     2  M. 

Inhalt :  Urkunden  aus  den  Antlchi  archivi  der  Blblioteca  communale  v. 
Verona.  II.  Folge.  Hrsg.  u.  m.  Annotationen  u.  Rechtsausfülirungen  ver- 
sehen. 

*Kurtz,  C. ,  Anleitung  zur  Bearbeitung  der  Vormundschafts-,  Nach- 
lass-  und  Testamentssachen  m.  den  einschlägigen  gesetzlichen 
Bestimmungen.  Anh.,  enth.  Formulare  zu  gerichtlichen  Taxen. 
Breslau,  Köbner.     X  u.  239  S.     3  M. 

Lage,  die  gegenwärtige,  der  Grundbuchgesetzgebung  f.  Elsass-Lothr. 
u.  d.  Bericht  d.  Spezialkommission  d.  Landesausschusses.  (Bei- 
lageheft zur  Jurist.  Ztschr.  f.  d.  Reichsland  Elsass-Lothringen. 
X.  Bd.)     Mannheim,  Bensheimer.     47  S.     75  Pf. 

Lauck.  K. ,  das  Bereinigungsverfahren  der  L.-R.-S.  2181  bis  2195. 
Lörrach,  Gutsch.     IV  u.  60  S.     kart.  40  Pf. 

Maassen,  Frdr. ,  Pseudoisidorstudien.  I.  u.  II.  (Aus:  „Sitzungsber. 
d.  k.  Akad.  d.  Wiss.")   Wien,  Gerolds  Sohn  in  Komm.    1  M.  70  Pf. 

Inhalt:  I.  Die  Textesrecension  der  echten  Bestandteile  der  Sammlung. 
44  S.  70  Pf.  II.  Die  Hispania  der  Handschrift  v.  Autun  u.  ihre  Beziehungen 
zum  Pseudoisidor.     62  S.    1  M. 

Marc  he  t,  Gust. ,  Studien  über  die  Entwickelung  der  Verwaltungs- 
lehre in  Deutschland  von  der  2.  Hälfte  des  17.  bis  zum  Ende  des 
18.  Jahrh.     München,  Oldenbonrg.     VIII  u.  437  S.     9  M. 

*.Mayer,  Sah,  zur  Reform  d.  ungar.  Strafprozesses.  Eine  Kodifi- 
kationsstudie. Der  Entwurf  der  ungar.  Str.Pr.O.,  kritisch  be- 
sprochen, m.  Uebersetzg.  desselben  in  seinen  wesentlicheren  Teilen. 
Wien.  Manz.     IV  u.  163  S.     5  M. 

*Marquardsen,  Handbuch  d.  öff.  R.  IV.  Bd.  1.  Hlbbd.  Orelli, 
Schweiz.     5  M.     v.  Holst,  Vereinigte  Staaten.     6  M. 

*Mejer,  Otto,  zur  Geschichte  der  römisch-deutschen  Frage.  3.  Tl. 
2.  Abt.:  Ausgang  der  hannov.  u.  oberrhein.  Verhandig.  1822  bis 
1830.     Freiburg  i/Br.,  Mohr.     VHl  u.  S.  231-445.     6  M. 

Parey,  Karl,  die  rechtliche  Natur  d.  Gesindemietsvertrags  in  den 
kgl.  preuss.  Staaten,  als  Art  der  gemeinrechtl.  Locatio-conductio 
operarum.     Berlin,  Kortkampf.     29  S.     60  Pf. 

Pech  mann,  v.,  der  Wirkungskreis  der  bayer.  Distrikts- Verwaltungs- 
behörden, zunächst  der  Bezirksämter.  4.  Aufl.  v.  Wilh.  Stadel- 
mann. Nachtragbd.,  enth.  die  sämtl^seit  dem  Jahr  1880  er- 
schienenen einschlägigen  Bestimmungen  nebst  den  Entscheidungen 
des  Verwaltungsgerichtshofes  etc.,  nach  den  Seitenzahlen  d.  Haupt- 
werkes geordnet,  dann  ein  ausführliches  Gesamtregister  für  das 
Hauptwerk  u.  den  Nachtragbd.  3.  u.  4.  (Schluss-)Lfg.  Bamberg, 
Buchner.     XXXII  u.  S.  193—336.     ä  2  M. 

Pfaff,  Frdr.,  neues  allgemeines  Sachregister  zu  der  Samml.  grossh. 
hess.  Verordngn.  v.  13./VIII.  1806  bis  l./VIL  1879  u.  dem  grossh. 
hess.  Regierungsbl.  vom  l./VII.  1819    bis  Ende  des  Jahres  1884. 


44       Oentralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1885).  V.  Band.   1.  Heft. 

Nebst  2,  die  milden  Stiftungen  u.    die  Erfindungspatente  betreff. 

Spezialregistern.     Mainz,  Diemer.     IV  u.  116  S.     6  M. 
Prozess  Stöcker   wider   die  „Freie  Zeitung".     Nach   Stenograph.  Auf- 

zeichngn.  vervollständigt.    Berlin,  Schildberger.     95  S.     30  Pf. 
*Puchelt,  Kommentar  z.  H.G.B.    13.  Lfg.    Leipzig,  Rossberg.    Vollst. 

19  M.  50  Pf.     Geb.  22  M.  50  Pf. 
'•Rattigan,  W.  H. ,    über  den  Einfluss   d.  Mutmassung  auf  die  Aus- 
legung d.  letzwilligen  Verfügungen.     Göttingen,  Dietrich.     25  S. 
Red  in  g-Bib  er  egg,    Rud.  v. ,   über    die  Frage    der  Kultussteuern  u. 

Vorschläge   für    ein    diesbezügliches    Bundesgesetz,    gestützt    auf 

Art.  49 ,  alinea  6  der  Schweiz.  Bundesverfassg.     Vom  schweizer. 

Juristen  verein  gekrönte  Preisschr.  Basel,  Detloff.  III  u.  111  S.    2  M. 
Repertorium   zur   Rechtsprechung   der  Gerichte   bei  Anwendung    des 

Rhein.  Bürgerl.  Gesetzbuchs  (Code  civil) ,   nebst  einem  Quellen- 

u.  Sachregister.     Hrsg.  von    einem  Mitgliede    eines    rhein-preuss. 

Landgerichts.    Trier,  Lintz.    VI  u.  444  S.    6  M.    Geb.  6  M.  50  Pf. 
Rodbertus,   zwei   verschollene  Staats wirtschaftl.    Abhandlgn.     Neu 

hrsg.  u.  eingeleitet  von  Dr.  Max  Quarck.    Wien,  Pichlers  Wwe. 

u.  Sohn  in  Komm.     41  S.     1  M. 
"Scherer,  W.,  das  rhein.  R.  u.  die  Reichsgesetzgebung.    Mannheim, 

Bensheimer.     XV  u.  287  S.     5  M. 
Schmolders,  Paul,  das  Eigentum  an  den  in  e.  Gebäude  verwandten 

Baumaterialien.   Inaugural-Dissert.   Breslau,  Köhler.     50  S.     1  M. 
Schneider,  Phpp.,  die  bischöflichen  Domkapitel,  ihre  Entwickelung 

u.  rechtl.  Stellung  im  Organismus  der  Kirche.    Mainz,  Kirchheim. 

XXXII  u.  503  S.     6  M. 
Seebohm,  Frederic,   die    engl.  Dorfgemeinde  in  ihren  Beziehungen 

zur  Gutsherrlichkeit,   zu  der  ursprünglichen  Stammesverfassung, 

zur  Flureinteilung    und  Feldgemeinschaft.     Ein  Beitrag    zur  Ge- 
schichte der  Volkswirtschaft.     Nach  der  3.  Aufl.  aus    dem  Engl. 

übertr.  von  Dr.  Thdr.   v.  Bunsen.     Mit  14  Tafeln.     Heidelberg, 

C.  Winter.     XII  u.  320  S.     10  M. 
Siebdrat,  Thdr.,  General-Repertorium  der  kgl.  sächs.  Landesgesetze 

u.  der  Reichsgesetze.    Nachtrag.     Abgeschlossen  Ende  Juli  1885. 

Dresden,  Meinhold  u.  Söhne.     III  u.  30  S.    1  M.  20  Pf.    (Haupt- 
werk u.  Nachtrag:  8  M.  20  Pf.) 
Sprenger,   Heinr. ,   das   gesetzliche   Veräusserungsverbot  (1.  3  §.  2 

§.  3  C.  com.  de  leg.  6.  43.)  zur  Sicherung  u.  Ergänzung  d.  dem 

Vermächtnisnehmer  angefallenen  R.   Inaugural-Abhandlg.   Zürich, 

1884,  Rudolph  u.  Klemm.     47  S.     80  Pf. 
*Stammler,   Rud.,    die  Behandlung  d.  röm.  R.  in  dem  juristischen 

Studium  nach  Einführung  d.  deutschen  Reichs-Zivilgesetzbuches. 

Akademische  Antrittsrede.     Freiburg  i.  Br.,  Mohr.    32  S.    80  Pf. 
Sträuli,  Hans,   das  Retentions-R.  nach  dem  Bundesgesetz  über  das 

Obligationen-R.   Winterthur,  Bleuler-Hausheer  u.  Co.  137  S.    2  M.. 
"Spesshardt,    H.    v. ,    der   Versicherungsbetrug   im    R.Str.G.B.      (F. 

V.  Liszt  zugeeignet.)     Marburg,  Elwert  108  S. 
Wasserschieben,  Herm.,  die    irische  Kanonensammlung.     2.  Aufl. 

Leipzig,  B.  Tauchnitz.     LXXVI  u.  243  S.     10  M. 
Wilhelmi,  Ferd.,   Kirchen-R.    im  Amtsbezirke   d.  Konsistoriums  zu 

Wiesbaden.   I.  Bd.  Wiesbaden,  Feller  u.  Gecks.  XI  u.  244  S.   16  M. 


Carl,  H.,  kaiserl.  Postkreditbanken.  Ein  Volkswirtschaft!.  Organi- 
sationsvorschlag, in  gedrängter  Kürze  bearb.  u.  allen  warmen 
Verehrern  des  deutschen  Einigungswerks  gewidmet.  Meiningen, 
Keyssner.     59  S.     2  M. 


Bibliographie  (deutsche).  45 

Häpe,  Geo. ,  Sozialrerorm  u.  innere  Mission.  Vortrag,  geh.  in  der 
Generalversammlg.  d.  Landesvereins  f.  innere  Mission  zu  Dresden 
am  21./IV.  1885.     Leipzig,  Lehmann.     56  S.     1  M.  50  Pf. 


2.  Ausg^aben  von  Gesetzen. 

Str.G.O.  nebst  Wuchergesetz.     Dresden,  Barth.     60  Pf. 

*Meyer,  Fr.  u.  C.  Finkeinburg,  das  Gesetz  betr.  den  Verkehr  m. 
Nahrungsmitteln,  Genussmitteln  u.  Gebrauchsgegenständen  vom 
14./V.  1879,  sowie  die  auf  Grund  desselben  erlassenen  Verordgn. 
Mit  Erläutergn.  hrsg.  2.  verm.  Aufl.  Berlin.  Springer.  VI  u. 
227  S.     Kart.  4M. 

Büttner,  Paul,  die  reglementarischen  Bestimmungen  f.  die  königl. 
preuss.  Strafanstalten.  Nachtrag.  Anclam,  Krüger  in  Komm. 
XVI  u.  91  S.     4  M.     (Hauptwerk  u.  Nachtrag  12  M.) 

Paul,  G.,  die  deutschen  Prozessordnungen  u.  die  in  Preussen  gelten- 
den Gesetze  f.  Angelegenheiten  der  nicht  streitigen  Gerichtsbarkeit. 
Systematisch  dargestellt  zur  Vorbereitg.  u.  z.  prakt.  Gebrauch  f. 
Beamte.  Berlin  1883,  R.  Kühn  in  Komm.  III  u.  240  S.    3  M.  60  Pf. 

Völderndorff,  Konkursordng.     Erlangen,  Palm.     28  M.  40  Pf. 

Z.Pr.O.  V.  Seuffert.   3.  Aufl.  l.u.  2.Lfg.  Nördlingen,  Beck.   3M.60Pf. 

Gebührenordng. f.  Zeugen  etc.  (Freydeck.)  Köln,Dumont-Schaubg.  2  M. 

Sachl.  Leistungen  f.  das  Heer.  Zusammenstellung  der  Vorschriften. 
(Fritsch.)     Stuttgart,  Metzler.     3  M.  20  Pf. 

ünfallversichergsges.  Berlin,  Heymann.  1  M.  20  Pf.  —  v.  Woedtke. 
2.  Aufl.  Berlin,  Reimer.  10  M.  —  Gesetz  v.  28./V.  1885.  Berlin, 
Vahlen.     20  Pf.  —  Berlin,  Heymann.     15  Pf. 

Krankenversicherungsgesetz  v.  Balck.  Wismar,  Hinstorif.  2  M.  — 
Berlin,  Heymann.     2  M. 

Wie  erlangt  man  ein  Patent?  (Trempman.)  Markenschutzgesetz  etc. 
Leipzig,  Weigel.     75  Pf. 

Zolltarif  (Trempman).  Leipzig,  Weigel.  IM.  —  Strassburg,  Schultz, 
80  Pf. 

\or,  auf  u.  nach  der  Reise.    Passagier-R.  etc.    Elberfeld,  Lucas.    50  Pf. 

Tarifverträge,  die,  d.  Deutschen  Reiches  mit  dem  Auslande  im  Aus- 
zug, nebst  einer  Einleitung  u.  einer  Zusammenstellung  der  durch 
diese  Tarifverträge  bewirkten  Abänderungen  der  Zollsätze  d.  all- 
gemeinen deutschen  Zolltarifs  v.  22. /V.  1885.  Eine  Suppl.  zum 
allgemeinen  deutschen  Zolltarif  v.  22./V.  1885.  Nördlingen,  Beck. 
33  S.     40  Pf. 

Aktiengesellsch.  v,  Völderndorff.    Erlangen,  Palm.    (Vollst,  15  M.) 

♦Gew.O.  V.  Engel  man.     Ebd.     8  M. 

*Staemmler,  Gesetz  betreff,  die  Besteuerung  des  Branntweins  vom 
8./VII.  1868 ,  unter  Berücksichtigung  der  Motive  u.  Verhandlgn. 
d.  Reichtags  aus  gesammelten  amtl.  Materialien  u.  Ausführungs- 
vorschriften d.  Bundesrats,  sowie  Entscheidgn.  d.  früheren  preuss. 
Obertribunals  u.  d.  Reichsgerichts,  erläutert  u.  m.  Genehmigung 
d.  Hrn.  Finanzministers  hrsg.  3. ,  vielfach  verm.  u.  verb.  Aufl. 
Berlin,  Springer.     X  u.  370  S.     Kart.  5  M. 

Preuss.  A.  L.R.     (Rehbein  u.  Reinke.)     3.    Aufl.     III.  Bd.      Berlin, 

3Iüller.     7  M.  .50  Pf. 
iesindeordnung.     Berlin,  Schildberger.    50  Pf.  —  Berlin,  Burmester. 
25  Pf. 

Gesetz  über  Grundbuchwesen  in  Kassel.  (Theo  bald.)  Kassel, 
Wigand.     4  M. 

Feld-  u.  Forstpolizeigesetz.     Berlin,  Burmester.     25  Pf. 


46       Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1885),    V.  Band.  1.  Heft. 

Zusammenstellung  der  bis  zum  l./IV.  1885  v.  d.  königl.  Landdrostei 
zu  Hildesheim  erlassenen  Polizeiverordnungen.  Hildesheim,  Lax. 
IV  u.  73  S.     Kart.  2  M. 

—  amtliche,  der  f.  den  Reg.-ßez.  Posen  bestehenden  Landespolizei- 
Verordnungen  von  allgemeiner  Bedeutung  in  Verbindung  mit  den 
bezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften.  3.  Aufl.  Posen,  Merzbach. 
VI  u.  362  S.     4  M. 

*Chuchul,  d.  im  Reg.-Bez.  Kassel  gültigen  Polizeiverordnungen  etc. 

Kassel,  Gotthelft.    3  M. 
Gesetz ,  betreff,  die  Pensionierung  der  Lehrer  u.  Lehrerinnen  an  den 

öffentl.  Volksschulen.    Vom  ö./VIL  1885.    (Gesetzsamml.  S.  298.) 

Berlin,  v.  Decker.     8  S.     20  Pf. 

—  betreff,  wegepolizeiliche  Vorschriften  für  die  Prov.  Schleswig- 
Holstein  mit  Ausnahme  des  Kreises  Herzogt.  Lauenburg.  Vom 
15./VI.  1885.     Schleswig,  Bergas.     15  S.     20  Pf. 

Steffenhagen,  H.,  hannov.  Städteordng.  vom  24./VI.  1858  mit  den 
aus  dem  Zuständigkeitsgesetze,  dem  Landesverwaltungsgesetze  u. 
der  hannov.  Kreisordnung  sich  ergebenden  Aenderungen  u.  Zu- 
sätzen. Demmin,  Frantz.     IV  u.  78  S.     80  Pf.,  kart.  1  M. 

Bayern.  Gesetz  üb.  direkte  Steuern.  II.  Bd.  Gewerbesteuer.  Nörd- 
lingen,  Beck.     4  M,  40  Pf. 

Polizei-Str.G.B.     (Staudinger.)     2.  Aufl.     Ebd.     1  M. 

Taschenbuch  z.  Fischerei-R.    (Reber.)     Münster,  Stahl.     1  M.  60  Pf. 

Altenburg.     Dorfordnung  etc.     (Stöhr.)     Alten  bürg,  Bonde.     4  M. 

Oesterreich.  Militärtaxgesetz.  Wien,  Neidl.  2  M.  —  Advokatenordg. 
Wien,  Manz.  1  M.  50  Pf.  —  Gew.O.  Wien,  Staatsdruckerei. 
40  Pf.  —  Dgl.  Anhang.  Graz,  Leykam  40  Pf.  —  Entwurf  einer 
Normal-Fabrikordng.  (Hatschell.)  Reichenberg,  Jannasch.  80  Pf. 

Gesetze,  zivilrechtliche  für  Böhmen.  1869  —  1884.  Böhmisch-Leipa, 
Künstner.     8  M.  50  Pf. 

Zusammenstellung  d.  Vorschriften  betr.  Führung  d.  Grundbücher  etc. 
(Zandus).     Znaim,  Fournier.     4  M. 

Böhmen.  Gemeindeordng.  Prag,  Mercy.  1  M.  60  Pf.  —  Wasser-R. 
Wien,  Manz.     1  M.  60  Pf. 

Recueil  des  dispositions  actuellement  en  vigueur  concernant  la  ga- 
rantle  et  le  contröle  officiells  du  titre  des  ouvrages  d'or  et  d'ar- 
gent  en  Suisse.  Publication  du  departement  federal  du  com- 
merce et  de  l'agriculture.   Bern,  Fiala.    III  u.  150  S.    1  M.  60  Pf. 


3,  Wichtige  ausländische  Werke. 

Blackstone,  W.,  the  Student's  Blackstone.    9th.  ed.    610  S.    Clowes 

7  sh.  6  p. 
Blith,  E.  E.,  Analysis  of  Snell's  Principles  of  Equity.     Stevens  and 

Haynes.     6  sh. 
Byles,  M.  B.,  and  Lloyd,   A.  K.,  law  of  Bills  of  Exchange.    14th.  ed. 

H.  Sweet.     26  sh. 
Clifford's  Hist.  of  Private  Bill  Legislation.  Vol.  L  Butterworths.  20  sh. 
Criminal,  the  Code  of  the  German  Empire.     Translated    with    Prole- 

gomena   and  a  Commentary,  by  Geoffrey  Drage.     350  S.     Chap- 

man  and  Hall.     8  sh. 
Emden,  A.,    and  Edgcumbe,  E.  R.  P.,  Practice,  Statutes,  Orders, 

and  Rules.     1400  S.     Stevens  and  Haynes.     35  sh 
Ferguson,  J.  H. ,  Manual  of  International  Law,   for  Use  of  Navies, 

Colonies  and  Consulates.    2  Vols.    1270  S.    Whittingliam.    24  sh. 
Frend,  H.  T.,  Perexigua;  or  Land  Transfer  and  otlier  Conveyancing 

on  Short  Lines.     H.  Sweet.     5  sh. 


Bibliographie  (Ausland).  47 

Holdsworth,  W.  A.,  New  Reform  Act.  Comprising  the  Represen- 
tation of  the  People  Act,  1884.     182  S.    Ward  and  Lock.     1  sh. 

Lawrence,  T.  J..  A.  Handbook  of  Public  International  Law.  130  S. 
Bell  and  Sons.     3  sh. 

Markb}^  W. ,  Elements  of  Law  Considered  with  Reference  to  Prin- 
ciples  of  General  Jurisprudence.     432  S.     Frowde.     7  sh.  6  p. 

Mattin son  (Miles  Walker),  the  Franchise  Acts,  1884—1885,  152  S. 
Waterlow.     2  sh.  6  p. 
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A.  Ausländischer  Litteraturhericht  1880-85. 


Die  englisch- amerikanische  Rechtslitteratur 

in  der  Periode  1880—85*). 

Von  Herrn  Professor  Dr.  König  in  Bern. 


I.  Biographien,  Allgemeine  Schriften  und 
Sammlungen. 

Von  Biographien  sind  hervorzuheben:  The  Lives  and  Times 
of  The  Chief  Justices  of  the  U.  St.  by  Henry  Flanderns.  Phila- 
delphia 1881.  2  Vol.  Von  Sammlungen  von  Reden  und  kleineren 
Schriften  zeichnen  sich  aus  die  von  Snyder  besorgte  und  bei 
Baker ,  Voorhis  &  Co.  in  New  York  in  zwei  Bänden  unter  dem 
Titel :  Great  Speeches  by  Great  Lawyers  und  Great  Opinions 
by  Great  Judges  1883  erschienene,  sowie  David  Dudley  Field's 
Speeches,  Arguments  and  Miscellaneous  Papers,  New  York  18S4. 
2  Bde.  Von  Peters  erschien  eine  Auswahl  von  Entscheidungen 
Jessels,  des  verstorbenen  Master  of  the^ Rolls  1883  (IV.  238.). 
Von  früheren,  bekannten  Sammlungen  englischer  Entscheidungen 

*)  Auf  Vollständigkeit  kann  die  Uebersicht  nicht  Anspruch 
machen,  denn  weder  befindet  sich  der  Verf.  in  einem  litterarischen 
Mittelpunkt ,  noch  in  der  Nähe  von  Bibliotheken ,  welche  englische 
Litteratur  in  umfassender  Weise  berücksichtigen.  Er  war  daher  im 
wesentlichen  auf  seine  eigene  Büchersammlung  angewiesen.     (König.) 
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erschienen,  Smith  Leading  Gases  in  neuer  Auflage.  In  Amerika 
wurde  die  Sammlung  der  Official  Opinions  of  the  Attorneys- 
General  of  the  U.  St.  bis  zum  17.  Bande  und  diejenige  der 
Decisions  of  the  First  ComptroUer  in  the  Department  of  the 
Treasury  von  W.  Laivrence ,  6  Bände,  bis  zum  Jahr  1884  fort- 
gesetzt. 

Von  kleinen  Schriften  verdienen  anerkennende  Erwähnung 
die  Essays  in  Jurisprudence  and  Ethics,  welche  Pollock  im  Jahr 
1882  bei  Macmillan  hat  erscheinen  lassen  (II.  43.).  Von  Wörter- 
büchern sind  zu  erwähnen:  das  in  Boston  erschienene  Law 
Glossary  von  Stimson,  und  Wharton's  Law  Lexicon,  7th  ed.  1883. 

IL  Zivilrecht. 
1.  Methode,  Auslegung,  Enzyklopädie. 

Eine  gute  Anleitung  zum  juristischen  Studium  bietet  das 
Buch  von  Eeed,  American  Law  Studies,  Boston  1882.  Für 
Advokaten  geschrieben  sind  Sharsivood's  Professional  Ethics,  Phila- 
delphia 1884,  und  Harris,  Hints  on  Advocacy,  London  1884. 
7.  Ausg.  (IL  21).  Die  erste  Schrift  zeigt  dem  angehenden  Ad- 
vokaten die  moralische  Höhe ,  welche  er  erreichen  und  nicht 
mehr  verlassen  soll,  während  die  zweite  ihm  mehr  technische 
Ratschläge  erteilt. 

Als  enzyklopädische  Einleitung  in  das  Rechtsstudium  dient 
ferner  eines  der  neuesten  Werke  Whartoti's:  Commentaries  on 
Law,  Philadelphia  1884  (IV.  51).  Dasselbe  enthält  eine  kurze 
Geschichte  des  engl,  und  amerikan.  R.,  eine  Uebersicht  des  öffent- 
lichen   R.,    des   internationalen  Priv.-R.  und   des  Verfassungs-R. 

Von  der  Methode  der  Jurisprudenz  handeln  namentlich 
die  geistvollen  Inauguralreden  Pollock's  in  London  und  Oxford: 
The  Methods  of  Jurisprudence  1882  und  English  Opportunities 
and  Duties  in  the  historical  and  comparative  Study  of  Law,  1883. 

Von  der  Auslegung  der  Gesetze  handeln  insbesondere  Lieber: 
Legal  and  Political  Hermeneutics,  3d  ed.  St.  Louis  1880  (III  268) ; 
Wilberforce ,  Statute  Law,  London  1881  (11.44);  Maxwell,  On 
the  Interpretation  of  Statutes,  London  1883  und  Wade,  Retro- 
active  Laws,  St.  Louis  1880  (III.  267). 

2.  Rechtsgeschichte. 

Die  Rechtsgeschichte  ist   nicht  die  starke  Seite,    weder  der 

Engländer  noch  der  Amerikaner,  und  seit  Reeve's  History  of  the 

English  Law,  from  the  Time  of  the  Romans  to  the  End  of  the 

Reign   of  Elizabeth   in    verschlechterter   Ausgabe   von  Finlaison 


) 
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erschienen  ist,  hat  kein  englischer  Schriftsteller  die  englische 
Rechtsgeschichte  in  umfassender  Weise  behandelt.  Dagegen 
fehlt  es  nicht  an  rechtsgeschichtlichen  Untersuchungen  in  einzelnen 
Rechtsgebieten.  Dahin  gehört  die  Introduction  to  the  History 
of  the  Law  of  Real  Property  von  Dighy,  3.  Aufl.,  Oxford  1884 
und  einzelne  Abschnitte  von  Elton,  On  the  Origins  of  English 
History,  London  1882  (IV.  278);  ferner  die  Dissertations  on 
Early  Law  and  Custom  von  Maine,  London  1883,  welche  sich 
an  seine  früher  erschienenen  Werke  anschliessen  und  zum  Teile 
wenigstens  Gegenstände  behandeln ,  welche  sich  auf  englische 
Rechtsgeschichte  beziehen.  Endlich  Seebohm,  The  English  Village 
Community.     London  1883  (V.  Heft  3). 

Ferner  gehören  dem  Gebiete  der  Rechtsgeschichte  an  die 
Ausgaben  alter  Rechtsbücher  und  Rechtsquellen.  Unter  dem 
Titel  , Reprints  of  the  Early  Reporters"  lassen  die  Herren  Steven.^ 
and  Uaynes,  eine  Reihe  alter  und  selten  gewordener  Rechtsbücher 
in  prächtigen  Neudrucken  erscheinen.  In  den  Monumenta  Juri- 
dica  veröffentlichte  Sir  Travers  Twiss  eine  leider  nicht  mit  der 
nötigen  Genauigkeit  besorgte  Ausgabe  von  Bracton,  De  legibus 
et  consuetudinibus  Angliae,  6  Vol.  London  1878 — 1882,  und 
Pike,  Year  Books  of  the  Reign  of  King  Edward  the  Third. 
London  1885. 

Die  Geschichte  des  englischen  Strafrechts  wurde  bearbeitet 
von  Sir  J.  F.  Stephen :  A.  History  of  the  Criminal  Law  of  Eng- 
land, 3  Bde.,  London  1883  (IV.  220),  und  diejenige  der  englischen 
Verfassung  von  Tasivell-Langmead :  English  Constitutional  History 
from  the  teutonic  Conquest  to  the  present  Time.  Hievon  erschien 
1881  die  zweite  Auflage.  Es  ist  dies  die  einzige  englische  Ver- 
fassungsgeschichte, welche  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  die 
Gegenwart  hinunterreicht  und  in  massigem  Raum  den  ganzen 
Stoff  übersichtlich  verarbeitet. 

3.  Römisches  Recht. 
Das  Studium  des  r.  R.  hat  in  neuerer  Zeit  sehr  erhebliche 
Foi*tschritte ,  namentlich  in  England,  gemacht.  Davon  zeugen 
Muirheads:  Institutes  of  Gaius  and  the  Jlules  of  Ulpian  with 
Translation  and  Notes.  Edinborough  1880.  Moyle:  Imp.  Justi- 
niani  Inst,  libri  quatuor,  with  Introduction ,  Commentary,  Ex- 
cursus  and  Translation.  2  vol.  Oxford  1883  (III.  270),  und  Roly: 
Introduction  to  the  Study  of  Justinian's  Digest.  Cambridge  1884 
(C.Bl.  V).  In  Amerika  wird  das  r.  R.  zwar  ebenfalls  als  Grund- 
lage jedes  gründlichen  Rechststudiums  anerkannt  und  empfohlen, 
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aber  eigene  bemerkenswerte  Leistungen  auf  diesem  Gebiet  sind 
dort  nicht  aufzuweisen. 

4.  Gesamtdarstellungen  und  Allgemeiner  Teil  des 
Privatrechts. 

Von  Gesamtdarstellungen  des  engl,  und  amerik.  R.  behaupten 
die  Kommentarien  von  Blackstone  in  der  letzten  1883  erschienenen 
Bearbeitung  von  Stephen  und  diejenigen  von  Kent,  dessen  letzte 
Ausgabe  1884  von  Barnes  besorgt  und  in  Boston  erschienen  ist, 
immer  noch  den  ersten  Rang,  und  es  hat  keinen  Anschein  als 
ob  sie  in  nächster  Zeit  durch  andere  Arbeiten  könnten  verdrängt 
werden. 

Als  treffliche  Einleitungen  in  das  Studium  des  engl.  Privat-R. 
sind  hervorzuheben  die  Werke  der  beiden  Oxforder  Professoren 
T.  E.  Holland,  The  Elements  of  Jurisprudence  1882  (IL  203)  und 
Maf'kbij,  Elements  of  Law  considered  with  reference  to  Principles 
of  General  Jurisprudence,  3d  ed.  1885.  Beide  Werke  erschienen 
in  der  Clarendon  Press  und  bezwecken  dem  Studium  des  engl.  R. 
eine  wissenschaftlichere  Grundlage  zu  geben.  Ein  eigenartiges 
Versuch  ist  derjenige  von  Terry,  Some  Leading  Principles  of 
Anglo- American  Law,  expounded  with  a  view  to  its  Arrange- 
ment and  Codification.  Philadelphia  1884.  Der  Verfasser  lehnt 
sich  in  diesem  Buch,  jedoch  mit  einiger  Freiheit,  an  Austin  an 
und  sucht  durch  wissenschaftlichere  Anordnung  das  Common 
Law  für  das  Studium  geniessbarer  und  leichter  verdaulich  zu 
machen.  Noch  immer  wird  in  beiden  Ländern  zwischen  Common 
und  Equity  Law  unterschieden,  und  jede  der  beiden  Richtungen 
erfreut  sich  besonderer  Bearbeitungen.  In  England  erschienen 
neue  Ausgaben  von  Indermalier' s  Principles  of  the  C.  L.  und  von 
SnelVs  und  Smith' s  Principles  of  Equity;  auch  von  Story' s  Com- 
mentg-ries  on  Equity  Jurisprudence  erschien  eine  erste  englische 
Ausgabe  in  London  1884.  Alle  aber  überragt  das  treffliche 
Werk  von  0.  W.  Holmes,  The  Common  Law.  Boston  1881.  Der 
Verfasser  gibt  eine  üebersicht  über  dasselbe,  untersucht  seine 
obersten  Prinzipien  theoretisch  und  historisch  und  bringt  dabei 
eine  Methode  zur  Anwendung,  welche  die  Vorzüge  derjenigen 
Benthams  und  Austins  miteinander  verbindet.  Das  Buch  gehört 
zu  den  bedeutendsten  Erscheinungen ,  welche  die  engl.-amerik. 
Litteratur   der   neueren  Zeit   aufzuweisen  hat. 

Auch  einzelne  dem  allgemeinen  Teil  zugewiesene  Fragen 
haben  in  beiden  Ländern  sehr  tüchtige  Bearbeiter  gefunden, 
namentlich  Insanity  und  Negligence.  lieber  die  Geisteskrankheiten 
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und  ihren  Einfluss  auf  die  Handlungsfähigkeit  und  Verantwort- 
lichkeit einer  Person  handeln  die  Werke  von  Wharton,  On  mental 
Unsoundness ,  welches  Buch  den  ersten  Band  von  Wh.  &  Stille's 
Medieal  Jurisprudence  (4.  Aufl.  Philadelphia  1884)  bildet,  und 
Biisuell,  The  Law  of  Insanity  in  its  Application  to  civil  Rights  and 
Capacities  and  Criminal  Responsibility,  Boston  1885. 

Noch  zahlreicher  sind  die  Bearbeiter  der  culpa  oder  negli- 
gence.  Von  dem  grossen  Werke  Whai-ton's:  On  Negligence  er- 
schien seit  1874  keine  neue  Auflage,  wohl  aber  von  demjenigen 
von  Shearmann  <S;  Bedfield,  The  Law  of  Negligence  (1881).  Im 
gleichen  Jahre  erschien  die  Bearbeitung  von  Thomson,  The  Law 
of  Negligence,  St.  Louis  1880,  2  vol.  (111.274),  worin  die  bisherige 
Praxis  mit  möglichster  Vollständigkeit  berücksichtigt  wird.  In 
England  ist  von  der  trefflichen  Abhandlung  von  Saunders  keine 
neue  Auflage  erschienen,  dagegen  eine  solche  von  Smith,  The 
Law  of  Negligence,  London  1884  (IV.  286). 

Von  Monographien  über  andere  Gegenstände  sind  hervor- 
zuheben: Kerr,  On  the  Law  of  Fraud  and  Mistake  as  admini- 
stered  in  the  Courts  of  Equity,  2.  Aufl.  London  1883.  Dicey^ 
The  Law  of  Domicil,  welche  Abhandlung,  obgleich  bereits  1879 
erschienen,  immer  noch  das  Hauptwerk  bildet.  Eine  neue  Auf- 
lage soll  sich  in  Vorbereitung  befinden;  endlich  Lawson,  The 
Law  of  Usages  and  Customs,  St.  Louis  1881  (IIL  388). 

5.  Familien-  und  Eherecht. 
Die  ausführlichsten  und  vollständigsten  Darstellungen  über 
amerik.  Ehe-R.  enthalten  die  beiden  Werke  von  Bishop  :  Com- 
mentaries  on  the  Law  of  Marriage  and  Divorce,  with  the  Evi- 
dence,  Practice,  Pleading  and  Forms,  also  of  Separations  without 
Divorce,  and  of  Evidence  of  Marriages  in  all  issues ;  2.  Aufl. 
Boston  1881.  Das  Buch  hatte  einen  ungewöhnlichen  Einfluss 
auf  die  amerik.  Praxis,  da  es  zum  erstenmal  die  Gesetze  der 
verschiedenen  Staaten  und  die  Entscheidungen  ihrer  Gerichte 
nach  allgemeinen  Gesichtspunkten  darstellte.  Von  dem  zweiten 
hieher  gehörigen  Werke  des  nämlichen  Verfassers  über  das  ehe- 
liche Güterrecht  nach  der  Gesetzgebi^g  der  verschiedenen 
Staaten  (1873—1875)  ist  seither  eine  neue  Auflage  nicht  er- 
schienen. In  England  erschienen  namentlich  folgende  Bearbei- 
tungen :  Everslet/y  The  Law  of  the  Domestic  Relations  ,  London 
1885  (C.Bl.V).  Neben  dem  Ehe-R.  behandelt  der  Verf.  noch  das 
Verhältnis  zwischen  Ehegatten,  Eltern  und  Kindern,  die  Vormund- 
schaft und  das  Gesinde-R.    Ferner:  Znsh,  The  Law  of  Husband 


54       Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1885).   V.  Band.  2.  Heft. 

and  Wife,  within  the  Jurisdiction  of  the  Queen's  Bench  and  Chan- 
cery Divisions,  London  1884  (IV.  98),  worin  namentlich  Rücksicht 
auf  das  eheliche  Güter-R.  genommen  wird,  und  Thicknesse,  A  Di- 
gest of  the  Law  of  Husband  and  Wife,  as  it  affects  Property  and 
the  Married  Women's  Property  Act  1882,  London  1884.  Ueber 
die  sehr  der  Reform  bedürftige  Irrengesetzgebung  erschien  1880: 
The  Law  and  Practice  relating  to  Petitions  in  Chancery  and 
Lunacy  by  Williams,  und  über  den  neuesten  Stand  der  Frage 
tnthält  die  Law  Quarterly  Review  I.  S.  150  einen  sehr  beachtens- 
werten Artikel. 

6.    Recht   an   beweglichen   und   unbeweglichen   Sachen. 

Das  englische  Recht  unterscheidet  noch  immer  zwischen  Real 
und  Personal  Property,  und  es  lässt  sich  diese  Unterscheidung 
wohl  am  richtigsten  auf  die  Verschiedenheit  der  Klagen  zurück- 
führen, welche  zur  Erlangung  des  betreffenden  Eigentums  dienten. 
So  behandelt  Williams  die  Lehre  vom  Eigentum  in  zwei  ver- 
schiedenen Werken,  von  denen  das  eine  den  Titel  führt:  Principles 
of  the  Law  of  Real  Property,  und  das  andere  P.  the  Law  of  Per- 
sonal Property.  Das  erstere  Werk  erschien  1885  in  fünfzehnter, 
das  letztere  1884  in  zwölfter  Auflage.  Smith,  Compendium 
the  Law  of  Real  and  Personal  Property,  2  vol.,  1884,  behandelt 
beide  Arten  des  Eigentums  in  dem  nämlichen  Werke.  Besondere 
Bearbeitungen  der  Grundsätze,  welche  die  Real  Property  be- 
herrschen, enthalten :  Challis,  The  Law  of  Real  Property,  London 
1885  und  Pollock  The  Land  Laws,  London  1883,  in  der  bei 
Macmillan  erscheinenden  trefflichen  Sammlung ,  The  English 
Citizen  (IV.  418).  Eine  vollständige  Sammlung  aller  neueren 
Gesetze,  welche  sich  auf  Grundeigentum  beziehen,  enthält:  Green- 
tvood,  Recent  Real  Property  Statutes,  2.  ed.  1884  (IV.  417). 

Von  amerik.  Werken  sind  zu  erwähnen :  Tiedeman ,  An 
Elementary  Treatise  on  the  American  Law  of  Real  Property" 
St.  Louis  1881  (V.  16),  und  Schouler,  On  Personal  Property, 
2  vol.,  2.  ed.  Boston  1884. 

Die  Servituten  behandelt  Goddard,  Treatise  on  the  Law 
of  Easements.  3.  Aufl.  London  1884,  ein  Buch,  welches  aner- 
kannt als  das  beste  über  diesen  Gegenstand  gilt.  Das  Pfand-R. 
wurde  von  zwei  verschiedenen  englischen  Schriftstellern  bearbeitet : 
Coote,  Treatise  on  the  Law  of  Mortgage,  5.  ed.  1884  und 
Fisher,  The  Law  of  Mortgage  and  other  Securities,  4.  ed.  1884. 
Amerika  ist  repräsentiert  durch:  The  Law  of  Mortgages  of 
Real-  and  Personal  Property  by  Boom.    St.  Francisco  1884. 
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7.  Erbrecht  und  letzte  Willensverordnungen. 
Eine  selbständige  und  umfassende  Monographie  über  das 
■engl.  Erb-R.  ist  mir  nicht  bekannt,  dagegen  ist  die  Litteratur 
über  das  R.  der  Testamente  ziemlich  reichhaltig.  Von  engl. 
Werken  sind  hervorzuheben:  Jarman,  On  Wills  4.  ed.  2  vol. 
London  1881  und  Theobald,  A  Treatise  on  the  Construction  of 
Wills.  2.  ed.  1881  (II.  179).  Für  Amerika  bleibt  das  Werk  von 
J.  Redfield,  On  the  Law  of  Wills,  3  vol.  Boston  1876—1877, 
immer  noch  das  vorzüglichste. 

8.  Vertrags  recht. 

lieber  die  allgemeinen  Grundsätze  desselben  existiert  in  England 
und  Amerika  eine  ziemlich  reichhaltige  Litteratur.  An  der  Spitze 
<ier  amerik.  steht  Wha?Hon,  Law  of  Contracts,  2  vol.  Philadel- 
phia 1882  (IV.  172)  und  Parsons,  A  Treatise  on  the  Law  of 
€ontracts,  7th.  Boston  1884.  Von  englischen  Bearbeitungen  sind 
zu  erwähnen  die  Werke  von  Anson:  Principles  of  the  English 
Law  of  Contracts  and  of  Agency  in  its  relation  to  contract. 
3d  ed.  Oxford  1884  und  von  Pollock:  Principles  of  Contract, 
4th  ed.  London  1885  (II.  79).  Die  beiden  Werke  werden  noch 
lange  den  Ausgangspunkt  für  weitere  Untersuchungen  bilden. 
Den  Vertragsabschluss  vermittelst  telegraphischer  Korrespondenz 
bildet  den  Gegenstand  von  Morris  Gray:  A  Treatise  on  Com- 
munication  by  Telegraph.     Boston  1885. 

Eine  Darstellung  des  gesamten  Vertrags-R.  uad  der  einzelnen 
Verträge  mit  Inbegriff  der  Oblig.  ex  delicto  liefert  Addison  in 
seinen  beiden  Werken:  On  the  Law  of  Contracts,  8.  Aufl. 
London  1883  und  On  Wrong  and  their  Remedies,  5.  Aufl. 
1879  (IL  411  und  414).  Von  Monographieen  sind  namentlich 
diejenigen  bemerkenswert,  welche  den  Kaufvertrag  zum  Gegen- 
stande haben:  Rob.  Campbell:  The  Law  relating  to  the  Säle  of 
Goods  and  Commercial  Agency,  London  1881  (11.425);  Benjamin: 
On  the  Law  of  Säle  of  Personal  Property  with  references  to 
the  American  Decisions  and  to  the  French  Code  and  Civil  Law. 
3d  ed.  London  1883.  Endlich:  Blackbiirn  (Lord),  A  Treatise 
on  the  effect  of  the  Contract  of  Safe.  2.  Aufl.  von  Graham. 
London  1885.  Nur  auf  den  Landverkauf  bezieht  sich:  Clerke 
and  Humphry  a  concise  Treatise  on  the  Law  relating  to  Sales 
of  Land,  London  1885,  und  auf  Bau- und  Mietverträge :  Emden's 
Law  of  Building,  Building  Leases  and  Building  Contracts,  welches 
Werk  soeben  in  zweiter  Auflaufe  erschienen  ist. 
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III.  Handelsrecht. 

Eine  Gesamtdarstellung  enthält  Smith ,  Compendium  of 
Mercantile  Law,  wovon  die  10.  Aufl.  in  Vorbereitung  sich  be- 
findet^  und  eine  umfassende  Sammlung  handelsrechtlicher  Ent- 
scheidungen Tudor,  Leading  Cases  on  Mercantile  and  Maritime 
Law.  3d  ed.  London  1884. 

Auf  Aktiengesellschaften  haben  Bezug:  Hurrell  and  Hijde, 
A  Treatise  on  the  Law  of  Joint  Stock  Companies,  London  1883 
(III.  363) ;  Buckley :  The  Law  and  Practice  under  the  Companies 
Acts  1862  to  1880;  the  Joint  Stock  Companies  Arrangement  Act 
1870  and  the  Life  Assurance  Companies  Acts  1870  to  1882  4th  ed. 
London  1883.  Beide  Werke  enthalten  die  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen samt  Erläuterungen  und  Hinweisen  auf  gerichtliche 
Entscheidungen.  Nicht  nur  auf  Aktiengesellschaften,  sonderu 
auch  auf  andere  Handelsgesellschaften  bezieht  sich  das  vorzüg- 
liche Werk  von  Brice,  A  Treatise  on  the  Doctrine  of  Ultra 
Vires:  being  an  Investigation  of  the  Principles  which  limit  the 
Capacities,  Powers  and  Liabilities  of  Corporations  and  more 
especially  of  Joint  Stock  Compagnies.  Dasselbe  erschien  1879  in 
London  und  in  der  amerik.  Ausgabe  in  New  York  1880  (IV.  287)^ 

Von  amerik.  Werken  der  neueren  Zeit  führen  wir  an  Taylori 
Private  Corporations  having  Capital  Stock,   Philadelphia  1884. 

Die  offene  Gesellschaft  behandelt  nach  dem  Vorgange  Lind- 
ley's  sein  Freund  und  Schüler  Pollock,  Digest  of  the  Law  of 
Partnership,  3d  ed.  London  1884  (IV.  21). 

lieber  die  Wertpapiere  erschien  1883  in  New  York  die  um- 
fassende Monographie  von  Daniel,  A  Treatise  on  the  Law  of 
Negotiable  Instruments.  2  vol.  Er  war  der  erste  Schriftsteller, 
welcher  alle  Arten  von  Verkehrspapieren,  Wechsel,  Cheques, 
Banknoten,  Depotscheine,  Ladscheine,  Kreditbriefe,  Zirkularnoten, 
unter  einem  gemeinschaftlichen  Gesichtspunkt  behandelte.  In 
Indien  erschien  das  Hauptwerk  über  den  Ladeschein  von  Legget, 
A  Treatise  on  the  Law  of  Bills  of  Lading.  1880. 

Die  Thatsache  endlich,  dass  Schuldner  sich  oft  bewegen 
lassen,  einzelnen  Gläubigern  Vermögensgegenstände  zum  Nach- 
teile anderer  Gläubiger  abzutreten  oder  in  betrügerischer  Weise- 
dritten anzuvertrauen,  um  sie  berechtigtem  Zugriff  zu  entziehen, 
veranlasste  den  New  Yorker  Advokaten  Wait  diesem  Uebelstande 
in  einem  ausführlichen  Werke  entgegenzutreten :  A  Treatise  on 
fraudulent  Conveyances  and  Creditors  Bills  with  a  Discussion. 
of  void  and  voidable  Acts.  N.  Y.  1884. 
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Die  Lehre  vom  Schadensersatz  fand  zwei  vorzügliche  Be- 
arbeiter, einen  araerik.,  Sedgivick,  On  Damages,  7.  Ausg.  2  vol. 
New  York  1884,  und  einen  engl.,  Mayne  d-  Smith,  Treatise  on 
Damages,  London  1884.  Einen  Gegenstand,  welcher  in  Maynes 
Buch  übergangen  ist,  nämlich  die  Haftpflicht  des  Arbeitgebers, 
behandeln  folgende  zw^ei  Werke:  Turner,  A  Treatise  on  the  Em- 
ployers  Liability  Act.,  1880,  London  1882  (III.  150)  und  Roberts 
and  Wallace,  The  Duty  and  Liability  of  Employers.  3d  ed. 
London  1885. 

1.  Wechselrecht. 

Von  dem  bekannten  Werke  von  Byles ,  Law  of  Bills  of 
Exchange  erschien  kürzlich  in  London  die  10.  Aufl.  und  von 
Chalmers,  dem  Redakteur  des  gegenwärtig  geltenden  Wechsel- 
gesetzes, 1881  eine  zweite  Auflage  seines  Buches:  A  Digest  of 
the  Law  of  Bills  of  Exchange  Promissory  Notes  and  Cheques. 
Gegenwärtig  wird  das  Erscheinen  einer  neuen  angekündigt. 

2.  Urheberrecht,  Markenschutz  und  Erfindungspatente. 

Während  der  hier  besprochenen  Periode  erschienen  in  Eng- 
land eine  Reihe  der  wertvollsten  Schriften  über  alle  diese  Gegen- 
stände, und  wir  lassen  sie  der  Reihe  nach  folgen.  Das  Haupt- 
werk ist: 

Copinger,  The  Law  of  Copyright  in  works  of  Literatur e 
and  Art  etc.  2d  ed.  London  1881  (IV.  289).  Ferner  Scrutton, 
The  Laws  of  Copyi-ight,  London  1883.  Shortt,  The  Law  relating 
to  Works  of  Literature  and  Art  etc.  2d  ed.  London  1884. 

Slater ,  The  Law  relating  to  Copyright  and  Trade  Marks,, 
treated  more  particularly  with  reference  to  Infringment,  London 
1884  (IV.  176). 

Das  letzte  bedeutende  Werk  über  Urheberrecht,  welches  in 
Amerika  erschienen  ist,  ist  dasjenige  von  Drone,  On  the  Law  of 
Property  in  intellectual  Productions,  Boston  1879  ,  und  Shrutton 
erklärt  dasselbe  noch  jetzt  als  die  beste  Bearbeitung  dieses 
Gegenstandes,  welche  überhaupt  existiere. 

Ueber  Markenschutz  ist  das  beste  engl.  Werk  dasjenige 
von  Sebastian,  The  liaw  of  Trade  Marks ^nd  their  Registration ^ 
and  Matters  connected  therewith,  including  a  Chapter  on  Goodwill^ 
2d  ed.  London  1884  (V.  20).  Als  Ergänzung  dient  die  unter  dem 
Titel  A  Digest  of  Cases  of  Trade  Marks,  Trade  Name,  Trade  Secret, 
Goodwill  etc.  von  dem  nämlichen  Verfasser  1879  in  London 
herausgegebene  und  in  Boston  1881  von  Roland  Cox  unter 
Einverleibung  der  amerik.  Fälle,  wiedergedruckte  Sammlung  von 
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Entscheidungen  engl.  Gerichte.  Hieher  gehört  auch  das  bereits 
<S.  57)  genannte  Werk  von  Slater  von  S.  230  an  (IV.  176). 

lieber  Patentrecht  handeln  folgende  Schriften: 

Johnson,  The  Patentees  Manual,  being  a  Treatise  on  the 
Law  and  Practice  of  Letters  Patent ,  5th  ed.  London  1884. 
Hlggins,  Concise  Treatise  on  the  Law  and  Practice  of  Patents, 
London  1884.  Terrell,  Law  and  Practice  of  L.  P.  with  Act, 
Rules  and  Forms,  London  1884.  Zawson,  The  Practice  as  to 
L.  P.  for  Inventions,  Copyright  in  Designs  and  Registration  of 
Trade  Marks  under  the  P.  D.  and  T.  M.  Act,  1883,  London  1884. 
Goodeve,  Reports  of  Cases  relating  to  Patents  to  the  End  of  1883, 
London  1884. 

Die  beste  Ausgabe  der  englischen  P.  D.  &  T.  M.  Act,  1883 
ist  diejenige,  welche  bei  Clowes  &  Sons  erschienen  und  von 
Seward  Brice  besorgt  worden  ist,  London  1885.  Sie  enthält 
ausser  dem  Text  und  den  ausführenden  Verordnungen  noch 
gute  Noten  und  Erläuterungen  (V.). 

Eine  Sammlung  der  Patentgesetze  aller  Länder  erschien  eben- 
falls bei  Clov/es  &  Sons  unter  dem  Titel :  The  Patent  Laws  of  the 
World,  coUected.  Edited  and  indexed  by  Alf.  Carpmael,  Solicitor 
and  Edtv.  Carpmael,  Patent  Agent.  London  1885. 

3.  Versicherungsrecht. 

Das  englische  Hauptwerk  ist:  Walford,  The  Insurance  Cy- 
clopaedia,  wovon  bis  jetzt  5  starke  Bände  erschienen  sind,  und 
vom  6.  Bd.  das  erste  Heft,  gehend  bis  Hereditary  Diseases.  Leider 
ist  Cornelius  Walford  vor  kurzem  verstorben,  und  obgleich  das 
Material  für  Fortsetzung  und  Beendigung  des  Werkes  voll- 
ständig vorhanden,  so  sind  die  Druckkosten  doch  so  erheblich, 
dass  eine  Fortsetzung  dieses  Werkes  nicht  mit  Sicherheit  erwartet 
werden  darf.  —  Besondere  Bearbeitungen  enthalten :  Crawley,  The 
Law  of  Life  Insurance,  with  a  Chapter  on  Accident  Insurance. 
London  1882  (II.  257).  Porter ,  The  Laws  of  Insurance.  Fire, 
Life,  Accident  and  Guarantee.  London  1884  (IV.  213).  Von 
Bumjon's,  Fire  Insurance  soll  noch  in  diesem  Jahre  eine  neue 
Auflacfe  erscheinen.  Von  amerik.  Werken  ist  in  dieser  Periode 
nur  die  zweite  Auflage  erschienen  von  May:  The  Law  of  In- 
surance applied  as  to  Fire,  Life  Accident,  Guarantee  and  other 
nonmaritime  Risks.     Boston  1882. 

Von  Sammlungen  von  Entscheidungen  in  Versicherungs- 
sachen sind  zu  erwähnen  diejenigen  von  Bliss,  von  Littleton 
und  Blatchley,  2  vol.  und  von  Hine  atid  Nichols,  N.  Y.  1882. 
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Die  Seeversicherung  ist  repräsentiert  durch  Lowndes  Marine 
Insurance  2d  ed.  London  1835  und  Hopkins  Hand -Book  of 
Average,  4th  ed.  London  1884. 

4.  Eisenbahnrecht. 

Eine  systematische,  wissenschaftliche  Bearbeitung  erschien 
seit  1880  in  England  nicht,  dagegen  enthält  das  Werk  von 
Browne  d'  Theobald:  The  Law  of  Railway  Companies,  being 
a  Collection  of  the  Acts  and  Orders  relating  to  Railway  Companies 
with  Notes  of  all  the  Gases  decided  thereon,  and  Appendix,  Bye- 
Laws  and  Standing  Orders  of  the  House  of  Commons,  London 
1881,  eine  vollständige  Sammlung  aller  die  Eisenbahnen  in  Eng- 
land betreffenden  Gesetze  bis  November  1880,  mit  Erläuterungen 
und  fortwährenden  Hinweisen  auf  gerichtliche  Entscheide  (IL  180). 

Eine  vollständige  Bearbeitung  des  Eisenbahnrechts  in  allen 
seinen  Einzelheiten  bietet  dagegen  das  amerik.  Werk  von  Borer 
on  Rail  Roads.  2  vol.  Chicago  1884. 

IV".  Gerichtsverfassung  und  Prozess. 

Eine  gute  Uebersicht  der  englischen  Gerichtsverfassung  gibt 
Maitland,  Justice  and  Police,  London  1885  (Engl.  Citizen),  und 
einen  Kommentar  zum  Gesetz:  Wilson ,  The  Judicature  Acts, 
Rules  ÄrFormes,  4th  ed.  by  Chalmers  and  Mackenzie.  London  1883. 

Die  amerik.  Gerichtsverfassung,  soweit  es  die  Kon- 
foederation  angeht,  stellt  ausführlich  dar:  Spear,  The  Law  of 
the  Federal  Judiciary.    New  York  1883. 

Den  englischen  Prozess  stellt  dar:  Daniel,  Chancery 
Practice,  6th  ed.  by  Z.  Field  and  E.  C.  Dünn,  2  vol.  1882—84. 
London ,  und  dazu  Forms  to  Chancery  Practice  4th  ed.  Lon- 
don 1885. 

Den  amerikanischen  Prozess  nach  dem  common  Law 
behandelt  Heard,  The  Principles  of  Pleading  Civil  Actions. 
Boston  1880. 

Einzelnen  Fragen  des  Prozess -R.  sind  gewidmet:  Sichel 
and  Chance,  The  Law  relating  to  Interrogatories ^  Production, 
Inspection  of  Documents  and  Discover^f.  London  1883  (IV.  67). 
Bray ,  The  Principle  and  Practice  of  Discovery.  London  1884. 
Everest  and  Strode,  The  Law  of  Estoppel.  London  1884  (IV.  181). 

Beweisrecht:  Potvell,  Law  of  Evidence,  5th  ed.  by  Cutler 
k  Griffin.  London  1885.  Taylor,  Law  of  Evidence  8th  ed.  1885. 
Best,  Treatise  on  the  Principles  of  Evidence  by  Lely  1883. 
Field,    The    Law    of  Evidence  in   British   India   4th   ed.    1884. 
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Sir  J.  F.  Stephen,  A  Digest  of  the  Law  of  Evidence.  London  1881. 
Enthält  die  Beweisregeln  in  Form  eines  Gesetzbuches  mit  An- 
merkungen und  Verweisungen. 

Lawson,  The  Law  of  Expert  and  Opinion  Evidence  reduced 
to  Rules.  St.  Louis  1883  (C.Bl.  V)  und  von  dem  Nämlichen: 
The  Law  of  Presumtive  Evidence,  including  Presumption  both 
of  Law  and  of  Fact,  and  the  Bürden  of  Proof  both  in  Civil 
and  Criminal  Gases,  reduced  to  Rules.    San  Francisco  1885. 

V.  Strafrecht  und  Prozess. 

Eine  zusammenfassende  Darstellung  des  engl.  Straf-R.  gibt 
Harris:  Principles  of  the  Crim.  Law.  3th  ed.  London  1884. 
(IV.  184).  Ueber  die  Zurechnungsfähigkeit  handelt:  Clerlc,  An 
Analysis  of  crim.  Liability.  Cambridge  1880  (III.  284) ;  und 
über  die  Strafen  und  Verhütung  von  Verbrechen :  Du  Cane,  The 
Punishment  and  Prevention  of  Crime.  London  1885  (English 
Citizen). 

Hervorragend  sind  auf  dem  Gebiete  des  engl.  Straf-R.  die 
Arbeiten  von  Sir  J.  F.  Stephen:  A  Digest  of  the  Criminal  Law 
(Crimes  and  Punishments)  3th  ed.  London  1883;  von  demselben 
in  Verbindung  mit  Herbert  Stephen :  A  Digest  of  the  Law  of 
Criminal  Procedure  in  Indictable  OfFences.  London  1883  und 
A  History  of  the  Crim.  Law  of  England,  3  vol.  London  1883 
(IV.  220). 

In  Amerika  sind  als  die  Hauptwerke  anerkannt,  die  das 
ganze  Gebiet  des  Straf-R.  umfassenden  Arbeiten  von  Bishop 
und  von   Wharton. 

Bishop  behandelt  das  ganze  auf  dem  Common  Law  beruhende 
amerik.  Straf-R.  in  den  Commentaries  on  the  Crim.  Law  7th  ed. 
Boston  1882.  2  vol.  Daran  schlössen  sich:  Crim.  Procedure  or 
Commentaries  on  the  Law  of  Pleading  and  Evidence,  and  the 
Practice  in  Criminal  Cases,  2  vol.  2d  ed.  Boston  1880.  Den 
Abschluss  bildeten  die  Commentaries  on  the  Law  of  Statutory 
Crimes  including  the  written  Law  and  their  Interpretation  in 
general.  Boston.  2.  Aufl.  1883.  Im  Laufe  dieses  Jahres  erschien 
nun  noch  eine  Anleitung  für  Advokaten,  Verteidiger,  Ankläger 
und  Richter  in  Strafsachen,  unter  dem  Titel:  Prosecution  and 
Defence.  Practical  Directions  and  Forms  for  the  Grand  Jury 
Room,  Trial  Court  and  Court  of  Appeal  in  Criminal  Cases  etc. 
Boston  1885. 

Neben  Bishop  sind  die  Arbeiten  Wharton' s  zu  nennen, 
welcher  dem  deutschen  Publikum  namentlich  durch  sein  intern. 
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P.-R.  bekannt  ist.  Auch  sie  umfassen  das  ganze  Gebiet  des 
8traf-R.  Seine  Darstellung  beginnt  mit:  A  Treatise  on  Crim. 
Law.  2  vol.  8th  ed.  Philadelphia  1880.  Abweichend  von  anderen 
amerik.  Schriftstellern  eröffnet  er  sein  Werk  mit  einem  allge- 
meinen philosophischen  Teil,  und  geht  sodann  zur  Behandlung 
der  einzelnen  Verbrechen  über,  wobei  er  sich  mit  den  deutschen 
Forschungen  genau  vertraut  zeigt,  und  überall  auf  sie  Rück- 
sicht  nimmt.     Hierauf  folgen: 

A  Treatise  on  Criminal  Pleading  and  Practice.  8th  ed. 
Philadelphia  1880.  Derselbe  enthält  die  Theorie  und  Praxis  des 
Strafprozesses  mit  Ausnahme  des  Bevveis-R.,  welches  Gegenstand 
eines  besonderen  unter  dem  Titel :  Criminal  Evidence  im  Jahr  1884 
erschienenen  Werkes  bildet.  Sodann  Precedents  of  Indictments 
and  Pleas  adopted  to  the  üse  both  of  Courts  of  the  U.  St. 
and  those  of  all  the  several  States  together  with  notes  on  cri- 
minal Pleading  and  Practice,  embracing  the  English  and  Ameri- 
can Authorities  generally.  2  vol.  Philadelphia.  4th  ed.  1881. 
Eine  Anleitung  für  Anklagen  und  Verteidigungen  vor  der 
Grossen  Jury. 

Als  Monographieen  sind  zu  beachten:  Insanity  as  a  Defence 
to  Crime  by  Zawson.  St.  Louis  1881  (IV.  296).  Von  dem 
Nämlichen  erschien  in  diesem  Jahr :  Disabilities  of  Parties,  Cri- 
minal Irresponsibility  of  Principal  and  Agent,  Non-Reliability  for 
Accident ;  Ignorance  and  Mistake  of  Law  and  Fact ;  Duress ;  Con- 
sent as  an  anwser  to  a  criminal  Charge;  Non-Responsibility  for 
Acts  of  Omission  and  for  Attemps  as  Defenses  to  Crime.  San  Fran- 
cisco 1885.  Brotvne  &  Stewart,  Reports  of  Trials  for  Murder 
by  Poisoning,  by  Prussic  Acid,  Strychnia,  Antinomy,  Arsenic  and 
Aconita.    London  1884  (IV.  222). 

Spear,  The  Law  of  Extradition,  International  and  Interstate. 
Albany  1884  (IV.  305). 

Gerichtliche  Medizin. 

Von  dem  grossen  amerik.  Werk,  Wharton  dt  Stille,  Medical 
Jurisprudence,  3  vol.,  ist  1884  in  Philadelphia  eine  neue  vierte 
Auflage  erschienen.  Der  erste  Band  enthält  die  Mental  Unsound- 
ney  von  Wharton;  der  zweite  die  Gffte  —  on  Poisons  —  von 
Amory  and  Wood,  und  der  dritte  die  übrigen  Teile  der  gericht- 
lichen Medizin  von  Ashurst  and  Sinkler. 

Keine  vollständige  gerichtliche  Medizin  enthält:  Elwell,  A 
Medico-legal  Treatise  on  Malpractice,  medical  Evidence  and  In- 
sanity comprising  the  Elements  of  medical  Jurisprudence,  4th  ed. 
New  York  1881  (IV.  42). 


62       Centralblatt  für  Rechtswissensclial't  (1885).    V.  Band.   2.  Heft. 

Von  engl.  Werken  behauptet:  Taylor,  The  Piinciples  and 
Practica  of  Medical  Jurisprudence ,  seinen  alten  Rang.  Eine 
dritte  Auflage  besorgt  von  Stevenson  erschien  1883  in  London. 
Daran  reiht  sich  das  neue  vorzügliche  Werk  von  Tidij ,  Legal 
Medicine,  wovon  der  1.  Band  1882  und  der  2.  1883  erschien. 
Als  abgeschlossen  kann  es  aber  nicht  gelten,  da  noch  die  Ab- 
handlungen über  die  Vergiftungen  und  die  Geisteskrankheiten  fehlen . 

Die  sämtlichen  angeführten  Werke  mit  Ausnahme  desjenigen 
von  Elwell  widmen  der  Lebensversicherung  ausführliche  Ab- 
schnitte. 

VL  Kirchenrecht. 
Aus  der  hier  berücksichtigen  Periode  ist  ein  einziges  Werk 
zu  verzeichnen:  Elliot,  The  State  and  the  Church,  London  1882, 
in  der  bei  Macmillan  erscheinenden  Sammlung  The  English  Citizen. 

VIL   Verfassungsrecht  und  Verwaltungsrecht. 

Hervorragend  sind:  Lectures  on  the  Law  of  the  Constitution. 
By  Ä.  V.  Dicey,  1885.  Nach  engl.  Urteil  das  beste  Werk  über 
diesen  Gegenstand.  Thomas,  Leading  Cases  in  constitutional 
Law  briefly  stated,  with  Introduction  and  Notes.  2d  ed.  London 
1885.  Von  einem  anderen  Werke:  Constitutional  Law  viewed 
in  relation  to  Common  Law  and  exemplified  by  Cases,  by  Broom, 
2d  ed.  by  Denman  1885,  bemerkt  Dicey:  it  presents  a  favou- 
rable  specimen  of  an  objectionable  kind  of  publication. 

Hierher  gehören  auch  eine  Anzahl  Bändchen  des  „English 
Citizen"  (11.292.374)  und  Tarring,  Chapters  on  the  Law  relating 
to  the  Colonies,  London  1882  (IV.  273). 

In  das  Gebiet  des  Verwaltungs-R.  gehören: 

Bazalgette  and  HumpJireys:  The  Law  relating  to  Local  and 
Municipal  Governement.  London  1885 ;  Greenivood  and  Martin : 
A  Magisterial  and  Police  Guide.  London  1880 ;  Michael  d'  Shiress 
Will,  The  Law  relating  to  Gas  and  Water  Supply.  3th  ed.  London 
1884.  Ferner  die  Schriften  von  Cunyngham :  The  Law  of  Elec- 
tric Lighting,  London  1883.  Higgins  &  Edwards:  The  Electric 
Lighting  Act.  1882,  London  1883  (III.  162).  Pollock,  The  Fishery 
Laws,  London  1883  (IIT.  115).  Forbes,  Law  of  Savings  Banks, 
since  1878,  London  1884  (IV.  303). 

VIII.  Völkerrecht  und  Internationales  Privatrecht. 

In  der  völkerrechtlichen  Litteratur  treffen  wir  auf  bekannte 

Namen.    Von  den  Kommentarien  Phillimore's  erschien  der  2.  Bd. 
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1882  und  der  3.  Bd.  1885  in  neuer  Auflage;  damit  ist  das 
Völker-R.  geschlossen,  denn  der  4.  Bd.  bildet  eine  für  sich  ab- 
geschlossene Darstellung  des  intern.  P.-R.  Auch  von  dem  Völker-R. 
von  Sir  Travers  Twiss  erschien  derjenige  Band,  welcher  von  den 
Rights  and  Duties  of  Nations  in  Time  of  Peace  handelt,  1884  in 
neuer  Ausgabe.  An  diese  Werke  schliessen  sich  an:  Hall,  A 
Treatise  on  International  Law.  2d  ed.  Oxford  1884  (IL  229  und 
IV.  303),  und  das  in  Peking  geschriebene  und  in  Honkong  ge- 
druckte „Manuel  of  international  Law  for  the  use  of  Navies, 
Colonies  and  Consulates"  von  Jean  Helenus  Ferguson,  nieder- 
ländischem Gesandten  in  China,  2  vol.  1884.  Endlich  Holland :  The 
European  Concert  in  the  Eastern  Question,  a  CoUection  of  Treaties 
and  other  public  acts ,  Oxford  1885 ,  ein  für  Beurteilung  der 
gegenwärtigen  Bewegung  anf  der  Balkanhalbinsel  besonders 
interessantes  Buch. 

Auch  auf  dem  Gebiete  des  intern.  Priv.-R.  finden  wir  meist 
nur  alte  Bekannte  wieder.  Eine  neue,  wesentlich  veränderte 
Ausgabe  von  Wliartons  Conflict  of  Laws,  erschien  1883  in  Phila- 
delphia. Eine  Uebersetzung  von  FielcVs  International  Code  wurde 
besorgt  von  Alberic  Rollin,  Paris  1881.  Ebenso  erschienen  neue- 
Auflagen  von  Westlakes  Priv.  int.  Law.  London  1880  und  von 
Pigotts  Foreign  Judgments  and  Parties  out  of  the  Jurisdiction. 
2d  ed.     London  1884  (IL  159). 

Von  neu  erschienenen  Zeitschriften  verdient  vor  allen 
die  lobendste  Erwähnung  das  neue  Organ  der  jüngeren  engl. 
Juristen :  Th«  Law  Quarterly  Review,  edited  by  Frederick  Pollocl\ 
London,  Stevens  and  Sons  1885  (IV.  232). 


B.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Ofner.     Das  R.  auf  Arbeit.     Wien  1885.     31  S. 

Die  hier  vorliegende  Publikation  ji|ibt  einen  Vortrag  wieder, 
der  im  wissenschaftlichen  Klub  zu  Wien  im  November  v.  Js. 
gehalten  wurde.  Der  Verf.  sucht  darzulegen,  dass  die  Forderung 
des  R.  auf  Arbeit  berechtigt  sei,  dass  auch  genug  Mittel  vor- 
handen wären,  diese  Forderung  zu  verwirklichen.  Der  Fehler 
in  der  heutigen  Gesellschaftsorganisation  liege  nicht  in  der 
Produktion,    auch   nicht    in    der    Konsumtion,    sondern   in   der 
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Verteilung  der  Güter;  die  ungerechte  Güterverteilung  aber  sei 
zurückzuführen  auf  die  allzulange  Herrschaft  des  röm.  Rechts- 
geistes, d.  h.  jener  Grundsätze,  welche  im  r.  R.  ihren  klarsten 
und  vollendetsten  Ausdruck  gefunden  hätten.  Es  empfehle  sich 
der  Teilungsmodus,  der  von  Fichte  und  Fourier  vorgeschlagen, 
von  Fouriers  Schüler  Considerant  zuerst  klar  formuliert  sei: 
^ Jedem  nach  seiner  Arbeit,  allen  das  Unentbehrliche.*'   — 

Elster. 
Ihering,  R.  v.  Scherz  und  Ernst  in  der  Jurisprudenz. 
3.  Aufl.  Leipzig,  Breitkopf  &  Härtel.  1885.  383  S.  8  M. 
Der  grössere  Teil  der  in  diesem  Band  vereinigten  Aufsätze 
ist  schon  früher  publiziert  worden,  die  vertraulichen  Briefe  über 
die  heutige  Jurisprudenz,  welche  die  erste  Abteilung  bilden,  sind 
anonym  in  der  preuss.,  später  deutschen  Gerichtszeitung  erschienen. 
Die  zweite  Abteilung,  Plaudereien  eines  Romanisten,  sind  zuerst 
in  den  Wiener  juristischen  Blättern  veröffentlicht  worden.  Neu 
sind  die  zwei  letzten  Abteilungen :  Im  juristischen  Begriffshimmel. 
Ein  Phantasiebild  und:  Wieder  auf  Erden.  Wie  soll  es  besser 
w^erden '? 

„Jener  Kultus  des  Logischen,  der  die  Jurisprudenz  zu  einer 
Mathematik  des  R.  hinaufzuschrauben  gedenkt,  ist  eine  Verirrung 
und  beruht  auf  einer  Verkennung  des  Wesens  des  R.  Das  Leben 
ist  nicht  der  Begriffe,  sondern  die  Begriffe  sind  des  Lebens  wegen 
da.  Nicht  was  die  Logik,  sondern  was  das  Leben,  der  Verkehr, 
das  Rechtsgefühl  postuliert,  hat  zu  geschehen,  möge  es  logisch 
notwendig  oder  unmöglich  sein."  Diese,  I.s  Geist  des  r.  R.  ent- 
nommenen Sätze,  denen  er  in  §.  59  des  genannten  Werkes  eine 
ausführlichere  Begründung  zu  geben  versucht,  bilden  den  Grund- 
gedanken der  zwei  letzten  neuen  Abteilungen  des  vorliegenden 
Bandes;  dieselben  Anschauungen  treten  aber  auch  schon  in  den 
ersten  Abteilungen  an  verschiedenen  Stellen  hervor,  so  dass 
durch  die  angeführten  Sätze  die  Haupttendenz  des  Buches  wohl 
richtig  gekennzeichnet  wird.  Rümelin. 


IL  Rechtsgeschiclite. 

Sclimidt,  A.  B.  Die  Grundsätze  über  den  Schadensersatz 

in    den    Volksrechten    (Untersuchungen    zur    deutschen 

Staats-  und  Rechtsgeschichte,  hrsgb.  von  0.  Gi  e  r  k  e,  H.  XVHI). 

Breslau,  Köbner.     1885.     VIH  u.  64  S.     2  M. 

Die    einleitenden   Erörterungen    des   Verf's.    über    Natur   und 
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Entwickelung  des   crermanischen  Str.-   und    Fehde-R.    (S.  1  —  16) 
enthalten    manche   bedenkliche    oder  wenigstens  nicht  bewiesene 
Behauptungen.     Grundlegend   für   seine  Behandlung  des  eigent- 
lichen Themas  sind  dieselben  nur  insofern,  als  Schm.  von  dem 
(reinen)  Schadensersatz   einerseits    das  Wergeid   und  die  Bussen 
für  Körperverletzungen  als  den  Charakter  von  Strafe  und  Ersatz 
zugleich   tragend,   andererseits   die   für  sonstige  Friedensbrüche 
gezahlten  Bussen  als  blosse  Privatstrafen  unterscheidet.    Die  Be- 
stimmungen  der  Volks-R.   über  den  (reinen)  Schadensersatz  hat 
er  in  dem  Hauptteil  seiner  Arbeit  (S.  16 — 84)  fleissig  und  sorg- 
fältig  zusammengestellt.     Zunächst   erörtert   er    (S.  19 — 41)    die 
Frage:    „wann  wird  für  Schadensersatz  gehaftet?"  wobei  er  die 
Haftung  aus  Verträgen  (S.  21 — 31)  und  aus  Delikten  und  Quasi- 
delikten (S.  31 — 41)  voneinander  sondert;  sodann  wird  die  Frage, 
wer  für  Schadensersatz  haftet,  behandelt  (S.  42 — 57),  wobei  ins- 
besondere die  Haftung  des  Herrn  für  seine  Leibeigenen  und  die 
Haftung    für    den    durch   Tiere    angerichteten   Schaden   Berück- 
sichtigung finden;    den  Beschluss    macht    die  Beantwortung   der 
Frage,  in  welcher  Weise  ein  Ersatz  stattfindet  (S.  58 — 64).    Als 
das  Hauptcharakteristikum   des   mittelalterlich -germanischen  R. 
hinsichtlich  des  Schadensersatzes  betrachtet  der  Verf.  die  Ersatz- 
pflicht auch  bei  casus  (S.  21)  od.  m.  a.  W.,  dass  man  auch  den 
Vermögensnachteil,    den   man,  wenn  auch  nur  indirekt,  herbei, 
geführt  oder  entfernt  ermöglicht  hat,  auszugleichen  verpflichtet 
ist  (S.  19).     Diesen  Grundsatz   führt    er   zurück  auf  einen  nach 
seiner  Ansicht  das  alte  deutsche  R.  „so  vielfach  beeinflussenden 
Faktor",    das   germanische  Anstandsgefühl    (s.  bes.   S.  19;  vgl. 
S.  32  u.  S.  37).    Die  Abweichungen  mancher  Volks-R.  von  dem 
Prinzip  der  unbedingten  Ersatzpflicht  erklärt  der  Verf.  teils  durch 
den  Einfluss  des  röm.  R.,  teils  durch  schärfere,  mit  der  Zeit  ge- 
wachsene juristische  Unterscheidung  der  Begriffe,  welche  zu  der 
Einsicht  geführt  habe,  dass  die  Haftung  für  kasuelle  Beschädigung 
der  Gerechtigkeit  nicht  entspreche  (S.  32).     In  dieser  Argumen- 
tation liegt  wohl  zugleich  das  Zugeständnis,  dass  die  mangelnde 
Fähigkeit   scharfer  Unterscheidung   zwischen  Verschuldung    und 
Unglück  den  altdeutschen  Bestimmung|ii  wenigstens  ebensosehr 
zu  Grunde   liegt  wie  jenes   „Anstandsgefühl".    (Vgl.  auch  Sch.s 
^^igene  Betrachtungen  S.  13  u.  S.  50.)  Brie. 

Kohler.     Zur   Lehre  von   der  Blutrache.     Würzburg  1885. 
31  S.     1  M. 

Zur  Vervollständigung  der  in  seinem   „Shakespeare    vor   dem 
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Forum  der  Jurisprudenz"  gegebenen  Tbatsachen  und  im  An- 
schluss  an  dieselben  teilt  der  Verf.  eine  Keihe  interessanter  Beiträge 
zur  Geschichte  der  als  Ausgangspunkt  des  Straf-R.  so  wichtigen 
Blutrache  mit.  Die  vier  Abschnitte  behandeln  die  Blutrache 
bei  Naturvölkern,  birmanisches  R.,  die  Blutrache  nach  islam. 
Rechtsbüchern,  endlich  Blutrache  und  staatliches  Straf-R.  bei  den 
christlichen  Kirchenvätern,  Letzteres  zum  Beweise,  „wie  diese 
gewaltige  juristische  Idee  vom  alleinigen  Straf-R.  des  Staates 
von  jeher  im  Schosse  der  Kirche  gepflegt  wurde,  und  wie  diese 
hohe  kulturelle  Segnung,  welche  in  Aufhebung  der  Blutrache 
liegt,  nicht  erst  dem  Aufklärungszeitalter,  sondern  dem  stetigen 
befruchtenden  Einfluss  des  Christentums  zu  verdanken  ist."  Zitiert 
werden  speziell  Cyprian,  Ambrosius,  Hieronymus,  Augustinus, 
von  den  späteren  Hincmar  v.  Rheims,  Philipp  v.  Harveng  u.  a., 
endlich  Thomas  v.  Aquin  und  Alphons  v.  Liguori.      Dargun. 

Kohler.     Beiträge  zur  german.   Privatrechtsgeschichte. 

IL  Heft.    Urkunden  a.  d.  Archivi  der  Biblioteca  comunale 

von   Verona.     IL  Folge.     Würzburg  1885.     VIII  u.  50  S. 

Im  selben  Geiste  wie  im  L  Heft  wird  hier  eine  weitere  Reihe 

von  17  Urkunden   geboten,    deren   älteste    aus    dem   Jahre  762, 

deren  letzte  aus  1100  datiert  ist.    Die  meisten  derselben  betreffen 

Schenkungen,    Libellarverträge,    Oblations-    und    Verkaufsakte. 

Wichtig  sind  die  darin  enthaltenen  Beiträge  zur  Launegildtheorie 

(Nr.  1,  2,  15),  zum  ehelichen  Güter-R.  der  Langobarden  (Nr.  II 

n.  5)  sowie  Nr.  VIII  (Oblationsakt  mit  Verfluchungsformel  und 

Strafsatzung).     Alle  Urkunden  sind  mit  eingehenden,  besonders 

für  den  Seminargebrauch  sehr  geeigneten  Noten  versehen.    Den 

Schluss   bildet   ein   Real-,    ein  Quellen-,    ein  Linguistisches,  ein 

Historischtopographisches  und  ein  Personennamenregister. 

Dargun. 

Bridel,  L.^  La  femme  et  le  droit.  Etüde  historique  sur  la 
condition  des  femmes.  Paris-Lausanne  1884.  148  S. 
Die  Schrift  bezweckt,  die  Stellung  der  Frau,  vor  allem  der 
französischen  Frau  zu  verbessern.  Sie  benützt  das  über  die  Ent- 
wickelungsgeschichte  der  Familie  herbeigeschaffte  ethnologische 
Material  dazu,  um  nachzuweisen,  dass  ein  soziologisches  Ent- 
wickelungsgesetz  auf  eine  Gleichstellung  des  Mannes  und  der 
Frau  hinleite.  Im  ersten  Kapitel  kämpft  der  Verf.  gegen  die 
Annahme,  dass  unsere  heutige,  auf  patriarchalischer  Basis  be- 
ruhende Familie  eine  in  ihren  Grundzügen  unabänderliche  Bildung 
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sei.  Er  liisst  der  patriarchalischen  Familie  die  matriarchalische 
vorangehen  und  die  Elternfamilie  folgen  und  behandelt  dem- 
gemäss  im  ersten  Kapitel  die  Familie  maternelle,  im  zweiten  die 
Familie  paternelle,  im  dritten  die  Familie  parentale.  Im  zweiten 
Kapitel  gibt  er  eine  kurze  Uebersicht  der  bisherigen  Ergebnisse 
der  ethnologischen  Forschungen  über  die  vaterlose  Mutterfamilie, 
welche  er  im  heutigen  Leben  im  Verhältnisse  der  Mutter  zu 
ihrem  unehelichen  Kinde  wiederfindet.  Im  dritten  Kapitel  be- 
schäftigt er  sich  mit  der  patriarchalischen  Familie  bei  den 
Römern  und  bei  den  Germanen,  mit  der  Einwirkung  des  Christen- 
tums auf  die  patriarchalische  Familie  und  sodann  mit  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung.  Die  Bestimmungen  des  c.  c.  (213,  214) 
über  das  Verhältnis  der  Ehegatten,  die  Behandlung  des  Ehe- 
bruchs (c.  c.  212,  229,  230,  308,  c.  p.  386,  337,  324,  339),  sowie 
die  Bestimmungen  des  c.  c.  über  die  Rechte  des  Mannes  und 
der  Frau  am  ehelichen  Vermögen,  über  die  Stellung  der  Kinder 
zu  den  Eltern,  und  über  die  unehelichen  Kinder  (c.  c.  340,  341), 
sowie  die  französische  Sittenpolizei  werden  heftig  angegriffen. 
Die  im  vierten  Kapitel  behandelte  Familie  parentale  existiert 
bis  jetzt  noch  nicht:  sie  ist  das  Zukunftsideal  des  Verf.,  eine 
Familie,  in  welcher  Mann  und  Frau  durchaus  gleichberechtigt 
sind.  Die  „Feministen",  die  Einwirkung  der  französischen  Re- 
volution auf  das  Familienrecht,  die  Gesetzgebung  der  Vereinigten 
Staaten  und  der  Sozialismus  werden  in  dieser  Richtung  behan- 
delt, und  in  der  Gesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten  vor  allem 
Ansätze  zu  einer  neuen  Ordnung  der  Dinge  hinsichtlich  der 
Stellung  der  Frau  gefunden.  Ansätze,  welche  dahin  führen,  die 
Familie,  welche  bislang  den  etat  de  nature  und  den  etat  d'auto- 
rite  durchlaufen  hat,  in  den  etat  de  la  justice  hinüberzuleiten. 

Post. 


III.  Privatrecht. 

Pinihski,  L.  Der  Thatbestand  des  Sachbesitzerwerbs 
nach  gemeinem  R.  Bd.  1.  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot  1885.     409  S.     8  M. 

Der  Besitz  ist  die  wirtschaftliche  Verbindung  einer  Sache  mit 
einer  Person ;  er  besteht  darin,  dass  die  Sache  thatsächlich  einer 
gewissen  Person  dient.     Der  Besitz   ist  ein  thatsächlich  er,  nicht 
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bloss  ein  rechtlicher  Zustand,  und  zwar  handelt  es  sich  bei  dem- 
selben um  sehr  häufig  vorkommende  Thatsachen,  so  dass  be- 
stimmte Auffassungen  des  Verkehrslebens  über  die  Besitzverhält- 
nisse vorhanden  sind. 

Das  wirtschaftliche  Dienen  der  Sache  setzt  einerseits  ein 
äusseres  Geschehen,  andererseits  ein  Wollen  auf  seiten  des  Sub- 
jekts voraus.  Corpus  bedeutet  die  körperliche,  an  der  Sache 
selbst  sichtbare,  animus  die  geistige  Seite  des  Besitzverhält- 
nisses.' 

Damit  die  wirtschaftliche  Verbindung  der  Sache  auf  der 
Person  als  vorhanden  angenommen  werden  kann,  ist  notwendig, 
dass  mit  der  Verwendung  der  Sache  für  die  Bedürfnisse  der 
Person  in  entscheidender  Weise  ein  Anfang  gemacht  worden  ist. 
Dazu  ist  erforderlich,  dass  der  Besitzer  gegen  diejenigen  Natur- 
kräfte gesichert  ist,  deren  Wirken  ihm  die  Benützung  der  Sache 
notwendig  oder  wahrscheinlich  entzieht.  Gegen  ausserordentliche 
Hindernisse  braucht  der  Besitzer  nicht  geschützt  zu  sein.  Das 
Verhältnis  des  Besitzers  zu  anderen  Personen  muss  ferner  ein 
derartiges  sein,  dass  er  mit  Sicherheit  auf  ein  ungestörtes  Ge- 
brauchen und  Geniessen  rechnen  kann.  Hierbei  ist  jedoch  nicht 
entscheidend,  was  in  dem  einzelnen  Fall  in  concreto  eintritt, 
sondern  was  in  allen  derartigen  Fällen  als  wahrscheinlich  im 
Leben  gilt.  Das  Verhältnis,  in  dem  der  Besitzer  zu  anderen 
Personen  steht,  fusst  weniger  auf  dem  Prinzip  der  physischen 
Macht,  stützt  sich  vielmehr  in  erster  Linie  auf  moralische  und 
juristische  Motive. 

Was  speziell  den  Besitzerwerb  an  Grundstücken  betrifft,  so 
ist  zu  demselben  ein  derartiges  Verhalten  zu  der  Sache  erforder- 
lich, dass  sich  diese  als  wirtschaftlich  in  den  Dienst  des  Erwerbers 
übergegangen  darstellt.  Dies  ist  aber  bei  heimlicher  Okkupation 
einer  in  fremdem  Besitz  befindlichen  Sache  nicht  der  Fall;  der 
unrechtmässige  Okkupant  kann  nicht  darauf  rechnen,  dass  ihm 
der  bisherige  Besitzer  ungestört  das  Haben  des  Grundstücks 
überlassen  wird.  Nur  wenn  der  Okkupant  sich  thatsächlich 
längere  Zeit  hindurch  auf  dem  Grundstück  befindet,  sich  als 
faktischer  Herr  der  Sache  geriert  und  etwa  von  den  Nachbarn 
allgemein  für  den  Besitzer  der  Sache  gehalten  wird,  ist  Ueber- 
gang  des  Besitzes  anzunehmen,  auch  wenn  der  abwesende  Be- 
sitzer von  der  Okkupation  keine  Kunde  erhalten  hat.  Die  ge- 
waltsame Okkupation  führt  nur  dann  zum  Besitzerwerb,  wenn 
der  eigenmächtige  Okkupant  sich  thatsächlich  mächtiger  erweist 
als  der  frühere  Besitzer,    also    entweder    wirklich   den   früheren 
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Besitzer  überwältigt  oder,  falls  er  die  Okkupation  ohne  Gewalt- 
anwendung vorgenommen  hat,  gegen  die  möglichen  Angriffe  des 
Dejizierten  gehörig  physisch  geschützt  erscheint. 

Die  Tradition  unterscheidet  sich  von  der  einseitigen  Besitz- 
ergreifung dadurch,  dass  ein  Wollen  und  möglicherweise  ein 
Thun  des  Tradenten  zur  Bewirkung  der  Aenderung  beiträgt. 
Dagegen  ist  das  Bewirkte,  die  geschaffene  Relation  der  Sache 
zu  der  Person  des  Nehmers  in  beiden  Fällen  dasselbe  Ding.  Es 
ist  deshalb,  abgesehen  von  den  Fällen  des  constitutum  possesso- 
rium und  der  brevi  manu  traditio,  bei  der  Tradition  ein  körper- 
licher Akt  erforderlich,  der  unmittelbar  das  Objekt  der  Ueber- 
gabe  selbst  erfasst.  Nichtsdestoweniger  tritt  die  körperliche  Seite 
des  Apprehensionsaktes  in  den  Traditionsfällen  im  Vergleich  zu 
den  Okkupationsfällen  oft  viel  weniger  sichtbar  hervor.  Es  ge- 
nügt hier  häufig  zu  dem  Besitzerwerb  ein  Sichverhalten  zu  der 
Sache,  das  bei  weitem  nicht  körperlich  genug  wäre,  um  im  Fall 
der  Okkupation  zum  Besitzerwerb  zu  führen.  Es  kommt  hier 
hauptsächlich  in  Betracht,  dass  bei  der  Tradition  das  Verhältnis 
des  Erwerbers  zu  dritten  Personen  ein  anderes  ist,  als  das  des 
Okkupanten.  Vor  allem  willigt  derjenige,  der  in  erster  Linie 
gegen  die  Aneignung  Einspruch  erheben  könnte,  nämlich  der 
bisherige  Besitzer,  selbst  in  diese  ein.  Ausserdem  war  der  Wille 
des  bisherigen  Inhabers  von  Dritten  respektiert,  und  in  dasselbe 
Verhältnis  tritt  nun  der  Empfänger  ein;  das  wirtschaftliche 
Uebernehmen  der  Sache  wird  ihm  erleichtert  durch  die  physi- 
schen und  moralischen  Schutzmittel,  denen  sein  Vorbesitzer  die 
Fortdauer  seines  Besitzes  verdankte. 

Wenn  die  zu  tradierende  Sache  vom  Tradenten  dem  Er- 
werber gebracht  wird,  so  ist  der  Besitz  erworben,  sobald  die 
Sache  in  eine  solche  Lage  gebracht  ist,  dass  sie  in  den  wirt- 
schaftlichen Dienst  des  Erwerbers  übergegangen  erscheint.  Dass 
der  Erwerber  von  dem  Vorgang  Kenntnis  erhalten  habe,  ist  nicht 
erforderlich;  ein  genügender  Wille  auf  selten  des  Erwerbers  ist 
schon  vorhanden,  wenn  die  Ablieferung  der  Sache,  so  wie  sie 
von  dem  Tradenten  vorgenommen  worden  ist,  dem  von  der 
anderen  Seite  kundgegebenen  Willen  «itspricht.  Es  ist  in  dieser 
Richtung  auch  eine  allgemeine,  an  unbestimmte  Personen  ge- 
richtete Aufforderung  genügend,  wie  sie  z.  B.  in  dem  Anbringen 
eines  Briefkastens  liegt. 

Wenn  der  Erwerber  sich  die  Sache  mit  Einwilligung  des 
Tradenten  nimmt,  so  ist  erforderlich,  dass  er  sie  in  seine  un- 
mittelbare persönliche  custodia  oder  in  eine  solche  Lage  bringt, 
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iu  der  man  überhaupt  derartige  Dinge  zu  halten  pflegt.  Die 
Aenderung  der  faktischen  Lage  der  Sache  ist  also  hier  die  Regel. 
Die  Tradition  ist  aber  auch  schon  dann  vollzogen,  wenn  der 
Traditionsvertrag  in  der  Gegenwart  der  Sache  geschlossen  wird, 
vorausgesetzt,  dass  der  Erwerber  sofort  die  Sache  nehmen  soll 
oder  einem  Dritten  sie  zu  nehmen  gestattet.  Bei  schwer  trans- 
portablen Sachen  kann  der  Besitz  auch  durch  die  Gewährung 
des  Gebrauchs  des  Raumes,  in  welchem  sie  sich  befinden,  er- 
worben werden,  was  einen  in  der  Nähe  der  Sachen  geschlossenen 
Vertrag,  der  bei  einem  abgeschlossenen  Raum  mit  der  Ueber- 
gabe  der  Schlüssel  verbunden  sein  muss  oder  ein  Thätigsein  mit 
Zustimmung  des  Tradenten  (Aufstellen  einer  persönlichen  custo- 
dia, Signierung)  voraussetzt.  Endlich  wird  auch  dann  an  schwer 
beweglichen  Sachen  der  Besitz  erworben,  wenn  die  Sachen  fort- 
geschafft werden  sollen  und  die  darauf  abzielende,  mit  Zustim- 
mung des  Tradenten  unternommene  Thätigkeit  des  Erwerbers 
unzweifelhaft  als  begonnen  gelten  muss.  Bei  der  Tradition  von 
Grundstücken  ist  speziell  das  ire  oder  intrare  in  fundum  erforder- 
lich, worunter  nicht  das  physische  Betreten  des  Grundstücks  zu 
verstehen  ist,  sondern  ein  sich  irgendwie  direkt  auf  das  Grund- 
stück beziehendes  Benehmen  des  Erwerbers,  aus  welchem  ersicht- 
lich wird,  dass  die  Sache  von  nun  an  in  seinen  wirtschaftlichen 
Dienst  gelangt  ist. 

Kleinere  Stücke  Landes  können  durch  blossen,  in  der  un- 
mittelbaren Nähe  der  Sache  abgeschlossenen  Vertrag  übergeben 
werden,  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Erwerber 
bereits  benachbarte  Liegenschaften  besitzt.  Der  Grund  für  diese 
Bestimmung  liegt  darin,  dass  in  dem  angeführten  Fall  nach  der 
Auffassung  des  Verkehrslebens  vorläufig  nicht  die  geringste 
Aenderung  an  der  Sache  selbst  einzutreten  braucht.  Mit  Rück- 
sicht auf  den  angeführten  Grund  kann  die  betreffende  Bestim- 
mung (fr.  18,  2.  D.  41,  2),  nach  welcher  also  der  Vertrag  in  re 
praesenti  genügt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Vicinität  Anwendung 
auf  solche  Immobilien  finden,  deren  Uebergang  in  den  wirt- 
schaftlichen Dienst  einer  anderen  Person  sich  infolge  der  eigen- 
tümlichen Beschaffenheit  der  Sache  durch  nichts  an  der  Sache 
selbst  zu  äussern  pflegt.  Es  werden  dies  leere  Stücke  Landes 
sein  —  die  wichtigsten  darunter  sind  die  Bauplätze  — ,  an  welchen 
sich  oft  die  bestehende  ökonomische  Verbindung  durch  nichts 
dokumentiert,  weder  durch  eine  besondere  Aufsicht,  noch  auch 
durch  häufiger  sich  wiederholende  Gebrauchshandlungen. 

Rümelin^ 


Sclierer,  rheinisches  R.  71 

Sclierer,  M.  Das  rhein.  R.  und  die  Reichsgesetzgebung. 
Mannheim,  Bensheimer.  1885.  XV  u.  287  S.  5  M. 
Diese  Zusammenstellung  der  durch  die  Reichsgesetzgebung 
bewirkten  Aenderungen  des  rhein.  Zivil-R.  zeichnet  sich  vor 
anderen  verwandten  Arbeiten  dadurch  aus,  dass  sie  das  ganze 
Geltungsgebiet  des  franz.  R.  innerhalb  des  Deutschen  Reiches 
berücksichtigt;  das  ist  ein  Vorzug,  den  am  besten  derjenige  zu 
schätzen  weiss,  welcher  selbst  dem  rhein.  R.  nahe  steht  und 
daher  Gelegenheit  hat,  zu  beobachten,  wie  wenig  die  Rechts- 
zustände, die  Rechtsprechung  und  die  Litteratur  der  einzelnen 
Teile  dieses  Rechtsgebiets  den  anderen  Teilen  desselben  bekannt 
sind.  Die  Erweiterung  dieser  Kenntnis  würde  für  die  Fort- 
entwickelung sowohl  der  Rechtsprechung  wie  der  Gesetzgebung 
von  wesentlichem  Nutzen  sein.  Verf.  sucht  durch  die  vorliegende 
übersichtliche  Zusammenstellung  diese  Kenntnis  zu  fördern.  Gegen- 
stand der  Zusammenstellung  sind  die  Aenderungen,  welche  durch 
die  Reichsgesetzgebung,  namentlich  durch  die  Reichsjustizgesetze, 
herbeigeführt  worden  sind.  Die  Entscheidung  darüber,  welche 
Sätze  des  rhein.  R.  durch  letztere  aufgehoben  worden  sind,  hat 
nur  für  Baden  durch  einen  Akt  der  Landesgesetzgebung  (§.  146 
bad.  E.G.)  stattgefunden,  während  sie  in  Elsass-Lothringen,  der 
linksrheinischen  Pfalz,  Rheinhessen  und  Rheinpreussen  der  Rechts- 
wissenschaft und  Rechtsprechung  überlassen  geblieben  und  daher 
in  betreff  mancher  Rechtssätze  sehr  streitig  und  zweifelhaft  ist. 
Der  Verf.  führt  die  einzelnen  Streitfragen  auf  und  gibt  seine 
Ansicht  an.  Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dass  er  immer  auch 
die  für  die  gegenteilige  Ansicht  geltend  gemachten  Beweisgründe 
referiert  und  möglichst  einen  status  causae  et  controversiae  ge- 
geben hätte.  Das  hat  er  in  vielen  Fällen  unterlassen.  So  geben 
z.  B.  seine  Bemerkungen  über  die  (nach  seiner  Ansicht  in  Kraft 
verbliebenen)  Art.  66  und  6^  des  C.  c.  kein  ausreichendes  Bild 
von  dem  Stande  der  betreffenden  Streitfrage;  es  mag  hier  ge- 
nügen ,  an  das  zu  erinnern ,  was  Sicherer  über  sie  und  über 
das  einschlagende  bad.  Landesgesetz  ausgeführt  hat.  Wenn  der 
Verf.  ferner  auf  S.  50  behauptet,  es  unterliege  keinem  Zweifel, 
dass  das  rhein.  Teilungsverfahren  uni^r  den  weiten  Begriff  „erb- 
schaftliches Liquidationsverfahren "  falle,  so  ist  dies  sehr  ent- 
schieden und  thatsächlich  bezweifelt  und  bestritten  worden;  das 
durch  S.  15  Nr.  2  des  E.G.  zur  Z.P.O.  aufrecht  erhaltene  „erb- 
schaftliche Liquidationsverfahren"  hat  nicht,  wie  das  rhein. 
Teilungsverfahren,  die  Teilung  der  Erbschaft  unter  die  Miterben 
zum  Gegenstande,  sondern  die  Erledigung  derjenigen  Ansprüche, 
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welche  dritte  Personen  gegen  die  Erbschaft  haben.  Das  Ver- 
dienst des  Verf.  soll  selbstredend  durch  diese  Kritik  von  Einzel- 
heiten nicht  geschmälert  werden.  Gerade  seine  Ausführungen 
über  das  gerichtliche  Teilungsverfahren  (S.  45—62)  werden  dazu 
hoffentlich  beitragen,  das  Bedürfnis  gesetzlicher  Abhilfe  des  jetzt 
obwaltenden  Notstandes  hervortreten  zu  lassen;  kaum  bei  einer 
Materie  des  rhein.  R.  ist  dasselbe  so  dringend  wie  hier ;  gründ- 
lich helfen  kann,  bei  dem  engen  Zusammenhange  mit  dem 
Prozess-R.,  nur  die  Reichsgesetzgebung.  v.  Cuny. 

BiTalta^  V.  I  giudizi  d'arbitri.  Saggio  di  legislazione  e 
giurisprudenza  antica  e  moderna.  Bologna  1885.  436  S. 
R.  zerlegt  seinen  Stoff  in  drei  Bücher,  von  denen  sich  das 
erste  mit  dem  Ursprung  und  der  Fortentwickelung  des  schieds- 
richterlichen Verfahrens  im  Altertume  beschäftigt.  Das  zweite 
Buch  behandelt  die  weiteren  Schicksale  des  erwähnten  Rechts- 
institutes während  des  Mittelalters  und  der  darauffolgenden 
Jahrhunderte  bis  zur  französischen  Revolution  von  1789.  Das 
dritte  Buch  ist  der  Darstellung  des  schiedsrichterlichen  Ver- 
fahrens nach  modernen  Gesetzgebungen  gewidmet.  Hervorgehoben 
sei,  dass  R.  hier  den  einschlagenden  Bestimmungen  der  Z.P.O. 
für  das  Deutsche  Reich  (§§.  851—872)  unumwunden  die  erste 
Stelle  einräumt.  Pescatore. 


IV.  Handelsrecht. 

Sources  bibliographiques  de  droit  commercial,  par  A. 

Nyssens,   J.  Dubois  &  A.  Missotten.     Brüssel,   Paris, 

Berlin,  Genf,  London,  Turin.     1885. 
Projet  de  loi  internationale   sur  les  lettres   de  change 

et  autres  titres  negociables.  Brüssel,  F.  Hayez.  1858. 
Beide  Arbeiten  verdanken  ihre  Entstehung  dem  diesjährigen 
internationalen  Kongresse  für  Handels-R.  in  Antwerpen.  Die 
Verf.  der  „Sources**  haben  mit  grosser  Sorgfalt  zunächst  die 
Rechtsquellen  und  Litteratur  für  internationales  Handels-R.  und 
vergleichende  Gesetzgebung  im  allgemeinen,  dann  unter  jeweiliger 
Anführung  des  allgemeinen  Standes  der  Gesetzgebung  die  Litte- 
ratur über  die  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Länder,  bezüglich 
des   Handels-R.    im   allgemeinen,    des  Wechsel-,   Transport-  und 
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See-R.  zusammengestellt,  und  versprechen  in  einem  Supplement 
die  Ergänzung  der  Arbeit,  zu  der  sie  um  die  Unterstützung  der 
Fachkreise  bitten.  —  Der  Entwurf  einer  internationalen  W.O. 
kennzeichnet  sich  als  ein  Gegenentwurf  zu  dem  Vorschlage  des 
Institut  de  droit  international.  Er  sucht  in  57  Artikeln,  denen 
kurze  Motive  mit  vergleichender  Berücksichtigung  der  bestehenden 
W.O.  beigegeben  sind,  die  Materie  zu  erschöpfen.  Seine  Autoren 
stehen  aber  zu  sehr  auf  dem  Standpunkte  des  franz. -belg.  Wechsel- 
systems, als  dass  der  Entwurf  sich  allgemeiner  Zustimmung  er- 
freuen dürfte.  Nicht  weniger  als  vier  Artikel  beschäftigen  sich 
mit  der  „provision",  während  cheques,  mandats  de  paiement, 
bons,  accreditifs  etc.  in  dem  Schlussartikel,  abgesehen  von  der 
Vorschrift  einer  kurzen  Frist  zur  Präsentation,  einfach  den 
Bestimmungen  für  die  gezogenen  Wechsel  unterworfen  werden. 
Immerhin  darf  auch  diese  Arbeit  als  ein  Baustein  zu  einem  ein- 
heitlichen internationalen  Wechsel-R.  bezeichnet  werden. 

Heinsheimer. 

Endeinani).     Die    Haftpflicht    der    Eisenbahnen,     Berg- 
werke u.   s.    w.    für    die    bei    dem    Betriebe    herbei- 
geführten Tötungen   und  Körperverletzungen.     Er- 
läuterungen  des   Reichsgesetzes   vom  7./VI.  1871.     3.  Aufl. 
Berlin  u.  Leipzig,  Guttentag.     1885.     225  S.     4  M.  50  Pf. 
Wie  in  den  beiden  ersten  Auflagen  (1871  u.  1876)  sind  auch 
in  der  dritten  Auflage  die  Bestimmungen  des  Reichshaftpflicht- 
gesetzes an  der  Hand  der  Gesetzesmaterialien,  der  Litteratur  und 
Rechtsprechung  eingehend  erläutert.    Die  vorliegende  dritte  Auf- 
lage  hat   durch   die   Berücksichtigung  der   Rechtsprechung   des 
Reichsgerichts  eine   erhebliche  Vermehrung  erfahren.     Die  pole- 
mischen Bemerkungen,    welche   der  Verf.  in   den   früheren  Auf- 
lagen  gegen    die   Opportunität   und   Sachlichkeit   vieler  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  gerichtet  hat,  sind  in  der  neuen  Auflage 
zum   grössten  Teile   fortgelassen   und  haben    der  umfassenderen 
Erläuterung  der  positiven  Normen  Platz  gemacht.    Hierbei  sind 
mit   grosser   Offenheit   mehrere    Irrtümer,    in    welchen   sich    der 
Verf.  betreffs  wichtiger  Fragen  befand, ^zugegeben  und  berichtigt 
worden.     Der  Verf.  hat   schliesslich  auch  die  Einwirkungen  des 
Unfallversicherungs-  und  Krankenversicherungsgesetzes   auf  das 
Haftpflichtgesetz  berührt.     Indes  ist  auf  die  wichtige  Frage  nur 
kurz  eingegangen,    inwieweit  bezw.   in   welchen  Fällen  nach  In- 
krafttreten jener  Gesetze  das  Haftpflichtgesetz  noch  in  Geltung 
bleibt.  Eger. 
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Jacobs,  V.     Etüde   sur  les  Assurances   maritimes   et  les 
Avaries,   faite   en  vue   du   Congres    de   droit   commercial 
d'Anvers.    Bruxelles,  PoUennis.     1885.     83  S. 
—  Etüde    sur   le    Contrat  ä  la    Grosse,    faite    en  vue    du 
Congres  du  droit  commercial  d'Anvers.    Daselbst.    38  S. 
Der  Verf.  der   beiden   vorstehend  aufgeführten  Schriften,   be- 
rufen in  den  Verhandlungen  des  im  September  dieses  Jahres  zu 
Antwerpen  zusammentretenden  Kongresses  für  die  Förderung  des 
Handels-R.  einen  hervorragenden  Anteil  zu  nehmen,  hat  dieselben 
ausgearbeitet   und   publiziert,    um    denjenigen    Mitgliedern   des 
Kongresses,   welche   in   den  Materien   des  Seeversicherungs-  und 
des  Bodmerei-R.    minder   bewandert    sein   möchten,    eine  Ueber- 
sicht  über  den  jetzigen  Stand  dieser  Rechtsteile  zu  geben,   und 
zugleich  darzulegen,    in   Welchen  Richtungen   ein  Vorgehen   der 
Legislative   in   betreff  derselben   förderlich   sein   würde.  —  Die 
oben  an  zweiter  Stelle  bezeichnete  Schrift  ist   zuerst  (im  Mai), 
die  andere  später  (im  Juli  d.  J.)  publiziert  worden. 

1.  Die  auf  das  Seeversicherungs-R.  und  die  Havarie- 
grosse bezügliche  Schrift  enthält  zwei  Hauptteile:  der  erstere 
derselben  handelt  von  diesem  Rechtsteile  im  allgemeinen;  der 
zweite  speziell  von  den  Havarien  und  insbesondere  der  Havarie- 
grosse. Jener  hat  drei  Unterabteilungen,  in  welchen  die  leitenden 
Prinzipien  dargelegt  werden  und  über  den  Umfang  der  Gefahren 
und  den  Abandon  gehandelt  wird.  —  Ueberall  gibt  der  Verf. 
die  Grundgedanken  an,  welche  den  Rechtsteil  beherrschen  und 
in  den  einzelnen  Partien  desselben  wirksam  werden.  Wo  bei 
wichtigeren  Punkten  eine  Verschiedenheit  der  bedeutenderen 
Legislativen  besteht,  geht  der  Verf.  auf  die  abweichenden  Auf- 
fassungen ein  und  spricht  sich  über  deren  Wert  aus.  Er  be- 
kundet dabei  ein  genaues  Vertrautsein  mit  dem  Gegenstande, 
und  ein  unbefangenes,  treffendes  Urteil. 

Die  behandelten  Materien  der  ersten  Unterabteilung  sind :  die 
allgemeine  Grundlage  und  der  Zweck  der  Seeversicherung,  welche 
letztere  nur  auf  Schadensvergütung  gerichtet  sein,  niemals  Be- 
reicherung des  Versicherten  herbeiführen  soll;  die  Frage,  was 
versichert  werden  kann,  wobei  auf  die  Legislationen  eingegangen 
ist,  welche  die  Versicherung  der  Fracht  und  des  gehofften  Ge- 
winnes als  unwirksam  behandeln;  die  Grenze,  welche  bei  der 
Taxierung  der  zu  versichernden  Gegenstände  einzuhalten  ist 
und  die  Anfechtbarkeit  derselben;  Versicherungsabschlüsse  für 
Rechnung  eines  Ungenannten;  auftragslose  Versicherungsab- 
schlüsse;  die  Forderung   von  Versicherungen;    die  Erstreckung 
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der  Versicherung  auf  Kosten  und  Abwendung  von  Gefährdungen ; 
die  offenen  Policen;  die  Verbindlichkeiten  des  Versicherten.  — 
In  der  zweiten  Unterabteilung  wird  über  die  Grenzen  der  See- 
und  der  Kriegsgefahr  gehandelt.  Insbesondere  über  den  letzteren 
Gegenstand  hat  der  Verf.  schätzbare  Erörterungen  geliefert. 
Ferner  ist  auf  die  Fragen  nach  der  Haftbarkeit  der  Versicherer 
für  die  Verschuldungen  der  Schiffer  und  Schiffsleute,  nach  den 
Folgen  der  inneren  Fehler  des  versicherten  Gegenstandes  sowie 
des  eigenen  Verschuldens  des  Versicherten  eingegangen.  Den 
Schluss  der  zweiten  Abteilung  bildet  eine  interessante  Erörte- 
rung des  Punktes,  ob  oder  inwieweit  der  Versicherer  dafür  haften 
sollte,  „dass  nicht  der  Versicherte  durch  den  von  jenem  zu 
tragenden  Unfall  dritten  Personen  gegenüber  obligiert  werde."  — 
In  dem  dritten  Unterabschnitt  wdrd  der  in  Frankreich  unter  dem 
Namen  delaissement  saldierte  Abandon  behandelt.  Der  Unter- 
schied desselben  von  dem  Abandon  des  englischen  Rechts,  sowie 
die  Voraussetzungen,  unter  welchen  es  zulässig  ist,  werden  dar- 
gelegt, endlich  wird  auf  die  Bedenken,  welche  dieser  Massregel 
oder  doch  deren  weiterer  Ausdehnung  entgegenstehen,  hingewiesen, 
und  die  im  niederl.  R.  ihm  eingeräumte  Behandlung  empfohlen. 

Der  zweite  Hauptteil  der  auf  das  Versicherungs-R.  be- 
züglichen Schrift  handelt  von  den  Havarien.  Nur  wenige  Be- 
merkungen sind  den  von  dem  Verf.  genannten  „materiellen" 
Schäden  (Vernichtung,  Verlust,  Beschädigung)  zugewendet.  Den 
Hauptteil  der  Ausführungen  bilden  die  durch  Unfälle  den  ver- 
sicherten Gegenständen  aufgelegten  Lasten  (avaries  frais),  vor 
allen  der  Havariegrosse.  Dieser  Gegenstand  wird  eingehend  er- 
örtert. Am  Schlüsse  stellt  der  Verf.  in  betreff  der  Havariegrosse 
eine  Reihe  von  Fragen  auf,  deren  Beantwortung  er  für  die 
bevorstehenden  Verhandlungen  empfiehlt,  die  aber  zu  umfang- 
reich sind,  um  hier  mitgeteilt  werden  zu  können. 

2.  Die  der  Bodmerei  gewidmete  Schrift  behandelt  sowohl 
die  eigentliche  Bodmerei,  als  dasjenige,  was  in  Deutschland 
uneigentlich  Bodmerei  genannt  wird.  Der  Verf.  geht  auf  die 
Grundlagen  der  Bodmerei  und  der  Gestaltung  ein,  welche  die- 
selbe in  der  Praxis  der  verschiedenen  Staaten  angenommen  hat, 
auf  die  Voraussetzungen  ihrer  Gültigkeit  im  Materiellen  und 
Formellen.  Das  Verhältnis  der  Bodmerei  zur  Assekuranz  wird 
erörtert  und  über  den  Rang  des  durch  sie  gewährten  Pfand-R. 
gehandelt. 

Am  Schlüsse  der  Schrift  empfiehlt  der  Verf.  die  Beant- 
wortung folgender  Fragen  durch  denKongress:  I.Ist  einer  «vor 
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Antritt  der  betreffenden  Reise  geschlossenen  Bodmerei  Wirksam- 
keit beizulegen  ?  2.  Ist  es  für  statthaft  zu  erklären,  die  Fracht, 
sei  es  allein  oder  in  Verbindung  mit  dem  Schiff,  zu  verbodmen  ? 

3.  Soll  die  Bodmerei  als  unwirksam  behandelt  werden,  wenn 
die  verpfändeten  Gegenstände  zum  vollen  Wert  versichert  sind, 
oder  hat   dies   nur  Ristornierung   der  Versicherung   zur  Folge? 

4.  Wird  die  Bodmerei  nach  dem  Gesetz  des  Heimatlandes  des 
Schiffes    oder    nach    demjenigen    des   Erfüllungsortes    beurteilt? 

5.  Kommen  Schäden  und  Havariegrosse,  welche  die  verbodmeten 
Gegenstände  betreffen,  dem  Bodmereigläubiger  oder  dem  Nehm  er 
zur  Last?  Voigt. 

Vivante,  C.  II  contratto  d'assicurazione.  Bd.  I.  Mailand, 
Hoepli.  1885.  VIII  u.  520  S.  9  1. 
Das  auf  drei  Bände  berechnete  Werk  wird  eine  vollständige 
Darstellung  des  gesamten  Versicherungs-R.,  einschliesslich  der 
Seeversicherung,  enthalten.  Der  vorliegende  erste  Band  behandelt 
die  „assicurazioni  terrestri",  Feuer-,  Hagel-  und  Transportver- 
sicherung und  zerfällt  in  fünf  Teile.  Teil  I  gibt  eine  historische 
und  nationalökonomische  Entwickelung  des  Institutes,  welches, 
zum  Teil  unter  neuer  Begründung,  auf  ital.  Ursprung  zu- 
rückgeführt wird.  Sodann  wird  der  Versicherungsvertrag  in 
seinen  Grundzügen,  Wesen  und  Wirkungen,  sowie  die  Police 
betrachtet.  Das  II.  Buch  behandelt  die  einzelnen  Elemente  des 
Vertrages,  Versicherer  (Versicherungsgesellschaften  und  Agenten), 
Versicherten  und  seine  Vertreter,  Konsens,  Prämie,  Risiko  bei 
den  einzelnen  Arten  u.  s.  w.  Das  III.  Buch  beschreibt  die  Auf- 
lösung des  Vertrages  und  die  Gründe  und  Wirkungen  derselben, 
das  IV.  handelt  vom  Schaden  und  der  Zahlung  der  Vergütung, 
das  V.  von  den  Klagen  und  der  Verjährung.  Zwei  Anhänge  geben 
1.  das  belg.  Gesetz  von  1874  und  die  betreffenden  Teile  des 
Ungar.  Gesetzbuches.  2.  Eine  reiche  Bibliographie  des  allgemeinen 
Versicherungs-R.,  während  die  Sonderschriften  bei  den  einzelnen 
Gegenständen  aufgeführt  werden.  Der  Verf.  (Ordinarius  in  Parma) 
ist  bereits  durch  mehrere  Schriften  bekannt  und  zeichnet  sich  durch 
reiche  und  sichere  Kenntnis  der  Litteratur  und  Gesetzgebung 
wie  durch  juristische  Schärfe  und  wirksame  Darstellungsweise 
^^s-  Fusinato.     (Macerata). 
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V.  straf  rechts  Wissenschaft. 

Arudt,    A.     Das    administrative    Strafverfahren   bei  Zu- 
widerhandlungen   gegen    die     Reichs-,     Zoll-    und 
Steuergesetze.    (Zeitschr.  f.  Strafrechtsvvissenschaft.    V  u. 
277—336). 
A.  unterzieht  eine  Gruppe  von  Fällen,    in  denen   nach  dem 
E.G.  z.  Str.Pr.O.    ein    administratives    Strafverfahren    zugelassen 
ist,    einer   eingehenden  Darstellung,    indem   er,    mit   den  Zoll- 
gesetzen des  Deutschen  Reiches  beginnend,  darlegt  im:  §.  1  das 
Verhältnis  der  Str.Pr.O.  zu   den  Zollgesestzen ;  §.  2  das  admini- 
strative  Vorverfahren   bei    Zuwiderhandlungen   gegen   die   Zoll- 
gesetze ;   §.  3  das  Submissionsverfahren ;   §.  4  die  Untersuchung 
von    der    Zollbehörde;    §    5   den    Strafbescheid;    §.   6   das   Ver- 
waltungsverfahren  nach    dem  Strafbescheide ;    Rekursverfahren ; 
§.  7  die  Zwangsvollstreckung  im  Verwaltungswege;  §.  8  die  Mit- 
wirkung der  Verwaltungsbehörde  beim  gerichtlichen  Verfahren ; 
§.  9  administrative  Einwirkungen  auf  die  Vollstreckung  gericht- 
lich  erkannter   Zollstrafen;   §.  10  die   Anwendbarkeit   des   vor- 
geschriebenen Verfahrens.  Olshausen. 

Albrecht,  S.  Die  Deutsche  Strafprozessordnung  in  Bei- 
spielen. Mit  Anmerkungen  und  Erläuterungen.  Berlin  u. 
Neuwied,  Heuser.  1885.  108  S.  1  M.  60  Pf. 
Im  Vorwort  bezeichnet  der  Verf.  den  Zweck  seines  Buchs 
dahin,  dass  es  dem  Praktiker  die  mannigfachen  Rechtsbehelfe 
und  Rechtsmittel  im  Strafverfahren  anschaulich  machen  und  eine 
Anweisung  zur  Abfassung  der  verschiedenen  Anträge  und  Schrift- 
sätze geben  soll.  In  den  Anmerkungen  und  Erläuterungen  seien 
die  formellen  und  materiellen  Erfordernisse  der  Beispielsentwürfe 
erschöpfend  angegeben.  —  Solcher  Entwürfe  von  Anträgen,  Be- 
schwerden, Privatklagen  u.  s.  w.  gibt  der  Verf.  64.  Sie  nehmen 
sich  im  ganzen  wie  Anweisungen  für  einen  Winkelschreiber  aus, 
z.  B.  S.  14:  „Durch  die  Voruntersuchung  ...  .  wird  sich  heraus- 
stellen, dass  ein  Diebstahl  gegen  mich  nicht  vorliegt." 
Ferner  S.  68  Z.  9—16.  Der  Verf.  sagt  auch:  „Der  Angeklagte 
fechtet  das  Urteil  ...  an."  Mehrere  starke  Unrichtigkeiten, 
so  wenn  z.  B.  S.  8  und  9  angenommen  wird,  nur  dann  liege 
„widerrechtliche"  Nötigung  vor,  wenn  der  Drohende  auf  das 
Abgenötigte  kein  Recht  hatte  —  oder  wenn  S.  75  von  einer 
Quittung  gesagt  wird:    , dieselbe   ist  nicht    von  A.  K.,    sondern. 
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von  dessen  Bruder  unterschrieben,  hat  also  keine  Beweiskraft 
creo-en  A.  K.  und  ist  also  nach  §.  267  des  Strafgesetzbuches 
keine  Urkunde".  Geyer. 


Schmidt,  L.  Der  §.  380  der  Deutschen  Strafprozess- 
ordnung. Mannheim,  Bensheimer.  1885.  72  S. 
Der  §.  380  der  Str.Pr.O.  bestimmt:  „Gegen  die  in  der  Be- 
rufungsinstanz erlassenen  Urteile  der  Landgerichte  kann  die 
Revision  wegen  Verletzung  einer  Rechtsnorm  über  das  Verfahren 
nur  auf  Verletzung  der  Vorschrift  des  §.  398  gestützt  werden." 
Der  Verf.  gibt  zuerst  S.  1—8  die  „Entstehungsgeschichte" 
dieses  §.,  dann  S.  8—66  eine  systematische  Uebersicht  über  die 
„Rechtsprechung"  sämtlicher  deutscher  Oberlandesgerichte 
mit  Ausnahme  von  Breslau,  welche  dadurch  besonderes  Interesse 
gewinnt,  weil  nur  von  elf  Oberlandesgerichten  Urteile  durch 
den  Druck  veröffentlicht  sind  und  kommt  (S.  67 — 68)  zu  dem 
„Ergebnisse":  „Was  über  die  innere  Unhaltbarkeit  des  §.  380 
der  Str.Pr.O.  am  Schluss  der  Entstehungsgeschichte  oben  (S.  7) 
angedeutet  wurde,  ist  durch  die  Uebersicht  über  die  bisherige 
Rechtsprechung  nicht  abgeschwächt,  sondern  bestärkt  worden  .  .  . 
Zu  den  inneren  Widersprüchen,  woran  der  §.  380  von  Anfang 
an  litt,  sind  in  der  kurzen  Zeit  seines  Bestehens  noch  bedauer- 
liche Widersprüche  der  Rechtsprechung  hinzugetreten."  Eine 
Gelegenheit  zur  Abhilfe  biete  der  Gesetzentwurf  über  Abände- 
rung der  Str.Pr.O.,  der  im  Bundesrate  am  12./III.  d.  J.  vor- 
gelegt wurde.  Eine  erhebliche  Verbesserung  der  Str.Pr.O.  könne 
durch  einen  kurzen  Gesetzesartikel  geschaffen  werden  mit  den 
Worten:   „Der  §.  380  der  Str.Pr.O.  ist  aufgehoben."    Geyer. 


VI.  Staats-  und  Verwaltiingsrecht. 

Manioardseiis  Handbuch  des  öffentlichen  R.  III.  Bd.  IL 
3.  Abt.  DasStaats-R.  der  freien  und  Hansestädte 
Hamburg,  Lübeck,  Bremen.  Bearbeitet  von  Wolff- 
son,  Klügmann  und  Sievers.  Freiburg,  Siebeck.  1884. 
88  S. 

Die  Verfassungs-R.  der  drei  freien  Städte  sind  die  einzigen, 
welche  in  ihrer  jüngsten  Textierung  und  mit  Hilfe  derselben  an 
allen  Punkten  getreulich  den  gegenwärtigen  Rechtszustand,  die 
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thatsächliche  Verteilung  der  Kompetenzen  zwischen  Reich  und 
Bundesglied  zum  Ausdruck  bringen.  Diese  präzise  Ausprägung 
des  Reichsgedankens  in  den  Verfassungsgesetzen  der  drei  Stadt- 
Staaten  gibt  den  vorliegenden  Darstellungen  Bestimmtheit  und 
juristische  Geschlossenheit.  Dieselben  widmen  zunächst  der  ge- 
schichtlichen Ent Wickelung  angemessenen  Raum  und  gehen  so- 
dann zur  Erörterung  der  staatlichen  Organe  und  ihrer  Funktionen 
über,  deren  im  wesentlichen  übereinstimmende  juristische  Grund- 
lagen zu  ähnlichen  Bildungen  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
fähren.  Das  legislative  Material  ist  fast  überall  sorgfältig  heran- 
gezogen und  so  eine  aktenmässige  Darstellung  der  verfassungs- 
und  verwaltungsrechtlichen  Entwickelung  der  Freistaaten  ge- 
wonnen worden.  Die  Arbeiten  tragen  also  erfolgreich  bei,  im 
Sinne  des  Handbuches  über  das  öffentliche  R.  des  Deutschen 
Reiches  im  einzelnen  Orientierung  zu  gewähren.  Stoerk. 

Marqnardseus  Handbuch  des  öffentlichen  R.  IV.  Bd.  1.  Das 
Staats-R.  der  österr.-ungar.  Monarchie.  Bearbeitet 
von  Prof.  J.  Ulbrich.  Freiburg,  Siebeck.  1884.  190  S. 
Den  Monographieen  über  das  Staats-R.  des  Deutschen  Reiches 
und  seiner  Bundesstaaten  schliesst  sich  eine  gehaltvolle  üeber- 
sicht  des  öffentlichen  R.  in  Oesterreich-Ungarn  an.  Ulbrich 
hat  hier  seine  im  Lehrbuch  des  österr.  Staats-R.  (Berlin,  Hof- 
mann 1883.  C.Bl.  Bd.  II.  224)  entwickelten  Anschauungen  in 
knappere  Form  gebracht  und  überdies  dem  öffentlichen  R.  Ungarns 
die  erforderliche  breitere  Berücksichtigung  gewidmet.  Seiner  im 
engsten  Anschlüsse  an  die  fachliche  Litteratur  vorschreitenden 
Arbeit  liegt  die  prinzipielle  Ansicht  zu  Grunde:  die  österr.-ungar. 
Monarchie  ist  eine  Realunion  der  Gliedstaaten  Oesterreich  (Reichs- 
ratsländer) und  Ungarn  zum  gemeinsamen  Schutz  mit  beson- 
deren Organen  zur  Bildung  des  Sozietätswillens  rücksichtlich 
der  zu  diesem  Zwecke  gemeinsam  verwalteten  Angelegenheiten. 
Diesem  konsequent  festgehaltenen  Leitgedanken  gemäss  gruppiert 
Verf.  den  Stoff  in  übersichtlicher  und  zweckbewusster  Sj^ste- 
matik.  Nach  einer  einleitenden  Darstellung  der  Entstehungs- 
und Verfassungsgeschichte  der  Monarch^,  sowie  der  Quellen  des 
Staats-R.  der  Gegenwart  fasst  die  Arbeit  zunächst  den  österr.- 
ungar.  „  Gesamtstaat "  ins  Auge,  seine  Organe,  die  gemeinsamen 
Angelegenheiten  und  die  wirtschaftlichen  Grundlagen  der  Ge- 
meinschaft. Auch  hier  hat  das  positive  Material  in  reichem 
Masse  Verwertung  gefunden,  ohne  dabei  die  konstruktive  Arbeit 
in  den  Hintergrund   zu    drängen.  —  Das   Staats-R.    der   Reichs- 
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ratsländer  hat  naturgemäss  die  räumlich  eingehendste  Behand- 
lung gefunden  (S.  31 — 135).  Die  in  zwölf  Kapiteln  vorgenom- 
mene Aufteilung  des  Gesamtrechtsstoffes  bringt  die  wesentlichen 
Einrichtungen  verfassungs-  und  verwaltungsrechtlicher  Natur 
Oesterreichs,  ihre  Aufgaben  und  Funktionskraft  in  eine  instruk- 
tive Ordnung  und  klare  Uebersicht.  Der  IV.  Abschnitt  ist  den 
Rechtsverhältnissen  der  Länder  der  ungar.  Krone  gewidmet  und 
dem  juristisch  eigentümlichen  Verhältnisse  Ungarns  zu  seinen 
„partes  adnexae".  War  Verf.  hier  auch  auf  die  ausschliessliche 
Berücksicntigung  deutscher  Bearbeitungen  des  ungar.  Staats-R. 
angewiesen,  so  hält  sich  seine  Arbeit  doch  zumeist  von  den 
konstruktiven  Einseitigkeiten  der  älteren  Werke  völlig  frei  und 
gelangt  in  der  Verwertung  des  reichen  gesetzlichen  Quellen- 
materials zu  geschichtlich  korrekten  und  von  Parteigeist  unbe- 
rührten wissenschaftlichen  Resultaten.  Stoerk. 

Engelmann,  J.  Die  deutsche  Gewerbeordnung  in  der 
Fassung  vom  l./VII.  1883  nebst  spätem  Zusätzen  und  den 
Vollzugsvorschriften  des  Reichs.  Erlangen,  Palm  &  Enke. 
1885.  (Separatabdruck  aus  der  „Gesetzgebung  des  Deutschen 
Reichs  mit  Erläuterungen").  314  u.  XCI  S.  8  M. 
Der  Verfasser  schickt  seinem  Kommentar  eine  Einleitung  (51  S.) 
voraus,  welche  die  „Entwicklung  des  Gewerbewesens",  d.  h.  der 
gewerberechtlichen  Ordnungen,  im  röm.  Reich,  in  Frankreich, 
England  und  Deutschland  darstellt,  sodann  den  Begriff  des  Ge- 
werbes und  des  Gewerbetreibenden,  namentlich  unter  Berück- 
sichtigung der  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  erläutert  und 
eine  Uebersicht  über  den  Inhalt  der  Reichsgewerbeordnung  gibt. 
Die  Erläuterungen  haben  die  grössern  Kommentare  zur  Gew.O. 
und  die  ergangenen  Verwaltungs-  und  Gerichtsentscheidungen 
vielfach  zu  Rate  gezogen  und  enthalten  auch  einige  selbständige 
Exkurse,  insbesondere  in  den  den  einzelnen  Titeln  voraus- 
geschickten Vorbemerkungen.  Der  volkswirtschaftliche  Begriff 
des  Gewerbes  als  „diejenige  wirtschaftliche  Thätigkeit,  welche 
auf  die  Umformung  von  Natur-  oder  Arbeitserzeugnissen  gerichtet 
ist  und  berufsmässig  und  mit  der  Absicht  auf  Erwerb  ausgeübt 
wird",  ist  nach  Ansicht  des  Verf.  auch  für  das  Gewerberecht 
massgebend  und  als  Ausgangspunkt  zu  nehmen,  wo  die  positive 
Gesetzgebung  Lücken  enthält  oder  Interpretationen  nötig  macht. 
Dieser  volkswirtschaftliche  Begriff  des  Gewerbes  ist  nun  aber  in 
der  Gew.O.  nicht  zu  Grunde  gelegt,  ebensowenig  aber  auch,  was 
der  Verf.   S.  89   übersieht,    in   der   deutschen   Gewerbestatistik, 
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welche  in  Gruppe  XVII — XIX  das  Handels-,  Versicherungs-  und 
Verkehrsgevverbe  behandelt;  obwohl  der  Verf.  da  und  dort  auf 
diesen  volkswirtschaftlichen  Begriff  zurückkommt,  so  erweist  er 
sich  doch  für  praktische  Verwertung  als  ziemlich  unfruchtbar. 
Wenn  der  Kommentar  auch  an  Vollständigkeit  nicht  mit  den 
Werken  von  Schicker  und  Landmann  konkurrieren  kann,  so  ist 
er  doch  ein  brauchbares  Hilfsmittel  für  Anwendung  der  Gew.O. 
Einige  Flüchtigkeiten  bedürfen  der  Verbesserung,  z.  B.  der  Wider- 
spruch, dass  Pferdebahnen  nach  §.  6  als  Eisenbahnen  nicht  unter 
die  Gew.O.  fallen  (S.  68),  aber  doch  Transportmittel  im  Sinne 
des  §.  37  der  Gew.O.  sind  (S.  148),  das  unrichtige  Zitat  des 
Fabrikbegriffs  aus  dem  ünfallversicherungsgesetz  auf  S.  40,  das 
Missverständnis,  als  ob  im  §.  32  der  Gew.O.  die  Konzessionspflicht 
nur  für  Schauspielunternehmer  der  höheren  Gattung  begründet 
sei,  wovor  schon  die  Erwähnung  des  §.  32  und  des  von  den  umher- 
ziehenden Schauspielergesellschaften  handelnden  §.  60 d  hätte 
bewahren  sollen  u.  a.  m. ;  auch  hätte  der  Verf.  wissen  können, 
dass  die  Frage,  ob  Stimmzettel  als  Druckschriften  zu  betrachten 
sind  (S.  161),  durch  Gesetz  vom  12./III.  1884  erledigt  und  dass 
in  den  Reichslanden  durch  Gesetz  vom  14./III.  1884  hinsichtlich 
des  ambulatorischen  und  Wandergewerbes  ähnliche  Vorschriften, 
wie  sie  in  der  Novelle  vom  l./VII.  1883  enthalten  sind,  ein- 
geführt wurden  (S.  162).  Schenkel. 

Gesetz,  betreffend  die  Besteuerung  des  Branntweins 
vom  8./ VII.   1868,   unter  Berücksichtigung  der  Motive  und 
Verhandlungen  des  Reichstags   aus   gesammelten  amtlichen 
Materialien    und    Ausführungs Vorschriften    des   Bundesrats^ 
sowie   Entscheidungen    des    früheren    preuss.    Obertribunals 
und   des   Reichsgerichts,    erläutert    und   mit   Genehmigung 
des  H.  Finanzministers   hrsgb.    von    Stamm  1er.     3.  vielf. 
verb.  u.  verm.  Aufl.     Berlin,  Springer.    1885.    X  u.  370  S. 
5  M. 
Die  Einrichtung  dieses  für  die  Praxis  bestimmten  Kommentars 
ist  recht  zweckmässig.   Dem  Gesetze  selbst  ist  als  erste  Abteilung 
(S.  1 — 29)  eine  übersichtliche  Darstellung  der  Technik  des  Brannt- 
weinbrennens, sodann  als  zweite  Abteilung  (S.  30 — 37)  die  „Ent- 
wickelung  der  preuss.  Branntweinsteuer"   vorausgeschickt.     Aus 
der    preuss.    Branntweinsteuergesetzgebung    ist    auch    das    hier 
herausgegebene  und  kommentierte  Reichsgesetz  vom  8./VII.  1868 
hervorgegangen.     Dasselbe    wurde    ursprünglich    für    den    zum 
norddeutschen  Bunde  gehörigen  Teil  des  Grossherzogtums  Hessen, 
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für  Mecklenburg,  Lauenburg,  Lübeck  u.  s.  w.  erlassen;  seine 
Wirksamkeit  ist  durch  Gesetz  vom  16./V.  1873  auch  auf  Elsass- 
Lothringen  unter  Aufhebung  der  bisherigen  franz.  Gesetze  über 
Abtraben  von  Branntwein  ausgedehnt  worden.  Die  dritte  Ab- 
teilung (S.  38—343)  enthält  den  Text  der  beiden  gedachten 
Gesetze  nebst  sehr  eingehenden  Erläuterungen,  in  die  unter 
anderem  auch  die  Ergänzungen  des  Gesetzes  von  1868  auf- 
genommen sind;  für  Juristen  sind  diese  Anmerkungen  nament- 
lich durch  die  in  denselben  angezogenen  Entscheidungen  der 
höchsten  Gerichtshöfe  von  Wert.  v.  Cuny. 

Abella,  F.     Manual   teorico-practico   de  lo  contencioso- 
administrativo    y    del    procedimiento    especial    en 
asuntos  de  Hacienda.     Madrid  1882. 
Ein   sehr    vollständiges   und   praktisches  Werk    für    alle    Ver- 
waltungsmänner.    A.  beginnt    mit   einigen    allgemeinen    Bemer- 
kungen über  die  Gesellschaft  und  den  Staat,  er  beschäftigt  sich 
darauf  mit  der  öffentlichen  Verwaltung  selbst  und  mit  der  Ver- 
waltungsrechtspflege   (der    Regierung   und    dem   streitigen   Ver- 
fahren) ;  er  erläutert  alsdann  mit  grosser  Ausführlichkeit  und  Ge- 
schick   die    streitigen   Gegenstände    auf  dem    Gebiete    der   Ver- 
waltung  und   schliesst    diesen   Teil   mit    einer   Betrachtung   der 
Organisation    der  Verwaltungsgerichtshöfe    und   des    Verfahrens. 
In  den  weiteren  Abschnitten  des  Werkes  gibt  Verf.  alle  seit 
der  Verordnung  vom  l./X.  1845  erlassenen  Bestimmungen   und 
schliesst    mit   einer  Sammlung   sehr  vollständiger  und   sehr  gut 
gefasster  Formulare.  Oloriz. 


VII .  Internationales  Recht. 

Löhren,  A.  Beiträge  zur  Geschichte  des  gesandtschaft- 
lichen Verkehrs  im  Mittelalter.  1.  Die  Zeit  vom 
4.  bis  zum  Ende  des  9.  Jahrhunderts.  (Inaug.- 
Diss.)     Heidelberg  1884.     VIII  u.  116  S. 

Krauske,  0.  Die  Entwickelung  der  ständigen  Diplo- 
matie vom  15.  Jahrhundert  bis  zu  den  Be- 
schlüssen von  1815  und  1818.  Leipzig,  Duncker  & 
Humblot  1885.     245  S.     6  M.  50  Pf.     (Bd.  V,  Heft  3  der 
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Staats-  u.  sozialwissenschaftlichen  Forschungen,   hrsgb.  von 

G.  Schmoller.) 
Die  erstangeführte  Schrift  reicht  in  die  Zeit  vor  Begründung 
stehender  Gesandtschaften,  ohne  bis  zu  dieser  selbst  zu  gelangen. 
Die  dadurch  entstehende  Lücke  soll  vom  Verf.  in  Zukunft  aus- 
gefüllt werden.  Die  zweite  Schrift  weist  das  Entstehen  stehender 
Gesandtschaften  für  eine  früher  als  die  dafür  gewöhnlich  ange- 
nommene Zeit  nach. 

Wenn  der  Verf.  der  er  st  er  en  Schrift  meint,  dass  wir  uns 
kein  Bild  davon  machen  können,  auf  welche  Art  in  der  Zeit  vor 
Begründung  eines  stehenden  Gesandtschaftswesens  diplomatische 
Verhandlungen  geführt  worden,  wie  die  Herrscher  jener  Zeit 
miteinander  verkehrten,  so  würde  die  Schrift  des  Verf.  wohl  zur 
Aufgabe  gehabt  haben,  ein  solches  Mittel  zu  gewähren.  Da  es 
sich  aber  hierbei  um  eine  internationale,  nicht  um  eine  allge- 
meine geschichtliche  Entwickelung  handelt  und  zwar  speziell 
eine  solche  des  Gesandtschafts-R.,  so  wäre  es  wohl  nötig  gewesen, 
dass  der  Verf.  seine  zu  kurzen,  die  einzelnen  Rubriken  einlei- 
tenden Sätze  nicht  bloss  einem  allgemeinen  völkerrechtlichen 
Werke,  und  zwar  nur  einem  einzigen,  dem  Heffters,  sondern  dass 
er  sie  einigen  der  zahlreichen  Schriften  über  das  Gesandt- 
schafts-R. entnommen  hätte,  von  welchen  er,  nach  seinen 
Beiträgen  zu  urteilen,  nicht  eine  einzige  gekannt  hat.  So  sind 
denn  auch  die  Resultate  des  Verf.  für  die  Völkerrechtsgeschichte 
nicht  unmittelbar  verwendbar.  Die  völkerrechtsgeschichtliche 
Litteratur,  welche  der  Verf.  unvollständig  in  seiner  Einleitung 
bloss  anführt,  ist  ebensowenig  ausgenutzt  und,  wie  die  beigefügten 
kurz  absprechenden  ürtheile  über  Laurents  grosses  Werk  er- 
geben, vom  Verf.  kaum  studiert  worden. 

Einen  unvergleichlich  höheren  Wert  hat  die  zweite  Schrift. 
Besonders  legt  der  Verf.  eine  umfassende  Kenntnis  der  gesandt- 
schaftlichen Litteratur  an  den  Tag  und  füllt  seine  Schrift  ge- 
radezu eine  Lücke  aus.  Am  wertvollsten  ist  in  ihr  die  Studie 
über  die  Entstehung  der  „permanenten  Gesandtschaftsposten  in 
den  einzelnen  Staaten*'.  Diese  Frage  ist  nie  früher  so  eingehend 
behandelt  worden  und  gelangt  der  Verf.  zu  vielen  neuen  Resul- 
taten. Von  besonderer  Bedeutung  ist  Sann  die  Behandlung  der 
ersten  Periode  der  Entwickelung  der  diplomatischen  Rang- 
stufen vom  Ausgang  des  Mittelalters  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahr- 
hunderts, während  die  zweite  Periode:  von  der  Mitte  des  17.  Jahr- 
hunderts bis  zu  den  Beschlüssen  von  Wien  und  Aachen  schon 
früher    mehrfach    erörtert    worden    und    bekannter    ist.      Das 
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Schlusskapitel,  welches  „den  verschwundenen*'  Anforderungen  an 
einen  Diplomatenstand,  besonders  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
gewidmet  ist,  ist  wegen  der  an  die  geistige  Vorbildung  des- 
selben gestellten,  im  Vergleich  zum  Bildungsstande  der  heutigen 
Diplomaten  von  Interesse.  A.  Bulmerincq. 

Korrespondenz  Columbias  und  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  vom  9.  u.  24./IV.  1885  über  Häfen- 
absperrung und  Blockade.  4  S. 
Die  Regierung  von  Columbia  teilte  den  Ver.  Staaten  mit,  dass 
sie  nicht  in  ihrem ,  sondern  im  Besitz  der  Rebellen  gegen  die 
columbische  Regierung  befindliche  Häfen  für  den  auswärtigen 
Handel  abgesperrt  und  alle  Versuche  des  Imports  oder  Exports 
von  Gütern  durch  diese  Häfen  untersagt,  jeden  dennoch  nach 
ihnen  getriebenen  Handel  aber  für  Kontrebande  und  die  Schiffe 
und  Produkte  für  dem  columbischen  Str.G.B.  verfallen  erklärt 
habe.  Die  Ver.  Staaten  versagen  auf  Grund  von  Präzedenzfällen, 
Aussprüchen  von  Autoritäten,  sowie  der  Gesetzgebung  die  An- 
erkennung einer  solchen  Absperrung  ohne  effektive  Blockade  und 
erklären  ein  Embargo  mit  gewaltsamer  Zurückweisung  der  dem- 
selben sich  entziehenden  Schiffe  nur  dann  für  zulässig,  wenn  der 
verhängende  Staat  sich  im  Besitz  des  abgeschlossenen  Hafens 
befindet,  wogegen  ein  blosses  Dekret,  welches  die  im  Besitz  feind- 
licher Gewalt  befindlichen  Häfen  absperren  wollte,  auf  inter- 
nationale Anerkennung  keinen  Anspruch  erheben  könnte. 

A.  Bulmerincq. 

Seraflni,  Prof.,  Pucci,  avv.  (Achille   u.  Alessandro),   Castellari, 
Trafford  e  Blanc,  Memoria  für  den  Appellhof  von  Lucca. 
Pisa  bei  Mariotti.     1885.     131  S. 
Der  Prozess  Trafford-Blanc ,   über  welchen  bereits  zweimal  in 
diesen  Blättern   berichtet   wurde*),   ist  wiederum   in    ein  neues 
Stadium  getreten.    Irren  wir  nicht,  so  wird  mit  dem  Urteil  des 
Appellhofes    von    Lucca,    welches    demnächst    bevorsteht,    das 
16.  Urteil   in  diesem  für  das  internationale  Personenstandsrecht 
so  interessanten  Fall  gesprochen  werden.    Die  vorliegende  Prozess- 
denkschrift  für  den  Kläger   Trafford   stützt   sich  in   rechtlicher 
Beziehung  auf  die  bereits   bekannt   gegebenen  Argumente  Sera- 
finis.     Es    wird  ausgeführt,   dass,   nachdem  Kläger  —  naturali- 

*)  Vgl.  IV,  349.     Herr   Prof.    König   bemerkt,   dass   seine   dort 
besprochene  Schrift  nicht  im  Auftrage  der  engl.  Regierung  verfasst  sei. 
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sierter  Schweizer  -  rechtskräftig  in  der  Schweiz  als  ehelicher 
Sohn  des  Erblassers  anerkannt,  diese  Urteile  auch  für  die  ita- 
lienischen Gerichte  massgebend  sind.  Es  wird  aber  überdies  der 
Beweis  für  die  Ehelichkeit  angetreten ,  wobei  namentlich  die 
Anführungen  über  die  possessio  status  von  besonderem  Interesse 
sind.  Kayser. 


C.  Neue  Erscheinimgen. 

Vom  16.  September  bis  10.  Oktober  1885  erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet. 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Ab  egg,  F.,  Zeugnispflicht  u.  Zeugniszwang  n.  d.  deutschen  Prozess- 
ordng.     Strassburg,  Heitz.     39  S.     IM. 

Bend  er,  Z.Pr.O.  u.  Konk.O.  Repetitorium.  6.  Aufl.  Kassel,  Wiegand. 
1886.    206  S.    8  M. 

Beschorner,  J.  H.,  aus  einer  50jährigen  Anwaltspraxis.  Er- 
fahrungen u.  Ratschläge,  aphoristisch  zusammengestellt  u.  seinen 
Berufsgenossen ,  insbes.  den  jüngeren  als  ein  Vermächtnis  ge- 
widmet.    Dresden,  Baensch.     47  S.     1  M. 

*B  eseler,  G.,  System  d.  gemeinen  deutschen  Privat-R.  2  Abtlgn. 
4.  verra.  u.  verb.  Aufl.  Berlin ,  Weidmann.  XIX  u.  1258  S. 
20  M. 

Criminal-Bibliothek,  Wiener.  Hrsgb.  v.  Ad.  Loria.  2.  Hft.  Wien, 
Engel.     50  Pf. 

Inhalt:  Prozess  KufFler-Amschler. 

Craeni er,  H.,  d.  deutsche  Selbstanwalt.  3.  Aufl.  Kempten,  Wenger. 
280  S.     3  M. 

*Dernburg,  H.,  Pandekten.  1.  Bd.  5.-7.  (Schluss-)Lfg.  Berlin. 
Müller.   XXIV  u.  S.  449—719.    5  M.  50  Pf.    1.  Bd.  cplt.  13  M.  50  Pf. 

Endemann.  Handbuch  d.  deutschen  Handels-,  See-  u.  Wechsel-R. 
3.  Bd.  2.  Halbbd.  3.  (Schluss-)Abt.  Leipzig,  Fues.  XII  u.  S.  998 
bis  1223.     C*Cohn,  Zahlungsgeschäfte.)     6  M.  30  Pf.    kplt.  80  M. 

Gengel,  A.,  Asyl-R.  u.  Fiirstenmord.  Ein  Beitrag  zum  Abschluss 
der  Asylfrage.  Als  Anh. :  Der  ewige  Friede.  Frauenfeld,  Huber. 
IV  u.  93  S.     75  Pf. 

*Gerland,  0.,  das  R.  der  Polizei- Verordgn.  in  d.  preuss.  Monarchie. 
Zum  Gebrauche  f.  Polizeibehörden  u.  Gerichte  nach  den  neueren 
Verwaltungsgesetzen  zusammengestellt.  Hannover,  Js^ordd.  Ver« 
lagsanstalt.     VII  u.  55  S.     1  M.  20  Pf. 

Hab  er  st  ich,  J.,  Handbuch  d.  schweizer.  Obligationen-R.  2.  Bd. 
1.  T.     Zürich,  Orell,  Füssli  &  Co.     2  M.     I.  u.  II.  1.  13  M. 

*Hecker,  K.,  üb.  den  Begriff  d.  Körperverletzung  nach  deutschem 
Straf- R.  u.  Militär-Straf-R.,  insbes.  üb.  die  Misshandlung  Unter- 
gebener durch  militär.  Vorgesetzte.  (Aus  Goltdammers  Archiv.) 
Berlin,  v.  Decker.     13  S.     40  Pf. 

*Holtzendorff,  F.  v.,  Handbuch  d.  Völker-R.  Auf  Grundlage 
europ.  Staatspraxis  unter  Mitwirkg.  von  v.  Bulmerincq ,  Cara- 
theodory,  Dambach  etc.  hrsg.  1.  Bd.  Einleitung  in  das  Völker-R. 
Berlin,  Habel.     XII  u.  523  S.     16  M. 
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-"•Justiz-Statistik,  deutsche.  Bearb.  im  Reichs-Justizamt.  2.  Jahrg. 
Berlin.  Puttkammer  &  Mühlbrecht.  VIII  u.  265  S.  8  M.  1.  u.  2. 
13  M. 

Kalender,  preuss.  f.  Beamte.    XVII.  Bd.    Berlin,  Schnitze.    2  M.  50  Pf. 

—  Sachs.  Amtskalender,     Leipzig,  Rossberg.     1  M.  50  Pf. 

f.  Standesbeamte  etc.     Freiberg,  Engelhardt.     1  M.  50  Pf. 

Larcher  zu  Ei ss egg.  Ed.  R.  v.,  Erläuterungen  üb.  das  gesetzl. 
Pfand-R.  d.  Vermieters  u.  Verpächters.  Innsbruck,  Wagner.  105  S. 
1  M.  80  Pf. 

Linckelmann  II.,  K.,  die  Unfallversicherung,  nach  den  deutschen 
Reichsgesetzen  übersichtl.  dargestellt.  Hannover,  Nordd.  Verlags- 
anstalt.    72  S.     1  M.  20  Pf. 

Lundberg,  E,  der  Rechtsverständige  nach  den  neuen  Reichs-Justiz- 
gesetzep.  Praktisches  Handbuch  zur  eigenen  Belehrung  u.  selb- 
ständ.  Bearbeitg.  gerichtl.  Angelegenheiten.  Zusammengestellt 
unter  Zugrundelegung  der  am  l./X.  1879  in  Kraft  getretenen 
Justizgesetze.  5.  verb.  Aufl.  Leipzig,  Pfau.  1881.  XH  u.  386  S. 
3  M.     gb.  4  M.  20  Pf. 

Kundschau,  monatl.  Sammlung  v.Entscheidgn.  in  Frankfurter  Rechts- 
sachen.    Frankfurt,  Neumann.     10  M.  50  M. 

Quaritsch,  Compendium  d.  europ.  Völker-R.  4.  veränd.  u.  ergänzte 
Aufl.     Berlin,  Weber.     IV  u.  123  S.     3  M. 

Schiigen,  Frdr.  v.,  das  kirchl.  Vermögens-R.  u.  die  Vermögens- 
verwaltung in  den  kathol.  Kirchengemeinden  der  ges.  preuss. 
Monarchie.  Ein  Handbuch  f.  Geistliche,  Kirchenvorstände,  Ge- 
meindevertretungen, Juristen  u.  Verwaltungsbeamte.  Paderborn, 
Bonifacius-Druckerei.     VI  u.  219  S.     2  M.  10  Pf. 

Siegle,  D.,  die  Geschäfte  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit  in 
Württemberg  m.  Ausnahme  d.  Inventur-  u.  Teilungswesens  u. 
d.  Führung  d.  Handels-  u.  Standesregister.  Für  den  Unterrichts- 
kursus der  Notariatskandidaten  bearb.  2.  Aufl.  Stuttgart,  Kohl- 
hammer.    1886.     VIH  u.  332  S.      3  M.  60  Pf.     gb.  4  M.  30  Pf. 

Waaser,  M.,  die  Colonia  partiaria  d.  r.  R.  Eine  v.  der  Juristen- 
fakultät der  Universität  Berlin  gekrönte  Preisschrift.  Berlin, 
Puttkammer  &  Mühlbrecht.     VI  u.  100  S.     3  M. 

Waisenrat  u.  Vormund  in  der  Stadt  u.  auf  dem  Lande.  Ihre  Thätig- 
keit,  gemeinverständlich  dargestellt  von  einem  preuss.  Vormund- 
schaftsrichter. Nebst  einem  Anh.,  enth.  Muster  zur  Inventur  u. 
Rechnungslegung.    Hannover,  Nordd.  Verlagsanstalt.    36  S.  60  Pf. 

*Wick,  Entscheidungen  deutscher  Zivil-  u.  Strafgerichte  in  Fischerei- 
sachen.    Ulm,  Ebner.     37  S.     1  M. 

Zuerl,  J.,  Repertorium  zu  den  Erkenntnissen  d.  Reichsgerichts  in 
Strafsachen  aus  der  Zeit  vom  l./I.  1832  bis  31./XII.  1884,  zugleich 
als  Register  zu  Bd.  4-6  der  „Rechtsprechung"  u.  zu  Bd.  5—11 
der  „Entscheidungen  d.  Reichsgerichts".  2.  Folge.  München, 
Oldenbourg.     6  M.  50  Pf.     1.  u.  2  11  M. 


*Cohn,  G.,  System  d.  Nationalökonomie.  Ein  Lehrbuch  f. Studierende. 
I.  Grundlegung.     Stuttgart,  Enke.     649  S.     12  M. 

Hertzka,  Th.,  das  Personen-Porto.  Ein  Vorschlag  zur  Durchführg. 
eines  billigen  Einheitstarifes  im  Personen-Verkehr  der  Eisen- 
bahnen u.  der  Diskussion  darüber  im  Klub  österr.  Eisenbahn- 
Beamten.    Wien,  Spielhagen  &  Schurich.    III  u.  178  S.    2  M.  50  Pf. 

Neurath,  W.,  Grundzüge  der  Volkswirtschaftslehre  od.  Grundlage 
der  sozialen  u.  politischen  Oekonomie.  Für  den  Schulgebrauch 
u.  den  Selbstunterricht.  Leipzig,  Klinkhardt.  XXIV  u.  337  S. 
4  M. 
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RommeK  0.,  aus  dem  politischen  Tagebuch  eines  Süddeutschen 
1863—1884.  Festgabe  zum  lOOJähr.  Jubiläum  d.  Schwäbischen 
Merkurs.     Stuttgart,  Kröner.     VÜI  u.  206  S.     3  M. 

Wirtschafts-  u.  Verwaltungsstudien,  bayerische.  Hrsg.  v.  G.  Schanz. 
2.  Bd.  1.  Hft.     Erlangen,  Deichert.     2  M. 

Inhalt:  Oekonomische  Geschichte  Bayerns  unter  Montgelas.    1799—1817. 
Von  L.  Hoffmann.    1.  Teil.  Einleitung.     146  S. 


2.  Ausgaben  von  Gesetzen. 

lActe  general  de  la  Conference  Africaine  de  Berlin  juge  par  la  ligue 
internationale  de  la  paix  et  de  la  liberte.  Rapport  presente  par 
le  comite  central  ä  l'assemblee,  tenue  ä  Geneve  le  13  septembre 
1885.  Public  avec  l'autorisation  du  comite  central.  Basel,  Bern- 
heim.    14  S.     60  Pf. 

Reichsstempelgesetz  (Neumann).     Berlin,  Siemenroth.     3  M. 

—  (Kraemer).     Breslau,  Woywood.     1  M.  80  Pf. 

—  (Puls).     2.  Aufl.     Frankfurt,  Neumann.     1  M.  50  Pf. 

—  Berlin,  Heymann.     1  M.  50  Pf. 

Anlagen  (J.  K.  L.)  zu  den  Grundsätzen  f.  die  Besetzung  der  Sub- 
altern- u.  Unterbeamtenstellen  bei  den  Reichs-  u.  Staatsbehörden 
mit  Militäranwärtern.     Berlin,  v.  Decker.     16  S.     40  S. 

Sammlung  v.  Reichs-  u.  Landesgesetzen.  II.  Stuttgart,  Kohlhammer, 
ä  1  M. 

Zolltarif  (Troje).     Würzburg,  Elkan.     3  M.  50  Pf. 

Innungsgesetze.     Neuwied,  Heusser.     1  M.  20  Pf. 

Bauordnung   f.    Bahnen    untergeord.    Bedeutung.     Berlin,   Heymann. 

1  M.  50  Pf. 

Preussen.    Polizeiordg.  üb.  Bauten  in  Oppeln.    Oppeln,  Frank.   50  Pf. 
Bayern.    Uferschutzgesetz  v.  28./V.  1852.    Würzburg,  Stahel.  20 Pf. 
Mecklenburg.      Schulgesetze   etc.    (Scharen berg).      Neustrelitz, 

Barmuch.     5  M. 
Raccolta  di   leggi  ed  ordinanze  della  monarchia  austriaca.    Vol.  XX. 

2  parti.     Innsbruck,  Wagner.     10  M.  40  Pf. 

Inhalt:   Regolamento    di   procedura   penale   (del  23  maggio  1873.  N.  11» 
b.  1.  i.).     Con  note  del  B.  Giannella.    2  parti.     XXV,  861  u.  417  S. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

Beaujon,    A.,     Overzicht    der    geschiedenis    van   de   Nederlandsche 

zeevisscherijen.     Leiden. 
Betz,  H.  J.,  Artikel  194.     'sGravenhage. 
Büchler,  L.,  Staathuishoudkunde  als  wetenschap.     Zwolle. 
Fockema  Andreae,  S.  J.,  de  stad  Vollenhove  en  haar  recht.  Zwolle. 
Geer,    de    staatsleer  van    Ihr.  Mr.  A.  Fr.  de  Savornin  Lohman  naar 

aanleiding  zyner  inaugureele  oratie  bj'  de  aanwaarding  van  zyn 

academisch    leerambt.     1.  Stuk.     En^hedi    M.  J.  van    der  Loeff. 
Leeuwen,   E.  H.  van,   Beschouvingen    over   art.  168  der  Grondwet 

en  de  voorstellen  tot  herziening.     Utrecht. 
Levv,   J.  A.,    Kiesrecht   kracktens  rechtsbekwaarheid.     'sGravenhage 

1885. 
Meurs,   N.  S.  v.,    Geschiedenis    en    rechtsontwickeling    van    Elburg. 

Arnheni  1885. 
Opzoomer,  C.  W.,  het  burgerlijk  wetboek  verklaard.    T.  10.  Ll'g.  1. 

Art.  1731—1790. 
Spin,  J.  W.,  Prof.  Mr.  G.  W.  Vreede.     Utrecht. 
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bis  1610,  hrsgb.  v.  Secher,  1881  ff.  und  eine  Reihe  einzelner 
Theile  der  Grägäs,  hrsgb.  von  der  Kommission  für  das  Arne- 
magnaeansche  Legat,  1883. 

Geschichte  der  Rechtswissenschaft. 
C.  Goos,  J.  Nellemann  und  H.  Oellegaard ,  Anders  Sandöe 
Oersted  (1778—1860)  und  seine  Bedeutung  für  die  Entwickelung 
der  dän.  und  norweg.  Rechtswissenschaft.  I.  (1884)  v.  Nelle- 
mann behandelt  die  Bedeutung  dieses  für  die  dän.  und  norweg. 
Jurisprudenz  bahnbrechenden  Juristen  für  den  Process.  Eine 
kürzere  Schilderung  gibt  C.  Ussing,  A.  S.  Oersted  als  Rechts- 
gelehrter, 1884. 

Römisches   Recht. 

A.  Aayesen,  Vorlesungen  über  das  röm.  Privat-R.,  hrsgb. 
nach  dem  Tode  des  Verf.  1882.  ./.  Lassen,  Handlungen  auf 
fremdem  Rechtsgebiet  nach  röm.  und  dän.  R.;  ebenso  H.  Syloiv, 

C.  Kraft  behandelt  die  Hauptprinzipien  der  vermögensrecht- 
lichen Anordnung. 

J.  F.  U.  Damm,  über  Obligationes  quasi  ex  contractu.  Die 
vier  letzten  aus  1880.  (Konkurrenzarbeiten  für  eine  jur.  Pro- 
fessur.) 

J.  N.  Madvig  y  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  röm. 
Staates.  1881 — 82.  Enthält  Früchte  der  vieljährigen  Studien 
des  berühmten  Verf.  über  diese  Materie. 

Privat-  und  Handelsrecht, 
A.  Aagesen,  Einleitung  zum  dän.  Vermögens-R.  (hrsgb.  nach 
dem  Tode  des  Verf.),  1881.  Eine  ausführliche,  in  vielen  Punkten 
originale  Bearbeitung  der  Hauptprinzipien  in  nahem  Anschluss 
an  die  von  C.  Goos  entwickelten  rechtsphilosophischen  Anschau- 
ungen. J.  Lassen,  kurze  Darstellung  des  dän.  Obligationen-R. 
I.  Allgem.  Teil.  2.  Ausg.  (Als  Manuskript.)  1884.  H.  Matzen, 
Vorlesungen  über  das  dän.  Sachen-R.,  eine  ausführliche  Dar- 
stellung des  positiven  R.  in  Form  eines  Lehrbuchs.  2.  Ausg. 
1883.  C.  C.  Evaldsen,  Kommentar  zum  Wechselgesetz.  1881. 
(Gründliche  Arbeit.) 

J.  H.  Deuntzer,  das  dän.  Familien-R.  1882.  Sucht  scharf 
zwischen  den  rechtlichen  und  den  moralischen  Verhältnissen  zu 
sondern  und  gibt  rechtsgeschichtliche  Erörterungen  über  die 
Entwickelung  nach  Christians  V.  Gesetz  1683.  Z.  Borup,  dän. 
Landbau-R.  2.  Ausg.  1880.  J.  Lassen,  kurze  Darstellung  der 
sog.  quasikontraktlichen  Rechtsverhältnisse  1882.    J.  H.  Deuntzer, 
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kurze  Darstellung  des  dän.  Erb-R.  1881.  C.  Torp,  über  Be- 
sitz.    1884. 

Prozess-  und  Strafrecht. 

Die  ausführlichsten  und  meist  benutzten  Handbücher  sind  die 
von  J.  Xellemann,  Vorlesungen  über  den  ordinären  Zivilprozess. 
3.  Ausg.  1881,  und  von  demselben  Verf.,  Exekution  und  Ver- 
steigerung. 2.  Aufl.  1884. 

J.  H.  Detintzer,  das  dän.  „Skifteret".  1885.  Enthält  die 
Darstellung  der  durch  das  dän.  Konkursgesetz  v.  25./III.  1876 
und  des  Erbteilungsprozessgesetzes  V.30./XI.  1874  stattgefundenen 
Ordnung. 

Von  demselben  Verf.,  Appell  in  zivilen  Sachen,  1880,  und 
Der  extraordinäre  Zivilprozess.  2.  Aufl.  1884.  (Beides  Vor- 
lesungen.) 

H.  Sylow,  die  materielle  Rechtskraft  des  Urteils,  1880,  und 
Studien  auf  dem  Gebiete  des  Zivilprozesses  mit  Hinblick  auf 
die  bevorstehende  Prozessreform.     1880. 

C.  Goos  setzt  die  Herausgabe  der  Vorlesungen  über  den 
speziellen  Teil  des  dän.  Straf-R.  fort.  H.  1-6.  1881  ff.  (AUg. 
Teil  schon  früher.) 

Ausführliche  Darstellung  des  geltenden 

Staatsrechts 
gab    H.  Matzen    das    dän.    Staats verfassungs-R.     2.   u.    3.    Teil. 
1881 — 82;  während  Quellen  des  öffentlichen  und  internationalen 
R.  in   den    Dän.  Traktaten  1751—1800   (1882)  geboten  werden. 

Norwegen 

hat  nur  eine  Universität  mit  nur  5  Jurist.  Professoren.  Einige 
von  diesen  haben  theil  an  den  politischen  Kämpfen  der  letzten 
Jahre  genommen,  und  ausserdem  sind  die  politischen  Zu- 
stände für  die  ruhige  wissenschaftliche  Arbeit  natürlich  ungünstig 
gewesen.     Wir  erwähnen  (hier  in  chronologischer  Folge)  nur: 

1880:  A.  Schweigaard,  der  norweg.  Prozess.  4.  Ausg.  1880 ff. 
Eine  systematische  Darstellung  (Hau^^twerk).  Th.  Aschehoug, 
das  öffentliche  R.  Norwegens.  Eine  umfassende  systematische 
Darstellung  mit  reichen  Quellenbelegen  und  Vergleichung  mit 
fremdem  R.  (Noch  nicht  abgeschlossen.)  Fr.  Brandt,  Vor- 
lesungen über  die  norweg.  Rechtsgeschichte.  II  Bde.  1880 — 84. 
(Siehe  Litterar.  Centralbl.  1884,  S.  1020.) 

1881:      Z.    M.    H.    Auhert,    das    nordische    Wecbsel-R.    auf 
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Grundlage  der  dän.,  norweg.  und  schwed.  Gesetze  v.  7./V.  1880. 
Der  Verf.  war  Mitglied  der  skandin.  Wechselgesetzkommission, 
deren  Entwürfe  von  gleichem  Inhalt  und  füiv  Dänemark  und 
Norwegen:  auch  sprachlich  wirklich  übereinstimmend  als  Ge- 
setze für  alle  drei  Länder  angenommen  und  auf  denselben  Tag 
sanktioniert  wurden.  Fr.  Hailager,  das  norweg.  See-R.  3.  Ausg. 
Systematisches  Lehrbuch.  B.  Getz,  eine  Abhandlung  in  „Norsk 
Retstidende"  (Norweg.  Rechtsztg.)  1881.  Auch  in  S.A.,  über  das 
R.  des  Gläubigers,  die  Rechtshandlungen  des  Schuldners  umzu- 
stossen,  schliesst  sich  an  eine  frühere  Abhandlung  v.  1870  (in  der- 
selben Ztg.),  wo  ein  solches  R.  behauptet  wird,  an,  und  stellt  die 
näheren  Bedingungen,  sowie  die  positiven  Bestimmungen  des  Kon- 
kursgesetzes V.  6./YL  1863  dar.  Das  Responsura  der  Jurist. 
Fakultät  Christiania,  betreffend  das  absolute  Veto  des  Königs  gegen 
neue  Grundgesetzbestimmungen,  ist  früher  im  C.Bl.  (I.  265)  be- 
sprochen. Zu  erwähnen  ist,  dass  Jonas^  Uebersetzung  mehrmals 
unzuverlässig  ist.  Durch  dieses  Responsum,  durch  die  Abhand- 
lung des  früheren  Premierministers  Fr.  Stang  über  das  kgl. 
Sanktions-R.  nach  dem  norweg.  Grundgesetz  in  „Norsk  Retstidende" 
1883  und  durch  die  umfassenden  Untersuchungen  des  Reichs- 
gerichtsdefensors  Joh.  Bergh  (Rigsretstidende  1883 — 84,  stenogr. 
Referat)  ist  das  kgl.  Sanktions-R.  wissenschaftlich  unzweifelhaft 
gemacht  zu  derselben  Zeit,  da  es  praktisch  vernichtet  wurde. 
Aus  den  Verhandlungen  des  4.  skand.  Juristentages,  Kopen- 
hagen 1881,  sind  zu  erwähnen:  Joh.  Bergh,  die  Regeln  über  die 
Mündigkeit  und  ihre  Abänderung.  Ein  norweg.  Gesetz  (1869) 
gibt  unverheirateten  Frauen  (ähnlich  wie  den  Männern)  Mündig- 
keit mit  dem  21.  Jahre.  Von  Joh.  Bergh  wird  dasselbe  für 
Schweden  und  Dänemark  vorgeschlagen.  (In  Schweden  wurde  auch 
später  ein  solches  Gesetz  gegeben.)  In  Dänemark  gilt  noch 
das  25.  Jahr  für  Männer  wie  für  Frauen.  Ausserdem  befürwortet 
der  Verf.  die  Aufhebung  der  geltenden  speziellen  Bestimmungen 
über  Schuldleistungen  der  Unmündigen,  Aufhebung  der  Kuratel 
und  Einführung  einer  Bestimmung,  wonach  die  von  den  Unmün- 
digen auf  eigene  Hand  eingegangenen  Rechtshandlungen  nicht 
nichtig  sein  sollen,  indem  für  jeden  Fall  von  der  Obervormund- 
schaft und  dem  Vormund  zu  entscheiden  sei,  ob  es  bindend 
sein  solle. 

1882  erschienen:  Ä.  Schweigaard,  Kommentar  zum  Norweg. 
Kriminalgesetz  von  lb42.  3.  Ausg.  Wie  alles,  was  dieser  her- 
vorragende Jurist  geschrieben,  von  eingreifender  Bedeutung  für 
Theorie  wie  für  Praxis.     0.  Platou,    Studien   über  Kommandit- 
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gesellschaft  (Abhandlunor  in  Norsk  Retstidende),  behauptet,  dass 
die  in  Norwegen  practicierte  sog.  „Kommanditgesellschaft"  nicht, 
wie  bisher  angenommen,  eine  „Kommanditgesellschaft",  sondern 
eine  stille  Gesellschaft  sei  (um  die  Terminologie  des  D.  H.G.B. 
zu  gebrauchen). 

1883:  Fr.  Hagerup,  Vorlesungen  über  Kauf.  Lehrbuch. 

1884;  Derselbe,  über  Tradition  von  Mobilien  nach  norweg. 
11.  Es  war  streitig,  ob  zur  Tradition  von  Mobilien  eine  körper- 
liche Uebergabe  nötig  sei ;  der  Verf.  behauptet  (im  Anschluss  an 
die  meisten  Theoretiker) ,  dass  ein  dinglicher  Vertrag  zureichend 
sei.  Th.  Aschehoug,  über  die  konstitutionelle  Rechenschaftspflicht 
(S.A.  aus  Norsk  Retstidende).  Eine  umfassende  rechtsvergleichende 
Untersuchung. 

Die  Ausgabe  vom  Diplomatarium  Norvegicum  und  von  den 
norweg.  Reichsregistranten  wird  stetig  fortgesetzt. 

Wir  wenden  uns  schliesslich  zur 

schwedischen 

Jurisprudenz.  Dass  dieselbe  erst  in  der  letzten  Zeit  einen  höheren 
Grad  von  Eutwickelung  erreicht  hat,  ist  von  äusseren  wie  von 
inneren  Gründen  abhängig.  Die  geringe  Zahl  der  bei  den  Uni- 
versitäten angestellten  Kräfte  —  noch  vor  einigen  Jahren  hatte 
jede  Universität  nur  2  Professoren  der  Rechte  —  ermöglichte 
kaum^eine  grössere  wissenschaftliche  Thätigkeit  von  ihrer  Seite, 
und  die  Männer  der  Praxis  beschäftigen  sich,  wie  natürlich  war, 
nur  mit  Sammlungen  von  Verordnungen  und  Präjudizien.  Die 
nationale  Eutwickelung  des  R.  —  äusserlich  fast  unberührt  von 
dem  r.  R.  —  machte  auch  die  schwed.  Jurisprudenz  der  auf 
röm.  Grunde  erwachsenen  ausländischen  Wissenschaft  fremd; 
Versuche,  die  gemacht  worden,  den  einheimischen  Rechtsstoff 
in  die  fremden  Formen  einzuzwingen ,  waren  ohne  Erfolg. 
Die  letzten  Jahrzehnte  haben  eine  Veränderung  zum  Bessern 
gebracht.  Die  Lehrkräfte  bei  den  Universitäten  sind  wesentlich 
vermehrt  —  jede  hat  jetzt  7  Professoren  —  und  dadurch  ist 
eine  grössere  Arbeitsteilung  ermöglicht;  die  Entwickelung  der 
Rechtswissenschaft  nach  Savigny  zu  g^-össerer  innerer  Selbständig- 
keit dem  r.  R.  gegenüber  hat  auch  auf  uns  belebend  gewirkt 
und  dem  schwed.  Juristen  die  wissenschaftliche  Methode  gelehrt; 
endlich  ist  durch  die  Vollendung  der  Schl3rterschen  Sammlung 
unserer  ältesten  Gesetze  die  geschichtliche  Unterlage  des  gelten- 
den R.  der  Forschung  in  zuverlässiger  Form  leicht  zugänglich 
geworden. 
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Vermögensrecht. 
Üeberblicken  wir  die  Ergebnisse  der  vorliegenden  Periode 
auf  dem  wissenschaftlichen  Felde,  so  haben  wir  auf  dem  Gebiete 
des  Vermögens- R.  kein  systematisches  Werk  aufzuweisen.  Um 
den  Bedürfnissen  der  Studierenden  entgegenzukommen,  hat  Prof. 
Nordling  in  üpsala  seine  Vorlesungen  über  den 

allgemeinen   Teil 
veröflPentlichen  lassen ;  diese  Darstellung,  von  Selbständigkeit  der 
Auffassung   getragen   und  durch  Scharfsinn    ausgezeichnet,    hat 
auch  ausser  den  Kreisen   der  Studierenden  verdiente  Aufnahme 
und  Berücksichtigung  gefunden. 
Auf  dem  Gebiete  des 

Privat-  und  Handelsrechts 
sind  verschiedene  Monographien  aus  dem  Obligationen-R.  zu 
bemerken:  Äsk,  über  Kreditverträge,  Trygger,  über  Vollmacht 
und  von  dem  Professor  Wrede  in  Helsingfors,  über  Kom- 
pensation. In  den  letzten  Jahren  hat  man  sich  lebhaft  mit 
der  Frage  über  Reform  der  vermögensrechtlichen  Stellung  der 
Frau  beschäftigt,  und  diese  Bewegung  hat  zu  mehreren  Schriften 
de  lege  ferenda  Veranlassung  gegeben.  Die  geschichtliche  Ent- 
wickelung,  sowie  das  geltende  R.  ist  schon  vor  Jahren  in  muster- 
hafter Weise  dargestellt  von  Olivecrona  in  seiner  bekannten 
Arbeit  über  eheliches  Güter-R.,  von  welchem  Werke  eine  neue 
Auflage  (die  5*^)  erschienen  ist.  Derselbe  Verf.,  jetzt  Rat  beim 
Reichsgericht,  hat  eine  gründliche  Entwickelung  des  Testaments-R. 
gegeben.  Endlich  ist  hier  zu  bemerken  die  Schrift  von  Berger 
über  die  Verwaltung  des  Vormundes  (C.Bl.  III,  279;. 
Die  bevorstehende  Reform  unseres 

Prozessrechts 
hat  eine  ziemlich  umfangreiche  Litteratur  hervorgerufen.  Dahin 
gehören  die  Schriften  von  Uppström  und  Afzelius  über  Strals- 
und Zivilprozess  (IV.  29).  Der  jetzt  erschienene  Entwurf  — 
Nya  Lagberedningens  Betänkande  augaende  rättegangsväsendets 
Ombildning  —  verdient  auch  von  wissenschaftlicher  Seite  Be- 
achtung. Ein  Handbuch  des  geltenden  Prozess-R.  hat  Prof. 
Broome  gegeben. 

Die  staatsrechtliche  Litteratur  ist  mit  zwei  grösseren 
Werken  bereichert  worden  :  Naumanns  Staatsverfassungs-R.  ist  in 
einer  neuen  vielfach  veränderten   Auflage  erschienen;   die   neue 
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Reichstagsordnung  hat  Prof.  Rydin  einer  eingehenden  wissenschaft- 
lichen Bearbeitung  unterworfen.  In  dem  norweg.  Verfassungs- 
kampf hat  derselbe  Verf.  auch  sein  Wort  gesprochen  und  ist  in 
einer  Schrift  über  das  Sanktions-R.  des  Königs  für  das  abso- 
lute Veto  eingetreten.  Auch  andere  wissenschaftliche  Unter- 
suchungen hat  der  norweg.  Verfassungskampf  hervorgerufen.  So 
hat  Höjir  eine  sehr  interessante  Darstellung  der  „Quellen  des 
norweg.  Grundgesetzes"  gegeben  und  damit  einen  beachtungs- 
werten Beitrag  zur  Interpretation  des  geltenden  R.  gegeben. 
Bei  dem  reichen  rechtsgeschichtlichen  Materiale,  welches 
Schlyters  monumentales  Werk  geschaffen  hat,  wäre  es  zu  erwarten, 
dass  eine  reiche  rechtsgeschichtliche  Litteratur  erwachsen  wäre. 
Das  ist  leider  nicht  der  Fall ;  nur  gelegentlich,  in  verschiedenen 
Monographien  des  geltenden  R.  ist  auch  der  geschichtliche  Stoff 
zur  Bearbeitung  aufgenommen.  In  dankenswerter  Weise  hat 
die  deutsche  Wissenschaft  es  auf  sich  genommen,  diese  Lücke 
der  einheimischen  Litteratur  uns  wenisf  fühlbar  zu  machen. 


B.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines  und  Rechtsgeschichte. 

Jastrow,  J.     Geschichte   des  deutschen  Einheitstraumes 
und   seiner    Erfüllung.     (Allgem.  Verein    für   deutsche 
Litteratur.  H.  Paetel.)     Berlin.     1885.     339  S.     geb.  7  M. 
Der  Verein  für  deutsche  Litteratur  hat  für  drei  als  vorzüglich 
anerkannte  Arbeiten  aus  der  deutschen   Geschichte  oder  Kultur- 
geschichte Preise  ausgeschrieben.    Preisrichter  waren  die  Herren 
Oneist,  Scher  er  und  Weizsäcker.    Zu   den  preisgekrönten 
Werken  gehört  das  vorliegende,  welches  L.  v.  Ranke  zugeeignet  ist. 
Verf.  —  dessen  Schrift  über  Pufendorf  unsern  Lesern  bekannt 
ist  (C.Bl.  IL  72)   —    entwirft  in  ansprechender  Schilderung  und 
grossen  Zügen    ein  Bild  vom  Werden  des  deutschen  Staates, 
dessen  wir  uns  erfreuen.    Preussens  Schöpfung  war  die  Erfüllung 
langgehegten  Wunsches,   der  auf  dem  Boden  deutscher  Vielheit 
erwuchs.     Dies  zu  entwickeln  ist  die  Aufgabe  der  Schrift,  deren 
Dreigliederung  sich  darnach  von  selbst  ergibt :  Vielheit,  Einheits- 
traum,   Einheit.     Diese  drei  Worte   bezeichnen   aber  nicht   drei 
Perioden,  sondern  drei  Entwickelungsreihen,  welche  zeitlich  lange 
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nebeneinander  herlaufen :  wie  die  Vielheit  vom  Einheitsverlangen- 
abgelöst  wird,  wie  dies  sich  zur  Schaffung  der  Einheit  umsetzt,, 
dies  soll  in  scharfen  Grundlinien  gezeigt  werden. 

Vielheit,  so  lautet  der  Titel  des  1.  Buches  (S.  6—53).  In 
ältesten  Zeiten  wogt  zwischen  Skythen  und  Kelten  eine  grosse 
Menge  kleiner  Völkerschaften,  mit  dem  dunklen  Gefühle  der 
Zusammengehörigkeit,  aber  ohne  festes  Nationalitätsbewusstsein. 
Dasselbe  bildet  sich  erst  im  Gegensatze  zum  internationalen  Ge- 
danken der  karolingischen  Weltmonarchie  aus:  die  Stammes- 
eigenheit findet  im  Herzogtum  politischen  Ausdruck;  eine  zweite 
Strömung  bringt  das  Königtum  und  den  Namen  „deutsch",  dort 
ein  hellleuchtendes,  hier  ein  langsam  dämmerndes  National- 
bewusstsein.  Im  Kampfe  zwischen  König-  und  Herzogtum  siegt 
das  erstere,  aber  das  Ergebnis  des  Kampfes  ist  nicht  Einheit, 
sondern  Vielheit.  Die  zwischen  König  und  Unterthan  eingescho- 
bene Mittelgewalt  bildet  sich  zur  Landeshoheit  aus,  ja  noch 
mehr  sie  sucht  Einwirkung  auf  die  Reichsverfassung.  Anfang 
des  13.  Jahrhunderts  steht  die  Doppelorganisation  fest ;  die  Form 
blieb ,  der  Inhalt  änderte  sich ,  insofern  die  Landesgewalt  mehr 
und  mehr  Rechte  an  sich  zog ;  goldene  Bulle  und  westphälischer 
Friede  erklärten,  was  lange  bestand,  dass  die  Territorien  ,  Staaten" 
seien.  Das  Reich  siechte  dahin,  verlor  Befugnis  auf  Befugnis 
an  den  Einzelstaat,  war  zersplittert  und  zu  drei  Vierteln  seines 
Gebietes  in  Händen  ausländischer  Herrscher,  deren  Gesandten- 
kongress  man  deutschen  Reichstag  nannte.  So  standen  hart 
nebeneinander  die  Volksnationalität  und  das  römische,  nicht 
nationale  Reich,  der  „gesetzte  Widerspruch"  Hegels,  dass  ein 
Staat  sein  soll  und  nicht  ist. 

Wie  aber  der  einzelne,  ausruhend  von  des  Tages  Mühen, 
Phantasiegebilde  ausspinnt,  so  zehrt  auch  das  Volk  in  ruhm- 
loser Zeit  an  seinen  Erinnerungen  und  verwebt  sie  mit  heller 
Hoffnung  von  Geschlecht  zu  Geschlecht.  Jenem  Widerspruch 
entstieg  schon  früh  der  deutsche  Einheits träum  (2.  Buch). 
Seine  volkstümlichste  Art  ist  die  Kaisersage,  durch  welche 
tief  im  Herzen  des  Volkes  wach  erhalten  wird,  was  ihm 
noch  geblieben,  der  Glaube  an  sich  selbst;  der  getrübte,  aber 
zuversichtliche  Blick  sieht  in  der  Vergangenheit  das  Spiegel- 
bild der  Zukunft.  Die  Gebildeten  und  Juristen  wiegen  sich, 
zunächst  behaglich  im  Traume  von  der  besseren  Gegenwart,, 
bis  Pufendorfs  genialer  Blick  die  Machtlosigkeit  des  Reiches  er- 
kennt. Die  Bildung  des  18.  Jahrhunderts  ist  mehr  kosmopoli- 
tisch wie  national ;  aber  mitteninne  überall  Ansätze  patriotischen 
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Lebens  (z.  B.  Justus  Moser),  bis  Fichtes  Reden  an  die  deutsche 
Nation  (1808)  den  Umschwung  bezeichnen.  Bis  dahin  war  ja 
alles  dunkler  Drang,  Traum,  Schwärmerei;  diese  Ideale  mussten 
Gestalt  gewinnen,    das  Volk   musste   vom  Traume  erwachen. 

Nun  suchte  man  nach  einem  Namen,  einer  Form;  man  fand 
den  „Bundesstaat" ;  der  Durchbruch  dieses  Gedankens  wird  exkurs- 
weise an  dem  geistigen  Entwickelungsgange  von  F.  v.  Gagerns 
gezeigt  (über  Pfizer,  Welcker  S.  129).  Die  Leichtigkeit  des  Ver- 
kehrs, Burschenschafts-  und  Gelehrtenversammlungen  verbreiteten 
den  Bundesstaatsgedanken ;  die  Eisenbahnaktien  waren  Wert- 
papiere ,  ausgestellt  auf  Deutschlands  Einheit ;  die  Nation  war 
erwacht  aus  dem  Traume,  aber  seine  Erfüllung  brachte  erst  die- 
Berührung  mit  staatlicher  Macht. 

Diese  staatliche  Macht  uns  übersichtlich  vorzuführen  ist 
Aufgabe  des  3.  Buches:  Einheit.  Hier  werden  die  Bestre- 
bungen zusammengefasst ,  die  thatsächlich  zur  Verwirklichung 
des  Traumes  beigetragen  haben.  Unberührt  von  Reichsreformen, 
unbemerkt  von  den  Zeitgenossen,  vollzog  sich  von  der  Nordost- 
mark ausgehend  ein  Einigungsprozess ,  der  die  Hälfte  des  deut- 
schen Volkes  zu  einem  Ganzen  verband  und  genügend  politische 
Machtmittel  gesammelt  hatte,  um  die  Führung  zu  übernehmen. 
Zum  äusseren  Wachstum  trat  die  innere  Verkittung  der  Teile; 
die  Elemente  sind:  Einheit  des  Staatsgebietes,  begründet  durch 
Erstarkung  der  fürstlichen  Gewalt  und  Einsetzung  von  Central- 
behörden,  Einheit  des  Unterthanenverbandes  (Wehrpflicht,  Besei- 
tigung von  Privilegien),  Einheit  des  Staatsinhaltes  im  Verkehrs- 
wesen. Die  Eingliederung  der  einzelnen  Teile  in  den  Staat  wird 
in  einem  breiteren  Exkurse  über  die  der  Städte  dargethan 
(S.  167 — 231).  So  stand  Preussen  da,  erwachsen  auf  gleicher 
Grundlage  wie  die  Nachbarstaaten,  an  Machtmitteln  sie  weit 
überragend,  der  einzige  Staat,  der  die  Nation  vertreten  konnte. 
Die  Identität  der  deutschen  und  preuss.  Interessen  zeigt  sich 
deutlich  im  Zollverein,  der  ersten  realen  Organisation.  Nach 
kurzer  Skizzierung  der  Bestrebungen  von  1848  und  des  National- 
vereins, jedoch  ohne  auf  die  Unionsprojekte  von  1849  — 1851  und 
1861 — 1866  einzugehen,  gelangt  Verf.  i^m  Abschluss.  In  der  zer- 
fallenden Nation  sahen  wir  das  Nationalgefühl  keimen,  allmäh- 
lich politisch  werden,  einen  Zielpunkt  in  der  Forderung  des 
Bundesstaates  gewinnen ;  im  zersplitterten  Staatswesen  sahen 
wir  aus  den  Trümmern  eine  Staatseinheit  zusammenwachsen,  zu 
einem  Grossstaate  heranreifen,  die  Erfüllung  der  Staatsaufgaben 
in  die  Hand  nehmen:  Einheitsforderung  und  Einheitsmacht  waren 
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nicht  gleichen  Ursprungs,  zwei  Bewegungen,  die  der  zusammen- 
führte, welchen  Fichte  geweissagt  hatte  als  den  „Zwingherrn 
zur  Deutschheit"  —  und  so  erscheint  endlich  das  Bild  der 
deutschen  Reichseinheit,  deren  Grundlagen,  Einheit  des 
Gebietes,  des  Unterthanenverbandes,  des  Staatsinhaltes  in  Finanzen, 
Justiz,  Post,  Heer,  Marine  etc.  wir  knapp  vorgeführt  sehen.  Die 
Vollendung  des  Ganzen  ist  die  deutsche  Kolonialpolitik;  die 
Niederlassungen  in  fernen  Erdteilen  sind  ein  Abbild  der  deutschen 
Macht  und  Einheit;  in  sich  gespalten  ist  das  weltbürgerlichste 
aller  Völker  den  internationalen  Aufgaben  ferngeblieben;  in 
nationaler  Zusammenschliessung  ist  es  ein  Volk  unter  den  Völ- 
kern, ein  Staat  unter  den  Staaten. 

„Und  so  beseelt  heute  den  Deutschen,  er  mag  innerhalb  des 
Eeiches  oder  ausserhalb  desselben  seinen  Schutz  geniessen,  das 
Gefühl,  das  er  Jahrhunderte  lang  entbehrt  hat,  der  Stolz  wiederum 
einem  Staatswesen  anzugehören,  welches  mächtig  und  geachtet 
dasteht,  weil  es  einheitlich  gestaltet  ist."     v.  Kirchenheim. 

Orataiiia,  Een  Bydrage  tot  de  rechtsgeschiedenis  van 
Drenthe.  Assen.  18S3. 
Unter  diesem  anspruchslosen  Titel  bietet  G.  das  erste  rein 
wissenschaftliche  Buch  über  die  höchst  interessante  Rechts- 
geschichte der  auch  jetzt  nur  spärlich  bewohnten  niederländi- 
schen Provinz  Drenthe.  Ein  gut  geschriebenes  einleitendes  Wort 
bespricht  die  karolingische  Rechtspflege,  wie  sie  auch  in  dem 
sächsischen  Drenthe  eingeführt  ist.  So  kommt  Verf.  im  I.  Kapitel 
zu  den  Richtern  in  Drenthe:  1,  dem  Drosten  (Burggrafen  von 
Cocrorden)  des  Bischofs  von  Utrecht,  der  seit  1046  Graf  von 
Drenthe  war,  und  2.  dem  Schulten,  dem  alten  centenarius  der 
fränkischen  Rechtspflege.  Die  Geschichte  der  beiden  Richter 
wird  bis  ins  18.  Jahrhundert  entwickelt.  Dann  folgt  die  Ge- 
schichte des  höchsten  Rechtsstuhls  in  Drenthe,  Etstvel  genannt 
(von  Ette,  juratus),  den  der  Verf.  auf  die  altsächsischen  Volks- 
versammlungen zurückführt  und  der  aus  dem  Drosten  und 
24  Etten  bestand;  unter  diesem  obersten  Gerichte  hatte  man 
die  drei  jährlichen  Dinge  in  jedem  Ding  spiel,  deren  Drenthe 
sechs  hatte,  weiter  die  Go-  oder  Goorsprake,  ausserordent- 
liche Dinge,  die  man  im  15.  Jahrhundert  zuerst  findet,  und 
endlich  das  Recht  oder  die  leege  bank.  Von  allen  diesen 
Aemtern  und  Gerichten  wird  die  altgermanische  Einrichtung, 
die  sich  im  18.  Jahrhundert  noch  beinahe  ungeändert  vorfand, 
genau  beschrieben. 
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Das  II.  Kapitel  handelt  von  der  Rechtspflege  selbst  in  chrono- 
logischer Ordnung;  auch  hier  fällt  überall  der  rein  germanische 
Charakter  des  Drenthschen  R.  auf. 

Ein  III.  Kapitel  bespricht  das  geistliche  R.  in  Drenthe,  das 
bis  zum  niederländischen  Freiheitskrieg  unter  dem  Schutz  des 
Bischofs  sich  kräftig  erhalten  hat;  erst  1605  wurde  die  geist- 
liche Rechtsmacht  auf  den  weltlichen  Richter  übertragen. 

Eine  grosse  Menge  von  Beilagen,  Prozessstücke  etc.  sind  dem 
Werke  zugefügt,  das  eine  hervorragende  Stellung  einnimmt  unter 
den  rechtshistorischen  Werken,  die  in  den  letzten  Jahren  in  den 
Niederlanden  erschienen  sind.  Mit  einer  echt  wissenschaftlichen 
Auffassung  verbindet  Verf.  eine  umfangreiche  Kenntnis  der  ein- 
schlägigen Litteratur.  Wir  vermissten  nur  eine  genaue  Anwei- 
sung der  Stellung  des  Drenthschen  R.  zu  den  R.  der  friesischen 
Oaue,  die  vielfach  auf  das  Drenthsche  eingewirkt  haben,  und  vor 
allem  zu  denen  der  verwandten  sächsischen  Gaue  in  den  Nieder- 
landen und  in  Deutschland.  P.  J.  Blök  (Groningen). 

Azcarate,  G.  Ensayo  sobre  la  Historia  del  Derecho  de  pro- 
piedad  y  SU  estado  actual  en  Europa.    3  Teile.    Madrid. 

1879—1880-1884. 

Dieses  Werk,  welches  vielleicht  das  beste  des  Verf.  und  ohne 
Zweifel  eines  der  bedeutendsten  seit  den  letzten  Jahren  in  Spanien 
erschienenen  ist,  bildet  eine  vollständige  Geschichte  des  Eigen- 
tums-R.  seit  den  ältesten  Zeiten.  Dasselbe  ist  nicht  allein  durch 
Genauigkeit  und  gute  Anordnung,  sondern  hauptsächlich  durch 
seine  kritischen  Urteile  bedeutsam,  sowie  durch  die  allgemeinen 
Zusammenstellungen,  welche  die  wesentlichen  Merkmale  jeder 
Zeitperiode  und  Eigentumsform  in  nur  wenigen  Zeilen  zusammen 
fassen. 

Der  III.  Band,  welcher  dazu  bestimmt  ist,  den  gegenwär- 
tigen Zustand  des  Eigentums-R.  in  Europa  zu  erläutern,  ist  wegen 
des  Gehaltes  und  wegen  der  Methode,  die  dabei  zu  Grunde  ge- 
legt ist,  umfangreicher  und  bedeutender  als  die  vorhergehenden 
Bände.  Die  Elemente  des  Eigentums-R.,  Ursprung,  Entwickelung, 
Bestehen,  Uebertragung  und  Erlosch^  dieses  R.,  die  Formen 
des  Eigentums  nach  der  Sache,  der  Eigentumsgegenstand  und 
seine  juridische  Beziehung,  die  Bezeichnung  des  Eigentums  und 
das  internationale  R.  in  seinen  Beziehungen  zu  ersterem  sind 
die  Hauptstoffe,  mit  denen  sich  Verf.  vom  Standpunkte  der 
Prinzipien  und  demjenigen  der  positiven  Gesetzgebung  jedes  ein- 
zelnen der  Länder  Europas  in  diesem  Bande  beschäftigt. 
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Verf.  schliesst  mit  einer  allgemeinen  Betrachtung  über  den 
Zustand  des  Eigentums-R. ,  über  die  damit  verknüpften  Streit- 
fragen und  die  Wege,  welche  die  Lösung  der  letzteren  erleichtern 
können.  Oloriz. 


IL  Privatrecht. 

Strohal,  E.    Sukzession  in  den  Besitz  nach  röm.  und  heu- 

tigem  R.  Graz.  1885.  236  S.  7  M. 
Der  Apprehensionsakt,  durch  welchen  der  Besitz  begründet 
wird  und  der  von  dem  Besitzthatbestand  unterschieden  werden 
muss,  besteht  in  der  faktischen,  auf  Dauer  veranlagten  Bethäti- 
gung  des  auf  Haben  und  Behalten  einer  Sache  gerichteten  Willens^ 
welche  sich  als  die  Ausübung  des  wesentlichen  Eigentumsinhalts 
manifestiert.  Diese  Ausübung  des  Eigentums  besteht  bei  Mobilien 
vorzugsweise  in  der  Ortsbestimmung,  während  bei  Immobilien 
ein  auf  Dauer  veranlagter  faktischer  Gebrauch  oder  die  Vor- 
nahme von  Handlungen  erforderlich  ist,  welche  bezw^ecken,  das 
Grundstück  gegenüber  dritten  zu  sichern. 

Die  den  Apprehensionsakt  bildende  Ausübung  des  Eigentums 
hat,  weil  sie  von  Haus  aus  auf  Dauer  veranlagt  ist,  die  natur- 
gemässe  Tendenz,  sich  mit  einer  gewissen  Kontinuität  in  kürzeren 
oder  längeren  Zwischenräumen  zu  wiederholen,  so  dass  sich  eine 
längere  Periode  des  Daseins  des  Besitzthatbestandes  für  die  rück- 
schauende Betrachtung  als  ein  Zustand  fortgesetzter  Ausübung 
des  Eigentumsinhalts  darstellt.  Auf  der  anderen  Seite  ist  aber 
nicht  minder  wahr,  dass  dem  einmal  hergestellten  Besitzthat- 
bestand nach  der  Auffassung  der  Quellen  eine  gewisse  Konsistenz 
zukommt,  vermöge  welcher  er  zeitweilige  Inaktivität  des  Besitzers 
zu  überdauern  und  bis  zu  dem  Zeitpunkt  fortzubestehen  vermag, 
Vo  die  Aussicht  auf  eine  Fortsetzung  der  begonnenen  Eigentums- 
ausübung definitiv  abgeschnitten  erscheint. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  dass  und  in  welchem  Sinn 
der  Besitzthatbestand  ein  des  durchhaltenden  Elements  nicht  ent- 
behrender Thatbestand  zuständlichen  Charakters  ist.  Derselbe 
lässt  sich  definieren  als  ein,  mit  auf  Dauer  veranlagter  Aus- 
übung des  Eigentumsinhalts  beginnender.  Zustand,  dessen  durch- 
haltendes Element  durch  das  fortdauernde  Dasein  einer,  bei  allem 
Wechsel  mit  der  Aussicht  auf  Fortsetzung  der  begonnenen  Aus- 
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Übung  des  Eigentumsinhalts  vereinbar  bleibenden,  Sachlage  ge- 
bildet wird. 

An  den  Thatbestand  des  Besitzes  knüpfen  sich  rechtliche 
Folgen  an,  die  unter  den  Begriff  des  subjektiven  R.  subsumiert 
werden  können.  Dass  das  Wort  possessio  sowohl  für  den  That- 
bestand als  für  die  sich  anschliessende  rechtliche  Wirkung  ge- 
braucht wird,  hängt  mit  dem  dauernden  Charakter  des  Besitz- 
thatbestandes  zusammen.  Wenn  der  Thatbestand  der  possessio 
der  dauernde  Begleiter  des  jus  possessionis  sein  muss,  so  ist  es 
naheliegend,  dass  statt  von  dem  jus  possessionis  kurz  von  der 
possessio  gesprochen  wird. 

Wenn  die  Frage  nach  der  Möglichkeit  der  Sukzession  in  den 
Besitz  aufgeworfen  wird,  so  ist  unter  Besitz  nicht  der  That- 
bestand, sondern  das  R.  des  Besitzes  zu  verstehen,  da  eine  Suk- 
zession in  Thatbeständen  nicht  stattfinden  kann.  Die  Möglich- 
keit einer  solchen  Sukzession  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen;  auch 
der  dauernde  Charakter  des  Besitzthatbestandes  bildet  kein  Hinder- 
nis für  die  Zulassung  der  Sukzession;  es  muss  nur  der  dauernde 
Thatbestand,  in  dessen  begleitende  Folgen  sukzediert  werden  soll, 
zur  Zeit  des  Eintritts  der  Sukzession  noch  vorhanden  sein. 

Dass  das  r.  R.  eine  Sukzession  in  den  Besitz  wirklich  an- 
erkennt, ergibt  sich  aus  Folgendem.  Die  Römer  vermeiden  es 
mit  unverkennbarer  Absichtlichkeit,  den  Besitzübergang  an  den 
nudus  consensus  der  Parteien  zu  knüpfen,  sie  halten  vielmehr 
ein  gewisses  Traditionscorpus  für  unerlässlich.  Aber  die  An- 
forderungen ,  welche  an  das  Traditionscorpus  gestellt  werden, 
bleiben  erheblich  hinter  denen  zurück,  welchen  beim  Besitzerwerb 
von  besitzfreien  Sachen  oder  bei  fehlender  Einwilligung  des  bis- 
herigen Besitzers  genügt  werden  muss.  Es  ergibt  sich  so  eine 
Differenzierung  zwischen  Okkupations-  und  Traditionscorpus  und 
damit  auch  ein  Unterschied  in  der  Funktion,  die  diesen  That- 
beständen zukommt.  Während  die  Okkupation  die  Rechtswirkung 
des  Besitzes  neu  entstehen  lässt,  hat  das  Traditionscorpus  nur 
die  Wirkung,  dass  es  die  auf  Grund  eines  konstitutiven  That- 
bestandes,  der  Okkupation,  entstandenen  und  gegenwärtig  noch 
vorhandenen  Rechtsfolgen  auf  ein  andres  Subjekt  hinüberleitet, 
als  welchem  sie  bisher  zukamen.  Der  Traditionsvorgang  hat 
eben  damit  den  Charakter  eines  Sukzessionsthatbestandes  an- 
genommen. 

Daraus,  dass  bei  der  Tradition  eine  Sukzession  vorliegt,  er- 
gibt sich,  dass,  sofern  nur  Traditionscorpus,  nicht  auch  Ok- 
kupationscorpus  vorliegt,  kein  Besitz  erworben  wird,  wenn  der 
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Tradent  nicht  Besitzer,  resp.  nicht  vom  Besitzer  bevollmächtigt 
oder  handlungsunfähig  ist,  dass  ferner  ein  Dissens  der  Parteien 
in  bezug  auf  das  zu  tradierende  Objekt  den  Besitzübergang  aus- 
schliesst. 

Die  Unterscheidung  von  Okkupations-  und  Tradition  scorpus 
hat  vorzugsweise  für  Immobilien  Bedeutung,  da  bei  der  Tradition 
von  Mobilien  sehr  häufig  eine  Ortsveränderung  vorkommt,  womit 
das  Okkupationscorpus  realisiert  ist. 

Die  von  den  Römern  für  die  Tradition  aufgestellten  Grund- 
sätze waren  einer  weiteren  Entwickelung  nicht  nur  fähig,  son- 
dern auch  bedürftig,  weil  das  von  den  Römern  geforderte  Tra- 
ditionscorpus  für  den  Verkehr  immer  noch  zu  beschwerlich  war. 
Das  r.  R.  hat  der  weiteren  Entwickelung  selbst  den  Weg  ge- 
wiesen, indem  es  bei  der  Sklaventradition  die  Urkundenübergabe 
als  genügend  bezeichnete  und  von  dieser  Entscheidung  aus  ist 
die  moderne  Praxis  zur  Anerkennung  der  symbolischen  Tradition 
(Uebergabe  von  Urkunden,  Schlüsseln,  Erklärung  von  Zeugen  etc.) 
fortgeschritten.  Die  Bedeutung  der  symbolischen  Tradition  ist 
auch  für  das  heutige  gemeine  R. ,  trotz  des  Widerspruchs,  den 
Savigny  erhoben,  anzuerkennen.  Auf  Grund  der  modernen  Praxis 
ist  insbesondere  anzunehmen,  dass  nicht  bloss  die  Uebergabe  des 
instrumentum  antiquum,  d.  h.  der  Urkunde,  laut  welcher  die 
zu  tradierende  Sache  bisher  dem  Tradenten  gehörte,  sondern 
auch  die  des  instrumentum  novum,  d.  h.  der  Urkunde,  laut  welcher 
eben  jetzt  der  Besitz  eingeräumt  wird,  genügt,  obgleich  in  der 
erwähnten  röm.  Entscheidung  über  Sklaventradition  nur  das 
instrumentum  antiquum  genannt  wird.  In  direktem  Widerspruch 
mit  einer  Entscheidung  des  r.  R.  ist  sogar  anzunehmen,  dass  die 
symbolische  Tradition  genügt,  wenn  die  zu  tradierende  Sache 
sich  zur  Zeit  der  Tradition  in  der  Custodia  eines  vom  Tradenten 
bestellten  dritten  befindet.  Das  moderne  Handels -R.  hat  be- 
kanntlich ebenfalls  die  traditio  per  instrumentum  anerkannt. 

Rümelin. 

Danbenspeck.     Beiträge    zur   Lehre    vom    Bergschaden. 

(C.Bl.  I,  422;  II,  400).     Berlin,  Vahlen.     1885.    VIII  und 

139  S.  2  M. 
Die  vorliegende  dritte,  von  der  Bergschädenlehre  handelnde, 
Monographie  des  Verf.  gibt  in  8  einzelnen  Abschnitten  eine 
Nachlese  zu  seinen  vorausgegangenen  Schriften  über  die  Haftungs- 
pflicht des  Bergwerksbesitzers  aus  der  Beschädigung  des  Grund- 
eigentums  und   über   die   Schiedsgerichte    zur   Regulierung   der 
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Bergschäden.  Die  beiden  umfänglichsten  Betrachtungen  sind 
,dem  Ansprüche  des  Grundeigentümers  aus  der  Beschädigung" 
(S.  15-63)  und  „der  Ausgleichung  des  Schadens"  (S.  93—132) 
gewidmet.  Im  ersteren  Abschnitte  schliesst  sich  der  Verf.  für 
das  österr.  R.  der  Meinung  an,  dass  der  Bergwerksbesitzer  für 
Bergschäden  nur  ex  delicto  hafte  (S.  11,  16);  im  anderen  be- 
kämpft er  für  das  gemeine  und  preuss.  R.  des  näheren  diejenige 
Praxis,  welche  dem  Bergwerksbesitzer  das  R.  gibt,  die  Aus- 
gleichung des  verursachten  Schadens,  soweit  möglich  in  natura 
zu  bewirken  (S.  93  ff.).  Die  Frage,  nach  welcher  Methode  bei 
der  Schadensberechnung  das  Interusurium  zu  bemessen  und  welcher 
Zinsfuss  bei  Kapitalisierung  einer  Rente  zu  Grunde  zu  legen  sei^ 
bezeichnet  D.  in  Abweichung  von  seiner  früher  geäusserten  An- 
sicht jetzt  als  Thatfrage  (S.  127,  129).  Kürzer  als  die  beiden 
erwähnten  Aufsätze,  aber  inhaltlich  nicht  weniger  bemerkens- 
wert ist  Abschnitt  V.  über  „das  eigene  Verschulden  des  Be- 
schädigten". Hier  verteidigte  D.  gegen  die  abweichende  reichs- 
gerichtliche Praxis  nochmals  eingehend  seine  Ansicht,  dass  nach 
§.  150  des  preuss.  allgemeinen  Berggesetzes  schon  massiges 
Versehen  des  Grundeigentümers  als  Grund  für  die  Befreiung  des 
Bergwerksunternehmers  von  der  Haftpflicht  für  Bergschäden  an- 
gesehen werde.  Leuthold. 

Der    Codex    Theresianus     und     seine     Umarbeitungen. 

Herausgegeben   und   mit    Anmerkungen    versehen    von   Ph. 

Ritter    von    Harrasowsky.      II.    und   III.    Band.     Wien, 

Gerold.  534  u.  440  S. 
Entsprechend  dem  hier  bereits  bei  Besprechung  des  I.  Bandes 
(C.Bl.  TL  403)  Gesagten  enthält  der  vorliegende  IL  Band  des 
Codex  Theresianus  unter  dem  Titel  „Zweiter  Teil:  Von  Sachen 
und  dinglichen  Rechten"  das  Sachen-R.,  in  welches  übrigens 
Materien  aufgenommen  sind ,  die  im  heute  üblichen  Systeme 
nicht  dem  Sachen-R.  zugeteilt  werden.  So  die  Schenkungen  (in 
der  Sprache  des  Codex  „Schankungen"),  die  Verjährung  und 
das  Erb-R.  —  Der  vorliegende  Teil  zerfällt  in  30  Kapiteln. 
Kap.  I  behandelt  den  Unterschied  der  S%)hen ;  Kap.  II  die  ding- 
lichen R.  überhaupt;  Kap.  III — VI  das  Eigentum,  die  Erwerbung 
desselben,  insbesondere  durch  Ergreifung,  Zugang  oder  Zuwachs 
und  Uebergabe ;  Kap.  VII  die  Schenkungen  unter  Lebenden  und 
auf  den  Todesfall;  Kap.  VIII  die  Uebertragung  des  Eigentums 
aus  Macht  Rechtens  (Einverleibung,  richterlichen  Zuspruch,  gut- 
gläubigen Erwerb  beweglicher  Sachen);  Kap.  IX  die  Verjährung; 
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Kap.  X— XXIir  enthalten  das  Erb-R. ;  Kap.  XXIV  die  Grund- 
sätze über  den  Besitz ;  Kap.  XXV  über  das  Erbzins-R. ; 
Kap.  XXVII — XXIX  die  Grundsätze  über  die  Superficies  und 
Servituten;  endlich  Kap.  XXX  das  Pfand-R. 

Band  III  umfasst  unter  dem  uns  befremdenden  Titel  „Von 
persönlichen  Verbindungen''  das  Obligationen-R. ,  welches  den 
Schluss  des  Codex  Theresianus  bildet.  Die  Kap.  I — III  bringen 
zuerst  eine  Art  allgemeinen  Theil  (von  Verbindungen  insgemein, 
von  Zusagen,  Verträgen,  Vergleichen,  von  benannten  Kontrakten 
insgemein) ;  Kap.  IV.  handelt  sodann  von  sachlichen  oder  Real- 
kontrakten und  insbesondere  von  Leihen  und  Borgen;  Kap.  V 
bis  VIII  von  Kommodet,  Depositum,  Pfandvertrag  und  Bürg- 
schaft ;  Kap.  IX — XI  von  Kauf-,  Tausch-  und  Schutzungskontrakt 
(Trödelvertrag) ;  Kap.  XII  u.  XIII  von  Miet-,  Pacht-,  sowie  Erb- 
zinsverträgen ;  Kap.  XIV  vom  Gesellschaftsvertrage ;  Kap.  XV 
vom  Befehlskontrakte  (Mandat);  Kap.  XVI  vom  Gewährungs- 
oder Versichei'ungskontrakt ;  Kap.  XVII  von  Zinsungen,  Nut- 
zungen und  andern  aus  Kontrakten  schuldigen  Nebengebührnissen 
{Zuwachs ,  Aufwand ,  Schulden  und  Unkosten !) ;  Kap.  XVIII 
von  Unterhändler,  Handlungsvorgesetzten,  Schiedsmänner  und 
andern  bei  Kontrakten  vorkommenden  Personen ;  Kap.  XIX  von 
den  Handlungen,  welche  den  Kontrakten  gleichkommen:  Vor- 
mundschaft, Condictio  indebiti,  Gütergemeinschaft,  Gemeinschaft 
der  Erbschaft ,  Grenzscheidung  ,  actio  de  recepto ,  Befestigung 
des  Krieges  (d.  i.  litis  denunciatio) ;  Kap.  XX  von  den  aus  blosser 
natürlicher  Billigkeit  verbindenden  Handlungen;  Kap.  XXI  u. 
XXII  von  Verbrechen  und  den  dafür  geachteten  Handlungen 
(Schädens-R.) ;  Kap.  XXIII  von  Verwandlungen  und  Uebertragung 
der  Verbindungen  an  andere;   Kap.  XXIV  von  Aufhebung  und 

Erlöschung  derselben.  W.  Fuchs  (Wien). 

* 

Burckliard.  System  des  österr.  Privat-R.  3.  Teil:  Die  ein- 
zelnen Privatrechtsverhältnisse.  1.  Abt.  1.  Heft  (Besitz). 
Wien,  Manz.     170  S. 

Verf.  teilt  das  vorliegende  Heft  seines  rasch  fortschreitenden 
Werkes  ein  in  A)  Personen-R.,  B)  Vermögens-R.  Die  erste  Kate- 
gorie wird  jedoch  in  knappster  Ausführung  in  das  öffentliche  R. 
verwiesen.  Es  behandelt  das  Werk  daher  bloss  das  Vermögens-R. 
und  zwar  hier  den  Besitz,  nämlich  a)  Sachbesitz,  b)  Rechtsbesitz, 
c)  Mobiliarbesitz.  Bei  der  letzteren  Abteilung  bricht  jedoch 
dieses  Heft  ab,  so  dass  dieses  interessante  und  wichtige  Gebiet  erst 
im  nächsten  Hefte  behandelt  werden  wird.    W.  Fuchs  (Wien). 
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Lioni,  D.  E.  De  verpanding  van  inschulden  naar  het 
Romeinsch  en  Nederlandsch  R.  Academisch  Proef- 
schrift.  Amsterdam.  1885.  262  S. 
Verf.  behandelt  die  Lehre  der  Verpfändung  von  Forderungen. 
Die  niederl.  Gesetzgebung  ist,  auch  nach  der  Revision  der  Be- 
stimmungen über  Pfand-R.  1874,  in  dieser  Hinsicht  lücken- 
haft und  nötigt  zur  Heranziehung  der  Bestimmungen  des  r.  R. 
Dies  bildet  denn  auch  den  Hauptgegenstand  der  vorliegenden 
Schrift.  Im  Anschluss  an  Hellwig  (C.Bl.  III,  194)  verwirft 
Verf.  die  Theorie  des  R.  am  R. :  aus  der  Verpfändung  von  For- 
derungen entstehe  kein  dingliches  Pfand-R.  Er  bekämpft  ferner 
die  verschiedenen  Zessionstheorien,  auch  die  Hellwigsche ,  ver- 
zichtet aber  auf  eine  eigene  Konstruktion;  der  ökonomische  Zweck 
sei  massgebend.  In  den  Detailfragen  folgt  der  Verf.  in  der 
Regel  den  Ausführungen  Hellwigs.  Hie  und  da  finden  sich  jedoch 
Abweichungen.  So  leugnet  der  Verf  das  R.  des  Gläubigers,  die 
^anze  verpfändete  Forderung  einzuziehen,  auch  wenn  sie  den 
Betrag  seines  Guthabens  übersteigt.  Die  Behauptung  Hellwigs, 
dass  der  Gläubiger  durch  die  Einziehung  Eigentum  an  den  ge- 
leisteten Sachen  erwirbt,  wird  bloss  für  den  Fall  als  richtig  an- 
erkannt, wo  der  erhaltene  Gegenstand  Geld  ist.  Im  ganzen  ragt 
die  Schrift  weit  hinaus  über  das  gewöhnliche  Mass  unserer  Doktor- 
dissertationen. Drucker. 

Broca  y  Jüan  Arnell.  Institutiones  de  Derecho  civil  ca- 
talan  vigente.  Barcelona.  1880.  9  M. 
Das  Buch  ist,  wie  sein  Titel  .anzeigt,  eine  methodische  Zu- 
sammenstellung der  Gesetze,  der  Gewohnheiten  und  der  rechts- 
wissenschaftlichen Quellen  des  alten  Fürstentums  Catalonien. 
Verf.  hatte  dabei  im  Auge,  vom  bunten  und  ungeordneten  Durch- 
einander der  Justizgesetzgebung  alles  dasjenige  zu  trennen,  was 
ausser  Gebrauch  gekommen  und  abgeschafft  worden  ist,  um  das 
Verständnis  und  die  Anwendung  des  Uebriggebliebenen  zu  er- 
leichtern. Es  bietet  ebenso  eine  historische  Einführung  wie  eine 
interessante  vergleichende  Arbeit  und  eine  Kritik  der  Meinungen 
der  Hauptinterpreten  des  catal.  R.  un(^  der  durch  die  letzten  ge- 
setzgeberischen Reformen  eingeführten  Modifikationen. 

Oloriz. 
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III.  Zivilprozess. 

Bahr,  0.  Der  deutsche  Zivilprozess  in  praktischer  Be- 
thätigung.  Jahrbücher  für  Dogmatik.  Bd.  23.  S.  339- 
bis  434. 
Da  die  Zivilprozessordnung  keine  eingehenden  Vorschriften  über 
den  vorbereitenden  Schriftenwechsel  und  dessen  Verwendung  durch 
das  Gericht  gibt,  so  hat  der  Verf.  Erhebungen  über  die  Behand- 
lung, die  dem  vorbereitenden  Verfahren  in  den  verschiedenen 
Teilen  Deutschlands  zu  teil  wird,  angestellt.  Das  Ergebnis  dieser 
Erhebungen  ist,  dass  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  der  Behand- 
lungsweise  obwaltet  und  dass  somit  in  dieser  Richtung  durch 
die  Zivilprozessordnung  ein  einheitliches  R.  für  Deutschland  nicht 
geschaffen  worden  ist.  Die  vorbereitenden  Schriftsätze  sind  zum 
Teil  der  Art,  dass  sie  eine  genügende  Vorbereitung  für  die  münd-^ 
liehe  Verhandlung  ermöglichen,  zum  Teil  ist  dies  nicht  der  Fall. 
In  einigen  Teilen  Deutschlands  wird  vor  dem  mündlichen  Termin 
ein  Berichterstatter  ernannt,  in  anderen  nicht;  bei  einigen  Ge- 
richten verfasst  der  Berichterstatter  ein  vorbereitendes  Gutachten,, 
das  er  dem  Vorsitzenden  übergibt,  bei  andern  nicht.  Es  kommt 
auch  vor,  dass  die  Akten  bei  allen  Mitgliedern  des  Gerichts  vor 
der  mündlichen  Verhandlung  zirkulieren. 

Der  Verf.  ist  der  Ansicht,  dass  eine  eingehende  und  sorg- 
fältige Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung  mit  schrift- 
lichem  Bericht  eines  Referenten  sowohl  für  eine  gute  Rechtsprechung^ 
als  für  eine  genügende  Ausbildung  der  Richter  erforderlich  ist. 
Er  sieht  deshalb  erhebliche  Mängel  der  Zivilprozessordnung  darin,, 
dass  sie  —  übertriebene  Forderungen  aus  dem  Mündlichkeits- 
prinzip ziehend  —  keine  genügende  Vorkehrung  getroffen  hat^ 
dass  zureichende  Schriften  von  den  Anwälten  erstattet  und  dass 
die  erstatteten  Schriften  in  genügender  Weise  vom  Gericht  be- 
nützt werden.  Ein  weiterer,  ebenfalls  mit  der  Uebertreibung 
des  Mündlichkeitsprinzips  zusammenhängender  Mangel  der  Prozess- 
ordnung liegt  nach  der  Ansicht  des  Verf  darin,  dass  der  Streit- 
stoff nicht  durch  die  Parteien,  sondern  im  Thatbestand  des  Ur- 
teils durch  den  Richter  festgestellt  wird.  Rümelin. 

Canstein,  V.    Das  österr.  Zi vil-Prozess-R.    II.  Hälfte.    Berlin, 
Hagmann.     1884.     XVII.  u.  S.  265—708. 
Der  ersten  in  Bd.  IV.  S.  150  besprochenen  Hälfte  dieses  Korn- 
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pendiums  folgt  jetzt  der  zweite,  das  formelle  Prozess-R.  und  das 
Vorwort  enthaltende  Teil.  Verf.  bezeichnet  hier  selbst  als  seine 
Aufgabe,  im  möglichsten  Anschluss  an  die  Abschnitte  und  den 
Text  des  Gesetzes  und  in  einem  wesentlich  dem  Gang  des  Pro- 
zesses angepassten  System  eine  thunlichst  vollständige  wissen- 
schaftliche Darstellung  des  österr.  Zivilprozess-R.,  daneben  aber 
in  den  Noten  eine  erschöpfende,  gedrängte  Zusammenstellung 
der  in  den  letzten  dreissig  Jahren  veröffentlichten  Entscheidungen 
des  österr.  obersten  Gerichtshofs,  unter  gleichzeitiger  Würdigung 
ihrer  Richtigkeit,  „also  gleichsam  die  Quintessenz  der  Theorie 
und  Praxis  des  österr.  Zivilprozess-R.  zugeben".  Dieser  Aufgabe 
entspricht  auch  die  vorliegende  zweite  Hälfte  des  Werks  durch- 
aus. Während  der  erste  Teil  unter  der  Rubrik  „materielles 
Prozess-R."  sich  im  wesentlichen  auf  die  Lehre  von  den  Subjekten 
des  Zivilprozesses  und  von  dem  Prozessrechtsverhältnis,  ein- 
schliesslich des  Beweis-R.,  beschränkt  hatte,  wird  nun  im  zweiten 
Teil  der  ganze  übrige  Prozessstoff  mit  der  Darstellung  des  Prozess- 
gangs selbst  in  ungezwungener  Weise  verbunden.  Auf  eine  Ein- 
leitung, welche  sich  mit  den  historischen  und  rationellen  Grund- 
lagen des  österr.  Zivilprozess-R.  beschäftigt,  folgt  im  ersten  Kapitel 
das  „ Erkenntnisstadium, "  im  zweiten  das  Exekutionsstadium. 
Das  erstere  gliedert  sich  wieder  in  den  ordentlichen  schriftlichen 
und  in  den  ordentlichen  mündlichen  Prozess  und  in  die  besonderen 
Prozessarten,  deren  der  Verf.  im  Gegensatz  zu  seinem  Lehrbuch 
noch  sieben  aufführt,  in  dem  jetzt  u.  a.  das  Exekutions-,  Mandats- 
und Mahnverfahren  zusammengefasst  und  das  Syndikatsverfahren 
unter  das  Mandatsverfahren  subsumiert  wird.  Mit  ganz  be- 
sonderer Sorgfalt  ist  das  Verfahren  im  Exekutionsstadium  dar- 
gestellt. Es  wird  hier  dem  Leser  eine  reiche  Fülle  von  Detail- 
fragen, namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Immobiliarzwangsvoll- 
streckung geboten,  deren  Erörterung  an  der  Hand  der  Wissenschaft 
und  der  Rechtsprechung,  auch  ausserhalb  Oesterreich,  Interesse 
linden  dürfte.  Gaupp. 

Walter,  H.  Systematisch  geordnete  Zusammenstellung 
aller  das  Gerichtsvollzieheramt  in  Preussen  betref- 
fenden reichs-  und  landesrec^tlichen  Gesetzesvor- 
schriften und  ministeriellen  Ausführungsbestim- 
mungen. Mit  Erläuterungen.  Berlin,  Siemenroth.  1883. 
XXIV.  XX.  424  S.  8. 
Der  Inhalt  erfüllt  die  Angabe  im  Titel.    Der  Gerichtsvollzieher 

findet  in  dem  Buch  das  Gesetzeswort  für  seinen  gesamten  Thätig- 
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keitskreis  nebst  den  dafür  ergangenen  Verordnungen  und  Ge- 
schäftsanweisungen. Die  Erläuterungen  gründen  sich  auf  Er- 
fahrungen der  Praxis  in  Rechtssachen.  Besonders  beachtsam 
erscheint  (S.  133)  die  Anweisung  für  die  Aufnahme  der  Wechsel- 
proteste, bei  denen  erfahrungsmässig  häufig  Versehen  vorkommen. 
Ein  ausgiebiges  Sachregister  macht  den  Abschluss. 

Keyssner. 

LawsoD,  J.  D.  The  Law  ofExpert  and  Opinion  Evidence 
reduced  toRules,  with  lUustrations  from  adjudged  cases. 
St.  Louis,  Thomas  &  Comp.  1883.  595  S. 
Die  engl,  und  amerik.  Schriftsteller  fangen  seit  einiger 
Zeit  an,  ihrem  Wunsche  nach  einer  Kodifikation  dadurch  Aus- 
druck zu  geben,  dass  sie  wissenschaftliche  Werke  über  einzelne 
Teile  des  R.  in  der  Form  von  Gesetzbüchern  abfassen.  Bekannt 
sind  in  dieser  Beziehung  die  Arbeiten  von  Stephen,  Pollock  und 
Odger  (C.Bl.  IL  86)  in  England  und  Lawson  in  Amerika.  Es 
soll  dadurch  einer  späteren ,  vollständigen  Kodifikation  vorgear- 
beitet werden.  Unter  den  amerikanischen  Schriftstellern,  welche 
in  diesem  Sinne  wirken ,  nimmt  unzweifelhaft  L.  eine  hervor- 
ragende Stellung  ein  und  sein  Buch  über  den  Experten-  und 
Zeugenbeweis  darf  als  eine  sehr  bedeutende  Leistung  bezeichnet 
werden.  Seine  Art  den  Stoff  zu  behandeln  weicht  natürlich  von 
der  gewöhnlichen  sehr  erheblich  ab.  Er  betrachtet  es  nicht  als 
seine  Aufgabe,  den  angesammelten  Rechtsstoff,  namentlich  die 
Entscheidungen  in  möglichster  Vollständigkeit  mitzuteilen  und 
es  alsdann  dem  Leser  zu  überlassen,  sich  aus  dem  Pro  und  Contra 
eine  eigene  Meinung  zu  bilden;  vielmehr  sucht  er  die  leitenden 
Grundsätze  selber  auf  und  stellt  dieselben  in  75  Haupt-  und  41 
Nebenregeln  zusammen.  In  der  Regel  werden  zahlreiche  Bei- 
spiele, die  sämtlich  gerichtlichen  Entscheidungen  entnommen  sind, 
beigefügt  und  daran  ein  ausführlicher  Kommentar  geknüpft. 
Der  Leser  kann  somit  mit  einem  Blick  den  Zustand  des  Rechtes 
mit  Bezug  auf  eine  bestimmte  Frage  des  Beweisrechtes  übersehen 
und  zugleich  an  der  Hand  des  mitgeteilten  Materiales  beurteilen, 
ob  Lawson  überall  die  richtigen  Schlüsse  gezogen  hat.  Das 
Werk  zerfällt  in  drei  Teile,  von  denen  der  erste  von  dem  Be- 
weise durch  Sachverständige  und  der  zweite  von  demjenigen  der 
Identität  und  der  Handschrift  handelt,  während  der  dritte  den 
Beweis  durch  gewöhnliche  Zeugen  zum  Gegenstande  hat.  Bei 
dem  Beweise  durch  Sachverständige  werden  S.  5  —  192  die  ein- 
zelnen Arten   derselben  besprochen,    Künstler   und   Männer   der 
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Wissenschaft,  Landwirte,  Experte  in  Versicherungssachen ,  Ju- 
risten, Arbeiter  und  Handwerker,  Aerzte,  Personen  verschiedener 
anderer  Berufsarten,  und  wissenschaftliche  Werke.  Die  letzteren 
werden  nicht  zum  Beweis  der  darin  enthaltenen  Ansichten  zugelas- 
sen. Von  besonderem  Interesse  ist  der  Abschnitt  über  die  Aerzte, 
weil  darin  das  Gebiet  genau  umschrieben  wird,  innerhalb  welchem 
sich  dieselben  zu  bewegen  haben,  wenn  ihren  Aussagen  Beweiskraft 
beigelegt  werden  soll;  namentlich  wird  ein  Arzt  nicht  zu  einer 
Meinungsäusserung  zugelassen  über  einen  Gegenstand,  welcher 
nicht  in  sein  Fach  einschlägt,  z.  B.  über  Rechtsfragen ;  die  Frage 
ob  ein  Unfall  im  Sinne  einer  Police  vorliege,  würde  daher  weder 
in  Amerika  noch  anderswo  als  eine  medizinische  angesehen  werden 
können.  In  dem  zweiten  Abschnitte  des  ersten  Teiles  S.  195  bis 
270  werden  sodann  die  allgemeinen  Grundsätze  erörtert,  welche 
den  Expertenbeweis  beherrschen ;  unter  welchen  Voraussetzungen 
derselbe  zulässig  sei,  wer  als  Sachverständiger  zu  betrachten  sei 
und  welche  Thatsachen  durch  dieses  Beweismittel  bewiesen  und 
ausser  Zweifel  gestellt  werden  können. 

Im  zweiten  Teil  wird  namentlich  der  Beweis,  dass  ein  Schrift- 
stück von  einer  bestimmten  Person  herrühre  und  in  seiner  Hand- 
schrift geschrieben  sei,  sehr  ausführlich  behandelt  (S.  2 77 — 428)  und 
sehr  ins  einzelne  gehende  Regeln  aufgestellt,  sowohl  für  den  Be- 
weis durch  Zeugen  als  für  die  Handschriftenvergleichung.  Das 
gemeine  R.  (common  Law)  lässt  dieselbe  nur  ausnahmsweise  zu 
und  in  England  ist  sie  erst  seit  1854  gestattet.  Auch  in  Amerika 
beruht  ihre  Zulassung  auf  der  Gesetzgebung,  aber  nicht  auf 
dem  common  Law.  L.  erörtert  nun  die  Gründe,  welche  in 
beiden  Ländern  für  und  wider  die  Handschriftenvergleichung 
angeführt  worden  sind  und  noch  werden,  sehr  gründlich  und  er- 
schöpfend und  gibt  zugleich  eine  vollständige  Uebersicht  der 
amerik.  Staatengesetzgebung  über  diesen  Gegenstand.  Der  letzte 
Teil  hat  den  gewöhnlichen  Zeugenbeweis  zum  Gegenstand. 

Das  Buch  ist  in  Amerika  als  das  Hauptwerk  über  diesen 
Teil  des  Beweis-R.  anerkannt.  Die  Beherrschung  des  Stoffes  ist 
eine  vollständige,  über  2000  Fälle  dienen  der  Darstellung  als 
Unterlage;  die  Argumentation  ist  scl^rf  und  überzeugend  und 
in  den  meisten  Fällen  wird  man  dem  Verfasser  zustimmen  können. 

König. 
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lY.  Strafrechtswissenschaft. 

Meyer,  F.  und  Finkelnbur^.    Das  Gesetz  betr.  den  Verkehr 
mit  Nahrungsmitteln,  Genussmitteln  undGebrauchs- 
gegenständen.     2.  Aufl.    Berlin,  Springer.    VI.  u.  227  S. 
kart.  4  M. 
Die  2.  Auflage  dieses  verbreiteten  Kommentars,   dessen   erste 
kurz  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1879  erschien 
und  daher  nur  Vorarbeiten  benutzen  konnte,  ist  durch  Verwer- 
tung  der   gerichtlichen  Entscheidungen  etc.   erheblich  erweitert. 
S.  10 — 115  wird  eine  juristisch   klare  Erläuterung  des  Gesetzes 
unter  Einfügung   der   neueren  Verordnungen  (z.  B.  vom  24. /IL 
1882),    S.    116    ff.     der    Wiederabdruck     der    Materialien    zur 
technischen  Begründung  als  wichtigsten  Auslegungsmittels,   ge- 
boten. V.  Kirchenheim. 

Chuclml,  P.     Die   im   Regierungsbezirk  Kassel   gültigen 
Polizeiverordnungen,   Ministerialerlasse  etc.,  Lan- 
des- und  Reichsgesetze  mit  strafrechtlicher  Bedeu- 
tung.    Kassel,  Gebr.  Gotthelft.     180  S.     3  M. 
Eine  handliche  Sammlung  aller  der  Vorschriften,  welche  neben 
dem  Strafgesetzbuch,   der   Gewerbeordnung  etc.   im  Regierungs- 
bezirk Kassel  strafrechtliche  Bedeutung   haben   und   bisher   nur 
einzeln  verstreut  in   den  hess.,    preuss.  bezw.   deutschen  Gesetz- 
blättern etc.  aufzufinden  waren.  v.  Kirchenheim. 

Jaques,  H.    Die  Reform  des  österr.  Gefälls-Strafgesetzes. 
Wien.     1885. 

Nach  einer  Kritik  der  Bestimmungen  des  Gefällsstrafgesetz- 
buchs schlägt  der  Verf.  vor,  dieses  durch  Vorschriften  in  Bezug 
auf  einzelne  Zweige  der  indirekten  Besteuerung  zu  ersetzen  und 
erblickt  die  Sicherstellung  jener  entweder  in  einem  Verwaltungs- 
verfahren, solange  beide  Teile  sich  einigen,  oder  in  einem  ge- 
richtlichen bei  fehlender  Einigung.  A.  Bulmerincq. 


Kleine  strafrechtliche  Schriften  —  Seidler.  Hl 


V.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

^eidler,    G.       Budget     und     Budgetrecht     im    Staats- 
haushalte der  konstitutionellen  Monarchie  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  das  österr.  und  deutsche 
Verfassungs-R.     Wien,  Holder.     1885.     8.  244  S.     5  M. 
Der  Verf.  der  vorliegenden  Sehrift  hat  gewissermassen  Inhalt 
und  Methoden  der  früher  in  der  deutschen  Litteratur  erschieoenen 
Schriften  von  Fricker,  Gneist,  Laband,  v.  Bar  und  Schalze  über 
diesen  Gegenstand  in  der  seinigen  zusammengefasst  und  ausser- 
dem Oesterreich  berücksichtigt.    Die  juristische  und  finanzwissen- 
schaftliche Untersuchung   hat    er  beide   miteinander  verbunden. 
Von  den  historischen  Ausführungen  ist  die  eine  der  Anwendung 
des  Etatwesens  in  Frankreich,  Deutschland  und  Oesterreich  und 
der  Entwickelung  der  französischen  Budgetwirtschaft  seit  1815, 
die   andere  der  Entwickelung  des  Budgets   dieser   Staaten   und 
Englands   gewidmet.     Zwischen    diesen   beiden   historischen   Ent- 
wickelungen  werden  die  finanztechnischen  Seiten  und  die  admini- 
strative Vorbereitung  und  parlamentarische  Behandlung  des  Bud- 
gets erörtert.     Den  Abschluss   bildet   das  Ziel:    die    dogmatische 
Darstellung  des  Budgets-R. 

Im  Anschluss  an  oder  nach  Widerlegung  früherer  Ansichten 
entwickelt  der  Verf.  zunächst  folgende  Hauptsätze: 

1.  Der  Staats  Voranschlag  ist  in  gleichem  Masse  Verwaltungs- 
norm und  Grundlage  für  die  Kontrolle  der  Verwaltung  und  in 
formaler  Beziehung  Grundlage  für  die  Gliederung  und  Einteilung 
^er  Staatsrechnung. 

2.  Die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Elementar-Etats  sich 
zum  Staatshaushaltetat  zusammenfügen ,  hängt  zusammen  mit 
■der  entweder  centralisierend  oder  decentralisierend  organisierten 
Verwaltung. 

3.  Der  Elementaretat,  d.  h.  der  Teilvoranschlag  einer  an- 
weisenden Territorialbehörde  für  einen  einzelnen  Verwaltungs- 
zweig bildet  die  Grenze  zulässiger  Spezialisierung  der  Voten. 

In  der  historischen  Entwickelung  weist  der  Verf.  u.  a.  die 
Rezeption  des  franz.-belg.  Budgets-R.  in  den  deutschen  Staaten 
aus  den  Verfassungen  der  Hauptstaaten  derselben  nach.  In  der 
•dogmatischen  Darstellung  geht  aber  der  Verf.  vom  Begriff  des 
konstitutionellen  Gesetzes  als  der  für  die  Beurteilung  der  recht- 
lichen Natur  des  Budgets  präjudiziellen  Frage  aus  und  erkennt 
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dabei  als  massgebend  den  einheitlichen  Gesetzesbegriff  des  prak- 
tischen Staatslebens,  und  als  praktisch  irrelevant  den  theoretischen 
Unterschied  zwischen  formellen  und  materiellen  Gesetzen.  Zur 
Erlangung  von  Klarheit  über  die  rechtliche  Natur  des  einzelnen 
Budgetgesetzes  sucht  der  Verf.  vorerst  die  rechtliche  Bedeutung 
der  angeführten  Verfassungsvorschrift  zu  erkennen,  um  dann  vom 
allgemeinen  aufs  besondere  den  Schluss  zu  ziehen.  Das  Etats- 
gesetz selbst  bezeichnet  er  aber  als  die  rechtliche  Voraussetzung, 
nicht  als  die  Vollmacht  zur  Verwaltung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben,  das  Einzelvotum  eines  rechtlich  normierten  Verwen- 
dungszweckes aber  als  einen  mit  Gesetzeskraft  ausgestatteten 
Verwaltungsbefehl.  Abweichungen  vom  Etat  werden  vom  Verf. 
als  unzulässig  bezeichnet  hinsichtlich  des  Verwendungszweckes, 
ausser  wenn  derselbe  nur  bedingt  normiert  oder  in  das  Ermessen 
der  Regierung  gestellt  ist,  und  hinsichtlich  der  absolut  bestimmten 
Beträge,  während  er  bei  bedingt  angeordneten  nur  ein  bedingtes 
Verbot  ihrer  Ueberschreitung  statuiert.  Ebenso  bindet  er  die 
Regierung  an  die  im  Etat  normierten  Einnahmequellen.  Endlich 
hält  der  Verf.  die  gesetzgebenden  Organe  zur  Erlassung  des, 
periodischen  Etatsgesetzes  für  verpflichtet  und  negiert  die  Be- 
rechtigung der  Volksvertretung  zur  Budgetverweigerung. 

A.  Bulmerincq. 

Jaqnes,  H.  Die  Wahlprüfung  in  den  modernen  Staaten 
und  ein  Wahlprüfungsgerichtshof  für  Oester- 
reich.  Wien,  Manz.  1885.  120  S. 
Der  Verf.  will  den  Beweis  erbringen,  dass  es  sich  auch  bei 
der  Wahlprüfung  um  eine  richterliche  Thätigkeit  handelt 
und  befürwortet  deshalb  für  sie  eine  gerichtliche  Organisation. 
Er  führt  die  heute  geltenden  Normen  über  das  Wahlprüfungs- 
verfahren in  den  Verfassungsstaaten  Europas  und  in  den  nord- 
amerikanischen Staaten  vor,  nachdem  er  zuvor  die  historische 
Entwickelung  der  Wahlprüfung  in  den  verschiedenen  Staaten 
dargelegt.  Er  würdigt  insbesondere  die  bezügliche  österr.  Ge- 
setzgebung und  den  Kompetenzkonflikt  zwischen  Reichsgericht 
und  Parlament  und  geht  dann  zu  dem  Reformantrage  Coroninis. 
und  zum  bezüglichen  Gesetzesentwurf  über.  Im  Schlusswort  führt 
dann  der  Verf.  den  Nachweis,  dass  die  von  ihm  befürwortete 
Einsetzung  eines  Gerichtshofes  für  die  Wahlprüfung  dem  Interesse 
aller  Parteien,  dem  der  Gesamtheit  entspreche  und  dass  derselbe 
zugleich  über  die  Verfassungsmässigkeit  der  Gesetze  erkennen 
könnte.  —  Im  Anhange  sind  abgedruckt  der  Gesetzentwurf  über 
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den  Wahlprütungsgerichtsbof  und  ein  vor  22  Jahren  abgegebenes 
Gutachten  des  Verf.  über  die  Prüfung  der  Verfassungsmässig- 
keit der  Gesetze  durch  die  Gerichte,  welches  die  Grundlagen  zur 
vorliegenden  Schrift  darbietet.  A.  Bulmerincq. 

Seebohm,  Fr.  The  English  Village  Community.  An  Essay 
in  Economic  History.  London,  Longmans,  Green  &  Co. 
1883.     464  S. 

Die  Untersuchungen  Sir  Henry  Sumner  Maines  lenkten  die 
Forscher  auf  die  Uranfänge  der  Gesellschaft.  Er  glaubte  in  In- 
stitutionen, welche  noch  jetzt  in  Indien  und  dem  Penjab  in 
Uebung  sind,  den  Urtyp  von  Institutionen  entdeckt  zu  haben, 
deren  Spuren  auch  bei  den  Völkern  Europas  sich  finden ;  gemein- 
schaftlicher Landbesitz,  Fehlen  von  Privateigentum  und  voll- 
kommene Freiheit  und  Gleichheit  der  Angehörigen  der  Gemein- 
schaft. Dem  gegenüber  geht  S.  von  ganz  anderen  Auffassungen 
aus.  Er  behandelt  die  Frage  als  eine  offene  und  stellt  sich  die 
Aufgabe  zu  untersuchen,  ob  die  engl.  Geschichte  mit  der  Freiheit 
oder  mit  der  Unfreiheit  der  grossen  Masse  des  Volkes  begonnen 
habe.  Seine  Beweisführung  ist  ausserordentlich  umsichtig  und 
vielfach  bestehend,  wenngleich  nicht  immer  überzeugend.  Zeugen 
aller  Art  und  aus  allen  Zeiten  zitiert  er  vor  sein  Forum,  hört  sie 
ab  und  protokolliert  ihre  Aussagen,  um  sodann  den  Schluss  zu 
ziehen,  dass  der  Ursprung  der  engl.  Gemeinde  keineswegs  in  einer 
freien  Dorfgenossenschaft,  noch  in  der  Markverfassung,  noch  in  den 
ursprünglichen  sächs.  Institutionen  zu  suchen  sei,  sondern  in  den 
grossen  Grundherrschaften,  dem  Manorial  System,  mit  einem 
Grundherrn  an  der  Spitze  und  leibeigenen  Bauern.  Er  geht 
daher  von  der  Unfreiheit  und  nicht  von  der  Freiheit  aus  und 
bestreitet  auch  die  Ansicht  von  Stubbs,  dass  unter  „hams"  und 
,tuns"  freie  Versammlungen  von  Familiengenossen  und  nicht 
vielmehr  Grundherrschaften  mit  leibeigenen  Unterthanen  zu  ver- 
stehen seien.  Um  zu  diesem  Resultate  zu  gelangen,  vertieft  sich 
der  Verf.  in  die  eingehendsten  Detailstudien  über  den  Landbesitz 
der  Römer,  der  Germanen  und  der  Engländer.  Von  besonderem 
Interesse  sind  die  Kapitel  über  das  „  Jribal  System"  VI  und  VII, 
namentlich  über  dasjenige  von  Wales,  und  die  Schilderung  des 
Ueberganges  der  Gemeindewirtschaft  aus  einer  ungebundenen  in 
eine  gebundene  Form,  sowie  der  Schilderung  der  Feudalisierung 
des  Landbesitzes.  Trotz  des  grossen  Aufwandes  achtungswerter 
Gelehrsamkeit  ist  es  S.  doch  nicht  gelungen,  die  Unrichtigkeit 
der  bisherigen  Auffassungen    von  Treeman,    Stubbs   und   Green 
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überzeugend  nachzuweisen  und  entgegen  bestimmten  Quellen- 
zeugnissen darzuthun,  dass  die  ursprünglichen  Britten  von  den 
angel-sächs.  Eroberern  nur  unterjocht  und  zu  Sklaven  gemacht, 
nicht  aber  ausgerottet  worden  seien.  Das  einzige  wirklich  neue 
Material,  welches  S.  beigebracht  hat,  ist  dem  Winslow  ins.  in 
Cambridge  entnommen,  im  übrigen  aber  macht  das  Buch,  so 
lehrreich  und  interessant  auch  einzelne  Detailstudien  sind,  doch 
den  Eindruck,  es  sei  das  Resultat  von  Studien ,  die  noch  nicht 
zum  Abschluss  gekommen  sind.  König. 


Fosada  y  Biesca,  A.     Principien   des  Staats- K.     Madrid. 

1884. 
Eine  Art  Einführung  in  die  Philosophie  des  Staats-R.  Verf., 
ein  noch  sehr  junger,  äusserst  begabter  Schriftsteller,  setzt  den 
Gegenstand  dieser  Wissenschaft  auseinander,  die  Arten,  wie  der 
Organismus  des  Staates  erkannt  werden  kann  oder  erkannt  wird, 
die  Kunst  der  Politik  und  einige  Beziehungen  dieser  Wissen- 
schaft mit  den  übrigen  Wissenschaften.  Nach  seinem  Plane  be- 
schäftigt er  sich  nicht  mit  den  Erkenntnisquellen,  welche  er  in 
einer  früher  verfassten  Arbeit  behandelt  hat.  Er  beabsichtigt 
später,  diese  Einführung  zu  vervollständigen,  indem  er  die  wich- 
tigsten Fragen  rücksichtlich  der  Methode  auseinandersetzen  will. 

Oloriz. 


Biesca  —  Zeitschriftenüberschau.  115 


C.   Zeitschriftenüberschau. 


Beiträgre  z.  Erläuterung  d.  deutschen  R.  XXIX.  4.  u.  5.  Brün- 
neck,  Beiträge  z.  Geschichte  u.  Dogmatik  der  Pfandbriefsysteme 
nach  preuss.  R.  Skonietzki,  d.  Umbildung  des  handelsreclitl. 
Indossaments  zu  einer  allgem.  Vollzugsform  für  die  Uebertragung 
verbriefter  Forderungs-R.  Fuchs,  üb.  den  Umfang  d.  Erwei- 
terung d.  Prozess-  u.  Dispositionsfähigkeit  der  Minderjährigen  in- 
folge d.  Vorschrift  des  §.  51  AI.  1  d.  Z.Pr.O.  Auerbach,  ist 
ein  den  Kläger  abweisendes  u.  zur  Tragung  d.  Rechtsstreitkosten 
verurteilendes  Erkenntnis  auf  Antrag  des  Beklagten  bezüglich 
des  Kostenpunktes  für  vorläufig  vollstreckbar  zu  erklären,  wenn 
die  dem  Beklagten  zu  erstattenden  Kosten  den  Betrag  von  300  M. 
nicht  übersteigen?  Fuchs,  Prozessgründung  u.  Klagegrund. 
Peters,  d.  Anbringung  des  Antrages  auf  vorläufige  Einstellung 
oder  Aufhebung  der  Zwangsvollstreckung  in  den  Fällen  der 
§§.  686—690  d.  Z.Pr.O. 

Zeitsehr.  f.  Zivilprozess.  IX.  2.  Weis  mann,  einheitl.  R.  u.  ein- 
heitl.  Rechtsprechung  (akadem.  Rede).  Rintelen,  zwei  Streit- 
fragen betr.  d.  Zwangsvollstreckung  aus  Urteilen  ausländ.  Ge- 
richte. Winkel  mann,  Prozessfähigkeit  Minderjähriger.  Roeden- 
beck,  Reisekosten  e.  auswärtigen  Rechtsanwaltes.  Warmuth, 
Zwangsvollstreckung  gegen  d.  Benefizialerben.  Fuld,  Kosten- 
kautionspflicht  d.  österr.  Unterthanen  im  Deutschen  Reiche. 

Zeitschr,  f.  Handels-R.  XXXI.  Lab  and,  Beiträge  z.  Dogmatik 
d.  Handelsgesellschaften.  Lud  ewig,  Regalität  d.  Telegraphie. 
Löwenfeld,  Amtsdauer  d.  Aufsichtsrates  n.  d.  Aktiennovelle. 
Kays  er,  Vorentwurf  eines  Gesetzes  üb.  d.  Handelsgesellschaften 
f.  Luxemburg  (vgl.  C.Bl.  IV.  212).  Kagy,  ungar.  Handelsgesetz- 
gebung.    Ehrenberg,  H.  Thöl.     Hecht,  A.  Renaud. 

Deutsche  Schriftstellerztg.     I.  16.    Kohler,  R.  u.  Kunst. 

Jurist.  Blätter.  XIV.  37  u.  38.  Pfaff,  z.  österr.  Schäden-R. 
39.  Zur  Patentreform.  40.  Engl.  Z.Pr.  V.  41  u.  42.  Begriff  d. 
Versorgung.     Prozess  Graef. 

frerichtszt^.  XXXVI.  62  u.  63.  Glaser,  Gerichtsstand  d.  That- 
ortes.  65.  J.  v.  W.,  zur  Anwendung  d.  Str.Pr.O.  66—69.  Fried- 
mann, Weiterverfolgung  nach  Ablehnung  klägerischer  Straf- 
verfolgungsanträge. 70.  Friedmann,  Vorerhebungen  bei  Privat- 
klagen. 71—76.  Franz,  Novelle  z.  Grundbuchgesetze.  77.  Ger- 
ne rth,  Kostenersatz  im  Berufungsverfahren  bei  Uebertretungen. 
78.  Tram  bahn  frage. 

Oesterr.  Centralbl.  III.  9.  Rosenblatt,  Garantien  e.  gerechten 
Strafurteils.  Reinbold,  Verabredung  zu  einem  schriftlichen 
Vertrage.  10.  Juristische  Briefe.  Feldner,  strafrechtl.  Beur- 
teilung d.  Fälschung  von  Legitimationspapieren. 

Centralbl.  f.  Yerwaltungspraxis.  I.  «9.  Wesen  u.  Umfang  der 
Sonntagsruhe.  10  n.  11.  Pachner-Eggensdorff,  Erwerb  d. 
österr.  Heimats-R. 

Zeitschr.  f.  schweizer.  R.  XX VL  N.  F.  W.  3.  König,  der  Ver- 
waltungsratsbeschluss  nach  d.  schweizer.  Obl.-R.  Heusler, 
schweizer.  Rechtsgesetzgebung  1884.  Litteraturberichte.  4.  Ver- 
handlungen d.  schweizer.  Juristenvereins  (Referate  u.  Korreferate). 
Litteraturanzeigen.  Revue  (Entscheidungen  a.  d.  Gebiete  des 
Obl.-R.) 


11(5     Centralblatt  für  Rechts  Wissenschaft  (1885).    V.  Band.  3.  Heft. 

Law  Quarterly  Review.  I.  4.  Cohen,  rights  of  stoppage. 
Campbell,  on  land  tenure.  Challis,  executory  limitations. 
Scrutton,  Roman  law  in  Bracton.  Pike,  common  law  and 
conscience  in  the  ancient  court  of  Chancery.  Fisher,  admini- 
stration  of  equity.  Elphinstone,  the  limits  of  rules  of  con- 
struction.  Phillips,  offences  against  marriage  and  the  relations 
of  the  sexes. 

Reyue  judiciaire.  II.  14  u.  1-5.  Reforme  de  la  loi  sur  Torgani- 
sation  judiciaire  federale.  16 — 18.  Des  societes  poursuivant  un 
but  intellectiiel  ou  moral.  19.  Collision,  dans  Tordre  du  temps, 
entre  le  droit  abroge  et  le  droit  nouveau. 

Diritto  commerciale.  III.  4.  Errera,  trasporto  con  piü  vettori. 
Majorana,  Tassicurato  in  caso  di  avvarie  etc.  Pagani,  la 
denominazione  di  „ordine  in  derrate"  fuori  del  contesto  di  srcit- 
tura.  5.  Sabbatini,  societä  cooporative.  Bolaffio,  inüuenza 
della  rejudicata  civile  e  penale  sulle  qualitä  di  commerciante. 
Sacerdoti,  una  lacuna  di  codice  di  commercio. 

Bulletin  de  la  societe  de  l^gislatiou  compare.  XVI.  2.  Sur  les 
idees  religieuses  dans  la  legislation  des  Etats  unis.  Dareste, 
sur  la  representation  proportionnelle  en  Danemark  et  dans  les 
autres  Pays  scandinaves.  8.  Etüde  sur  les  principes  de  droit 
international  prive  dans  la  republique  argentine  ä  propos  d'une 
reforme  des  lois  qui  regissent  la  Constitution  de  la  famille. 
4.  Leydet,  sur  un  article  du  Law  Magazine,  la  Conference 
actuelle  et  la  loi  de  liquidation.  Etüde  sur  les  causes  de  disso- 
lution  du  mariage  d'apres  la  doctrine  de  l'eglise  chretienne 
d'Orient.  5.  Etüde  par  M.  Roguin  sur  les  debats  des  corps  legis- 
latifs  suisses  relatifs  ä  la  representation  proportionnelle  et  a  celle 
des  minorites.  Etüde  de  M.  Laneyrie  sur  la  representation  pro- 
portionelle  en  Portugal. 

Gerichtssaal.  XXXVII.  7.  Bern  er,  d.  belg.  Straf-R.  u.  d.  belg. 
Praxis.  Ullmann,  Einwilligung  im  Straf-R.  M  ittelstädt.^ 
Revisionsbedürftigkeit  d.  deutschen  Schwurgerichtsurteile.  Teich- 
mann, Italien.  Litteratur. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXXIII.  3.  Lukas,  üb.  Strafen  u.  Gefängnisse. 
Im  ml  er,  prakt.  Fälle.  Fuld,  d.  Frage-R.  im  Strafverfahren. 
Mayer,  Reform  d.  ungar.  Strafprozesses. 

Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  1885.  VI.  Freisen,  Entwickelung 
d.  kirchl.  Eheschliessungs-R.  Schmitz,  d.  Theodorsche  Buss- 
buch in  d.  Hamiltonsammlung.     Verordnungen  etc. 

Juristische  Rundschau  f.  d.  kathol.  Deutschland.  L  9  u.  10. 
Schmitz,  Einiges  üb.  das  kirchl.  Straf-  u.  Disziplinarverfahren 
gegen  Kleriker  in  d.  Ver.  Staaten.  Steinle,  ist  d.  Staat  nach 
d.  Natur-R,  u.  der  christl.  Moral  berechtigt,  seine  Unterthanen  zu 
zwingen  sich  zu  versichern?  (Ja!)  K.,  Ueberweisung  eines  Sti- 
pendiums f.  kathol.  Theologie-Studierende  durch  den  bad.  Verw.- 
G.H.  Erlass  v.  14./I.  1885  zum  alternierenden  Genuss  an  sog. 
Altkath.  Heidelberger  Rechtsfall.  Forsch,  Eintragung  des 
Eigentümers  von  Kirchen-  u.  Schulgrundstücken  nach  A.  L.R. 
Baupflicht  bei  Schul-  u.  Küsterhäusern.  Bedeutung  von  Her- 
kommen. Entsch.  d.  R.G.  v.  8./IV.  1884.  Die  Handhabung  d. 
Impfzwanges.  Ueber  d.  Erfüllung  von  Legaten  an  Klosternieder- 
lassungen, die  im  Kulturkampf  aufgehoben  wurden. 

Jahrbuch  f.  Gesetzgebung  etc.  IX.  4.  S.  1257  ff.  Bulmerincq, 
Jahresbericht  üb.  Völkerrechtslitteratur. 

Annalen  d.  Deutschen  Reiches.  1885.  7.  Lippmann,  Vorent- 
scheidung betr.  gerichtl.  Verfolgg.  öffentl.  Beamten.     Grundsteuer- 
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ausgleich  u.  Katasterwesen  in  Elsass-Lothringen.  8  u.  9.  Aende- 
rungen  d.  Zolltarifgesetzes,  der  Maas-  u.  Gewichtsordnung. 
10.  Thudichum,  Ministeranklage  n.  deutschem  R. 


D.  Neue  Erscheinungen. 

Vom  10.  bis  24.  Oktober  1885  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Binding,  K.,  Beiträge  z.  Lehre  v.  d.  Konkurrenz  d.  Strafgesetze. 
Leipzig.     27  S. 

—  Privilegien  d.  Straflosigkeit.     29  S. 

Blum,  H.,  aus  d.  alten  Pitaval.  Französ.  Rechts-  u.  Kulturbilder 
aus  den  Tagen  Ludwigs  XIII,  XIV  u.  XV,  Ausgew.  u.  erläut. 
2.  Bd.     Leipzig,  Winter.     V  u.  335  S.     5  M. 

*Ehrenberg,  Thöl.  (A.  d.  Zeitschr.  f.  Handels-R.)  Stuttgart,  Enke. 
27.  S.     60  Pf. 

Freudenstein,  die  Weifenpartei  etc.,  sowie  d.  Rechtsanspruch  des 
Herzogs  v.  Cumberland  Staats-  u.  völkerrechtlich  beleuchtet. 
Minden,  Bruns.     VII  u.  108  S.     1  M.  50  Pf. 

*Jagemann,  E.  v.,  Bericht  üb.  Entwickelung  u.  Zustand  d.  Gefängnis- 
wesens in  Baden.     (Sep.-Abdr.  a.  d.  Blättern  f.  Gefängniskunde.) 

Kalender,  Verwaltungs-,  f.  Beamte  (Schmitt).  Hannover,  Grote. 
2  M.  50  Pf. 

—  Termin-  (preuss.).     34.  Jahrg.     Berlin,  Decker.     3  M. 
*König,  K.  G.,  über  Kreditobligationen  nach  bernischem  R.     (Gut- 
achten.)    Bern,  Wys.     26  S. 

Korn,  L.,  Anfechtung  v.  Rechtshandlungen  d.  Schuldner  in  u.  ausser 

dem  Konkurse.     2.  verm.  Aufl.    Berlin,  Hempel.     VIII  u.  272  S. 

6  M. 
*Loening,    R.,    Grundriss    z.    Vorlesungen    üb.    deutsches    Straf-R. 

Frankfurt  a/M.,  Rütten  &  Loening.     147  S.     2  M.  50  Pf. 
*Meyer,   G.,    Lehrbuch    d.    deutschen    Staats-R.     2.   Aufl.     Leipzig, 

Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     IX  u.  725  S.     13  M. 
*Seydel,  M.,  bayr.  Staats-R.  2.  Bd.    München.  Litter.-artist.  Anstalt. 

V  u.  581  S.     10  M.  80  Pf. 
*Spesshard,  H.  v.,   der  Versicherungsbetrug   im    R.Str.G.B.,    unter 

Berücksichtigung  d.  wichtigsten  ausländ.  Gesetzgebgn.  dargestellt. 

Marburg,  El  wert.     V  u.  110  S.     1  M.  80  Pf. 
•Strohal,  E.,  Succession  in  den  Besitz  (s.  oben  S.  100). 
Stobbe,   Handbuch    d.  deutschen  Privat-R.    3.  Bd.  2.  Aufl.     Berlin, 

Hertz.     XII  u.  448  S.     8  M. 
Wächter,  0.,  Johann  Jakob  Moser.    Stuttgart,  Cotta.    IX  u.  277  S. 

m.  1  Lichtdr.-Bild.     4  M. 
Wolfstieg,  A.,  Verfassungsgeschichte   v.  Goslar  bis  zur  Abfassung 

d.  Statuten  u.  d.  Berg-R.    Berlin,  Hertz.    IV  u.  96  S.    2  M.  40  Pf. 


Dargun,  soziologische  Studien.     1.  Heft.    Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot.    VII  u.  107  S.     2  M.  60  Pf. 
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Ramm,  E.,  die  Hagelversicherungsfrage  in  Württemberg.  Mit  5  Bei- 
lagen u.  2  Karten.     Tübingen,  Laupp.     VI  u.  142  S.     3  M. 

Riehl,  W.  H.,  die  Naturgeschichte  d.  Volkes  als  Grundlage  einer 
deutschen  Sozial-Politik.  2.  Bd.  A.  u.  d.  T.:  Die  bürgerl.  Gesell- 
schaft.    8.  Aufl.     Stuttgart,  Cotta.     XIV  u.  394  S.     5  M. 

Schaf fle,  A.,  gesammelte  Aufsätze.  (In  2  Bdn.)  1.  Bd.  Tübingen, 
VII  u.  298  S.     6  M. 


2.  Ausgaben  yoii  Oesetzen. 

*Str.G.B.  V.  Daude  (Universitätsrichter  in  Berlin).  2.  Aufl.  Berlin, 
Müller.     372  S.     2  M. 

Die  zweite  Auflage  ist  um  73  S.  vermehrt,    die   neueren  Entscheidungen 
durchweg  berücksichtigt.    Vgl.  im  übrigen  C.Bl.  II.  S.  436. 

*Reichsgesetz    betr.    Anfechtung  etc.    v.  26./VII.  1879  von  Völdern- 

dorff.     Erlangen,  Palm  &  Enke.     172  S.     3  M.  20  Pf. 
*Pressgesetz  v.  Schwarze.     Ebenda.     206  S.     4  M. 
ünfallversicherungsgesetz  etc.     Berlin,  Kortkampf.     75  Pf. 

—  (Arbeiterausgabe).     Ebenda.     30  Pf. 

—  (Schmitz).     Neuwied,  Heuser.     80  Pf. 

—  (Rohr).     2.  Aufl.     Berlin,  Siemenroth.     3  M. 
*Krankenversicherungsgesetz  (Köhne).     Stuttgart,  Enke.     5  M. 
Börsensteuergesetz.     Leipzig,  Rossberg.     1  M. 

—  (Rottmann).     Bremen,  Rühlke.     1  M. 

—  (Puls).     Frankfurt  a/M.,  Neumann.     50  Pf. 

—  (Pf äff).     Nördlingen,  Beck.     Mit  Anhang.     1  M.  50  Pf. 

—  (Neumann).     Berlin,  Siemenroth.     3  M. 

—  (Trempenau).     Leipzig,  Weigel.     1  M.  20  Pf. 

—  Berlin,  Decker.     1  M. 

—  (Höinghaus).     9.  Aufl.     Berlin,  HempeL     1  M.  20  Pf. 

Wollenzien,  J.,  das  Gerichtskassenwesen  in  Preussen.  Syst.  Zu- 
sammenstellung aller  das  Kassenwesen  bei  den  preuss.  Justiz- 
behörden betr.  gesetzl.  u.  administrativen  Vorschriften.  Mit  Er- 
läuterungen (In  6  Lfg.)  1.  Lfg.  Berlin,  Siemenroth.  80  S. 
1  M.  50  Pf. 

Schneider,  K.,  die  Subhastations-Ordg.  v.  13./VII.  1883.  Hannover, 
Helwing.     III  u.  143  S.     2  M. 

Verordnung  betr.  die  Landgemeinde-Verfassungen  im  Gebiete  der 
Herzogtümer  Schleswig  u.  Holstein  v.  22./IX.  1867.  (Im  Herzogt. 
Lauenburg  m.  geringen  Modifikationen  eingeführt  durch  Gesetz. 
V.  2./XL  1874.)     Schleswig.  Bergas.     16  S.     30  Pf. 

Oesterreich.  *Allgemeine  Gerichtsordg.  nebst  Verordgn.  10.  Aufl. 
V^ien,  Manz.    468  S.     gb.  2  fl. 

Landesgesetze,  Erlässe,  Kundmachungen  u.  Verordnungen  v.  J,  1857 
bis  1884,  welche  f.  die  Markgrafsch.  Mähren  giltig  sind  u.  mit 
welchen  sich  die  Gendarmen  ad  §.  24  der  Dienstinstruktion  ver- 
traut zu  machen  haben.  3.  verm.  Aufl.  Brunn,  VVinkler.  279  S. 
gb.  2  M.  80  Pf. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

*Oppen    &   Sasse,    Nederlandsche   Rechtsliteratur.     IV.    2—5.     Bis 
„romeinsch  Recht".     Schluss  des  IV.  Bandes.     0 — R. 

Elphinstone,  H.  W.,  rules  for  the  Interpretation  of  Deeds.     With 
a  Glossary.     W.  Maxwell.     25  sh. 
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Goodeve,  L.  A.,  Modem  Law  of  Real  Property.  2nd  ed.  W.  Max- 
well.    21  sh. 

Greening,  VV.  B.,  the  People's  Guide  to  the  New  Law  of  Bank- 
ruptcy :  Comprising  the  Bankruptcy  Act,  1883,  with  Preliminary 
Observations  thereon,  with  which  is  incorporated  Arrangements 
with  Creditors,  &c.,  «tc.     16  S,     Tanner  and  Co.     1  p. 

Pulbrook,  A.,  Handy  Book  of  the  Law  and  Practice  of  Joint  Stock 
Companies,  with  Forms  and  Precedents.  2nd  ed.  240  S.  E. 
Wilson.     2  sh.  6  p. 

Mexico,  the  New  Mining  Code:  Including  the  Ordinance  Providing 
for  the  Organisation  of  Commissions  and  Tariff  of  Regulär  Fees 
and  Salaries.  Translated  by  Juan  S.  Hart,  71  S.  El  Paso 
(Tez).     12  sh. 

Morrison,  R.  S.,  the  Mining  Reports.  XVIII  u.  737  S.  Chicago. 
36  sh. 

Mushet,  R.  S.,  the  Law  relating  to  Trade  Marks.  255  S.  Smith 
and  Eider.     5  sh. 

New  York.  Game  Laws  revised  to  July,  1885.  Published  under  the 
Auspices  of  the  Anglers'  Association  of  St.  Lawrence  River. 
Compiled  by  its  Counsel,  Franklin  M.  Danaher.  55  S.  New  York. 
2  sh.  6  p. 

Rathbone,  W.,  Peil,  A.,  and  Montague,  F.  C,  Local  Govern- 
ment and  Taxation.  (The  Imperial  Parliament.)  139  S.  Sonnen- 
schein.    1  sh. 

Ryde,  E.  A.,  Reports  of  Appeals  heard  before  the  Court  of  General 
Assessment  Sessions  from  the  Year  1871  to  1885.  4th  ed. 
Crosby  Lockwood.     16  sh. 

Wharton,  Fr.,  a  Treatise  on  Criminal  Law.  9th  ed.  2  vols.  XII 
u.  1784  S.     Philadelphia.     63  sh. 

Bellini,  L.,  dizionario  di  giurisprudenza  pratica  in  materia  di  stato 

civile.     600  S.     Mantova.     6  1. 
Bufalini,  Fr.,  manuale  legale  degVingegneri  ed  architetti,    ovvero, 

la  Legge  sulle  opere   publiche  illustrata,   ecc.  2.»  ediz.,  con  Ap- 

pendice.     Torino.     15  1. 
Campolongo,  F.,   studio    sul  rinnovamento  della  scienza  criminale 

—  II  metodo   sperimentale  —  Psiche    e   libertä;   con   prefazione 

del  senatore  prof.  Carrara.     75  S.     Genova,     2  1. 
De  Cola  Proto,   Fr.,   dei  reati  contro  l'economia   pubblica:    studii. 

566  S.     Messina.     10  1. 
De  Villa,  G.  M.,  il  carattere  della  famiglia  ed  il  regime  patrimoniale 

dei    coniugi.     Parte    1.»,   vol.  l.o:    Origini  —  Antichitä.     471  S. 

Sassari.     6  1. 
Favalli-Severino,    Fr.,   la   delinquenza  in  rapporto  alla  civiltä: 

costumi   dei   Taitani-,   ed   esame  della  questione  „Se   il  neonato 

riproduce  Tuomo  selvaggio":  studii  sperimentali.  215  S.  Napoli.  61. 
Francillo,   A.,   commento   sulle  servitü  prediali  del  Codice  civile 

italiano.     220  S.     Napoli.     3  1. 
Gabba,   C.  F.,   questioni  di  Diritto  civ^e;    2.»  ediz.,   con  aggiunte. 

VIII  u.  415  S.     Torino.     7  1.  50  ct. 
Grimaldi,  B.,  lavori  preparatorii  del  Codice  di  commercio.  2  vol. 

in  2  parti.     Roma.     12  1. 
Guarracino,  A.,  il  diritto  di  ritenzione  nella  legislazione  italiana. 

231  S.     Napoli.     5  1. 
Paoli,  B.,  esposizione  storica  e  scientifica  dei  lavori  di  preparazione 

del  Codice   penale   italiano,   dal    1866  al  1884.    Libro  2.o,  parte 

speciale.     VIII  u.  173  S.     Firenze.     3  1. 
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Paoli,  nozioni  elementari    di    Diritto  penale.     3.»  ediz.     167  S.    Ge- 

nova.     3  1. 
Pisani   Cernolo,   F.,   del    matrimonio:    studio.     Vol.  l.o      400  S. 

Messina.     6  1. 
Pucci,  allegazioni  e  discorsi  in  materia  penale.    400  S.    Firenze.   51. 
Salvioli,  G.,  l'assicurazione  e  il  cambio  marittimo  nella  storia  del 

Diritto  italiano,     Bologna.     4  1. 
Tosi,  G.,  i  Contratti,  nell'interesse  delle  pubbliche  Amministrazioni 

e  dei  privat!,  ossia  Raccolta,  analisi,  commento  delle  leggi  civili, 

ecc.     400  S.     Milano.     6  1. 
Vidari,  E.,   la  cambiale,   gli   ordini  in  derrate  e  l'assegno  bancario 

(chßque);    esposizione    sistematica  del   nuovo    Diritto   cambiario 

italiano.     IX  u.  641  S.     Milano.     10  1. 
Vital  i,  V.,  del  testaraento  pubblico.     200  S.     Piacenza.     8  1.  50  ct. 


*Estadistica   de   la   administracion   de  justicia   in   lo   criminal  1884. 
244  S.     Madrid.  Ministerium.     1885.     3  fr. 
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A.  Ausländischer  Litteraturbericht  1880  —  85. 


Die  französische  Eechtslitteratur 

in  der  Periode  1880—85. 

Von  Herrn  Prof.  Lyon-Caen  in  Paris. 


Während  der  in  diesem  Berichte  besprochenen  Periode  er- 
schienen in  Frankreich  eine  Menge  von  Werken  über  die  ver- 
schiedenen Zweige  der  Rechtswissenschaft.  Die  Bewegung  in 
der  Eechtslitteratur  war  in  dieser  Periode  so  gross,  dass  es  ganz 
unmöglich  wäre,  auf  wenigen  Seiten  alle  selbst  nur  durch  ihre 
Titel  zu  nennen.  Uebrigens,  um  die  ganze  Wahrheit  zu  sagen, 
ist  diese  Periode  vielleicht  mehr  durch  die  Zahl  als  durch  die 
Eigenschaften  der  neuen  Werke  bemerkenswert. 

I.  Rechtsgeschichte. 
Abgesehen  von  einigen  elementaren  Abhandlungen,  welche 
nur  den  Studenten  für  die  Vorbereitung  zu  den  Prüfungen 
dienen,  ist  hervorzuheben:  Paul  Violett  Precis  de  l'histoire 
du  droit  franijais  (1  vol.  1885).  Dieses  Buch  enthält  nur  die 
Geschichte  des  Privat-R.  und  eine  vortreffliche  Uebersicht  der 
Rechtsquellen.  Ein  zweites  abgesondertes  Buch  von  demselben 
geistreichen  Schriftsteller  wird  der  Rechtsgeschichte  des  franz. 
öffentlichen  R.  gewidmet  sein.  Paul  Violet  hat  auch  die  Heraus- 
gabe der  Etablissements  de  Saint  Louis  unternommen ;  von  1881 
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bis  1883  sind  von  diesem  grossartigen  Werke  schon  drei  Bände 
erschienen,  der  4.  und  letzte  Band  ist  unter  der  Presse. 

Die  Geschichte  des  franz.  Straf-R.  wurde  meisterhaft  bear- 
beitet von  A.  Esmein:  Histoire  de  la  procedure  criminelle  en 
France  (I.  364).  Derselbe  Rechtshistoriker  hat  eine  sehr  interes- 
sante Schrift  (1882)  über  die  Contrats  dans  l'ancien  droit  fran- 
9ais  erscheinen  lassen  (IV.  91). 

Ferner  gehören  noch  in  das  Gebiet  der  Rechtsgeschichte  von 
dem  berühmten  Historiker  Fustel  de  Coulange,  Recherches  sur 
quelques  problemes  d'histoire  (1881)  (das  Werk  enthält  4  Auf- 
sätze: 1.  le  colonat  romain,  2.  du  regime  des  teres  en  Germanie, 
3.  de  la  marche  germanique,  4.  Torganisation  judiciaire  chez 
les  Francs);  und  das  jüngst  erschienene  Werk  von  Beauchet,  de 
rorganisation  judiciaire  sous  la  monarchie  franque.  Dieses  Buch 
scheint  der  erste  Band  einer  grossen  Geschichte  der  franz.  Gerichts- 
organisation zu  sein.  Es  ist  zu  wünschen  ,  dass  der  Verf.  mit 
demselben  Eifer  sein  Werk  fortsetze,  mit  welchem  er  es  ange- 
fangen hat. 

Die  Rechtsgeschichte  der  fremden  Völker  hat  auch  Anlass 
zu  einem  bedeutenden  Werke  von  Glasson  gegeben:  Histoire  du 
droit  et  des  institutions  politiques,  civiles  et  judiciaires  de 
l'Angleterre  comparee  au  droit  et  aux  institutions  de  la  France 
depuis  leur  origine  jusqu'ä  nos  jours  (1883).  Dieses  Werk  in 
6  Bänden  ist  unbestreitbar  eine  der  bemerkenswertesten  Erschei- 
nungen der  fünf  letzten  Jahre  in  der  franz.  Rechtslitteratur. 
Der  6.  Band  enthält  eine  lehrreiche  und  sehr  klare  üebersicht 
des  heutigen  engl.  R.,  abgesehen  von  dem  Handels-R.,  welches 
der  Verf.  leider  ganz  unberührt  gelassen  hat  (IV.  408). 

II.  Römisches  Recht. 
Die  beste  Einleitung  zum  Studium  des  r.  R.  bietet  das  Buch 
von  Accarias,  Precis  de  droit  romain,  2  vol.  (I.  210);  die  3.  Aus- 
gabe ist  1882  erschienen.  Prof.  Labbe  hat  die  12.  Ausgabe  des 
Werkes  von  Ortolan,  Explication  historique  des  Instituts  de 
Justinien  (3  vol.)  besorgt.  Der  Herausgeber  hat  lehrreiche  An- 
hänge jedem  Bande  über  die  wichtigsten.  Theorien  des  r.  R. 
hinzugefügt.  Vielleicht  waren  diese  Dissertationen  des  berühmten 
Juristen  die  besten  Erscheinungen  in  der  franz.  Litteratur  in 
dem  Gebiete  des  r.  R.  während  der  Periode  1880 — 1885.  lieber 
den  ganzen  Inhalt  des  r.  Privat-R.  wurde  nichts  weiter  heraus- 
gegeben, nur  sind  die  folgenden  bedeutenderen  Monographien 
zu  verzeichnen: 
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Mispotdetj  les  institutions  politiques  des  Romains  (1883, 
2  vol.)  (IV.  14). 

DesjardinSfAlb.,  traite  du  vol  dans  les  principales  legislations 
de  TAntiquite  et  specialement  dans  le  droit  romain  (1881,  1vol.). 

Destrais,  de  la  propriete  et  des  Servitutes.  Der  Verf.,  welcher 
vor  dem  Kriege  von  1870  Professor  in  der  franz.  Rechtsfakultät 
von  Strassburg  war,  ist  1875  gestorben.  Sein  Werk  ist  durch 
die  Professoren  der  Rechtsfakultät  in  Nanzig  herausgegeben. 

Michel,  H.,  du  droit  de  cite  romaine  (1  vol.).  Dieser  Band 
ist  der  erste  eines  Werkes,  welches  nach  dem  Entwürfe  des  ge- 
lehrten Verf.  die  civitas  romana  nach  allen  möglichen  Seiten 
behandeln  wird.  Michel  scheint  in  der  Kenntnis  der  röm.  In- 
schriften wie  des  r.  R.  sehr  bewandert  zu  sein. 

Als  kleinere  Monographien  sind  nennenswert: 

Girard,  etudes  historiques  sur  la  formation  du  Systeme  de 
la  garantie  d'eviction  (1884). 

Gerardin,  de  la  solidarite  en  droit  romain  (1885).  Esmein, 
la  manus,  la  paternite  et  le  divorce  (1881).  Esmeiti,  sur  l'hi- 
stoire  de  l'usucapion  (1885).  Glasson,  etude  sur  Gaius  et  le 
jus  respondendi  (1885,  2.  Ausgabe).  Boistelj  le  dies  incertus  et 
de  ses  eifets  dans  les  dispositions  testamentaires  (1885).  Der 
Verf.  will  beweisen,  dass  die  Regel:  dies  incertus  conditionem 
in  testamento  facit  fast  von  allen  Juristen  schlecht  verstanden 
worden  ist. 

Auch  die  neue  Ausgabe  von  einem  schätzbaren  Werke  und 
geistreichen  Beiträgen  von  Prof.  Patd  Gide  ist  hier  zu  erwähnen. 
Nach  dessen  unerwartetem  Tod  (1880),  der  ein  wahres  Unglück 
für  die  Rechtswissenschaft  war,  hat  A.  Esmein  in  einem  Bande 
die  folgenden  Schriften  des  tief  betrauerten  Juristen  heraus- 
gegeben: a)  Etude  sur  la  condition  privee  de  la  femme  dans  le 
droit  ancien  et  moderne  et  en  particulier  sur  le  senatuscon- 
sulte  Vellefen.  b)  Du  caractere  de  la  dot  en  droit  romain. 
c)  De  la  condition  de  Tenfant  naturel  et  de  la  concubine  (1885). 
Diese  neue  Ausgabe  ist  von  Anmerkungen  und  Notizen  be- 
gleitet, welche  den  letzten  Stand  der  Wissenschaft  und  der  Ge- 
setzgebung darstellen.  Eine  interessante  Einleitung  von  Esmein 
über  Paul  Gides  Leben  und  Wirken  geht  voran. 

Endlich  hat  Bodin,  Professor  der  Rechte  in  Rennes,  einen 
sehr  guten  Grundriss  seiner  Vorlesungen  über  r.  R.  heraus- 
gegeben (2  vol.,  1884 — 1885):   Plan  du  cours  de  Droit  romain. 
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III.  Vergleichende  Rechtswissenschaft. 

Das  so  wichtige  Studium  der  fremden  Gesetzgebungen, 
welches  ehemals  nicht  die  starke  Seite  der  Franzosen  war,  er- 
reicht jetzt  in  Frankreich  eine  gewisse  Blüte.  Wir  können  viel- 
leicht ohne  Chauvinismus  sagen,  dass  in  diesem  Gebiete  Frank- 
reich die  grössten  Fortschritte  in  den  letzten  Jahren  gemacht 
und  selbst  den  andern  Völkern  einige  Dienste  geleistet  hat. 

Die  Societe  de  legislation  comparee,  welche  in  Paris  1869 
gebildet  wurde,  hat  ihre  grossen  Arbeiten  fortgesetzt.  Jährlich 
erscheint :  1.  Ein  Jahrbuch  der  Gesetzgebung  des  Auslandes 
(Annuaire  de  legislation  comparee),  welches  die  mit  An- 
merkungen begleitete  Uebersetzung  der  wichtigsten  Gesetze  des 
ganzen  Erdballs  (Frankreich  ausgenommen)  enthält.  2.  Ein 
x\nnuaire  de  legislation  franijaise  (seit  1882).  3.  Eine  Zeitschrift, 
der  sogenannte  Bulletin  de  legislation  comparee,  welche  Auf- 
sätze über  die  interessantesten  Gegenstände  der  Gesetzgebung  des 
Auslandes,  Notizen  über  die  Thätigkeit  der  fremden  Parlamente 
und  Berichte  über  neue  in  allen  Ländern  erschienene  Bücher 
enthält. 

Die  Mitglieder  der  Societe  de  legislation  comparee  besorgen 
auch  die  Herausgabe  einer  grossen  Sammlung  der  Gesetzbücher  des 
Auslandes  (Collection  des  principaux  Codes  etrangers),  welche  die 
Regierung  der  franz.  Republik  mit  der  löblichsten  Freigebigkeit 
auf  ihre  Kosten  in  der  Staatsdruckerei  drucken  lässt.  In  dieser 
Sammlung  sind  schon  erschienen: 

Code  d'instruction  criminelle  autrichien  de  1873.  Code  de 
commerce  allemand  et  loi  allemande  sur  le  change.  Code  de 
procedure  criminelle  allemand.  Loi  d'organisation  judiciaire 
allemande  (2  vol.).  Code  penal  des  Pays  Bas.  Code  penal 
Hongrois.     Les  constitutions  des  Etats  Unis  (3  vol.). 

Als  Monographien  sind  zu  erwähnen:  1.  Glasson,  du  mariage 
civil  et  du  divorce  dans  les  principales  legislations  etrangeres 
(1  vol.).  2.  Lyon-Caen,  tableau  des  lois  commerciales  des  prin- 
cipaux pays  de  l'Europe  et  de  l'Amerique  (1881).  Diese  Schrift 
enthält  eine  Uebersicht  der  jetzigen  Rechtsquellen  des  Handels-R. 
Eine  ebensolche  nützliche  und  vollständige  Uebersicht  der  jetzigen 
Rechtsquellen  für  das  bürgerliche  R.  enthält  das  Werk  von 
Albert  Amiaud,  aperQU  de  l'etat  actuel  des  legislations  civiles  de 
l'Europe  et  de  TAmerique  (1884)  (IV.  53).  3.  Lehret,  etude 
sur  la  propriete  fonciöre  en  Angleterre  (1882). 
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Demselben  Gebiete  gehört  die  grosse  und  schwierige  Unter- 
nehmung von  Ernest  Lehr  an.  Dieser  Rechtsgelehrte  will  Ab- 
handlungen über  das  bürgerliche  R.  jedes  Volkes  von  Europa 
geben.  Schon  hat  er  mit  einem  rühmlichen  Eifer  seinen  Plan 
ausgeführt,  indem  er  in  wenigen  Jahren  drei  Lehrbücher  über 
russisches,  deutsches  und  endlich  englisches  R.  veröffentlichte. 
Das  letzte  Buch:    Elements  de  droit  civil  anglais  erschien   1884. 

IV.  Internationales  Recht. 

Das  Studium  des  internationalen  R.  hat  ebenfalls  unleug- 
bare Fortschritte  seit  1880  gemacht.  Es  wird  am  meisten  durch 
das  Journal  du  droit  international  prive  gefördert ,  welches 
Clunet  seit  1873  mit  mehreren  franz.  und  fremden  Juristen 
herausgibt.  Diese  Zeitschrift  ist  nicht  die  einzige,  welche  dem 
Völker-R.  in  Frankreich  gewidmet  ist.  Seit  1883  hat  Louis 
Renault  die  Direction  derArchives  diplomatiques  (1861  gegründet) 
übernommen,  und  seither  hat  diese  Sammlung  der  Verträge  und 
der  diplomatischen  Dokumente  einen  vorzüglichen  Rang  unter 
den  Werken  derselben  Gattung  erobert  (III.  379). 

Einige  neue  Abhandlungen  über  das  internationale  Privat-R. 
sind  in  den  letzten  Jahren  erschienen.  Mehrere  sind  elementare, 
aber  in  ihrer  Art  wertvolle,  für  die  Studierenden  bestimmte 
Handbücher. 

Die  beste  Darstellung  des  ganzen  Stoffes  enthält  das  Werk 
von  uisser  et  Bivier,  elements  de  Droit  international  (1884,  1  vol.). 
Dieses  kurze  und  doch  vollständige  Lehrbuch  wurde  1879  von 
Asser  publiziert;  1880  erschien  eine  deutsche  üebersetzung  von 
Cohn.  Bivier  hat  nicht  nur  den  Originaltext  ins  Französische 
übersetzt ;  durch  zahlreiche  Anmerkungen,  welche  die  Werke  der 
Schriftsteller,  die  Verträge  und  die  wichtigsten  Entscheidungen 
enthalten ,  hat  er  wirklich  das  Werk  von  Asser  umgewandelt 
und  eine  ganz  neue  Abhandlung  gemacht,  welche  für  die  Stu- 
denten und  für  alle  Juristen  von  dem  grössten  Wert  sein  wird 
(IV.  79). 

Zwei  andere  Uebersetzungen  von  fremden  Werken  sind  zu 
verzeichnen:  1.  de  Martens ,  traite  de^droit  international  (über- 
setzt von  Alfred  Leo)  —  1  vol.  1883.  Der  2,  Band  wird  bald 
folgen.  2.  Lorimer,  elemens  de  droit  international  (aus  dem  Eng- 
lischen von  Nyss  übersetzt)  1  vol.,  1885. 

Als  Monographien  sind  zu  erwähnen:  1.  Etudes  de  droit 
international  prive  maritime  von  Lyon-Caen.  Dieser  Schriftsteller 
hat  sich  bemüht,  zu  beweisen,  dass  in  vielen  Fällen  das  Gesetz 
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der  Flagge,  das  ist  des  Heimatshafens,  der  lex  contractus,  der  lex 
fori  oder  der  lex  rei  sitae  vorgezogen  werden  soll  (II.  342). 
2.  Weiss  et  Louis  Lucas,  le  droit  d'extradition  applique  aux  delits 
politiques  (1885).  Diese  Broschüre  enthält  eine  sehr  gute,  mit 
Anmerkungen  der  Uebersetzer  begleitete  üebersetzung  des 
Werkes,  welches  1884  Dr.  Lammasch  unter  dem  Titel:  Das  R. 
der  Auslieferung  wegen  politischer  Verbrechen,  in  Wien  er- 
scheinen Hess  (IV.  304).  3.  Milhaud,  des  Privileges  et  des 
hypotheques  dans  le  droit  international  prive  (1  vol.,  1884). 
4.  Stelian,  de  la  faillite  dans  le  droit  international  prive  (1  vol., 
1885). 

V.  Bürgerliches  Recht. 

Colmet  de  Santerre  hat  sein  lehrreiches  Werk  über  den 
ganzen  Code  civil  zu  Ende  gebracht.  Von  1880  bis  1883  sind 
3  Bände  über  den  Kauf-,  Miet-  und  die  anderen  Verträge  (Leih- 
vertrag, Darlehen  etc.),  die  Hypotheken  und  die  Verjährung  er- 
schienen. Baudry  Lacantinerie  hat  eine  vollständige,  aber  ele- 
mentare und  theoretische  Abhandlung  über  den  ganzen  Code 
civil  in  3  Bänden  für  die  Studenten  herausgegeben  (Precis  de 
droit  civil)  (III.  94). 

Von  Monographien  über  einzelne  Gegenstände  sind  hervor- 
zuheben: Bressolles,  des  dons  manuels  (1885).  Colin,  des  dons 
manuels  (18S5).     Guillouard,  traite  du  louage  (2  vol.  1884). 

VI.  Handels-,  See-,  Wechsel-  und  Gewerbe-Recht. 

In  dem  Handels-  und  See-R.  begegnen  wir  2  Werken,  welche 
als  Lehrbücher  des  Handels-  und  See-R.  betrachtet  sein  können. 
Vorerst  der  Cours  de  droit  commercial  von  Laurin  (1  vol.)  ist 
ein  klarer,  systematischer  und  elementarer  Kommentar  des  franz. 
Code  de  commerce.  Das  2.  Werk  ist  von  Lyon-Caen  und  Renault. 
In  2  Bänden  enthält  dieses  Werk  (Precis  de  droit  commercial, 
2  vol.)  eine  systematische  Darlegung  der  verschiedenen  Gegen- 
stände des  Handels-,  Wechsel-  und  See-R.  und  eine  grosse  Zahl 
von  Vergleichungen  zwischen  den  franz.  Gesetzen  und  den  Ge- 
setzen des  Auslandes,  am  meisten  Deutschlands,  Italiens  und 
Belgiens,  sowie  der  Entscheidungen  der  Gerichte  (I.  250  und 
IV.  145). 

Mehrere  gute  spezielle  Gegenstände  behandelnde  Werke 
haben  das  Handels-R.  bereichert. 

Auf  Aktiengesellschaften  und  Commanditgesellschaften  auf 
Aktien  haben  Bezug:   1.  Vavasseur,  traite  des  societes  civiles  et 
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commerciales  (2  vol.,  3.  Ausg.)-  Der  Verf.  ist  ganz  mit  seinem 
Stoffe  vertraut  und  sein  Werk  ist  ein  guter  Kommentar  der  Ge- 
setze vom  24./VII.  1867.  2.  Deloison ,  traite  des  societes  com- 
merciales  franyaises  et  etrangeres  (2  vol.,  1882)  enthält  eine 
interessante  üebersicht  der  wichtigsten  Gesetze,  welche  mit 
dem  Französischen  verglichen  sind.  3.  Rousseau,  questions  nou- 
velles  sur  les  societes  commerciales  (1  vol.,  1882).  4.  BenUjac 
bearbeitete  eine  wichtige  Frage,  welche  in  Frankreich  (nicht  in 
Deutschland)  als  integrierender  Teil  des  Wechsel-R.  betrachtet 
ist,  in  seinem  Buche :  Etüde  sur  la  provision  en  matiöre  de  lettre 
de  change  (l  vol.,  1884). 

In  dem  Gebiete  des  See-R.  waren  die  wichtigsten  Werke 
ein  wenig  veraltet.  Arthur  Desjardins  und  de  Valroger  haben 
diesen  Zweig  der  Rechtslitteratur   in  Frankreich  ganz  erneuert. 

Das  Werk  von  Arthur  Desjardins,  traite  de  droit  commer- 
oial  maritime,  soll  in  7  oder  8  Bänden  vollständig  werden.  Von 
1879 — 1885  sind  5  schon  erschienen.  Sie  behandeln  von  den 
Schififen,  von  den  Steuerverträgen ,  von  den  Schiffsgläubigern, 
von  dem  Zusammenstosse  der  Schiffe,  von  der  Bodmerei  etc. 
Der  Plan  des  Verf.  ist  wirklich  grossartig.  Er  gibt  zuerst  den 
Kommentar  der  Bestimmungen  des  franz.  ß.  mit  den  wichtigsten, 
über  jede  Frage  durch  die  Gerichte  ausgesprochenen  Urteilen, 
sodann  eine  klare  und  genaue  üebersicht  der  Gesetzgebungen 
der  verschiedenen  Länder. 

Das  Werk  von  de  Valroger,  commentaire  du  line  II  du  Code 
de  commerce,  soll  5  Bände  umfassen.  4  sind  erschienen.  Der 
letzte  wird  die  Seeversicherungen  behandeln.  Es  ist  ein  reich- 
haltiger Kommentar  der  Bestimmungen  des  Code  de  commerce  mit 
vielen  Anführungen  der  Gesetze  der  andern  Völker. 

Unter  dem  Titel  questions  de  droit  maritime  erschienen 
o  Bände  von  de  Courcy  (1877—1885),  welche  praktische  Fragen 
des  See-R.  mit  der  grössten  Erfahrung  und  mit  Scharfsinn  und 
Tiefe  zusammen  behandeln.  Derselbe  Verf.  hat  verschiedene 
kleine  und  sehr  interessante  Monographien  über  einige  seerecht- 
liche Fragen  in  dem  letzten  Jahre  geschrieben:  1.  De  l'exa- 
geration  des  valeurs  assurees  (1885).  2.  Des  deux  sortes  de 
traites  de  reassurance  (1885), 

Pouillet  hat  die  2.  Ausgabe  seines  Buches:  Traite  de  mar- 
<[ues  de  fabrique  et  de  la  concurrence  deloyale  veröffentlicht 
(1883)  (IV.  61,  291).  Huard  und  M.  Pelletier  haben  (1885) 
auch  die  2.  Ausgabe  eines  sehr  praktischen  und  bequemen  Werkes 
erscheinen  lassen:    Repertoire  de  legislation  et  de  jurisprudence 
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en  matiere  de  brevets  d'inventions.  Endlich  ein  ganz  neues  Werk 
(1885)  von  Allard  behandelt  das  Patent-R.  Der  Verf.  beabsich- 
tigt die  Patentgesetzgebung  Frankreichs  in  allen  ihren  Teilen 
in  mehreren  Bänden  zu  erklären.  Der  1.  Band  betrifft  nur  die 
Patentierbarkeit  der  Erfindungen:  Traite  des  Brevets  d'invention. 
Des  inventions  brevetables. 

Zwei  wichtige  Werke  sind  den  Versicherungen  gewidmet, 
Couteau  hat  in  zwei  1881  erschienenen  Bänden  die  Lebens- 
versicherung vom  praktischen  Standpunkt  behandelt.  Das  Buch 
von  Chauffton  (2  vol.  1884)  gibt  eine  gute  Uebersicht  der  Ge- 
schichte, des  jetzigen  Standes  und  der  Zukunft  der  Versiche- 
rungen von  allen  Gattungen  (Les  assurances,  leur  present,  leur 
passe,  leur  avenir  en  France  et  ä  l'etranger). 

Die  Zeitschriftenlitteratur  in  dem  Gebiete  des  Handels-  und 
See-R.  hat  einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen.  Fast  un- 
zählbar sind  die  neuen  Zeitschriften,  deren  jede  einen  be- 
schränkten Gegenstand  hat.     Wir  finden  : 

A)  Zwei  Zeitschriften  für  die  Gesellschaften  allein :  a)  Jour- 
nal des  societes  von  Ledru  und  Worms  (seit  1880  herausgegeben), 
b)  Revue  des  societes  von  Vavasseur  (herausgegeben   seit  1883). 

B)  Eine  spezielle  Zeitschrift  für  das  Konkurs-R. :  Journal 
des  faillites  et  banqueroutes  von  Genets  und  Defert  (heraus- 
gegeben von  1882—1885). 

C)  Eine  andere  (Journal  des  valeurs  mobilieres)  behandelt 
alle  Fragen,  welche  die  Börsenvaluta  betreffen. 

Diese  Zeitschriften  sind  hauptsächlich  Sammlungen  der  ge- 
richtlichen Entscheidungen. 

D)  Endlich  eine  Zeitschrift  ist  ausschliesslich  dem  See-R. 
gewidmet;  sie  erscheint  in  Marseille  seit  Juli  1885.  Ihr  Heraus- 
geber ist  Autran,  Advokat  in  dieser  Stadt.  -—  Sie  enthält  zusammen 
Abhandlungen,  Rechtsquellen,  Rechtssprüche  und  Litteratur. 

VII.  Zivilprozess. 

Das  klassische  Werk  ist  das  Buch  von  Boitard,  Le^ons  de 
Procedure  civile  (2  vol.),  welches  schon  13  Ausgaben  vor  1885 
hatte.  Der  Verf.  ist  1835  ganz  jung  gestorben  und  dieses  Werk 
ist  nur  die  Sammlung  seiner  Vorlesungen  in  der  Pariser  Rechts- 
fakultät. Bis  1 885  waren  alle  Ausgaben  von  Colmet  Doäge  be- 
sorgt. Die  14.  Ausgabe  (1886)  ist  in  vielen  Punkten  ganz  von 
Glasson  erneuert  worden;  viele  Fragen,  welche  in  den  vorigen 
Ausgaben  ausser  Acht  gelassen  waren,  sind  erörtert. 

Zwei  andere  wertvolle  Werke  sind  von  Garsonnet:  1.  Precis 
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de  procedure  civile  (l  vol.);  2.  traite  de  procedure  civile  (4vol.). 
Das  erste  Werk  ist  einfach  ein  sehr  vollständiges  Repetitorium 
für  die  Studenten.  Das  zweite  ist  eine  historische,  theoretische 
und  praktische  Abhandlung,  welche  für  alle  diejenigen,  die  sich 
mit  Zivilprozess  beschäftigen  sollen ,  von  grösstem  Nutzen  sein 
wird. 

YIII.  Strafrecht  und  Strafprozess. 

Das  Studium  dieses  so  wichtigen  Zweiges  des  öffentlichen 
R.  scheint  ein  wenig  verlassen  zu  sein.  Kein  ganz  neues  Werk 
ist  zu  nennen.  Nur  neue  Ausgaben  vor  1880  erschienener 
Werke  können  wir  erwähnen.  Die  wichtigste  ist  ohne  Zweifel 
die  5.  Ausgabe  des  Elements  de  droit  penal  von  J.  Ortolan.  Der 
Verf.  ist  1872  gestorben  und  diese  Ausgabe  wird  durch  Albert 
Desjardins,  Prof.  der  Rechte  in  Paris,  veröffentlicht.  Das  Werk 
von  Ortolan  hat  einen  ganz  eigentümlichen  Charakter.  Das 
Straf-R.  und  der  Strafprozess  sind  ausführlich  erklärt  und 
manchmal  sind  die  franz.  Gesetze  mit  den  Gesetzen  des  Aus- 
landes verglichen.  Aber  Ortolan  hat  eine  merkwürdige  Vorliebe 
für  die  Theorie  und  über  jede  Frage  bemüht  er  sich,  zuerst  die 
Grundsätze  einer  wissenschaftlichen  Gesetzgebung  (legislation 
rationelle)  aufzustellen.  Albert  Desjardins  hat  den  allgemeinen 
Charakter  des  Werkes  unberührt  gelassen;  aber  er  hat  manche 
Anmerkungen  über  die  neuen  franz.  und  fremden  Gesetze,  am 
meisten  über  die  deutschen  und  österr.  Strafprozess-Ordnungen 
hinzugefügt  und  das  Werk  Ortolans  mit  vielen  statistischen 
Daten  bereichert. 

Die  2.  Auflage  von  zwei  schätzbaren  Lehrbüchern  verdient 
auch  eine  Erwähnung:  Villej/,  precis  d'un  cours  de  droit  criminel 
(1  vol.,  1884).    Garraud,  precis  de  Droit  criminel  (1  vol.,  1885). 

IX.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

lieber  das  franz.  Staats-R.  finden  wir  2  Werke,  welche  die 
Verfassung  von  1875  kommentieren:  1.  Lefebure,  etudes  sur  les 
lois  constitutionnelles  1875  (1882).  2.  Saint-Girons ,  manuel  de 
droit  constitutionnel  (1885).  Beide  ^eben  eine  sehr  klare  Be- 
leuchtung der  verschiedenen  Gesetze,  welche  die  republikanische 
Verfassung  von  1875  bilden. 

Die  jetzige  Neigung  für  das  Studium  der  Gesetzgebung  des 
Auslandes  ist  besonders  in  den  Werken,  welche  das  Staats-R. 
betreffen,  bemerkbar.  R.  und  P.  Dareste  haben  in  2  Bänden  unter 
dem  Titel:  Les  constitutions  modernes,  die  Uebersetzung  der  Ver- 
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fassungen  der  zivilisierten  Welt  publiziert.  Jede  Verfassung  ist 
mit  erklärenden  Noten  versehen  und  von  einer  historischen  Ein- 
leitung begleitet  (IV,  74).  Das  Werk  von  Demomhynes  über  die 
Constitutions  de  l'Europe  (2  vol.)  bietet  nicht  den  Text  der  Ver- 
fassungen, sondern  eine  knappe  und  ganz  zuverlässige  Darstel- 
lung der  Staatsgrundgesetze  der  verschiedenen  Länder  (III.  288). 

Endlich  hat  Em.  Boutmy ,  der  geistreiche  Gründer  und  Di- 
rektor der  Ecole  des  sciences  politiques,  welcher  durch  diese 
Gründung  den  Staatswissenschaften  den  grössten  Dienst  leistete, 
unter  dem  Titel:  Etudes  de  droit  constitutionnel  (1884)  drei 
vortreffliche  Aufsätze  zusammengebracht:  1.  Les  sources  et  l'esprit 
de  la  Constitution  anglaise.  2.  Les  sources  et  l'esprit  de  la  Con- 
stitution des  Etats-Unis.  3.  La  nature  de  l'acte  constituant 
en  France,  en  Angleterre  et  aux  Etats-Unis. 

Das  Verwaltungs-R.  war  wirklich  an  neuen  Erscheinungen 
sehr  arm.  Von  neuen  Ausgaben  sind  nur  zu  erwähnen:  1.  Aucoc, 
Conferences  sur  le  droit  administratif.  Die  2.  Ausgabe  der 
3  ersten  Bände  und  die  dritte  des  ersten  Bandes  dieses  muster- 
haften Werkes  ist  von  1879  bis  1885  erschienen. 

2.  Cahantous  et  Liegeois,  Repetitions  ecrites  de  droit  admini- 
stratif. Cabantous,  ehemals  Prof.  der  Rechte  in  Aix  (en  Provence), 
hat  für  die  Studenten  dieses  Lehrbuch  geschrieben,  dessen  Er- 
folg so  gross  war,  dass  es  5  Ausgaben  erlebt  hat.  Aber  seit 
dem  Tode  des  Verf.  waren  die  franz.  Gesetze  in  vielen  wichtigen 
Punkten  verändert.  Das  Buch  stimmte  nicht  mehr  mit  dem 
jetzigen  Stande  der  Gesetzgebung.  Liegeois,  Prof.  der  Rechte  in 
Nanzig,  hat  mit  grosser  Sorgfalt  das  Werk  völlig  erneuert  (1882, 
6.  Ausg.,  1  vol.). 

3.  Von  Batbies  grossem  traite  de  droit  public  et  admini- 
stratif erschien  die  2.  Ausgabe  in  8  Bänden,  4.  von  Ducrocq, 
cours  de  Droit  administratif  die  6.  Ausgabe  (2  vol.  1881). 

X.  Gerichtliche  Statistik. 
Jährlich  erscheinen  im  Justizministerium  2  Bände  (in  4®), 
deren  der  eine  die  strafrechtliche,  der  andere  die  zivil-  und 
handelsrechtliche  Statistik  des  vorletzten  Jahres  enthält.  Die 
strafrechtliche  Statistik  wird  seit  1826,  die  zivil-  und  handels- 
rechtliche seit  1821  publiziert.  Im  Jahre  1882  wurde  eine  ver- 
gleichende Statistik  der  verflossenen  Jahre  (1826—1880,  bezw. 
1821 — 1880)  ausgegeben  unter  dem  Titel:  La  justice  en  France 
et  en  Algerie  (1853 — 1880).  Dieses  Werk  wird  ohne  Zweifel  von 
dem  grössten  Nutzen  für  die  Juristen  und  die  Gesetzgeber  sein. 
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XL  Gesamtdarstellungen  des  öffentlichen  und 
privaten  Rechts. 

Die  Gesamtdarstellungen  des  franz.  ß.  sind  nicht  zahlreich. 
Glasson  hat  in  2  Bänden  (Elements  de  droit  fran^ais,  2.  Aus- 
gabe, 1884)  ein  genaues,  klares  und  elementares  Gesamtbild  der 
jetzigen  franz.  Gesetzgebung  geschrieben.  Ohne  Zweifel  ist  dieses 
Werk  gar  nicht  mit  den  grossen  Kommentaren  von  Stephen  und 
Kent  in  England  und  in  Amerika  zu  vergleichen.  Es  ist  nur 
für  die  Studierenden  bestimmt,  sowie  für  diejenigen,  welche, 
ohne  Juristen  zu  sein,  eine  allgemeine  Kenntnis  der  Gesetze  er- 
halten wollen;  aber  diesen,  und  besonders  dem  Ausländer  ist 
das  Werk  von  Glasson  sehr  zu  empfehlen.  Die  Elements  du  droit 
lran9ais  sind  schon  ins  Griechische  übersetzt  und  in  mehreren 
Universitäten  des  Auslandes  als  Handbuch  des  franz.  R.  ange- 
nommen (vgl.  IV.  282—84). 

XII.  Recht  der  Kolonien. 
Seit  Januar  1885  erscheint  in  Algier  monatlich  eine  sehr 
interessante,  ganz  dem  Rechte  von  Algerien  und  Tunis  gewidmete 
Zeitschrift:  Revue  algerienne  et  tunisienne  de  legislation  et  de 
jurisprudence.  Sie  ist  von  den  Professoren  der  neuen  Rechts- 
fakultät von  Algier  herausgegeben. 


B.   Besprechungen. 


I.  Rechtsgeschichte  und  Privatrecht. 

Wilken.    De  vrucht   van   de   beoefening   der  ethnologie 

voor  de  vergelijkende  r echtswetenschap,    Rede  uit- 

gesproken   bij    de    aanvaarding   van    het    hoogleeraarsambt 

aan  de  rijks-universiteit  te  Leiden  den  16.  September  1885. 

Leiden,  Brill.     1885.     42  S. 

In    dieser   akademischen   Antrittsre*de   wendet    sich    der   Verf. 

gegen    die   juristischerseits   erhobenen   Bedenken   in    betreff  der 

Zuverlässigkeit  ethnologischen  Materials  und  weist  nach,  wie  es 

durch  Kritik    leicht   möglich   sei.  Unrichtiges  und  Zweifelhaftes 

auszuscheiden.      Er    weist    sodann   an    einzelnen   Beispielen    den 

Nutzen  nach,  welchen  die  Jurisprudenz  aus  der  Ethnologie  ziehen 
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kann.  Interessant  sind  namentlich  die  Bemerkungen,  welche 
derselbe  über  die  Entwickelungsgeschichte  der  agnatischen  Familie 
aus  der  matriarchalischen  macht.  Bei  der  Mutterfamilie  siedelt 
entweder  der  Mann  in  die  Familie  der  Frau  über,  oder  er  bleibt 
in  seiner  Familie  und  stattet  der  Frau  nur  Besuche  ab.  In 
beiden  Fällen  ist  seine  Stellung  eine  durchaus  untergeordnete; 
er  hat  über  Frau  und  Kinder  nichts  zu  sagen,  er  ist  stets 
beengt  durch  die  Brüder  seiner  Frau  und  deren  Verwandtschaft. 
Daher  naturgemäss  ein  Bedürfnis  des  Mannes  die  Frau  diesem 
Kreise  zu  entziehen.  Dies  konnte  bei  dem  Widerstände  der 
Frauen  Verwandtschaft  ursprünglich  nur  durch  Gewalt,  durch 
Frauenraub,  geschehen.  Der  Eaub  führte  an  sich  zu  einer  Blut- 
fehde. Diese  wird  aber  auf  vorgerückter  Kulturstufe  durch 
Zahlung  eines  Sühngeldes  vermieden.  Dieses  Sühngeld  wird 
dann  zum  Kaufpreise  für  die  Braut  und  so  entsteht  aus  dfer 
Raubehe  die  Kaufehe.  In  beiden  Fällen  sind  Frau  und  Kinder 
Eigentum  des  Mannes.  Er  ist  durch  Raub  oder  Kauf  Herr 
der  Frau  und  damit  auch  der  Kinder.  So  entsteht  aus  der 
matriarchalischen  die  patriarchalische  Familie.  Die  Thatsachen, 
auf  welche  diese  Theorie  sich  stützt,  sind  hauptsächlich  den 
Völkern  des  malaischen  Archipels  entnommen,  über  deren  R. 
der  Verf.  bereits  mehrere  monographische  Arbeiten  veröffent- 
licht hat.  Post. 

Heusler,  A.    Institutionen  des  deutschen  Privat-R.,  I.  Bd. 

(Systemat.  Handbuch  der  deutschen  Rechtswissenschaft,  hrsgb. 

von   K.  Binding.    Zweite  Abt.  2.  T.  I.  Bd.)    Leipzig  1885. 

396  S.  8  M.  80  Pf.,  gb.  11  M.  30  Pf. 
Der  Grundgedanke  des  grossen  systematischen  Handbuchs 
von  B.  ist,  durch  eine  Kollektivarbeit  der  Koryphäen  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  den  heutigen  Stand  der  Forschung  übersichtlich 
zusammenzufassen.  H.  löst  die  Aufgabe  für  das  ihm  übertragene 
Gebiet,  indem  er  das  deutsche  Privat-R.  des  M.A.  als  einen  in  sich 
abgeschlossenen  Rechtsorganismus  wissenschaftlich  darstellt.  Bis 
jetzt  ist  das  in  dieser  Weise  nicht  geschehen,  „denn  —  sagt  der  Verf. 
in  der  Einleitung  —  die  Lehrbücher  der  Rechtsgeschichte  behandeln 
das  Privat-R.  ausnahmslos  fragmentarisch  und  das,  was  heutzutage 
unter  dem  Namen  des  deutschen  Privat-R.  den  Gegenstand  der 
akademischen  Vorlesungen  und  der  vielen  Lehr-  und  Handbücher 
bildet,  gibt  auch  wiederum  nicht  das  reine  deutsche  R.  in 
originalem  Aufbau  und  abgerundetem  System,  sondern  bloss 
den  stückweise  übrig  gebliebenen  germanischen  Rechtsstoff  ein- 
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gefügt  und  oft  übel  genug  eingezwängt  in  das  röm.  und  zu- 
gleich moderne  Rechtssystem  und  dessen  bestimmte  Kategorien 
und  Begriffe :  es  ist  nicht  mehr  der  alte  einheitliche  Bau,  sondern 
die  trümmerhaften  Ueberreste  desselben  sind  in  einem  fremden  R. 
verwendet  und  demselben  mehr  oder  weniger  assimiliert.  Eben 
davon  ist  aber  die  unvermeidliche  Folge,  dass  dieser  germanische 
Rechtsstoff  dem  System  eines  Pandekten-R.  gegenüber  als  etwas 
zerstückeltes,  zusammenhangsloses  erscheint  und  in  wahrer 
Knechtesgestalt  und  als  blosser  Lückenbüsser  auftritt."  Der 
Verf.  behandelt  also  bloss  das  deutsche  Privat-R.  des  M.A..  vor 
der  Rezeption  des  röm.  R.  und  verwebt  dabei  in  kunstvoller 
Weise  die  historische  Betrachtung  mit  der  dogmatischen  Be- 
handlung. Je  nach  der  Natur  des  einzelnen  Institutes  tritt  bald 
die  eine  bald  die  andere  Methode  mehr  hervor. 

Der  vorliegende  erste  Band,  welcher  den  sogen,  allgemeinen 
Teil  behandelt,  umfasst  in  drei  Büchern  die  Rechtsbildung, 
die  Rechtssubjekte  und  der  Rechtsobjekte.  Es  ist  schwer, 
aus  dem  reichen  Inhalt  einzelnes  herauszugreifen,  ohne  das 
kunstvolle  Gewebe  zu  zerreissen.  Nur  um  der  Pflicht  zu  genügen, 
die  auch  dem  obliegt,  der  eine  blosse  Anzeige  verfasst,  wollen 
wir  versuchen  einige  Hauptgedanken  hervorzuheben.  Im  dritten 
Kapitel  des  ersten  Buches  (die  Rechtsbildung)  wird ,  nachdem 
die  drei  Stadien  der  inneren  Entwicklung  des  R.,  das  divinato- 
rische ,  das  formalistische  und  das  intellektuelle,  charakterisiert 
sind,  auf  den  Rechtsformalismus  näher  eingetreten;  denn 
in  diesem  Stadium  ist  nach  H.'s  Ansicht  das  deutsche  R.  stehen 
geblieben.  (Das  dritte  beginnt  voll  und  ganz  erst  mit  der  Re- 
zeption des  röm.  R.) 

Der  Verf.  subsumiert  unter  den  Begriff  „Rechtsschablone" 
die  Zeitbestimmungen  (Fristen),  den  Wert  von  Wort  und  That 
gegenüber  dem  Willen  (ein  streng  formelles  R.  kennt  keinen 
Gegensatz  zwischen  Willen  und  Wort)  und  die  absoluten  Mass- 
•stäbe  beim  Schadenersatz,  m.  a.  W.  den  Ausschluss  eines  freien 
richterlichen  Ermessens.  Dagegen  unter  der  Bezeichnung  „ Rechts- 
plastik"  werden  erörtert  die  Denkweise  und  Sprache  im  R.,  wie 
sie  sich  namentlich  in  den  Rechtssprichwörtern  kundgibt,  die 
Solennitäten  und  die  symbolischen  Handlungen.  Letztere  führt 
der  Verf.  in  ihrem  Ursprung  auf  religiöse  Gebräuche  und  An- 
schauungen zurück.  So  erkennt  er  z.  B.  in  der  Festuca  ein 
altes  Runenstäbchen.  Die  sinnbildliche  Handlung  des  Halm- 
wurfes oder  Ueberreichens  des  Stäbchens  bedeutet  das  unver- 
brüchliche Beharren  bei  dem  gegebenen  Worte.   Die  Erörterungen 
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über  der  Festuca  (Wadia)  als  Behaftung  für  künftige  Erfüllung 
der  Zahlungspflicht  im  Gegensatz  zur  Arrha,  welche  das  Auf- 
geben eines  R. ,  eine  Resignation ,  bedeute ,  bringen  eine  lang- 
jährige Streitfrage  zu  befriedigendem  Abschluss  und  ebenso 
werden  die  Ergebnisse  der  Forschungen  Brunners  über  die  Ur- 
kunde in  lichtvoller  Weise  resümiert  und  bekräftigt.  Die  Blüte- 
zeit der  Symbolik  war  die  fränkische  Periode;  zur  Zeit  der 
Rechtsbücher  ist  sie  nur  noch  eine  Ruine.  Für  das  Verständnis 
des  altdeutschen  R.  und  seine  geschichtliche  Fortbildung  ist  hier 
ein  fester  Grund  gelegt,  aber  alle  jene  Auseinandersetzungen 
über  die  einzelnen  Entwicklungsstadien  des  R.  haben  zugleich 
eine   allgemeine  rechtsphilosophische  Bedeutung. 

In  dem  zweiten  Buche  wird  in  dem  Abschnitt  über  „die 
physischen  Personen",  als  eine  Grundlage  des  deutschen  R. 
die  Munt  sehr  eingehend  erörtert  und  gegenüber  Rive  dieselbe 
wieder  als  ein  einheitlicher  Rechtsbegriff  verteidigt.  Munt  ist  nach 
H.  nicht  ein  blosses  Schutz  Verhältnis ,  sondern  eine  Gewalt  und 
zwar  über  die  ganze  Familie ,  ähnlich  der  röm.  Manus.  Ihr 
Motiv  liegt  nicht  in  bestimmten  Mängeln  oder  Eigenschaften  der 
Untergebenen,  sondern  in  dem  Interesse  der  einheitlichen  Leitung 
des  Hauswesens  durch  den,  der  es  zu  vertreten  hat.  Den  nähern 
Nachweis  dieser  Auffassung  soll  erst  die  Darstellung  des 
Familien-R.  im  zweiten  Bande  bringen.  Der  Kreis  der  Munt- 
leute  erweitert  sich  aber  im  Laufe  der  Zeiten  mehr  und 
mehr:  im  Vasallen- Nexus ,  in  den  Vogtei Verhältnissen  und  in 
den  Hörigen. 

Der  Einfluss  des  Standes  auf  die  Rechtsfähigkeit  wird  sorg- 
fältig untersucht  und  auch  hier  wieder  auf  Grundlage  einer 
strengen  Sichtung  der  Quellen  manches  Dunkel  aufgehellt.  Ebenso 
lehrreich  ist  der  Abschnitt  über  die  bürgerliche  Ehre.  Erst  eine 
spätere  Zeit  bat  die  Unterscheidung  der  Begriffe:  recht-,  ehr-, 
echtlos  verwischt. 

In  dem  Kapitel  über  die  Handlungsfähigkeit  wird  auch  die 
Stellvertretung  behandelt.  Dieselbe  war  bis  ins  13.  Jahrhundert 
ausgeschlossen  und  nur  für  Besitzeinweisung  und  Besitzerwerb 
zulässig,  weil  es  sich  hier  bloss  um  die  faktische  Verwirklichung 
eines  schon  erworbenen  R.  handelte.  Dagegen  erscheinen  als 
Auskunftsmittel  das  Geloben  einer  Schuld  zu  eines  anderen 
Hand,  worüber  Brunner  in  seinen  Beträgen  zur  Geschichte  und 
Dogmatik  der  Wertpapiere  in  der  Zeitschr.  für  Handels -R. 
Bd.  XXII,  XXIII  die  genauesten  Forschungen  veröffentlicht  hat, 
und   sodann    das  Institut   der  Salmannen,    welches  H.    in  über- 
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zeugender  Klarheit  gegenüber  den  bisherigen  widerstreitenden 
Auffassungen  feststellt  (S.  215—223). 

Unter  dem  Titel  „Mehrheit  physischer  Personen"  konstruiert 
H.  die  spezifisch  germanischen  Rechtsbegriffe  der  gesamten 
Hand  und  der  Gemeinderschaft.  Das  Charakteristische  liegt 
nach  dem  Verf.  darin,  dass  R.  und  Pflicht  sich  nur  in  gemein- 
samem Handeln  realisieren  und  ein  Vorgehen  der  einzelnen  ohne 
Mitwirken  der  anderen  ausgeschlossen  ist.  Beim  Quotenprinzip 
Miteigentum)  ist  dem  einzelnen  gestattet,  über  seinen  Teil  zu 
verfügen.  Das  Solidarprinzip  umgekehrt  lässt  den  einzelnen 
ohne  Mitwirkung  der  anderen  das  Ganze  (R.  oder  Pflicht)  ver- 
treten. Die  Rechtsform  der  Gesarathand  findet  sich  verwirklicht 
in  den  verschiedenen  Erscheinungen  der  bäuerlichen  Zusammen- 
teilung (Gemeinderschaft,  Indivision),  in  den  ritterschaftlichen 
Ganerbschaften  und  in  den  fürstlichen  Erbverbrüderungen.  Gegen- 
über den  juristischen  Personen  zieht  H.  die  Grenze  folgender- 
massen  (S.  252):  „Die  Gemeinderschaft  bewegt  sich  ausschliesslich 
auf  dem  Boden  der  gemeinsamen  Berechtigung  mehrerer  physischer 
Personen  an  einem  Gute  zu  ideellen  Teilen.  Kein  über  dem 
Willen  der  Teilnehmer  stehender  und  sie  bindender  Gesamt- 
wille der  Familie ,  als  solcher  beherrscht  das  Hauswesen  und 
dessen  Vermögen,  sondern  das  momentane  persönliche  Interesse 
der  Teilhaber  und  ihr  darauf  gegründeter  persönlicher  Wille  ist 
stets  ausschlaggebend.  Sobald  ein  personifizierter  Gesamtwille 
herrscht,  ist  der  Begriff  der  Gemeinderschaft  verlassen  und  der- 
jenige der  Genossenschaft  an  seine  Stelle  getreten.  Die  Genossen- 
schaft hinwiederum  gehört  ebenso  rein  und  unbedingt  dem  Kreise 
der  juristischen  Personen  an,  wie  die  Gemeinderschaft  dem  Kreise 
der  Gemeinschaften." 

Hierauf  folgt  nun  der  Abschnitt  über  die  juristischen 
Personen,  welche  mit  besonderer  Schärfe  und  Klarheit  be- 
handelt sind.  Die  Familie  wird  von  denselben  ausgeschieden 
und  mit  Bezug  auf  die  Allmend-  und  Markgenossenschaften  die 
Theorie  von  Gierke  sehr  entschieden  bekämpft.  In  dieser 
Beziehung  sagt  H.  (S.  279):  „Es  gibt  kein  genossenschaftliches 
Gesamteigentum  und  kein  Gesamtvjelheits-R.  im  Sinne  von 
Gierke,  sondern  in  der  That  nur  ein  ausschliessliches  Eigentum 
der  Genossenschaft  als  juristischer  Person.  Sobald  wir  festhalten, 
dass  der  einzelne  kein  erzwingbares  R.  auf  die  Nutzung  hat, 
dass  ihm  alles,  was  er  in  der  Mark  geniesst,  ja  selbst  der  Besitz 
seines  Sondereigens,  nur  durch  den  in  Statuten  und  Gemeinde- 
beschlüssen   ausgesprochenen  Willen    der   Gesamtheit    freiwillig 
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gespendet  und  frei  widerruflich  gewährt  ist,  fällt  jede  Basis  für 
ein  Gesamteigentum  dahin.  Da  ist  rechtlich  auch  gar  kein 
Unterschied  vorhanden,  wenn  eine  Gemeinde  beschliesst,  das  in 
ihrem  Walde  jährlich  zum  Schlag  kommende  Holz  ausschliesslich 
zu  Gemeindebauten  zu  verwenden,  oder  es  zu  verkaufen  und 
aus  dem  Erlöse  Feuerlöschgerätschaften  anzuschaffen  oder  es 
unter  die  Genossen  zu  verteilen.  Auch  in  diesem  letzteren  Falle 
hört  der  Wald  nicht  auf  in  ausschliesslichem  Eigentum  der 
Gemeinde  zu  stehen  und  einer  Verwendung  zu  Gemeindezwecken 
zu  dienen ;  dieser  Gemeindezweck  ist  eben  Fürsorge  für  die 
Gemeindebürger  und  damit  so  gut  wie  in  den  anderen  Fällen 
Erhaltung  der  Gemeinde  in  kräftigem  Bestände.  So  ist  es 
auch  bei  allen  Nutzungen  der  alten  Markgenossenschaften  der 
Fall"  u.  s.  w. 

Das  dritte  Buch  beschäftigt  sich  mit  den  Rechts  Objekten. 
H.  verwirft  die  Einteilung  derselben  in  Sachen  und  R.  und 
statuiert  wieder  mit  aller  Entschiedenheit  diejenige  in  dingliche 
und  persönliche  R.  (s.  S.  330).  Zu  den  Sachen  rechnet  H.  alles, 
was  einen  dauernden  Herrschaftsbestand  ermöglicht,  der  sich 
durch  fortwährende  Einwirkung  und  Thätigkeit  des  Berechtigten 
äussert  oder  zu  äussern  vermag.  Im  deutschen  R.  sind  das 
nicht  bloss  die  sieht-  und  greifbaren  Dinge  der  Natur  und  Kunst 
(Liegenschaften  u.  Fahrhabe),  die  res  corporales  der  Römer,  sondern 
auch  die  Rechtsamen,  welche  das  R.  des  Inhabers  in  einem 
aktiven  Einwirken  desselben  auf  die  Aussenwelt  zur  Erscheinung 
bringen.  Zu  den  unkörperlichen  Sachen  oder  Rechtsamen  zählt 
der  Verf.  neben  den  Grafschafts-,  Vogtei-,  Patronats-,  Bann-R.  und 
Gefällen  aller  Art  auch  die  Reallasten,  die  als  eine  Steuer  quali- 
fiziert werden.  Auch  diese  Institute  des  öffentlichen  R.,  welche 
heute  Ausflüsse  der  Staatsgewalt  sind,  müssen  im  deutschen  R. 
des  M.A.  als  Vermögensobjekte  berücksichtigt  werden,  weil  sie 
damals  privatrechtliche  Natur  angenommen  hatten  und  eines 
privatrechtlichen  Verkehrs  teilhaftig  geworden  waren.  Diese 
Rechtsame  sind  aber  weder  dingliche  noch  obligatorische  R. ; 
sie  bilden  eine  dritte  Kategorie  für  sich  und  sind  Befugnisse 
zur  Ausübung  einer  Gewalt;  sie  enthalten  aber  ihre  Wirksamkeit 
innerhalb  einer  „stat",  d.  h.  eines  räumlich  abgegrenzten  Gebietes 
und  sind  nur  auf  Grund  einer  immobilen  Unterlage  möglich 
und  verwertbar,  daher  aus  diesem  Grunde  den  Liegenschaften 
zuzuzählen. 

An  die  Begriffsbestimmung  der  res  extra  commercium  knüpft 
H.    eine    kurze    Erörterung    der    historischen    Ausbildung    der 
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Regalien,  wobei  er  hinsichtlich  der  juristischen  Konstruktion 
einen  gemeinsamen  Gesichtspunkt  findet,  trotz  der  Verschieden- 
artigkeit der  einzelnen  Fälle.  Sie  sind  kraft  Hoheits-R.  in  An- 
spruch genommene  fiskalische  Nutzungs-  oder  Okkupations-R. 
an  Sachen,  welche  ihrer  Natur  nach  nicht  in  fiskalisches  Eigen- 
tum gehören. 

In  dem  sehr  kurzen  Kapitel  über  die  Obligationen  wird 
betont ,  dass  das  deutsche  R.  auch  diesen  Begriff  in  vollster 
Reinheit  zur  Erscheinung  bringt,  und  der  Identifizierung  von 
Sache  und  Forderungs-R.,  wie  sie  namentlich  Delbrück  versucht 
hat,  mit  aller  Entschiedenheit  entgegengetreten. 

Wie  eine  frische  Brise,  welche  die  Nebel  zerstreut,  gerade 
so  wohlthätig  wirkt  auf  den  Leser  das  Studium  des  letzten 
Kapitels  „dingliche  und  persönliche  R.".  H.  betont,  dass,  wie 
der  Gegensatz  von  Sache  und  Leistung,  m.  a.  W.  derjenige  von 
R.  an  Sachen  und  von  R.  aus  Obligationen  die  Grundlage  des 
Vermögens-R.  bildet,  so  auch  das  deutsche  Klagensystem  auf  dem 
Unterschied  von  dinglichen  und  persönlichen  Klagen  (im  Gegen- 
satz zu  Laband)  beruhe.  Namentlich  wird  dabei  auch  mit  jener 
falschen  Theorie  eines  sogen,  jus  ad  rem  gründlich  aufgeräumt. 

Wir  haben  seit  dem  Erscheinen  des  Systems  des  röm.  R. 
von  Savigny  kein  juristisches  Werk  gelesen,  das  mit  solcher 
Einfachheit,  Klarheit  und  Schärfe  die  Begriffe  feststellt,  die 
historische  Grundlage  nie  verlässt  und  dessen  Verf.  zugleich  das 
Quellenmaterial  und  die  sachbezügliche  Litteratur  voll  und  ganz 
beherrscht.  Das  Buch  ist  eine  Leistung  ersten  Ranges ;  die  all- 
gemeine Wissenschaft  wie  die  Detailforschung  zieht  daraus  reichen 
Gewinn.  A.  v.  Orelli. 

Eisele,    F.     Zivilistische    Kleinigkeiten.     Jahrbücher    für 
Dogmatik  Bd.  23.     S.  119—147. 
V.  Jus  singulare  und  die  L.  14.  D.  de  leg.  1,  3. 

Es  wird  der  bisher  angenommene  Begriff  des  jus  singulare 
gegen  Angriffe  verteidigt,  welche  neuerdings  gegen  denselben 
gerichtet  worden  sind  und  gezeigt,  dass  der  Satz  des  L.  14  cit., 
nach  welchem  das  jus  singulare  nich^  analog  angewandt  werden 
darf,  begründet  ist,  auch  von  den  röm.  Juristen  beobachtet  wird, 
sofern  nur  die  analoge  Anwendung,  welche  die  Rechtssätze  zum 
Gegenstand  hat,  von  der  ausdehnenden  Auslegung  der  Rechts- 
quellen scharf  und  richtig  unterschieden  wird. 

VI.  Erbeinsetzung  unter  einer  Resolutivbedingung. 

Centralblatt  für  RechtswlBsenschaft.    V.  Band.  10 
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Der  Verf.  stellt  die  Resultate  seiner  Untersuchung  folgender- 
massen  zusammen. 

Tritt  die  Bedingung  ein  vor  dem  Erbschaftserwerb,  so  be- 
wirkt das,  je  nachdem  der  Eintritt  vor  oder  nach  dem  Tode  des 
Testators  erfolgt,  Wegfall  der  Einsetzung  oder  der  Delation; 
defiziert  sie,  so  ist  nunmehr  die  Einsetzung  purifiziert. 

Dadurch,  dass  die  Bedingung  noch  nicht  defiziert  hat,  wird 
der  Erb  Schafts  antritt  nicht  gehindert,  es  wäre  denn,  dass  aus 
den  Umständen  des  Falls  erhellte,  dass  der  Testator  nicht  eine 
Erbeinsetzung  unter  einer  Resolutivbedingung,  sondern  eine  solche 
unter  einer  Suspensivbedingung  entgegengesetzten  Inhalts  ge- 
wollt und  sich  nur  im  Ausdruck  vergriffen  hat. 

Tritt  die  Bedingung  ein  nach  dem  Erwerb,  so  ist  dies  ohne 
Wirkung,  ausgenommen,  wenn  in  der  resolutiv  bedingten  Erb- 
einsetzung nach  den  Umständen  des  Falles  die  Anordnung  eines 
bedingten  Universalfideikommisses  gefunden  werden  kann. 

Rümelin. 

Knrtz,  C.  Anleitung  zur  Bearbeitung  der  Vormund- 
schafts-, Nachlass-  und  Testamentssachen  mit  den 
einschlägigen  gesetzlichen  Bestimmungen.  Breslau. 
W.  Köbner.  239  S. 
Das  vorliegende  Buch  ist  nach  Inhalt  und  Form  der  bekannten 
bereits  in  der  9.  oder  10.  Auflage  vorliegenden  Schrift  von 
Märker:  „Die  Nachlassregulierung"  u.  s.  w.  sehr  ähnlich.  M. 
beginnt  mit  dem  Erb-R.  und  lässt  dann  die  Vormundschafts-0. 
folgen,  K.  macht  es  umgekehrt.  Letzterer  hat  jedoch  noch  durch 
Beispiele  und  Mitteilung  von  Formularen  die  gesamte  rechts- 
richterliche Thätigkeit  in  Vormundschafts-  und  Nachlasssachen 
und  den  einschlägigen  Materien  anschaulich  zu  machen  sich  be- 
müht, so  dass  das  Buch  als  ein  praktischer  Wegweiser  für  den 
juristischen  Vorbereitungsdienst  wohl  bezeichnet  werden  darf. 
Insbesondere  werden  die  Beispiele  für  die  verschiedenen  in 
Testaments-  und  Nachlasssachen  vorkommenden  Rechtsgeschäfte, 
wie  Aufnahme  eines  Erbrezesses,  Erbschaftsteilung  u.  dgl.  dem 
Anfänger  sehr  willkommen  sein,  nicht  minder  die  im  „Anhange" 
befindlichen  Formulare  für  die  Taxaufnahmen  von  Grundstücken. 
Wissenschaftlichen  Wert  beansprucht  das  Werkchen  natürlich 
nicht.  C.  Fuchs. 
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IL  Handelsrecht. 

Barclay,  Th.  et  Dainyille,  Em.  Les  effets  de  commerce 
dans  le  droit  anglais,  compares  avec  les  princi- 
pales  legislations  etrangeres,  et  traduction  de  la  loi 
anglaise  du  18  Aoüt  1882,  Paris.  Pedone-Lauriel.  1884. 
12.  XXII.  326.  S.  Fr.  6. 

Im  Jahr  1878  erschien  die  erste  Auflage  von  Chalmers  Digest 
of  the  Law  of  Bills  of  Exchange,  worin  der  Versuch  gemacht 
wird  das  in  England  und  Irland  geltende  Wechselrecht  in  Form 
eines  Gesetzbuches  mit  Erläuterungen  aus  der  Rechtsprechung 
der  Gerichte  darzustellen.  Im  Jahr  1881  arbeitete  der  Verf. 
in  officiellem  Auftrag  einen  Gesetzesentwurf  aus,  welcher  nun 
in  der  zweiten  Auflage  seines  Werkes  vielfach  benutzt  wurde, 
obgleich  ihm  die  Annahme  seines  Entwurfes  damals  noch  a  very 
unlikely  event  schien.  Dessenungeachtet  ereignete  sich  das  Un- 
wahrscheinliche und  der  Entwurf  wurde  unterm  18.A^I.  1882 
mit  einigen  Aenderungen  und  mit  Ausdehnung  auf  Schottland  zum 
Gesetz  erhoben.  Abweichend  von  der  bisherigen  Uebung  hat 
dasselbe  die  Form  eines  Gesetzbuches  erhalten,  wie  wir  sie  auf 
dem  Continente  gewohnt  sind.  Der  grössere  Teil  des  vorliegenden 
Werkes  ist  einer  genauen  Erörterung  und  Darstellung  dieses  engl. 
R.  betr.  Wechsel,  Cheque  und  Eigenwechsel  gewidmet,  mit  steter 
Vergleichung  der  continentalen  Gesetzgebungen  und  Verweisung 
auf  die  ausländische  Litteratur.  In  einem  ersten  Appendix  ver- 
öffentlichen die  beiden  Herausgeber  eine  französ.  üebersetzung  des 
Gesetzes  vom  18.  August  1882,  wobei  hier  und  da  zur  Er- 
läuterung der  engl.  Ausdruck  beigefügt  ist.  Ein  zweiter  Ap- 
pendix enthält  eine  der  Schrift  Barclay's  „Emancipation  con- 
tractuelle  de  la  femme  mariee  en  Angleterre"  entnommene  üeber- 
setzung des  Gesetzes  vom  10.  August  1882  über  das  Frauengut 
—  Married  Womens  Property  Act.  In  einem  dritten  Appendix 
endlich  werden  die  Grundsätze  mitgeteilt,  welche  die  Assoziation 
für  Reform  und  Kodifikation  des  Völkerrechtes  in  ihren  Ver- 
sammlungen in  Bremen  und  Antwerpen  bezüglich  des  Wechsel- 
rechtes angenommen  hat.  Das  Bucfi  ist  klar  und  mit  voll- 
kommener Sachkenntnis  geschrieben,  so  dass  es  für  Juristen  und 
Kaufleute,  welche'  sich  mit  den  Grundsätzen  des  engl.  Wechsel- 
rechtes bekannt  machen  wollen,  als  zuverlässiger  Führer  dienen 
kann.  König. 
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Henri,  A.  Traite  des  brevets  d'invention.  Tom.  I.  Des 
inventions  brevetables.  Paris,  Rousseau.  1885.  226  S.  6  Fr. 
Um  das  ganze  Gebiet  des  Patent- R.  in  möglichster  Voll- 
ständigkeit darstellen  zu  können,  teilt  der  Verf.  dasselbe  in  drei 
Teile :  Inventions  brevetables ,  Propriete  des  brevets  und  Contre- 
fa^on.  Gegenstand  des  ersten  Bandes  bilden  die  Erfindungen, 
für  welche  ein  Patent  erhältlich  ist,  während  das  Eigentum  an 
den  Erfindungen  und  die  Nachahmung  derselben  den  beiden 
noch  folgenden  Bänden  vorbehalten  bleibt.  In  einer  theoretischen 
Einleitung  erörtert  der  Verf.  die  Fragen,  für  welche  Erfindungen 
ein  Patent  erworben  werden  könne,  an  welche  Voraussetzungen 
und  Bedingungen  die  Erteilung  geknüpft  sei,  was  zu  verstehen 
sei  unter  einem  neuen  Produkt,  einer  neuen  Herstellungsweise, 
einer  neuen  Anwendung,  einer  Verbesserung  und  Neuheit  der 
Erfindung.  Daran  schliesst  sich  eine  Erörterung  derjenigen 
Fälle,  in  welchen  für  eine  Erfindung  ein  Patent  nicht  bewilligt 
wird,  und  eine  kurze,  aber  vollständige  üebersicht  der  fremden 
Gesetzgebungen  mit  genauer  Angabe  des  Datums  der  Gesetze. 
Endlich  enthält  das  Buch  eine  sorgfältige  Üebersicht  der  franz. 
Rechtsprechung,  geordnet  nach  der  von  der  Verwaltung  selbst 
angenommenen  Klassifikation  der  Patente.  Beigegeben  ist  die 
Konvention  vom  20.  März  1884,  welche  mit  dem  7.  Juli  1884 
in  Frankreich  Gesetzeskraft  erlangt  hat.  Indessen  wird  auf 
dieselbe  keine  Rücksicht  genommen,  weil  noch  nicht  alle  Ver- 
tragsstaaten den  Beitritt  erklärt  haben ,  und  daher  das  franz. 
Gesetz  vom  5.  Juli  1844  noch  in  Kraft  geblieben  ist. 

Das  Werk  verfolgt  mehr  einen  praktischen  als  einen  theo- 
retischen Zweck,  und  ist  daher  namentlich  Industriellen,  Patent- 
agenten und  Advokaten  von  grossem  Nutzen,  indem  es  ihren  Be- 
dürfnissen vollkommen  Genüge  leistet.  Für  sie  ist  es  ein  sicherer 
Führer,  der  auf  keine  Frage  die  Antwort  schuldig  bleibt. 

König. 


III.  Zivilprozess. 

Petersen,  J.  Beiträge  zur  juristischen  Konstruktion 
der  Konkursrechtsverhältnisse.  Zeitschrift  für  den 
deutschen  Zivilprozess.     Bd.  IX.     S.  1 — 62. 

Ausgehend  von  dem  Zweck,   welcher  durch  die  Konkurseröff- 
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nung  erreicht  werden  soll,  und  welcher  Mittel  sich  dazu  die 
deutsche  Konkurs-0.  bediene  (zwangsweise  durchgeführte  Liqui- 
dation), wird  die  Frage  erörtert^  welche  rechtliche  Stellung  dem 
Konkursverwalter  zuzuteilen  sei.  Bekämpft  wird  die  Ansicht 
V.  Völderndorfis ,  wonach  der  Verwalter  der  gesetzliche  Güter- 
pfleger der  Konkursmasse  sei  (S.  15 — 26),  sowie  v.  Cansteins, 
wonach  der  Konkursverwalter  die  Gläubigerschaft  vertrete.  Es 
wird  die  Ansicht  begründet,  dass  der  Konkursverwalter  als  un- 
mittelbarer gesetzlicher  Vertreter  des  Gemeinschuldners  die  ihm 
durch  das  Gesetz  übertragenen  Befugnisse  im  Interesse  der 
Konkursgläubiger  ausübe  (S.  12,  44,  66).  Ausführlich  dargelegt 
wird  dies  für  die  Aussonderungs-  (S.  39)  und  Absonderungs- 
ansprüche (S.  45),  sowie  für  die  Anfechtung  (gegen  Schultze) 
(S.  45  if.).  Da  der  Gemeinschuldner  nach  jeder  Richtung  Subjekt 
des  die  Konkursmasse  bildenden  Vermögens  bleibe,  das  der  Ver- 
walter als  sein  Vertreter  flüssig  mache  und  zu  Befriedigung  der 
Konkursgläubiger  verwende,  müsse  er  auch  durchweg  an  diesem 
bezüglich  der  Konkursmasse  geführten  Prozesse  einschliesslich 
des  Anfechtungsprozesses  als  Partei  angesehen  werden  (S.  60). 
Für  die  Eidesleistung  durch  den  Konkursverwalter  sei  §.  435 
Abs.  1  Z.Pr.O.  anzuwenden,  doch  sei  auch  eine  Eidesleistung  durch 
den  Gemeinschuldner  nach  §.  435  Abs.  3  statthaft,  dagegen 
könne  er  nicht  als  Zeuge  vernommen  werden  noch  als  Neben- 
intervenient auftreten  (S.  64).  Die  Stellung  der  Konkursgläubiger 
wird  auch  für  das  Konkursverfahren  lediglich  als  die  der 
Gläubiger  des  Gemeinschuldners  zurückgeführt  (S.  64). 

Keyssner. 

Danbenspeck.     Referat,    Votum  u.  Urteil.     Eine  Anleitung 
für    praktische   Juristen  im  Vorbereitungsdienst.     2.  verm. 
u.  verb.  Aufl.     Berlin  1885.    Franz  Vahlen.     190  S.    2  M. 
Ueber  die  erste  Auflage  ist  Bd.  III  S.  405  berichtet.     In  Be- 
nützung  der  Erfahrung   aus   der  Praxis   ist  der  Ratgeber,    der 
sich  für  die  im  Titel  verzeichneten  Arbeiten  bewährt  hat,  hand- 
lich für  die  Referendarien   hergestellt.     Zu  S.   95   sei  bemerkt, 
dass  eine  grosse  Zahl  der  preuss.  Gerfchtshöfe  den  Tag  des  Ur- 
teils   in    denselben    angeben    und    die    Urteilsformel    mit    „Von 
Rechts  wegen"  schliessen.     Ob  die  sogen.  Reichsformulare  mass- 
gebend   sind    für  die  Justizgerichte,    bleibt    zu    beweisen.     Eine 
zweckmässige  Erweiterung  hat  die  2.  Auflage   durch   das  Sach- 
register erfahren.  Keyssner. 
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Taschenausgabe    der   österr.  Gesetze.    Bd.   VI,    2.   Abt.: 
Die  allgemeine  Gerichts-0.    Die  besonderen  Arten 
des  Verfahrens  in  Streitsachen,  darunter  die  Gesetze 
über  das  Bagatell-  und  Mahn  verfahren.    Wien,  Manz.    1885. 
XII  u.  468  S. 
Seit   die  M.'sche  Verlagsbuchhandlung    an   die   Firma   Julius 
Klinkhardt  in  Leipzig  übergegangen  ist,  macht  sich  eine  frischere 
Strömung   bemerkbar,    die  insbesondere  auch  der  allgemein  be- 
kannten   sogen.    „M. 'sehen  Ausgabe"   zu  Gute  kam.      Während 
früher  sämtliche  Bände  dieser  Ausgabe  von  einem  und  demselben 
bearbeitet    wurden,    der   infolgedessen   nichts   Tüchtiges   leisten 
konnte,  hat  die  Verlagsfirma  jetzt  für  jedes  einzelne  Fach  eine 
tüchtige   Kraft    gewonnen.      Der   vorliegende    Band    ist   von   S. 
K.    Kaserer,     k.    k.    Sektionsrat    im    österr.    Justizministerium 
redigiert  und  enthält  die  allgemeine  Gerichts-0.  vom  1.  Mai  1781 
und   im  Anschlüsse    daran    die  gesamten   neueren  Gesetze   über 
das  Verfahren  in  Zivilrechtsstreitigkeiten.    Als  eine  vorteilhafte 
Neuerung  erscheint,  dass  eine  Anzahl  umfangreicherer  Gesetze,  die 
früher  stückweise  den  einschlägigen  Paragraphen  der  Gerichts-0. 
beigefügt    waren,    nun  in   einer  eigenen  Rubrik    „Novellen    zur 
allgemeinen  Gerichts-0."   vereinigt  sind.      W.  Fuchs  (Wien). 


IV.  Staats-  und  Yerwaltungsrecht. 

Bierlin^,  E.  R.  Die  konfessionelle  Schule  in  Preussen 
und  ihr  R.  Zwei  Abhandlungen.  Gotha,  F.  A.  Perthes. 
1885.     4  M. 

Der  Verf.  untersucht  in  der  ersten  Abhandlung,  was  in 
Preussen  Rechtens  ist  in  Bezug  auf  die  Berücksichtigung  der 
Konfession  bei  den  öffentlichen  Schuleinrichtungen.  In  der  Schrift 
„Die  konfessionelle  Schule",  Berlin  1869,  hatte  Gneist  in  dieser 
Beziehung  behauptet,  kirchliche  und  konfessionelle  Schule  seien 
gleichbedeutend,  in  ihr  sei  der  Religionsunterricht  die  Haupt- 
sache und  alle  anderen  Lehrgegenstände  demselben  untergeordnet, 
das  Lehrerpersonal  müsse  der  Konfession  angehören  und  die 
Oberaufsicht  gebühre  wie  die  Jurisdiktion  der  Kirche  aus  eigenem 
R.,  ein  System,  das  nach  G.  durch  das  A.  L.R.  und  die  spätere 
Schulgesetzgebung  ausdrücklich  gemissbilligt  und  daher  nach 
Landesgesetz  unzulässig  sei.     B.  weist  aus  den  Quellen  und  Akten 
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nach,  dass  diese  Behauptungen  durchaus  unbegründet  seien, 
kirchliche  Schulen  seien  zunächst  keineswegs  gleichbedeutend 
mit  konfessionellen.  Kirchenschulen  gebe  es  gesetzlich  wie  that- 
sächlich  in  Preussen  nicht,  sondern  nur  Staatsschulen,  insofern 
der  Staat  das  Unterrichtswesen  aus  der  Hand  der  Kirche  in  die 
seine  genommen,  die  Schulordnungen  sind  staatliche  und  die 
Aufsicht  über  das  gesamte  Unterrichtswesen  geht  vom  Staate 
aus.  Konfessionelle  Schule  dagegen  bedeutet  nur,  dass  die  Schule 
in  ihren  allgemeinen  Einrichtungen  für  Zöglinge  einer  der  beiden 
christlichen  Hauptkonfessionen  bestimmt  und  eingerichtet  ist. 
Das  A.  L.R.  nennt  sie  zwar  nicht  konfessionell,  aber  weit  entfernt 
sie  zu  missbilligen,  setzt  es  die  Bestimmung  der  Schulen  für  die 
eine  oder  die  andere  Konfession  grundsätzlich  ebenso  voraus,  wie 
dies  die  frühere  Gesetzgebung  that,  während  die  für  Genossen 
mehrerer  Konfessionen  berechnete  Simultanschule  stets  nur  als 
Ausnahme  da  zulässig  erscheint,  wo  nach  den  Verhältnissen  der 
Schulpflichtigen  die  konfessionelle  Schule  als  undurchführbar 
sich  zeigt.  Ueber  die  innere  Einrichtung  der  konfessionellen 
Schule  sagt  das  L.R.  nichts  als  dass  die  Schule  so  zu  gestalten 
sei,  wie  es  bei  Beachtung  aller  nach  Zeit  und  Ort  für  eine 
Schuleinrichtung  in  Betracht  kommenden  Gesichtspunkte,  für 
,  die  Schüler  einer  bestimmten  Konfession  am  erspriesslichsten  er- 
scheint, weshalb  die  von  G.  gezogenen  Konsequenzen,  die  auf 
der  Verwechslung  von  kirchlicher  und  konfessioneller  Schule 
beruhen,  aus  der  Luft  gegriff'en  sind.  Ganz  denselben  Stand- 
punkt hält  die  spätere  Unterrichtsgesetzgebung  unter  Friedrich 
Wilhelm  IIL  und  der  Art.  24  der  Verfassung,  wo  nach  AI.  1  bei 
der  Einrichtung  der  öffentlichen  Volksschulen  die  konfessionellen 
Verhältnisse  möglichst  zu  berücksichtigen  sind,  was  unmöglich  als 
blosse  Garantie  für  die  konfessionelle  Gestaltung  des  Religions- 
unterrichtes gelten  kann,  da  dieser  nach  AI.  2  von  den  Kirchen 
selbst  geleitet  werden  soll.  Nur  der  Falk'sche  Ministerialerlass 
vom  16.  Juni  1876  geht  über  diesen  Standpunkt  insofern  hinaus, 
als  er  die  Einrichtung  von  Simultanschulen  regierungsseitig 
nicht  bloss  wie  bisher  in  denjenigen  Fällen  gestattet,  in  welchen 
bestehende  Uebelstände  dadurch  beseitigt  werden ,  sondern  die 
Genehmigung  dazu  auch  denjenigen  Schulgemeinden  verheisst, 
welche  dieselbe  beantragen  um  dadurch  Verbesserung  ihrer 
Schulzustände  herbeizuführen.  Dieser  Erlass  hat  aber  selbst- 
verständlich keine  Gesetzeskraft.  Der  Art.  24  handelt  nur  von 
der  Volksschule,  über  die  höheren  Schulen  sagt  die  Verfassung 
nichts,   es   behält   in  Bezug   auf  diese  somit  sein  Bewenden  bei 
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den  landrechtlichen  Vorschriften  und  B.  zeigt,  dass  nach  den- 
selben für  die  höheren  Schulen  kein  anderer  Schluss  zulässig  ist 
als  für  die  Schulen  überhaupt,  dass  also  auch  für  sie  als  Regel 
die  Vereinigung  der  Verwandten  einer  Konfession  in  einer 
Schule  gilt. 

Die  zweite  Abhandlung  „Die  konfessionelle  Schule  in  Preussen 
vom  Standpunkte  der  ünterrichtspolitik"  betrifft  die  Frage,  was 
bei  dem  dargelegten  gesetzlichen  Verhältnis  für  die  Zukunft  zu 
wünschen  ist  und  der  Verf.  kommt  dabei  zu  dem  Ergebnis,  dass 
überall,  wo  nicht  örtliche  Umstände  gebieterisch  ein  anderes 
fordern,  die  öffentlichen  Schulen,  und  zwar  nicht  bloss  die  Volks- 
schulen ,  sondern  grundsätzlich  auch  die  höheren ,  konfessionell 
organisiert  bleiben  müssen.  Er  widerlegt  die  Ansicht,  als  ob 
konfessionelle  Schulen  notwendig  im  Dienste  einer  extremen 
kirchlichen  Richtung  stehen  müssten ;  sie  haben  in  der  Zeit 
rationalistischer  Aufklärung,  sie  haben  unter  Altenstein  und 
Falk  ebensogut  bestanden  wie  unter  Raumer  und  Mühler.  Und 
ebenso  unbegründet  ist  die  Voraussetzung,  dass  in  der  konfes- 
sionellen Schule  die  Religion  notwendig  der  allein  beherrschende 
Mittelpunkt  des  Unterrichts  sei  und  der  ganze  Unterricht  in 
ihr  in  kirchlichem  Geiste  erteilt  werden  müsse.  Die  Gefahr, 
dass  Kinder  katholischer  Eltern  in  Grundsätzen  auferzogen  wer- 
den, die  wenigstens  in  ihren  Konsequenzen  im  Gegensatz  stehen 
zu  den  Forderungen  des  Staates,  ist  gerade  bei  konfessionellen 
Schulen  geringer  als  bei  völlig  konfessionslosen  Staatsschulen. 
In  den  ersteren  ist  der  Staat  vermöge  seines  Aufsichts-R.  über 
das  gesamte  Schulwesen  in  der  Lage,  auch  den  von  den  Kirchen 
geleiteten  Religionsunterricht  zu  überwachen  und  alles  dasjenige 
vom  Unterricht  auszuschliessen ,  was  direkt  als  staatsfeindlich 
erscheinen  muss  (S.  159),  während  bei  den  religionslosen  Schulen 
der  Unterricht  in  der  Religion  sich  gänzlich  der  Kontrolle  des 
Staates  entzieht  und  bei  der  Opposition  der  Geistlichkeit  gegen 
dieselben  gerade  leicht  eine  extreme  Richtung  erhäli.  Verbannt 
man  die  Religion  aus  der  Staatsschule,  so  entsteht  notwendig 
daneben  wieder  die  Kirchenschule.  Dass  aber  in  den  konfes- 
sionellen Staatsschulen  der  Unterricht  in  den  übrigen  Disziplinen 
nach  einer  besonderen  konfessionellen  Methode  erteilt  werde,  ist 
thatsächlich  unbegründet,  nur  das  ist  richtig  und  durchaus  be- 
rechtigt, dass  wo  der  betreffende  Unterrichtsgegenstand  mit  der 
Religion  sich  berührt,  die  Lehrthätigkeit  in  lebendigem  Einklang 
mit  dem  speziellen  Religionsunterricht  steht.  In  der  Simultan- 
schule dagegen  muss  der  Lehrer  sich  jedes  Eingehens  auf  Dinge 
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enthalten,  welche  die  Religion  berühi*en  und  wie  ist  dabei  z.  B. 
ein  lebensvoller  Geschichtsunterricht  möglich?  Wie  soll  der 
Lehrer  bei  der  Behandlung  der  Geschichte  des  Papsttums  einer- 
seits, der  Reformation  anderseits  den  Auffassungen  protestan- 
tischer und  katholischer  Schüler  gleichmässig  gerecht  werden? 
Mit  R.  haben  holländische  Lehrer  geklagt,  dass  bei  den  dortigen 
konfessionslosen  Schulen  durch  die  Ausschliessung  alles  dessen, 
was  die  Konfession  berührt,  geradezu  dem  vaterländischen  Unter- 
richt die  Seele  genommen  sei,  denn  der  Kern  der  niederländischen 
Geschichte  ist  der  Kampf  gegen  Spanien  für  die  protestantische 
Freiheit.  Eine  Unterrichtserteilung  rein  nach  den  Forderungen 
der  Wissenschaft  in  allem ,  was  sie  im  Vergleich  zu  unseren 
thatsächlich  bestehenden  konfessionellen  Schulen  besonders  haben 
soll,  ist  eine  blosse  Phantasie  (S.  163);  die  einzigen  Wissen- 
schaften, welche  für  die  Konfessionalität  wie  Nationalität  keine 
Bedeutung  haben,  wie  die  Mathematik,  die  Naturwissenschaften^ 
die  Geographie,  werden  in  konfessionellen  Schulen  nicht  anders  ge- 
lehrt, als  in  konfessionslosen.  Thatsächlich  geht  auch  das  Streben 
der  Vertreter  der  Simultanschulen  dahin,  einen  interkonfessionellen^ 
d.  h.  für  alle  christlichen  Konfessionen  zugleich  passenden 
Religionsunterricht  einzuführen,  was  aber  ein  Ding  der  Unmög- 
lichkeit ist,  weil  bei  demselben  gerade  das  fehlen  muss,  worauf 
die  einzelnen  Konfessionen  den  Nachdruck  legen  und  es  musste 
deshalb  auch  in  Nassau  der  allgemeine  Religionsunterricht  wie- 
der zu  Gunsten  des  konfessionellen  aufgegeben  werden  (S.  44). 
Endlich  zeigt  B.  auch,  wie  bereits  die  Unterrichtsgesetzgebung 
unter  Friedrich  Wilhelm  III.  erkennt,  dass  die  Absicht  durch 
Simultanschulen  eine  grössere  Verträglichkeit  unter  den  ver- 
schiedenen Glaubensgenossen  zu  befördern,  gar  nicht  erreicht 
wird,  vielmehr  jede  Spannung,  die  unter  den  Lehrern  verschiedener 
Konfession  oder  zwischen  diesen  und  den  Eltern  der  Schuljugend 
ausbricht ,  gar  zu  leicht  in  einen  religiösen  Zwist  ausartet,  der 
sich  leicht  auf  die  ganze  Gemeinde  überträgt.  Selbst  da,  wo 
dies  früher  in  Zeiten  verhältnismässiger  religiöser  Indifferenz 
nicht  der  Fall  war  wie  in  Nassau,  kann  heute  bei  dem  von 
langher  vorbereiteten  Erstarken  des  kirchlichen  Lebens,  ein- 
schliesslich der  konfessionellen  Gegensätze ,  die  Simultanschule 
nur  die  Gelegenheit  zur  Geltendmachung  der  wieder  geweckten 
Gegensätze  mehren  (S.  194).  Das  beweisen  die  zahlreichen  That- 
sachen,  auf  die  in  der  Denkschrift  des  evangel.  Oberkirchenrates 
von  1879,  in  den  Verhandlungen  der  Generalsynode  d.  J.  und  denen 
des  Abgeordnetenhauses  vom  11.  Mai  1883  hingewiesen  ist. 
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Das  Buch  bringt  Klarheit  in  eine  viel  umstrittene  Frage, 
begründet  den  Standpunkt  des  Verf.  nach  allen  Seiten  quellen- 
mässig  und  massvoll  und  wird  hoffentlich  beitragen  den  Streit 
zu  einem  gedeihlichen  Austrag  zu  führen.  Geffcken. 

Taschenausgabe  der  österr.  Gesetze.  8.  Bd.:  Forst- 
wesen u.  Feldschutz,  XIV u.  668  S.;  25.  Bd.:  Gesetze, 
betr.  Jagd-,  Vogelschutz  u.  Fischerei,  VIII  u.  423  S. 
Wien,  Manz.  1885. 
Der  8.  Band  der  M. 'sehen  Taschenausgabe  enthält  in  wörtlicher 
Wiedergabe  sämtliche  in  Cisleithanien  hinsichtlich  des  Forst- 
wesens (Forstpolizei,  Forstverwaltung,  Forstservituten ,  Forst- 
unterricht, forstliches  Versuchswesen,  Forstpersonal)  für  das  Reich 
und  für  die  Länder  erlassenen  Gesetze ,  Verordnungen  und  all- 
gemeinen Vorschriften.  Sowohl  das  Reichsforstgesetz  vom  3.  Dez. 
1852  als  die  jüngst  erlassenen  zahlreichen  Gesetze  und  Verord- 
nungen über  die  Ableitung  der  Gebirgsgewässer ,  die  Auffor- 
stungen, die  Beschränkung  der  Wald  weide  thun  dar,  dass  es  nicht 
dem  Mangel  an  allgemeinen  Vorschriften  zuzuschreiben  ist, 
wenn  immer  noch  über  die  Folgen  der  ungenügenden  Forst- 
wirtschaft in  den  österr.  Gebirgsländern  geklagt  wird.  Der 
letzte  Abschnitt  des  8.  Bandes  enthält  die  Feldschutzgesetze  der 
österr.  Länder  und  die  Vorschriften  über  schädliche  Insekten 
und  Pflanzen.  —  In  dem  neusten  (25.)  Band  der  M. 'sehen  Ausgabe 
sind  alle  in  Cisleithanien  geltenden  jagd-  und  fischereirechtlichen 
Vorschriften  zusammengestellt.  Das  materielle  Jagd  -  R.  ist 
durch  kaiserl.  Patent  vom  7.  März  1849  und  das  böhmische 
Jagdgesetz  vom  1.  Juni  1866  auf  der  jetzigen  deutschrechtlichen 
Grundlage  (Jagd-R.  des  Grundeigentümers  und  bei  parzelliertem 
Besitz  Jagdausübungs-R.  der  Gemeinde  oder  einer  besonderen  Jagd- 
genossenschaft) geordnet ;  die  jagdpolizeilichen  Vorschriften  sind 
partikular  für  die  einzelnen  Länder  erlassen.  Eine  allgemeine 
Regelung  des  materiellen  Fischerei-R.  fehlt ;  für  die  landesgesetz- 
liche Regelung  desselben  und  für  eine  übereinstimmende  Ord- 
nung der  fischereipolizeilichen  Verhältnisse  hat  das  noch  den 
weiteren  Vollzug  erwartende  Reichsgesetz  vom  25.  April  1885  den 
Grund  gelegt.  Die  beiden  Bände  der  M.^schen  Ausgabe  sind  durch 
Genauigkeit  der  Textwiedergabe,  durch  Beifügung  der  in  den  Ent- 
scheidungen des  Verwaltungsgerichtshofs  hervorgetretenen  Rechts- 
grundsätze, durch  Mitgabe  eines  ausführlichen  Sachregisters  und 
eines  sämtliche  Gesetze,  Vorschriften,  Erlasse  aufzählenden  chro- 
nologischen Registers  sehr  brauchbar.  K.  Schenkel. 
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Wick,  A.  Entscheidungen  deutscher  Zivil-  und  Straf- 
gerichte in  Fischereisachen.  Ulm,  Ebner.  1885. 
37  S.     1  M. 

Die  ohne  Anspruch  auf  Vollständigkeit  und  System  gefertigte 
Zusammenstellung  von  25  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
und  preuss.,  bayr.  und  Württemberg.  Obergerichte  in  Fischerei- 
sachen ist  für  Beteiligte  und  Richter  berechnet,  darf  aber,  da 
in  den  Grundsätzen  des  Fischerei-R.  keineswegs  wie  im  Jagd-R. 
eine  gewisse  Uebereinstimmung  in  den  deutschen  Ländern  anzu- 
treffen ist,  ausserhalb  Landes  nur  mit  Vorsicht  benützt  werden. 
Von  praktischem  Interesse  ist  es,  dass  nach  einem  reichsgericht- 
lichen Urteil  das  gemeine  R.  dem  Fischereiberechtigten  gestattet, 
sein  R.  zur  üeberflutungszeit  auch  auf  dem  im  Privateigentum 
stehenden  überfluteten  Gelände  auszuüben ,  dass  ferner  der  im 
Hauptlaufe  kraft  Regal -R.  Fischereiberechtigte  auch  in  dem 
davon  abgezweigten,  dem  Müller  gehörigen  Mühlgraben  fischerei- 
berechtigt ist,  sofern  der  Müller  nicht  kraft  besonderen  Rechts- 
titels das  Fischerei-R.  erworben  hat.  Den  Einfluss  von  Fluss- 
korrektionen auf  die  Fischereirechtsverhältnisse  behandeln  die 
Entscheidungen  21  und  22;  wird  ein  Teil  des  seither  unge- 
regelten und  am  Ufer  bewachsenen  Betts  verlegt  und  abge- 
pflastert, so  hat  der  Unternehmer  der  Korrektion  den  Fischerei- 
berechtigten für  die  dadurch  erweislich  bewirkte  Minderung  des 
Fischbestands  zu  entschädigen  (württ.  Kreisgericht  Tübingen) ; 
wird  infolge  der  Korrektion  eine  Flussstrecke,  welche  seither 
Bestandteil  des  Hauptflusses  war,  der  Mündungsstrecke  eines 
Nebenflusses  zugeteilt,  so  verliert  der  am  Hauptfluss  Fischerei- 
berechtigte sein  Fischerei-R.  an  dieser  Strecke,  sofern  ihm  nicht 
auch  am  Nebenfluss  die  Fischerei  zusteht.  Eine  Reihe  Ent- 
scheidungen beziehen  sich  auf  die  Frage,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen ein  Gewässer  als  geschlossenes  zu  betrachten  ist  (7  u.  8) 
und  wem  das  Eigentum  an  Landseen  (15  u.  16)  zustehe.  Durch 
das  Württemberg.  Obertribunal  (Z.  6.)  wurde  erkannt,  dass  die 
Einrede  eines  Fabrikbesitzers,  er  sei  durch  die  Verwaltungs- 
genehmigung seiner  Anlage  zu  Einleitung  der  Abwasser  in  den 
Fischbach  polizeilich  ermächtigt,  die  Dhizuständigkeit  des  Zivil- 
gerichts zur  Entscheidung  über  die  von  den  Fischereiberechtigten 
erhobene  Entschädigungsklage  nicht  begründet  werde. 

K.  Schenkel. 
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V.  Internationales  Recht. 

Morean,    P.     Effets    internationaux    des  jugements    en 

matiere    civile.      Paris,    Larose    et    Forcel.      1884.     XII 

u.  272  S. 
In  einer  historischen  Einleitung  weist  der  Verf.  nach ,  dass 
die  Frage  der  Vollziehbarkeit  von  Urteilen  ausländischer  Gerichte 
während  der  röm.  Herrschaft  nicht  auftauchen  konnte,  weil 
während  der  Republik  Rechtstreitigkeiten  zwischen  Ausländern 
durch  ein  besonderes,  hierfür  kompetentes  Gericht  beurteilt 
wurden ,  und  später  von  auswärtigen  Urteilen  überhaupt  nicht 
die  Rede  sein  konnte.  Im  älteren  franz.  R.  war  die  Vollzieh- 
barkeit eines  franz.  Urteils  nur  in  dem  Gerichtsbezirke  aner- 
kannt, in  welchem  es  gefällt  worden  war.  Als  sich  die  königl. 
Macht  verstärkte  und  Parlamente  errichtet  wurden,  welche  im 
Namen  des  Königs  R.  sprachen,  wurden  die  Urteile  im  ganzen 
Gebiete  eines  Parlamentes  exekutorisch,  in  demjenigen  eines  anderen 
dagegen  bedurfte  es  des  Exequaturs,  trotz  der  königl.  Ordonnanzen, 
welche  die  Vollziehung  im  ganzen  Reiche  vorschrieben.  Urteile 
eines  auswärtigen  Gerichts  gegen  einen  Franzosen  waren  gar 
nicht  exequierbar,  und  einer  neuen  Beurteilung  der  Streit- 
frage durch  ein  franz.  Gericht  stand  nichts  im  Wege.  War  das 
Urteil  gegen  einen  Fremden  gefällt,  so  wurde  mit  Bezug  auf 
Immobilien  nur  dasjenige  des  Richters  der  gelegenen  Sache  an- 
erkannt, mit  Bezug  auf  bewegliche  Sachen  dagegen  und  Forde- 
rungen die  Vollziehung  ohne  neue  Klage  bewilligt.  Gerichtliche 
Entscheidungen  in  Vormundschaftssachen,  persönlicher  Handlungs- 
fähigkeit u.  s.  w.,  wenn  sie  von  dem  Richter  des  Domizils  ge- 
fällt worden  waren,  wurden  ohne  weiteres  vollzogen,  Straf- 
urteile dagegen  nicht. 

Nach  dem  gegenwärtigen  R.  müssen  alle  auswärtigen  Ur- 
teile exekutorisch  erklärt  werden ,  bevor  sie  vollzogen  werden 
können. 

Der  zweite  Teil  des  Buches  handelt  von  dem  gegen- 
wärtig geltenden  franz.  R.  S.  36—175.  Unter  dem  Ausdruck 
jugement  sind  nur  gerichtliche  Urteile  zu  verstehen,  nicht  auch 
administrative  Entscheidungen.  Betreffen  die  ersteren  den  Stand 
des  Fremden  oder  seine  Handlungsfähigkeit,  so  können  sie  ohne 
weiteres  vollzogen  werden,  haben  sie  aber  einen  strafrechtlichen 
Charakter,  so  kann  es  nur  dann  geschehen,  wenn  die  Straf- 
erkennung  eine    auch   in   Frankreich    zulässige    wäre.      Fremde 
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Urteile  gegen  Franzosen ,  welche  sich  auf  den  Zivilstand  der- 
selben beziehen,  werden  gar  nicht  anerkannt,  z.  B.  Nichtig- 
erklärung einer  Ehe,  oder  einer  Ehescheidung. 

Interessant  ist  der  Abschnitt,  welcher  von  den  Urteilen 
handelt,  welche  in  annektierten  Ländern  vor,  während  oder  nach 
der  Okkupation  gefällt  worden  sind  und  in  demjenigen  Lande, 
zu  welchem  sie  einst  gehört  haben  oder  zu  dem  sie  nun  gehören, 
oder  in  dem  annektierten  Lande  selber  vollzogen  werden  sollen. 
Dass  dabei  Elsass-Lothringen  wieder  eine  erhebliche  Rolle  spielt, 
liegt  in  der  Natur  der  Sache,  ebenso  dass  die  Deutschen  dabei 
etwas  unfreundlich  behandelt  werden  —  denn  infandum  regina 
jubes  renovare  dolorem.  Dagegen  hätte  ein  franz.  Jurist  binnen 
14  Jahren  über  die  Favresche  Fabel  einer  königl.  Proklamation  an 
das  franz.  Volk,  worin  erklärt  wird,  der  König  führe  den  Krieg 
nur  gegen  den  Kaiser  Napoleon  und  nicht  gegen  das  franz.  Volk, 
hinwegkommen  sollen,  da  eine  solche  königliche  Proklamation 
an  das  franz.  Volk  bekanntlich  gar  nicht  existiert. 

In   dem   zweiten  Kapitel    wird  die  Frage  erörtert,   ob  dem 
franz.  Richter  die  Befugnis  zustehe,  in  eine  materielle  Prüfung 
des   auswärtigen   Urteiles  einzutreten,    und   die  Vollziehung  zu 
verweigern,  wenn  dasselbe  die  Fundamentalsätze  des  R.  und  der 
öffentlichen  Ordnung  verletzt.    Der  Verf.  stellt  die  Urteile  eines 
auswärtigen   Gerichtes    nur'  dann    mit    denjenigen    der    eigenen 
Gerichte   auf  die   gleiche  Linie,   wenn  zwischen  beiden  Staaten 
Verträge    bestehen;    ist  dies   nicht  der  Fall,   so  behält  er  dem- 
jenigen  Richter,    von    welchem    das  Exequatur    verlangt   wird, 
ein  ziemlich  weitgehendes  Prüfungs-R.  vor.    Das  folgende  dritte 
Kapitel    behandelt    die  Wirkungen   der  Litispendenz.     Der  Um- 
stand, dass  eine  Streitsache  bei  einem  auswärtigen  Gerichte  an- 
hängig ist,  ist  für  den  franz.  Richter  ohne  alle  Bedeutung  und 
hindert  die  Anhebung  eines  neuen  Prozesses  über  die  nämliche 
Frage    vor    einem    franz.  Gerichte   nicht,    insoferne  nicht  durch 
Staatsverträge  die  gegenseitige  Vollziehung  der  Urteile  vereinbart 
worden  ist.    In  diesem  Falle  musste  die  exe.  1.  pend.  zugelassen 
werden.     Im   gleichen  Kapitel  erörtert  M.  noch  die  interessante 
Frage,   welche   Vorkehren    gestützt   a^^  ein   auswärtiges  Urteil 
getroffen   werden   können,    bevor    das  Exequatur  verlangt   oder 
bewilligt  ist.    Gegenstand  der  Erörterungen  des  folgenden  vierten 
Kapitels   ist   das  Exequaturbegehren  selbst,  an  welches  Gericht 
sich  der  Petent  zu  wenden  habe,  welche  Formen  zu  beobachten 
und  welche  Rechtsmittel  zulässig  seien.     Das  fünfte  Kapitel  ist 
den    Verträgen     und    diplomatischen    Konventionen    gewidmet, 
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welche  Frankreich  mit  verschiedenen  Ländern  abgeschlossen  hat. 
Dieselben  werden  alle  einzeln  aufgeführt  und  ihre  wesentlichen 
Bestimmungen  mitgeteilt. 

Nachdem  der  Verf.  nachgewiesen  hat,  wie  die  älteren  und 
neueren  Gesetzgebungen  die  Frage  der  Vollziehbarkeit  fremder 
Urteile  gelöst  und  beantwortet  haben,  untersucht  er  nun  in  einem 
letzten  Kapitel  den  praktischen  Wert  dieser  Lösungen  nach  all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen  und  mit  Berücksichtigung  der 
nationalen  Interessen  sowohl  als  der  Forderungen  der  Humanität. 
Er  kommt  dabei  zu  folgenden  Resultaten.  Ausländischen  gericht- 
lichen Urteilen  können  nicht  die  nämlichen  Wirkungen  zugestanden 
werden,  wie  denjenigen  der  eigenen  Gerichte ;  sie  sind  daher  ipso 
jure  weder  exekutorisch  noch  begründen  sie  die  exe.  rei  judicatae. 
Beides  können  sie  nur  erlangen  mit  Zustimmung  des  fremden 
Staates,  somit  durch  Erteilung  des  Exequaturs.  Bestehen  zwischen 
den  verschiedenen  Staaten  Verträge,  so  ist  die  Vollziehung  ohne 
weitere  Untersuchung  zu  bewilligen;  ist  dies  nicht  der  Fall,  so 
muss  demjenigen  Staat,  in  dessen  Territorium  das  Urteil  voll- 
zogen werden  soll,  das  R.  einer  materiellen  Prüfung  zustehen; 
er  soll  zwar  das  gefällte  Urteil  nicht  revidieren,  aber  seine 
Vollziehung  aus  materiellen  Gründen  verweigern  dürfen.  Zum 
Schluss  wirft  der  Verf.  einen  Blick  auf  die  Bemühungen  zu  einer 
internationalen  Lösung  der  Frage  zu  gelangen  und  konstatiert 
mit  Bedauern  den  bisherigen  Misserfolg.  König. 


C.   Zeitschriftenüberschau. 


Rhein.  Museum.  XLL  S.  118  —  133.  Bruchstücke  eines  zweiten  Ge- 
setzes V.  Gortyn  v.  Büchler  u.  Zitelmann. 

Nouvellc  Revue  historique.  IX.  5.  Appleton,  utilis  vindicatio. 
Prudhomme,  la  charte  communale  de  Veyres  (17./XI.  1296). 
Buche,  l'ancienne  coutume  de  Paris. 

Göttinger  gelehrte  Anzeigen.  1885.  22.  Ausführliche  Besprechung 
V.  Stoerks  Methodik  des  öffentl.  R.  v.  Brie;  über  Strohais 
Sukzession  v.  Regelsberger  u.  Rupps  Beweis  v.  Liszt. 

Zeitschr.  f.  d.  Privat-  u.  öflfentl.  R.  XIII.  1.  Kohler,  Inter- 
pretation V.  Gesetzen.  Heyssler,  Lehre  v.  Beweise.  Hill  er, 
Idealkonkurrenz. 

Jurist.  Blätter.  XIV.  43—45.  Lentner,  d.  internat.  Kolonial-R. 
46.  Ueber  die  Patentreform.  47.  lieber  den  engl.  Zivilprozess. 
48.  Ofner,  Gesetz  gegen  Vereitelung  v.  Zwangsvollstreckung. 

Union  postale.  X.  11.  Charrier,  d.  Posttransportversicherungs- 
Gesellschaften. 

Rechtsgeleerd  Magazijn.     IV.   6.     Simons,   een  paar  stravrechts- 
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controversen.     Laurent,   des    projets   du   revision    du  Cod.  civ. 

en  Belgique  et  dans  les  Pays-Bas. 
Rechtsgeleerde  Bijdragen  eu  Bijblad.    LI.    v.  Bern  m  eleu,  ge- 

woontereclit.    Hingst,  iets  over  liet  recht.    Hingst,  stichtingen. 
Themis.     XLVL  3.     Jacobi,    liet   privilegie   van    vvaterschapslasten, 

volgens  de  wet  van  9.  Oct.  184L    v.  Bemmelen,  conservatoir 

derdenbeslag  wegens  eene  niet  opeischbare  vordering.    Snijder, 

v.  Wissenkerke,    uitlevering  van  eigen  onderdanen.     Cort  v. 

d.  Linden,   aansprakelijkheid  der  werkgevers  voor  ongelukken 

der  werklieden. 

Tidskrift  af  juridiska  föreuingeii  i  Finland.  1885.  Sjölin, 
ora  de  tili  en  skii'tesförättning  härande  specialätgärder.  F.,  om 
rägäng.     Egoregiering.     J.  N.  L.,  irländska  agrarfragen. 

Law  Magazine  and  Review.  CCLVH.  Holland,  the  reform  ot' 
local  crirainal  Jurisdiction.  Raikes,  foreign  maritime  laws. 
Mosely,  German  criminal  courts  and  procedure.  Jenkins,  a 
Charge  delivered  at  an  admirality  Session,  old  Bailey.  Quarterly 
notes  etc. 

American  Law  Review.  1885.  5.  The  Legal  Profession  in  England 
—  its  history  —  its  members  and  tbeir  Status.  Expert  Evidence 
of  Risk.  Railwa}^  Delinquencies.  Title  to  Dividends  as  between 
Life  Tenants  and  Remaindermen.  6.  7.  Jurisdiction  in  mandamus 
in  A.  St.  Courts.  Police  Control  of  dangerous  classes  other  than 
by  criminal  prosecutions.  Title  to  dividends;  the  competency 
of  witnesses  as  dependent  upon  their  mental  Status.  The  mutual 
remedies  of  coowners  of  chatteis. 

Revne  generale  dn  droit,  de  la  legislation  et  de  la  juris- 
prudence.  1885.  6.  7.  Sur  quelques  lettres  de  Sidoine  Apol- 
linaire. Es  mein,  le  droit  dans  la  Gaule  roraaine  au  cinquieme 
siecle.  Lapouge,  etude  sur  la  nature  et  sur  l'evolution  histo- 
rique  du  droit  de  succession.  Boistel,  du  dies  incertus  et  de 
ses  effets  dans  les  dispositions  testamentaires.  Vigouroux, 
des  conditions  des  contrats  de  transport  par  chemins  de  fer. 
8.  9.  Boistel,  du  dies  incertus  et  de  ses  effets  dans  les  dispo- 
sitions testamentaires.  Des  fraudes  en  matiere  de  mariage. 
Esmein,  sur  quelques  lettres  de  Sidoine  Apollinaire.  Essai 
sur  l'Histoire  de  la  Praefectura  urbis  ä  Rome.  Varietes  et  Me- 
langes, 

Archivio  gluridico.  XXXV.  1.— 2.  Tamassia,  il  diritto  di  pre- 
lazione  e  Tespropriazione  forzata.  1  u.  2.  Civoli,  studio  critico 
sulla  teoria  dei  delitti  imperfetti.  Chiapelli,  i  manuscritti  di 
Pistoia.  3.  u.  4.  Gandolfo,  la  reversio  ad  dominum  delle 
cose  furtive.  Landucci,  Rivista  delle  monografie  tedesche  intorn. 
dir.  romano. 

Diritto  commerciale.  IIL  6.  Vidari,  se  i  creditori  di  un  falli- 
mento  possomo  essere  sentiti  come  testimani.  Castagnola, 
se  i  artigiani  vieno  comerciali.  Frugoni,  i  precetto  cambiario 
e  la  legge  di  bollo. 

Gerichtssaal.  XXX VIL  8.  Fuchs,  z.^Reform  d.  Strafprozesses. 
Villnow,  Zweikampf.  VVaag,  §.4,  Abs.  2.  Str.G.B.  Tele- 
graphie  u.  Telephonie.  XXXVIll.  1.  u.  2.  Stenglein,  Veran- 
stalter u.  Veranlasser  d.  Nachdrucks.  Schwarze,  z.  Revision 
d.  Str.Pr.O.  Kraepelin,  zur  Psychologie  d.  Verbrechens. 
Schütze.  Str.G.B.,  Entwurf  f.  Russland  (bes.  Teil). 

Friedreichs  Blätter  f.  gerichtl.  Medizin.  XXXVI.  6.  Land- 
graf,   Tod    infolge    v.  Schreck.      Mair,    zu    §.    223a    R.Str.G.B. 

Annalen   d.   Deutschen   Reiches.     1885.    11/12.    Arndt,   selbstän- 
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diges  Verordnungs-R.  d,  Bundesstaates.  Reichsunfallversicherung. 
Internationale  Verhältnisse  in  Afrika.  Register  1868 — 1884. 
1886.  1.  Aufsess,  Zölle  u,  Steuern  d.  Deutschen  Reiches. 
EeYue  de  droit  internationale.  XVII.  5.  Castonet  du  Fosses, 
les  droits  de  la  France  sur  Madagascar.  Hornung,  civilises  et 
barbares,  v.  Swin  deren,  projet  de  code  penal  anglais  du  1879. 
Roessler,  la  legislation  hongroise  et  le  droit  de  l'auteur.  Mar- 
tin, la  Chine  et  le  droit  international. 


D.  Neue  Erscheinungen. 

Vom  25.  Oktober  bis  10.  Dezember  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

*Adler,  S.,    die   Organisation   der    Centralverwaltung  unter   Kaiser 

Maximilian  I.      Auf    urkundl.   Grundlage    dargestellt.      Leipzig, 

Duncker  &  Humblot.     1886.     XIII  u.  572  S.     11  M. 
Beauclair,  Ad.  de,  das  Verfassungs-  u.  Verwaltungs-R.  d.  Deutschen 

Reichs  u.  d.  Grossherzogt.  Hessen.    (Preisschrift.)     4.  verb.  Aufl. 

Darmstadt,  Bergsträsser.     1886.     III  u.  62  S.     50  Pf. 
*Berner,  A.,  Lehrbuch  d.  deutschen  Straf-R.    14.  fortgebildete  Aufl. 

Leipzig,  Tauchnitz.     1886.     XXIV  u.  654  S.     9  M. 
*Bernhöft,  F.,   die  Inschrift   v.  Gortyn,    übers,  v.  F.  B.     Stuttgart, 

Enke.     1886.     38  S.     1  M.  60  Pf. 
*Binding,   K.,   Handbuch  d.  Straf-R.     (Systematisches  Handbuch  d. 

deutschen   Rechtswissenschaft.      Unter  Mitwirkung  von  Brunner, 

Brunnenmeister,   Bülow  etc.,   hrsgb.    v.    Binding.     7.  Abt.    1.  T. 

1.  Bd.)     1.  Bd.      Leipzig,   Duncker  &  Humblot.     XXII  u.  927  S. 

20  M.,  gb.  22  M.  50  Pf. 
*Binding,    K.,     Grundriss    d.    deutschen    Strafprozess-R.      2.    Aufl. 

Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     4  M. 

Die  2.  Auflage  (213  S.  gegen  201  S.  d.  1.  Auflage),  im  einzelnen  verbessert, 
zeigt  dasselbe  System  wie  die  erste  (vgl.  C.Bl.  I,  S.  75). 

Blätter  f.  Gefängniskunde.  Organ  d.  Vereins  der  deutschen  Straf- 
anstaltsbeamten. Red.  V.  G.  Ekert.  20.  Bd.  1.  Hft.  Heidelberg, 
Weiss.     1  M. 

—  dasselbe.     Beigabe.     Ebda.     3  M.  50  Pf. 

Inhalt:  Grundsätze  f.  den  Bau  u.'die  Einricbtung  v.  Zellengefängnissen. 
Beschlüsse  der  Kommission,  welche  in  der  Versammlung  des  Vereins  der 
deutschen  Strafanstaltsbeamten  zu  Wien  am  20.,VIII.  1883  zur  Ausarbeitung 
dieser  Normalbedingungen  niedergesetzt  wurde.     VII  u.  52  S.  m.  26  Taf. 

*Bolze,  A.,  die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen.  1.  Bd. 
Leipzig,  Brockhaus.     1886.     XIX  u.  474  S.     6  M.,  gb.  7  M. 

*Bremer,  F.  P.,  Franz  v.  Sickingens  Fehde  gegen  Trier  u.  ein  Gut- 
achten Claudius  Cantiunculas  üb.  d.  Rechtsansprüche  d^  Sickingen- 
schen  Erben.     CXVI  u.  28  S.     Strassburg,  Heitz. 

Brinz,  A.  v.,  zum  Begriff  u.  Wesen  der  röm.  Provinz.  Festrede  zur 
Vorfeier  d.  Allerhöchsten  Geburts-  u.  Namensfestes  Sr.  Maj.  d. 
Königs  Ludwig  IL,  geh.  in  der  öffentl.  Sitzung  der  k.  Akademie 
d.  Wissenschaften  zu  München  am  25./VII.  1885.  München. 
Franz.     24  S.     60  Pf. 

Dedekind,  A.,  Betrachtungen  zur  braunschweig.  Thronerbfolge.  l.Hft. 
Braunschweig,  Sattler.     .38  S.     50  Pf. 
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*Eichhorn,  G.,  das  Testament,  Musterbuch  f.  letztwill.  Verlügungeu 

nach    dem  A.  L.R.,   sowie   nach    mark.  R.     Berlin,  Vahlen.     Vll 

u.  280  S.     4  M.,  gb.  5  M. 
Entscheidungen  d.  Ober-Seeamts  u.  der  Öeeämter  d.  Deutschen  Reichs. 

Hrsgb.   im   Reichsamt   d.   Innern.    .6.  Bd.    2.  Hft.      S.  151—257. 

Hamburg,  Friederichsen  &  Co.     1  M.  80  Pf.,   1.  u.  2.:  3  M.  80  PI". 
Frenzel,  s.  Prozess. 
"•^Gareis,  C,   die  Errungenschaf tsgemeinschai't   in    den   althessischen 

Gebietsteilen    der   Provinz    Oberhessen.      (Programm.)      Giessen 

1885.  70  S.  Qu. 

Glaser,  J.,  Unger,  J.  u.  Walther,  J.  v.,  Sammlung  v.  zivilrechtl. 
Entscheidungen  d.  k.  k.  obersten  Gerichtshofes.  20.  Bd.  (Mit 
dem  Verzeichnisse  der  Gesetzesstellen  u.  dem  systemat.  Register 
f.  Bd.  20.)     Wien,  Gerold.     620  S.     12  M. 

•Haffner,  K.,  über  die  zivilrechtl.  Verantwortlichkeit  d.  Richter. 
Syndikatsklage.)  Tübinger  Jurist.  Inaug.-Diss.  Freiburg  i.  B., 
Mohr.     106  S.     3  M.  60  Pf. 

Hammer,  0.,  die  Lehre  vom  Schadenersatze  nach  dem  Sachsen- 
spiegel u.  d.  verwandten  Rechtsquellen.  Ein  Beitrag  z.  Geschichte 
der  Schadensersatzverbindlichkeit  in  Deutschland.  Breslau, 
Köbner.     XIII  u.  108  S.     3  M. 

Heinemann,  Heck  sc  her  s.  Prozess. 

Hellmann,  Fr.,  Lehrbuch  d.  deutschen  Z.Pr.R.  f.  d.  akademischen 
u.  praktischen  Gebrauch.   3.  (Schluss-)Abt.   München,  Ackermann. 

1886.  XV  u.  S.  891—1060.     4  M.,  kplt.  16  M. 

*Höhne,  C,  der  sogen.  Leih- Vertrag.  Prüfung  seines  Inhalts  u. 
Feststellung  seiner  rechtl.  Natur.     Berlin,  Müller.     15  S.     50  Pf. 

*Honigmann,  P,,  die  Verantwortlichkeit  d.  Redakteurs  nach  dem 
Reichsgesetz  über  die  Presse.  Breslau,  Köbner.  IV  u.  136  S. 
3  M. 

Jaques,  H.,  die  Reform  d.  österr.  Gefälls-Strafgesetzes.  Vortrag, 
geh.  in  der  III.  General-Versammlg.  d.  österr.  Brauerbundes  zu 
Wien  am  l./IX.  1885.     Wien,  Manz.     19  S.     80  Pf. 

Ihering,  R.  v.,  die  Jurisprudenz  d.  täglichen  Lebens.  Eine  Samm- 
lung an  Vorfälle  d.  gewöhnl.  Lebens  anknüpfender  Rechtsfragen. 
Zum  akadem.  Gebrauch  bearb.  u.  hrsg.  6.  Aufl.  Jena,  Fischer. 
1886.    IV  u.  96  S.     1  M.  60  Pf. 

Kalender  f.  Beamte  1886.     Berlin,  Heymann.     2  M.  50  Pf. 

—  f.  Schiedsmänner.     Ebenda.     2  M.  20  Pf. 

—  Termin-,  f.  Justizbeamte.     Ebenda.     3  M. 
f.  Rechtsanwälte.     Ebenda.     3  M.  60  Pf. 

—  f.  Kanzleien.     Stuttgart,  Kohlhammer.     1  M.  25  Pf. 

—  Paternitäts-.     2.  Aull.     Stuttgart,  Metzler.     1  M.  50  Pf. 
Katechismus   d.    österr.   Sachen-R.    (Besitz,   Eigentum,  Dienstbarkeit, 

Pfand-R.)    u.   Grundbuchs-R.      Wien,    Manz.      XXIV    u.    165    S. 
kart.  1  M.  50  Pf. 
■'Kappeyne  van  de  Coppello,  J.,  Abhandlungen  zum  röm,  Staats- 
u.  Privat-R.    Nach  dem  Holl.    Mit  Vorwort  v.  M.  Conrat  (Cohn). 
2.  Hft.     Stuttgart,  Metzler.     5  M.  40  Pf.,  kplt.  8  M.  20  Pf. 

Inhalt:  Ueber  das  vim  facere  beim  Aterdictum  iiti  possidetls.  Ueber 
conatituta  pecunia.    8.  115—354. 

Kriminal-Bibliothek,  Wiener.  Hrsg.  A.  Loria.  3.  Hft.  Wien,  Engel, 
80  Pf. 

Inhalt:  Process  der  engl.  Gasgesellachaft  gegen  Dr.  Ignaz  Mandl.  Ver- 
handelt vor  dem  Bezirksgerichte  Aisergrund.  Nach  stenographisch  getreuen 
Aufzeichnungen.     166  S. 

Landsberg,  E.,  luiuria  u.  Beleidigung.  Eine  Untersuchung  üb.  d. 
heutige  Anwendbarkeit  der  Actio  iniuriarum  aestimatoria.  Bonn, 
Cohen.     1886.     HI  u.  117  S.     2  M.  40  Pf. 
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Lös  er,  C,  über  die  Berichtigung  in  Presssachen.  Wien,  Perles. 
10  S.     60  Pf. 

*Meyer,  H.,  Protokoll  u.  Urteil  im  Civil-  u.  Strafprozess.  Berlin, 
VII  u.  104  S.     2  M. 

Miet-,  Pacht-  u.  Gesinde-R.,  das,  nebst  dem  amtsgerichtl.  Prozess- 
verfahren nach  der  deutschen  Z.Pr.O.  Unter  Berücksichtigung 
d.  gemeinen  R.,  d.  preuss.  L.R.,  des  franz.  Zivil-R.,  sowie  der 
Partikular-Gesetze  in  Schleswig-Holstein,  Hannover  u.  Hessen- 
Nassau.  Ein  prakt.  Handbuch  f.  Jedermann.  Mit  Anleitung  zur 
selbständ.  Abfassung  von  Verträgen,  Anstellung  von  Klagen, 
Betreibung  d.  Prozesses  u.  Zwangsvollstreckungsverfahren.  Frank- 
furt, Geestende.     151  S.     1  M. 

Prozess  Graef. 

Frenze  1,  K.,  die  Kunst  u.  das  Strafgesetz,  i.  Aufl.  Berlin,  Walther  & 
Apolant.     13  S.     50  Pf. 

Heinemann,  M.,  der  Prozess  Graef  u.  die  deutsche  Kunst.  Eine  Ant- 
wort auf  Dr.  Karl  Frenzeis  Abhandlung  in  der  Nationalztg. :  „Die  Kunst 
u.  das  Strafgesetz."     7.  Aufl.    Berlin,  Luckhardt.     16  S.    50  Pf. 

Prozess  Graef  u.  die  Mängel  unseres  Gerichtsverfahrens  n.  d.  Berichten  d. 
Berl.  Volksztg.    1.  u.  2.  unveränd.  Aufl.    Leipzig,  Duncker.    110  S.    80  Pf. 

Prozess  Graef,  verhandelt  am  29.  IX.  bis  7.X.  1885  vor  dem  Geschwornen- 
gericht  zu  Berlin.  Nebst  den  Porträts  der  Hauptangeklagten,  Prof.  Graef 
u.  Bertha  Rother.    Berlin  (Leipzig,  Milde).    IV  u.  74  S.    50  Pf. 

Heckscher,  M.,  der  Prozess  Graef.  Ein  Mahnruf  an  die  Gesetzgebung. 
Berlin,  Stahn.     25  S.    50  Pf. 

*Riesser,  P.,  Handelsrechts-Practicum.  Zum  Selbststudium,  sowie 
zum  akadem.  Gebrauche.  Freiburg  i.  Br.,  Mohr.  XII  u.  160  S. 
3  M.  60  Pf. 

*Schmoelder.  die  Strafen  d.  deutschen  Strafgesetzbuchs  u.  deren 
Vollzug.     Eine  krit.  Studie.     Berlin,  Vahlen.     63  S.    1  M.  20  Pf. 

Geht  davon  aus,  dass  die  Strafen  nur  ein  TJebel  sein  sollen  und  befür- 
wortet Wiedereinführung  der  körperlichen  Züchtigung. 
Schuster,  M.,   Schreiber,  K.,    üb.    Schadenersatz   nach    österr.  R. 
(Aus:  Stubenrauchs  Kommentar  z.  österr.  allgem.  bürgerl,  Gesetz- 
buche,   4.    neu   bearbeitete  Aufl.")     Wien,    Manz.      VI  u.  72  S. 

1  M.  80  Pf. 

Schwarze,  v.,  zur  Revision  d.  Str.Pr.O.  mit  bes.  Berücksicht.  d.  v. 
dem  Bundesrate  dem  Reichstage  vorgelegten  Entwurfs.  (Aus: 
Gerichtssaal.)     Stuttgart,  Enke.     71  S.     1  M.  60  Pf. 

Sehling,  E.,  die  Schenkung  auf  den  Todesfall  nach  dem  sächs.  Ge- 
setzbuche. Eine  zivilrechtl.  Abhandlung.  Leipzig,  Veit  &  Co. 
1886.     67  S.     1  M.  60  Pf. 

Sozialisten-Prozess,  der,  in  Chemnitz  am  28.,  29.,  30.ßX.  u.  7./X.  1885. 
Chemnitz,  Hager.     16  S.     10  Pf. 

Verein,  nordwestdeutscher,  f.  Gefängniswesen.  15.  Vereinsheft.  Red. 
im  Auftrage  d.  Vorstandes  v.  H.  Fö bring.  187  S.  mit  4  Grund- 
rissen.    Hamburg,  Hoflfmann  &  Campe.     2  M. 

Vogel,  bayr.  Staats-R.     2.  Lfg.     (Marquardsen  Handbuch.)     1  M. 

•Voigt,  J.,  vom  Besitz  d.  Sequester  nach  dem  r.  R.  zur  Zeit  der 
klassischen  Jurisprudenz.    Freiburg  i.  Br.,  Mohr.    68  S.    1  M.  60  Pf. 

Wohlers,  Entscheidungen  d.  Bundesamts  f.  das  Heimatwesen.  17.Hft., 
enth.  die  seit  dem  l./X.  1884  bis  l./IX.  1885  ergangenen  wich- 
tigeren Entscheidungen.  (Mit  einem  die  17  Hefte  umfassenden 
aiphabet.   Sachregister.)     Berlin,    Vahlen.     VIII  u.  187  S.     kart. 

2  M.,  1—17.:  33  M.  60  Pf. 
"Zitelmann,  s.  Abt.  C,  Rhein.  Museum. 


Hirschfeld,  L.  v.,  die  proportionale  Berufsklassen  wähl.  Ein  Mittel 
zur  Abwehr  der  Sozialist.  Bewegung.  Leipzig,  Grunow.  64  S. 
1  M.  20  Pf 
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Lippert,  J.  v.,  die  Kulturgeschichte  in  einzelnen  Hauptstiicken. 
2.  Abt.  Die  Gesellschaft :  Familie,  Eigentum,  Regierung  u.  Ge- 
richt. (Wissen  der  Gegenwart.)  Mit  5  in  den  Text  gedruckten 
Abbildungen.  Leipzig,  Freytag.  VI  u.  206  S.  1  M. 
Aus  dem  litterarischen  Nachlass  v.  C.  Rodbertus-Jagetzow.  Hrsgb. 
V.  A.  Wagner  u.  Th.  Kozak.  III.  Berlin,  Puttkammer u.  Mühl- 
brecht.    8  M.,  I-III:  18  M.  40  Pf. 

Inhalt:  Zur  Beleuchtung  der  sozialen  Frage.  2.  T.  Nebst  einem  älteren 
Aufsatz  üb.  „die  Forderungen  der  arbeitenden  Klassen  (1837)  u.  einem  Send- 
schreiben an  den  Londoner  Arbeiterkongress  (1862).     LXIV  u.  28i  S. 

Seidler,  G.,  Leitfaden  der  Staatsverrechnung.  1.  Teil.  Grundsätze 
der  allgem.  Verrechnungsielire.  Wien .  Holder.  1886.  VII  u. 
99  S.     2  M.  40  Pf. 


2.  Ausgaben  Ton  Gesetzen. 

Deutsches  Reich.     ^"'H.G.B.  (Völdernd  orff).     Erlangen,   Palm  & 

Enke.     15  M.  40  Pf. 
Stempelgesetze.     Würzburg.  Stahel.     20  Pf. 

—  (Krämer.)     Breslau,  Weigand.     1  M.  80  Pf. 

Z.Pr.O.  (Seuffert).     3.    Aufl.     Nördlingen,   Beck.     gb.  22  M.  50  Pf. 

^Pressgesetz  (Mangold).     Leipzig,  Rossberg.     1  M. 

Militär.  Str.G.B.  (Koppmann).  2.  Aufl.  Nördlingen,  Beck.  610  S. 
11  M. 

Gewerbeordnung  (111  ing).     2.  Aufl.     Berlin,  Nauck.     2  M.  40  Pf. 

Unfallversicherung  (Ebert).  2.  Aufl.  Hannover,  Nordd.  Verlags- 
anstalt.    1  M.  50  Pf. 

—  Ausführungs- Verordnung  (Schmitz).     Neuwied,  Heusser.     3  M. 
Grundsätze  f.    d.   Besetzung   d.    Subalternstellen.     Berlin,   Heymann. 

1  M. 
Preussen.     A.L.R.   (Rehbein-Reincke).     3.  Aufl.  4.  Bd.     Berlin, 

Müller.     7  M.  50  Pf. 
Zwangsvollstreckungsgesetz  (Ja ekel).    2.  Aufl.    Berlin,  Vahlen.  UM. 
Gesetz  betr.  Pensionierung  d.  Volksschullehrer  v.  6./VII.  1885.    Berlin, 

Siemenroth.     75  Pf. 
Kanzleireglement.     Berlin,  Nauck.     40  Pf. 
Instruktion   f.  Verwaltung  d.  Etatsfonds   bei  Justizbehörden.     Ebda. 

40  Pf. 
Feld-  u.  Forstpolizeigesetze.     2.  Aufl.     Breslau,  Kern.     30  Pf. 
Hannoversche  Städteordg.     Derain,  Frantz.     1  M. 
"'Kirchengesetze    für    Hannover     (Stege mann).     Hannover,    Kuper. 

1  M.  60  Pf. 
Vorschriften  betr.  Feuerungsanlagen.     Wiesbaden,  Limbarth.     26  Pf. 
Konsolidationsverfahren,  d.  rhein.     Neuwied,  Heusser.     40  Pf. 
Gesetz  betr.  Befugnis  d.  Strombauverwaltung.    Berlin,  Heymaiin.  1  M. 
Kreisordnung  f.  Hessen-Nassau.     Wiesbaden,  Limbarth.     1  M. 
Sachsen.     Jagdgesetze.     2.  Aufl.     Dresden,  Meinhold.     75  Pf. 
Bayern.     Armengesetz.     Ansbach,  Brügel.     1  M.  50  Pf. 
Württemberg.     Staatsbürgerbuch.     Heijjenheim,  Rees.     60  Pf. 
Oesterreich.     *Bürgerl.  G.B.  (Stubenrauch).     In  12  Lfg.    Wien, 

Manz.     Vollst,  gb.  28  M. 
Bürgerl.  G.B.  u.  Staatsgrundgesetze  (Geller).    3.  Aufl.    Wien,  Perles. 

8  M.  40  Pf. 
Gesetze,  österr.,  Taschenausgabe.     6.  Bd.  2.  Abt.,  8.  u.  25.  Bd.   Wien, 

Manz.     10  M. 

Inhalt :  6.  II.  Die  allgemeine  Gerichtsordnung ,  die  Gesetze  üb.  die  be- 
sonderen Verfahrensarten  in  Streitsachen,  darunter  Bagatell-  u.  Mahnverfahren, 
samt  allen  darauf  bezügl.  Verordnungen  u.  den  grundsätzl.  Entscheidungen 
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d.  obersten  Gerichtshofes.  10.  verm.  u.  ergänzte  Aufl.  XII  u.  468  S.  3  M. 
8.  Gesetze  betr.  das  Forstwesen  ii.  den  Feldschutz,  nebst  allen  ergänzenden 
u.  erläuternden  Verordnungen  mit  Hinweisung  auf  die  einschlägigen  aus  den 
Entscheidungen  d.  Verwaltungsgerichtshofes  ersichtl.  Eechtsgrundsätze. 
XIV  u.  668  S.  4  M.  25.  Gesetze  betr.  Jagd,  Vogelschutz  u.  Fischerei,  nebst 
allen  ergänzenden  u.  erläuternden  Verordnungen  mit  Hinweisung  auf  die 
einschlägigen  aus  den  Entscheidungen  d.  Verwaltungsgerichtshofes  ersichtl. 
Rechtsgrimdsätze.    VIII  u.  423  S.    3  M. 

Novellen  z.  Notariatsordnung  etc.  (Käser er).     2  M.  40  Pf. 

Gesetz  üb.  Zwangsarbeitsanstalten  etc.  (Käser er).  Wien,  Holder. 
1  M. 

Durchführungsverordnung  z.  Gew.O.     Wien,  Manz.     60  Pf. 

Die  Mauthbefreiung.  System.  Handbuch  etc.  (Popelka).  Prag, 
Mercy.     80  Pf. 

Erklärung  z.  Gesetz  v.  14./IV.  1885.     Linz,  Harlinger.     30  Pf. 

Verordnung  betr.  Transport  explodierender  Stoffe  auf  Eisenbahnen. 
Wien.     20  Pf. 

Serbien.     Der  serb.  Zivilprozess  (Leitmaier).     Wien,  Manz.     5  M. 

Russland.  Reform  d.  russ.  Universitäten  n.  d.  Gesetz  v.  23./Vin.  1884. 
Leipzig,  Duncker  u,  Humblot.     5  M. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

Burke,  0.  J.,  anecdotes  of  the  Connaught  Circuit,  from  its  Foun- 
dation in  1604  to  close  upon  the  Present  Time.  382  S.  Hodges, 
Figgis  &  Co.  (Dublin).     Sirapkin.     10  sh.  6  p. 

Burnie,  R.  W.,  the  Criminal  Law  Amendement  Act,  1885.  With 
Introduction ,  Commentary,  and  Fotms  of  Indictments.  92  S. 
Waterlow.     2  sh.  6  p. 

Mead,  F.  and  Bodkin,  A.  H.,  desgl.     128  S.     Shaw.     2  sh.  6  p. 

Bovio,  filosofia  del  Diritto.     2.*  ediz.  ampliata.    405  S.    Napoli.    81. 
Gandini,  L,  A.,  Alberto  da  Gandino,  giureconsulto  del  secoloXHI: 

appunti  e  documenti  inediti.     10  u.  89  S.     Modena.     2  1. 
Palma,    L.,     corso    di    Diritto    costituzionale.      3.*    ediz.      395    S. 

Firenze.     7  1. 
Puglia,  F.,  il  Diritto  nella  vita  economica:   saggio    di   filosofia  giu- 

ridica.     VHI  u.  136  S.     Messina.     3  1. 
Sanguinetti,    S.,    S.    I.,  Juris   ecclesiastici    privati    Institutiones  ad 

Decretalium   enarrationem    ordinatae.     VIII   u.   550   S.      Romae. 

7  1.  50  ct. 
Savigny,  F.  C.  di,  sistema  del  Diritto  romano  attuale:  traduz.  dall' 

originale  tedesco,  di  Vittorio  Scialoia.   disp.  6.^  64  S.    Torino.  1  1. 
Spennati,   G.,    istituzioni    di    Diritto    canonico    universale.     588  S. 

Napoli.     12  1. 
Taddei,  A.,  Saggio  di  studii  del  Diritto  privato.    Storia,  legislazione 

e  filosofia  de!  diritto  di  famiglia.     461  S.     Roma.     5  1. 
Vitali,  V.,   la  forma    del    testamento  italiano.     Del  testamento  pub- 

blico  (tit.  II).     200  S.     Piacenza.     3  1.  50  ct. 

—  la  forma  del  testamento  italiano.    Del  testamento  segreto  (tit.  III). 

120  S.     Piacenza.     2  1.  50  ct. 

—  studii  e  memorie   intorno  a  quistioni    possessorie   e  di  procedura 

civile.     108  S.     Piacenza.     2  1. 
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A.  Ausländischer  Litteraturbericht  1880  —  85. 


Die  spanische  EechtsHtteratur 

in  der  Periode  1880—85. 

Von  Herrn  Prof.  Oloriz  in  Valencia. 


Wir  beginnen  diese  Uebersicht  mit  dem 
Zivilrechte, 

nicht  nur  weil  dieses  einen  der  wichtigsten  Zweige  des  R. 
bildet,  sondern  weil  auf  diesem  Gebiete  die  grösste  Anzahl  von 
Werken  in  den  letzten  fünf  Jahren  erschienen  sind. 

Einen  allgemeinen  Charakter  tragen  „die  Vorlesungen  über 
das  spanische  Zivil-R."  von  Domingo  Älcalde  y  Printo;  „die  Ge- 
schichte des  spanischen  Zivil-R."  von  Modesto  Falcon  (eine  Er- 
gänzung des  III.  S.  197  angezeigten  dogmatischen  Werkes); 
„die  systematische  Sammlung  (Compilacion  articulada)  der  Ge- 
richtsverfassungs-  und  Prozessgesetze  Aragoniens''  (1881)  von 
Eduardo  Naval  Schmid  (eine  übersichtliche  und  zuverlässige  Zu- 
sammenstellung);  „die  bürgerliche  F^iheit  und  der  aragonische 
Juristentag"  und  „das  Gewohnheits-R.  von  Oberaragonien*'  von 
Joachim  Costa;  „das  Lehrbuch  des  catalonischen  Zivil-R."  von 
Wilhelm  Brocä   und   Juan   Arnell;    und    „das    Zivil-Gesetzbuch 


Vgl.  I.  388;   III.  130,  163,  197,  212,  272,  287,  398,  455;   V.  82, 
99,  105,  114. 
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in  seinen  Beziehungen  zu  den  verschiedenen  Prozessgesetzen "  von 
Manuel  Älonso  Martinez. 

Von  besonderen  Fragen  handeln  die  sehr  grosses  Aufsehen 
erregende  „Geschichte  des  Eigentums-R.  und  der  gegenwärtige 
Zustand  desselben  in  Europa"  von  Gumersindo  de  Arcdrate; 
„das  geistige  Eigentum"  (la  propriedad  intellectual)  von  Manuel 
Danvila,  welches  die  spanische  und  fremde  Gesetzgebung,  die 
Wissenschaft  und  die  bezüglich  dieses  wichtigen  Gegenstandes 
abgeschlossenen  Verträge  umfasst;  „eine  Studie  über  die  Testier- 
freiheit" (1883)  von  Jose  de  Linan  y  Eqizabal,  der  für  die  Testier- 
freibeit,  jedoch  vom  ultramontanen  Standpunkte  auch  für  die 
Berücksichtigung  politischer  und  Klasseninteressen  eintritt ;  eine 
andere  „geschichtlich-dogmatisch,  litterarisch-kritische  Studie  über 
die  Gerichtshöfe  von  Galicien  und  Asturien^  von  Rogelio  Jove 
y  Braho,  und  eine  weitere  über  „die  uneheliche  Familie",  in 
welcher  der  Verf.  Luis  M^-  Saez  die  R.  prüft,  welche  die  spa- 
nische Gesetzgebung  den  ausserehelichen  Kindern  gewährt. 

Auch  das 

Staatsrecht 

weist  zahlreiche  und  wichtige  (zum  Teil  schon  besprochene)  Werke 
in  dem  oben  bezeichneten  Zeitabschnitte  auf.  Vor  allem  ver- 
dienen als  von  allgemeinem  Charakter  erwähnt  zu  werden  die 
„Vorlesungen  über  öffentliches  R."  von  Vicente  Santamaria  de 
Paredes,  als  das  rationellste,  das  systematischste  und  vollstän- 
digste aller  bis  heute  erschienenen  Werke;  eine  Abhandlung 
über  Staats-R.  von  Ricardo  Rovira  y  Rabasa;  einige  „Lehr- 
bücher des  Staats-R."  von  den  Gebrüdern  Massa  y  Sanguineti; 
die  interessante  „organische  Staats-Theorie"  von  Emilio  Reus  y 
Bahamonde  und  die  „Prinzipien  des  öffentlichen  R."  von 
Adolf 0  Posada  y  Biesca  in  Oviedo,  Werke,  welche  thatsächlich 
eine  Einführung  in  das  Studium  der  Staatsrechtswissenschaft 
darbieten. 

Ausserdem  wurden  veröffentlicht  eine  „Geschichte  der  Po- 
litik der  Gegenwart"  von  Rafael  Maria  de  Lahra  und  einige 
spezielle  Arbeiten  wie  „das  parlamentarische  System  im  prak- 
tischen Staatsleben"  (1885),  ein  bedeutendes  Werk,  das  in  licht- 
voller Darstellung  die  gewöhnlichen  Fehler  des  parlamentarischen 
Regimes  vorführt  und  die  Mittel  der  Abhilfe  angibt  und  „Ab- 
handlungen über  Politik"  von  dem  berühmten  Professor  an  der 
Centraluniversität  Ascärate-,  „der  Parlamentarismus"  und  „die 
individuellen  R."    von  Ojea  y  Somoza;    „die  Konflikte    zwischen 
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den  Staatsgewalten"  von  Miguel  Moya,  ferner  „Einige  juristische 
und  politische  Studien"  von  Joachim  Costa. 

Im 

Ve  r  w  al  tu  ngs  rechte, 

das  die  Entwickelung  und  Ergänzung  des  Verfassungs-R.  bildet, 
sind  der  Erwähnung  wert:  „Vorlesungen  über  Verwaltungs-R. 
auf  Grundlage  der  allgemeinen  Prinzipien  und  der  gegenwärtigen 
spanischen  Gesetzgebung"  von  Santamaria  de  Paredes.  Dieselben 
dienen  als  ergänzende  Beigabe  zu  dem  I.  S.  389  besprochenen 
Werke.  Dort  erörterte  allgemeine  Grundsätze  werden  auf  die 
Darstellung  der  spanischen  Verwaltungsinstitutionen  angewendet. 
Das  Werkchen  zerfällt  in  3  Abschnitten :  die  Verwaltungs- 
Organisation ,  die  Verwaltungsfunktionen  und  das  Verwaltungs- 
streitverfahren. Eine  Beilage  zum  ersten  Teile  enthält  eine 
kurze  übersichtliche  Darstellung  der  Verwaltungsorganisation 
aller  Länder  Europas. 

Auch  zeichnet  es  sich  durch  die  prinzipielle  Grundlegung,  durch 
die  Treue  und  Zuverlässigkeit,  mit  der  es  die  bestehende  Verwal- 
tungsgesetzgebung Spaniens  in  ihrer  ganzen  komplicierten  Mannig- 
faltigkeit darstellt  und  vor  allem  durch  die  vollständig  neue 
und    ebenso  klare  wie    einfache  und  rationelle  Anwendung  aus. 

Ferner  sind  zu  erwähnen :  „Das  Verwaltungsstreitverfahren" 
von  Jose  Gallostra  y  Frau,  „das  theoretisch-praktische  Hand- 
buch des  Verwaltungsstreitverfahrens  und  des  besonderen  Ver- 
fahrens in  den  Amtsverrichtungen  der  Finanzverwaltung"  von 
Fermin  Abella,  und  „die  internationalen  Rechtswohlthaten"  von 
Fermin  Hernandez  Iglesias. 

Aus  dem 

Strafrecht 
verzeichnen  wir  zunächst  die  VeröfiTentlichung  von  „apuntes  o- 
breve  sumario  de  las  esplicacions  de  esta  ogualua  en  la  uni- 
versito  di  Valencia, "  ein  kurzes  Kompendium  von  Jose  M"-  Llopis ; 
einige  „Studien  über  die  Gefängnisreform  in  Spanien"  von  Vin- 
centi,  ebenso  einige  andere  von  Ärmingol  y  Cornet  über  den- 
selben Gegenstand. 

In  den  übrigen  Zweigen  des  R.  erschienen  weniger  Werke 
von  wahrhaftem  Interesse ;  gleichwohl  verdienen  eine  Erwähnung 
eine  „Geschichte  des  r.R.  auf  Grundlage  der  letzten  Forschungen" 
von  Eduardo  de  Hinojosa;  ein  „Handbuch  des  Handels-R."  von 
Eduardo   Soler  y  Perez;    eine  Arbeit    über    die    „Geschworenen- 
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Gerichte  und  ihre  Einführung  in  Spanien"  von  Thomas  Rodriguez 
Pinilla  (3.  Teil  der  demokratischen  Bibliothek,  ein  historisch- 
kritisches Bild  der  Geschworenengerichte  nebst  Erörterungen  der 
besonderen  Bedingungen  für  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  der- 
selben) ;  ein  „Memorandum  über  die  Prinzipien  des  internatio- 
nalen R.",  herausgegeben  von  Manuel  Torres  Campos  und  ein 
Werk  über  notarielle  Gesetzgebung,  herausgegeben  mit  dem 
Titel  „Das  Notariat*  von  Juan  Eiigenio  Rtiiz  Gomez.  Letzteres 
Buch  verfolgt  den  Zweck,  die  Verrichtungen  des  Notariats  zu 
erleichtern.  Der  I.  Band  handelt  von  der  Natur  dieses  Amtes, 
sowie  der  Organisation  des  Notariats,  der  II.  Band  bespricht  die 
Obliegenheiten  und  die  Amtsverrichtungen  der  Notare,  ferner 
die  Grundsätze,  nach  denen  die  Notare  bei  der  Ausübung  ihrer 
Funktion  sich  zu  richten  haben. 

Schliesslich  müssen  wir  im  Gebiete  der 

allgemeinen  Reclitslehre 

beziehungsweise  der  Rechtsphilosophie  eines  äusserst  verdienst- 
lichen Werkes  von  Joachim  Costa  gedenken,  welches  den  Titel 
trägt:  „Theorie  von  der  juristischen,  individuellen  und  sozialen 
Thatsache"  (teoria  del'  hecho  juridico,  individual  y  social,  1880). 
Das  Werk  untersucht  die  juristische  Thatsache,  das  Recht,  in 
ihrer  Entstehung  und  Wirkung  und  als  Quelle  des  positiven  R. 
Verf.  trägt  dem  Positivismus  volle  Rechnung,  ohne  jedoch  das 
Gebiet  der  Metaphysik  und  Logik  zu  verlassen.  Vom  allgemeinen 
historischen  Gesichtspunkte  verdient  auch  unser  Interesse  „In- 
stitutiones  juridicas  del  pueblo  do  Israel",  die  Rechtsinstitutionen 
des  Volkes  Israel  in  den  Staaten  der  Iberischen  Halbinsel  von 
den  Tagen  seiner  Zerstreuung  zu  den  Zeiten  des  Kaisers  Hadrian 
bis  zum  Anfange  des  XVI.  Jahrhunderts"  von  Francisco  Fer- 
nandez  y  Gonzales ;  sowie  einige  „Vorlesungen  über  die  Geschichte 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  Spaniens  von  den  ältesten 
Zeiten  bis  zur  Wiedereroberung"  von  Pedro  Jose  Pidal.  Diese 
Vorlesungen  wurden  1841  und  1842  im  Athenäum  in  Madrid 
gehalten  und  waren  nur  wenig  bekannt,  bis  der  jetzt  lebende 
Marquis  von  Sult  den  glücklichen  Entschluss  fasste,  durch  deren 
Herausgabe  unsere  Litteratur  zu  bereichern. 
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B.   Besprechimgen. 


I.  Allgemeines  und  Rechtsgeschichte. 

Kohler.  Das  Recht  als  Kulturerscheinung.  Würzburg^ 
Stahel.  1885.  29  S. 
Zweck  dieser  Abhandlung  ist  Darlegung  der  wissenschaftlichen 
Bedeutung  und  der  Resultate  der  ethnologischen  Jurisprudenz 
speziell  für  solche,  welche  ihr  noch  gleichgültig  oder  ablehnend 
gegenüberstehen.  Hiebei  wird  beständig  der  Zusammenhang  des 
R.  mit  der  übrigen  Kultur  im  Auge  behalten  und  verfolgt. 
Nacheinander  werden  die  diesbezüglichen,  für  Nichtethnologen 
teilweise  überraschenden  Ergebnisse  in  Ehe-  und  Familien-R. 
in  Schuld-,  Straf-  und  Prozess-R.  kurz,  bündig  und  klar  darlegt. 

Dargun. 

Tidmar,  C.  J.  Introductio  in  Corpus  juris  utriusque 
tum  canonici  cum  civilis  Romani.  Wien,  Manz. 
1886.  X  u.  137  S. 
Die  Schrift  beabsichtigt  nach  dem  bescheidenen  Vorworte  des 
dem  Benediktinerorden  angehörigen  Verf.,  insbesondere  dem 
Theologen  genügende  Kenntnis  des  Corpus  juris  canonici  und 
civilis  zu  verschaffen.  Diesem  Zwecke  genügt  sie  vollständig, 
sie  bietet  sogar  bezüglich  des  Details  viel  mehr^  als  der  Theo- 
log, wohl  auch  der  Durchschnittsjurist,  bei  nicht  überspannter 
Forderung  im  Examen  —  dies  hat  der  Verf.  im  Auge  —  zu 
wissen  braucht,  ist  daher  überhaupt  geeignet,  mit  dem  Corpus 
juris  hinlänglich  bekannt  zu  machen.  Neues  will  der  Verf. 
nicht  bieten;  er  hat  aber  mit  Fleiss  aus  verschiedenen  Werken 
das  Material  übersichtlich  und  gut  zusammengestellt  und  eine 
Menge  litterarischer  Angaben  hinzugefügt,  auch  über  die  Glosse 
einleitende  Bemerkungen  gemacht.  Es  würde  wohl  an  sich  für 
eine  solche  Einleitung  auch  auf  diejenigen  Quellen  einzugehen 
sein,  auf  denen  das  Decretum  Gratiani  fusst;  jedenfalls  ist  das 
für  den  Lernenden  ebenso  interessant ,  als  das  über  das 
zwischen  Gratian  und  Gregor  IX.  Dekretalen  liegende  Gesagte. 
Der  praktische  Zweck  hat  offenbar  geleitet.  Es  ist  die  Arbeit 
selbst  ein  Zeichen  dafür,  dass  in  dem  ehrwürdigen  Benediktiner- 
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Orden  der  wissenschaftliclie  Geist  noch  immer  lebt  und  sich  auch 
für  Dinge  interessiert,  die  meisthin  sehr  leicht  abgethan  werden. 

V.  Schulte. 

Naber,  J.  C.  De  vormende  kracht  van  het  Romeinsche 
Recht.  Utrecht  1885.  48  S. 
Diese  ütrechtsche  akademische  Antrittsrede  beschäftigt  sich 
mit  der  Frage,  was  denn  eigentlich  der  Grund  sei,  weshalb  das 
Studium  des  r.  R.,  speziell  des  r.  Verkehrs-R.,  noch  immer  als 
ein  vorzügliches  juristisches  Bildungsmittel  betrachtet  wird.  Nicht 
im  Definieren  und  Construieren  liege  die  Kraft  der  röm.  Juristen. 
Was  wir  von  ihnen  zu  lernen  haben  sei  vielmehr,  dass  wir  unsere 
Selbständigkeit  einer  scheinbar  zwingenden  Deduction  gegenüber 
bewahren  sollen,  dass  das  R.  vortrefflicher  ist,  je  nachdem  es 
weniger  dem  Fetisch  der  Konstruktion  und  des  traditionellen 
Dogmas  huldigt.  Dieser  richtige  Gedanke  wird  mit  vielen  hüb- 
schen Beispielen  illustriert.  Es  wird  an  der  Hand  der  Quellen 
gezeigt,  dass  die  röm.  Juristen  sämtliche  Erfordernisse,  welche 
sie  z.  B,  -für  den  Besitz,  die  Ersitzung,  das  Pfand-R.  das  Dar- 
lehen u.  s.  w.,  aufstellen,  unter  Umständen  wieder  fallen  lassen. 
Einige  Uebertreibung  ist  in  dieser  interessanten  Beweisführung 
nicht  zu  verkennen.  —  In  seiner  Kritik  der  historischen  Schule, 
welche  noch  verschiedene  Reminiszenzen  der  Naturrechtslehre 
abzustreifen  habe,  schliesst  Verf.  sich  den  Ausführungen  Schloss- 
manns (Vertrag)  und  Iherings  (letzte  Kap.  des  Geist)  an. 

Drucker. 

Bremer,  F.  P.     Franz  von  Sickingens  Fehde  gegen  Trier 
und   ein  Gutachten    Claudius    Cantiunculas   über  die 
Rechtsansprüche  der  Sickingenschen  Erben.  Strassburg,  Heitz. 
CXVI  (Abhandlung)  und  28  (Gutachten)  Seiten. 
Der   Verf.   scheint    zu   dieser   Abhandlung    ausser   durch    die 
Absicht    der    Veröffentlichung    des    Gutachtens    (S.    V.)    veran- 
lasst  worden    zu    sein   infolge    des   von   ihm   scharf  bekämpften 
Urteils,  welches  Ulmann   „Franz  von  Sickingen",  Leipzig  1872, 
an   verschiedenen  Stellen  über  die  Motive  Sickingens  fällt  (vgl. 
S.  IX  ff.).    Er  beginnt  mit  einer  Schilderung    der  Rechtlosigkeit, 
in  welche  der  Adel  durch  die  neue  Rechtspflege,    besonders  des 
Kammergerichts  gekommen  sei,  wie  da  nichts  helfen  konnte  als 
der  Austrag.    So  habe  denn  auch  Sickingen    erst  diesen  versucht, 
wenn   vergeblich   zu   den  Waffen   gegriffen.     Sein  Motiv   sei  ge- 
wesen   nicht    blos   gerechte  Teilnahme   für    die   Vergewaltigten, 


Naber  —  Bremer.  1(33 

sondern  das  Eintreten  für  sie  als  Pflicht,  der  zu  entziehen  ihm 
ehrlos  schien.  Wenn  er  sich  Forderungen  zedieren  Hess,  so  war 
die  Abtretung  in  der  Regel  wohl  eine  scheinbare  und  die  „recht- 
lich erforderliche  oder  doch  die  zweckraässigste  Art ,  um  eine 
Vertretungsbefugnis  zu  erlangen*',  die  Fehde  für  ihn  nur  das 
äusserste  Mittel.  Er  sei  an  sich  für  ruhige  und  sachgemässe 
Behandlung  der  Rechtshändel  gewesen,  daher  als  Teilungsmann 
öfter  beigezogen.  Ausser  durch  kurze  Erwähnung  kleinerer  Fehden 
wird  eingehend  die  Wormser  Fehde  behandelt  und  Sickingens 
Verhalten  wegen  seines  V^erhältnisses  zum  Bischof  und  als  Vasall 
von  Kurpfalz,  erklärt.  Gewiss  kann  man  die  Frage  stellen 
(S.  XXXVII):  „Welchen  Respekt  konnten  Sickingen  die  Ord- 
nungen des  Reichs,  die  Mandate  des  Kammergerichts,  die  kaiserl. 
Acht  einflössen?"  nachdem  die  Sache  so  abgelaufen  war.  Aber 
mit  Recht  fährt  Bremer  nun  fort:  „Behaupteten  die  Kurfürsten,  dass 
sie  in  Kraft  ihrer  Freiheiten  dem  Kammergericht  nicht  unter- 
worfen seien,  so  handelte  Sickingen,  ohne  von  dem  Kammergericht 
Notiz  zu  nehmen,  ganz  wie  er  es  für  recht  hielt."  Denn  es  ist 
allerdings  historisch  gewiss,  dass  er  so  handelte,  aber  trotz  aller 
Sympathie  war  es  dem  Rechte  nicht  gemäss.  Hierauf  folgt  die 
ausführliche  Darstellung  bezw.  Besprechung  der  Fehde  gegen 
Trier  (voraus  aber  die  Angelegenheit  zwischen  Reuchlin  und  den 
Dominikanern  „als  ein  typisches  Beispiel  der  geistlichen  Rechts- 
pflege dieser  Jahre",  wobei  Sickingen  Gelegenheit  hatte  „das 
antichristliche  Gesetz  der  ,Pfafi'en*  zu  studieren"),  in  welcher 
Sickingen  auf  Burg  Landstuhl  am  7.  Mai  1523  von  feindlicher 
Kugel  getrofi'en  fiel,  die  Angabe  über  die  Einziehung  seiner  Güter, 
die  Schilderung  der  Versuche  der  Erben  (und  anderer  für  diese), 
wieder  in  den  Besitz  der  Güter  zu  treten  bis  zur  definitiven  Er- 
ledigung auf  dem  Reichstage  zu  Speier  1542.  An  diese  bekannten 
Dinge  schliesst  sich  nun  eine  Besprechung  bezw.  Uebersetzung 
des  Gutachtens  und  des  letztern  erster  Abdruck  (mit  Bemerkungen 
über  die  Textgestaltung)  nach  dem  Wiener  Hofbibl.  Cod.  8987, 
den  B.  nicht  selbst  eingesehen  hat.  Die  über  die  Abfassungszeit 
gemachte  Kombination  kann  wohl  als  zutreffend  erscheinen,  nicht 
minder  die  über  die  Gründe,  welche  Cantiuncula  gerade  zu  der 
eigentümlichen  Art  der  Deduktion  ^und  dazu  bewogen  haben 
durften,  den  Fiskal  als  Verklagten  zu  behandeln.  Leider  ist  von 
fünf  aufgestellten  Fragen  nur  die  erste:  hat  Sickingen  ein  Ver- 
brechen begangen?  und  die  zweite:  welches  ist  dies  und  welche 
Strafe  zieht  es  nach  sich?  zur  Hälfte  beantwortet.  B.  gibt 
den   ganzen    Gedanken   so  genau  wieder,   dass   die  Sache   selbst 
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für  den  klar  wird ,  der  den  lateinischen  Text  nicht  versteht. 
Das  Gutachten  ist  in  seiner  Art  meisterhaft,  zeigt  eine  ungemeine 
Schärfe,  zugleich  die  für  das  Straf-R.  angebrachte  Handhabung 
der  Billigkeit.  Ob  es  aus  den  von  B.  (S.  CVII)  angenommenen 
Gründen  nicht  vollendet  wurde,  oder  nur  in  dieser  Handschrift 
nicht  ganz  vorliegt,  ist  kaum  zu  entscheiden.  Seine  Veröffent- 
lichung ist  ein  wertvoller  Beitrag  zur  Würdigung  des  Juristen 
wie  der  Zeit;  die  Schrift  B. 's,  welche  manche  gute  Bemerkungen 
u.  s.  w.  enthält,  verdient  allgemeine  Beachtung  und  kommt  in 
einem  Momente ^  wo  man  ernstlich  ans  Werk  gegangen,  Franz 
von  Sickingen  und  Ulrich  von  Hütten  auf  der  Ebernburg  ein 
Denkmal  zu  setzen,  sehr  gelegen.  v.  Schulte. 


II.  Privatrecht. 

Koby,  H.  J.    An  Introduction  to  the  study  of  Justinian's 
Digest:    containing    an  account   of   its  composition  and  of 
the  jurists  used  or  referred  to  therein,  together  will  a  füll 
commentary  on  the  title  (de  usufructu).     Cambridge:  at  the 
University  Press.     1884.     CCLXXIX  u.  260  S. 
Die   früher    angezeigten   Kommentare   von    Moyle    (C.Bl.   III. 
270)  und   von   Muirhead,   sowie   das  Werk,  welches  Gegenstand 
dieser   Anzeige  ist,    beweisen   deutlich,    dass   das   Studium   des 
r.    E.    in    England    in    neuerer    Zeit     einen    sehr    erfreulichen 
Aufschwung   genommen   hat.     Die  üniversitätsdruckerei  Oxford 
veröffentlichte    eine  Reihe  von    Ausgaben    einzelner    Pandekten- 
titel,    welche  Professor  Holland  besorgte,    und  wer   in  Oxford, 
Cambridge   oder  London    einen  akademischen  Grad  zu  erwerben 
wünscht,   muss   sich   über  seine  Bekanntschaft   mit  dem  Corpus 
juris    auszuweisen   vermögen.     In    diese   Studien   gründlich   ein- 
zuführen ist  der  Zweck  von  R.'s  Einleitung.     Das  Buch  zerfällt 
in  zwei  Teile,    von   denen    der  eine  die  litterar -historische  Ein- 
leitung und  der  andere  den  Kommentar  zu  dem  Titel  de  usufructu 
enthält.     Die  ersten  fünf  Kapitel,  sowie  Kapitel  17  und  18,  be- 
schäftigten sich  mit  dem  Corpus  Juris.     Der  Verf.  behandelt  die 
Persönlichkeiten  Justinians   und  Tribonians,    die  Geschichte  der 
Abfassung   des  Corpus  Juris,    die  Ordnung   der  Fragmente  und 
die   Handschriften    desselben,    und    zeigt   sich   überall  mit   den 
neuesten    deutschen    Forschungen    vollkommen    vertraut.     Dem 
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3.  Kapitel  wird  ein  Appendix  beigefügt,  welcher  eine  genaue 
Uebersicht  der  Einteilung  und  der  Ordnung  der  Materien  in  den 
Digesten  enthält.  Dem  4.  Kapitel  sind  die  Appendixe  B  und  C 
beigegeben,  von  welchen  der  erstere  ein  Verzeichnis  der  Werke 
enthält,  aus  welchen  Auszüge  in  die  Digesten  aufgenommen 
worden  sind,  wobei  zwischen  der  Sabinians-,  Edikts-  und  Papinians- 
masse  nach  dem  Vorgange  Bluhmes  unterschieden  wird.  Mit 
grösster  Genauigkeit  wird  angegeben,  welcher  der  verschiedenen 
Massen  die  einzelnen  Fragmente  zugehören.  Der  Appendix  C 
enthält  dagegen  ein  Verzeichnis  der  Juristen,  deren  Werke  be- 
nutzt worden  sind,  mit  genauer  Angabe  des  Masses  der  Benutzung, 
der  Zahl  der  Auszüge  und  der  Seiten,  welche  sie  in  Hommels 
Palingenesia  einnehmen.  An  der  Spitze  steht  ülpian  mit  2464  Aus- 
zügen und  590  Seiten,  ihm  zunächst  folgt  Paulus  mit  2081  Aus- 
zügen und  260  V2  Seiten,  sodann  Papinian  mit  601  Auszügen  und 
92  Seiten ;  die  geringste  Ausbeute  lieferte  Aelius  Gallus  mit 
1  Auszug  auf  V<o  Seite. 

Das  5.  Kapitel  enthält  eine  interessante  Gegenüberstellung 
einiger  Pandektenstellen  mit  den  Originalien,  welchen  sie  ent- 
nommen sind,  wodurch  man  einen  Einblick  enthält  in  die  Art 
und  Weise,  wie  die  Kompilatoren  gearbeitet  haben.  Die  Kapitel 
6 — 15  behandeln  alle  Juristen  von  Septus  Papirius  an  bis  Her- 
mogenian  und  Arcadius,  ihre  Werke  und  ihr  Leben,  ausführlicher 
als  es  bisher  in  irgend  einem  anderen  Werke  geschehen  ist,  und 
mit  gelegentlichen  Ausführungen  über  die  verschiedenen  Rechts- 
schulen, die  Revision  des  Edictum  Perpetuum  durch  Salvius 
Julianus,  die  Persönlichkeit  des  Gajus  mit  Rücksicht  auf  die 
Untersuchungen  von  Mommsen  u.  s.  w.  Das  16.  Kapitel  enthält 
interessante  Ausführungen  über  das  Juristenlatein,  die  grammati- 
kalischen Eigentümlichkeiten  desselben  mit  Bezug  auf  consecutio 
temporum,  modi,  casus,  Partikeln  u.  s.  w. ;  wobei  dem  Verf.  seine 
gründlichen  philologischen  Kenntnisse  und  seine  grosse  Belesen- 
heit wohl  zu  statten  kommen.  Den  Schluss  der  ersten  Abteilung 
bildet  ein  Verzeichniss  der  hauptsächlichsten  Ereignisse  der  röm. 
Geschichte  und  der  röm.  Kaiser  bis  zum  Tode  Justinians. 

Der  zweite  Teil  ist  ein  Kommentar  zum  Digestentitel  VII.  1. 
de  usufructu,  juristisch  gründlich  und  philologisch  bemerkenswert. 
Seine  Bekanntschaft  mit  der  deutschen  Litteratur  beurkundet 
der  Verf.  auch  in  diesem  Teile  der  Arbeit  auf  jeder  Seite.  Wir 
betrachten  diese  von  Muirhead,  Moyle  und  R.  gelieferten  Kom- 
mentare als  den  Anfang  einer  neuen  Epoche  für  die  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  des  röm.  R.  in  England.     Aus  Amerika 
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liegen  uns  noch  keine  solchen  Arbeiten  vor  und  eine  neue  üeber- 
setzung  Makeldeys  scheint  das  dort  vorhandene  Bedürfnis  voll- 
kommen zu  befriedigen.  König. 

Stobbe,  0.  Handbuch  des  deutschen  Privat-R.  5.(Schluss-) 
Band:  Erb-R.  1.  u.  2.  Aufl.  Berlin,  Hertz.  1885.  YIII 
u.  430  S.  8  M. 
Mit  dem  5.  Bande,  der  dem  Erb-R.  gewidmet  ist,  hat  das  für 
die  wissenschaftliche  Forschung  wie  die  Praxis  gleich  förderliche 
Werk  seinen  Abschluss  erreicht.  Es  ist  ein  Werk  erstaunlichen 
Fleisses  und  ausgebreiteten  Wissens,  welches  dem  Verf.  und  der 
deutschen  juristischen  Litteratur  zu  hoher  Ehre  gereicht.  Auch 
hier,  wie  bei  den  früheren  Bänden,  ist  die  Arbeit  darin  charak- 
teristisch, dass  Materien,  die  bei  der  hergebrachten  Scheidung 
zwischen  Pandekten-R.  und  deutschem  Privat-R.  von  beiden  ver- 
nachlässigt wurden,  eine  eingehende  Darstellung  gefunden  haben, 
so  z.  B.  die  Haftung  des  Erben  für  die  Schulden  des  Erb- 
lassers, das  Erb-R.  des  Aszendenten  und  Seitenverwandten,  die 
Erbfolgeordnung  der  neueren  Partikular-R.,  Erb-R.  und  Be- 
erbung der  unehelichen  Kinder.  Wenn  der  Verf.  dem  generali- 
sierenden Zug  der  früheren  Bearbeiter  des  deutschen  Privat-R. 
entgegentritt,  und  die  Verschiedenheit  der  deutschen  Rechts- 
entwickelung betont,  wie  bei  der  berühmten  Kontroverse  über 
die  Geltung  der  Parentelenordnung  und  vielfach  bei  der  Schilde- 
rung des  geltenden  R.,  so  sind  doch  die  partikularrechtlichen 
Bestimmungen  nirgends  in  einer  statistischen  Uebersicht  isoliert, 
sondern  ihre  Zusammengehörigkeit  ist  festgehalten  und  die  ver- 
bindenden Züge,  die  sie  als  „deutsches  Privat-R.*  erscheinen 
lassen,  sind  in  den  Vordergrund  gestellt.  Die  Frage  nach  dem 
,Prinzipe  des  deutschen  Privat-R."  und  die  damit  in  Verbindung 
stehende  nach  seiner  unmittelbaren  Anwendbarkeit  ist  durch  das 
St.sche  Buch  gegenstandslos  geworden.  Wer  die  Hunderte  von 
Zitaten  obergerichtlicher  Urteile  in  demselben  liest,  wird  nicht 
mehr  zweifeln,  dass  darin  unmittelbar  anwendbares  R.  gelehrt 
wird.  Auch  in  der  eingehenderen  Benutzung  der  neueren  Quellen, 
z.  B.  bei  der  Erbfolge  in  besondere  Güterarten,  hat  sich  der 
Verf.  von  der  älteren  Bearbeitung  des  deutschen  Privat-R.  ent- 
fernt, die  ihrer  generalisirenden  Tendenz  zuliebe  die  älteren  ein- 
heitlichen Quellen  festhielt,  obwohl  sie  durch  neuere  Landes- 
gesetze verdrängt  waren. 

Bis  zum  Inkrafttreten    des   deutschen  Zivilgesetzbuches   hat 
St.s  Handbuch    noch   einen   wichtigen   praktischen  Beruf  zu  er- 
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füllen ;  aber  auch  nach  demselben  wird  es  als  ein  Inventarium  der 
deutschen  Privatrechtswissenschaft  von  ihren  Anfängen  bis  zu  dem 
tiefen  Einschnitt  der  Kodifikation  in  gewissem  Sinne  nicht  veralten. 
Wenn  es  sich  künftig  darum  handelt,  die  Gedanken  des  Gesetz- 
gebers über  sein  beschränktes  Ausdrucksmittel,  seine  Worte  hinaus 
auszudenken,  wird  man  der  historischen  Forschung  nicht  ent- 
behren können,  und  zu  ihren  Quellen  und  Fundstätten  wird 
St.  immer  ein  wertvoller  Führer  bleiben.  Schulz. 

Rönne,  L.  von.  Ergänzungen  und  Erläuterungen  des 
Allgemeinen  Land-R.  Berlin,  Decker.  7.  Ausgabe. 
Von  dem  Werke,  dessen  erstes  Heft  wir  bei  seinem  Erscheinen 
bereits  in  diesen  Blättern  besprochen  haben,  liegt  nunmehr  der 
«rste  Band  vollendet  vor.  Er  umfasst,  die  Legalordnung  des 
Land-R.  beibehaltend,  die  ersten  elf  Titel  des  ersten  Teils  des- 
selben und  erfüllt  alle  die  Ansprüche,  zu  deren  Erhebung  der 
Inhalt  des  ersten  Heftes  berechtigte.  Der  Verf.  hat,  wie  nicht 
anders  zu  erwarten  war,  mit  ungemeiner  Sorgfalt  gearbeitet  und 
bei  den  einzelnen  Paragraphen  alles  zusammengestellt,  was  in 
Praxis  und  Wissenschaft  die  Forschung  errungen  hat.  Jedenfalls 
wird  das  Werk  ebensowohl  für  das  eingehende  Studium  des 
Preussischen  L.R.,  wde  für  die  praktische  Anwendung  desselben 
€in  zuverlässiger  und  treuer  Ratgeber  sein.  Zur  Begründung 
unserer  Ansicht  verweisen  wir  nur  beispielsweise  auf  die  Bear- 
beitung der  §§.  19  ff.  I,  9,  über  die  Fundsachen  S.  510  ff.,  eine 
Materie,   in  welche  die  neue  Gesetzgebung  tief  eingegriffen  hat. 

Meves. 

Höhne,  C.  Der  sogenannte  Leihvertrag.  Berlin,  Müller. 
1885.  50  Pf. 
Der  Verf.  erörtert  in  seiner  nur  wenige  Seiten  umfassenden 
Schrift  die  rechtliche  Bedeutung  eines  sogen.  Möbel-Leihvertrages. 
Er  legt  seinen  Ausführungen  den  Wortlaut  eines  derartigen 
Vertrages,  wie  er  in  Berlin  geschlossen  zu  werden  pflegt, 
zu  Grunde  und  gelangt  zu  dem  Satze,  dass  derselbe  weder  ein 
Leih-  noch  ein  sub  conditione  geschlossener  Kaufvertrag  sei, 
sondern  als  ein  pactum  de  vendendo  mit  gewissen  Nebenbestim- 
mungen aufgefasst  werden  müsse.  Er  erstreckt  seine  Ausfüh- 
rungen auf  die  Folgen  des  Rücktritts  eines  der  Kontrahenten, 
wie  sie  in  dem  supponierten  Kontrakte  vorgesehen  worden  sind, 
und  schliesst  ihnen  das  Formular  eines  zweiten  in  Berlin  auch 
vorkommenden  derartigen,  etwas  anders  lautenden  Vertrages  an. 


158     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1886).    V.Band.   S.Heft. 

Ein  tieferes  Eingehen  auf  das  Wesen  solcher  Verträge  lässt  der 
Aufsatz  vermissen.  Meves. 

Eiclihorn,    G.     Das    Testament.      Berlin,    Vahlen.       1885. 
4  M.  50  Pf. 

Bereits  seit  vielen  Jahren  haben  die  Vorschriften  des  preuss. 
Land-R. ,  durch  welche  die  Kundgebung  des  , letzten  Willens" 
mit  einer  Reihe  von  Förmlichkeiten  umgeben  worden  sind,  um 
ebensowohl  ihre  Identität,  wie  die  Möglichkeit  einer  Ausführung 
des  kundgegebenen  Willens  zu  sichern,  Veranlassung  zu  einer 
ganzen  Reihe  mehr  oder  weniger  eingehenden  Schriften  gegeben, 
welche  den  Zweck  verfolgen,  dem  Richter  die  genaue  Beobach- 
tung dieser  Vorschriften  zu  erleichtern.  Demselben  Zwecke  soll, 
wie  das  Vorwort  des  Verf.  sagt,  auch  das  vorliegende  Buch 
dienen  und  ein  „Lehrbuch"  für  alle  diejenigen  Personen  sein, 
die  zur  An-  oder  Aufnahme  von  Testamenten  berufen  sind.  Es 
geht  jedoch  über  den  Rahmen  eines  blossen  Formularbuchs 
hinaus.  Der  Verf.  sucht  nämlich  sein  Ziel  dadurch  zu  erreichen, 
dass  er  die  Vorschriften  des  L.R.  systematisch  zusammenstellt 
und  dieselben  nicht  allein  durch  Aufstellung  von  Mustern  für  die 
verschiedenen  Arten,  in  welchen  der  letzteWillekundgegeben  werden 
kann,  sondern  auch  durch  Anmerkungen  erläutert.  Die  Arbeit 
ist  in  Abschnitte  geteilt,  in  welchen  der  Begriff  eines  Testaments, 
die  Form  eines  solchen ,  die  subjektiven  und  objektiven  Be- 
schränkungen des  Testators,  der  Inhalt  des  Testaments  und  seine 
Publikation  und  endlich  der  Widerruf  und  die  Zurücknahme 
desselben  behandelt  werden.  Der  letzte  Abschnitt  beschäftigt 
sich  mit  den  Auslegungsregeln.  In  einem  Anhange  sind  die  Vor- 
schriften über  die  Kosten  und  die  Erbschaftssteuer,  und  über 
die  Aufnahme  dorfgerichtlicher  Testamente,  die  Paragraphen  der 
Allg.  Grerichts-Ordg.  über  das  Verfahren  bei  Aufnahme  von 
Testamenten  wiedergegeben  und  die  Entscheidungen  des  preuss. 
Ober-Tribunals  und  des  Reichsgerichts,  welche  sich  auf  das  testa- 
mentarische Erb-R.  beziehen,  zusammengestellt.  Der  Verf.  hat 
auf  seine  Arbeit  eine  grosse  Sorgfalt  verwendet,  jedoch  der  ein- 
schlagenden Litteratur  nicht  die  genügende  Berücksichtigung 
geschenkt.  Uebrigens  werden  die  Werke  von  Förster  und  Koch 
nicht  nach  den  neuesten  Ausgaben,  sondern  nach  den  alten  von 
1873  bezw.  1870  zitiert.  Die  gegebenen  Muster  sind  nicht  überall 
klar  und  zweckentsprechend.  Dennoch  kann  das  Buch  sich  als 
ein  praktisches  Hilfsmittel  bewähren.  Meves. 
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Stubenrnuch.  Kommentar  zum  österr.  allgemeinen  bür- 
gerlichen Gesetzbuche.  IV.  Auflage  von  M.  Schuster 
und  C.  Schreiber.  Wien,  Manz.  Zwei  Bände.  X  u. 
879  S.  u.  932  S. 
Nachdem  dieses  Werk  einerseits  in  C.Bl.  IlT.  S.  142  angezeigt 
wurde,  andererseits  eine  eingehende  Besprechung  desselben  wegen 
seines  Umfanges,  hier  wenigstens,  unthunlich  erscheint,  so  mögen 
nur  wenige  Worte  darüber  gesagt  werden.  Mit  dieser  Bearbei- 
tung wurde  St.s  Kommentar,  der  entschieden  veraltet  war,  der 
heutigen  Gesetzgebung  gerecht.  Es  wurden  die  neu  erflossenen 
Gesetze  nicht  bloss ,  wie  es  bei  einer  früheren  Auflage  geschah^ 
nach  den  einschlägigen  Paragraphen  eingereiht,  sondern  sie 
w^urden  ganz  entsprecbend  verarbeitet.  —  Es  ist  daher  der 
Kommentar  jetzt  für  Praktiker  sehr  brauchbar.  Dagegen  ist 
es  noch  immer  nicht  ein  auf  den  Grundsätzen  der  heute  herr- 
schenden Theorie  basiertes  Lehrbuch;  d.h.  die  gemeinrechtliche 
Theorie,  die  bekanntlich  in  der  I.  Auflage  dieses  Kommentars 
Beachtung  gefunden  hatte,  dann  aber  ausgemerzt  worden  war, 
ist  auch  in  dieser  Auflage  nicht  in  ihr  gutes  Recht  eingesetzt 
worden.  Wer  den  Kommentar  allein  zur  Hand  nimmt,  wird 
kaum  die  richtige  Anschauung  von  der  heutigen  Lehre  des 
österr.  Zivil-R.  gewinnen.  W.  Fuchs  (Wien). 

Haberstich,  J.  Handbuch  des  schweizerischen  Obli- 
gationen-R.  IL  Bd.  1.  T.  Zürich,  Orell,  Füssli  &  Co. 
1885.  XIX  u.  341  S. 
Die  vorliegende  Arbeit  ist  die  Fortsetzung  des  im  C.Bl.  IV. 
57/8  angezeigten  Werkes,  das  in  dogmatischer  Gestalt  eine  wesent- 
lich populäre  Behandlung  des  Obligationen-R.  bietet.  Das  Opus 
ist  mit  dieser  neuen  Lieferung  noch  nicht  abgeschlossen.  Die 
erste  Hälfte  des  zweiten  Bandes  gruppiert  den  speziellen  Teil 
des  Obligationen-R.  nach  folgenden  Kategorien :  1.  Die  Verträge 
auf  Umsatz  (Kauf  und  Tausch) ;  2.  diejenigen  auf  Gebrauch 
(Miete,  Pacht  und  Gebrauchsleihe);  3.  diejenigen  auf  Rück- 
gabe (Darlehen,  Hinterlegungsvertrag);  4.  diejenigen  auf  Ar- 
beit (Dienstvertrag,  Werkvertrag,  Verlagsvertrag,  Frachtvertrag) ; 
5.  diejenigen  auf  Geschäftsführung  (Auftrag,  Anweisung, 
Kreditbrief,  Kreditauftrag,  Prokura,  Kommission,  Geschäftsfüh- 
rung ohne  Auftrag.  Daran  reiht  sich  noch  das  Kapitel  der 
Bürgschaft  und  des  Leibrentenvertrages.  Die  gemachte  Disposition 
ist  sehr  diskutabel,  wie  übrigens  der  Verf.  im  Vorworte  (XVIH) 
selber  einräumt. 
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Es  verbleibt  nun  wesentlich  noch  die  Behandlung  der  Per- 
sonenverbände (Gesellschaften)  des  Aktien-  und  Wechsel-R.,  — 
jener  Gebiete,  welche  erst  recht  die  volle  Beherrschung  der 
dogmatischen  Litteratur  und  eine  umfassende  Kenntnis  des 
praktischen  Lebens  erfordern.  Dieser  letzte  Teil  soll  „in  mög- 
lichst kurzer  Zeit"  folgen.  Meili. 


III.  Zivilprozess. 

Wach,  A.  Handbuch  des  deutschen  Zi vilprozess-R. 
I.  Band.  (Bindings  System.  Handbuch  etc.,  Abt.  IX.)  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.  1885.  XVI  u.  690  S. 
Ein  längst  mit  Spannung  erwartetes  Werk;  denn  es  fehlte 
bisher  ganz  an  einer  den  Forderungen  der  heutigen  Prozess- 
wissenschaft genügenden  systematischen  Durcharbeitung  des 
neuen  deutschen  Z.Pr.R.  Vor  allem  handelt  es  sich  darum, 
die  richtige  Methode  für  die  theoretische  Darstellung  des  mo- 
dernen Gesetzes-R.  zu  finden  und  damit  den  notwendigen  Kon- 
takt zwischen  Wissenschaft  und  Praxis  für  die  Zukunft  zu  sichern. 
Liegt  doch  bei  dem  gegenwärtigen  Zustand  der  Doktrin  in 
Deutschland  die  Gefahr  der  Verflachung  einerseits  und  einer  dem 
Leben  abgewandten,  nur  auf  die  engsten  Kreise  der  Theorie  be- 
schränkten BegrifFsgymnastik  andererseits  allzunahe.  Nur  von 
einem  Meister,  der  mit  der  gründlichsten  historischen  Forschung 
eine  seltene  Schärfe  in  der  begrifflichen  Konstruktion  und  völlige 
Beherrschung  der  Praxis  verbindet,  war  eine  Lösung  der  schwie- 
rigen Aufgabe  zu  erwarten.  Wir  haben  es  hier  nicht  mit  einem 
Handbuch  im  gewöhnlichen  Sinn,  d.  h.  mit  einer  synthetischen 
Darstellung  der  Ergebnisse  der  Wissenschaft  zu  thun,  vielmehr 
soll  erst  einer  wirklich  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Ziv.- 
Pr.-R.  die  Bahn  geöffnet  werden.  Daher  die  mehr  an  mono- 
graphische Bearbeitung  erinnernde  Methode,  welche  das  Werk, 
soweit  es  vorliegt,  charakterisiert;  statt  abgerundeter  Definitionen 
fortgesetzte  Zergliederung  der  Begriffe,  Ausscheidung  der  wesent- 
lichen von  den  unwesentlichen  Merkmalen.  So  vollzieht  sich 
gleichsam  vor  den  Augen  des  Lesers  die  Gedankenarbeit  des 
Verf.  und  es  bleibt  dem  Leser  überlassen,  die  Fülle  der  zu  Tage 
geförderten  Ergebnisse  für  sich  weiter  auszugestalten.  Von  ganz 
besonderer  Bedeutung  für  diese  kritisch-analytische  Methode 
W.s    ist    seine   Theorie    der    Gesetzesauslegung.      Nicht    Rekon- 
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struktion  des  in  den  Gesetzesworten  entäusserten  gesetzgebe- 
rischen Willens  als  eines  historischen  Aktes  ist  nach  W.  Ziel 
und  Aufgabe  der  Auslegung,  sondern  das  Gesetz  selbst  als  kon- 
stanter lebendiger  Wille,  unabhängig  vom  Willen  des  Gesetz- 
gebers und  selbst  gegen  dessen  erweisliche  Intention  bildet  das 
Objekt  der  Auslegung.  Damit  gewinnt  der  Verf.  für  die  wissen- 
schaftliche Auslegung  der  modernen  Gesetze,  insbes.  für  die  Aus- 
legung nach  den  Regeln  der  Logik,  aus  dem  vernunftmässigen 
Wesen  des  Gesetzes  und  seiner  Eingliederung  in  das  System  der 
gesamten  Gesetzgebung  den  weitesten  Spielraum ,  selbst  gegen- 
über einem  manifestierten  Willen  des  Gesetzgebers,  eine  Frei- 
heit, welche  die  Theorie,  namentlich  aber  die  Praxis  dem  Inter- 
preten bisher  nicht  eingeräumt  hatte.  Dass  hierbei  die  sub- 
jektive Ansicht  des  Auslegers  über  die  der  Gesetzesurheber  ge- 
stellt werde,  wird  bestritten  und  nur  der  objektive  Gesetzesinhalt 
als  Gegenstand  des  Nachweises  bezeichnet  (S.  276,  N.  18).  Die 
unmittelbare  Interpretation  der  Gesetzes w orte  —  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  notwendiger  Vermittler  für  dieVereinbarung  des  Gesetzes- 
inhalts durch  die  Faktoren  der  Gesetzgebung  —  aus  den  hierzu  be- 
stimmten Willenserklärungen  ihrer  Urheber  wird  hiernach  vonW. 
verworfen  und  nur  der  objektive  Wortbegriif  akzeptiert,  dabei  aber 
doch  dem  „historischen  Elemente"  der  Auslegungsthätigkeit  eine 
Bedeutung  beigelegt,  welche  den  sogen.  Materialien  die  nun  ein- 
mal in  der  Natur  der  Sache  —  insbes.  in  dem  Mangel  einer 
feststehenden  Gesetzessprache  —  begründete  Bedeutung  sichert. 
Gerade  die  völlige  Beherrschung  dieser  Materialien,  nicht  nur 
der  Motive  und  Komm.-Protok.,  sondern  auch  der  weiter  zurück- 
liegenden bis  zum  hannov.  Entwurf  und  den  vorangegangenen  Ge- 
setzgebungen, welche  W.  mit  R.  neben  den  unmittelbaren  Ma- 
terialien zur  Geltung  bringt,  sowie  die  minutiöse  Berücksichti- 
gung aller  Erkenntnisquellen,  welche  das  Gesetz  selbst  darbietet, 
schützt  den  Verf.  vor  der  einseitigen  Geltendmachung  des  von 
ihm  an  die  Spitze  gestellten  Auslegungsprinzips. 

Der  vorliegende  I.  Band  enthält  ausser  der  Einleitung  — 
welche  sich  mit  dem  Begriff  des  Ziv.-Pr.-R.  und  dessen  Ab- 
grenzung gegen  verwandte  Rechtsbild^ngen ,  seiner  Stellung  im 
System,  und  mit  Quellen,  Litteratur  und  Praxis  beschäftigt  — 
im  1.  Buch  das  objektive  Prozess-R.,  d.  h.  die  Lehre  vom  Prozess- 
gesetz, den  Grenzen  seiner  Herrschaft  und  von  der  Auslegung, 
und  dann  im  2.  Buch  die  Lehre  von  den  Prozesssubjekten, 
nämlich  von  dem  Gericht,  den  Parteien,  ihren  Stellvertretern 
und    Beiständen    und   vom     Nebenintervenienten,    wogegen    die 
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Streitgenossenschaft  wie  die  Hauptintervention  erst  im  folgenden 
Band  in  Verbindung  mit  der  Lehre  vom  Prozessrechtsverhältnis 
dargestellt  werden  soll.  Im  1.  Kapitel  der  Einleitung  werden 
aus  den  Kategorien:  Gesetz,  Thatbestand  und  Rechtswirkung 
die  Grundbegriffe  des  Z.Pr.  entwickelt  und  werden  Urteil  und 
Vollstreckung  als  die  Mittel  dargestellt,  durch  welche,  wenn 
auch  nur  alternativ,  der  Prozesszweck  erfüllt  wird.  Der  Prozess 
soll  nicht  objektives  E.  schaffen,  sondern  bewähren,  Bülows 
Theorie  der  konkreten  Rechtsnormierung  wird  als  Verkennung 
der  Richterfunktion  verworfen,  ebenso  die  Auffassung  des  Pro- 
zesses als  eines  prozessualen  Rechtsgeschäfts  im  Sinne  von  Schultze. 
Gegenstand  des  Z.Pr.  ist  ein  Privatrechtsverhältnis,  aber  nicht 
notwendig  ein  Anspruch  des  Klägers.  Der  Anspruch  als  „be- 
friedigungsbedürftiges subjektives  R."  ist  zwar  stets  Gegenstand 
der  Leistungsklage,  aber  niemals  Inhalt  der  negativen  Fest- 
stellungsklage. Letztere  ist  weder  Anerkennungsanspruch  noch 
Anspruch  auf  Sicherung  im  Sinne  von  Degenkolb,  denn  sie 
will  blos  negieren,  nicht  ein  künftig  zu  realisierendes  Verhalten 
normieren.  Wohl  aber  ist  Gegenstand  jedes  Prozesses  der  sogen. 
Rechtsschutzanspruch,  d.  h.  der  Anspruch  an  den  Staat  auf  Ge- 
währung des  prozessualen  Rechtsschutzes,  welcher  Anspruch  nicht 
bedingt  ist  durch  die  Existenz  eines  subjektiven  R.,  sondern 
nur  durch  ein  wirkliches,  nicht  eingebildetes  Rechtsschutzinteresse, 
das  aber  wesentlich  verschieden  ist  von  dem  abstrakten  publi- 
zistischen Klag-R.  Degenkolbs,  welches  W.  verwirft.  —  Der 
Prozessthatbestand  ist  eine  Reihenfolge  von  Prozesshandlungen 
im  Dienste  des  Prozesszweckes;  aus  letzterem  ergeben  sich  die 
drei  möglichen,  wenn  auch  nicht  notwendigen  Hauptabschnitte  des 
Verfahrens:  1.  über  die  Klagbefugnis  und  Defensionspflicht, 
d.  h.  über  die  Zulässigkeit  des  Streits  über  den  geltend  ge- 
machten Rechtsschutzanspruch;  2.  über  die  Wirklichkeit  dieses 
Anspruchs  —  Sachverhandlung  und  Sachentscbeidung;  3.  über 
die  Verwirklichung  desselben  durch  Vollstreckung.  —  Das 
Prozessrechtsverhältnis  selbst  wird  nur  durch  prozessuale  Vor- 
gänge, nicht  durch  den  materiell-rechtlichen  Thatbestand  be- 
gründet: es  ist  ein  einheitliches,  sich  schrittweise  fortentwickelndes, 
wenn  auch  aus  einzelnen  in  sich  gegliederten  Akten  zusammen- 
gesetztes Verhältnis,  indem  die  Vielheit  der  einzelnen  rechtlichen 
Beziehungen  zur  Einheit  wird  durch  den  gesetzlich  wesentlichen 
Prozesszweck.  Diese  einzelnen  Beziehungen  sind  hiernach  nicht 
Ausflüsse  des  im  Streit  befindlichen  materiellen  Rechtsverhält- 
nisses, ebensowenig  des  klägerischen  Rechtsschutzanspruchs  ;  denn 
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sie  bestehen  auch  wenn  dieser  nicht  begründet  ist.  Die  Prozess- 
rechtsverhältnisse sind  vielmehr  nur  formeller  Natur,  wenn  auch 
mittelbar  der  Gegenstand  des  Prozesses  in  einem  Innern  Zu- 
sammenhang mit  dem  Prozessrechtsverhältnis  steht.  Falls  in 
einem  Prozess  die  oben  genannten  drei  Zwecke  zu  verwirklichen 
sind,  so  werden  auch  drei  selbständige  Prozessrechtsverhältnisse 
begründet. 

Aus  der  Erscheinungsform  der  prozessualen  Handlungen 
und  ihrer  äussern  Anordnung  und  aus  der  Verschiedenheit  in 
den  rechtlichen  Wirkungen  der  Prozessakte  ergibt  sich  die  Ver- 
schiedenheit der  Prozesssysteme,  welche  zuerst  nach  gemeinem 
R.,  dann  nach  Massgabe  der  Z.Pr.O.  —  als  Gegensatz  zwischen 
ordentlichem   und    besonderem    Verfahren    —    entwickelt    wird. 

Im  2,  Kapitel  wird  der  Z.Pr.  gegenüber  verwandten  Rechts- 
bildungen abgegrenzt  und  seine  Stellung  im  System  dargestellt. 
Zuerst  wird  der  Gegensatz  zwischen  kontentiöser  und  freiwilliger 
Gerichtsbarkeit  in  seinen  verschiedenen  Divergenzen  gezeigt  und 
letztere  definiert  als  Beteiligung  des  Staats  bei  der  Gestaltung 
der  konkreten  Privatrechtsordnung,  auch  wird  der  Umfang  dieser 
Beteiligung  festgestellt  und  werden  schliesslich  die  Mittel  und 
Formen  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  bestimmt.  Hieran  reiht 
sich  dann  die  Darstellung  des  Schiedsverfahrens  an.  Die  Ein- 
rede des  Schiedsvertrags  ist  „Verneinung  der  Defensionspflicht'', 
nicht  materielle,  sondern  prozessualische,  wenn  auch  nicht  prozess- 
hindernde  Einrede.  Hierauf  folgt  die  Abgrenzung  der  Z.Pr.- 
von  der  Administrativ-Sache.  Die  Z.Pr.O.  gibt  nach  W.  weder 
positiv  noch  negativ  eine  Bestimmung  über  den  Begriff  der 
bürgerlichen  Rechtssache,  und  damit  eine  materielle  Begrenzung 
des  Rechtswegs.  Die  Frage  der  Zulässigkeit  des  Rechtswegs  ist 
vielmehr  eine  gerichtsorganisatorische,  welche  sich  nur  nach  der 
konkreten  lex  fori  beantworten  lässt.  Der  prinzipielle  Gegensatz 
zwischen  Z.Pr.-  und  Verwaltungssache  erfordert  aber  die  Fest- 
stellung des  Unterschieds  zwischen  dem  öfiTentlichen  und  dem 
Privatrechtsverhältnis.  Hierbei  wird  nachgewiesen,  dass  weder 
die  rechtliche  Natur  der  Entscheidungsnorm ,  noch  die  Eigen- 
schaft des  Parteiinteresses  als  Vermögensinteresse,  noch  endlich 
der  Rechtstitel  oder  die  Eigenschaft  d?s  als  berechtigt  oder  ver- 
pflichtet beteiligten  Subjektes  in  Frage  kommt,  sondern  allein 
der  Inhalt  des  Rechtsverhältnisses  selbst. 

Ein  Kriterium  gibt  die  Zweckbestimmung  des  R.  und  der 
Pflicht.  Die  Zweckbeziehung  auf  die  Gesamtheit  muss ,  wenn 
ein  öff'entliches  Rechtsverhältnis  vorliegen  soll,   eine  zweiseitige, 
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also  nicht  bloss  in  der  Person  des  Berechtigten,  sondern  auch 
des  Verpflichteten  be^^ründet  sein.  Im  einzelnen  sind  nach  W. 
auch  die  dem  öffentlichen  Amt  korrespondierenden  vermögens- 
rechtlichen Ansprüche  (auf  Gehalt  etc.)  an  sich  öffentlich  recht- 
licher Natur,  wenn  auch  durch  positive  Norm  an  die  Zivil- 
gerichte verwiesen,  wogegen  die  Entschädigungsansprüche  aus 
der  Enteignung  und  ähnlichen  Dispositionen  des  Gemeinwesens 
an  sich  schon  privatrechtlich  sind,  „denn  man  wird  als  Glied 
des  Gemeinwesens  expropriiert,  als  bisheriger  Eigentümer  aber 
entschädigt."  Individuelle  Befreiungen  von  öffentlich-rechtlichen 
Verpflichtungen  auf  Grund  speziellen  Titels  erzeugen  Privat-R. 
Hieran  schliesst  sich  die  prozessuale  Feststellung  der  Zulässig- 
keit  des  Rechtswegs  durch  die  Entscheidung  der  Gerichte  selbst 
und  die  Lehre  vom  Kompetenzkonflikte.  W.  verneint  hiebei  in 
üebereinstimmung  mit  dem  württ.  u.  a.  Gesetzen  ungeachtet  des 
Wortlauts  in  §.  17  Abs.  2  G.V.G.  die  Zulässigkeit  sowohl  des  nega- 
tiven als  des  positiven  Konflikts  gegenüber  dem  Reichsgericht. 
Im  Falle  der  Bejahung  des  Rechtswegs  durch  den  Konflikts- 
Gerichtshof  soll  dem  Gericht  nicht  mehr  die  Befugnis  zustehen, 
seine  Zuständigkeit  zu  prüfen,  da  auch  das  Urteil  des  Konflikts- 
Gerichtshofs  zwischen  den  Parteien  ergeht.  Schliesslich  folgt 
noch  eine  instruktive  Erörterung  über  den  Einfluss  der  Klag- 
begründung auf  die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs.  Nachdem 
dann,  wie  bemerkt,  im  I.  Buch  zunächst  die  Lehre  vom  Prozess- 
gesetz und  seiner  Auslegung,  letztere  in  Verbindung  mit  einer 
äusserst  sorgfältigen  Darstellung  des  Sprachgebrauchs  der  Z.Pr.O. 
erörtert  worden,  gelangt  der  Verf.  im  2.  Buch  zunächst  zur 
Lehre  vom  Gericht.  Mit  Ausscheidung  der  gerichtsverfassungs- 
mässigen  Normen  über  die  Organisation  der  Gerichte,  welche 
programmgemäss  einem  besondern  Werke  (v.  Heinze)  vorbe- 
halten sind;  wird  hier  zunächst  die  Zivilgerichtsbarkeit  und  ihre 
Ausübung,  dann  die  innere  Organisation  und  Funktion  der  Be- 
hörden und  die  Lehre  von  den  gerichtlichen  Personen  insbes. 
behandelt.  Hierauf  folgt  eine  erschöpfende  Darstellung  der 
Korapetenzordnung  und  zwar  der  „funktionellen*  sowohl  als  der 
„räumlichen  K.O.",  welche  mit  dem  Umfang  der  Zuständigkeit 
und  der  Lehre  von  der  Rechtshilfe  schliesst.  Aus  den  folgenden 
Kapiteln  2—4  des  2.  Buches  (Parteien  etc.)  heben  wir  noch 
hervor:  Partei  ist  nach  W.  nur  die  sogen.  Hauptpartei,  d.  h. 
das  Subjekt,  in  dessen  Namen  und  auf  dessen  Rechnung  der 
Prozess  geführt  wird.  Die  Parteifähigkeit  ist  als  Voraussetzung 
der  Prozessfähigkeit  stets  in  dieser  begriffen  und  bildet  deshalb 
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im  Sinne  des  §.  248  eine  prozessuale  Voraussetzung.  Dem  ma- 
teriellen wird  ein  formeller  Parteibegriff  gegenübergestellt,  mit 
Rücksicht  auf  solche  Personenmehrheiten,  welche  zwar  im  Sinne 
der  §§.  19,  157  parteifähig,  aber  nach  W.  keine  juristische  Per- 
sonen sind;  zur  Begründung  dient  ein  kritischer  Exkurs  über 
die  offene  Handelsgesellschaft  und  deren  Mitglieder  als  Prozess- 
subjekte. Die  Prozessfähigkeit  soll  ganz  nach  den  statuta  per- 
sonalia  im  Sinne  der  lex  fori  beurteilt  werden.  Die  Worte 
, seines  Landes"  in  §.  53  sind  bloss  enunziativ,  und  eine  Bevor- 
zugung des  Gesetzes  des  Heimatstaats  im  Unterschied  von  der 
lex  domicilii  ist  nicht  begründet  (womit  allerdings  eine  in  ihren 
Wirkungen  störende  Disharmonie  der  Prinzipien  aus  der  Pr.O. 
beseitigt  wäre).  Die  Bestimmung  über  die  stillschweigende  Be- 
vollmächtigung in  §.  86  (85?)  Abs.  2  will  W.  nur  für  den  Partei- 
prozess  gelten  lassen.  Als  besonders  interessant  und  fördernd 
mag  schliesslich  noch  herausgehoben  werden  die  Lehre  von  der 
Sukzession  in  der  Vertretung  und  von  der  vollmachtslosen  V. 
Zwar  vermag  auch  W.  die  hier  im  Gesetz  begründete  Schwierig- 
keit nur  in  etwas  gewaltsamer  Weise  zu  lösen  (S.  603,  N.  22), 
aber  die  ganze  Ausführung  bietet  so  viele  neue  Gesichtspunkte 
dar,  dass  auch  der  etwaige  Gegner  sich  durch  dieselbe  gefördert 
finden  wird.  In  der  Lehre  von  der  Nebenintervention  ist  auf 
die  grundlegenden  Erörterungen  über  das  Interventionsinteresse, 
namentlich  „wegen  drohender  nachteiliger  Rechtswirkung"  (Rechts- 
kraft-, Thatbestands-,  Vollstreckungs-Wirkung)  besonders  hinzu- 
weisen. Das  ganze  Buch  ist  ebenso  belehrend  durch  seine  Me- 
thode, wie  reich  an  neuen  Gedanken.  Gaupp. 

Rocholl.     Die   Feststellungsklage   im   heutigen  Klagen- 
system.    (Zeitschr.    f.    deutschen    Zivilprozess,   Bd.   VIII, 
S.  329 — 417,  Rechtsfälle  aus  der  Praxis  des  Reichsgerichts, 
Bd.  II,  S.  101  ff.) 
Die  Abhandlung    des  Verf.,    welche   zuerst   in   der  Zeitschrift 
für  deutschen  Zivilprozess  erschien  und  in  den  Rechtsfällen  ohne 
wesentliche  Aenderungen  wieder  abgedruckt  wurde,    knüpft    an 
14  in    den    ersten    10    Bänden   der   Entscheidungen   des    Reichs- 
gerichts  veröffentlichte   Urteile   dieses    Gerichtshofs    an,    welche 
sich  über  das  Wesen  und  die  Voraussetzungen  der  Feststellungs- 
klage aussprechen,  und  stützt  sich  auf  die  ausführlich  dargelegte 
Praxis   des   Reichsgerichts,    welche    einen   sicheren   Aufbau   der 
ganzen    Lehre    ermöglichen    soll.      Der  Verf.    bindet    sich    aber 
keineswegs  an  die  Entscheidungen  des  Reichsgerichts,  welche  er 
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vielfach  kritisiert,  sondern  will   die  Natur   und    das  Wesen  der 
Feststellungsklage,    ihre    Voraussetzungen    und    die    Merkmale, 
welche  sie  von  anderen  Klagarten  unterscheiden,  selbständig  er- 
örtern.    Er  geht  davon  aus,    dass   die  in  Frage  stehende  Lehre 
von  dem  übrigen  Teile  des  Aktionensystems  nicht  absehen  könne, 
weil   die   Feststellungsklage    ihre  wahre   Bedeutung    erst   durch 
ihre  Einreihung  in  dieses  System   gewinne    und   dazu  bestimmt 
sei,    eine   praktisch   tief    empfundene  Lücke    in   demselben    aus- 
zufüllen.    Durch    diese  Ausfüllung   wird    nach    der  Ansicht   des 
Terf.    für    die    Zukunft   jede  Veranlassung    beseitigt,    den    bis- 
herigen Klagen  auf  Verurteilung   zu   einer  Leistung   eine  unge- 
bührliche Ausdehnung  zu  geben.     Er  spricht  aber  auch  die  An- 
sicht aus,  es  sei  an  der  Zeit,    ein    neues  Aktionensystem  aufzu- 
stellen  und   zwar   auf   anderen  Grundlagen,   als    es  bisher  ge- 
schehen.   Zur  Lösung  dieser  Aufgabe  soll  seine  Abhandlung  bei- 
tragen.   Zu  diesem  Zwecke  erörtert  er  zunächst  die  Begriffe  des 
formellen  und  materiellen  Klage-R.  in  Verbindung  mit  der  von 
ihm  angenommenen  Einlassungspflicht  des  Beklagten,  welche  durch 
,§.  231  der  Z.Pr.O.  erweitert  worden  sei,  sodann  den  Unterschied 
-zwischen  den  Feststellungsklagen,  den  Klagen  auf  Leistung  und 
•einer  dritten  Gruppe  von  Klagen,  welche  nicht  die  Feststellung 
eines  Rechtsverhältnisses  oder  die  materiellen  Folgen  eines  solchen 
zum  Gegenstande   haben,    sondern   die   Kollision    zweier   neben- 
einanderstehenden   Rechtsverhältnisse    zu    lösen    bestimmt   sind, 
und   welche   R.    „Konfliktsklagen"    nennt.      Diese    „Dreiteilung*' 
4er  Klagen  wird    eingehend  begründet   und   dargelegt,    dass   es 
nur  bei  Aussonderung  der  Konfiiktsklagen ,    zu   denen  auch  die 
in  §.  134  K.O.  vorgesehene  Klage  gerechnet  wird,   möglich  sei, 
das  Wesen   der  Feststellungsklage   im  Gegensatz   zur  Leistungs- 
klage zu   erfassen    und   die  Unterscheidungsmerkmale  zu    präzi- 
sieren.   Sodann  wird  die  Natur  der  Feststellungsklage  mit  ihrer 
Vorgeschichte  ausführlich  erörtert  und    dargelegt,   was   dieselbe 
mit  der  Leistungsklage  gemein  habe  und  worin  sie  sich  von  der- 
selben unterscheide.      Insbesondere    wird    der   Zweck    der   Fest- 
stellungsklage   und    im    Zusammenhang     damit    das    rechtliche 
Interesse   an    der   Feststellung   an    der   Hand   der   reichsgericht- 
lichen Entscheidungen  eingehend  erörtert,  auch  geprüft,  welche 
Einreden  einer  solchen  Klage  gegenüber  zulässig   sind.     Bei  Er- 
örterung der  Einrede    der  Rechtshängigkeit  wird   die  Frage   be- 
jaht,   ob   die   Umwandlung  der  Feststellungsklage  in   eine  Lei- 
stungsklage zulässig  sei,    dagegen  bezüglich  der  Aenderung  der 
Leistungsklage  in   eine  Feststellungsklage  bemerkt,    eine  solche 
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sei  nach  §.  253  der  Z.Pr.O.  nur  als  Erweiterung  und  zwar  nur 
dann  zulässig,  wenn  in  dem  Leistungsprozess  das  Rechtsverhältnis 
streitig  geworden  und  für  die  Sachentscheidung  überhaupt  er- 
heblich sei.  Den  bereits  oben  erwähnten  „  Konfliktsklagen ",  zu 
denen  R.  ausser  den  Klagen  aus  §.  134  K.O.  auch  die  Prioritäts- 
klagen (§.  764  Z.Pr.O.),  sowie  alle  Anfechtungsklagen,  Inter- 
ventionsklagen (§§.  72  und  690  der  Z.P.O.)  und  Klagen  bei  dem 
Aufgebotsverfahren  (§.  830  dieses  Gesetzbuches)  rechnet,  wird 
am  Schluss  ein  besonderer  Abschnitt  gewidmet.        Petersen. 


IV.  Strafrechtswissenschaft. 

Binding,   K.      Handbuch    des   Straf-R.     Band   I.     (System. 

Handbuch    der    deutschen    Rechtswissenschaft.      Abt.   VII. 

T.  I.  Bd.  I.)     Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     1885.     XXII 

XL.  927  S.  20  M. 
Der  erste,  den  „treuen  Freunden  A.  Heusler,  G.  Hartmann 
und  H.  Degenkolb''  gewidmete  Band  des  grossartig  angelegten 
Werkes  ist  erschienen.  Trotz  seines  bedeutenden  Umfanges  ent- 
hält der  I.  Band,  ausser  der  Einleitung,  keineswegs  den  ganzen 
sogen.  Allgemeinen  Teil,  vielmehr  fehlt  noch  die  Lehre  von  der 
verbrecherischen  Handlung,  welche  dem  II.  Bande  vorbehalten  ist. 

In  der  Vorrede  charakterisiert  B.  sein  Werk  als  ein  solches 
der  Wissenschaft  des  positiven  R.,  des  deutschen  R.,  als  ein 
Werk  der  Dogmatik  des  bestehenden  R.,  endlich  als  ein  Werk 
praktischer  Jurisprudenz,  nicht  ohne  bei  diesem  letzteren 
Punkte  der  Praxis  dankbar  zu  gedenken,  da  er  „im  Gerichte 
ein  gutes  Teil  von  dem  erkannt  zu  haben  glaube,  was  seiner 
Theorie  fehlte  und  wessen  die  Praxis  bedürfe". 

Die  gewaltige  Aufgabe,  welche  B.  sich  stellte,  erforderte 
notwendige  Beschränkung;  insbes.  hat  B.  darauf  verzichtet,  der 
Lehre  vom  geltenden  R.  „eine  auch  nur  in  bescheidenem  Masse 
befriedigende  Vorgeschichte  desselber^vorauszusenden".  Dagegen 
ist  andererseits  mit  alleinigem  Ausschluss  des  Militärstraf-R. 
(dessen  Bearbeitung  W.  v.  Rohland  übernommen)  der  gesamte 
materielle  Strafrechtsstoflf  zur  Darstellung  gelangt,  also  nament- 
lich auch  „der  reiche,  teilweise  so  feine,  teilweise  so  seltsame 
Inhalt  der  Spezialstrafgesetze". 

Bei  der  dogmatischen  Darstellung  hat  B.  gesucht  „sich  mehr 
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mit  abweichenden  Ansichten ,  als  mit  den  individuellen  Ver- 
tretern auseinanderzusetzen;"  dabei  sind  die  Präjudizien,  vor 
allen  andern  „der  hohen  Autorität  des  Gerichtshofes  und  weit- 
tragenden Wirkung  seiner  Erkenntnisse  entsprechend",  die  des 
R.G.  „mit  Mass  verwertet".  Dass  übrigens  die  dogmatische 
Darstellung  auf  dem  Gegensatze  der  Normen  und  der  Straf- 
gesetze sich  aufbaut,  bedarf  kaum  der  Hervorhebung;  B.  selbst 
legt  aber  ein  besonderes  Gewicht  darauf,  dass  er  in  strenger 
Scheidung  von  den  zwei  Arten  subjektiver  R.,  welche  jenen  beiden 
Arten  von  Rechtssätzen  entsprechen  (dem  R.  „auf  Botmässigkeit" 
und  dem  auf  „Strafe")  als  drittes  subjektives  R.  das  „Strafklage- 
R."  behandelt  habe,  da  gerade  die  Klarlegung  der  Unabhängig- 
keit desselben  von  dem  subjektiven  Straf-R.  die  Vorbedingung 
für  die  Lösung  „einer  grossen  Anzahl  chronischer  Verwirrungen" 
gewesen  sei. 

Nachdem  in  den  3  Kapiteln  der  Einleitung  (S.  3 — 151): 
I.  die  Aufgabe  und  die  Art  ihrer  Lösung,  IL  der  Quellenbestand, 
IIL  die  Litteratur  und  die  Judikatur  des  heutigen  gemeinen  R. 
behandelt  sind,  stellt  B.,  entsprechend  seinem  Grundriss,  im 
„Ersten  Buch"  das  „objektive  Straf-R.,  dem  „subjektiven 
Straf-R.  und  dem  Strafrechtsverhältnis"  des  „Zweiten  Buchs" 
gegenüber. 

Aus  dem  reichen  Inhalte  der  3  Abteilungen  des  Ersten 
Buches  (S.  155—474):  L  Normen  und  Strafgesetze,  IL  Geltungs- 
gebiet der  Strafgesetze,  IIL  Auslegung  des  Strafgesetzes,  mag 
namentlich  hervorgehoben  werden  die  Ausführung  über  „die 
Bedeutung  des  ungesetzten  R.  für  das  Straf-R."  und  hieraus 
wieder  insbes.  die  von  der  Analogie  handelnden  §§.  46  f.,  die 
zweifellos  zur  Beseitigung  des  „lebhaften  Streites  über  ihr  Wesen, 
ihr  Ergebnis  und  das  Mass  ihrer  Zulässigkeit  auf  strafrechtlichem 
Gebiete"  nicht  wenig  beitragen  werden.  Von  besonderer  Be- 
deutung erscheint  ferner  die  Darstellung  des  „Verhältnisses  ko- 
existierender Strafgesetze  zu  einander,"  durch  welche  namentlich 
der  dunkle  Begriff  der  „Materie"  i.  S.  des  E.G.  §.  2,  ferner  der 
wichtige  Gegensatz  des  „Allgemeinen  und  besonderen  Straf-R." 
neue  Beleuchtung  empfängt.  Neue  Bahnen  weisen  ferner  die 
bereits  als  Dekanatsprogramm  veröffentlichten  Ausführungen 
über  die  Fälle  der  sogen.  Gesetzeskonkurrenz,  insbes.  über  die 
von  B.  sogenannte  „Alternavität  der  Strafgesetze,"  über  die  „Sub- 
sidiarität" derselben  und  endlich  über  die  „Konsumtion  einer 
Strafdrohung  durch  die  andere"   (§§.  74—77). 

Das  Zweite  Buch  (S.  477—879)  bringt  die  subjektiven  R. 
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« 

„im  Anschluss  an  die  gute  Gewohnheit  der  Zivilisten  in  den 
Gründen  ihrer  Entstehung,  ihrer  Wandlung,  ihres  Unterganges" 
—  freilich  in  etwas  anderer  Anordnung  —  zur  Darstellung. 
In  Abt.  I:  „Rechtsverhältnis  zwischen  Staat  und  Sträfling"  wird 
vor  allem  klargelegt,  wer  als  „Inhaber"  der  oben  bezeichneten 
drei  subjektiven  Straf-R.  anzusehen  sei ;  B.  behandelt  hier  ferner 
die  Wandlung  der  Strafrechtsverhältnisse,  wobei  er  den  Begriff 
der  „Novation"  (bei  eintretendem  Gesetzwechsel)  in  das  Straf-R. 
einführt.  Die  Abt.  II  (in  welcher  die  Lehre  von  der  verbreche- 
rischen Handlung  keine  Aufnahme  gefunden  hat,  um  nicht  „durch 
diese  gewaltige  Materie  den  Zusammenhang  des  Buches  II  zu 
sprengen")  ist  in  2  Kapitel  zerlegt:  1.  „Das  Verbrechen",  aus 
welchem  namentlich  die  Ausführungen  über  Verbrechenseinheit 
und  -mehrheit  um  so  mehr  Hervorhebung  verdienen,  als  die 
Praxis  —  nach  dem  Urteile  B.s  —  auf  wenig  Gebieten  sich  un- 
sicherer bewegt,  als  auf  diesem  und  speziell  dem  der  Ideal-  und 
Realkonkurrenz.  2.  „Die  anderweiten  Entstehungsgründe  im 
Straf-R-  und  Strafklage-R. ;"  während  doppelt  bedingte  Straf-R. 
nur  ausnahmsweise  sich  finden  (vgl.  §§.  4,  Nr.  3,  102  f.),  nimmt 
die  Gruppe  der  doppelt  bedingten  Strafklage-R.  einen  weiten 
Raum  ein,  indem  namentlich  die  Antrags-  und  Ermächtigungs- 
fälle dahin  gehören;  der  „leidige  Kampf  über  die  juristische 
Natur"  der  Antragsdelikte  erreiche  sein  Ende,  meint  B.,  mit  der 
scharfen  Scheidung  von  Straf-R.  und  Strafklage-R.;  wiederholt 
tadelt  B.  die  auf  dem  Gebiete  der  Antrags  verbrechen  „so  stark 
hervortretende  Neigung ,  die  lex  ferenda  der  lex  lata  unter- 
zuschieben." Wichtige  Ausführungen  enthält  Abt.  III  über  die 
„Gründe  der  Nichtentstehung  von  Straf-R.  und  Strafklage-R.,* 
namentlich  in  dem  Abschnitt  über  die  rechtliche  Bedeutungs- 
losigkeit der  Angriffshandlung,  insofern  hier  die  „irrtümlich  de- 
liktische Handlung"  (das  sog.  Putativdelikt)  durch  klare  Son- 
derung der  in  Betracht  kommenden  Fälle  ins  richtige  Licht  ge- 
setzt wird,  nicht  minder  aber  die  neuerdings  wieder  so  bestrittene 
Lehre  von  der  Einwilligung  des  Verletzten  „bei  dem  Verbrechen 
wider  die  Rechtsgüter  der  physischen  Persönlichkeit"  dadurch, 
dass  sie  allgemeinen  Gesichtspunkten  untergeordnet  wird;  der 
Schluss  der  Abteilung  legt  den  Einlluss  des  „Berufs-R.  und  der 
Berufspflicht,  insbes.  der  durch  Befehl  begründeten"  dar,  umfasst 
also  namentlich  auch  die  Disziplinargewalt  in  ihren  verschiedenen 
Anwendungen. 

In  der  Abt.  IV,  welche   die  „Gründe  des  Unterganges  von 
Straf-R.  und  Strafklage-R."  behandelt,    nimmt  naturgemäss  die 
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Verjährungslehre  den  breitesten  Raum  ein  ;  B.  scheidet  die  beiden 
Arten  der  Verjährung  als  solche  „des  Strafklage-R. '^  und  solche 
„des  Straf-R.",  den  einzigen  Grund  für  die  erstere  nach  Lage 
der  positiven  Gesetzgebung  in  der  „Beweisvergänglichkeit"  er- 
blickend. Einen  schönen  Abschluss  des  Ersten  Bandes  bildet 
die  Darstellung  des  Begnadigungs-R.  i.  w.  S.,  namentlich  in  den 
Ausführungen  über  „das  Wesen  der  Gnade  und  ihre  Arten," 
ferner  über  „den  Inhaber  der  deutschen  Begnadigungsgewalt 
und  die  Tragweite  des  einzelnen  Gnadenaktes  im  Reiche." 

Beigegeben  sind  dem  Werke  ausführliche  Register  (Sach- 
und  Quellenregister),  bearbeitet  von  Staatsanwalt  Dr.  Nagel  zu 
Leipzig.  Olshausen. 

Spesshardt,  H.  v.  Der  Versicherungsbetrug  im  R.Sti'.G.B. 
unter  Berücksichtigung  der  wichtigsten  ausländischen  Ge- 
setzgebungen dargestellt.  Marburg,  El  wert.  1885.  VI  u. 
110  S. 

Die  vorliegende,  F.  v.  Liszt  gewidmete  Monographie  zerfällt 
in  3  Kapitel:  I.  Einleitung  und  historische  Uebersicht ;  IL  dog- 
matische Darstellung  des  §.  265 ;  III.  Kritik  des  §.  265,  während 
der  „Anhang"  (§.  18)  eine  Uebersicht  über  die  Strafbestim- 
mungen der  wichtigsten  ausserdeutschen  Gesetzgebungen  gibt 
und  zwar  unter  Unterscheidung  von  zwei  Hauptgruppen :  1.  die- 
jenigen Gesetzgebungen,  die  ein  selbständiges  Delikt  des  Ver- 
sicherungsbetrugs kennen  (Ungarn,  New- York,  Niederlande,  österr. 
Entwurf  von  1881,  Schweden,  Russland,  Dänemark,  England); 
2.  diejenigen  Gesetzgebungen,  die  unter  den  Rubriken  der  ge- 
meingefährlichen Verbrechen  oder  des  Betruges  Strafbestim- 
mungen allgemeiner  Natur  enthalten,  denen  der  Versicherungs- 
betrug subsumiert  werden  kann  (Frankreich,  Luxemburg,  Bel- 
gien, Türkei,  Griechenland,  Italien,  Norwegen,  Spanien,  Portugal, 
die  meisten  Schweizer  Kantone). 

Aus  dem  Kap.  I  ist  namentlich  der  Einfluss  der  preuss» 
Gesetzgebung  hervorzuheben ;  die  erste  zum  Schutze  gegen  den 
Brandversicherungsbetrug  gerichtete  deutsche  Strafbestimmung 
enthält  das  preuss.  Feuerkassenreglement  Friedrichs  I.  v.  15./X. 
1705;  das  preuss.  A.  L.R.  (IL  20.  §.  1520)  ist  das  erste 
grössere  Gesetzbuch,  welches  die  Ansteckung  des  Eigentums  in 
betrügerischer  Absicht  zum  besonderen  Delikt  erhob  und  damit 
für  die  folgenden  deutschen  Gesetzgebungen,  insbes.  des  preuss, 
Str.G.B.  und  schliesslich  des  R.Str.G.B.  verbindlich  wurde. 

Im  Kap.  II  (§§.  6—15)  tritt  Verf.  zunächst  hinsichtlich  des 
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Charakters  des  Versicherungsbetrugs  der  überwiegenden  Ansicht 
bei,  welche  denselben  als  ein  „eigentümliches,  selbständiges  De- 
likt" auffasst;  dasselbe  setze  sich  aus  Merkmalen  zusammen, 
welche  in  subjektiver  Beziehung  dem  Betrüge,  in  objektiver  aber 
der  Brandstiftung  angehören.  Das  Schwergewicht  dieses  Kapitels 
dürfte  in  den  Ausführungen  über  die  „betrügerische  Absicht" 
(§.  8)  liegen;  Verf.  charakterisiert  deren  Bedeutung  als  „Absicht, 
durch  einen  Betrug  in  dem  Versicherer  die  Versicherungssumme 
ganz  oder  teilweise  für  sich  oder  einen  andern  zu  gewinnen," 
woraus  er  folgert,  dass  nur  der  Versicherte  allein  das  Ver- 
brechenssubjekt sein  könne.  Bezüglich  des  Objekts  wird  im  §.  i) 
hervorgehoben,  dass  dasselbe  in  gültiger  Weise  versichert  sein 
müsse,  so  dass  im  Falle  kasuellen  Brandschadens  dem  Versicherten 
ein  rechtlich  begründeter  Anspruch  erwachse.  In  den  §§.  13  f. 
werden,  wesentlich  vom  Standpunkte  der  herrschenden  Meinung 
die  Fälle  des  Zusammentreffens  erörtert  und  zwar  einerseits  mit 
den  §§.  323,  306  ff.,  andererseits  mit  §.  263  bezw.  mit  der  be- 
trügerischen Ueberversicherung.  Einer  besonders  eingehenden  Er- 
örterung werden  in  §.  15,  in  weiterer  Ausführung  der  Ansicht 
über  die  Person  des  Thäters,  die  Fälle  der  sogen.  Anstiftung 
erörtert,  wobei  Verf.  die  Lösung  der  auftretenden  Schwierig- 
keiten „lediglich  in  einer  richtigen  Abgrenzung  der  Anstiftung 
von  der  Thäterschaft,  sowie  in  einer  Erweiterung  des  üblichen 
Thäterbegriffes  findet." 

In  der  kritischen  Ausführung  des  Kap.  III  (§§.  16  f.)  er- 
achtet Verf.  „die  Aufstellung  des  §.  265  als  eines  selbständigen 
Deliktes"  für  verfehlt,  da  die  wichtigsten  Fälle  des  Versiche- 
rungsbetrugs (weil  sie  zugleich  gemeingefährliche  Verbrechen 
seien)  gar  nicht  aus  §.  265  bestraft  würden,  während  die  Be- 
trugsvorbereitungshandlung als  solche  mit  einer  exorbitanten 
Strafe  bedroht  werde ;  es  wird  deshalb ,  sowie  um  den  häufigen 
Fällen  der  betrügerischen  Brandstiftung  schärfer  als  bisher  ent- 
gegenzutreten, empfohlen,  die  Brandstiftungsfälle  der  §§.  306  ff. 
durch  Hervorhebung  der  betrügerischen  Absicht  zu  qualifizieren ; 
ein  ähnliches  Resultat  ergibt  sich  für  den  zweiten  Fall  des 
§.  265,  den  vom  Verf.  sogen.  Seeversicherungsbetrug, 

Olshausen. 

Kleinfeller,  G.    Die  bayerische  Litteratur  über  den  Voll- 
zug der  Freiheitsstrafe  im  Anschluss  an  die  gleich- 
zeitige Gesetzgebung.     München,  Rieger.     1886. 
Das  von   dem  Reformator   des   deutschen  Straf-R.  bearbeitete 
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bayr.  Strafgesetzbuch  von  1813,  das  Strafgesetzbuch  von  1865 
und  das  im  Jahre  1872  in  Bayern  eingeführte  Strafgesetz- 
buch für  das  Deutsche  Reich  sind  die  Marksteine ,  welche 
die  Entwickelung  des  Straf-R.  in  Bayern  in  4  Perioden 
scheiden;  und  welche  der  Verf.  zu  einem  vollständigen  Bilde  der 
Entwickelung  der  Ansichten  über  Zweck  und  Gestaltung  der 
Freiheitsstrafe  verbindet.  Neben  den  Gesetzbüchern  sind  die  den 
einzelnen  Perioden  angehörigen  gesetzgeberischen  Vorarbeiten 
und  Entwürfe,  Kommentare  und  die  mit  dem  Strafvollzug  in 
Bayern  sich  befassende  Litteratur  berücksichtigt.  Kurze  und 
treffende  kritische  Bemerkungen  des  Verf.  beeinträchtigen  nicht 
den  Charakter  der  Schrift  als  einer  bibliographischen  Uebersicht, 
welche  im  begrenzten  territorialen  Rahmen  einen  wertvollen  Bei- 
trag zur  Geschichte  und  Litteratur  dieses  Teiles  der  Rechts- 
pflege bildet.  Streng. 


y.  Kirclienrecht. 

Mejer,  0.  Zur  Geschichte  der  römisch-deutschen  Frage. 
Dritter  Teil.  Zweite  Abteilung.  Ausgang  der  hannoverschen 
und  oberrheinischen  Verhandlung.  Freiburg  i.  B. ,  Mohr. 
S.  231—445. 

Mit  dieser  2.  Abteilung  ist  das  Werk  vollendet,  dessen  1 .  Teil 
1871,  2.  Teil  1.  Abt.  1872,  2.  Abt.  1873,  3.  Teil  1.  Abt.  1874 
(bis  dahin  Rostock,  Stiller)  erschienen  sind;  diese  wurden  vom 
Ref.  in  dem  „Bonner  theologische  Litteraturbl. "  1871,  670  und 
1873,  376  besprochen;  hier  ist  aber  wohl  eine  kurze  Inhalts- 
angabe nötig.  Im  1.  Teil  wird  die  innere  Lage  der  kathol. 
Kirche  im  Deutschen  Reiche,  ihr  Verhältnis  zu  diesem,  sowie 
die  Veränderungen  in  der  Zeit  von  1763 — 1806,  insbes.  Febro- 
nius,  Emser  Kongress,  Nuntiaturstreitigkeiten,  Reichsdeputations- 
hauptschluss,  Konkordatsverhandlungen  Bayerns,  Württembergs 
u.  s.  w.,  der  Rheinbund,  Preussens  Stellung,  der  Wiener  Kon- 
gress, 1806  —  1815;  im  2.  Teil  die  bayr.  Konkordats  Verhandlung 
1816 — 1821,  die  Lage  in  Preussen,  Hannover  und  den  ober- 
rheinischen Staaten  bis  März  1819;  im  3.  Teil  1.  Abt.  die  Ne- 
gociation  der  oberrheinischen  Gesandtschaft  vom  März  bis  Ende 
1819,  hannoversche  Verhandlung  Juli  1819  bis  Ende  1821,  die 
preussische,  die  oberrheinischen  Verhandlungen  von  Anfang  1820 
bis  Februar  1822;  in  diesem  letzten  Teile  die  Geschichte  der 
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CircumskriptionsbuUe  für  Hannover,  der  oberrheinischen  Ver- 
handlung von  1822  bis  Herbst  1824,  zuletzt  deren  Negociation 
in  badischer  Hand  bis  1830  erzählt  bezw.  dargestellt.  Der  Verf. 
stützt  sich  überall  auf  die  Quellen,  die  ihm  besonders  bezüglich 
der  preussischen ,  hannoverschen  und  oberrheinischen  Verhält- 
nisse reichlich  zu  Gebote  standen;  für  Bayern  ist  durch  das 
Buch  von  H.  v.  Sicherer  („St.  u.  K.  in  Bayern"  1874),  welches,  auf 
Ersuchen  der  Regierung  geschrieben,  alle  Akten  benutzen  konnte, 
neues  Material  gegeben.  Jeder  ist  nunmehr  in  der  Lage,  zu 
prüfen,  was  die  Regierungen  von  den  Verhandlungen  mit  der 
Kurie  erwartet,  was  sie  gewollt  haben,  was  Rom  versprochen 
oder  angedeutet  hat.  Freilich,  zur  völligen  Aufklärung  müsste 
man  auch  die  römischen  Akten  kennen.  Jedenfalls  liegt  genug 
vor,  um  die  Fragen  zu  beantworten  :  War  der  eingeschlagene  Weg 
der  richtige?  Waren  die  Erwartungen  der  Regierungen  be- 
gründet? War  das  Verfahren  seitens  der  deutschen  Erzbischöfe 
im  vorigen  Jahrhundert  und  seitens  Kaiser  Josephs  H.,  oder  das 
der  Regierungen  im  19.  Jahrhundert  im  staatlichen  Interesse 
zweckmässig?  Welche  Regierung  hat  letzteres  am  besten  ge- 
wahrt? hat  die  Kurie  ihren  Standpunkt  der  Beherrschung  des 
Staats,  von  dem  M.  ausgeht,  aufgegeben  oder  nicht? 

V.  Schulte. 

Stegeinauu,    V.        Die     Gesetze     der     evangelisch-luthe- 
rischen Kirche  der  Provinz  Hannover  aus  der  Zeit 
vom   9.  Okt.  1864   bis  24.  Juni  1885.     Textausgabe  mit 
chronologischem  und  Sachregister.    Hannover,  Meyer.    88  S. 
1  M.  60  Pf. 
In    der  Verfassung  der    evangelisch-lutherischen    Kirche    der 
Provinz    Hannover    sind    neuerdings    durchgreifende    Umgestal- 
tungen erfolgt.     Verf.,  ein  tätiger  Mitarbeiter  des  Magazins  für 
das    deutsche    R.    (vgl.    C.Bl.  I.  328,    IH.  451),    bringt    in    vor- 
liegender Sammlung  einen  unveränderten  Abdruck  der  Kirchen- 
Vorstands-  und  Synodalordnung,  nebst  den  ergänjenden  Verord- 
nungen,   sowie   der    neuen  Gesetze  vom    10.|IIL,    28.  u.  30./VI. 
1882,    12./II.  1883,    13./IV.,    6.|V.,    24./VI.   1885,    welchen   nun 
neuerdings  noch  das  Gesetz  vom  28./ä.  1885  betr.  die  Gemeinde 
Wilhelmshaven  hinzugetreten  ist.  v.  Kirchenheim. 
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VI.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Meyer,  G.  Lehrbuch  des  deutschen  Staats-R.  Zweite 
Auflage.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot.  1885.  IV  u. 
725  S.     13  M. 

Das  im  Jahre  1878  veröffentlichte  Lehrbuch  des  deutschen 
Staats-R.  von  M.  unternahm  zum  erstenmale  seit  der  Gründung 
des  neuen  Deutschen  Reiches  den  Versuch,  das  deutsche  Ge- 
samtstaats-R.  und  das  Staats-R.  der  deutschen  Einzelstaaten  in 
einer  systematischen  Bearbeitung  zu  verbinden.  In  der  Anlage 
des  Werkes  traten  zwei  charakteristische  Eigentümlichkeiten 
hervor:  Reichsstaats-R.  und  Landesstaats-R.  wurden  nicht  jedes 
für  sich  in  besonderen  Hauptteilen  behandelt,  sondern  vielmehr 
beide  zu  gemeinsamer  Darstellung  zusammengefasst ;  in  den  An- 
gaben über  das  Landesstaats-R.  erstrebte  der  Verf.  möglichst 
grosse  Vollständigkeit,  so  dass  insbes.  den  Gesetzgebungen  der 
kleineren  Staaten  gleiche  Berücksichtigung  wie  denjenigen  der 
grösseren  zuteil  ward.  Die  Bedenken,  welche  gegen  diese  Be- 
handlungsweise  von  mehreren  Seiten  erhoben  wurden,  hat  M.  in 
dem  Vorwort  zu  seinem  nach  demselben  Plan  gearbeiteten  Lehr- 
buche des  deutschen  Verwaltung s-R.  zu  widerlegen  gesucht,  und 
demgemäss  auch  in  der  vorliegenden  zweiten  Auflage  seines 
Lehrbuchs  des  deutschen  Staats-R.  hinsichtlich  der  Mitteilung 
und  Gliederung  des  Stoffes  die  nämlichen  Gesichtspunkte  zu 
Grunde  gelegt.  In  der  Anordnung  der  einzelnen  Lehren,  sowie 
in  den  Ansichten  des  Verf.  zeigt  die  neue  Auflage  ebenfalls  nur 
geringe  Abweichungen  gegenüber  der  früheren  Darstellung. 
Wohl  aber  sind  überall  die  während  der  letzten  sieben  Jahre 
hinzugekommenen  gesetzlichen  Bestimmungen,  sowie  die  in  dieser 
Zeit  besonders  zahlreich  erschienenen  staatsrechtlichen  Schriften 
eingehend  berücksichtigt.  Eine  bemerkenswerte  Erweiterung 
hat  insbes.  die  einleitende  Darlegung  der  Grundbegriffe  des 
Staats-R.  erhalten  (§§.  1 — 18);  ebenso  die  Erörterungen  über 
Begriff  und  Wesen  der  Gesetzgebung  (§.  155),  über  Begriff  und 
Arten  der  Justiz  (§.  170),  über  die  rechtliche  Natur  der  Ver- 
waltungsakte (§.  177);  endlich  die  Darstellung  der  Organisation 
Elsass-Lothringens  (§§.  138—141).  Andererseits  war  es  dem 
Verf.  möglich,  durch  Verweisungen  auf  sein  Lehrbuch  des  Ver- 
waltungs-R.  manche  Gegenstände  kürzer  zu  erledigen. 

Wenn  man    auch   zweifeln    darf,   ob    die  vorliegende  Bear- 
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beitung  des  deutschen  Staats-R.  den  Zwecken  eines  Lehrbuchs 
durchaus  entspricht,  so  ist  doch  andererseits  nicht  zu  verkennen, 
dass  das  Werk  ein  sehr  reiches  Material  in  einer  sorgfältig 
durchdachten  Bearbeitung  bringt.  Insbesondere  wird  dasselbe 
auch  neben  den  in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen  R. 
gegebenen  gesonderten  Darstellungen  des  Reichsstaats-R.  und  der 
einzelnen  deutschen  Landesstaats-R.  durch  seinen  einheitlichen 
Charakter  einen  erheblichen  Wert  behaupten.  Brie. 

Marehet,  G.  Studien  über  die  Entwickelung  der  Ver- 
waltungslehre in  Deutschland  von  der  zweiten 
Hälfte  des  17.  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts. 
München  und  Leipzig ,  Oldenbourg.  1885.  VI  u.  437  S. 
9  M. 
Wie  L.  V.  Stein  vor  kurzem  im  „Finanzarchiv"  einen  höchst 
interessanten  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  Finanz- 
wissenschaft im  17.  Jahrhundert  geliefert  hat,  so  liefert  hier  M. 
einen  wertvollen  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  Verwal- 
tung slehre  im  17.  und  18.  Jahrhundert.  Es  ist  die  Zeit,  in 
welcher  die  Idee  des  „Wohlfahrtsstaats"  in  der  Form  des  ab- 
soluten Fürstenregiments  herrschend  w^ar.  Die  Schrift  zerfällt 
in  drei  Abschnitte.  Im  ersten  Abschnitte  (S.  1 — 75)  werden  die 
hauptsächlichsten  Schriften  von  L.  v.  Seckendorff,  dem  Vorläufer 
des  eudämonistischen  Wohlfahrtsstaats,  eingehend  besprochen. 
Mit  Recht  wird  dadei  die  grosse  Bedeutung  dieses  Mannes  für 
die  Ausbildung  und  Entwickelung  der  deutschen  Verwaltung 
und  der  Verwaltungslehre  hervorgehoben ,  denn  wenn  auch  die 
stark  theologische  Färbung  seiner  Schriften  unserer  Zeit  nicht 
mehr  zusagt  und  die  Verquickung  orthodoxer  Ansichten  mit 
naturrechtlichen  Sätzen  mitunter  zu  eigentümlichen  Ergebnissen 
führt,  so  zeigt  doch  Seckendorff  zu  viel  staatsmännischen  Blick, 
um  das  harte  Urteil  Bluntschlis  zu  verdienen,  dass  er  „wie  ein 
lutherischer  Prediger  nicht  wie  ein  Rechtsgelehrter  oder  wie  ein 
Philosoph"  spreche.  Der  zweite  Abschnitt:  „Von  Seckendorff 
bis  zur  Entstehung  der  Verwaltungslehre  als  Wissenschaft" 
(S.  75 — 271)  behandelt  die  Fortbildung  der  Seckendorffschen  An- 
sichten über  die  Staatsverwaltung  dufch  Becker,  Hornick  und 
Schröder,  die  philosophische  Begründung  des  eudämonistischen 
Wohlfahrtsstaats  durch  die  Vertreter  des  Natur-R.  wie  Hugo 
Grotius,  Hobbes,  Pufendorff  und  Thomasius,  dann  durch  Bodinus 
und  Montesquieu  einerseits  und  die  englischen  Aufklärungs-  und 
Moralphilosophen  (Loke,  Hume,  Bentham  u.  s.  w.)  endlich  durch 
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den  deutschen  Philosophen  Chr.  Wolff,  dessen  in  unser  Gebiet 
einschlagende  Schriften  eingehend  gewürdigt  werden. 

Im  dritten  Abschnitt :  „Entstehung  der  Verwaltungslehre 
als  Wissenschaft"  (S.  271 — 437)  bespricht  zunächst  der  Verf.  die 
Bedeutung  und  Wirksamkeit  des  vielfach  verkannten  J.  G.  H. 
V.  Justi,  welchen  L.  v.  Stein  „gewissermassen  wieder  entdeckt" 
hat,  während  Jnama-Sternegg  „den  störenden  Schatten,  welcher 
über  dessen  Persönlichkeit  gelagert  war,  verscheuchte".  Sodann 
geht  der  Verf.  über  zu  einer  Erörterung  der  Begriffsbestim- 
mungen der  „Polizei",  wie  sich  dieselben  bei  Justi,  Moser,  Fischer 
und  andern  gleichzeitigen  Schriftstellern  finden,  untersucht  hier- 
auf den  Inhalt  des  volkswirtschaftlichen  Eudämonismus  bis  zum 
Auftreten  des  „Rechtsstaats"  und  schliesst  mit  einer  Analyse  der 
Ansichten  derjenigen  Schriftsteller,  welche  wie  Bob  und  v.  Berg 
den  Uebergang  bilden  zu  den  Vertretern  der  namentlich  seit 
Kant  zum  Durchbruch  gelangten  Rechtsstaatsidee. 

Die  von  M.  besprochenen  Schriftsteller  sind  durchweg  be- 
kannte Grössen  und  ihre  meisten  Schriften  sind  schon  wiederholt 
gewürdigt  worden.  M.  bringt  aber  nicht  bloss  vielfach  neue  Ge- 
sichtspunkte zur  Beurteilung  der  Wirksamkeit  und  der  Ansichten 
dieser  Männer  bei ,  sondern  sein  Hauptverdienst  besteht  darin, 
dass  er  im  Zusammenhange  nachweist,  wie  sich  durch  die 
Schriften  derselben  nach  und  nach  die  Wissenschaft  der  Ver- 
waltungslehre entwickelt  hat,  welchen  Einfluss  auswärtige  Schrift- 
steller auf  die  Auffassung  der  Idee  des  -Wohlfahrtsstaats  in 
Deutschland  hatten  und  wie  allmählich  diese  Idee  einer  neuen 
Auffassung  von  den  Aufgaben  des  Staats  Platz  machen  musste. 
Der  von  M.  behandelte  Zeitabschnitt  gehört  zu  den  für  die  Ver- 
waltung und  Verwaltungslehre  interessantesten  und  bedeutendsten 
hauptsächlich  deshalb,  weil  unsere  staatlichen  Verwaltungsein- 
richtungen noch  vielfach  auf  den  in  dieser  Periode  gelegten  Grund- 
lagen beruhen.  M.  hat  sich  der  sich  gesteckten  Aufgabe  ent- 
sprechend darauf  beschränkt,  die  Entwickelung  der  Theorie  in 
diesem  Zeitabschnitte  zu  geben.  Eine  Darstellung  des  Verwal- 
tungsrechts dieser  Zeit,  wie  sie  z.  B.  neuestens  Bornhack  im 
zweiten  Bande  seiner  „Geschichte  des  preussischen  Verwaltungs- 
rechts" geliefert  hat,  zeigt  aber  auch,  wie  sehr  die  Theorie  des 
Wohlfahrtsstaats  der  Staatspraxis  entsprochen  hat,  und  wie  um- 
gekehrt die  Theorie  vielfach  nur  die  Darstellung  dessen  war, 
was  sich  in  der  Verwaltung  gewissermassen  unbewusst  und  als 
durch   die  Verhältnisse   von    selbst   gegeben   herausgebildet  hat. 

V.  Stengel. 
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Gerlaiid,  0.  Das  Recht  der  Polizeiverordnungen  in  der 
Preussischen  Monarchie.  Hannover,  Norddeutsche 
Verlagsanstalt.     1885.     VI.  u.  55  S. 

Die  Schrift  enthält  auf  S.  1 — 42  im  wesentlichen  eine  über- 
sichtliche und  brauchbare  Zusammenstellung  der  auf  das  Polizei- 
verordnungsrecht in  Preussen  geltenden  Bestimmungen  mit  kurzen 
Erörterungen  unter  Berücksichtigung  der  einschlägigen  Recht- 
sprechung. In  einem  Anhange  (S.  43 — 55)  sind  das  Gesetz  vom 
11. ,111.  1850  über  die  Polizeiverwaltung,  der  Verordnung  vom 
20.|IX.  1867  über  die  Polizeiverwaltung  in  den  neu  erworbenen 
Landesteilen  und  das  Gesetz  vom  7./I.  1870  über  die  Polizeiver- 
waltung im  Herzogtum  Lauenburg,  und  der  auf  die  Polizeiver- 
ordnungen bezügliche  sechste  Titel  des  Gesetzes  vom  30./VII.  1883 
über  die  allgemeine  Landesverwaltung  wörtlich  abgedruckt.  Auf 
umfassendere  prinzipielle  Erörterungen  lässt  sich  der  Verfasser 
nicht  ein,  was  ja  auch  bei  dem  geringen  Umfange  der  Schrift 
ganz  begreiflich  ist,  doch  wäre  es  wohl  auch  für  die  Praxis 
zweckmässig  gewesen,  wenn  sich  der  Verfasser  in  dem  vom  Gegen- 
stande der  Polizeiverordnungen  handelnden  §.  4  nicht  auf  eine 
Aufzählung  der  möglichen  Materien  des  Polizeiverordnungs-R. 
beschränkt,  sondern  wenigstens  in  Kürze  unter  Zugrundelegung 
des  Begriffs  der  Polizei  erörtert  hätte,  welches  die  Grenzen  des 
Polizeiverordnungsrechts  sind  und  auf  welche  Gegenstände  das- 
selbe sich  begrifflich  beziehen  kann.  v.  Stengel. 

Köhne,  P.     Das  Reichsgesetz  betr.  die  Krankenversiche- 
rung der   Arbeiter   vom  18.|VI.  1883,   nebst  dem  Ge- 
setze    vom     28./I.     1885    und    den    Ausführungsvor- 
schriften herausgegeben  und  erläutert.     Stuttgart,   Enke. 
1886.     XVI  u.  256  S.     5  M. 
Es  lässt  sich  ohne  besondere  Divinationsgabe  voraussagen,  dass 
die  neue  Sozialgesetzgebung  des  Reichs  in  kurzem  eine  stattliche 
„Litteratur"    aufzuweisen    haben    wird.     In  erster  Linie  handelt 
es    sich    natürlich    dabei    um    die  Befriedigung    des  praktischen 
Bedürfnisses  nach  näherer  Erläuterung  der  Sozialgesetze  für  den 
Handgebrauch.    Wir  hoffen  aber,  dass  zugleich  die  systematische 
Darstellung  des  neuen  Rechtsstoffs,  wie  sie  u.  a.  von  G.  Häpe 
bereits  begonnen  worden  ist,   auch  ferner  nicht  werde  vernach- 
lässigt werden.    Die  interessanteste  Figur  bietet  hierfür  zweifellos 
die  Berufsgenossenschaft  der  Arbeitgeber  für  die  Unfallversiche- 
mng,   welche  in   dem   bisherigen  Rechte  eine  Analogie  unseres 
Wissens  nicht  findet.    Aber  auch  das  Krankenversicherungsgesetz 
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enthält  in  der,  ebensowohl  von  der  öflFentlichen  Armenunter- 
stützung wie  von  der  organisierten  Krankenkasse  sich  scharf  ab- 
hebenden ,  Gemeindekrankenversicherung  ein  bemerkenswertes 
neues  Rechtsinstitut. 

Das  gegenwärtig  zur  Besprechung  stehende  Buch  hat  die 
Form  eines  Kommentars  zum  letztgedachten  Gesetze.  Zu  seiner 
speziellen  Charakterisierung  wird  am  besten  dienen,  wenn  gesagt 
wird,  dass  die  gegebenen  Erläuterungen  unnötigen  Wortreichtum 
vermeiden  und  dass  die  Entwurfsmotive  sowie  Reichstagsver- 
handlungen mit  Mass  benutzt,  dagegen  die  einzelnen  Abschnitte 
des  Gesetzes  durch  kurze  orientierende  Exkurse  eingeleitet  sind. 
Zur  Streitfrage,  ob  der  freiwillige  Eintritt  einer  Person,  bei 
welcher  die  Zugehörigkeit  zur  Gemeindekrankenversicherung  ge- 
setzlich vorgesehen  ist,  in  eine  organisierte  Krankenkasse,  die 
Zugehörigkeit  dieser  Person  zur  Gemeindekrankenversicherung 
aufhebt,  spricht  sich  Köhne  (S.  25)  mit  Häpe  und  gegen  Wödtke 
in  verneinendem  Sinne  aus.  Leuthold. 

Aschrott jP.  F.  Das  engl.  Armenwesen  in  seiner 
historischen  Entwickelung  und  in  seiner  heutigen 
Gestalt.  Leipzig,  Duncker  und  Humblot.  1886.  XII  u. 
450  S.  13  M. 
Man  mag  das  engl.  Armenwesen  insbesondere  in  seinen 
früheren  Entwickelungsstadien  abfällig  beurteilen,  wie  dies  z.  B. 
Ratzinger  im  wesentlichen  in  seiner  Geschichte  der  kirchlichen 
Armenpflege  thut,  oder  man  mag  die  Armenverwaltung  Englands 
als  ein  nachahmenswertes  Beispiel  betrachten,  jedenfalls  verdient 
das  engl.  Armenwesen  schon  um  deswillen  eine  eingehende 
Beachtung,  weil  wie  A.  mit  Recht  hervorhebt,  England  „das 
wirklich  klassische  Land  für  das  Staatsarmen wesen"  ist.  Ohne 
eine  vom  Staate  angeordnete  und  beaufsichtigte  Armenverwal- 
tung ist  aber,  darüber  werden  sich  wohl  Wenige  täuschen,  in 
unseren  Verhältnissen  nicht  auszukommen,  wenn  auch  die  frei- 
willige Armenpflege,  was  ja  sehr  zu  wünschen  ist,  einen  beträcht- 
lich grösseren  Umfang  gewinnen  sollte,  als  sie  jetzt  in  Deutsch- 
land und  England  hat.  Wie  wichtig  dies  ist,  beweist  Frankreich, 
wo  nach  einem  kurzen  in  der  Revolutionszeit  gemachten  Ver- 
suche mit  einer  übertriebenen  Staatsarmenpflege  der  Grundsatz 
der  fakultativen  Armenfürsorge  gilt,  wo  aber  trotzdem  die  Für- 
sorge für  gewisse  Kategorien  von  Armen,  die  Waisenkinder  und 
die  armen  Geisteskranken  u.  s.  w.  durch  Gesetze  geregelt  ist,  so 
dass  hier   die  staatliche  Armenfürsorge  nur  auf  einen  kleineren 
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Kreis  von  Unterstützungsbedürftigen  beschränkt  ist,  wie  in  anderen 
Staaten,  eine  staatliche  Armenpflege  aber  immerhin  besteht. 

A's.  Schrift,  welche  das  4.  Heft  des  5.  Bandes  der  von 
G.  Schmoller  herausgegebenen  Staats-  und  sozialwissenschaftlichen 
Forschungen  bildet,  behandelt  im  ersten  Abschnitt  (S.  1 — 119) 
die  historische  Entwickelung  der  Armengesetzgebung  seit  der 
Reformationszeit  bis  zur  Gegenwart  unter  besonderer  Hervor- 
hebung des  Gesetzes  der  Königin  Elisabeth  v.  J.  1601,  welches 
den  Ausgangspunkt  für  die  spätere  Entwickelung  des  engl. 
Armen  Wesens  bildete,  des  Armengesetzes  vom  14.  August  1834, 
welches  die  Grundlage  der  heutigen  Armengesetzgebung  ist  und 
durch  welches  insbesondere  eine  staatliche  Centralinstanz  für  die 
Armenverwaltung  eingeführt  wurde  und  des  Gesetzes  v.  J.  1846 
(Peels  Act),  durch  welches  der  Anfang  gemacht  wurde,  die  seit 
dem  Heimatsgesetz  Karls  II  v.  J.  1662  bestehende,  bedenkliche 
Verbindung  der  Heimatsgesetzgebung  mit  der  Armengesetzgebung 
zu  lösen. 

Im  zweiten  Abschnitte  (S.  151 — 391)  wird  das  heutige  engl. 
Armen wesen  in  vier  Kapiteln  (R.  und  Pflicht  zur  Armen- 
unterstützung, die  Beschaflung  der  Mittel  für  die  Armenunter- 
stützung, die  Organe  des  Armenwesens,  die  einzelnen  Zweige  der 
Armenverwaltung)  dargestellt. 

Den  Schluss  des  Werks  bilden  zwei  Beilagen  betr.  die  Er- 
gänzung der  öffentlichen  Armenfürsorge  durch  die  Privatwohl- 
thätigkeit  und  die  Charity  Organisation  Society  und  Armen- 
statistisches enthaltend. 

Das  engl.  Armenwesen  ist  wiederholt  von  deutschen  Schrift- 
stellern bearbeitet  worden;  ganz  abgesehen  von  den  Schriften 
Gneists  über  engl.  Verwaltung  und  engl.  Verwaltungsrecht 
braucht  nur  an  das  Werk  von  Kries  „die  engl.  Armenpflege" 
erinnert  zu  werden.  Die  Schrift  von  A.  ist  aber  nicht  bloss 
um  deswillen  sehr  zeitgemäss,  weil  die  deutschen  Spezialschriften 
über  engl.  Armenwesen  vielfach  veraltet  sind,  sondern  haupt- 
sächlich deshalb ,  weil  in  Deutschland  eine  Reform  der  Armen- 
gesetzgebung im  Zusammenhang  mit  den  teils  schon  durchgeführten, 
teils  noch  geplanten  sozialen  Reformen  als  ein  immer  dringenderes 
Bedürfnis  sich  herausstellt,  und  dabei  jedenfalls  auch  ein  Blick 
auf  das  engl.  Armenwesen  geworfen  werden  muss.  Die  A.'sche 
Schrift  bietet  nun  eine  ebenso  klare  und  übersichtliche  wie  in 
der  Hauptsache  erschöpfende  Darstellung  der  vom  Staate  ange- 
ordneten Arnienhilfe  in  England,  und  verdient  um  so  mehr  Be- 
achtung,   als    der  Verfasser    sich    längere  Zeit    in  England   auf- 
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gehalten  hat  und  Gelegenheit  hatte,  die  Armenverwaltung  an 
Ort  und  Stelle  kennen  zu  lernen.  Dieser  Umstand,  welcher  leicht 
dazu  führt,  die  fremden  Einrichtungen,  welche  schliesslich  doch 
nur  von  den  an  der  Verwaltung  selbst  Beteiligten  nach  ihrem 
vollen  Werte  oder  Unwerte  gewürdigt  werden  können,  zu  günstig 
zu  beurteilen ,  hat  den  Verf.  auch  nicht  gehindert  die  Mängel 
des  engl.  Armenwesens  z.  B.  in  Bezug  auf  die  Armensteuer, 
die  gegenwärtige  Einrichtung  des  Workhouse  einzusehen  und 
hervorzuheben,  wie  überhaupt  die  ganze  Schrift  den  Eindruck 
macht,  dass  der  Verf.  bestrebt  war,  die  engl.  Armenverwaltung 
möglichst  objektiv  zu  schildern  und  insbesondere  auch  darzulegen, 
wie  die  Gesetze  in  der  Praxis  gehandhabt  werden,     v.  Stengel. 


C.   Zeitsclirifteiiüberschau. 


Oesterr.  Gerichtsztg-.  XXXVI.  79.  Zur  Grund  buchsanlegung. 
85.  86.  Kraus s,  d.  Physiologie  d.  Verbrechens.  87—89.  Gre- 
tener,  üb.  d.  italienische  positive  Schule  d.  Straf-R.  94—95. 
Gernerth,  a.  d.  Strafgerichtspraxis. 

Jurist.  Blätter.  XIV.  48.  49.  Ofner,  Ges.  betr.  Vereitelung  von 
Zwangsvollstreckungen.  50.  Hoegel,  aus  der  Grundbachspraxis. 
51.  Ran  da,  Klage  auf  Löschung  einer  Hypothek. 

Zeitschr.  f.  Strafrechtswissenschaft.  V.  6.  Kräpelin,  Lom- 
brosos  Uomo  delinquente.  Kohl  er,  z.  Lehre  v.  d.  Ordalien. 
Frese,  Zurücknahme  d.  Privatklage.  Kaldewey,  z.  Reform  d. 
Gefängnis  Wesens.  VI.  1.  2.  John,  Bestimmung  des  Urkunden- 
begrifFes.  Kri  es  ,Unmittelbarkeit  im  Beweisverfahren.  Ditzen, 
Voreid  und  Meineid.     ßS,  Verbrecherwelt  v.  Berlin. 

Blätter  f.  gerichtl.  Medizin.  XXX VIL  1.  Buchner,  Vergiftungen. 
Wehmer,  Verletzungen  d.  Ohres.    K rafft- E hing,  Paranoia. 

La  France  Jndiciaire.  1885,  8.  Question  de  propriete  industrielle. 
Diffamation  par  la  voie  de  la  presse.  Des  recours  en  grace. 
Juillet.  De  la  relegation  des  recidivistes.  La  femrae  et  la  nou- 
velle  loi  sur  le  divorce.     Des  recours  en  grace. 

Journal  des  Societes  civiles  et  commerciales.  1885,  7.  De  la 
r^forme  de  la  loi  sur  les  societes  par  actions.  Loi  du  8  April 
1885  sur  les  marches  ä  terme.  Loi  du  21  Juin  1885  concernant 
la  signature  et  la  certification  des  transferts  de  rentes  sur  l'Etat. 
Aout.  Bozerian,  rapport  du  projet  de  loi  sur  les  societes. 
Sept.-Oct.  Assurances  terrestres.  Soc.  anonyme.  Liquidation. 
Fusion.  Sommaires  des  decisions  de  la  Cour  de  Cassation  ,  des 
Cours  dAppel  et  tribunaux. 

Revue  des  Societes.  (Vavasseur.)  1885,  9.  Negotiations  d'actions 
de  soc.  annulles.  Cessionnaires  intermediaires.  Le  secret  pro- 
fessionnel  des  agents  de  change.  L'economie  politique  et  le 
droit.  Double  role  de  la  soc.  anonyme.  Nullite  et  responsa- 
bilite,  dans  les  cas  d'apport  en  societe  de  concessions  non  au- 
torisee  de  chemin  de  fer  ou  tramway,  Legislation  fiscale: 
Impot    sur    le   revenu.     Societes,  Congregations  religieuses.     In- 
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struction  generale  de  Tadministration  de  Tenregistrement  du 
3  Juin  1885.  Aoüt,  Sept.,  Oct.  Concession  de  chemin  de  fer 
ou  traravvay.  Apport  en  Societe.  Impöt  sur  le  revenu,  societes, 
congregations  religieuses.  Projet  de  loi  relatif  ä  la  responsa- 
bilite  des  accidents  dont  les  ouvriers  sont  victimes  dans  leur 
travail.  Du  renouvellement  du  privil^ge  de  la  banque  de  France. 
Novembre.  Legislation:  Projet  de  loi  relatif  a  la  salubrite 
et  k  la  securite  du  travail  dans  les  etablissements  industriels. 
Neymarck,  Les  valeurs  ä  lots  non  cwtees  et  la  loi  de  1836. 

Le  moniteur  des  Assnrances.  (Thoraereau.)  Nr.  200.  L'assurance  com- 
plementaire.  Rapport  de  la  coramission  extraparlementaire  des 
accidents  de  fabrique.  L'assurance  contre  le  chomage.  Le  projet 
de  loi  suisse  sur  lexploitation  des  entreprises  privees  en  ma- 
tiere  d'assurance.  ^  Timbre  des  polices  d'assurances.  Octobre. 
L'assurance  par  l'Etat  et  les  economistes  fran^ais  contemporains. 
Institut  des  actuaires  de  la  Grande-Bretagne  et  de  llrlande.  Le- 
gislations  etrangeres. 

Recueil  p^riodique  des  Assurances.  (Saintelette.)  1885.  Jan.,  Fev., 
Mars,  Avril.  Jurisprudence.  (Die  Urteile  sind  mit  treflFlichen, 
teilweise  mit  sehr  ausführlichen  Noten  begleitet.)  Doctrine: 
Interpretation  du  nouvel  article  1734.  Bulletin.  Juin-Juillet. 
Des  suicide  en  matiere  d'assurance  sur  la  vie.  De  la  responsa- 
bilite  des  accidents  industriels.  Aoüt.  Les  incendies,  les  morts 
accidentelles  et  les  suicides  en  France  en  1883. 

Annales  de  la  Propriet6  industrielle,  artistique  et  litteralre. 
1885,  8 — 11.  Loi  italienne  du  18  Mai,  qui  modifie  le  loi  du 
18  Aoüt  1875  sur  les  droits  des  auteurs.  Convention  du  9  Juillet 
1884  sur  la  propriete  litteraire  entre  la  France  et  l'Italie.  Loi 
suedoise  sur  les  brevets  d'invention.  Analyse  de  la  nouvelle 
legislation  suedoise    sur   les  brevets  d'invention.     Jurisprudence. 

Journal  des  Faillites.  1885,  8.  1.  Assurance  sur  la  vie.  Femme 
beneficiaire.  Rapport  du  President  Larombiere  ä  la  Cour  de 
Cassation  sur  le  projet  de  loi  relative  ä  la  reforme  de  la  loi  sur 
les  faillites.     Tableau  des  faillites. 


D.  Neue  Erscheinungeii. 

Vom  11,  bis  31.  Dezember  1885  erschienen   oder   bei   der  Redaktion 
eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Beiträge,  wissenschaftliche,  zum  Kampf  gegen  den  Alkoholismus,  im 
Auftrage  d.  Vorstandes  d.  Deutschen  Vereins  gegen  den  Miss- 
brauch geist.  Getränke  in  Verbindung  mit  Baer,  Finkeln- 
burg,  Miaskowski  u.  Seyffardt  hrsg.  v,  Pieper.  1—3.  Heft. 
Bonn,  Strauss.     3  M.  50  Pf. 

Inhalt:  1.  Die  Mässigkeits-Gesetzgebung  in  ihrer  Wirksamkeit.  Von 
A.  Lamm  er  8.  25  S.  80  Pf.  —  2.  Die  Verunreinigungen  des  Trinkbrannt- 
weins insbes.  in  hygienischer  Beziehung.  Nach  einom  auf  der  2.  allgemeinen 
Versammlung  d.  deutschen  Vereins  gegen  den  Missbrauch  geist.  Getränke 
zu  Dresden  am  29. V.  1885  geh.  Vortrage.  Von  A.  Baer.  8.  27-73.  IM.  20 Pf. 
—  3.  Die  EntWickelung  der  schwed.  Branntwein-Gesetzgebung  von  1835  bis 
1885.     Von  8.  Wieselgren.     8.  75-131.    1  M.  50  Pf. 

Bender,  Jul.,  Repetitorium  u.  Examinatorium  d.  gesamten  gem.  R. 
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f.  Studierende  u.  Prüflingskandidaten.  8  Teile  in  2  Bdn.  6.  Aufl. 
Kassel,  Wiegand.  1886.  VII  u.  72,  VIII  u.  172,  58,  VII  u.  109, 
VI  u.  109,  VIII  u.  178,  VII  u.  160,  VIII  u.  206  S.     15  M. 

*Bruck,  F.,  zur  Lehre  v.  der  Fahrlässigkeit  im  heutigen  deutschen 
Straf-R.    Breslau,  Koebner.     VII  u.  117  S.     2  M.  40  Pf. 

Capesius,  V.,  Rechtsschutz  im  Mietverhältnis.  (Sep.-Abdr.  eines 
Abschnittes  aus  der  in  den  „Jahrbüchern  f.  die  Dograatik  d. 
heut,  röm.  u.  deutschen  Privat-R."  Bd.  XXIII,  S.  155  flg.  er- 
schienenen Abhandig.:  „Rechtsschutz  gegen  injuriöse  Rechts- 
verletzungen" von  Ihering,  mit  Zustimmung  d.  Verf.  u.  Ver- 
legers veranstaltet  v.  V.  C.     Jena,    Fischer.     53  S.     1  M.  50  Pf. 

—  erlaubte    nächtliche   Ruhestörung.     Ein  Rechtsfall,    mitgeteilt  auf 

Grund  erflossener  Entscheidungen  d.  h.  k.  k.  Obersten  Gerichts- 
hofes u.  d.  h.  k.  k.  Ministeriums  d.  Innern.  2.  T.  Das  Verfahren 
vor  dem  h.  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofe  u.  die  Entscheidung 
d.  letzteren.  Wien,  Rosner.  VI  u.  26  S.  60  Pf. 
Codex  Theresianus,  der,  u,  seine  Umarbeitungen.  Hrsgb.  u.  m.  An- 
merkungen    versehen    von    Harras    Ritter    v.    Harrasowsky. 

4.  Bd.  Die  Umarbeitungen.  1.  Bd.  Entwurf  Hortens.  Wien, 
Gerold.     1886.     557  S.     13  M.  50  Pf.,  1—4.  45  M.  80  Pf. 

*Eger,  G.,  Handbuch  d.  preuss.  Eisenbahn-R.  (In  ca.  7  Lfgn.)  1.  Lfg. 
Breslau,  Kern.     VIII  u.  96  S.     2  M. 

Engelmann,  A.,  das  preuss.  Privat-R.,  in  Anknüpfung  an  das  ge- 
meine R.  systematisch  dargestellt,  2.,  verm.  u.  verb.  Aufl. 
Breslau,  Koebner.     XVI  u.  501  S.     5  M.  40  Pf.,  gb.  6  M.  20  Pf, 

Exel,  Th,,  das  Verfahren  vor  dem  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofe. 
Sammlung  der  auf  das  Verfahren  u.  d.  Zuständigkeit  nach  dem 
Gesetze  vom  22./X.  1875,  R,G.B.,  Nr.  36  ex  1876  bezügl.  Ent- 
scheidungen d.  k.  k.  Verwaltungsgerichtshofes.  Wien ,  Manz, 
IV  u.  344  S.    5  M.  60  Pf. 

Exner,  Ad.,  Grundriss  zu  Vorlesungen  üb.  Geschichte  u.  Institu- 
tionen d.  r.  R.     2.  Ausg.     Wien,  Manz.     VIII  u.  172  S.     4  M, 

Frühwald,  K.  u,  Moyzisch,  W,,  die  Amortisierung  von  Urkunden 
u.  die  Todeserklärung  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der 
österr.  Gesetzgebung.  Zum  Gebrauche  f.  Richter,  Rechtsfreunde 
u.  Parteien.  2.  Aufl.  Mit  Berücksichtigung  der  Rechtsprechung 
d.  k.  k.  obersten  Gerichtshofes  bearb.  Wien,  Manz.  VIII  u. 
85  S.     2  M, 

Fuld,  L.,  das  rückfällige  Verbrechertum.  (Zeit-  u,  Streitfragen.) 
Berlin,  Habel.     80  Pf. 

*Glaser,  J,  v,  (s.  S.  196),  Handbuch  des  Strafprozesses.  2  Bd. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     XII  u.  602  S,     13  M.  60  Pf. 

Rönne,  L.,  Ergänzungen  u.  Erläuterungen  d.  allgem.  Land-R.  f.  d. 
preuss.  Staaten  durch  Gesetzgebung  u.  Wissenschaft.  Unter  Be- 
nutzung d.  Justizministerialakten  u.  d.  Gesetzrevisionsarbeiten. 
7.  Ausg.,  neu  bearb.  2.  Bd.  2.  Lfg.  (S.  201—400).  Berlin. 
Decker.     5  M. 

—  dasselbe.     4.  Bd.  1.  u.  2.  Lfg.     S.  1—400.     Ebd.     5  M. 
Sammlung  v.  Entscheidungen  d.  königl.  Oberlandesgerichtes  München 

in  Gegenständen  d.  Straf-R,  u.  Strafprozesses.  Unter  Aufsicht 
u.    Leitung   d.   königl.    Justizministeriums    hsgb.      3.  Bd.    3.  Hft. 

5.  313—462.  Erlangen,  Palm  &  Enke.  2  M.  80  Pf.,  1—3: 
8  M.  51  Pf. 

Steffenhagen,  d,  Entwickelung  d.  Landrechtsglosse  d.  Sachsen- 
spiegels V.  Die  Bocksdorffschen  Additionen.  Wien,  Gerold. 
1  M.  30  Pf. 

Terminkalender  f.  Justiz-  u.  Verwaltungsbeamte  in  Elsass-Lothringen. 
Strassburg,  Schultz.     2  M.  50  Pf. 


Bibliographie  (deutsche).  193 

Vidmar,  Const.  Jo.,  0.  S.  B.  introductio  in  corpus  juris  utriusque 
tum  canonici  cum  civilis  romani.  Wien,  Manz.  X  u.  137  S. 
2  M. 

*Wach,  s.  S.  170. 
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Bericht  üb.  die  Gemeinde-Verwaltung  der  Stadt  Berlin  in  den  Jahren 
1877  bis  1881.  1-3.  T.  Berlin,  Sittenfeld.  1883,  84  n.  85. 
hoch  4°.  VIII  u.  287,  VII  u.  256,  V  u.  260  S.  m.  Tab.  u.  Taf. 
gb.  5  M. 

Block,  M.,  kleines  Handbuch  der  National-Oekonomie  oder  Volks- 
wirtschaftslehre. Nach  der  5.  franz.  Aufl.  bearb.  von  v.  Kaven. 
4.  deutsche  Aufl.  m.  Zusätzen  d.  Verf.  Aachen,  Mayer.  VII  u. 
112  S.     1  M. 

Plischke,  M.,  das  Rechtsverfahren  Rudolfs  v,  Habsburg  gegen 
Ottokar  v.  Böhmen.     Bonn,  Coiien  &  Sohn.     78  S.     1  M.  20  Pf. 

Richter,  G.,  Annalen  der  deutschen  Geschichte  im  Mittelalter.  Von 
der  Gründung  d.  fränk.  Reichs  bis  zum  Untergang  d.  Hohen- 
staufen.  Mit  durchgängig  krit.  Erläuterungen  aus  den  Quellen 
u.  Litteraturangaben.  Ein  Handbuch  f.  d.  wissenschaftl.  Studium 
der  deutschen  Geschichte  im  Mittelalter.  2.  Abt.  1.  Hälfte. 
Halle,  Buchhandlung  d.  Waisenhauses.  4  M.  50  Pf.,  I.  u.  IL,  1: 
10  M.  50  Pf. 

Inhalt :  Annalen  d.  fränk.  Reichs  im  Zeitalter  der  Karolinger.  1.  Hälfte. 
Von  der  Thronbesteigung  Pippins  bis  zum  Tode  Karls  d.  Grossen.  Von 
G.  Richter  u.  H.  Kohl.     VII  ti.  207  S. 


2.  Ausgaben  von  Gesetzen. 

*ünfall-  u.  Krankenversicherungsgesetz  (Eg  er).  .  Breslau,  Kern.    3  M. 
*Desgl.  (Rohr).     2.  Aufl. 

Vgl.    die    Anzeige   IV,   S.  117.    Ergänzt    durch    die    Gesetze    v.    22.|I.  u. 
28.,fV.  1885. 

*Haftptlichtgesetz  (Eger).     3.  Aufl.     Breslau,  Kern.     16  M.  50  Pf. 

Genossenschaftsgesetz.     Neuwied,  Strüder.     75  Pf. 

*Z.Pr.O.  (Wilmowski  &  Levy).     4.  Aufl.  6.  Lfg.  (Schluss.)    Vollst. 

1328  S.     Berlin,  Vahlen.     25  M.,  gb.  in  1  Bd.  28  M.,  in  2  Bdn. 

30  M. 
Gerichtsvollzieherordnung.     Berlin,  Nauck.     40  Pf. 
Preussen.     Zeremonialbuch   f.    d.   preuss.    Hof.   (Trauerreglement.) 

Berlin,  Decker.     1  M. 
Gesetz    betr.  Kommunalausgaben   v.    27./VII.    1885.     Berlin,   Decker. 

15  Pf. 
Gesindeordnungen  f.  sämtl.  preuss.  Provinzen  (Backoffner).    2.  Aufl. 

Berlin,  Decker.     80  Pf. 
Rheinische  Gesetzsammlung   (E  seh  weil  er).     Köln,    Dumont-Schau- 

berg.     6  M, 
Gesetz    betr.   Veräusserung    v.   Grundstücken    (rhein.   R.).     Neuwied, 

Heusser.     30  Pf.  • 

Sachsen.     Landgemeindeordnung  (Bosse).    6.  Aufl.    Leipzig,  Ross- 
berg.    1  M.  50  Pf. 
Württemberg.      Bürgerhand  buch.      15.    Aufl.      Stuttgart,    Metzler. 

184  S.     60  Pf. 
Oesterreich.     Berggesetz.     7.  Aufl.     Wien,  Manz.     4  M. 
Gesetz,  das,  betr.  die  Dotation  der  kathol.  Seelsorger  (Congrua)  vom 

19./IV.    1885,    samt    Durchführungs-Verordg.    vom    2./VIL    1885. 

Mit  einem  ausführl.  aiphabet.  Sachregister.    Prag,  Mercy.    48  Pf. 
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Gesetze   f.    das    Königreich   Böhmen.     Taschenausg.    Nr.    2.    u.    188. 
Prag,  Merc5^     3  M.  20  Pf. 

Inhalt:  2.  Die  Bau-Ordg.  f.  das  Königr.  Böhmen  v.  U.V.  1864  samt  allen 
bezugnehmenden  Gesetzen  u.  Verordnungen  m.  Formularien  f.  die  in  Bau- 
angelegenheiten vorkommenden  Fälle,  ergänzt  durch  die  einschlägigen  Be- 
stimmungen d.  a.  b.  G.B.,  d.  Strafgesetzes,  der  Gewerbe-  u.  Feiierpolizei- 
Ordg.  etc.  Kommentiert  u.  erläutert  m.  Benützung  v.  Entscheidungen  der 
obersten  Behörden  von  einem  prakt.  Juristen.  Mit  einem  ausführl.  aiphabet. 
Sachregister.  5.  Aufl.  180  S.  1866.  2  M.  —  188.  Lehi-pläne  f.  allgemeine 
Volksschulen  in  Böhmen  nach  dem  Erlasse  d.  k.  k.  Landesschulrates  vom 
18./VII.  1885.     131  S.     1  M.  20  Pf. 

Gesetze    u.    Verordnungen,    österr.      Handausgabe.     4.    u.    63.    Heft. 
Wien,  Hof-  u.  Staatsdruckerei.     2  M.  20  Pf. 

Inhalt:  4.  Konfessionelle  Gesetze  samt  den  neueren  hiezu  erlassenen 
Verordnungen  u.  Erlässen.  Mit  einem  Anhang :  Vorschriften  üb.  die  Dotation 
der  kathol.  Seelsorgegeistlichkeit.  5.  Aufl.  X  u.  164  S.  1  M.  20  Pf.  — 
63.  Vorschriften  üb.  den  eigentlichen  Hausierhandel  u.  üb.  die  dem  Hausier- 
handel verwandten  Beschäftigungen.    V  u.  93  S.     1  M. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

De  beginselen  van  het  hedendaagsche  faillietenrecht  naar,  aanleiding 

der  „Konkursordnung  für    das  Deutsche  Reich"  vom  l./X.  1879, 

ontwoord    door  Jw  C.  de  Marez    Oyens.     s'Gravenhage,    Belin- 

fante.     1885.     4  fl.  90  ct. 
De    prostitutie   onder   de  ouder   en   nieuwe   volken.     Besloten  met: 

Wat  kan  de  Staat  tegen   de  prostitutie  doen?     Amsterdam,  van 

der  Most.     2  fl. 
De  tiende    verzameling  van    rechtsgeleerde    adviesen.     s'Gravenhage, 

Belinfante.     1885.     3  fl.  50  ct. 
Pinto,  A.  de,    handleiding  tot  het  burgerlyk  wetbook.     6.  herziene 

druk  door  A.  Flineira  de  Mattos  (2  dln.)  1.  gedeelte.     Inleiding. 

Schets.    2.  gedeelte.     Aanteekeningen.     Zwolle,    Tjeenk  Willink. 

12  fl. 
Repertorium  van  de  Nederlandsche  jurisprudentie  en  rechtsHtterarum. 

1884.  7.  jaargang.     'sHertogenbosch,  van  Heasden.     3  fl. 
Rossen,    W.   van,     de    Nederlandsche   rechtspraak,   gebracht   op  de 

artikeln  van  het  wetboek  van  burgerlj^ke  rechtsvoordering. 
'sGravenhage,  Belinfante.     5  fl.  50  ct. 

—  de  rechtspraak  van  den  Hoogen  Raad  gebracht  op  de  artikelen 
der  Staats-  en  burgerlj'^k  wetten ,  besluiten  en  verordeningen, 
alles  met  opheldningen  en  geschiedkundige  toclichlingen,  ver- 
wyzingen  enze  door  D.  Leon.  2.  deel.  5.  aflevning  1.  gedeelte 
(2.  vermeerden  de  aruk.  Bygewerbt  tot  1  Januari  1885). 

Statistick    van    het  gevangeniswesen  von  1884.      'sGravenhage.     1  fl. 

Statistik  van  het  Koningryk  der  Nederlanden.  Bescheiden  betreffende 
de  geldmiddelen  1884.     'sGravenhage.     40  ct. 

Treub,  W.  F.,  Ontwikeling  en  verband  van  de  ryks-,  provinciale- 
en  gemeente-belastingen   in  Nederland.     Leiden,  van  Doesburgh. 

1885.  5  fl. 

Vereeniging  tot  uitgave  der  bronnen  van  het  oude  vaderlandsche 
recht.     s'Gravenhage  1885. 

Inhalt:  Verslag  van  het  jaar  1884.  Naamlygt  der  leden.  Körte  mede- 
deelingen:  XXXIII.  Het  recht  en  de  rechtsbedeeliug  onder  de  repuklick 
der  Vereenigde  Nederlanden.  XXXIV.  Een  paar  opmerkingen  over  het 
rechtsbock  van  den  Briel;  met  een  körte  aanteekening  van  M.  S.  Pols. 
XXXV.  Ontwerp  eener  gemeentewet  uit  de  16.  eeun.  XXXVI.  Het  heigraaf- 
schop  van  Wichen.  XXXVII.  Sprokkelingen  uit  het  archief  van  het  Kapitel 
van  St  Pieten  te  Utrecht.  XXXVIII.  Meckwaadig  raadsoonnis  van  Utrecht 
betreffende  de  verhouding  van  den  raad  tot  de  schepenbauk. 
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Dicey,  A.  V.,     lectures   Introductory  to    the    Study    of  the  Law  of 

the  Constitution.     406  S.     Macmillan.     12  sh.  6  p. 
Few,  A.,  hints  as  to  Proving  Wills,   &e.,   without  Professional  Assi- 

stance.     By  a  Probate  Court  OlTicial.     8th  ed.     With   Forms    of 

Wills,  &c.    64  S.     Low.     1  sh. 
Flaxman,    A.    J.,    Law  relating  to    Parliamentary    and   Municipal 

Registration;    with   Notes,   Tables,  Index,    &c.     3rd  ed.     472  S. 

Knight.     12  sh.  6  p.  '        • 

Harri son,  G.  L.,  LL.  D.,   Legislation  on  Insanity:    A  Collection    of 

all  the  Lunacy  Laws  of  the  States  and  Territories  of  the  United 

States   to   the  Year  1883   inclusive.     Also   the  Laws   of  England 

on  Insanity,  Legislation  in  Canada   on  Private  Houses,    and  Im- 

portant  Portions   of  the  Lunacy  Laws   of  Germany,  France,  <!^c. 

Privately  Printed.     1119  S.     Philadelphia. 
Indermaur,  J.,  a  Manual  of  the  Practice  of  the  Siipreme  Court  of 

Judicature  in  the  Queen's  Bench  and  Chancery  Divisions.  4th  ed. 

340  S.     Stevens  and  Haynes.     12  sh. 
Lawrence,    T.  J.,  essays   on   some  Disputed  Questions    in  Modern 

International  Law.     2nd  ed.,  revised  and  enlarged.    316  S.    Bell 

and  Sons.     7  sh.  6  p. 
New  York.     Parson's   Complete  Annotated    Pocket  Code   to  June  Ist, 

1885.     VIII  u.  1421  S.     Albany.     30  sh. 

—  The   Penal    Code  in  Force,  December  Ist,    1882.     XX  u.  355  S. 

NewYork.     9  sh. 

—  Annotated  Code   of  Criminal  Procedure    and  Penal  Code  of  New 

York,  as  Amended  1882—85.     4th    ed.     XII  u.  988  S.     Albany. 
40  sh. 

-  The  Code  of  Civil  Procedure.     XXIV  u.  1786.     Albany.     36  sh. 

-  The    Code   of  Criminal   Procedure.     XXIV  u.  510  S.     New  York. 

12  sh. 
Pater  son,  W.,  Practical  Statutes  of  the  Session  1885.     With  Intro- 

duction,  Notes,  &c.     H.  Cox.     10  sh.  6  p. 
Public,    the,    General    Statutes,   48  &  49    Vict.   (1885),   with  Tables, 

Index,  a  Classified  List   of  the  Local    and  Personal  Acts;    also, 

Tables   showing   the  Effect  of  the  Year's  Legislation.     Eyre  and 

Spottiswoode.     gb.  6  sh.  6  p. 
Scrutton,  Th.  Ed.,  the  InÜuence  of  the  Roman  Law  upon  the  Law 

of  England:    Being   the  York  Prize  Essay  of  the   UnivÄsity   of 

Cambridge  for  1884.    194  S.    Cambridge  Warehouse.     10  sh.  6  p. 
Snowden's  Police  Officer's  Guide.     With   an  Epitome  of  the  Police 

Acts   and   Criminal   Law    Amendement  Act,    1885.      8th   ed.,  by 

T.  Hastings  Lees.     614  S.     Shaw  and  Sons.     10  sh.  6  p. 
Stone,  S.,  Justice's  Manual;  or,   Guide  to  the  Ordinary  Duties  of  a 

Justice   of  the  Peace.     23rd  ed.     Edited    by  George  B.  Kennett. 

1040  S.     Shaw.     25  sh. 

Boraboy,  E.  et  Gilbrin,  H.,    traite  pratiqiie  de  Fextradition,  suivi 

des  Instructions  ministerielles,    des   Conventions   d'extradition  et 

des  declarations  de  reciprocite  actuellement  en  vigueur.     Larose 

et  Forcel.     7  fr.  50  ct.  • 

Breuillac,  H.  G.,  de  la  Police  sanitaire.    Pedone-Lauriel.     2fr.  50ct. 
Despagnet,    F.,    precis   de     droit    international     prive.      Larose    et 

Forcel.     10  fr. 
Fournier,    P.    et  Neveu,  A.,   traite  d'administration  de  la  Marine. 

Tome  II.     Berger-Levrault.     10  fr. 
Gran,  J.,    fonctionnement   de    la  justice  militaire  dans  les  diff^rents 

Etats   de   FEurope.     Troisi^me     partie    (derniere).      Christiania. 

Nilsson.     3  fr.  50  ct. 
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Jourdan,  G.,  legislation  sur   les  logements  insalubres.     Traite  pra- 

tique.     3«  edition,  entierement  refondue.     Berger-Levrault,    6  fr. 
*Lyon-Caen,  Ch.  et  Renault,  L.,  precis  de  droit  commercial.  T.  II, 

fascic.  2.,     Des  faillites  et  banqueroutes,  etc.     Pichon.     7  fr. 
Olli  vi  er,    E.,     nouveau    manuel    de    droit    ecclesiastique    frangais. 

Textes  et  commentaires.     Garnier.     7  fr.  50  ct. 
Reiiss,  R.,  la  justice  criminelle  et  la  police  des  moeurs  a  Strasbourg 

aa    16e   et    au   17©   siecle.      Causeries    historiques.      Strassburg, 

Treuttel  &  Würtz.     286  S.     2  M. 
Ulrich,    R.,    le  congres  international   de  droit  commercial  a  Anvers 

1885.     Resume  des    travaux    et   resolutions  de   la   2^.  section  — 

droit  maritime.     Berlin,  Mittler.     III  u.  55  S.     2  M.  50  Pf. 
Vigouroux,  E.,    legislation  et  jurisprudence  des   cliemins  de  fer  et 

des  tramways.     Thorin.     8  fr. 
Viollet,  P.,    precis  de  l'histoire   du   droit  fran§ais.     Sources.     Droit 

prive.     Larose  et  Forcel.     10  fr. 

Gianella,  B.,  rudimento  di  diritto  cambiario  austriaco.    Innsbruck, 

Wagner.     X  u.  116  S.     1  M.  60  Pf. 
*Chiappelli,  L.,  i  manoscritti  giuridici  di  Pistoia.    126  S,    Bologna, 

Fara. 
—  nuovo   esame   del  manoscritto  Pistojese.  (Estr.  d.   studi  d.  docu- 

menti  VI.)     60  S.     Qu. 


Ende  des  Jahres  1885  und  Anfang  1886  hat  der  Tod  vier  her- 
vorragende Juristen  (sämtlich  Kriminalisten)  unmittelbar  hinter- 
einander dahingerafft.  Am  18.  Jan.  verstarb  in  Dresden  der  am 
30.  Sept.  1816  geborene  frühere  Generalstaatsanwalt  und  Reichs- 
tagsabgeordnete V.  Schwarze,  am  30.  Dez.  v.  J.  der  Ober- 
reichsanwalt Dr.  jur.  Eduard  Freiherr  v.  Seckendorff  (geb.  am 
13.  Febr.  1807)  in  Leipzig.  Auch  der  erste  staatsanwaltschaftliche 
Beamte  Oesterreichs,  der  Generalprokurator  und  frühere  Justiz- 
minisÄer  (1871 — 79)  Julius  Glaser  (geb.  1881)  verschied  am  26.  Dez. 
in  Wien.  Diesem  berühmten  Strafprozessualisten  folgte  am 
27.  Dez.  sein  Landsmann  und  Fachgenosse,  der  Glasers  letzte 
Werke  im  Centralblatt  (IL  188,  287;  III.  109)  angezeigt  hatte, 

Prof.  August  Geyer, 

welcher,  am  31.  Mai  1831  geboren,  als  Lehrer  in  Prag,  Innsbruck 
und  seit  1872  in  München  wirkte.  Der  Verewigte  war  ein  äusserst 
eifriger  Mitarbeiter  des  Centralblattes ,  und  rühren  eine  grosse 
Anzahl  von  strafrechtlichen  und  strafprozessualen  Besprechungen, 
sowie  der  rechtsphilosophische  Litteraturbericht  (III.  4)  von  ihm 
her.  Ein  ehrenvolles  und  dankbares  Andenken  ist  dem  vor- 
trefflichen Schriftsteller  gesichert. 


Verantwortlicher  Redakteur:   Dr.  v.  Kirchenheim  In  Heidelberg. 
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Monatlich  ein  Heft  von  2 1/2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.  Ausländischer  Litteraturbericht  1880  —  85. 


Die  italienische  RechtsUtteratur 

in  der  Periode  1880—85. 

Von  Herrn  Prof.  Dr.  Serafini  in  Pisa. 

I.  Zeitschriften   und    Sammlungen. 

Mit  Ausnahme  des  in  Pisa  erscheinenden  Archivio  G-iuridico 
(bis  jetzt  35  Bände)  und  der  Studi  e  Documenti  di  storia  e 
diritto  (5  Bände)  sind  alle  übrigen  Zeitschriften  ausschliesslich 
oder  doch  vorzugsweise  praktischen  Inhalts  und  zwar  die  meisten 
blosse  Sammlungen  von  Urteilen.  Hervorzuheben  sind:  Annali 
di  giurisprudenza  italiana,  Circolo  giuridico,  II  Diritto  Com- 
merciale,  II  Filangieri,  II  Foro  italiano,  La  giurisprudenza  ita- 
liana (gegründet  von  Bettini  und  fortgesetzt  von  Ricci),  La  Giu- 
risprudenza, La  Legge,  Monitore  dei  Tribunali,  Studi  Senesi 
und  die  Temi  Veneta.  Ausschliesslich  dem  Straf-R.  gewidmet 
ist  die  Rivista  penale. 

Eine  dem  Centralblatt  nachgeahmte  litterarische  Zeitschrift  ist 
die  Rivista  critica  delle  scienze  giuridiofce  etc.,  welche  als  solche 
eingehen  und  sich  in  eine  allgemeine  Zeitschrift  umwandeln  wird. 

Zwei  alphabetische  Sammlungen  der  gesamten  Rechtswissen- 
schaft sind  die  Enciclopedia  giuridica  und  der  Digesto  italiano, 
welche  aber  beide  sehr  langsam  fortschreiten. 

Für  die  Praktiker  ist  das  alphabetische  Repertorio  della 
giurisprudenza  italiana  sehr  empfehlenswert  (1866 — 1883). 
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II.  Römisches  Recht,  römische  und  italienische 
Recht  sgeschi  cht«. 

Abgesehen  von  den  zahlreichen  Abhandlungen,  welche  im 
Archivio  giuridico  und  in  anderen  Zeitschriften  erschienen  sind, 
mögen  folgende  Werke  hervorgehoben  werden :  Biionamici,  Storia 
della  procedura  romana  (1885);  Cogliolo,  Eccezione  della  cosa 
giudicata  (1881),  Manuale  delle  fonti  del  diritto  romano  (1885); 
Zanducci,  Obbligazioni  in  solido  (1880);  Fadda,  Lezioni  di 
diritto  romano  (1884);  Milone,  La  exceptio  doli  generalis  (1882). 

Von  der  bekannten  Geschichte  des  ital.  R.  des  Prof.  Pertile 
ist  in  diesem  Jahre  der  6.  Band  (Storia  della  procedura  civile) 
erschienen. 

Ausserdem  sind  erschienen:  Brandi,  Viti  e  dottrine  di 
Raniero  da  Forli  giureconsulto  del  secolo  XIV  (1885),  eine 
fleissige  Abhandlung;  Brandileone,  II  diritto  romano  nelle  leggi 
normanne  e  sveve  (1884),  deren  Verf.  behauptet,  dass  im  süd- 
lichen Italien  vor  der  Gesetzgebung  des  König  Ruggiero  das 
r.  R.  unbekannt  war;  Brugi,  delle  alluvioni  e  del  cambiamento 
nel  letto  dei  fiumi  secondo  i  libri  dei  gromatici  veteres  (1885), 
eine  sehr  interessante  Schrift;  Bensa,  II  contratto  di  assicura- 
zione  nel  medio  evo  (1884),  wichtig,  besonders  wegen  der  neuen 
Dokumente;  Carnazza-Rametta,  Studi  di  diritto  penale  dei  Ro- 
mani  (1883),  gut  geordnet,  aber  etwas  oberflächlich;  Chiappelli, 
Cino  da  Pistoja  (1880),  La  glossa  Pistojese  al  codice  giustinianeo 
(1855);  Camici,  Regime  patrimoniale  nel  matrimonio  romano 
(1882);  Ceneri,  Lezioni  sui  temi  di  jus  familiae  (1881),  Nuovi 
ricordi  di  cattedra  e  foro  (1881);  Calisse,  Le  condizioni  della 
proprietä  territoriale  studiate  sui  documenti  della  provincia  ro- 
mana dei  secoli  VIII,  IX  e  X  (1885),  sehr  empfehlenswert; 
Cutuvi,  Le  corporazioni  delle  arti  nel  comune  di  Viterbo  (1884), 
eine  gewissenhafte  Arbeit;  Del  Vecchio,  Le  soconde  nozze  del 
coniuge  superstite  (1884),  fleissig  geschrieben;  Devila,  II  carat- 
tere  della  famiglia  ed  il  regime  patrimoniale  dei  conjugi  (1885); 
Ferrwi,  Storia  delle  fonti  del  diritto  romano  (1885);  Gandolfo, 
La  nave  nel  diritto  romano  (1883);  Gugino,  Diritto  di  pegno 
(1881);  Lamantia,  Storia  della  legisazione  italiana  (1.  Bd.  1885); 
Laues,  Diritto  commerciale  nella  legislazione  statutaria  (1884), 
ein  bedeutendes  Werk;  Manna,  Saggi  sulle  obbligazioni  in  so- 
lido (1884),  wichtig  für  die  Literärgeschichte;  Mantellini,  Pa- 
piniano  (1885);  Orlando,  Legislazione  statutaria  e  i  giurecon- 
sulti    italiani  nel    secolo   XIV  (1884);   Pampaloni,   Sopra  l'isola 
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formata  per  avulsione  nei  fiumi  in  diritto  romano  (1885);  Perla, 
Del  diritto  romano  giustinianeo  nelle  provincie  raeridionali 
d'Italia  prima  delle  assise  normanne  (1885)  [Diese  interessante 
Abhandlung  ist  gegen  Brandileone  gerichtet.  Zum  Beweise, 
dass  das  r.  R.  auch  vor  König  Ruggiero  in  Süditalien  ange- 
wandt wurde,  werden  neue  Dokumente  mitgeteilt,  unter  anderen 
eines  vom  Jahre  1089];  Papa  d^Amico,  Titoli  dei  credito  di  an- 
tichi  mercanti  italiani  (1885);  Perozzi,  Arbitrium  litis  aesti- 
mandae  (1884),  scharfsinnig;  Piccinelli,  Espropriazione  per  causa 
di  pubblica  autoritä  nel  diritto  romano  (1884);  Rinaldi,  II  co- 
mune  e  la  provincia  nella  storia  del  diritto  (1881);  Ruggeri,  II 
possesso  (1880),  eingehend  nach  den  Quellen  bearbeitet  und  wenn 
auch  in  vielen  Punkten  unrichtig ,  doch  im  ganzen  ein  gutes 
Werk;  Rivaita,  I  giudizi  d'arbitri  (1885);  Rossi,  II  diritto  del 
possessore  di  buona  feda  sui  frutti  (1885);  Salvioli,  I  titoli  al 
portatore  nella  storia  del  diritto  italiano  (1883),  Le  giuridizioni 
speciali  nella  storia  del  diritto  italiano  (1885);  Santamaria,  I 
feudi  e  la  loro  storia  (1881);  Scaduto,  II  divorzio  e  il  cristiane- 
simo  in  Occidente;  Schupfer ,  Nuovi  studi  sulla  legge  romana 
udinese  (1882)  [Gegenüber  der  Meinung  von  Hänel,  Stobbe  und 
Pertile  behauptet  der  Verf.,  dass  die  Lex  Ut.  von  Aquileia  nach 
St.  Gallen  gebracht  worden  sei,  vgl.  I.  92];  Taddei,  Storia,  legis- 
lazione  e  filosofia  del  diritto  di  famiglia  (1885);  Tamassia,  Osser- 
vazioni  intorno  al  comes  Gothorum  colle  sue  attinenze  colla 
costituzione  romana  e  lo  stabilimento  dei  Barbari  in  Italia 
(1884).  Von  Padelletth  Geschichte  des  r.  R.  veranstaltet  Cogliolo 
eine  zweite  Auflage. 

Von  den  Uebersetzungen  deutscher  Werke  über  r.  R.  nennen 
wir  die  Institutionen  von  Sohm,  die  Pandekten  von  Dernburg 
und  das  System  von  Friedrich  von  Savigmj  und  die  Pandekten 
von  Glück  mit  Anmerkungen. 

Von  den  Istituzioni  di  diritto  romano  Serafinis  ist  die 
3.  Auflage  erschienen,  und  von  seiner  ital.  Bearbeitung  der 
Artidtsschen  Pandekten  ist  die  4.  Auflage  des  1.  Bandes  er- 
schienen unter  dem  Titel:  Trattato  delle  Pandette  annotato 
(1883)  (vgl.  IL  135).  • 

III.   Italienisches   Zivilrecht. 
Von   den   systematischen  Werken    über   das   ganze   Zivil-R. 
mögen  folgende  Werke  genannt  werden:  Bianchi,  Corso  elemen- 
tare  di  codice   civile  italiano    (1869—1885),    bisher  4  Bünde  in 
80  Lieferungen,  welche  die  Einleitung  und  das  Personen-R.  ent- 
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halten.     Zu  weitläufig,   aber   im  ganzen  ein  gutes  Werk.     Eine 

2.  Auflage  soll  in  diesem  Jahre  erscheinen.  Nur  für  Anfänger 
sind  die  Nozioni  elementari  di  diritto  civile  patrio  von  Bolaffio 
bestimmt  (1882).  Das  zehnbändige  Werk  von  De  Filippis,  Corso 
completo  di  diritto  civile  comparato  (1873 — 1885)  ist  nicht  ohne 
Wert,  aber  ungenau  und  voll  von  Druckfehlern.  Genauer  sind 
die  Istituzioni  di  diritto  civile  von  Lomonaco  in  3  Bänden  (1883 
bis  1885).  unbedeutend  sind  die  Istituzioni  di  diritto  civile  von 
Foschini  und  Elementi  von  Triaca.  Ziemlich  gut  ist  der  Corso 
teorico  pratico  di  diritto  civile  von  Ricci,  in  10  Bänden  (1880 
bis  1885).  Gut  angelegt,  aber  unvollendet  und  nicht  immer  genau 
sind  die  Istituzioni  di  diritto  civile  von  Gianturco.  Ein  gutes 
Werk,    aber  unvollendet,    ist   die  von  Coen  und  Anaii  besorgte 

3.  Auflage  der  Istituzioni  di  diritto  civile  des  verstorbenen  Pa- 
cifici  (1882—1885). 

Die  exegetischen  Kommentare  des  ital.  Zivilgesetzbuches 
sind  meistenteils  vor  1880  veröfl'entlicht  worden.  In  den  letzten 
fünf  Jahren  erschienen:  Borsari,  Commentario  del  codice  civile 
italiano  (neue  Auflage,  1880 — 1885),  weitschweifig.  Cattaneo  e 
Bor  da,  Codice  civile  annotato  (neue  Auflage,  1884),  nicht  sehr 
bedeutend.  Galdi,  Codice  civile  del  regno  d'Italia,  unvollendet 
und  ohne  grossen  Wert.  Ungefähr  dasselbe  gilt  vom  Kommen- 
tare des  verstorbenen  Vignali,  fortgesetzt  von  Scalamandre. 
Mattet  hat  in  den  letzten  Jahren  Zusätze  (Appendici)  zu  seinem 
schon  vor  1880  erschienenen  recht  brauchbaren  Codice  civile 
annotato  veröffentlicht.  Einen  gewissen  praktischen  Wert  haben 
auch  die  Dottrine  compendiate  sul  testo  degli  articoli  del  codice 
civile  italiano  (1882)  von  Tiepolo. 

Einen  viel  höheren  Wert  haben  die  Abhandlungen  über 
einzelne  Teile  des  ital.  Zivil-R.  So  z.  B.  Luzzati,  Privilegi  ed 
ipoteche  (1883)  und  La  trascrizione  (1884 — 1885);  Melucci,  Delle 
coUazioni  edimputazioni(l880),  Delle  obbligazioni  solidali  (1884); 
Giorgi,  Teoria  delle  obbligazioni  (8  Bde.,  1880 — 1885),  sehr  be- 
deutendes Werk;  Chironi,  La  colpa  contrattuale  (1884);  Vita- 
Levi,  Della  comunione  (1885);  Paoli,  I  figli  di  famiglia  (1880), 
Tutela(1881);  Traina,  II  riconoscimento  dei  figli  naturali  (1883) 
Fulci,  Diritto  delle  persone  (1881) ;  Gianzana,  Le  acque  (1880 
2.  Auflage,  1882),  besonders  für  Praktiker  wichtig;  Sabbatini 
Legge  suUa  espropriazione  per  causa  di  pubblica  utilitä  (1882) 
Rinaldi,  Proprietä  mobile  (3  Bde.,  1881);  Bicci,  Surroga  ipo 
tecaria  (1882);  Losanna,  Successioni  testamentarie  (1884);  Vitali, 
La  forma   del    testaraento  (1883—1885);    Tartufari,    II  possesso 
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(1880);  Pacifici,  Privilegi  ed  ipoteche  (1883—1885);  Norsa,  II 
telefone  e  la  legge  (1885);  Todaro  ddla  Galia,  I  diritti  del  con- 
iuge  superstite  (1885);  Canuada-Bartoli,  La  ratifica  riguardo 
alle  inesistenza  e  alla  rescindibilitä,  degli  attigiuridici  (1885) ; 
Polacco,  Della  divisione  operata  da  ascendenti  fra  discendenti 
(1885),  ein  ausgezeichnetes  Werk. 

Auch  mögen  folgende  mehr  rechtsphilosophische  Werke 
über  Privat-R.  genannt  werden:  Cogliolo,  Süll'  evoluzione  del 
diritto  (1885) ;  Cimhali,  Lo  studio  del  diritto  civile  (1884) ; 
Gabba,  Questioni  di  diritto  civile  (1882),  II  divorzio  nella  legis- 
lazione  italiana  (1885);  Salandra,  II  divorzio  in  Italia  (1882); 
Zainperini,  Sul  divorzio  (1880);  Vadale  Papale,  II  codice  civile 
e  la  scienza  (1884);  Pessina,  la  scuola  storica  nella  scienza  del 
diritto  (1882) ;  Carle,  La  vita  del  diritto  nei  suoi  rapporti  colla 
vita  sociale  (1880). 

IV.  Handelsrecht. 

Von  den  Handbüchern  und  Kommentaren  über  das  gesamte 
ital.  Handels-R.  sind  zu  nennen:  Bolaffio,  Caperle,  Supino,  Calucij 
Ascoli,  Vivante  e  Cuzzeri,  II  codice  di  commercio  italiano  com- 
mentato  (in  7  Bdn.  1883 — 1885),  sehr  empfehlenswert.  Castag- 
nola  e  Gianzana,  Nuovo  codice  di  commercio  italiano  (1883  bis 
1885),  unvollendet.  Clementini,  Manuale  teorico-pratico  sul  nuovo 
codice  di  commercio  (1883),  unvollendet.  Marghierl,  II  diritto 
commerciale  italiano  esposto  sistematicamente  (1883 — 1885),  un- 
vollendet. Errera,  II  nuovo  codice  di  commercio  (1883),  unbe- 
deutend. Ottolenghi,  II  codice  di  commercio,  illustrato  coi  lavori 
amministrativi,  legislativi,  colla  dottrina  e  colla  giurisprudenza 
(1883—1885),  bis  jetzt  2  Bände,  sehr  brauchbar;  Vidari,  II 
nuovo  codice  di  commercio  (1883 — 1885),  in  6  Bänden. 

Unter  den  Monographien  über  Handels-  und  Wechsel-R.  sind 
hervorzuheben:  Vivante,  II  contratto  di  assicurazione  (1885), 
ausgezeichnet;  Danieli,  Le  societä  commerciali  esistenti  e  il 
nuovo  codice  di  commercio  (1884),  II  contratto  di  conto  corrente 
(1883),  Dell'  ingerenza  del  socio  accomandante  negli  affari  sociali 
(1883);  Bianchi,  Del  pegno  commerciale  ^1883) ;  Supino,  La  riven- 
dicazione  nel  fallimento  (1881) ;  Gallavresi,  La  cambiale  (1882), 
L'assegno  bancario  (1883);  Norsa,  La  nuova  legislazione  di  cam- 
bio  (1883). 

Andere  Abhandlungen  sind:  Armelani,  II  riporto  (1883); 
Bosio,  La  bancarotta  (1883);  Calamandrei,  Del  fallimento  (1883), 
La  cambiale  (1883),  Le  societä  commerciali  (1884— 1885) ;  Leviy 
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Contratto  di  trasporto  (1883);  Pagani,  II  fallimento  (1883); 
Sacerdoti,  Del  fallimento  (1881);  Benvenuti,  I  tramways  (1883); 
Vitalevi,  La  moratoria  (1885). 

V.  Zivilprozess. 

Das  Hauptwerk  ist  Mattirolo,  Diritto  giudiziario,  3.  Auflage, 
in  6  Bänden  (1884  —  1885).  Für  Praktiker  ist  auch  Cuzzeri,  Co- 
dice di  procedura  civile  annotato  (2.  Auflage  1884 — 1885)  sehr 
empfehlenswert.  Auch  gibt  Cuzzeri  jährlich  eine  alphabetische 
Uebersicht  der  praktischen  Jurisprudenz  heraus,  unter  dem  Titel 
Annuario  della  procedura  civile,  bis  jetzt  4  Bände  (1882 — 1885). 
Ziemlich  gut  ist  auch  das  Handbuch  von  Ricci,  Commento  al 
codice  di  procedura  civile  in  4  Bänden  (1880).  Den  Praktikern 
ist  auch  Magni,  Codice  di  procedura  civile  (1880)  zu  empfehlen. 
Ein  sehr  ausführliches  und  weitschweifiges  Werk  ohne  grossen 
wissenschaftlichen  Wert  ist  das  von  Borsari,  Commento  al  co- 
dice di  procedura  civile,  in  5  Bänden  (4.  Auflage  1884). 

VI.  Staats-  und  Verfassungsrecht,  Staatsverwaltung, 
Gemeindeverwaltung. 

Ein  ausführliches  Werk  über  Staats-R.  ist  der  Corso  di 
diritto  costituzionale  von  Palma  (1882 — 1885),  Ein  gutes  Werk 
ist  das  von  Arcoleo,  11  Gabinetto  nei  governi  parlamentari  (1881). 
lieber  die  Geschichte  des  engl.  Verfassungs-R.  hat  Cardon  ge- 
schrieben (Storia  della  costituzione  inglese,  1883). 

Das  beste  Werk  über  Verwaltungs-R.  ist  von  Mantellini, 
Lo  stato  e  il  codice  civile  (in  3  Bdn.,  1880—1883).  Früher 
hatte  er  geschrieben:  I  conflitti  di  attribuzioni. 

Andere  geschätzte  Werke  über  Verwaltungs-R.  sind  die  von 
Persico,  Principii  di  diritto  amministrativo  (1883)  (II.  80),  Le  rap- 
sentanze  politiche  e  amministrative  (1885);  von  De  Giovannis 
Corso  di  diritto  pubblico  amministrativo  (in  4  Bdn.,  1880  bis 
1882);  von  Meucci,  Istituzioni  di  diritto  amministrativo  (1884); 
von  Bonasi,  Responsabilita  dei  ministri  ed  ufficiali  pubblici 
(neue  Auflage),  Legge  della  stampa  und  La  giustizia  in  Italia 
(1885);  von  MinghetH,  1  partiti  politici  e  la  ingerenza  loro 
nella  giustizia  e  nella  amministrazione  (1881). 

Andere  Werke  über  Verwaltungs-R.  sind  die  von  Malgarini, 
Della  ordinazione  delle  imposte  (1884);  von  Cardon,  La  giu- 
stizia e  l'amministrazione  (1883);  von  Gabha  und  Bellavite,  Della 
responsabilita  dello  stato  (1884) ;  von  Carcano,  Studi  sull'  ammi- 
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strazione  della  giustizia  in  Italia  (1884);   v.  Mortara,   Lo  stato 
moderno  e  la  giustizia  (1885). 

VII.  Völkerrecht  und  ioternationales  Privatrecht. 
Dahin  gehören  Catellani,  11  diritto  internazionale  private  e 
i  suoi  recenti  progressi  (1883),  Le  colonie  (1885),  beides  sehr 
gute  Werke;  Contuzzi,  II  diritto  delle  genti  dell' umanitä  (1880), 
La  istituzione  dei  consolati  ed  il  diritto  internazionale  europeo 
nella  sua  applicabilitä  in  Oriente  (1885);  De  Rossi,  Studi  di 
diritto  internazionale  privato  (1880);  Fiore,  Trattato  di  diritto 
internazionale  pubblico  (2.  Auflage,  1882);  Macri,  Teorica  del 
diritto  internazionale  (1883),  unbedeutend ;  Fusinato ,  I  feciali 
presso  i  Roraani  (1883),  Introduzione  ad  un  corso  di  diritto 
internazionale  pubblico  e  privato  (1885),  L'esecuzione  delle  sen- 
tenze  straniere  (1884),  alle  drei  gut;  Gianzana,  Lo  straniero 
(1884),  für  Praktiker  sehr  wichtig;  Pappafava,  Sülle  ricende 
del  diritto  internazionale  privato  (1883). 

VIII.  Strafrecht,  Strafprozess,   Gefängniswesen, 
Gerichtliche  Medizin. 

Das  vortreffliche  Lehrbuch  Carraras,  Programma  al  corso 
di  diritto  criminale,  ist  1884  in  6.  Auflage  erschienen.  Auch 
dessen  bekannte  opuscoli  di  diritto  criminale  haben  in  den  letzten 
Jahren  eine  neue  Auflage  erlebt,  und  ebenso  die  Elementi  di 
diritto  penale  von  Fessina  (1880 — 1884)  und  die  Nozioni  eie- 
rn entari  von  PaoU  (188). 

Ausserdem  verdienen  genannt  zu  werden:  Ferri,  La  scuola 
positiva  del  diritto  criminale  (1883),  I  nuovi  orizzonti  del  diritto 
e  della  procedura  penale  (1885),  II  reato  studiato  giuridicamente 
secondo  la  nuova  scuola  positiva  (1885),  L'omicidio  (1885); 
Ellero,  opuscoli  criminali  (1881);  Paoli,  Lavori  di  preparazione 
del  codice  penale  italiano  (1885);  Crivellari,  Dei  renti  contra  la 
vita  e  la  integritä  personale  (1885). 

Andere  Werke  sind:  Buccellati,  II  nihilismo  e  la  ragione 
del  diritto  penale  (1883),  Manuale  di  diritto  penale  (1885); 
Catastini,  Della  consumazione  dei  delitti  mediante  la  scrittura 
(1883);  Oran,  La  recidiva  nei  reati  fl884);  Fulci,  L'evoluzione 
nel  diritto  penale  (1882);  Garofalo,  Di  un  criterio  positive  della 
penalitä  (1882),  Criminologia  (1885);  Zomhroso,  L'uomo  delin; 
quente  in  rapporto  all'  antropologia  e  giurisprudenza  (3.  Auflage 
1885);  Mecacci,  II  diritto  penale  nei  suoi  rapporti  coUa  capacitä 
giuridica    dei  condannati   (1884);     Campani,    La    difesa  penale 
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(1880);  Poletti,  II  sentimento  nella  scienza  del  diritto  penale 
(1882);  Puglia,  La  nuova  fase  evolutiva  del  diritto  penale 
(1882).  (Vgl.  im  übrigen  über  die  neuen  Bestrebungen  der 
ital.  Kriminalistik  C.Bl.  III.  52,  IV.  120,  278,  381.) 

Die  bedeutendsten  Werke  über  Strafprozess  sind:  Borsani 
e  Casorati,  Commento  al  codice  di  procedura  penale  (in  6  Bdn.^ 
1880 — 1885)  und  Saluto,  Commenti  al  codice  di  procedura  pe- 
nale (2.  Auflage  in  8  Bdn.,  1880—1885). 

Auch  mag  hier  die  gute  Zeitschrift  von  Beltrani-Scalia  über 
Gefängniswesen  genannt  werden  (Kivista  di  discipline  carcerarie), 
bis  jetzt  14  Bände. 

Ueber  gerichtliche  Medizin  haben  geschrieben:  Lazaretti^ 
Corso  di  medicina  legale  (3.  Auflage  in  5  Bdn.,  1880);  Lom- 
hroso,  Genio  e  follia  in  rapporto  alla  medicina  legale  (4.  Auflage^ 
1882);  Ziino,  Manualedi  medicina  legale  (1883);  Gallozzi,  Ma- 
nuale di  medicina  legale  compendiuto  sulle  migliori  opere  fran- 
cesi  (1880). 

IX.  Kirchenrecht. 

BafbUj  Istituzioni  di  diritto  ecclesiastico  pubblico  (ISS^:!); 
Pierantonelli,  Praxis  fori  ecclesiastici  ad  praesertim  ecclesiae 
conditionem  accomodata  (1883);  Raccolta  delle  disposizioni  legis- 
lative ed  amministrative  in  materia  ecclesiastica  del  regno 
d'Italia,  pubblicata  per  cura  del  ministero  di  grazia  e  giustizia 
e  dei  culti  (1882);  Grassi,  Manuale  di  legislazione  e  giuris- 
prudenza  italiana  in  ordine  al  diritto  pubblico  ecclesiastico 
(1880);  Castagnola,  Delle  relazioni  giuridiche  fra  Chiesa  e  Stato 
(1882);  Fulci,  Le  decime  ecclesiastiche  (1882);  Spennati,  Que- 
stioni  di  diritto  canonico  (1884)  und  Istituzioni  di  diritto  cano- 
nico  universale  (1885);  Cancino,  I  benefici  ecclesiastici,  le  cap- 
pellanie  loicali  ed  i  legati  pii  soppressi  ed  affrancati  nel  secolo 
XIX  (1881);  Tiepolo,  Leggi  ecclestiastiche  annotate  (1880); 
Rignano,  Della  eguaglianza  civile  e  della  libertä  dei  culti  (3.  Aufl. 
1885);  Santi,  Praelectiones  iuris  canonici,  quas  iuxta  ordinem 
decretalium  Gregorii  IX.  tradebat  in  scholis  pontif.  seminarii 
romani  (1886).  (Ueber  die  Schriften  Scadutos  vgl.  C.Bl.  IV.  3-3, 
223,  300,  302,  V.  32.) 

Zum  Schlüsse  sei  es  mir  erlaubt,  zu  bemerken,  dass  es  er- 
freulich ist  zu  sehen,  wie  die  neueste  ital.  Rechtslitteratur  sich 
immer  mehr  an  die  deutsche  anschliesst  und  dem  r.  R.  und 
der  Rechtsgeschichte  die  denselben  gebührende  Stellung  ein- 
räumt. 
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B.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Stammler,  R.     Behandlung  des  r.  R.  in  dem  juristischen 
Studium    nach    Einführung    des    Reichszivilgesetz- 
buches.    Freiburg,  Mohr.     32  S.     80  Pf. 
Eisele,  F.    Das  deutsche  Zivilgesetzbuch  und  das  künf- 
tige Privatrechtsstudium.     Ebenda.     31  S.     1  M. 
Beide  Schriften  behandeln  die  Frage,  welchen  Einfluss  auf  die 
Anordnung  des  juristischen  Studiums  die  Einführung  des  Reichs- 
zivilgesetzbuchs  habe,  insbes.   was   aus   dem  Studium  des  r.  R. 
werden    soll.     Beide    sind    einig,    dass    auch    fernerhin   r.  R.  zu 
studieren  sei;    beide  meinen,    dass   die  Grundlage  des  gesamten 
Studiums  das  Privatrechtsstudium  zu  bilden  habe ;  beide  endlich 
fordern,  dass  das  Reichszivil-R.,  nicht  das  Pandekten-R.  künftig 
Mittelpunkt  dieses  Privatrechtsstudiums  sein  solle.     Im  übrigen 
gehen  ihre  Ansichten  und  Vorschläge  weit  auseinander. 

St.  betrachtet  das  Studium  des  r.  R.  nach  drei  Seiten  hin. 

1.  Darstellung  des  Pandekten-R.  als  geltendes  R.  —  schon 
jetzt  sei  diese  Geltung  zum  grossen  Teil  eine  theoretische  Fiktion; 
indes  habe  die  Pandektenvorlesung  trotz  schwerer  sachlicher 
Missstände  bisher  bei  dem  Mangel  der  Rechtseinheit  eben  durch 
jene  Fiktion  auch  Vorteile  gehabt  —  das  falle  nun  fort.  Die 
Pandekten  seien  aus  ihrer  seitherigen  Stellung  zu  streichen  und 
künftig  nur  noch  als  ein  wichtiger  Abschnitt  in  der  geschicht- 
lichen Entwickelung  unseres  R.  darzustellen. 

2.  Studium  des  r.  R.  als  Einführung  in  das  Studium  der 
Rechtswissenschaft  überhaupt  (Institutionen  und  Geschichte  des 
r.  R.).  —  Für  den  Anfänger  sei  nicht  die  Geschichte  Voraus- 
setzung, um  das  gewordene  Rechtssystem  zu  verstehen,  sondern 
umgekehrt ;  nur  auf  diese  Weise  sei  auch^as  Interesse  der  Mehr- 
zahl der  Studierenden  für  ihr  Fach  zu  erwecken  oder  zu  er- 
halten. Also :  an  den  Anfang  neben  der  allgemeinen  Einleitung 
und  der  üebersicht  über  die  gesamte  sogen,  äussere  Geschichte 
unseres  R.  (d.  h.  des  r.  R.  und  des  deutschen  R.  vor,  während 
und  nach  der  Rezeption),  mit  der  sich  vielleicht  ein  üeberblick 
über  das   System  des    klassischen    oder    justinianischen  R.  ver- 
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binden  könnte,  vor  allem  im  1.  Semester  Institutionen  des 
deutschen  Reichszivil-ß. 

3.  Studium  des  r.  R.  wegen  seines  idealen  Wertes  —  besten- 
falls handle  es  sich  hier  um  formale  Schulung  des  jungen  Juristen; 
diese  aber  sei  nicht  durch  Referate  über  den  Inhalt  der  Quellen, 
sondern  nur  durch  Quellenstudium  selbst  zu  gewinnen.  Also : 
exegetische  üebungen,  diese  aber  erst  in  späteren  Semestern. 

Resultat  demnach:  im  1.  Semester  die  unter  2)  genannten 
Vorlesungen ;  im  2.  und  3,  ausführliche  Darstellung  des  Reichs- 
zivil-R.;  darauf  dann  Handels-R.,  Wechsel-R.  u.  s.  w.  Daneben 
vom  2.  Semester  ab  Studium  der  inneren  Geschichte  des  r.  und 
deutschen  R.,  womöglich  aber,  wenn  auch  erst  in  der  späteren 
Studienzeit,  sogen.  Dogmengeschichte  unseres  Zivil-R.,  wobei 
namentlich  das  Augenmerk  auf  das  System  der  Italien.  Juris- 
prudenz, wie  dasselbe  in  Deutschland  Eingang  fand,  dann  auf 
die  Ausbildung  des  usus  modernus  pandectorum,  endlich  auf  die 
hauptsächlichsten  Rechtssysteme  des  19.  Jahrh,  (darunter  auch 
das  des  Pandekten-R.)  zu  richten  wäre.  Daneben  recht  bald 
ausgedehnte  und  gründliche  exegetische  und  praktische  üebungen. 
Bei  solcher  Studienordnung  sei  das  öfter  vorgeschlagene  juri- 
stische Vorexamen  während  der  Studienzeit  überflüssig  oder  ge- 
radezu nachteilig. 

E.  führt  aus ,  trotz  der  eminenten  Bedeutung  des  romani- 
stischen Studiums  dürften  doch  die  Pandekten  nicht  Mittelpunkt 
des  Privatrechtsunterrichts  sein,  sei  es,  dass  das  Reichszivil-R. 
nur  kurz  —  wie  heute  die  Partikular-R.  —  oder  dass  es  eben- 
falls ausführlich  behandelt  würde ;  letzterenfalls  hätten  wir  zwei 
Vorlesungen  mit  zum  grossen  Teil  koincidierendem  Inhalt, 
ersterenfalls  würden  wir  der  nationalen  Bedeutung  des  Reichs- 
zivilgesetzbuchs nicht  gerecht  werden,  die  Kluft  zwischen  Theorie 
und  Praxis  erweitern,  die  Praxis  ganz  dem  Einfluss  der  Präju- 
dizien des  Reichsgerichts  anheimgeben  und  für  die  legislative 
Weiterbildung  der  Gesetzgebung  schlecht  sorgen.  Demnach 
müsse  trotz  der  auch  hierbei  aufsteigenden  Bedenken  (S.  12 — 14) 
das  Studium  des  Privat-R.  auf  das  Reichszivilgesetzbuch,  nicht 
auf  das  Corpus  juris  civilis  gegründet  werden.  Dafür  müsse 
die  Geschichte  des  röm.  Privat-R.  reichlicher  bedacht  werden. 
Vielleicht  sei  auch  dann  statt  der  Institutionen  neben  einer  Ein- 
leitung in  die  gesamte  Rechtswissenschaft  eine  systematische 
Darstellung  des  röm.  Privat-R.  der  klassischen  Zeit  zu  geben, 
welche  hinsichtlich  ihres  Umfangs  etwa  in  der  Mitte  stünde 
zwischen  den  heutigen  Institutionen  und  Pandekten. 
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Vor  allem  aber  müsste  der  pädagogische  Wert  des  r.  R. 
gerettet  werden  dadurch,  dass  vom  2.  Semester  ab  regelmässige 
exegetische  Vorträge  über  ausgewählte  Teile  der  Digesten  ge- 
halten würden.  Damit  käme  in  den  Unterricht  eine  wohlthätige 
Abwechslung,  und  neben  dem  Wissen  würde  das  Können  stärker 
accentuiert  werden:  die  Kunst  der  Auslegung  und  des  Ke- 
digierens  würde  geübt.  Auch  der  Praktiker  wäre  dadurch  be- 
fähigt, sich  durch  künftiges  Selbststudium  der  Quellen  geistig 
zu  erfrischen  und  unabhängig  zu  machen. 

In  die  Arbeit  der  Lehre  des  Privat-R.  würden  sich  auch 
künftig  Romanisten  und  Germanisten  zu  teilen  haben  (S.  25). 
In  zwei  Studienjahren  müssten  die  einleitenden  und  exegetischen 
Vorträge,  sowie  die  über  Rechtsgeschichte  und  das  gesamte 
Privat-R.  absolviert  sein.  Dann  ein  Zwischenexamen  vor  irgend 
einer  deutschen  Juristenfakultät  (Gegengründe  gegen  St.,  S.27ff.), 
dann  weitere  zwei  Studienjahre  für  die  übrigen  Materien,  nebst 
Fortsetzung  der  exegetischen  üebungen.  Das  Militärjahr  wird 
in  die  Studienzeit  nicht  mit  eingerechnet,  kommt  aber  bei  Be- 
rechnung des  Dienstalters  in  Ansatz.  Dann  das  erste  Staats- 
examen vor  Professoren  unter  staatlicher  Aufsicht,  endlich  zwei 
Jahre  praktischen  Vorbereitungsdienstes  bis  zum  zweiten  Staats- 
examen. Zitelmann. 

Cassani^  G.  Lo  studio  de  Bologna  e  i  suoi  fondatori. 
Bologna.  31  S. 
Diese  Festrede  vom  4.|XI.  1885  zur  Eröffnung  des  Winter- 
halbjahres der  Staatsuniversität  Bologna  beleuchtet  namentlich 
in  Bezug  auf  die  städtischen  Freiheiten  (S.  8  u.  11)  und  die 
Laienmitwirkung  bei  kirchlichen  Wahlen  (S.  17)  den  gegenüber 
dem  öffentlichen  R.  geübten  Einfluss  von  Irnerius  und  Gratian; 
der  von  letzterem  begründete  Lehrstuhl  des  kanonischen  R.  ist 
an  der  „madre  degli  studii"  seit  10  Jahren  verwaist  (S.  20). 
C,  Prof.  der  Rechtsgeschichte,  wusste  stets  Strenggläubigkeit 
mit  glühendster  Vaterlandsliebe  zu  paaren ;  von  seinen  gediegenen 
Kenntnissen  der  Rechts-  und  Kirchengeschichte,  des  kanonischen 
und  des  Staatskirchen-R.  zeugen  (Arc)^  f.  Kirchen-R.  54.  Bd. 
S.  167  u.  178)  12  stattliche  Bände,  in  welchen  eine  staatsfreund- 
liche, aber  gemässigte  Haltung  und  zugleich  ein  lebhaftes  In- 
teresse für  kirchliche  Reformen  sich  bekundet. 

Reg.-Rat.  Geigel  (Colmar). 
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Blondel^  G.  De  renseignement  du  droit  dans  les  Uni- 
versites allemandes.  Paris,  H.  Le  Sondier.  1885.  XVI 
u.  88  S.  2  fr. 
Je  häufiger  und  je  intensiver  auf  unserem  eigenen  Boden 
scharfe  Kritik  an  unseren  deutschen  Universitäten  geübt  wird, 
um  so  lehrreicher  ist  es,  ihr  Urteil  aus  fremdem  und  unpar- 
teiischem Munde  zu  vernehmen.  Der  Verf.  der  vorgenannten 
Schrift  hat  die  Mehrzahl  der  deutschen  Hochschulen  bereist  und 
an  denselben  die  Organisation  des  Rechtsstudiums  zum  Gegen- 
stande seiner  eingehenden  objektiven  Beobachtung  gemacht.  In 
acht  Kapiteln  gibt  der  mit  der  gesamten  einschlägigen  Litter atur 
völlig  vertraute  Verf.  ein  zumeist  durchaus  treffendes  Zustands- 
bild  des  juristischen  Unterrichts  unter  sachlicher  Betonung  der 
Vorzüge  und  der  Mängel,  die  unser  Lehrsystem  von  dem  fran- 
zösischen unterscheiden.  Stoerk. 

Mejer,  0.      Biographisches.      Gesammelte    Aufsätze.      Frei- 
burg i.  B.,  Mohr.    1886.     339  S.     6  M. 

Diese  Sammlung  druckt  von  neuem  die  von  1867  bis  1882 
von  M.  veröffentlichten  vier  Lebensbilder  ab,  von  G.  Hugo, 
B.  G.  Niebuhr,  G.  A.  Chr.  Kestner,  J.  A.  Fr.  Eichhorn. 
Ein  Jurist,  der  Mitbegründer  der  historischen  Schule  unter  den 
deutschen  Juristen  —  der  grosse  Historiker,  dessen  Thätigkeit 
auf  verschiedenen  Gebieten  von  Bedeutung  war  —  ein  auf  dem 
Gebiete  der  Aesthetik,  Kunstgeschichte  u.  s.  w.  hervorragender 
Mann,  —  ein  Staatsmann ,  der  vom  8.|X.  1840  bis  zum  18./III. 
1848  das  preuss.  geistliche  Ministerium  leitete,  vorher  langjäh- 
riger Direktor  im  Auswärtigen  Ministerium  war.  Bietet  das 
Lebensbild  Niebuhrs  kein  wesentlich  neues  Material,  was  nach 
der  Veröffentlichung  der  „Lebensnachrichten"  kaum  zu  erwarten 
ist,  so  erhalten  wir  solches  in  den  drei  andern,  besonders  in  dem 
letzten.  Das  aber  ist  nicht  die  Hauptsache.  M.  ist  Meister  in 
der  biographischen  Darstellung.  Er  stellt  den  Leser  dergestalt, 
dass  er  bei  Hugo  genau  ersieht,  wie  die  Jurisprudenz  stand, 
welche  Aufgaben  sie  hatte,  was  Hugo  geleistet  hat.  Niebuhrs 
Bild  zeigt  uns  den  Mann  nach  seiner  ganzen  Persönlichkeit  und 
verschafft  auch  den  bei  der  Kürze  der  Darstellung  möglichen 
Einblick  in  sein  staatsmännisches  und  wissenschaftliches  Wirken. 
Die  Biographie  Kestners  führt  uns  nach  Rom  und  gibt  ein  Bild 
der  Bestrebungen  in  der  Zeit  von  1817  bis  1850,  des  Künstler- 
lebens, in  welchem  der  Sohn  Lottes  als  hannoverscher  Geschäfts- 
träger durch  sein  Wissen,  Wirken,  vor  allem  durch  den  Reiz  einer 
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unvergleichlichen  Liebenswürdigkeit  einen  der  schönsten  Mittel- 
punkte bildet.  Der  Schwerpunkt  liegt  in  letzter  Arbeit.  Sie 
versetzt  auch  jene  Leser,  welche  durch  ihre  Studien  keine  Ge- 
legenheit dazu  hatten,  in  die  Lage,  die  Richtungen  und  Strö- 
mungen in  der  protestantischen  Kirche  Preussens,  wie  sie  unter 
dem  Ministerium  v.  Altensteins  geworden  waren,  die  Aufgabe, 
welche  Eichhorn  vorfand,  was  von  ihm  bezüglich  der  evan- 
gelischen und  katholischen  Kirche  erwartet  wurde,  genau  zu 
erkennen;  sie  gibt  interessante  Blicke  in  die  Schwierigkeiten,  die 
mitspielenden  Persönlichkeiten.  Wer  die  Gegenwart  und  die  Zeit 
von  1850  bis  1871  mit  jener  vergleicht,  wird  nicht  ohne  grosses 
Interesse  die  Abhandlung  lesen  und  mannigfache  Belehrung 
finden.  v.  Schulte. 

Torres  Campos,  E.     Nociones  de  Bibliografia  y  Lite- 
ratura  juridica.     Madrid  1884. 

Wie  der  Titel  ergibt,  zerfällt  dieses  Buch  in  zwei  Teile.  In 
dem  ersten  werden  alle  jene  Quellen  bezeichnet,  von  welchen 
man  für  das  Rechtsstudium  ausgehen  kann,  und  die  vorzüg- 
lichsten Veröffentlichungen  über  die  verschiedenen  Zweige  der 
Rechtswissenschaft  aufgezählt.  Im  zweiten  Teile  sind  Essais 
über  Werke  der  hervorragendsten  Rechtslehrer  sowie  einige 
biographische  auf  letztere  bezügliche  Abhandlungen  enthalten- 
Das  Buch  ist  kurz  gefasst,  gleichwohl  in  sehr  anziehender  Weise 
geschrieben,  und  so  füllt  es  eine  längst  empfundene  Lücke  aus. 

Oloriz. 


IL  Eechtsgescliichte. 

Bernhöft,  F.     Die   Inschrift    von   Gortyn.     Uebersetzt    von 

F.  B.  Stuttgart,  Enke.  1886.  38  S.  1  M.  60  Pf. 
—  Das  Gesetz  von  Gortyn.  (Zeitschr.  f.  vergl.  R.W.,  VI. 
S.  281—304.)  (Vgl.  IV.  S.  402.) 
Auf  Grundlage  der  von  Fabricius  vtröffentlichten  Tafeln  und 
Transskription  unter  teilweiser  Mitbenutzung  von  Comparetti 
und  Lewy  gibt  B.  seinerseits  eine  Uebersetzung  des  Gortyner  Ge- 
setzes mit  Anmerkungen  hauptsächlich  sprachlicher  Art.  Der 
Inhalt  ist  in  23  Abschnitte  geteilt,  die  grösseren  zerfallen  in 
Paragraphen.  Dadurch  und  durch  ein  vorausgeschicktes  In- 
haltsverzeichnis, welches  diese  Abschnitte  und  Paragraphen  mit 
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kurzer  Bezeichnung  des  Inhaltes  aufführt,  ist  die  Uebersicht  er- 
leichtert. In  einer  kurzen  Einleitung  spricht  der  Herausgeber 
die  Vermutung  aus,  dass  nicht  bloss  die  Abschnitte  von  Tafel  X, 
33  an  Nachträge  enthalten ,  sondern  dass  es  sich  auch  bei  den 
Abschnitten  bis  X,  32  um  verschiedene,  nicht  gleichzeitig  ent- 
standene Gesetze  handle,  die  zusammengestellt  worden  sind, 
aber  in  Stil  und  juristischer  Auffassung  sich  unterscheiden,  indem 
die  ersteren  in  knapper  Sprache  abgefasst,  doch  zugleich  das  Be- 
streben zeigen,  alle  möglichen  Fälle  zu  umfassen,  während  die 
späteren  weitschweifiger,  aber  auch  oberflächlicher  und  lückenhafter 
sind,  teilweise  sogar  auf  etwas  veränderte  Verhältnisse  berechnet 
scheinen.  Zugleich  weist  er  darauf  hin,  wie  die  Erklärung  dafür, 
dass  nirgends  im  Gesetz  gesagt  ist ,  in  welcher  Form  und  wo 
man  zu  klagen  hatte,  ob  die  Klage  mündlich  oder  schriftlich 
anzubringen  war,  wer  als  Partei  auftreten  konnte,  und  wer  als 
Richter  zu  entscheiden  hatte,  während  andererseits  ausführliche 
und  oft  wiederholte  Bestimmungen  über  Zeugenaussagen,  Par- 
teieneide, Urteile  sich  finden  —  wie  die  Erklärung  hierfür  darin 
zu  suchen  sei,  dass  alles  in  dem  Gesetz  Gesagte  sich  nicht  auf 
die  Fragen  bezieht,  welche  im  Vorverfahren  vor  dem  die  Ge- 
richtsbarkeit ausübenden  und  lediglich  den  Streitpunkt  und  den 
für  denselben  massgebenden  juristischen  Gesichtspunkt  fest- 
stellenden Beamten  erledigt  werden ,  sondern  nur  auf  das  die 
Entscheidung  der  Sache  zum  Gegenstand  habende  Hauptverfahren; 
Streitsachen  über  Freiheit  und  Eigentum  an  Sklaven,  über  Fa- 
milien-R.  und  Erb-R.  wurden  im  Hauptverfahren  vor  die  Richter 
einer  bestimmten  Kategorie,  nämlich  Einzelrichter,  verwiesen ;  auf 
ihre  Thätigkeit  bezieht  sich  das  Gesetz. 

Auf  Grund  dieser  seiner  üebersetzung  beginnt  B.  in  dem 
zitierten  Aufsatz  eine  eingehende  Besprechung  des  Inhaltes  des 
Gesetzes.  Von  seinen  23  Abschnitten  sind  es  zunächst  zwei,  die 
hier  erörtert  werden:  Prozesse  um  Sklaven  und  Fleisches- 
verbrechen. Aus  der  kurzen  Vorbemerkung  mögen  folgende 
Sätze  hervorgehoben  werden.  Die  Theorie,  nach  welcher  die 
Rechtszustände  eines  Volkes  sich  mit  der  Kultur  nach  einer  be- 
stimmten Richtung  hin  entwickeln,  findet  hier  keinen  Anhalt: 
neben  bedeutenden  Resten  uralten  R.,  welche  das  r.  R.  in  der 
uns  bekannten  Zeit  nicht  mehr  aufweist ,  finden  wir  Ideen ,  die 
erst  in  spätester  Zeit  in  das  r.  R.  eingedrungen,  aber  selbst  in 
dieser  nicht  vollkommen  verwirklicht  sind.  Die  europäischen 
Völker  haben  keinen  Entwickelungsgang  auf  einheitlicher  Basis 
und  keine  parallel  laufende  Entwickelung  gehabt,  sie  sind,  wenn 
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sich  auch  überall  analoge  Ideen  finden,  doch  zugleich  von  ent- 
gegengesetzten Ideen  beeinflusst  worden.  In  der  Erscheinung, 
dass  schon  bei  den  ältesten  und  rohesten  Völkern  Ideen  auf- 
treten, wie  sie  oft  bei  hochgebildeten  Völkern  das  Ziel  bilden, 
nach  welchem  die  ganze  Entwickelung  strebt,  und  speziell  in 
dem  Umstand,  dass  das  Familien-R.  von  Gortyn  schon  von  den 
Zwölftafeln  einen  moderneren  Charakter  trägt  als  das  justinian. 
R.  (z.  B.  Freiheit  des  Vermögens  der  Frau  und  des  Haussohns), 
sieht  der  Verf.  einen  Beleg  dafür,  dass  wenn  auch  die  ursprüng- 
lich gleichartigen  Institute  der  vorgeschichtlichen  Zeit  durch  das 
Fortschreiten  der  Kultur  zerstört  sind,  doch  die  neu  auftretenden 
Ideen  —  die,  weil  die  einen  hier,  die  anderen  dort  zuerst  Ein- 
fluss  gewonnen,  die  Entwickelung  nicht  zu  einer  gleichmässigen 
machen  —  nicht  erst  durch  die  höhere  Kultur  erzeugt  sind, 
sondern  auf  uralten  Rechtsanschauungen  beruhen,  die  vor  dem 
Eindringen  indogermanischer  Völker  allgemein  galten,  von  diesen 
freilich  unterdrückt  wurden,  dann  aber  aus  den  unteren  Schichten, 
in  welchen  sie  sich  behauptet  hatten,  langsam  wieder  zur  Herr- 
schaft zu  gelangen  j:trebten.  Burckhard. 

Bücheier  und  Zitelmann,  Bruchstücke  eines  zweiten  Ge- 
setzes von  Gortyn.  (Rhein.  Mus.  f.  Phil.,  Bd.  41,  S.  118 
bis  133.)  (Vgl.  die  vorige  Besprechung.) 
Das  schon  im  ,R.  von  Gortyn"  erwähnte,  seitdem  mehrfach 
(von  Halbherr  und  Comparetti,  Lewy,  Baunack,  Bernhöft)  edierte 
und  übersetzte  Stück  eines  zweiten  Gesetzes  der  Stadt  Gortyn  wird 
hier  in  Text  und  Uebersetzung  mit  Anmerkungen  gegeben  und 
erläutert.  Das  Bruchstück  (je  16  Zeilen  von  Kolumne  2  und 
3  =  Kol.  A  und  B)  handelt  von  den  zivilrechtlichen  Folgen, 
die  den  Eigentümer  eines  Haustieres  treffen,  wenn  durch  dieses 
ein  anderes  Haustier  getödtet  oder  von  der  Herde  oder  dem 
Haus  fortgejagt  und  dadurch  dessen  Eigentümer  verloren  ge- 
gangen ist.  —  Als  schadenstiftend  ist  in  der  einen  Kolumne 
ein  Schwein,  als  beschädigt  ein  „starkfüssiges"  Tier  genannt 
(worunter  wahrscheinlich  speziell  Rindvieh  verstanden  ist),  in 
der  anderen  als  beschädigt  Pferd,  Maulesfi  und  Esel,  sowie  Hunde 
(ob  hier  Hunde  wirklich  als  beschädigt  und  nicht  als  schaden- 
stiftend zu  denken  sind?  die  allein  erhaltenen  Worte:  „Hunde, 
gegen  welche  ausschlägt"  können  wohl  auch  in  dem  Zusammen- 
hang gestanden  haben,  dass  wegen  eines  durch  Ausschlagen  ge- 
reizten Hundes  nicht  gehaftet  wird,  vgl.  S.  3  29,  A.  29).  —  Die 
Rechtsfolgen  sind  nur  angegeben  für  die  beiden  Fälle  der  Kol.  A 
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Im  zweiten  Fall  (Beschädigung  eines  Rindes  durch  ein  Schwein) 
steht  fest,  dass  ausser  der  noxae  datio  noch  ein  weiterer  — 
nicht  überlieferter  Nachteil  den  Eigentümer  trifft ;  im  ersten  Fall 
(die  ihn  bezeichnenden  Worte  sin4  nicht  erhalten)  ist  die  Folge 
zweifelhaft,  wahrscheinlich  ist  der  Sinn  der:  das  schädigende 
Tier  soll  dem  Verletzten  zukommen  gegen  Ueberlassung  seines 
R.  an  dem  beschädigten  Tiere  (also  Tausch),  oder  wenn  er  das 
nicht  will,  soll  er  sich  das  Einfache  zahlen  lassen  —  also  Wahl-R. 
des  Gläubigers.  Die  Rechtsfolge  in  diesem  ersten  Fall  ist  also 
weniger  schwer  (entweder  —  oder)  als  im  zweiten  Fall  (so- 
wohl —  als  auch),  wahrscheinlich  hat  es  sich  im  ersten  Fall 
um  zwei  gleichartige  (nicht  gleichartige)  Tiere  gehandelt,  z.  B. 
ein  Schwein  beschädigt  das  andere,  in  welchem  Fall  in  der 
Uebergabe  des  schädigenden  Tieres  gegen  Hingabe  des  beschä- 
digten ein  vollständiger  Ersatz  liegen  kann,  während  in  dem 
Fall,  wo  z.  B.  ein  Rind  durch  ein  Schwein  beschädigt  ist,  der 
Empfang  des  Schweines  nicht  zum  Ausgleich  genügt,  sondern 
eine  weitere  Leistung  hinzutreten  muss.  —  Der  Anspruch  der 
Beschädigten  ist  noch  an  eine  Voraussetzung  geknüpft,  die  nach 
Verschiedenheit  der  Fälle  verschieden  ist:  ist  das  Tier  beim 
Kampf  getödtet,  so  muss  es  dem  Schuldner  zugebracht  werden ; 
ist  es  verjagt,  so  muss  es  nach  Möglichkeit  verfolgt  werden; 
ist  es  infolge  der  Verjagung  auf  der  Flucht  umgekommen,  oder 
ist  die  Verfolgung  von  vornherein  unmöglich,  so  darf  der  Ge- 
schädigte sich  mit  der  Ladung  des  Schuldners  begnügen. 

Eine  Vergleichung  dieses  Gortyner  R.  mit  den  Ideen,  die 
im  r.  und  attischen  R.  einerseits  und  in  den  germanischen  R. 
andererseits  den  Sätzen  über  Haftung  des  schuldlosen  Eigen- 
tümers für  Beschädigungen  durch  seine  Tiere  zu  Grund  liegen, 
schliesst  die  Ausführung.  Burckhard. 

Chiappelli,  L.  Nuovo  esame  del  Manoscritto  Pistojese  del 
Codice  Giustiniano.  Contributi  alla  storia  e  alla  critica 
del  codice.  (Estratto  dal  periodico  Studi  e  documenti  di 
storia  e  diritto  anno  VI.)    Roma  1885.    60  S. 

—  La    Glossa   Pistojese    al   Codice   Giustiniano    tratta 

dal  manoscr.  Capitolare  di  Pistoja  con  una  introduzione. 
(Estr.  dalle  Memorie  della  R.  Accademia  delle  Scienze  di 
Torino.     S.  II.     T.  XXXVII).     Torino  1885.     64  S. 

—  I  Manoscritti  giuridici  di  Pistoja  con  testi  e  documenti 

inediti.  (Estr.  dell'  Archivio  giuridico.)  Bologna.  1885.  126  S. 
Die   an   letzter  Stelle  genannte  Schrift  enthält  im  ersten  Teil 
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eine  Angabe  und  Beschreibung  von  Rechtshandschriften,  welche 
sich  in  sieben  Bibliotheken  zu  Pistoja  befinden,  zusammen  26, 
und  bis  ins  16.  Jahrhundert  hinab  reichen.  Von  hervorragendem 
Werte  sind  ausser  der,  über  welche  noch  näher  zu  reden  ist, 
aus  der  Bibliothek  des  Domarchivs  N.  60  (Cap.  Angilramni), 
97  Decretum  Burchardi,  102  Pseudo-Isidor  (nach  Ch.  mit  Mansi 
saec.  X.  gegen  Hinschius,  der  es  s.  XI.  setzt),  109  (die  genauer 
beschriebene  Sammlung  dürfte  ein  Excerpt  aus  dem  Polycarpus 
sein,  wenigstens  enthält  dieser  alle  von  Ch.  angegebenen  Stellen 
des  r.  R.;  allerdings  kann  auch  Anselm  von  Lucca  benutzt 
sein  u.  s.  w.),  aus  der  Bibliothek  Fabroniana  den  tr.  de  immun, 
et  libertate  eccl.  des  Joh.  Bolkenhayn.  Der  zweite  Teil  druckt 
ab:  Fragmente  einer  Sammlung  von  quaestiones  juris;  dann 
Seite  91  die  längst  in  allen  Ausgaben  des  Dekrets  stehende 
Einleitung  zur  Dist.  LXXIII.  als  „Un  decreto  del  concilio 
di  Aquisgrano  dell'  anno  816"  (die  ganze  Dist.  LXXIII.  ist  zu- 
erst in  der  Schrift  von  Schulte  „Die  Paleae  im  Decret.  Gratians", 
Wien  1874,  S.  13,  15  als  Palea  nachgewiesen),  einem  Katalog 
der  in  Italien  bis  1027  regierenden  Fürsten;  einen  Teil  des  er- 
wähnten tr.  de  imm.  et  lib.  eccl.  nebst  einem  Exkurs  über  Joh. 
Langer  von  Bolkenhayn,  endlich  Notizen  über  Dinas  Torsiglieri 
aus  Pistoja.  —  In  der  an  erster  Stelle  angeführten,  zuletzt  er- 
schienenen Schrift  wird  die  in  der  Nr.  66  der  Dombibliothek  — 
die  genaue  Beschreibung  in  der  unter  3,  besonders  unter  2  ge- 
nannten —  enthaltene  Handschrift  der  Epitome  des  Codex 
Justiniani  behandelt  (vgl.  Krüger  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch. 
Vin.  1  ff.,  die  frühern  Anführungen  bei  Ch.).  Er  geht  näher 
ein,  weil  weder  die  Ausgabe  des  Kodex  von  Kriegel  und 
Herrmann  1872,  noch  die  von  Krüger  1884  für  eine  genügende 
Kenntnis  hinreichen,  „die  von  Krüger  veröffentlichte  Folge  der 
Konstitutionen  nicht  immer  genau  und  vollständig  ist,  einige 
Texte  fehlen,  die  Inschriften  und  Unterschriften  fehlen  bezw. 
unvollständig  sind,  da  er  nur  das  vierte  Buch  und  den  Anfang 
des  fünften  geprüft  hat".  Nach  einleitenden  Bemerkungen  druckt 
Ch.  aus  dem  Kodex  ab:  1.  Eine  neue  Kollation  der  Folge  der 
Konstitutionen,  mit  Anmerkungen  über  di«  sich  darauf  beziehenden 
Glossen  und  über  „die  Auslassungen  und  Irrtümer,  in  die  Krüger 
in  seiner  Ausgabe  gefallen  ist"  (S.  9—20),  2.  die  Inskriptionen 
und  Subskriptionen  der  Konstitutionen  in  der  im  Texte  des  Kodex 
befolgten  Ordnung  unter  Hervorhebung  der  von  Krüger  aus- 
gelassenen (S.  21—60).  So  liefert  die  mühevolle  Arbeit  einen 
erheblichen  Beitrag  zur  Kritik,   zeigt   aber  zugleich,    dass  sich 
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auch  für   die  exaktesten  Arbeiten  bei  neuer  Untersuchung  Ver- 
besserungen finden. 

Die  an  zweiter  Stelle  genannte  Arbeit  beschäftigt  sich  mit 
der  Glosse  zum  Codex  in  der  Handschrift  von  Pistoja.  Motiv 
derselben  ist  einmal  die  nur  teilweise  Bekanntschaft  mit  der- 
selben (durch  Schrader,  Tüb.  Bibl.  Ms.  303.  VIT.),  dann  die 
geringe  Zahl  von  Quellen  für  das  frühere  Studium  des  r.  R.  Auf 
die  Einleitung  über  die  Handschrift,  die  er  dem  X.  s.  näher 
vindiziert,  die  Arten  der  Glosse  (eigentliche  Schollen,  Varianten 
und  Textverbesserungen,  interpretierende),  Art,  Bedeutung,  An- 
führungen, Quellen  und  Parallelstellen  der  Glosse,  Konkordanz 
mit  der  Darmstädter  Handschrift,  Alter  (der  Schreiber  des  Textes 
habe  sie  nicht  gemacht,  diese  sei  von  einem  Berufsschreiber  ge- 
schrieben, die  Glosse  abgeschrieben  aus  einer  altern  Handschrift, 
gehöre  zu  den  ältesten  Quellen  des  M.A. ,  gehöre  in  die  ersten 
Jabre  des  s.  X.  oder  sei  noch  älter)  und  Bedeutung  derselben 
für  die  Wissenschaft  des  r.  R.  im  M.A.  und  die  für  den  Druck 
befolgten  Regeln,  folgt  S.  31—64  der  Abdruck  der  Glossen  nach 
den  drei  Kategorien,  unter  Beigabe  von  Anmerkungen,  in  denen 
Parallelstellen  u.  s.  w.  nachgewiesen  sind.  Zum  Schlüsse  ist  ein 
Faksimile  beigegeben,  welches  mit  den  über  das  Alter  der  Hand- 
schrift gemachten  Angaben  stimmt.  So  setzt  uns  der  Verf.  in 
den  Stand,  dea  wichtigen  Kodex  nach  allen  Seiten  hin  zu  ver- 
werten. V.  Schulte. 

Hartmann,    0.  E.      Ueber    die    röm.    Gerichtsverfassung. 

Ergänzt    und    herausgegeben    von    A.    Ubbelohde.      Göt- 

tingen  1886.  XXIII  u.  6-^6  S.  13  M. 
Der  im  Jahr  1859  erschienene  1.  Abschnitt  des  1.  Teils  des 
ordo  judiciorum  und  der  judicia  extraordinaria  der  Römer 
von  H.^  dessen  Hauptthema  die  Bekämpfung  der  üblichen  Er- 
klärung der  jud.  ord.  und  extraord.  aus  den  Formeln  und  der 
Ansicht,  dass  es  nur  in  den  Provinzen  conventus  gegeben  habe, 
ist,  erhält  hier  durch  einen  Schüler  und  Freund  des  Verstorbenen 
seine  Ergänzung  und  Vollendung ,  zunächst  bis  zum  Abschluss 
des  I.  Teils  (Gerichtsverfassung).  Ob  der  II.  Teil,  der  nach  des 
Verf.  Erklärung  in  den  Vorarbeiten  beendet,  die  auf  dem  Ge- 
biet der  Gerichtsverfassung  gefundenen  Resultate  auf  dem  Gebiet 
des  Verfahrens  verfolgen  soll,  über  kurz  oder  lang  folgen  wird, 
will  der  Herausgeber ,  so  viel  an  ihm  liegt ,  nicht  bezweifeln. 
Diese  Ergänzung  ist  eine  verdienstliche,  Leistung:  dass  sie  eine 
recht  mühsame,  durch  objektive  und  subjektive  Hemmnisse  er- 
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Schwerte  gewesen  ist,  ist  aus  dem  genaue  Rechenschaft  ablegenden 
Vorwort  (S.  V — XX)  zu  erkennen. 

Wenn  dieser  I.  Teil  den  Titel  ,  lieber  die  röm.  Gerichts- 
verfassung" führt,  so  ist  dabei  an  die  Bemerkung  des  Verf.  in 
seiner  Einleitung  zu  erinnern,  dass  den  Mittelpunkt  der  Unter- 
suchung die  Zeit  der  Rechtspflege  bildet  und  dass  die  übrigen 
Untersuchungen  über  eine  Anzahl  der  wichtigsten  Einrichtungen 
der  röm.  Gerichtsverfassung  nur  als  diesem  Gesichtspunkt  unter- 
geordnete und  von  demselben  abhängige  mitgeteilt  werden.  Dem- 
entsprechend beabsichtigt  der  Verf.  diesen  I.  Teil  in  3  Ab- 
schnitten zu  behandeln:  Einfluss  der  Religion  auf  die  Rechts- 
pflege —  Vorschriften  des  weltlichen  Gewohnheits-R. ,  speziell 
die  Geschichte  der  Sitzungszeiten  —  Erklärung  der  von  Theo- 
philus  mitgeteilten  Definition  der  jud.  ord.  und  extraord.  — 
In  dem  jetzt  abgeschlossen  vorliegenden  I.  Teil  hat  der  Heraus- 
geber, den  Intentionen  des  Verf.  entsprechend,  den  1.  Abschnitt 
unverändert  beibehalten;  der  Inhalt  der  beiden  neu  hinzuge- 
kommenen Abschnitte  ist  in  kurzen  Zügen  folgender: 

II.  Abschnitt.  Der  rerum  actus  in  Bezug  auf  die  Rechts- 
pflege (S.  179—365).  Die  weltliche  Sitte,  der  Einfluss  des  Krieges 
und  des  Landbaues  brachte  es  mit  sich,  dass  nicht  bloss  die 
Rechtspflege,  sondern  alle  wichtigen  Staatsangelegenheiten  (ge- 
setzgebende, richtende,  wählende  Komitien,  Zensus,  Senat)  in 
längeren  Zwischenräumen  oder  periodisch  betrieben  wurden: 
tempus,  cum  res  aguntur,  im  Gegensatz  zu  tempus  cum  res 
prolatae  sunt.  Die  Hauptzeit  dafür  war  ursprünglich  der  Winter 
und  hohe  Sommer.  Der  Zusammenhang  des  rerum  actus  speziell 
mit  der  Rechtspflege  beruht  auf  der  Gerichtsversammlung.  In 
Gemässheit  des  auf  uralte  Rechtssitte  sich  stützenden  Gegen- 
satzes von  jus  und  Judicium  nehmen  die  Könige  und  später  die 
Magistrate  die  definitive  Regelung  der  Prozesse  und  die  Ein- 
setzung der  Privatrichter  in  einer  Gerichts  Versammlung  vor, 
die  zu  einer  gewissen  Zeit  des  Jahres  berufen  wurde  und  in 
welcher  das  Richteramt  den  Senatoren  zustand,  indem  das  R. 
der  freien  Wahl  der  Parteien  und  die  mit  ihr  zusammenhängen- 
den magistratisch  angestellten  arbitri,  ^ie  nicht  an  die  Zeit  der 
Gerichtsversammlung  gebunden  waren,  als  blosse  Einigung  der 
Parteien  voraussetzende  Ausnahme  erscheinen.  Der  Name  dieser 
stadtrömischen  Gerichtsversammlung  ist  ursprünglich  conventus, 
später  rerum  actus.  Mit  der  praetura  urbana  wurde  die  Zeit 
der  Gerichtsversammlung  von  ihrer  ursprünglichen  Abhängigkeit 
von  der  Zeit  der  Kriegführung    befreit.     Anfang   des  6.  Jahrh. 
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bewirkt  die  steigende  Menge  der  Geschäfte  und  Prozesse  gleich- 
zeitig mit  der  Einführung  des  praetor  peregr.  die  der  Dezem- 
viren  und  Centumviren :  ihre  SchafiFung  war  nichts  anderes  als 
eine  mit  dem  Wachstum  Roms  erforderlich  gewordene  festere 
Organisation  der  Konsilien  der  Gerichts  Versammlung;  bisher 
waren  dieselben  für  jeden  einzelnen  Fall  vom  Prätor  besonders 
gebildet  aus  der  Gesamtzahl  der  judices,  von  jetzt  an  soll  der 
Prätor  gleich  bei  Beginn  des  Jahres  eine  bestimmte  Zahl  von 
judices  ausscheiden,  und  aus  diesen  centumviri  sollen  nun  die 
erforderlichen  Konsilien  ausschliesslich  gebildet  werden,  so  dass 
also  die  Centumviren  im  einzelnen  Falle  nie  als  solche  richten, 
sondern  erst  dann,  wenn  sie  aus  der  Gesamtzahl  in  das  be- 
stimmte Konsilium  aufgenommen  sind,  welchem  die  Untersuchung 
und  Entscheidung  des  betreffenden  Prozesses  obliegt.  —  Nach 
601  erscheint  als  eine  Zeit  des  rerum  actus  der  Anfang  des 
Jahres,  dann  erfolgt  Ende  März  bis  Anfang  Mai  eine  rerum 
prolatio ,  während  eine  prolatio  am  Ende  des  Jahres  weniger 
zu  erkennen  ist:  Eintritt  und  Dauer  der  prolatio  hing  aber  im 
einzelnen  Fall  immer  von  den  Beschlüssen  des  Senats  ab.  — 
Unter  dem  Prinzipat  wird  der  rerum  actus  im  äusseren  Umfang 
seiner  Wirksamkeit  beschränkt:  er  hat  nicht  mehr  wie  früher 
für  alle  öffentlichen  Angelegenheiten,  sondern  nur  noch  rück- 
sichtlich der  Gerichte  eine  praktische  Bedeutung  und  zwar  in- 
folge des  raschen  Verfalles  der  questiones  publicae  nur  noch  für 
das  Zivilverfahren.  Zu  den  schon  ausgenommenen  Monaten 
April,  Juli  und  (wegen  der  Weinlese)  auch  wohl  Oktober  fügte 
Augustus  November  und  Dezember ;  es  bleiben  Januar  bis  März 
menses  hiberni;  zu  den  menses  aestivi  gehört  der  August  und 
wohl  auch  September,  zweifelhaft  ob  Mai  und  Juni.  Claudius 
verbindet  den  früher  in  Winter-  und  Sommermonate  geteilten 
rerum  actus  zu  einem  einzigen  zusammenhängenden  Zeitraum. 
Die  Einrichtung  des  rerum  actus  dauert  so  lange  fort  als  die 
praetura  urbana  die  ordentliche  Jurisdictionsstelle  für  Zivilsachen 
bildet. 

III.  Abschnitt.  Der  Zusammenhang  des  rerum  actus  mit 
dem  ordo  judiciorum  (S.  366 — 522).  Den  Schlüssel  zur  Lösuog 
der  Hauptfrage,  in  welchem  Zusammenhang  der  conventus  oder 
rerum  actus  mit  dem  Gegensatz  zwischen  jud.  ord.  und  extraord. 
stand,  liefert  die  Stelle  von  Servius  ad  Vergil  VI.  430  über  die 
sortitio  causarum.  Die  Folge  davon,  dass  nur  zu  gewissen 
Zeiten  Gericht  gehalten  wird,  ist,  dass  in  der  Zwischenzeit  eine 
Menge  von  Prozessen   sich   häuft   und   beim  Beginn  ein  grosser 
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Zudrang  der  Parteien  stattfindet,  daher  die  Nötigung,  die  Reihen- 
folge festzustellen,  und  das  geschieht  durch  das  Los.  Die  Be- 
zeichnung dafür  ist  ordo,  ordinäre  causam.  Den  Gegensatz  bildet 
das  extra  ordinem,  sei  es,  dass  der  Prozess  gar  nicht  an  die 
Gerichtszeit  gebunden  ist,  sei  es,  dass  wenn  dies  der  Fall,  der 
Prozess  gar  nicht  erst  durch  die  Verlosung  den  Tag  der  Verhandlung 
angewiesen  erhält.  —  In  den  §§.  35 — 38  werden  nun  die  Einzel- 
heiten des  Verfahrens  in  eingehender  Weise  dargestellt,  und  zwar 
des  ordo  judic.  publicorum  (S.  388 — 416)  und  des  ordo  judic. 
privatorum  (S.  416—469).  Darauf  folgt  eine  Erörterung  über 
andere  Bedeutungen  von  ordo,  extraordinem  u.  s.  w.  (extraordi- 
narius  =  dem  neuen  kaiserlichen  R.  angehörig ;  ordo  und  extra- 
ordinem =  Regel  und  Ausnahme  in  verschiedenem  Sinne),  §.  39 
bis  43,  S.  470—552.  -  In  10  Anhänge,  II-XI  (S.  553-605), 
von  denen  V.,  VIII  u.  IX  durchaus  Arbeit  des  Herausgebers 
sind,  ist  eine  Reihe  von  Einzeluntersuchungen  verwiesen.  Den 
Schluss  bildet  ein  ausführliches  Quellen-  und  Sachregister. 

Burckhard. 

Kappeyne  van  de  Copello,  J.  Abhandlungen  zum  röm. 
Staats-  und  Privat-R.  Nach  dem  Holländischen.  Stutt- 
gart, Metzler.  1885.  354  S.  I.  2  M.  80  Pf.  IL  5  M.  40  Pf. 
Das  erste  Heft  dieser  Abhandlungen  enthält  Betrachtungen 
über  die  Komitien.  Der  Verf.  bespricht  im  Einzelnen  die  comitia 
centuriata  und  curiata,  die  auctoritas  patrum  und  das  Ver- 
hältnis der  Titienses,  Ramnenses  und  Luceres.  In  dem  zweiten 
Heft  wendet  sich  der  Verf.  zu  privatrechtlichen  historischen 
Untersuchungen.  In  einer  Abhandlung  über  das  vim  facere  beim 
interdictum  uti  possidetis  sucht  der  Verf.  nachzuweisen,  dass 
die  vis  ex  conventu  zu  dem  Zweck  vorgenommen,  um  das  Ob- 
jekt, um  das  man  stritt,  unzweifelhaft  festzustellen.  In  einer 
zweiten  Abhandlung  über  pecunia  constituta  wird  auszuführen 
gesucht,  dass  sich  alle  Eigentümlichkeiten  der  actio  pecuniae  con- 
stitutae   aus  der  sponsio  dimidiae  partis  erklären  lassen. 

Rümelin. 
• 
Voigt,  J.    Vom  Besitz  des  Sequesters  nach  dem  r.  R.  zur 
Zeit    der   klassischen   Jurisprudenz.     Freiburg   i.    B. 
1885.     68  S.     1  M.  60  Pf. 
Während  im  Gegensatz  zur  älteren  Zeit,  in  welcher  Sequester 
den  arbiter,    bei  dem  zugleich  das  Streitobjekt  niedergelegt  ist, 
bedeutet,  der  spätere  vulgäre  Sprachgebrauch  jeden  Schiedsrichter 
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oder  auch  Vermittler  Sequester  nennt,  ist  im  Rechtsleben  der 
Zeit  der  klassischen  Jurisprudenz  die  Sequestration  eine  besondere 
Art  der  Deposition,  ein  Institut,  welches  wesentlich  auf  dem 
Boden  der  Rechtswissenschaft  steht,  so  dass  für  Feststellung  seines 
Charakters  nach  klassischem  R.  weder  Schlüsse  aus  dem  alten 
Institut  des  arbiter-sequester  zulässig  sind,  noch  Zeugnisse  der 
nichtjuristischen  Schriftsteller  einen  Wert  haben.  Für  die  Frage 
nach  dem  Besitz  des  Sequesters  kommt  lediglich  die  sequestratio 
voluntaria  in  Betracht,  die  nur  in  der  Zeit  der  klassischen  Juris- 
prudenz ein  lebenskräftiges  und  praktisches  Institut  war;  bei 
der  erst  in  der  spätem  Kaiserzeit  ausgebildeten  sequestratio  ne- 
cessaria  kann  von  einem  Besitz-R.  des  Sequesters  nicht  die  Rede 
sein :  das  deponere  apud  sequestrem  tritt  zurück,  das  Ausscheiden 
eines  Vermögensteils  des  Kautionspflichtigen  wird  das  Kriterium 
des  Rechtsgeschäftes  und  das  deponere  apud  officium  die  Regel. 
—  Nach  dieser  Einleitung  versucht  der  Verf.  eine  Darstellung 
des  Streites  über  den  Besitz  des  Sequesters  und  eine  Lösung  der 
ihn  tragenden  Fragen  von  zwei  Gesichtspunkten  aus:  1.  Was 
folgt  aus  der  Natur  des  Rechtsgeschäfts  der  Sequestration? 
(S.  11 — 35.)  2.  Was  besagen  über  den  Besitz  des  Sequesters 
die  Rechtsquellen?  (S.  35—68).  Das  Resultat  seiner  Unter- 
suchung fasst  er  dahin  zusammen:  Der  Besitz  ist  ein  selbstän- 
diger, auf  positiver  Vorschrift  basierter  durch  Besitzergreifung 
seitens  des  Sequesters  selbst  herbeigeführter;  die  Parteien  sind 
nicht  Auktoren  dieses  Besitzes,  da  der  Verlust  ihrerseits  nicht 
animo,  sondern  corpore  erfolgt  und  also  die  Fähigkeit  eventueller 
üebertragung  ihnen  mangelt;  andererseits  ist  derjenige,  dem 
schliesslich  die  streitige  Sache  zufällt,  nicht  Singularsukzessor 
des  Sequester ,  von  dem  der  Besitz  auf  ihn  übergeht ,  sondern 
der  Sequester  ist  lediglich  Stellvertreter  desselben  im  Besitze 
ad  usucapionem ;  hat  so  der  Interdiktenbesitz  des  Sequesters  keine 
Beziehung  zu  allen  anderen  Personen  des  Sequestrationsvertrags, 
so  ist  für  ihn  der  Ausdruck  abgeleiteter  oder  gar  anvertrauter 
Besitz  nicht  zutreffend.  Burckhard. 

Digby  Kenelm,    E.      An   Introduction    to    the   History   of 
the  History  of  the  Law  of  Real  Property,  with  ori- 
ginal   authorities.     Third    edition.      Oxford,    Clarendon 
Press.     1884.    404.  S.  10  sh.  6  d. 
Das  engl.  R.  betreffend  Grundeigentum  hat  sehr  verschiedene 
Quellen:   das  alte  R.  der   germanischen  Ansiedler,    die  norman- 
nische Gesetzgebung  abgesehen  vom  Einfluss  des  röm.  und  kanon. 
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R.  Alle  diese  Elemente  müssen  berücksichtigt  werden  bei 
einem  Versuch  die  Geschichte  des  Eigentums  zu  schreiben,  und 
ihr  allmähliches  Zusammenwachsen  nachzuweisen  ist  Zweck  des 
der  studierenden  Jugend  bestimmten  Werkes.  Dasselbe  zerfällt 
in  zwei  Teile,  von  denen  der  erste  die  Geschichte  des  älteren  R, 
zum  Gegenstande  hat,  bis  zu  einem  Zeitpunkt,  in  welchem  das 
R.  in  seinen  Gruudzügen  seine  gegenwärtige  Gestaltung  erhielt, 
der  zweite  dagegen  das  moderne  R.  behandelt.  Immer  ist  es  das 
Bestreben  des  Verf.,  die  Grundsätze  des  gegenwärtigen  R.  aus 
seiner  historischen  Entwickelung  zu  erklären,  ohne  sich  dabei  in 
unfruchtbare  Details  antiquarischer  Forschung  zu  verlieren. 

Der  erste  Teil  behandelt  in  fünf  Kapiteln  das  angelsächs. 
Gewohnheits-R. ,  die  Wirkungen  der  normannischen  Eroberung 
und  Besetzung  des  Landes;  die  Rechtsverhältnisse  am  Grund- 
besitze während  der  Regierung  Heinrichs  II.  1154  folg.  bis  zum 
Tode  Heinrichs  III.  1272,  und  unter  der  Regierung  Eduards  I. 
1272 — 1307  bis  zur  vollständigen  Ausbildung  des  älteren  oder 
common  law;  jedem  Kapitel  lässt  er  die  Gesetze  und  Autori- 
täten folgen,  auf  welche  die  Rechtsentwickelung  sich  gründete 
und  Auszüge  aus  den  Schriftstellern  der  verschiedenen  Perioden, 
aus  Glanvill,  Bracton,  Britton,  Littleton  und  aus  Brooke. 

Beigegeben  sind  dem  ersten  Teile  drei  Tafeln,  welche  dar- 
stellen: die  Stellung  der  R,  an  Grundeigentum  nach  dem  engl. 
System.  Die  R.  an  Sachen  mit  Rücksicht  auf  ihre  Dauer  sowohl 
als  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  ihres  Genusses. 

Der  zweite  Teil  hat  die  Entwickelung  des  modernen  R.  zum 
Gegenstande  und  beginnt  mit  dem  sechsten  Kapitel.  In  dem- 
selben wird  der  Ursprung  und  die  ältere  Geschichte  derjenigen 
R.  an  Grundeigentum  untersucht,  welche  nicht  auf  dem  common 
law  beruhen,  sondern  sich  neben  demselben  ausgebildet  haben,  und 
daher  auch  anfänglich  des  gerichtlichen  Schutzes  entbehrten. 
Dahin  gehört  die  Veräusserung  von  Land  unter  der  Bedingung, 
dass  Benutzung  und  Ertrag  bei  dem  Uebertragenden  verbleiben 
oder  einem  Dritten  gehören  solle.  Dadurch  entstand  der  Unter- 
schied von  legal  und  beneficial  owners,  wie  im  r.  R.  derjenige 
von  quiritarischem  und  bonitarischem  Eigentum.  Da  jedoch  das 
common  law  nicht  imstande  war,  auf  anderem  Boden  entstan- 
dene R.  zu  schützen  oder  den  neuen  Bedürfnissen  entgegenzu- 
kommen, so  entstand  mit  Notwendigkeit  die  elastischere  Juris- 
diktion des  Kanzlers.  Als  Belege  werden  eine  Reihe  von  Auszügen 
aus  den  Registern  der  Chancery  und  aus  den  Jahrbüchern  mit- 
geteilt. 
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Durch  die  Teilung  des  Eigentums  wurde  es  dem  beneficial 
owner  möglich,  sich  sowohl  gegen  Ansprüche  des  Grundherrn 
als  auch  der  Gläubiger  hinter  den  Rücken  des  legal  owners  zu 
verstecken,  und  gleichzeitig  auch  das  Veräusserungsverbot  zu 
umgehen  und  durch  letztwillige  Verfügung  seine  R.  an  dem 
Grundstücke  zu  übertragen.  Auch  das  Verbot  der  Eigentums- 
erwerbung durch  geistliche  Corporationen ,  Statutes  of  Mort, 
main,  wurde  durch  diese  Unterscheidung  umgangen  und  der  Ge- 
nuss  des  Landes  als  etwas  von  dem  Eigentum  gänzlich  Getrenntes 
angesehen  und  behandelt.  Bei  Veräusserungen  wurde  daher  der 
üse  und  nicht  das  Land  selbst  übertragen,  wodurch  man  die 
weitläufigen  Formen  der  Investitur  —  livery  of  seisin  —  ver- 
meiden konnte.  Da  diese  neugeschaffenen  R.  dem  common 
law  fremd  waren  und  daher  nur  durch  den  Kanzler  geschützt 
werden  konnten ,  so  benutzt  D.  den  Anlass  die  Entstehung  der 
Jurisdiktion  desselben,  die  Mängel  des  common  law  und  das 
Wesen  der  Equity  auseinanderzusetzen. 

Schon  früher  versuchte  jedoch  die  Gesetzgebung  den  Miss- 
bräuchen zu  steuern  und  die  Gläubiger  und  Grundherren  gegen 
die  Tücke  ihrer  Lehensleute  zu  schützen,  allein  ohne  erheblichen 
Erfolg,  wie  sich  aus  der  Einleitung  zu  dem  Statut  of  üses  — 
An  Act  concerning  Uses  and  Wills  27  Henry  VIII.  c.  10  —  er- 
gibt. Durch  dieses  Gesetz,  welches  den  grössten  Einfluss  auf  die 
weitere  Entwickelung  des  R.  gehabt  hat,  sollte  die  bisherige 
Trennung  der  legal  und  beneficial  ownership,  zwischen  dem  ge- 
setzlichen aber  nur  scheinbaren  Eigentümer  und  dem  cestui  que 
use  aufgehoben  und  der  letztere  in  jeder  Beziehung  dem  gesetz- 
lichen Eigentümer  gleichgestellt  werden.  Dieses  Gesetz  erreichte 
seinen  Zweck  nicht  und  wird  auch  von  D.  als  ein  verun- 
glückter Reformversuch  bezeichnet,  welchem  die  Künstlichkeit 
des  modernen  Rechts,  die  Eigentümlichkeiten  der  Eigentums- 
übertragung und  die  unglückliche  Opposition  von  common  und 
Equity  law  zuzuschreiben  sei.  Mit  seinen  höchst  sonderbaren 
Auslegungen  bilde  dieses  Gesetz  ein  absolutes  Hindernis  für 
eine  Vereinfachung  des  Immobiliar-Rs. ,  welche  ohne  einen  viel 
vollständigeren  Neubau  und  Ersetzung  der  historischen  Einteilung 
durch  eine  systematischere  und  wissenschaftlichere,  als  dies 
gegenwärtig  möglich  erscheine,  nicht  durchgeführt  werden  könne. 
In  diesem  Gesetz  war  ein  Vorbehalt  gemacht  worden  zu  Gunsten 
der  vor  dem  Jahr  1536  errichteten  letzten  Willensverordnungen, 
für  die  Folgezeit  aber  wurden  dieselben  mit  Bezug  auf  Lehen- 
güter aufgehoben.  Allein  vier  Jahre  später  sah  sich  HeinrichVIII. 


Digby  Kenelm  —  Costa.  221 

genötigt,  durch  The  Act  of  Wills,  Wards,  and  Primer  Seisins, 
whereby  a  man  may  devise  two  Parts  of  the  Land,  32  Henry  VIII. 
c.  1.  den  grössten  Teil  der  entzogenen  testamentarischen  Ver- 
fügungsbefugnis wieder  herzustellen.  Dieses  Gesetz  blieb  in  Kraft 
bis  1838,  wo  es  durch  die  Wills  Act  7  Will.  IV.  and  1  Vict. 
c.  "26  aufgehoben  wurde. 

Mehr  als  ein  Jahrhundert  später,  1656,  wurden  von  dem 
langen  Parlamente  auch  die  Kriegslehne  abgeschafft  und  dadurch 
die  Rittergüter  von  sehr  drückenden  Abgaben  befreit  und  für 
free  and  common  socage  erklärt.  Diese  Aufhebung  wurde  von 
Karl  IL  bestätigt.  Nachdem  in  den  früheren  Kapiteln  die  Ge- 
schichte der  R.  selbst  dargestellt  worden  war,  werden  nun  in 
einem  letzten  Kapitel  noch  die  verschiedenen  „Titel''  oder  Er- 
werbungsarten erörtert. 

Ohne  eine  solche  geschichtliche  Einleitung,  wie  D.  sie  lie- 
fert, ist  es  kaum  möglich  das  engl.  R.  an  unbeweglichen 
Sachen  richtig  zu  verstehen,  denn  auch  das  treffliche  Werk  von 
Gundermann  füllt  die  Lücke  nicht  aus,  da  es  nicht  über  das 
common  Law  hinausgeht.  König. 

Costa,  J.  Poesla  populär  espanola  y  mitologia  y 
literatura  celto-hispanas.  Madrid  1881. 
Vielfach  haben  in  Deutschland  die  Rechtshistoriker  die  Poesie 
im  R.  zu  ergründen  gesucht.  Hier  sei  obgenanntes  Werk  er- 
wähnt, weil  es  sich  zur  Aufgabe  setzt,  die  Begriffe  vom  ge- 
meinen und  öffentlichen  R.,  welche  in  der  span.  Volksdichtung 
tief  verborgen  sind,  der  öffentlichen  Anschauung  und  Betrach- 
tung erläuternd  zu  unterbreiten.  Es  deckt  den  Ursprung  vieler 
Ideen,  Gewohnheiten,  sowie  nationaler  Einrichtungen  auf  und 
berichtigt  viele  und  allgemeinere  Vorurteile  über  diese  Gebiete. 

Oloriz. 


III.  Privatrecht. 

Beseler,  G.  System  des  gemeiney;»  deutschen  Privat-R. 
4.verm.verb.  Aufl.  Berlin,  Weidmann.  LXXXu.  1258  S.  20  M. 
Das  Werk  von  B.  gehört  bekanntlich  zu  den  besten  Lehr- 
büchern des  deutschen  Privat-R.  Die  erste  Auflage  erschien 
1847;  die  dritte  von  1873  scheint  vergriffen  zu  sein.  Dieser 
Umstand  neben  dem  Bedürfnis   seinen  Schülern  bei   dem  reich- 
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haltigen  Stoffe  eine  Ergänzung  des  in  den  Vorlesungen  Vorge- 
tragenen in  einem  eigentümlichen  und  vollständig  ausgearbeiteten 
System  zu  bieten,  mögen  den  Verf.  bewogen  haben,  nochmals 
eine  neue  und  vervollständigte  Auflage  herauszugeben;  indessen 
nachdem  Stobbes  treffliches  Handbuch  jetzt  vollendet  ist  und 
Heusler  in  seinen  klassischen  Institutionen  eine  neue  Methode 
eröffnet  und  so  manche  Kontroverse  aufgehellt  hat,  ist  ein  Be- 
dürfnis für  ein  Lehrbuch  des  deutschen  Privat-R.  wohl  nicht 
mehr  vorhanden  und  darf  man  auch  nicht  mehr  in  den  alten 
Bahnen  fort  wandeln. 

Die  Vorzüge  des  Lehrbuches  von  B.  bestehen  darin,  dass  er 
durch  Hereinziehen  einer  Menge  von  Lehren,  welche  bisher  bloss 
in  den  Pandekten  vom  einseitig  romanistischen  Standpunkt  be- 
handelt worden  waren,  das  System  erweiterte  und  die  durch  die 
neuere  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  festgestellten  Rechts- 
sätze berücksichtigte.  Dies  letztere  ist  nun  in  der  vierten  Auf- 
lage durch  Verwertung  der  neuen  Reichsgesetzgebung  und  der 
Praxis  des  Reichsgerichtes  in  ganz  besonderer  Weise  geschehen. 
Mit  Bezug  auf  viele  Materien,  wie  Juristen-R. ,  Genossenschaft, 
Gesamteigentum  u.  a.  hält  B.  einen  eigenartigen  Standpunkt, 
der  vielfache  Anfechtung  erfahren  hatte. 

Das  Handels-,  Wechsel-  und  See-R.  hat  Verf.  ebenfalls  wieder 
mit  aufgenommen.  Dasselbe  sollte  jedoch  nicht  mehr  im  deut- 
schen Privat-R.  erörtert  werden,  sondern  erheischt  eine  selb- 
ständige, eingehende  und  internationale  Darstellung.  Desgleichen 
erleidet  das  so  schwierige  und  fein  ausgebildete  Urheber-R., 
das  einen  ganz  kosmopolitischen  Charakter  an  sich  trägt,  eine 
Verkümmerung,  wenn  es  in  den  Kreis  des  deutschen  Privat-R. 
hereingezogen  wird. 

Die  vorliegende  neue  Auflage  hat  am  System  wenig,  im 
Texte  des  Werkes,  abgesehen  von  der  Einfügung  der  Reichs- 
gesetze und  der  Angabe  der  neuern  Litteratur  und  Gerichts- 
praxis, fast  gar  nichts  geändert.  Die  Litteraturangaben  sind 
reichhaltig  und  Vollständigkeit  ist  fast  unmöglich.  Doch  ver- 
misst  man  in  §,  46  beim  schweizer.  R.  ganz  besonders  die 
Zitation  des  Werkes  von  A.  Ph.  von  Segesser,  Rechtsgeschichte 
der  Stadt  und  Republik  Luzern ,  4  Bde. ,  Luzern  1850  ff.  und 
in  §.  138  (Parentelenordnung)  den  Hinweis  auf  die  Forschungen 
von  Amira. 

Das  erste  Buch  des  Systems  von  B.  enthält  den  allgemeinen 
Teil,  das  zweite  das  bürgerliche  R.  (d.  h.  das  Zivil-R.  im  ge- 
wöhnlichen Sinn),  das  dritte  Buch  die  Spezial-R.  mit  Einschluss 
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des  Stände-R.  Zu  diesen  Spezial-R.  zählt  der  Verf.  das  Lehen-R., 
das  Adels-,  das  Landwirtschafts-R.,  das  Forst-  und  Jagd-R.,  das 
Wasser-,  Deich-,  Berg-R.,  die  Urheber-R.,  das  Gewerbe-R.  und  end- 
lich das  Handels-,  Wechsel-  und  See-R.  In  Abweichung  von  den 
frühern  Auflagen  wurde  das  Näher-R.  unter  die  gesetzlichen 
Beschränkungen  des  Eigentums  aufgenommen  und  die  Reallasten, 
die  früher  im  Landwirtschafts-R.  bei  den  Bauerngütern  erörtert 
worden  waren,  bilden  jetzt  ein  Kapitel  des  Sachen-R. ,  die  Ab- 
schnitte über  die  Inhaberpapiere,  die  Enteignung  und  die  Aktien- 
vereine  haben  eine  Umarbeitung  erfahren,  ebenso  derjenige  über 
das  Gewerbe-R.,  wo  nun  auch  das  Unfallversicherungsgesetz  vom 
e.'VII.  1884  erörtert  wird.  v.  Orelli. 

Gareis,  C.  Die  Errungenschaftsgemeinschaft  in  den 
althessischen  Gebietsteilen  der  Provinz  Oberhessen. 
(Programm  Sr.  K.  H.  dem  Grossh.  v.  Hessen  und  bei  Rhein 
Ludwig  IV.  zum  25./VIII  1885  gewidmet  von  Rektor  und 
Senat  der  Landesuniversität.)  Giessen.  1885.  70  S.  Quart. 
Zurückgehend  auf  die  Lex  ribuaria  37  verfolgt  der  Verf. 
die  hier  auftretende  Errungenschaft  durch  das  Mittelalter,  zeigt, 
wie  das  Recht  der  Frau  sich  erweitert,  der  Grundsatz  der  ge- 
samten Hand  und  der  Verfangenschaft  dieselbe  berührt ,  das  im 
kleinen  Kaiserrechte  enthaltene  Recht  in  den  Schöffenstühlen 
seine  Anwendung  findet.  Er  geht  sodann  in  interessanter  Dar- 
stellung, unter  Benutzung  bereits  gedruckter  und  bisher  unge- 
druckter (von  ihm  mitgeteilter)  Dokumente  näher  auf  die  Art 
ein,  wie  die  römisch  gebildeten  Juristen  in  Marburg  sich  mit 
diesem  deutschrechtlichen  Institute  abzufinden  versuchten,  ver- 
folgt die  vom  Landgrafen  Ludwig  1572  erlassene  Aufforderung, 
über  das  eheliche  Güter-  und  Erb-R.  in  den  Städten  zu  berichten 
(der  Befehl  und  der  Giessener  Bericht  sind  abgedruckt),  hebt 
die  interessante  Thatsache  hervor,  dass  alle  erwähnten  Gewohn- 
heits-R. ,  Stadt-  und  Landgebräuche  als  solche  innerhalb  der 
nächsten  200  Jahre  ausser  Gebrauch  und  Kenntnis  kamen  mit 
Ausschluss  des  Grünberger  Stadt-  und  Amtsbrauchs  (in  23 
Ortschaften),  der  ebenfalls  abgedruckt  wird  und  nach  mitgeteiltem 
Bericht  vom  9./VI.  1860  noch  voll  gilt,  ^—  trotz  der  mitgeteilten 
Proteste  von  1595.  Eingehend  wird  dann  das  Solmser  Recht 
behandelt  (28  Tit.)  und  gezeigt  ^  wie  dies  einerseits  mit  dem 
bestehenden  System  stimmte,  anderseits,  soweit  es  abweicht, 
nur  vereinzelte  Geltung  erlangte,  und  in  den  meisten  Ortschaften 
ein  gegenteiliges  Herkommen  sich  bildete.  Hierauf  werden  die  Ver- 
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Ordnung  des  F.  Wolfgang  Ernst  vom  IB.jXI.  1769  für  Ysenburg- 
Birstein  (auch  abgedruckt),  die  nassauische  Verordnung  vom  4. /VI. 
1816  bezüglich  der  modifizierten  Einführung  des  Tit.  28  der 
Solmser  Landesordnung  (ebenfalls  abgedruckt),  sowie  andre  Einzel- 
heiten erwähnt.  S.  45  fg.  wird  das  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
in  Geltung  gestandene  Güterrecht  in  3  Sätzen  genau  formuliert 
(Rücknahme  des  Eingebrachten  ganz  oder  teilweise,  Errungen- 
schaft, Beisess  des  überlebenden  Ehegatten  mit  den  Kindern  bei 
beerbter  Ehe  an  den  ihm  nicht  erbrechtlich  dem  Eigentum  nach 
zufallenden  Liegenschaften) ;  es  wird  gezeigt,  wie  die  Jurisprudenz 
sich  die  Sache  zurecht  legte  und  diese  bezüglich  der  beiden  ersten 
Punkte  in  der  noch  geltenden  Verordnung  Ijandgraf  Ludwigs  X. 
vom  2. /in.  1795  ihren  Abschluss  fand.  Diese  wird  abgedruckt, 
mit  wertvollen  Erläuterungen  versehen,  das  deren  §§.  10—14 
aufhebende  Gesetz  vom  7./V.  1875  ebenfalls.  Zum  Schlüsse  wird 
dann  die  höchst  interessante  Thatsache  dargestellt,  dass  bezüg- 
lich des  dritten  Punkts,  soweit  der  Beisess  der  überlebenden 
Ehefrau  in  Betracht  kommt  (wofür  man  nicht,  wie  beim  Vater, 
auf  den  römischen  Ususfrukt  rekurrieren  konnte)  das  Ge- 
wohnheits-R.  die  Lücke  vollständig  ergänzte.  So  zeigt  denn 
die  Abhandlung,  dass  infolge  eigentümlichen  Zusammenwirkens 
von  Gesetzgebung  (Jurisprudenz)  und  Gewohnheitsrecht  sich  in 
diesen  althessischen  Theilen  ein  wesentlich  mit  dem  aus  ältester 
Zeit  dort  bekannten  übereinstimmendes  R.  in  Geltung  erhalten 
hat,  und  liefert  hierdurch  einen  höchst  wertvollen  Beitrag  zur 
Geschichte  des  deutschen  Privatrechts.  v.  Schulte. 

Bolze,  A.  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Zivil- 
sachen. Bd.  I.  Leipzig;  Brockhaus.  1886.  XX  u.  476  S. 
6  M. 
Das  Werk  bezweckt,  die  Schwierigkeiten  zu  heben,  welchen 
eine  Feststellung  der  Praxis  des  Reichsgerichtes  in  Fragen  des 
bürgerlichen  R.  für  den  einzelnen  Fall  begegnet.  Zur  Erreichung 
dieses  Zweckes  hält  der  Verf.  es  für  unerlässlich,  aus  jedem  der 
zahlreichen  urteile,  welche  von  den  Zivilsenaten  des  höchsten 
Gerichtes  alljährlich  gefällt  werden,  den  irgend  bemerkenswerten 
Inhalt  auszuziehen  und  zu  veröffentlichen.  Bei  dem  grossen 
Umfange  des  Stoffes  wird  von  einer  wörtlichen  Wiedergabe  der 
betreffenden  Ausführungen  regelmässig  abgesehen,  der  Kern  der- 
selben vielmehr  in  kurzen  Sätzen  zur  Anschauung  gebracht. 
Berücksichtigt  werden  nicht  bloss  die  in  den  zahlreichen  Samm- 
lungen abgedruckten,   sondern  auch  die  ungedruckten  Entschei- 
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düngen.  Die  mitgeteilten  Aussprüche  sind  unter  fortlaufenden 
Nummern  nach  Rechtsmaterien  systematisch  geordnet,  üeber 
das  System ,  welches  der  Verf.  befolgt ,  gibt  das  ausführliche 
Inhaltsverzeichnis,  welches  dem  ersten  Bande  vorausgeschickt  ist, 
Aufschluss.  Dieser  Band  berücksichtigt  neben  einigen  älteren 
Urteilen  unter  2195  Nummern  die  Entscheidungen  aus  der  Zeit 
vom  November  1884  bis  Juni  1885.  Bei  jeder  Nummer  ist  das 
Datum  der  Entscheidung  und  der  Senat,  welcher  dieselbe  ge- 
troffen hat,  nachgewiesen.  Für  jedes  Jahr  ist  ein  Band  in  Aus- 
sicht genommen. 

Die  Lösung  der  mühevollen  Aufgabe,  welche  der  Verf.  sich 
gestellt  hat,  darf  nach  dem  vorliegenden  Bande  als  gelungen 
angesehen  werden.  Das  Unternehmen  kann  die  Kenntnis  und 
richtige  Würdigung  der  Rechtsprechung  des  Reichsgerichtes  er- 
heblich fördern.  Achilles. 

Langfeld,  A.     Die   Lehre    vom    Retentions-R.    nach    ge- 
meinem R.     Rostock  1886.     167  S.     2  M.  80  Pf. 

Der  Verf.  fasst  die  Resultate  seiner  Arbeit  selbst  dahin  zu- 
sammen, dass  für  einen  besonderen  Rechtsbegriff  des  Retentions- 
R.  nach  gemeinem  R.  nur  Raum  ist,  wenn  man  seinen  Inhalt 
auf  die  Befugnis  beschränkt,  einen  Anspruch  zeitweilig,  d.  h. 
bis  zur  gleichzeitigen  Befriedigung  eines  dem  Verpflichteten  ge- 
genüber dem  Gegner  zustehenden  Gegenanspruchs  zurückzuweisen ; 
dass  ein  allgemeiner  die  Retentionsbefugnis  rechtfertigender 
Grund  nicht  anzuerkennen  ist,  insbes.  nicht  der  der  Konnexität, 
und  dass  daher  nur  übrig  bleibt,  durch  Prüfung  der  einzelnen 
Retentionsfälle  das  charakteristische  Moment  zu  bestimmen, 
welches  in  ihnen  zur  Annahme  einer  Retentionsbefugnis  geführt 
hat;  dass  aber  trotz  der  dadurch  bedingten  Sonderung  der  ein- 
zelnen Anwendungsfälle  des  Retentions-R.  sich  doch  eine  allge- 
meine, dieselben  beherrschende  Theorie  aufstellen  lässt,  indem 
sich  in  allen  Fällen  im  wesentlichen  die  gleichen  Voraussetzungen 
und  die  gleichen  Wirkungen  ergeben.  Rümelin. 

Stöckel.    Die  Grundbuchberichtigungen  nach  Ersuchen 
der    Auseinandersetzungsbehikrden.     Berlin,    Müller. 
1886.     IV  u.  51  S.     1  M. 
Die  Auseinandersetzungsbehörden  (Generalkommissionen)  haben 
in  Preussen  einen  entscheidenden  Einfluss    auf  die  Berichtigung 
des  Grundbuches  nach  Massgabe  der  von   ihnen  bestätigten  Re- 
zesse.   Sie  stossen  indessen  in  der  Ausübung  der  ihnen  zustehen- 
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den  Befugnisse  bei  den  Gerichten  bezw.  den  Grundbuchrichtern 
nicht  selten  auf  Bedenken,  welche  zu  unliebsamen  Erörterungen 
führen.  Es  ist  deshalb  für  die  Praxis  von  besonderer  Wichtig- 
keit, dass  die  einschlägigen  Verhältnisse  klargestellt  werden.  Die 
vorliegende  Schrift  versucht  dies,  indem  sie  alles  für  die  Berichti- 
gung des  Grundbuches  auf  Ersuchen  der  Auseinandersetzungs- 
behörden Wissenswerte  aus  den  Gesetzen  und  der  Rechtsprechung 
mitteilt,  systematisch  ordnet  und  erläutert.  Achilles. 

Holmes,  0.  W.     The  Common  Law.     Boston,  Little,  Brown 
and  Company.     1881.     422  S. 

Ein  gutes  Buch  kommt  nie  zu  spät  zur  Kenntnis  des  Publikums 
und  es  möge  daher  die  späte  Anzeige  des  oben  genannten  ent- 
schuldigt werden.  Das  Werk  von  H.  ist  der  Darstellung  und  ge- 
schichtlichen Entwicklung  des  Common  Law  gewidmet,  und  ent- 
stand aus  Vorlesungen,  welche  von  ihm  an  dem  Lowell  Institut 
in  Boston  gehalten  worden  sind.  Dieses  R.  brachten  die  Ansiedler 
nach  den  amerikanischen  Kolonieen  hinüber,  und  es  blieb  gemein- 
sames R.  bis  zur  Unabhängigkeitserklärung  im  Jahre  1776;  von 
dahinweg  war  die  Entwicklung  eine  verschiedene,  und  die  späteren 
AUuvionen  von  Rechtssätzen  werden  von  H.  nicht  mehr  in  den 
Bereich  seiner  Darstellung  gezogen.  In  elf  Lectures  werden 
folgende  Gegenstände  behandelt:  Early  forms  of  Liability;  The 
Criminal  Law;  Torts:  Trespass  and  Negligence;  Fraud,  Malice 
and  Intent;  The  Theory  of  Torts;  The  Bailee  at  Common  Law; 
Possession  and  Ownership;  Contract:  History;  Elements;  Void 
and  Voidable;  Successions;  After  death;  inter  vivos.  —  Aus 
dieser  Anordnung  ergibt  sich  der  Zweck  und  die  Absicht  des 
Verf.,  das  R.  von  seinen  Ursprüngen  bis  zu  seiner  gegenwärtigen 
Entwicklung  zu  verfolgen.  Seine  Aufgabe  zerfällt  daher  in  zwei 
Teile;  vorerst  ist  das  positive  R.  darzustellen  und  sodann  seine 
analoge  Anwendung  auf  neue  Rechtsverhältnisse,  wobei  dem 
Common  sense  oder  der  Natur  der  Sache  eine  sehr  bedeutende 
rechtsbildende  Kraft  zugeschrieben  wird.  Die  älteste  Spur  von 
R.  findet  H.  in  der  ältesten  Form  der  Haftbarkeit,  welche  die 
Rache  verdrängte.  Haftbarkeit  setzt  Absicht  und  persönliches 
Verschulden  voraus  und  hat  ihre  Wurzel  in  der  Rache;  der 
Verf.  sucht  nun  die  Wandelungen  nachzuweisen  bis  die  Haft- 
barkeit endlich  ihre  gegenwärtige  Gestalt  und  Form  annahm 
und  gleichzeitig  an  einem  lehrreichen  Beispiel  zu  zeigen,  wie 
das  R.  sich  ohne  Unterbrechung  entwickelte.  Uebung,  Glauben 
und  Bedürfnis  einer  Zeit  stellen  eine  Regel  oder  eine  Formel  fest 
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und  diese  bleibt  bestehen,  auch  wenn  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
die  Gewohnheit,  der  Glaube  oder  das  Bedürfnis  verschwindet. 
Der  Grund  der  Regel  wird  vergessen,  sie  selbst  bleibt,  und  wird 
nun  auf  irgend  einen  Grund  zurückgeführt  um  sie  mit  dem 
gegenwärtigen  Zustande  der  Dinge  zu  versöhnen.  So  passt  sich 
auch  die  Regel  den  neuen  Gründen  an ,  welche  für  sie  aufge- 
funden worden  sind,  und  die  alte  Form  erhält  einen  neuen  In- 
halt und  verändert  sich  mit  der  Zeit  um  sich  demselben  anzu- 
schmiegen. Dieser  Entwicklungsgang  wird  nun  im  einzelnen 
nachgewiesen  mit  Bezug  auf  die  Lehre  von  der  Haftbarkeit. 
Anfänglich  ist  es  die  Sache,  welche  die  Folgen  der  schaden- 
bringenden Handlung  resp.  des  Ereignisses  treffen.  Der  Ochse 
soll  gesteinigt,  die  Sache  oder  der  Sklave  ausgeliefert,  dem  Be- 
schädigten überlassen  oder  Schadenersatz  geleistet  werden;  der 
Baum,  der  zum  Schaden  geworden,  muss  gefällt,  der  Tiger  ge- 
tötet und  verzehrt  werden.  Juristen  suchen  den  Grund  darin, 
dass  es  Unrecht  sei  den  Vater  oder  Eigentümer  zu  Schaden 
kommen  zu  lassen  für  die  Fehler  von  Kindern,  Sklaven  oder 
Tieren,  und  erblicken  in  dem  R.  auf  Ueberlassung  eine  Be- 
schränkung der  Haftbarkeit  des  Vaters  oder  Eigentümers,  welche 
naturgemäss  unbeschränkt  sei.  Mit  Unrecht;  die  Klage  gründete 
sich  nicht  auf  ein  Verschulden  und  die  Uebergabe  wurde  nur 
da  durch  Geldentschädigung  ersetzt,  wo  sie  nicht  stattfinden 
konnte,  und  konnte  nur  derjenige  dazu  angehalten  werden,  in 
dessen  Besitz  sich  die  Sache  oder  die  Person  befand.  Die  Zahlung 
war  nur  ein  Privileg  des  Eigentümers,  wenn  er  die  Sache  los- 
kaufen wollte,  eine  Ausnahme,  welche  bei  steigender  Zivilisation 
zur  Regel  wurde.  Die  lex  Aquilia  erweiterte  den  Kreis  der  Ent- 
schädigung für  Körperverletzungen  und  die  Rechtsanwendung 
erweiterte  das  Gesetz,  indem  sie  die  persönliche  Haftbarkeit  des 
Herrn  einführte,  später  diejenige  der  Nautae  und  Caupones, 
welche  unbedingt  für  die  Handlungen  anderer  haftbar  gemacht 
wurden.  Von  der  blossen  Befugnis  einen  Sklaven  oder  eine 
Sache  loszukaufen  bis  zur  persönlichen  Haftbarkeit  für  Freie 
war  ein  weiter  Weg  und  derselbe  führte  zu  den  modernen  Ver- 
hältnissen von  Master  and  Servant,  Principal  and  Agent. 

Die  gleiche  Entwicklung  weist  nui#H.  nach  aus  der  anderen 
Quelle  des  Comm.  Law,  dem  germanischen  R. ,  den  Volks-R., 
dem  alten  kentischen  und  dem  schottischen  R.,  wofür  die  inter- 
essantesten Beispiele  beigebracht  werden.  Den  letzten  Ueberrest 
des  alten  R.  findet  H.  im  See-R.,  in  der  Haftbarkeit  des  Schiffes, 
The  maritime  lien  of  modern  Law. 
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Von  der  Haftbarkeit  geht  nun  H.  über  zum  Straf-R.  und 
der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit;  zu  den  Quasi-Delicten 
und  der  Haftbarkeit  für  unbeabsichtigten  Schaden,  und  derjenigen 
des  Depositars.  Daran  schliesst  sich  eine  geistvolle  Erörterung 
über  die  juristische  Natur  und  das  Wesen  des  Besitzes.  Die  drei 
folgenden  Vorlesungen  sind  dem  Vertragsrecht  gewidmet.  H. 
räumt  dem  germanischen  R.  einen  weit  grösseren  Einfiuss  auf  die 
Entwicklung  der  engl.  Vertragslehre  ein  als  dem  r.  R.  Er  weist 
dies  nach  mit  Bezug  auf  die  Schuldklage  und  den  Beweis  der 
Schuld.  Ueber  den  Ursprung  der  „Consideration",  wofür  bereits 
im  fünfzehnten  Jahrhundert  der  Ausdruck  quid  pro  quo  vor- 
kommt, stellt  er  neue  Hypothesen  auf,  und  bestreitet  namentlich 
die  Ansicht,  als  ob  die  Lehre  von  der  Consideration  dem  Ein- 
fiuss römischer  Rechtsgedanken  auf  die  Rechtsprechung  der 
Kanzleigerichte  zuzuschreiben  wäre.  Neue  und  von  engl.  Ge- 
lehrten gebilligte  Ansichten  werden  aufgestellt  mit  Beziehung 
der  „Action  of  assumpsit"  und  Förmlichkeit  und  Formlosigkeit 
der  Verträge.  Auch  der  Abschnitt  über  ungültige  und  anfecht- 
bare Verträge  ist  voll  neuer  Auffassungen  und  geistvoller  Be- 
merkungen ,  namentlich  über  Irrtum ,  Betrug  und  Bedingung 
sowie  die  Voraussetzungen  eines  gültigen  und  wirksamen  Ver- 
tragsabschlusses. 

Die  beiden  letzten  Vorlesungen  handeln  von  dem  Uebergang 
der  Rechte  infolge  des  Todes  des  bisher  Berechtigten,  somit  durch 
Erbfolge,  und  durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden,  in  steter 
Vergleichung  des  engl,  und  des  r.  R.  Das  Buch  von  H.  hat 
unter  engl,  und  amerik.  Juristen  gerechtes  Aufsehen  erregt,  und 
die  Abschnitte  desselben  betreffend  die  Ausdehnung  des  Comm. 
Law  auf  ganz  neue  Rechtsgebiete  sind  so  spannend  und  an- 
regend, dass  sie  notwendig  fruchtbar  auf  die  Erkenntnis  und 
zwar  die  historische  Erkenntnis  gewisser  Rechtsgebiete  einwirken 
müssen.  Dass  viele  Punkte  noch  unerörtert  oder  nicht  hinläng- 
lich erörtert  worden  sind,  wollen  wir  nicht  bedauern,  denn  der 
Autor  wird  nicht  versäumen  das  Fehlende  nachzuholen. 

König. 
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IV.  Handelsrecht. 

Riesser,  D.  J.   Handelsrechts-Praktikum,    Freiburg,  Mohr. 
160  S.     gb.  3  M.  60  Pf. 

Der  Verf.,  welchem  die  handelsrechtliche  Litteratur  die  üeber- 
setzuDg  und  Kommentierung  von  des  holl.  Rechtsgelehrten  J.  A. 
Levy  „Theorie  vom  Kontokorrentvertrage*'  verdankt,  hat  es  mit 
vorliegender  Schrift  verstanden ,  ein  Bedürfnis  zu  befriedigen, 
welches  auf  anderen  juristischen  Gebieten  bereits  längst  befriedigt 
ist,  in  originellster  Weise  bekanntlich  auf  dem  Gebiete  des  ge- 
meinen R.  durch  Ihering,  in  einer  dem  vorliegenden  Werkchen 
am  meisten  ähnlichen  Weise  auf  strafrechtlichem  Gebiete  durch 
Dochow  und  Liszt.  Was  R.'s  Sammlung  aber  von  den  erwähnten 
und  anderen  bisher  erschienenen,  dem  akademischen  Gebrauche 
vorzugsweise  dienenden  Zusammenstellungen  von  Rechtsfällen 
besonders  unterscheidet,  das  ist  die  ausgedehntere  Verweisung  auf 
die  einschlägige  Litteratur  und  auf  die  bisherige  Rechtsprechung; 
wer  einen  von  den  R.schen  Rechtsfällen  der  Bearbeitung  unter- 
zieht, der  wird  durch  die  Anmerkungen  auf  die  fontes  materiae 
aufmerksam  gemacht,  auf  die  Kontroversen  hingewiesen,  welche 
sich  hinter  denselben  verstecken,  und  tief  in  das  Studium  des 
Handels-R.  hineingeführt. 

Das  Werk  zerfällt  systematisch  in  5  Abschnitte.  Der  erste 
davon  bringt  Rechtsfälle,  welche  den  „Handelsstand  und  die 
Handelsgeschäfte  allgemein*  betreffen;  unter  den  53  hierher 
gehörigen  Fällen  und  Aufgaben  dürften  besonders  die  unter 
Ziff.  22,  28,  31  und  37  Aufmerksamkeit  erregen.  Die  2.  Gruppe 
umfasst  die  den  Kauf  behandelnden  Rechtsfälle  (Ziff.  54—79), 
und  hier  sind  es  die  Nummern  68,  78  und  79,  welche  das  grösste 
Interesse  in  Anspruch  nehmen,  vorzugsweise  wegen  der  in  den 
Anmerkungen  hinzugegebenen  Anregung  zu  theoretischem  Weiter- 
arbeiten. Dasselbe  gilt  von  den  Anmerkungen  zu  den  Nummern 
93 — 97,  99,  welche  sich  im  3.  Abschnitt  befinden  (Kommission, 
Spedition  und  Frachtgeschäft),  und  von  den  Anmerkungen  zu 
162,  165  u.  a.,  die  im  4.  Abschnitt  (Handelsgesellschaften  unter 
Ziff.  123—174  behandelnd)  enthalten  sfnd.  Der  letzte  Abschnitt 
(Ziff.  175—201)  stellt  Rechtsfälle  zusammen,  die  sich  auf  solche 
handelsrechtliche  Materien  beziehen,  welche  nicht  im  Handels- 
gesetzbuch oder  überhaupt  nicht  gesetzlich  geregelt  sind.  Die 
Rechtsfälle,  denen  ein  recht  gut  gearbeitetes  Sachregister  bei- 
gegeben ist,  sind  teils  durch  den  Thatbestand  erschienener  Prä- 
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Judikate  angeregt,    oder   selbständig  modifiziert,   teils    durchaus 
originell.  Gar  eis. 

Lyon-Caen,  Ch.  et  Renault,  L.  Precis  de  droit  commer- 
cial.  Tome  II,  fascicule  IL  1885.  S.  449  —  1117. 
Das  bedeutendste  Werk  über  modernes  franz.  Handels-R.  liegt 
uns  jetzt  vollendet  vor;  obgleich  wir  bereits  wiederholt  (I.  250, 
IV.  145)  in  diesem  Blatte  seiner  gedacht,  dürfte  es  angemessen 
sein,  jetzt,  nachdem  der  üeberblick  über  das  Ganze  gestattet  ist, 
auf  dasselbe  zurückzukommen.  Stofflich  umfasst  der  „Precis" 
weit  mehr,  als  wir  in  Deutschland  in  handelsrechtlichen  Kom- 
pendien zu  suchen  und  zu  finden  gewohnt  sind;  denn  während 
der  I.  und  II.  Teil  desselben  das  Handels-R.  (einschliesslich  des 
Wechsel-R.)  in  dem  deutschen  Sinne  umfassen  und  der  III.  Teil 
dem  See-R.  gewidmet  ist,  gehen  die  deutschen  Handelsrechts- 
kompendien auf  die  Themata  der  ganzen  2.  Hälfte  des  2.  Bandes 
nicht  ein ;  letztere  sind  das  handelsrechtliche  Konkurs-R.  (Teil  IV, 
S.  574—933)  und  die  Darstellung  der  Einrichtung  von  Handels, 
gerichten,  Sachverständigenausschüssen,  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern (V"^®  partie:  des  tribunaux  de  commerce,  des  conseils 
de  Prud'hommes,  des  chambres  de  commerce,  des  chambres 
consultatives  des  arts  et  manufactures).  Ja  noch  mehr:  der 
Darstellung  der  zuletzt  genannten,  unserer  Praxis  nach  dem 
Verwaltungs-R.  oder  anderen  Teilen  des  Rechtssystems  zufallen- 
den Institute  folgt  ein  Anhang  über  „industrielles  Eigentum", 
welcher  Patent-R.  (S.  1006—1029),  Muster-,  Modell-,  Marken- 
und  Firmenschutz,  sowie  die  Rechtsfolgen  der  Anmassung  oder 
Simulation  eines  solchen  Schutzes  umfasst  (brevets  d'invention, 
dessins  et  modeles  de  fabrique,  marques  de  fabrique  et  de  com- 
merce, nom  commercial,  concurrence  deloyale,  S.  1005 — 1038; 
der  Abschnitt  über  die  Erfindungspatente  ist,  wie  gleich  hier 
bemerkt  werden  soll,  ein  kleines  Meisterstück  in  Bezug  auf 
„nette"  Darstellung  zu  nennen). 

Die  Methode,  welcher  die  Verf.  gefolgt  sind,  ist  durchweg 
dieselbe  (siehe  die  Bemerkung  in  Bd.  I.  S.  251),  es  ist  die 
der  franz.  juristischen  Litteratur  überhaupt  eigene  Mischung 
von  Expose,  Dogmatik  und  Kritik,  mit  leichter  historischer  Fun- 
dierung und  mit  praktischer  Zielrichtung ;  die  Folge  dieser 
Mischung  und  ihrer  Verhältnisse  ist  die  leichte  Lesbarkeit  eines 
solchen  Werkes,  die  den  mehr  der  einen  oder  anderen  Richtung 
folgenden  oder  mehr  in  die  Tiefe  der  einen  oder  anderen  Rich- 
tung   hinabsteigenden    Darstellungen    deutschen    Handels-R.    zu 
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fehlen  pflegt.  Die  Vollständigkeit,  welche  die  Verf.  des  vor- 
liegenden Werkes  anstreben,  zeigt  sich  auch  darin,  dass  sie  der 
drei  im  Jahre  1885  emanierten  handelsrechtlichen  Gesetze  (vom 
8./IV.  1885  sur  la  negociation  des  valeurs  mobiliöres  et  spe- 
cialement  sur  les  marches  ä  terme,  vom  lO./VII.  1885  sur  l'hypo- 
theque  maritime  et  la  saisie  des  navires  und  vom  12./VIII.  1885 
modifiant  plusieurs  articles  du  livre  II  du  c.  d.  comm.)  besonders 
gedenken  S.  1039—1044.  Im  Hinblick  auf  die  Verhandlungen 
des  XVI.  deutschen  Juristentags  über  die  Gültigkeit  der  Diflferenz- 
geschäfte  dürfte  es  von  Interesse  sein,  darauf  hinzuweisen,  dass 
durch  das  erste  der  drei  ebenerwähnten  Gesetze  die  Zeitkäufe 
als  erlaubt  und  die  Einrede  des  Spiels  präsumtiv  gegenüber 
solchen  Geschäften  ausgeschlossen  ist.  Gar  eis. 

Scrutton,  T.  E.    TheLaws  of  Copyright.    London,  Murray. 
1883.     335  S. 

Eine  Preisarbeit  des  Verf.  bildet  den  grössten  Teil  des  vor- 
liegenden Werkes;  erweitert  wurde  dieselbe  durch  Hinzufügung 
der  Kap.  6.  8.  u.  9  betreffend  Eigentum  an  musikalischen  und 
künstlerischen  Werken.  Nachdem  er  hervorgehoben,  dass  sich 
Lord  Cambden  gegen,  Prof.  Huxley  jedoch  für  ein  solches  Eigen- 
tums-R.  oder  sogen,  geistiges  Eigentum  ausgesprochen  haben, 
findet  er  es  auffallenderweise  durchaus  überflüssig,  eine  wissen- 
schaftliche Untersuchung  darüber  anzustellen,  worauf  denn  eigent- 
lich der  Schutz  litterarischen  Eigentums  sich  gründe;  ob  das 
zu  schützende  R.  ein  absolutes  sei  oder  nur  auf  dem  Willen  des 
Gesetzgebers  beruhe,  sei  einer  weiteren  Prüfung  nicht  wert,  denn 
allgemein  sei  die  Nützlichkeit  als  die  Grundlage  der  Wissen- 
schaft und  Kunst  der  Gesetzgebung  anerkannt.  Die  Recht- 
fertigung einer  gesetzgeberischen  Massregel  liege  daher  immer 
in  dem  Nutzen,  welchen  sie  der  bürgerlichen  Gesellschaft  gewähre. 
Konsequent  mit  dieser  Auffassung  wird  die  Existenz  absoluter 
R.  verneint,  da  alle  nur  auf  dem  Willen  des  Gesetzgebers  be- 
ruhen. Diese  Behauptung  ist  um  so  auffallender,  als  in  dem 
Falle  Miliar  v.  Taylor  ausdrücklich  anerkannt  worden  ist,  dass 
Copyright  unabhängig  von  einem  Gesetz  auf  dem  common  Law 
beruhe.  Nach  der  Ansicht  S.'s  hänft  die  Entscheidung  ob 
litterarische  Erzeugnisse  geschützt  und  künstlerisches  Eigentum 
anerkannt  werden  solle,  einzig  von  dem  Interesse  der  Gesamt- 
heit ab.  Er  stellt  daher  zwei  Fragen:  1.  Soll  überhaupt  Schutz 
gewährt  und  eine  sachbezügliche  Bestimmung  in  eine  Muster- 
gesetzgebung   aufgenommen    werden?    2.  Wenn  ja,    welches  ist 
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die  Natur  und  Grenze  des  Schutzes  und  wie  ist  derselbe  gesetz- 
lich zu  normieren?  Diese  Fragen  werden  rein  vom  ütilitäts- 
standpunkte  aus  untersucht,  und  da  der  Verf.  findet,  ein 
solcher  gesetzlicher  Schutz  liege  im  allseitigen  Interesse,  so  be- 
jaht er  die  erste  derselben,  nicht  nur  für  die  einheimische 
Litteratur  und  Kunst,  sondern  auch  für  die  auswärtige  und 
befürwortet  daher  ein  international  Copyright.  Mit  Bezug  auf 
die  zweite  Frage  untersucht  der  Verf.  nun  weiter,  auf  welchen 
Grundlagen  das  Gesetz  aufgebaut  werden  soll,  was,  wie  und  wie 
lange  zu  schützen  sei  und  mit  welcher  Strafbedrohung  gegen 
Uebertretungen. 

Damit  schliesst  der  erste  Teil  der  Arbeit  ab.  In  einem 
zweiten  wird  das  engl.  R.  und  die  engl.  Gesetzgebung  dargestellt. 
Eingeleitet  wird  die  Darstellung  durch  eine  Geschichte  des  Ur- 
heber-R.  in  England  von  der  Zeit  der  Königin  Anna  bis  zu 
der  neuesten  Gesetzgebung  —  musical  Copyright  Act  von  1882, 
welche  als  ein  legislative  Fiasco  bezeichnet  wird.  In  den  nun 
folgenden  Kapiteln  wird  das  engl.  R.  mit  Bezug  auf  Ütterarisches, 
künstlerisches  und  musikalisches  Eigentum  gründlich  und  be- 
friedigend erörtert  und  behandeilt.  Dem  R.  der  Kolonien  ist 
das  10.  Kapitel  gewidmet,  wobei  auch  die  zu  Verbesserung  der 
Gesetzgebung  gemachten  Kommissionalvorschläge  mitgeteilt  und 
gebilligt  werden ;  dieselben  werden  auch  für  eine  internationale, 
vertragsmässige  Regelung  der  Frage  empfohlen,  namentlich  mit 
Amerika,  welches  bis  jetzt  einen  internationalen  Schutz  nicht 
anerkennt. 

In  einem  Schlusskapitel  sucht  S.  den  kommunistischen  Charak- 
ter dieser  Schutzmassregeln  nachzuweisen.  Litterarisches  Eigentum 
sei  eine  Schöpfung  der  Gesetzgebung  des  Staates,  welcher  die  An- 
erkennung desselben  beschränken  oder  an  Bedingungen  knüpfen 
könne.  Die  nämlichen  Grundsätze  seien  aber  auch  anwendbar 
auf  alle  anderen  Arten  von  Eigentum,  und  in  Anwendung  der- 
selben könne  der  Staat  auch  die  Dauer  des  Grundeigentums, 
das  R. ,  letztwillig  zu  verfügen,  und  das  Intestaterb-R.  nach  Er- 
messen beschränken  und  dafür  sorgen,  dass  Eigentum,  welches 
der  Gemeinschaft  entzogen  worden  sei,  wieder  an  dieselbe 
zurückkehre.  K  ö  n  ig. 
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V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Pfafferoth,  C.  Jahrbuch  der  deutschen  Gerichtsverfas- 
sung. Berlin,  Heymann.  1886.  V  u.  338  S.  6  M. 
Das  Buch  bezeichnet  sich  als  „Jahrgang  1886",  obwohl  sein 
Inhalt  die  Verhältnisse  des  Jahres  1885  zum  Gegenstand  hat. 
Schon  in  den  Jahren  1880  und  1884  hat  der  Verf.  ein  Jahr- 
buch gleichen  Inhalts  erscheinen  lassen,  und  hat  das  letztere 
seinerzeit  in  diesen  Blättern  eine  Besprechung  gefunden  (III.  883). 
Das  vorliegende  Buch  verfolgt  denselben  Zweck  wie  die  früheren ; 
es  will  eine  Uebersicht  über  die  in  Deutschland  bestehenden 
Justizbehörden,  wie  sie  sich  infolge  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes entwickelt  haben,  sowohl  in  ihrem  organischen  Zu- 
sammenhange wie  in  ihrer  Zuständigkeit  geben.  Gleichzeitig 
bringt  es  den  Nachweis  derjenigen  Personen,  welche  im  Herbst 
1885  bei  diesen  Behörden  angestellt  w^aren,  schliesst  jedoch  die 
Subaltern-  und  Unterbeamten  aus.  Von  dem  im  Jahre  1884 
erschienenen  Jahrbuche  unterscheidet  es  sich  dadurch,  dass  die 
statistischen  Uebersichten  und  Tabellen  aus  dem  zweiten,  die 
Personenfrage  behandelnden  Teile  in  den  ersten  verlegt  sind, 
und  dass  in  beiden  Teilen  einzelne  Abschnitte  neu  hinzugefügt 
werden.  Diese  Abschnitte  betreffen  im  ersten  Teile  die  inner- 
halb des  Gerichtsverfassungsgesetzes  bestehenden  sog.  besonderen 
Gerichte  (offenbar  nur  der  Vollständigkeit  wegen  aufgenommen), 
die  Verteilung  der  Bundesstaaten  auf  die  Oberlandesgerichte 
und  das  Verhältnis  des  jährlichen  Zugangs  von  zum  Richteramt 
befähigten  Personen  zu  dem  durch  den  jährlichen  Abgange  her- 
vorgerufenen Bedürfnisse.  Der  zweite  Teil  enthält  als  neu 
hinzugetretene  Abschnitte  die  Angabe  der  Besetzung  des  Ehren- 
gerichtshofes und  der  Konsulargerichte. 

Die  vorliegende  Arbeit  bietet  durch  die  Reichhaltigkeit  ihres 
Inhalts  ein  treffliches  Hilfsmittel  zur  Orientierung  in  vielen  die 
Organisation  der  Gerichte  und  die  Stellung  der  Justizbeamten 
betreffenden  Fragen.  Gleichzeitig  gewährt  eine  Vergleichung 
der  Zusammenstellungen  mit  den  des  letzten  Jahrgangs  Anlass 
zu  einer  Reihe  mehr  oder  weniger  intft-essanter  Betrachtungen. 
Wir  weisen  z.  B.  auf  die  allgemeine  Uebersicht  (S.  44  ff.  in 
diesem  und  S.  204  f.  im  Jahrgang  1884)  hin,  aus  welcher  er- 
sichtlich wird,  dass  seit  1883  eine  Vermehrung  der  Richter- 
stellen stattgefunden  hat,  dass  diese  jedoch  nur  bei  den  Ge- 
richten  höherer    Instanzen    (eine    Ausnahme    macht    der    bayr. 
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oberste  Gerichtshof)  notwendig  geworden,  während  umgekehrt 
bei  den  Amtsgerichten  die  Zahl  vermindert  ist;  dass  ferner  der 
Andrang  zu  der  Stellung  als  Rechtsanwalt  —  insbes.  bei  den 
Amtsgerichten  —  sich  erheblich  vermehrt  hat,  und  die  Zahl  der 
bei  Amtsgerichten  zugelassenen  Anwälte  von  430  auf  634  ge- 
stiegen ist.  Dass  zur  Zeit  der  Zudrang  zum  juristischen  Studium 
das  Bedürfnis  erheblich  übersteigt,  ist  bekannt.  Verf.  (S.  48, 
49)  will  berechnet  haben,  dass  infolgedessen  im  Jahre  1893 
über  3000  Assessoren  als  Bestand  bleiben  werden,  und  somit 
auf  die  ungünstigen  Aussichten  der  jungen  Juristen  besonders 
hinweisen.  Meves. 

Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess.  Hrsgb.  von  Busch 
und  Vierhaus.  Bd.  IX,  Heft  1  u.  2. 
In  Heft  1  erörtert  Fitting  die  Frage:  „Was  bedeutet  Grrund 
des  erhobenen  Anspruchs"  in  §.  230,  Nr.  2  der  Z.Pr.O.? 
Er  erklärt  sich  für  die  Ansicht,  dass  in  der  erwähnten  Vor- 
schrift nicht,  entsprechend  dem  früheren  gemeinen  Prozess-R., 
eine  „Substanziierung"  des  Anspruchs  durch  Angabe  der  sämt- 
lichen ihn  erzeugenden  Thatsachen,  insbes.  bei  dinglichen  Klagen 
auch  die  Nennung  des  Erwerbsgrundes  des  dinglichen  R.  ge- 
fordert werde,  vielmehr  die  blosse  „Individualisierung"  des  An- 
spruchs mittels  der  Bezeichnung  des  ihm  zu  Grunde  liegenden 
Rechtsverhältnisses  genüge.  Gegenüber  der  in  einem  Urteil  des 
III.  Zivilsenats  des  Reichsgerichts  vom  4./I.  1884  (Entsch.  Bd.  10, 
S.  434  ff.)  enthaltenen  Bezugnahme  auf  die  Motive  zu  §.  230 
der  Z.Pr.O.  schliesst  sich  F.  den  Ausführungen  Petersens  in 
der  Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess  und  den  Beiträgen 
zur  Erläuterung  des  deutschen  R.  an.  Er  macht  aber  noch 
weiter  geltend,  das  wichtigste,  unbedingt  entscheidende  Argu- 
ment zu  Gunsten  dieser  Ansicht,  das  auffallenderweise  noch 
gar  nicht  berücksichtigt  worden  sei,  ergebe  sich  aus  der  mit 
§.  230  Nr.  2  vollständig  übereinstimmenden  Vorschrift  des  §.  630 
Nr.  3  und  aus  den  Motiven  zu  denselben,  in  welchen  ausdrück- 
lich gesagt  werde,  dass  eine  „Individualisierung"  genüge.  Im 
Anschluss  hieran  führt  er  aus,  mit  dem  Erfordernis  der  „Sub- 
stanziierung"  des  klägerischen  Anspruchs  in  der  Klageschrift  sei 
in  einem  Prozesssjstem  auszukommen  gewesen,  nach  welchem 
der  Richter  die  Klage  vor  der  Mitteilung  an  den  Beklagten  zu 
prüfen  hatte  und  sie  im  Falle  der  Mangelhaftigkeit  zur  Ver- 
besserung zurückgeben  konnte.  Unter  der  Herrschaft  der  gegen- 
wärtigen Prozessordnung  müsse  eine  solche  Anforderung  dagegen 
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zu  ganz  unerträglichen  praktischen  Konsequenzen  führen  und 
sei  überdies  zwecklos.  Schliesslich  verweist  F.  noch  darauf, 
dass  auch  §.  127  der  K.O.,  der  die  gleiche  Anforderung  stelle 
wie  die  §§.  230  Nr.  2  und  630  Nr.  3  der  Z.Pr.O.,  für  die  von 
ihm  vertretene  Ansicht  spreche  und  in  den  Motiven  zu  §§.  127 
und  128  K.O.  in  bestimmter  Weise  ausgesprochen  werde,  unter 
dem  „Grund  der  Forderung"  sei  eine  Substanziierung  derselben 
durch  Angabe  der  sämtlicher  rechtsbegründender  Thatsachen 
nicht  zu  verstehen.  Auch  erörtert  er  eingehend  die  Frage,  ob 
zur  gehörigen  Erhebung  einer  dinglichen  Klage  die  Angabe  eines 
bestimmten  Erwerbsgrundes  des  dinglichen  R.  schon  in  der 
Klageschrift  notwendig  sei. 

Auf  die  „Auslegung  und  Anwendung  des  §.  267  der 
Z.Pr.O."  bezieht  sich  eine  Abhandlung  in  demselben  Heft  von 
Amtsrichter  Golden  ring  in  Strassburg,  welche  ebenfalls  im 
Gegensatze  zur  Theorie  und  Praxis  in  den  altpreussischen  und 
gemeinrechtlichen  Rechtsgebieten  sowie  zur  bisherigen  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts  steht.  Es  wird  hier  die  Frage  ge- 
stellt und  normiert,  ob  Mängel,  welche  sonst  gemäss  §.  267, 
Abs.  1  der  Z.Pr.O.  durch  Verzicht  heilbar  sind,  dadurch  zu  un- 
heilbaren im  Sinne  des  Abs.  2  dieses  Paragraphen  werden,  dass 
die  Gültigkeit  einer  Rechtsmitteleinlegung  in  Frage  steht.  Am 
Schluss  der  interessanten  Abhandlung  wird  die  Hoffnung  aus- 
gesprochen, dass  sich  in  dieser  Frage  noch  eine  Umkehr  zu 
gesunderen    und    praktischeren  Anschauungen    vollziehen  werde. 

Ausser  diesen  Abhandlungen  und  einer  Reihe  von  litte- 
rarischen Besprechungen  enthält  Heft  1  eine  Reihe  von  gericht- 
lichen Entscheidungen  über  prozessrechtliche  Fragen,  deren  Mit- 
teilung in  neuerer  Zeit  in  der  Zeitschrift  zunimmt.  Dieselben 
sind  samt  und  sonders  von  württemb.  Gerichten  erlassen  worden. 

Das  2.  Heft  des  IX.  Bandes  enthält  ausser  zahlreichen  Ent- 
scheidungen preuss.  Gerichte  und  Mitteilungen  über  die  prozess- 
rechtliche Litteratur  nicht  weniger  als  sechs  Abhandlungen.  Die 
akademische  Antrittsrede  von  Prof.  Dr.  Weismann  in  Leipzig 
behandelt  das  Thema  „Einheitliches  R.  und  einheitliche 
Rechtsprechung"  und  erörtert  eingehend  das  Verhältnis,  in 
welchem  Richter  und  Rechtsprechung«zum  Gesetz  stehen.  Insbe- 
sondere wird  die  Stellung  erörtert,  welche  das  geltende  R.  dem 
Reichsgerichte  zuweist,  das  nach  W.  nicht  bloss  die  einheitliche 
Centralstelle  der  praktischen  Gesetzesinterpretation,  sondern  auch 
das  Centrum  der  Rechtsentwickelung  sein  soll.  Unter  Bezug- 
nahme auf  den  Ausspruch    von  Bülow   (C.Bl.  V.  9),    nicht   das 
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Gesetz  allein,  sondern  Gesetz  und  Richteramt  schaffe  dem  Volk 
sein  ß.,  wird  am  Schluss  der  Rede  bemerkt,  das  einheitliche 
Gesetz  sei  noch  nicht  das  einheitliche  R. ;  dieses  werde  vielmehr 
erst  durch  die  einheitliche  Rechtsprechung  geschaffen. 

Die  2.  Abhandlung  von  Rintelen  beschäftigt  sich  mit  „zwei 
Streitfragen,  betreffend  die  Zwangsvollstreckung  aus  Ur- 
teilen ausländischer  Gerichte,  und  zwar  zunächst  mit  der 
Frage,  ob  die  in  §.  6(31  der  Z.Pr.O.  unter  Nr.  1  —  5  aufge- 
führten Gründe  ausschliessliche,  den  Erlass  des  Voll- 
streckungsurteils hindernde  Gründe  seien  oder  ob  der  Er- 
lass eines  solchen  Urteils  auch  durch  den  Nachweis  von  That- 
sachen  gehindert  werde,  welche  den  durch  das  ausländische  Urteil 
festgestellten  Anspruch  selbst  betreffen.  Der  Verf.  spricht  sich 
gegen  die  letztere  Auffassung  aus,  welcher  sich  der  IV.  Zivil- 
senat des  Reichsgerichts  in  einem  Urteil  vom  5./II.  1885  ange- 
schlossen hat,  und  begründet  seine  Ansicht  in  ausführlicher 
Weise.  Die  zweite  in  Aussicht  gestellte  Abhandlung  soll  in 
einem  der  nächsten  Hefte  der  Zeitschrift  folgen. 

Von  der  „Prozessfähigkeit  Minderjähriger  nach  der 
Z.Pr.O."  handelt  Linkelmann,  der  die  durch  §.  51,  Abs.  1 
dieses  Gesetzbuchs  hervorgerufenen  Streitfragen  eingehend  er- 
örtert, von  den  „Reisekosten  eines  auswärtigen  Rechts- 
anwalts" Rödenbeck,  welcher  im  Gegensatz  zu  der  in  Rechts- 
lehre und  Rechtsprechung  herrschenden  Meinung  die  Ansicht  zu 
begründen  sucht,  der  Richter  habe  nach  §.  87,  Abs.  2  der  Z.Pr.O. 
nicht  über  die  Zweckmässigkeit  der  Zuziehung  eines  Anwalts  in 
dem  vorliegenden  Prozesse  überhaupt  zu  entscheiden,  sondern  nur 
zu  prüfen,  ob  die  Zuziehung  gerade  des  auswärtigen  Anwalts 
zur  zweckentsprechenden  Rechtsverfolgung  notwendig  gewesen  sei. 

Die  zwei  letzten  Abhandlungen  von  Warmuth  und  Fuld 
handeln  von  der  „Zwangsvollstreckung  gegen  den  Bene- 
fizialerben"  (§.695  der  Z.Pr.O.)  und  der  „Kostenkautions- 
pflicht der  österr.  Unterthanen  im  Deutschen  Reich" 
(§§.  101  und  102  dieses  Gesetzbuchs).  W.  erörtert  eingehend 
unter  Darlegung  der  Grundsätze ,  welche  im  gemeinen ,  preuss., 
Sachs,  und  franz.  R.  bezüglich  des  Benefizialerben  gelten ,  die 
Befugnisse,  welche  diesem  im  Zwangsvollstreckungsverfahren  zu- 
stehen. F.  legt  dar,  dass  die  Voraussetzungen,  unter  welchen 
die  Z.Pr.O.  die  Kautionspflicht  des  Ausländers  zessieren  lässt, 
gegenüber  den  österr.  Staatsangehörigen  vorhanden  sind,  letztere 
sonach  nicht  zu  einer  Sicherheitsleistung  herangezogen  werden 
können.  Petersen. 
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Meyer,  H.  Protokoll  und  Urteil  im  Zivil-  und  Straf- 
prozess.  Berlin,  Vahlen.  1885.  104  S. 
Der  Verfasser,  der  sich  bereits  durch  mehrere,  das  neue  Ver- 
fahren behandelnde  Schriften  bekannt  gemacht  hat,  ist  zu  der 
vorliegenden  Arbeit  durch  die  Erfahrung  angeregt  worden,  dass 
in  der  Praxis  noch  immer  keine  Einheit  über  die  Art  der  An- 
fertigung der  Protokolle  und  Urteile  besteht.  Bekanntlich 
hat  insbesondere  der  „Thatbestand"  des  Zivilurteils  schon 
vielfache  und  erregte  Diskussionen  veranlasst.  In  zwei  Ab- 
teilungen werden  einmal  die  Protokolle  im  Zivil-  und  im 
Strafprozess  und  sodann  ebenso  die  Urteile  behandelt.  Es  wäre 
zu  wünschen,  dass  die  hier  gegebenen  und  meist  richtigen  Winke 
von  der  Praxis  sorgfältig  beachtet  würden.  Insbesondere  ist 
ganz  richtig,  was  der  Verfasser  über  das  hier  und  da  bei  Vor- 
sitzenden, vornehmlich  aus  der  älteren  Schule  noch  beliebte  ein- 
seitige Korrigieren  der  Protokolle  und  Urteile  sagt.  Es  darf 
nicht  vergessen  werden,  dass  die  Vorsitzenden  hinsichtlich  der 
gesamten  rechtsprechenden  Thätigkeit  in  allen  ihren  Einzel- 
heiten keine  bevorzugte  Stellung  vor  den  beisitzenden  Richtern 
nach  dem  Gesetze  einnehmen  (S.  4  u.  40).  Der  Thatbestand 
erster  Instanz,  —  wenn  es  sich  um  ein  Berufungsurteil  handelt 
—  soll,  sofern  er  nicht  mündlich  vorgetragen  ist,  nicht  berück- 
sichtigt werden  (S.  71).  S.  52  wird  die  Ansicht  vertreten,  dass, 
wenn  eine  „Thatsache"  sich  in  die  „Gründe"  verirrt  hat,  statt 
im  Thatbestand  zu  stehen,  dieselbe  in  zweiter  Instanz  nicht  zu 
berücksichtigen  ist  (S.  52);  auch  soll  man  in  zweiter  Instanz 
bei  der  Begründung  des  Urteils  nicht  lediglich  auf  die  Ent- 
scheidungsgründe des  ersten  Richters  Bezug  nehmen  dürfen  (S.  87). 
Vor  allem  wird  auch  eine  klare  Sprache  bei  Abfassung  der  Ur- 
teile empfohlen.  C.  Fuchs  (Jena). 

VölderndorflF,  0.    Das  Reichsgesetz  betreffend  die  Anfech- 
tung vonRechtshandlungeneinesSchuldners  ausser- 
halb   des    Konkursverfahrens   vom  21./ VII.   1879 
Erlangen,   Palm   und  Enke.     VIII  u.  172  S.     3  M.  20  Pf. 
Der  obige  Kommentar  ist  zunächst  in  der  „Gesetzgebung  des 
Deutschen  Reichs  mit  Erläuterungen"   ^schienen,  als  Separatab- 
druck aus  derselben  aber  auch  selbständig  veröffentlicht  worden. 
Er  bildet  ferner  einen  Bestandteil  der  IL  Auflage  des  bekannten 
Kommentars   des  Verfassers   zur  Konkursordnung   nebst  Einfüh- 
rungsgesetz,   der   vor  kurzem  in  zweiter  Auflage  erschienen  ist 
und   mit   dem    V.    nun    nach    dem    Vorgang    anderer   Kommen- 
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tatoren  eine  Erläuterung  des  Gesetzes  vom  21. | VII  1879  ver- 
bunden hat.  Die  letztere  ist  nicht,  wie  in  anderen  Kommentaren, 
in  der  Weise  erfolgt,  dass  überall,  wo  die  Vorschriften  des  „An- 
fechtungsgesetzes" mit  denen  der  Konkursordnung  übereinstimmen, 
auf  diese  verwiesen  und  damit  eine  Wiederholung  erspart 
wurde.  Vielmehr  ist  der  Kommentar  auf  eigene  Füsse  gestellt. 
Nur  insoweit  ist  auf  die  Erörterungen  im  Kommentar  zur  Kon- 
kursordnung verwiesen,  als  dadurch  eine  kürzere  Darlegung  er- 
möglicht worden  ist.  Diese  Einrichtung  hat  für  diejenigen, 
welche  die  Schrift  als  Bestandteil  des  Kommentars  zur  Konkurs- 
ordnung beziehen,  den  Nachteil,  dass  sie  dieses  an  sich  schon 
teure  Buch  noch  etwas  teurer  bezahlen  müssen,  als  es  sonst 
notwendig  gewesen  wäre.  Sie  ermöglicht  aber  die  selbständige 
Anschaffung  und  Benützung  des  kleineren  Kommentars.  Die 
Erläuterungen  werden  in  diesem  in  der  gleichen  Form  wie  im 
Kommentar  zur  Konkursordnung,  im  Anschluss  an  einzelne  Worte 
des  Gesetzestextes ,  geboten.  Ueberhaupt  ist  die  Behandlungs- 
weise  dieselbe.  Dem  Kommentar  ist  eine  Einleitung  voraus- 
geschickt, in  welcher  das  Wesen  und  die  Geschichte  des  An- 
fechtungs-R.  dargelegt  wird.  Die  Erörterungen  zu  den  einzelnen 
§§.  sind  sehr  eingehend  und  mit  der  am  Verf.  gewohnten  Gründ- 
lichkeit behandelt.  Die  Litteratur  ist  in  erschöpfender  Weise 
berücksichtigt.  Der  Kommentar  wird  denjenigen,  der  ihn  benützt, 
nur  selten  im  Stich  lassen.  Petersen. 

Jäckel.     Die  Zwangsvollstreckung  in  Immobilien,    ent- 
haltend  das  Gesetz,   betr.  die   Zwangsvollstreckung    in  das 
unbewegliche  Vermögen  vom  13./VII.  1883  etc.,    mit  einem 
ausführlichen  Kommentar  in  Anmerkungen  etc.    2.  neu  be- 
arbeitete Auflage.     Berlin,    Vahlen.     1885.     VII  u.  600  S. 
11  M.,  gb.  13  M. 
Zweck    und  Inhalt   dieses  Werkes   sind    aus   der  Besprechung 
der  ersten  Ausgabe  desselben  (C.Bl.  III.  106  u.  201)  ersichtlich. 
Bei  der  Neubearbeitung  hat  der  Verf.  nicht  bloss  die  inzwischen 
von    anderen    veröffentlichten    Kommentare   und    systematischen 
Darstellungen  des  neuen  preuss.  Zwangs vollstreckungs-R.,  sondern 
auch  die  zahlreichen  Winke  und  Anregungen,    welche   ihm  aus 
den  Kreisen  der  Praktiker  zugegangen  sind,   sorgfältig  und  ge- 
wissenhaft benutzt.    Das  Buch  ist  dadurch  um  74  Seiten  stärker, 
aber    auch  vollständiger   und   noch   brauchbarer   geworden.     Es 
kann    auch   in   seiner   gegenwärtigen    Gestalt    nicht    bloss    den- 
jenigen,   welche    zur    Anwendung    des    preuss.    Gesetzes    vom 
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13./VII.  1883  berufen  sind,  diese  Thätigkeit  erleichtern,  sondern 
auch  in  weiteren  Kreisen  das  richtige  Verständnis  des  Gesetzes 
fördern.  Achilles. 


VI.  Strafrechtswissenschaft. 

Loening,  R.  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  deutsches 
Straf-R.  Frankfurt  a.  M.,  Litterarische  Anstalt.  1885. 
X  u.  147  S.     2  M.  50  Pf. 

Der  an  der  Universität  Jena  wirkende  Verf.  bietet  einen  wesent- 
lich zum  Gebrauche  für  seine  Zuhörer  „vor,  in  und  nach  der 
Vorlesung"  bestimmten  Grundriss,  der  die  letztere  „nicht  sowohl 
entlasten,  als  vielmehr  unterstützen  soll".  Unter  der 
Voraussetzung  der  Benutzung  eines  Lehr-  und  Handbuchs  des 
deutschen  Straf-R.  neben  dem  Grundriss  sind  den  einzelnen 
Paragraphen  fortlaufende  Verweisungen  auf  die  gebräuchlichsten 
derselben  beigegeben ,  während  im  übrigen  nur  die  neuesten 
Litteraturerscheinungen  ergänzend  hinzugefügt  sind.  Prinzipiell 
hat  L.  vermieden,  sowohl  abweichende  Standpunkte  innerhalb 
der  Litteratur  anzudeuten,  als  auch  irgendwie  auf  die  Stellung 
der  Judikatur  hinzuweisen. 

Nach  einer  kurzen  Einleitung  (betr.  Grundbegriffe,  sowie 
Quellen  und  Litteratur,  §§.  1—15)  behandelt  der  „Allgemeine 
Teil"  (§§.  16 — 78)  die  „Strafrechtsverhältnisse  im  allgemeinen" 
in  5  Abschnitten:  I.  Erzeugung  der  Strafrechtsverhältnisse  (das 
Verbrechen) ;  II.  Subjekte  und  Inhalt  der  Strafrechtsverl^ltnisse  ; 
IIL  Ausübung  der  Strafansprüche  (die  Strafverfolgung);  IV.  Unter- 
gang der  Strafrechtsverhältnisse;  V.  Zusammenhängende  Straf- 
rechtsverhältnisse (und  zwar  hier:  Verbrechenskonkurrenz  und 
Teilnahme  am  Verbrechen).  Das  System  des  „Besonderen  Teils* 
ist  im  wesentlichen  an  das  System  der  „subjektiven  R."  ange- 
lehnt, indem  der  Verf.  ausnahmslos  den  Begriff  der  Rechtsver- 
letzung als  der  „Verletzung  subjektiver  R."  einnimmt,  ein 
Standpunkt,  der  in  dem  Vorworte  we%en  seiner  prinzipiellen  Be- 
deutung und  gegenüber  der  zu  erwartenden  „lebhaften  An- 
fechtung" nähere  Erläuterung  erfahren  hat.  In  3  Abschnitten 
werden  behandelt:  I.  Verbrechen  gegen  Privat-R.  (und  zwar: 
Verbrechen  gegen  das  Leben,  die  Körperintegrität,  die  persön- 
liche Freiheit,  die  Ehre,  die  Geschlechtsehre,  Familien-R.,  Ver- 
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mögens-R.,  die  Ürheber-R.,  sonstige  Privat-R.,  endlich  variierende 
Verbrechen);  II.  Verbrechen  gegen  öflFentliche  R.  des  Inlandes 
(und  zwar  Verbrechen  gegen  den  Kaiser  und  den  Bundesfürsten, 
den  Organismus  des  Reichs  und  der  Bundesstaaten,  die  einzelnen 
Hoheits-R.  derselben ,  die  Organe  derselben ,  endlich  Beamten- 
verbrechen); III.  Verbrechen  gegen  die  R.  auswärtiger  Staaten, 
Hinsichtlich  der  Ausführung  des  Stoffes  innerhalb  dieses 
Rahmens  hat  L.  lediglich  durch  Bedürfnisse  des  Unterrichts  sich 
leiten  lassen;  demnach  sind  nähere  Ausführungen  da  gegeben, 
wo  L.  auf  eine  anderweitige  Unterstützung  seines  mündlichen 
Vortrages  nicht  rechnen  konnte;  es  finden  sich  daher  weniger 
im  besonderen  Teil,  wohl  aber  über  verschiedene  Materien  des 
allgemeinen  Teils  „eine  Reihe  sachlicher  neuer  Aufstellungen", 
die  eben  die  Veranlassung  geben,  den  Grundriss  dem  weiteren 
Kreise  der  Fachgenossen  zugänglich  zu  machen.  In  dieser  Hin- 
sicht mögen  insbes.  hervorgehoben  werden  die  Ausführungen: 
über  die  „Gestaltungen  der  Handlungen"  als  Begehungs-  und 
Unterlassungsverbrechen  in  ihren  verschiedenen  Arten  und  Unter- 
arten (§§.  20  ff.) ;  über  den  Begriff  und  die  Bedeutung  der  Schuld ; 
ferner  die  Arten  der  Verschuldung  (§§.  27  ff.) ;  über  den  Be- 
griff des  Versuchs  (§§.  39,  40);  endlich  der  §.  66:  Disposition 
über  Strafanspruch  und  Strafverfolgung.  Im  besonderen  Teil 
finden  sich  nur  hin  und  wieder  kürzere  sachliche  Bemerkungen, 
die  den  Standpunkt  des  Verfassers  charakterisieren. 

Olshausen. 

Schwarze,  v.     Zur   Revision    der   Strafprozessordnung. 

(Besonderer    Abdruck    aus    dem    Gerichtssaal.)     Stuttgart, 

Enke.  71  S.  1  M.  60  Pf. 
In  sieben  Abschnitten  erörtert  der  Verf.:  1.  die  Revision  im 
allgemeinen,  2.  Beeidigung  im  allgemeinen,  3.  Reduktion  der 
Zahl  der  Urteilsgeschworenen,  4.  und  5.  die  Verwerfung  und 
Ueberweisung  einzelner  Schwurgerichtsfälle  an  die  Strafkammern, 
6.  Ausschluss  der  Geschworenen  beim  Geständnisse  des  Ange- 
klagten, 7.  die  Erweiterung  des  Kontumazialverfahrens.  Der 
Verf.  beklagt  zuerst  das  geringe  Wohlwollen  gegenüber  der 
Strafprozessordnung  und  die  geringe  Bereitwilligkeit,  die  durch 
die  Mängel  des  Gesetzes  herbeigeführten  Nachteile  für  die  Praxis 
durch  mass volle  Auslegung  auszugleichen.  Der  Zeitpunkt  für 
eine  so  durchgreifende  Revision,  wie  sie  von  den  Regierungen 
beabsichtigt  werde,  sei  zu  früh.  Es  wird  darauf  aufmerk- 
sam   gemacht,    wie    auffallend    und    wenig    ermutigend    es    sei, 
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jetzt  in  der  Revisionsvorlage  Bestimmungen  der  Str.Pr.O.,  und 
zwar  solche  prinzipieller  Art,  verurteilt  zu  sehen,  die  in  dem 
früheren  Entwürfe  und  dessen  Motiven  nicht  lebhaft  und  laut 
genug  verteidigt  werden  konnten.  Im  2.  Abschnitte  wird  insbes. 
die  beabsichtigte  regelmässige  Vereidigung  der  Zeugen  schon  im 
Vorverfahren  bekämpft  und  hierbei  ein  eklatanter  Widerspruch 
zwischen  den  früheren  Motiven  zur  Str.Pr.O.  und  den  jetzigen 
zur  Revisionsvorlage  konstatiert  (S.  20).  Sehr  entschieden  er- 
klärt sieb  Seh.  im  3.  Abschnitt  gegen  die  beabsichtigte  Herab- 
setzung der  Zahl  der  Urteilsgeschworenen,  wogegen  er  dem 
Vorschlage  auf  Verweisung  einzelner  Schwurgerichtssachen,  mit 
Ausnahme  des  Meineides,  an  die  Strafkammern  ebenso  zustimmt 
als  dem  Vorschlage,  jede  Schwurgerichtssache  der  Strafkammer 
zu  überweisen,  falls  letztere  annimmt ,  es  werde  nach  den  Um- 
ständen des  Falles  nur  auf  Gefängnis  zu  erkennen  sein.  Nicht 
minder  ist  Seh.  damit  einverstanden ,  dass  jede  Schwurgerichts- 
sache der  Strafkammer  des  Landgerichts  überwiesen  werden  kann, 
wenn  der  Angeklagte  ein  die  Anklage  erschöpfendes  glaub- 
würdiges Geständnis  abgelegt  hat,  wobei  die  Frage  sorgfältig 
erörtert  wird,  unter  welchen  Umständen  ein  Geständnis  als  ein 
„glaubwürdiges"  zu  erachten  ist,  und  in  wie  weit  dasselbe  auch 
solche  Thatsachen  umfassen  darf,  die,  wie  z.  B.  den  Kausal- 
zusammenhang zwischen  Verletzung  und  Tod,  der  Angeklagte 
nicht  wissen  kann  (S.  39 — 56).  Dagegen  wendet  sich  der  Verf. 
sehr  lebhaft  gegen  die  beabsichtigte  Ausdehnung  des  Kontu- 
mazial Verfahrens ,  weil  es  in  direktem  Widerspruche  stehe  mit 
der  gesamten  Rechtslehre,  mit  den  massgebenden  Grundsätzen 
der  geltenden  Str.Pr.O.,  mit  den  Motiven  zu  derselben  and  mit 
dem  obersten  Prinzip  der  Beweislehre,  dass  der  Angeklagte  nicht 
ungehört  verurteilt  werden  soll.  C.  Fuchs  (Jena). 


VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Annalen  des  Deutschen  Reichs  ftr  Gesetzgebung,  Ver- 
waltung   und    Statistik.     Hrsgb.    von    G.    Hirth    und 
M.  Seydel.     1885.     16  M. 
Das   Doppelheft  Nr.  11/12  (Schlussheft)    des   Jahrgangs   1885 

enthält  Materialien    zur    Reichsunfallversicherung,    insbes. 

auch  die  Verordnung  vom   5./VIII.  1885,  betr.  die  Formen  des 
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Verfahrens  und  den  Geschäftsgang  des  Reichsversicherungsamts, 
dann  Materialien  zur  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  Reichs- 
stempelabgaben und  zur  Mass-  und  Gewichtsordnung, 
die  Kongoakte  vom  26.|II.  1885  und  die Uebereinkunft  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  der  Internationalen  Gesellschaft  des 
Kongo  vom  8./XI.  1884,  Mitteilungen  über  Ein-  und  Aus- 
fuhr im  Jahre  1884,  der  Correspondence  with  the  Colombian 
Minister  respecting  blockade  und  ausserdem  verschiedene  Mis- 
zellen.  Endlich  findet  sich  in  diesem  Hefte  (S.  701 — 712)  eine 
kurze  Abhandlung  von  A.  Arndt:  „Steht  dem  Bundesrate  des 
Deutschen  Reiches  ein  selbständiges  Verordnungs-R.  zu?" 
A.  hat  in  seiner  Schrift  „das  Verordnungs-R.  des  Deutschen 
Reiches  u.  s.  w."  (1884)  die  Auffassung  vertreten,  dass  der 
Bundesrat  auch  ohne  spezielle  und  ausdrückliche  Ermächtigung 
Verordnungen,  sog.  „Rechtsverordnungen"  erlassen  dürfe;  dagegen 
legte  er  demselben  ein  selbständiges  Verordnungs-R.  nicht 
bei,  d.  h.  A.  bestreitet,  dass  der  Bundesrat  aus  einem  ihm  an- 
geborenen R.  in  rechtsverbindlicher  Weise  anordnen  dürfe,  was 
nicht  gerade  gegen  ein  Reichsgesetz  verstösst,  oder  dass  er  alle 
noch  nicht  durch  die  Gesetzgebung  okkupierte  Gegenstände 
eigenmächtig  und  selbständig  im  Verordnungswege  regeln  dürfe. 
Diese  letztere  Ansicht  ist  in  mehr  oder  minder  scharfer  Formu- 
lierung vertreten  worden  von  Zorn  in  einem  Aufsatze  in  Heft  5/6 
(S.  301  ff.)  dieses  Jahrgangs  der  Annalen:  „Zu  den  Streitfragen 
über  Gesetz  und  Verordnung  nach  deutschem  Reichsstaats-R.", 
und  von  Kloeppel  in  den  „Preuss.  Jahrbüchern"  1884  (S.  383  ff.). 
In  dem  neuerlichen  Aufsatze  polemisiert  nun  A.  gegen  die  ge- 
nannten beiden  Schriftsteller,  und  indem  er  insbes.  darauf  hin- 
weist, dass  aus  den  Grundsätzen  des  preuss.  Verfassungs-R. 
auf  diesem  Gebiete  keine  Schlüsse  für  das  Reichsstaats-R.  ge- 
zogen werden  können,  beharrt  er  auf  seiner  in  der  erwähnten 
Schrift  dargelegten  Ansicht. 

Von  den  grösseren  Abhandlungen,  welche  die  früheren  Hefte 
des  jetzt  abgeschlossenen  Jahrgangs  1885  der  „Annalen"  ent- 
halten haben,  mögen  noch  erwähnt  werden  die  umfassende  Dar- 
stellung „der  Verwaltungsrechtspflege  in  Bayern  von 
M.  Seydel  in  Heft  4,  S.  213 — 277  und  die  höchst  interessante 
Abhandlung  von  F.  Thudichum:  „Die  Ministeranklage  nach 
geltendem  deutschen  R.  und  ihre  Unrätlichkeit  in  Reichssachen" 
in  Heft  10,  S.  637—688.  Th.  erörtert  zunächst  die  Vorschriften 
der  Reichsjustizgesetze  und  der  sie  ergänzenden  Landesgesetze 
über  Straf-  und  Zivilklage  gegen  Reichs-  und  Landesbeamte  vor 
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den  ordentlichen  Gerichten,  weist  dann  darauf  hin,  dass  die 
landesgesetzlichen  Vorschriften  über  Ministeranklage  in  ver- 
schiedenen wichtigen  Punkten  abgeändert  worden  sei,  und  geht 
dann  in  eine  Besprechung  des  in  Bezug  auf  Ministeranklagen 
in  den  verschiedenen  Einzelstaaten  geltenden  Landes-R.  ein. 
Ein  vierter  Abschnitt  enthält  Betrachtungen  über  Minister- 
anklagen und  Staatsgerichtshöfe  in  Deutschland.  Das  Ergebnis 
dieser  Betrachtungen  geht  dahin:  1.  dass  soweit  ein  Bedürfnis 
die  Anwendung  der  Strafgesetze  gegen  einen  Reichskanzler  zu 
sichern,  durch  Uebertragung  des  Anklage-R.  an  ein  höheres 
Kollegium  und  Beschränkung  des  Begnadigungs-R.  geholfen 
werden  kann,  ohne  dass  dem  Reichstag  ein  Anklage-R.  einge- 
räumt zu  werden  braucht,  was  Th.  für  bedenklich  hält ;  2.  dass 
Anklagen  wegen  anderen  Verfassungs-  und  Rechtsverletzungen 
in  den  wirklich  erheblichen  Fällen  wesentlich  politische  Fragen 
berühren,  und  dass  es  daher  schwer  ist,  einen  Staatsgerichtshof 
von  politischer  Gestalt  für  das  Reich  herzustellen ,  jedenfalls 
aber  dem  Reichstage,  dem  in  diesen  Fällen  das  Anklage-R.  ein- 
zuräumen wäre,  kein  wesentlicher  Einfluss  auf  seine  Zusammen- 
setzung zugestanden  werden  könne;  3.  dass  Anklagen  wegen 
Gefährdung  der  Staats  Wohlfahrt  unbedingt  auszuschliessen  sind ; 
4.  dass  der  Reichsregierung  —  dem  Kaiser  —  das  Recht  zu- 
kommen muss,  in  den  gleichen  Fällen,  in  welchen  der  Reichstag 
anklagen  kann ,  auch  seinerseits  Anklage  gegen  die  Mitglieder 
des  Reichstags  zu  erheben,  mit  der  Wirkung,  dass  der  Gerichts- 
hof auf  Verlust  der  Wählbarkeit  erkennen  darf. 

In  einem  gewissen  Zusammenhang  mit  der  Abhandlung  von 
Th.  steht  der  Aufsatz  von  K.  Lippmann:  „Die  Vorentscheidung 
bezüglich  der  gerichtlichen  Verfolgung  öffentlicher  Beamter  aus 
Amtshandlungen  nach  Reichs-R.  und  bayer.  Landes-R.,"  in 
Heft  7,  S.  421 — 470,  eine  sehr  gründliche  und  erschöpfende  Er- 
örterung dieser  schwierigen  Materie.  v.  Stengel. 

Jahrbuch    für    Gesetzgebung,    Verwaltung    und   Volks- 
wirtschaft  im   Deutschen  Reich.     IX.  Jahrg.     Hrsgb. 
von  G.  Schmoller.     4.  Heft. 
Dasselbe  enthält:    L  Grössere    Auftätze.     1.  Deutschlands 
Viehhaltung  nach  den  Ergebnissen  der  Zählung  vom  10. /I.  1883, 
von  P.  Kollmann    (Schluss  eines  im  3.    Heft   begonnenen  Auf- 
satzes).   2.  Die  praktische  Durchführung  des  deutschen  Kranken- 
versicherungsgesetzes von  1883,  von  Th.  Lewald.     3.  Die  Brot- 
taxe  in  Paris,    von    G.    Jollos.     4.  Die    Zwangserziehuncr   vor- 
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wahrloster  Kinder,  von  L.  Fuld.  4.  Herr  v.  Nördling  und  die 
Konkurrenz     von    Kanalweg    und    Eisenbahn,     von    Sympher. 

5.  Die  österr.  Enquete  vom  Jahre  1882,  von  Fr.  Klein  wächter. 

6.  Vierter  Jahresbericht  über  die  neueste  Völkerrechtslitteratur 
aller  Nationen,  von  A.  Bulmerinq.  7.  Die  12.  Versammlung 
der  Association  for  the  Reform  and  Codification  of  the  law  of 
nations  (Hamburg  1885)  und  die  Frage  der  Haftung  für  See- 
unfälle, von  J.  Gensei.  II.  Kleinere  Mitteilungen:  Die 
Weltwirtschaft  und  die  deutsche  Volkswirtschaft  in  den  Jahren 
1881—1883,  von  E.  Struck.  III.  Litteratur.  Aus  den  in 
diesem  Abschnitte  befindlichen  Besprechungen  ist  hervorzuheben 
der  interessante  und  lehrreiche  Aufsatz  von  G.  Schmoller: 
Uebersicht  über  die  wichtigere  deutsche  staatswissenschaftliche 
Zeitschriftenlitteratur  der  letzten  Jahrzehnte  (S.  281 — 297). 

V.  Stengel. 

Marquardsen.  Handbuch  des  öffentlichen  R.  Das 
Staats-R.  der  schweizer.  Eidgenossenschaft  Von 
A.  V.  Orelli.  Freiburg,  Mohr.  1885.  160  S.  5  M. 
Fortbauend  auf  den  bisherigen  Ergebnissen  der  um  das  Staats- 
R.  der  Schweiz  bemühten  Kräfte:  Bluntschli,  Blumer,  Rütti- 
mann,  Dubs  u.  a.  gibt  uns  der  verdienstvolle  Verf.  eine  neue 
auf  die  möglich  knappsten  Dimensionen  zurückgeführte  Dar- 
stellung des  an  eigenartigen  Rechtsfiguren  und  selbständigen 
Rechtsbildungen  so  überreichen  Staats-R.  der  schweizer.  Eid- 
genossenschaft. Nach  einer  orientierenden  historischen  Einleitung 
(I.  Abschnitt)  behandelt  v.  0.  in  breiten,  ausführlichen  Zügen 
die  durch  die  Bundesverfassung  vom  Jahre  1874  geschaffenen, 
bezw.  modifizierten  verfassungs-  und  verwaltungsrechtlichen 
Grundlagen  des  öffentlichen  R.  der  Schweiz.  II.  Abschnitt.  Bei 
Besprechung  des  zwischen  dem  Bunde  und  den  Kantonen  be- 
stehenden Verhältnisses  hält  sich  Verf.  vorwiegend  an  die  positiv- 
rechtlichen Lösungen  der  Frage  unter  Anerkennung  einer  prak- 
tischen Teilbarkeit  der  obersten  staatlichen  Hoheits-R.  Die 
Gliederung  des  gesetzgebenden  Körpers,  die  Bundesbehörden- 
organisation, das  Militärwesen  mit  seiner  charakteristischen  Kom- 
bination des  Milizsystems  mit  dem  Grundsatze  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  und  die  mit  zahlreichen,  der  Statistik  und  Volks- 
wirtschaftslehre entnommenen  Bemerkungen  ausgestattete  Lehre 
vom  Finanzwesen  des  Bundes  geben  diesem  Teile  des  v.  0. sehen 
Buches  bei  reichem  Inhalt  einen  glatten  Fluss  der  Diktion,  der 
durch    eine    umfangreichere    Aufnahme    des    Gesetzesmaterials, 
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namentlich  in  den  einzelnen  Zweigen  des  Verwaltungs-R.  i.  e.  S. 
(S.  58—65)  leicht  hätte  abhanden  kommen  können.  Den  zweiten 
wichtigen  Teil  dieses  Abschnittes  bilden  die  Erörterungen  des 
Verf.  über  den  Katalog  der  durch  die  Bundesverfassung  garan- 
tierten Freiheits-R.  und  die  Mittel  der  Verfassungsgarantien, 
denen  eine  Charakteristik  der  völkerrechtlichen  Stellung  der 
Schweiz,  ihrer  Neutralität  und  ihrer  Stellung  zur  Staatengesell- 
schaft folgen.  Das  diplomatische  Quellenmaterial  ist  hier  in 
übersichtlicher  Gruppierung  dem  Lehrstoffe  eingefügt  worden.  — 
Der  III.  Abschnitt  behandelt  unter  Vermeidung  der  hier  be- 
sonders drohenden  Wiederholungen  das  Kantonalstaats-R.  in 
seinen  wichtigsten  Erscheinungen;  die  allgemeineren  Lehren 
und  Einrichtungen  werden  daher  mit  gelungener  Stoffverteilung 
im  System  nur  erwähnt,  während  die  spezielleren  Rechtsinstitute 
der  Schweiz  (Kantonsräte,  Veto,  Initiative,  Referendum  etc.) 
mit  ihren  individuellen  Merkmalen  eingehender  dem  Leser  vor- 
geführt werden.  —  Der  letzte  Teil  der  lehrreichen  Arbeit  ist 
dem  Verhältnis  zwischen  Kirche  und  Staat  gewidmet,  einer  Ma- 
terie, die,  wie  wir  wissen,  für  die  Gestaltung  des  öffentlichen  R. 
des  Bundes  und  der  Kantone  oft  von  entscheidender  Wirksam- 
keit gewesen  ist.  Stoerk. 

JelUnek  und  Pliveric.  Das  rechtliche  Verhältnis  Kroa- 
tiens zu  Ungarn.  (Sep.-Abdr.  aus  der  Agramer  Ztg.) 
1885. 
Aus  Anlass  der  parlamentarischen  Diskussion  über  die  Be- 
rechnung der  Quote  Kroatiens  zu  den  Kosten  der  mit  Ungarn 
gemeinsamen  Angelegenheiten  entwickelte  sich  ein  Briefwechsel 
zwischen  dem  Mitgliede  des  kroatischen  Landtages  Dr.  Frank 
und  den  beiden  im  Titel  genannten  Staatsrechtslehrern  über  die 
juristische  Natur  des  zwischen  Ungarn  und  seinen  partes  ad- 
nexae  bestehenden  Verbandsverhältnisses.  In  den  publizierten 
Briefen  gibt  P.  seiner  umständlich  dargelegten  Meinung  Ausdruck, 
dass  bei  Kroatien  alle  rechtlich  relevanten  Merkmale  eines  in 
Realunion  mit  Ungarn  stehenden  Staates  zutreffen,  während  bei 
dem  angeblichen  Staate  „sämtlicher  Länder  der  Stefanskrone'' 
nicht  ein  einziges  solches  Merkmal  zu  ftiden  sei,  da  derselbe  im 
Gegenteil  ganz  auf  den  Willen  seiner  angeblichen  Provinzen  ange- 
wiesen erscheint.  J.  beharrt  dem  gegenüber  auf  seiner  in  der  Lehre 
von  den  Staatenverbindungen  ausgesprochenen  Meinung,  dass 
Kroatien  rechtlich  kein  Staat,  sondern  eine  wenn  auch  mit 
sehr   weitgehender,    und    überdies   nur  mit   seiner  Einwilligung 
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abzuändernden  Autonomie  ausgerüstete  ungarische  Provinz  sei. 
Eine  Vermittelung  zwischen  diesen  beiden  sich  gegenseitig  aus- 
schliessenden  Lehrmeinungen  konnte  naturgemäss  nicht  in  der 
Aufgabe  der  kleinen  Publikation  gelegen  sein,  in  deren  Anhang 
eine  deutsche  Uebersetzung  der  ungarisch-kroatischen  Ausgleichs- 
gesetze geboten  wird.  Stoerk. 

Adler,  S.  Die  Organisation  der  Centralverwaltung 
unter  Kaiser  Maximilian  I.  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
blot.  1886.  XIII  u.  572  S.  11  M. 
Von  dem  durch  neuere  Quellenforschungen  vielfach  bestätigten 
Leitgedanken  ausgehend ,  dass  die  Entwickelung  der  Macht  der 
Habsburger  zu  einer  Weltmacht  ersten  Ranges  und  die  Mannig- 
faltigkeit ihrer  Herrschaftsgebiete  für  das  Reich  zu  einer  wich- 
tigen Quelle  Staats-  und  verwaltungsrechtlicher  Neugestaltungen, 
Versuche  und  Anläufe  geworden,  —  zeigt  uns  Verf.  auf  Grund 
eingehender  Quellenstudien  den  Einfluss  der  franz.-niederl.  Ver- 
waltungsorganisation auf  die  einschlägige  reformatorische  Arbeit 
Maximilians  I.  Hofrat,  Kammergericht  und  Kanzlei  werden 
dabei  an  die  Spitze  der  Betrachtung  gestellt,  deren  Umbildung 
unter  der  Einwirkung  des  ständischen  Prinzipes  und  das  Ringen 
klargemacht,  welches  zwischen  dem  Kaiser  einerseits  und  dem 
Reich  bezw.  den  Erblanden ,  andererseits  in  Ansehung  jener 
obersten  Zentralbehörden  stattfand.  War  die  Entwickelung  der 
Amtsverfassung  an  diesen  Punkten  eine  organisch  der  Geschichte 
des  deutschen  Königturas,  und  wie  es  der  Verf.  sehr  zutreffend 
ausdrückt,  dem  Prinzipe  der  „unverlierbaren  höchsten  persön- 
lichen Gerichtsbarkeit  des  deutschen  Königs"  angemessene,  so  tritt 
jener  fremdländische  Einfluss  um  so  entschiedener  hervor  in  dem 
für  die  Finanzverwaltung  des  Reiches  und  der  Erbländer  einge- 
setzten Behördenapparat.  Die  Untersuchungen  A.'s  über  die  Hof- 
kammer, über  das  Behördenwesen  der  niederösterr.  Ländergruppe 
und  die  Centralbehörden  in  Tirol  und  Vorderösterreich  lassen 
uns  ein  vollkommen  klares  Bild  zurück  über  die  weitreichende 
Funktion  der  in  ihrer  Bezeichnung  nach  den  Zeitläufen  so  oft 
wechselnden  Hof-,  Finanz-,  Kriegs-  und  Schatzkammer  (zu  Inns- 
bruck), über  das  Schulden-  und  Kontrollwesen,  über  die  Fort- 
schritte der  Buchhaltung  etc.  in  einer  an  Gedanken  und  Ge- 
staltungsversuchen reichen  Zeit. 

Auch  derjenige,  dessen  Anschauungen  über  den  Begriffs- 
inhalt des  Terminus:  „Centralbehörde"  wesentlich  von  denen 
des  Verf.  abweichen,  wird  aus  den  genannten  Teilen  des  Buches 
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und  dem  ihnen  angeschlossenen  III.  Abschnitt  über  den  Inns- 
brucker Landtagsabschied  von  1518  und  das  Behörden wesen  eine 
sachliche  Belehrung  über  die  Geschichte  der  deutschen  Verwal- 
tungsorganisation gewinnen.  Stoerk. 

Eger,  G.  Die  Unfall-  und  Kranken-Versicherungs- 
gesetze. Erläutert  unter  Berücksichtigung  der  Bescheide 
des  Reichsversicherungsamtes.  Breslau,  Kern.  1886.  XII 
u.  220  S.     3  M. 

Der  Verf.  des  bekannten  Kommentars  über  das  Haftpflicht- 
gesetz bietet  in  gegenwärtigem  Buche  eine  Gesamtausgabe  der 
Reichsgesetze  über  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  (zu- 
züglich des  Hilfskassengesetzes),  welche  zu  den  bemerkenswertesten 
Erscheinungen  der  ganzen  einschlagenden  Litteratur  gehört,  nicht 
bloss  wegen  der  geschickten  Zusammenstellung  der  gedachten  Ge- 
setze zu  einem  Kodex  des  gesamten  neuen  Sozial-R.,  sondern  nament- 
lich wegen  der  in  den  zahlreichen,  knappen  Anmerkungen  sich  kund- 
gebenden kritischen  Vertiefung  in  den  sachlichen  Inhalt  der  Gesetze. 
Wohl  wird  noch  geraume  Zeit  vergehen,  ehe  die  Rechtswissenschaft 
den  neu  erwachsenen  Stoff  voll  erfasst  und  systematisch  ganz 
verarbeitet  hat.  Allein  gerade  die  im  obigen  Buche  aus  nahe- 
liegenden Gründen  besonders  eingehend  durchgeführte  Ver- 
gleichung  des  Geistes  der  neuen  Gesetze  mit  dem  ersten  Ver- 
suche der  Reichsgesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter-R., 
dem  Haftpflichtgesetze,  bietet  hierfür  eine  Reihe  lehrreicher  Per- 
spektiven. An  bezüglichen  Einzelheiten  seien  beispielsweise  er- 
wähnt: Die  Zusammenstellung  zahlreicher  Kategorien  von  Fällen, 
in  welchen  das  Haftpflichtgesetz  auch  künftig  wirksam  bleibt 
(S.  XI);  die  Erörterung  über  den  Begriff  „Fabrik"  (S.  39)  und 
über  die  Schlechterstellung  derjenigen  Personen,  welche  keiner 
Krankenkasse,  aber  der  Unfallversicherung  angehören,  gegenüber 
seitherigem  R.  für  die  ersten  13  Krankheitswochen  (S.  42).  — 
Zu  §§.  5/6  des  Krankenversicherungsgesetzes  nimmt  E.  an,  dass 
auch  bei  durch  Krankheit  bloss  verminderter  Erwerbsfähigkeit 
nach  der  ratio  legis  Krankengeldverteilung  zu  gewähren  sei 
(S.  4,  Anm.  25).  Für  den  Handgebrauch  des  Buchs  ist  der  bei- 
gefügte, 120  Seiten  starke  Abdruck  der  Auiführungsbestimmungen 
der  kommentierten  Gesetzgebung  von   Wert.  Leu th cid. 

Lallcmand,  L.     Histoire   des  enfants  abandonnes  et   de- 
laisses.     Paris  1885.     VII  u.  791  S. 
Das    ziemlich    umfangreiche    Werk   ist   die    preisgekrönte   Be- 
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arbeitung  einer  im  Jahre  1882  von  der  Akademie  der  mora- 
lischen und  politischen  Wissenschaften  gestellten  Preisfrage 
darüber,  welche  Fürsorge  die  Völker  des  Altertums,  der  Neu- 
zeit den  Findelkindern,  den  Waisen  und  der  verwahrlosten 
Jugend  haben  zuteil  werden  lassen  und  in  welcher  Weise 
gegenwärtig  diese  Fürsorge  am  besten  bethätigt  werden  kann. 
Der  grösste  Teil  der  Schrift  enthält  historisches  Material  und 
eine  vergleichende  Darstellung  der  auf  den  Gegenstand  be- 
züglichen, bei  christlichen  wie  nichtchristlichen  Völkern  (Indern, 
Chinesen,  Japanern,  Türken,  Persern  u.  s.  w.)  gegenwärtig  in 
Kraft  befindlichen  Rechtsvorschriften,  während  der  dogmatischen 
Lösung  der  Frage  ein  verhältnismässig  geringer  Raum  (S.  649 
bis  730)  zugewiesen  ist.  Dieser  Behandlung  der  Frage  ent- 
spricht auch  der  Titel  des  Buchs,  welches  eine  Menge  interes- 
santer Angaben  über  die  rechtliche  Stellung  der  Kinder,  die 
väterliche  Gewalt,  die  Behandlung  der  Waisen  und  Findelkinder, 
die  Beurteilung  des  Kindsmords  und  der  Kindsabtreibung  u.  s.  w. 
bei  den  Völkern  des  Altertums  und  der  Neuzeit  enthält  und 
vor  allem  die  Fürsorge  für  Findelkinder,  Waisen  u.  s.  w.  in 
Frankreich  seit  dem  10.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart  aus- 
führlich bespricht.  Der  dogmatische  Teil  der  Arbeit  hat  selbst- 
verständlicherweise hauptsächlich  die  Frage  für  Frankreich  zum 
Gegenstande  und  enthält  im  wesentlichen  eine  Kritik  eines  in 
den  letzten  Jahren  im  Senate  beratenen  Gesetzentwurfs  über 
die  Fürsorge  für  verwahrloste  Kinder,  mit  einer  Reihe  von 
Gegenvorschlägen ,  zu  welchen  sich  der  Verf.  wohl  für  berufen 
erachten  konnte,  da  er  seit  Jahren  „chef  du  bureau  des  enfants 
assistes  ä  l'assistance  publique"  ist. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Erörterung  der  hier  in 
Betracht  kommenden  Fragen  in  Frankreich  aus  einem  doppelten 
Grunde  eine  besondere  Bedeutung  hat.  Einmal  hat  der  art.  340 
des  Code  civil  mit  seiner  Vorschrift  „la  recherche  de  la  pater- 
nite  est  interdite"  den  Staat  geradezu  gezwungen,  durch  Findel- 
häuser und  ähnliche  Einrichtungen  der  unehelichen  Kinder,  für 
welche  ihre  Mütter  nicht  sorgen  konnten  oder  wollten,  sich  an- 
zunehmen. Dazu  kommt,  dass  Frankreich  im  allgemeinen  eine 
obligatorische  Armenpflege,  welche  in  anderen  Ländern  selbst- 
verständlicherweise auch  sich  auf  Findelkinder,  Waisen,  unehe- 
liche Kinder  u.  s.  w.  bezieht,  nicht  kennt,  dass  aber  hinsichtlich 
dieser  Personen  in  Frankreich  ebenfalls  der  Grundsatz  der  staat- 
lichen Fürsorge  besteht,  und  dass  diese  Fürsorge  unter  den  ge- 
gebenen Umständen  besonders  scharf  hervortreten  musste,  anderer- 
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seits  muss  aber  zugegeben  werden,  dass  in  Frankrich  auf  diesem 
Gebiete  Bedeutendes  geleistet  worden  ist  und  grosses  Interesse 
für  die  hier  in  Betracht  kommenden  keineswegs  einfachen  und 
in  sozialer  Hinsicht  so  wichtigen  Fragen  besteht,  und  dass  wir 
in  Deutschland,  dessen  hier  einschlagende  Gesetze  vielfach  sehr 
verbesserungsbedürftig  sind,  in  dieser  Beziehung  gar  Manches 
von  den  Franzosen  lernen  können.  Es  schien  daher  nicht  über- 
tiüssig ,  auf  das  zwar  etwas  breit ,  aber  anregend  geschriebene 
Werk  L.'s  aufmerksam  zu  machen.  v.  Stengel. 


VIII.  Kolonialrecht. 

Stengel,  K.  v.  Die  Staats-  und  völkerrechtliche  Stel- 
lung der  deutschen  „Kolonien"  und  ihre  zukünf- 
tige Verfassung.  5.  Heft  der  Beiträge  zur  Förderung 
der  Bestrebungen  des  deutschen  Kolonialvereins.  Berlin, 
1886.  60  S.  1  M. 
Diese  kleine  Schrift  kommt  sehr  zur  rechten  Zeit  in  dem 
Augenblick,  wo  die  Reichstags-Kommission  zur  Vorberatung  des 
Gesetzentwurfs  betr.  die  Rechtspflege  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten mit  Notwendigkeit  darauf  geführt  wird,  das  rechtliche 
Verhältnis  unserer  neu  erworbenen  Kolonien  zum  Mutterlande 
zu  erörtern.  Im  ersten  Abschnitt  gibt  der  Verf.  eine  kurze  Be- 
schreibung „des  gegenwärtigen  Bestandes  unserer  überseeischen 
Gebiete  und  des  Hergangs  ihrer  Erwerbung".  Im  zweiten  be- 
handelt er  „Kolonien  im  Sinne  des  Staats-  und  Völker-R.",  er 
unterscheidet  ethnographische  Kolonien,  die  von  einer  grösseren 
Anzahl  von  Volksgenossen  begründet,  aber  nicht  notwendig  im 
rechtlichen  Zusammenhang  mit  dem  Mutterlande  stehen  und 
Ansiedelungen,  die  eine  staatsrechtliche  Verbindung  mit  letzterem 
haben.  Diese  Verbindung  kann  sehr  verschiedenartig  gestaltet 
sein,  sie  kann  sehr  eng  sein,  indem  das  Mutterland  der  Kolonie 
einfach  Gesetze  gibt,  so  verschiedenartig  auch  ihre  Zustände 
von  ersterem  sein  mögen,  wie  Indien  o#er  Algerien,  oder  weit 
loser,  indem  die  Kolonie  eine  weitgehende  Autonomie  übt,  wie 
Australien  und  Kanada.  Die  loseste  Form  „der  staatsrechtlichen 
und  völkerrechtlichen  Verbindung"  beider  sieht  S.  in  der  Ober- 
hoheit oder  dem  Protektorat. 

In  dem  Abschnitt  über  „die  Gründung  und  Erwerbung  von 
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Kolonien"  bemerkt  S.,  dass  Kolonien  im  eigentlichen  Sinne  nur 
möglich  sind  auf  Gebieten,  wo  eine  völkerrechtlich  anerkannte 
staatliche  Autorität  nicht  vorhanden  ist,  und  dass  auch  die 
Jurisdiktion,  welche  die  Beamten  christlicher  Staaten  in  denen 
des  Orients  über  ihre  Angehörigen  üben,  keine  territoriale,  son- 
dern eine  persönliche  ist;  das  fragliche  Gebiet  muss  also  auch 
durch  Besitzergreifung  erworben  werden,  die  als  völkerrechtlicher 
Akt  wohl  zu  unterscheiden  ist  von  der  privatrechtlichen  Okku- 
pation ,  die  damit  keineswegs  verbunden  zu  sein  braucht ,  das 
Gebiet,  nicht  das  Eigentum  an  demselben,  gilt  als  herrenlos,  und 
umgekehrt  kann  die  privatrechtliche  Erwerbung  von  Land  durch 
Europäer  in  überseeischen  Gebieten  dem  betr.  Staate  an  sich 
kein  R.  zur  Besitzergreifung  des  Gebietes  geben,  auf  dem  das- 
selbe gelegen  ist.  Diese  Besitzergreifung  ist  keineswegs  mit  der 
Entdeckung  eines  Landes  gegeben,  auch  nicht  mit  der  Aufrich- 
tung von  Hoheitszeichen,  sondern  verlangt  eine  staatliche  dauernde 
Herrschaftsübung  unter  Ausschliessung  dritter  Staaten  von  der- 
selben. Es  wies  deshalb  der  deutsche  Kanzler  bei  Gelegenheit 
Neu-Guineas  (S.  30)  die  Auffassung  zurück,  dass  irgend  ein 
Staat  eine  andere  Macht  an  der  Besitznahme  bisher  unabhängiger 
Gebiete  einfach  durch  die  Erklärung  ausschliessen  könne,  dass 
diese  Gebiete  in  sein  natürliches  Machtbereich  fallen. 

Im  Abschnitt  V.  erörtert  der  Verf.  den  gegenwärtigen  Rechts- 
zustand der  deutschen  Schutzgebiete;  insofern  nach  Art.  1  der 
Reichs  Verfassung  das  Reichsgebiet  nur  durch  ein  Reichsgesetz  er- 
weitert werden  kann,  ein  solches  Gesetz  aber  in  betreff"  der 
deutschen  Kolonien  noch  nicht  ergangen  ist,  sind  letztere  noch 
als  Ausland  zu  betrachten,  aber  nicht  in  dem  Sinne  wie  Eng- 
land oder  Frankreich,  deren  Staatsgewalt  eine  andere  ausschliesst, 
sondern  nur  in  dem  Sinne,  dass  sie  nicht  Inland  sind,  für  das 
jedes  erlassene  Reichsgesetz  gilt  und  nicht  alle  dort  Wohnenden 
gleichberechtigte  deutsche  Staatsangehörige  sind.  Insofern  konnte 
auch  mit  gewissen  Aenderungen  die  Konsulargerichtsbarkeit 
auf  die  Schutzgebiete  übertragen  werden,  jedoch  erwies  sich  dies 
bald  als  unzureichend,  so  dass  jetzt  eine  besondere  Vorlage  über 
die  zivil-  und  strafrechtlichen  Bestimmungen  gemacht  ist,  welche 
dort  gelten  sollen,  weil  eben  die  Hoheit  des  Reiches  daselbst 
einen  territorialen  Charakter  hat.  Damit  ist  man  über  den 
Rahmen  hinausgegangen,  welchen  der  Kanzler  der  Kolonialpolitik 
anfangs  zog,  nur  den  Ansiedlungen  und  Unternehmungen  deutscher 
Kaufleute  Schutz  zu  gewähren ,  die  Organisation  des  Gebietes 
aber  diesen    zu   überlassen   und  dies  wird   sich  auch  unmöglich 
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zeigen  für  Kolonialgesellschaften,  denen  Kaiserliche  Schutzbriefe 
erteilt  sind,  wie  die  Ostafrikanische  und  Neu-Guinea-Gesellschaft, 
da  der  Unterschied  derselben  von  einzelnen  Kaufleuten  nicht  ein 
rechtlicher  ist,  sondern  nur  darauf  beruht,  dass  zur  Kolonisation 
und  speziell  zur  Kultivation  grössere  Kapitalien  erforderlich  sind, 
als  sie  einzelnen  in  der  Regel  zur  Verfügung  stehen.  Mit  vollem 
Recht  bemerkt  deshalb  S.,  dass  man  sich  hüten  müsse,  die  Ver- 
hältnisse der  in  früheren  Jahrhunderten  entstandenen  Kolonial- 
und  Handelsgesellschaften  zu  sehr  zum  Beispiel  zu  nehmen  und 
führt  dies  an  den  eigentümlichen  Verhältnissen  der  verschiedenen 
englischen  Kolonien  treffend  aus;  schon  die  Handelsmonopole, 
welche  für  jene  alten  Gesellschaften  die  Hauptsache  waren, 
kommen  heute  nicht  in  Frage,  einer  Gesellschaft  braucht  anderer- 
seits nicht  mehr  das  R.  ausdrücklich  verliehen  zu  werden,  nach 
bestimmten  unzivilisierten  Gegenden  Handel  zu  treiben,  sie  kann 
dies  so  gut  wie  alles  andere  thun ,  was  ihr  das  Aktiengesetz 
erlaubt.  Ebenso  wird  eine  Gesellschaft,  der  souveräne  R.  von 
einem  einheimischen  Häuptling  abgetreten  sind,  noch  keineswegs 
eine  völkerrechtliche  Persönlichkeit,  es  kann  das  von  ihr  er- 
worbene Gebiet  zu  einem  Staate  werden,  wie  der  Kongostaat, 
sonst  aber  muss  sie  unter  der  Oberhoheit  ihres  Heimatsstaates 
stehen  und  unterliegt  seinen  Gesetzen. 

Aus  dem  Vorhergehenden  ergibt  sich,  dass  in  unseren  über- 
seeischen Gebieten  erst  die  Anfänge  einer  politischen  Organisation 
vorhanden  sind ,  die  weitere  Entwicklung  wird  nach  Massgabe 
des  deutschen  Staats-R.  und  der  dortigen  Verhältnisse  statt- 
finden, zur  Orientierung  gibt  der  Verf.  eine  kurze  üebersicht  der 
einschlagenden  Verhältnisse  von  England,  Frankreich  und  Holland. 
Nach  Ansicht  des  Verf.  muss  dem  Kaiser  hiebei  ein  erheblicher 
Spielraum  eingeräumt  werden,  da  er  jene  Gebiete  doch  nach 
aussen  zu  schützen  hat,  und  auch  in  anderen  Staaten  die  Mit- 
wirkung der  Parlamente  in  Kolonialfragen  eine  bescheidene  ist, 
wogegen  ein  Kolonialrat  von  Sachverständigen,  wozu  ein  Anfang 
durch  das  Syndikat  Hamburger  Firmen  gemacht  ist,  zweck- 
mässig wäre,  speziell  aber  wird  festzustellen  sein,  welche  R. 
überhaupt  einer  Kolonialgesellschaft  eingeräumt  werden  können ; 
die  innere  Organisation  mag  verschiffen  sein,  aber  die  Juris- 
diktion und  die  oberste  Verwaltung  müssen  dem  Reiche  zuge- 
wiesen werden.  Geffcken. 
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IX.  Internationales  Recht. 

Holtzendorff,  Fr.  V.     Handbuch  des  Völker-R.    Auf  Grund 

europäischer  Staatspraxis.  I.  Bd.    Einleitung  in  das  Völker-R. 

Berlin,    Habel.     1885.     XII   u.    523    S.     16   M.      (Vgl.  die 

Mitteilung  S.  260.) 
Die  mit  dem  vorliegenden  ersten  Bande  in  Angriff  genommene 
Darstellung  des  Völker-R.  soll,  wie  der  fachkundige  Heraus- 
geber desselben  im  Vorworte  anzeigt,  auf  breiterer  Grundlage 
wie  alle  bisherigen  Behandlungen  der  Materie  aufgebaut,  vor- 
nehmlich darauf  berechnet  sein,  die  Wissenschaft  des  Völker-R., 
dejren  Bedeutung  in  schnellem  Wachstum  begriffen  ist,  der  posi- 
tiven Staatspraxis,  der  modernen  Staatengesellschaft  und  dem 
thatsächlichen  Umfange  des  Staatsvertrags-R.  enger  anzupassen, 
als  dies  bisher  geschehen  konnte.  Der  erste  Band  ist  der  Ein- 
leitung in  das  Völker-R.  gewidmet,  und  behandelt  im  ersten 
Stück:  Grundbegriffe,  Wesen  und  Verhältnisbestim- 
mungen des  Völker-R.  H.  nimmt  dabei  die  Verkehrsbezie- 
ungen  innerhalb  einer  Mehrheit  nebeneinander  bestehender  Ge- 
meinwesen zum  theoretischen  Ausgangspunkt,  sei  es  nun,  dass 
die  Staaten  selbst  (Staatsorgane) ,  sei  es ,  dass  die  Staatsange- 
hörigen als  Subjekte  dieses  Völkerrechtsverkehrs  wirksam  werden. 
Der  Positivität  des  letzteren  entspricht  die  aus  dem  KoUektiv- 
bewusstsein  fliessende  völkerrechtliche  Norm,  welche  die  Rechts- 
pflichten und  Rechtsansprüche  der  verkehrpflegenden,  unab- 
hängigen Staaten  im  Verhältnis  zueinander  bestimmt  und  ver- 
wirklicht. 

In  engster  Anlehnung  an  Litteratur  und  diplomatisches 
Quellenmaterial  werden  sodann  die  ethnographische  und  geo- 
graphische Entwicklung  des  Völker-R,  und  die  thatsächliche 
Gruppierung  der  Staaten  innerhalb  der  Völkerrechtsgesellschaft 
dargestellt.  Die  §§.  6  —  13  entwickeln  auf  rechtsphilosophisch- 
kritischer  Grundlage  die  an  vielen  Punkten  über  die  Grenzlinie 
der  Materie  hinausführenden  Probleme  der  Positivität  des 
Völker-R.,  des  Zwangsmoments  im  Prinzip  des  Völker-R.,  des 
Welt-R.  und  Weltstaats,  des  Nationalitätenprinzips  und  der 
Völkerrechtszwecke.  Nach  einer  scharfen  Abgrenzung  der  Völker- 
rechtswissenschaft von  den  verwandten  Rechtsdisziplinen,  insbes. 
auch  von  dem  internationalen  Privat-R.,  für  welches  Verf.  die- 
selbe begriffsmässige  Verschiedenheit  geltend  macht,  in  Gemäss- 
heit  welcher  für  die  Zwecke  wissenschaftlicher  Betrachtung  das 


lloUzeiidoi-lL   Haiidbucli   dt-s    \ulker-K.   1.  258 

Öffentliche  R.  dem  Privat-R.  entgegengesetzt  wird,  geht  H.  im 
IL  Stück  auf  die  Quellen  des  Völker- R.  über.  Den  vielfach 
verschlungenen  Linien  der  diese  wichtige  Materie  beherrschenden 
Kontroversen  gegenüber  gewinnt  Verf.  einen  festen  Standpunkt 
durch  die  konsequente  Durchführung  der  Folgesätze,  die  sich 
ihm  aus  seiner  Begriffsbestimmung  der  Völkerrechtsquelle  er- 
geben. 

Als  solche  erscheint  ihm  ein  zu  bestimmten  Handlungen  oder 
Unterlassungen  dauernd  verpflichtender  und  möglicherweise  er- 
zwingbarer, allgemein  erkennbarer  Akt  einer  vom  oder  im  Staate 
als  herrschaftsberechtigt  anerkannten  Macht.  Als  besonders  ge- 
lungen bezeichnen  wir  hier  die  plastische  Hervorhebung  des  in 
anderen  Völkerrechtswerken  bisher  vernachlässigten  Verhältnisses 
der  Völkerrechtsquellen  zu  den  Quellen  des  nationalen  (staat- 
lichen?) R.  und  der  Rechtsprechung.  Im  dritten  Stück  gibt 
uns  gleichfalls  H.:  die  geschichtliche  Entwickelung  der 
internationalen  Rechts-  und  Staatsbeziehungen  bis 
zum  westphälischen  Frieden  in  einer  so  ausführlichen  Stoff- 
verarbeitung (S,  158 — 382),  wie  sie  bisher  der  Materie  in  der 
deutschen  Fachlitteratur  nicht  gewidmet  worden  ist.  Unter 
kritischer  Anlehnung  an  die  Ergebnisse  der  neueren  Geschichts- 
forschung verteilt  Verf.  den  reichen  Stoff  unter  die  Rubriken: 
Die  Anfänge  im  Orient  (159—194);  Hellas  und  das  Hellenen- 
tum  (198—235);  das  Römertum  (242—280);  die  christliche 
Kirche  im  Mittelalter  (286—307);  das  Germanentum  im  Mittel- 
alter (313—335) ;  Städtewesen,  Handel-  und  Seeverkehr  im  Mittel- 
alter (340 — 360);  den  Abschluss  dieses  Hauptstückes  der  Ein- 
leitung bildet  das  Kapitel  über  das  Reformationszeitalter  (366 
bis  386). 

Von  hier  ab  übernimmt  Prof.  A.  Rivier  (Brüssel)  den 
Faden  der  Darstellung,  indem  er  anknüpfend  an  die  rechts- 
wissenschaftlich markanteste  Figur  der  Reformationsepoche  im 
vierten  eine  „litterarhistorische  Uebersicht  der  Systeme 
und  Theorien  des  Völker-R.  seit  Hugo  Grotius"  ent- 
wickelt. Die  seit  kurzem  reicher  fliessenden  Nachrichten  über 
die  dem  jus  belli  ac  pacis  vorangehenden  litterarischen  Arbeiten, 
das  Leben  und  Wirken  Groots  selbst  tfcid  die  Litterargeschichte 
seines  Hauptwerkes  fasst  Rivier  im  Kapitel  zusammen  über 
„die  Begründung  der  Völkerrechtswissenschaft",  dem  er  ziem- 
lich unverbunden  —  entsprechend  dem  thatsächlichen  losen  Zu- 
sammenhange der  englischen  Autoren  jener  Epoche  gegenüber 
der    Geschlossenheit   der    kontinentalen    Facharbeit  —  die   Eng- 
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länder  des  XVII.  und  XVIII.  Jahrhunderts:  Francis  Baco 
Hobbes,  John  Seiden,  Locke,  Zoucb,  Hutcheson, 
ßutherforth  u.  a.  folgen  lässt.  Die  deutschen  und  ausser- 
deutschen  Wortführer  der  Naturrechtsschule,  sowie  die  Wolf  f sehe 
Lehre  und  ihre  Anhänger  finden  in  den  folgenden  Teilen  der 
interessanten,  häufig  mehr  das  persönliche  Moment  betonenden 
Arbeit  kurze,  beleuchtende  Charakterisierungen.  —  Eine  im 
wesentlichen  vollständige  Gruppierung  der  seit  Kant  im  Ge- 
biete der  Lehre  wirksamen  Kräfte  aller  Kulturvölker  bis  auf 
unsere  Zeit  bildet  den  Abschluss  der  mühevollen  Arbeit,  die 
eine  vollkommene  Orientierung  in  der  vielfach  verzweigten 
Völkerrechtslitteratur  ermöglicht.  Stoerk. 


X.  Hilfswissenschaften. 

Cohn,  G.  System  der  Nationalökonomie.  Ein  Lesebuch 
für  Studierende.  I.  Bd.  Grundlegung.  Stuttgart,  Enke. 
1885.     X  u.  649  S.     12  M. 

Die  nationalökonomische  Wissenschaft  verdankt  dem  Verf.  des 
obengenannten  Systems  bereits  eine  Reihe  vorzüglicher  Publi- 
kationen: C.'s  „Untersuchungen  über  die  englische  Eisenbahn- 
politik" (2  Bde.  Leipzig  1874/75;  Ergänzungsheft  hierzu  1883), 
nicht  minder  seine  mannigfachen  grösseren  und  kleineren  Auf- 
sätze, die  er  zum  Teil  vor  wenigen  Jahren  in  einem  besonderen 
Bande  gesammelt  von  neuem  herausgegeben,  gehören  zu  dem 
Besten ,  was  auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete  in  neuerer  Zeit 
veröffentlicht  worden  ist.  Was  man  aber  bis  dahin  an  den 
C.schen  Arbeiten  hervorhob,  den  Scharfsinn  in  den  Untersuchungen, 
die  Exaktheit  in  den  Beobachtungen,  die  Eleganz  der  Form,  all 
das  tritt  uns  in  dem  vorliegenden  Werke  erneut  entgegen. 

Der  Verf.  will  „in  systematischer  Einheit  dasjenige  dar- 
legen, was  man  sich  heute  unter  der  Nationalökonomie  als 
ethischer  Wissenschaft  zu  denken  hat"  (Verw.  S.  VII),  er  will 
in  einem  einheitlichen  Werke  ein  Lehrbuch  liefern,  welches  als 
„Lesebuch  für  Studierende"  bezeichnet,  zunächst  eben  diese  in 
die  Volkswirtschaftslehre  einführen  soll.  Zur  Zeit  liegt  der  I.  Band 
dieses  auf  drei  Bände  berechneten  Werkes  vor,  der  die  „Grund- 
legung der  Nationalökonomie"  umfasst. 
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Nachdem  C.  in  der  Einleitung  (S.  23—212)  die  Methodo- 
logie der  Staatswissenschaften  und  der  Nationalökonomie  ins- 
besondere, dann  die  Stellung  dieser  Disziplin  im  Kreise  der 
Wissenschaften,  vor  allem  in  der  näheren  Umgebung  der  Staats- 
und Gesellschaftswissenschaften  behandelt  hat,  wendet  er  sich 
der  Geschichte  der  Nationalökonomie  zu,  um  alsdann  nach  Er- 
örterung der  „Grundbegriffe*  an  das  eigentliche  , System"  heran- 
zutreten. 

Dieses  zerlegt  er  in  drei  Hauptabschnitte:  In  die  Elemente 
des  Wirtschaftslebens  (S.  213—355),  die  Gestaltung  des  Wirt- 
schaftslebens (S.  356 — 452)  und  die  Vorgänge  des  Wirtschafts- 
lebens (S.  453  —  645).  Diese  zweckmässige  Anordnung  weicht 
von  der  in  den  meisten  Lehrbüchern  bis  dahin  üblichen  nicht 
unerheblich  ab. 

G.  führt  uns  zunächst  dasjenige  vor,  was  die  menschliche 
Wirtschaft  in  der  äusseren  Natur  antrifft,  um  dann  im  weiteren 
zu  zeigen,  wie  das,  was  die  Natur  gegeben  hat,  durch  die  wirt- 
schaftliche Thätigkeit  des  Menschen  erweitert  und  vervollständigt 
wird.  Im  Anschluss  hieran  erörtert  er  die  an  das  Bevölkerungs- 
wesen sich  anschliessenden  Fragen ;  er  behandelt  den  Widerspruch 
zwischen  den  menschlichen  Naturtrieben  und  dem  zähen  Ent- 
gegenkommen der  äusseren  Natur  mit  ihren  Erzeugnissen,  jene 
„grundlegende  Thatsache,  welche  verstanden  sein  will,  wenn  man 
das  Wesen  der  Wissenschaft  begreifen  will."  C.  weist  darauf 
hin,  dass  erst  von  diesem  Ausgangspunkte  anhebend  der  Cha- 
rakter der  fortschreitenden  Kultur  gewürdigt  werden  kann, 
welche  den  Stoff  der  Natur,  der  Menschennatur  und  der  äusseren 
Natur,  zweckmässig  gestalte.  Wie  denn  in  diese  Entwickelung 
die  Entfaltung  der  Bedürfnisse  und  die  Arbeit  eingreift,  wie  aus 
Natur  und  Arbeit  das  Kapital  sich  aufbaut,  wird  in  den  wei- 
teren Kapiteln  dieses  ersten  Hauptabschnittes  entwickelt. 

Der  „Gestaltung  des  Wirtschaftslebens"  ist  der  zweite  Ab- 
schnitt gewidmet.  Hier  wird  eine  Materie  behandelt,  für  welche 
man,  wie  C.  bemerkt,  die  Bezeichnung  einer  Rechtsphilosophie 
der  Wirtschaft  wählen  kann.  Die  Ordnung  und  Gliederung  des 
Zusammenlebens ,  die  Differenzierung  und  Gruppierung  der  Ge- 
sellschaft sind  der  Gegenstand  eingehetder  Untersuchung.  Gerade 
diese  Partien  gehören  zu  den  bedeutendsten  des  ganzen  Werkes, 
speziell  die  Ausführungen  über  die  Berechtigung  und  die  Grenzen 
des  Privateigentums  neben  den  anderen  Arten  des  Eigentums, 
die  Betrachtungen  über  die  natürliche  Ungleichheit  und  die 
Idee  der  Gleichheit,   über  die  Entwickelung   der   Klassen,   über 
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die  Entwickelung  des  Volksganzen  etc.  In  diesem  Teil  zeigt 
sich  uns  deutlich  —  und  zum  erstenmale  in  einem  Lehrbuche 
der  Volkswirtschaftslehre  —  die  Umbildung,  welche  die  deutsche 
Wissenschaft  durchgemacht  hat  und  noch  durchmacht. 

Der  dritte  Abschnitt  behandelt  die  „Vorgänge  des  Wirt- 
schaftslebens." In  seinen  drei  Kapiteln  werden  die  Produktion, 
der  Verkehr  und  die  Einkommensverteilung  erörtert.  Hiermit 
schliesst  der  vorliegende  erste  Band,  der  allgemeine  Teil  der 
Nationalökonomie. 

Wenn  das  Buch  als  „Lesebuch  für  Studierende"  bezeichnet 
ist,  so  hat  es  Anspruch  Studierende  in  den  weitesten  Kreisen 
zu  finden;  ja  diejenigen  werden  den  meisten  Nutzen  aus  der 
Lektüre  ziehen,  w^elche  bereits  weitere  Kenntnisse  auf  wirtschaft- 
lichem Gebiete,  sei  es  durch  Studium,  sei  es  in  der  Praxis,  sich 
gesammelt  haben.  Elster. 


C.   Zeitschriftenüberschau. 


Neue  Zeitschriften: 

Archiv  f.  öffentliches  B.  Selbständiges  und  zusammenfassendes 
Organ  für  Staats-Verwaltungs-  u.  Völker-R.  Herausgeber  F.  La- 
band  u.  F.  Stoerk.  Redaktion:  F.  Stoerk.  I.  Bd.  (48  Bg.) 
ä  4  Hefte,  Preis:  16  M.  Verlag:  Freiburg,  Mohr.  I.  1.  Martitz, 
internationales  System  der  Unterdrückung  des  Sklavenhandels. 
Geffcken,  völkerrechtliche  Frage  i.  franz.-chines.  Streite.  La- 
band,  z.  Lehre  v.  Budge-R.  1.  u.  2.  Freund,  Verantwortlich- 
keit d.  Beamten  f,  d.  Gesetzmässigkeit  ihrer  Amtshandlungen. 
2.  Hamaker,  Auslieferung  d.  Inländer  wegen  der  im  Auslande 
begangenen  Verbrechen.  Lammasch,  Frage  d.  Staatsangehörig- 
keit im  R.  d.  Auslieferung.  Stoerk,  Studien  z.  soziologischen 
Rechtslehre.     Quellen  u.  Entscheidungen.     Rezensionen. 


Zeitschr.  f.  vergL  Rechtswissenschaft.  VL  2.  Kohl  er  (s.  u. 
S.  261).  Bernhöft,  Gesetz  v.  Gortyn.  Neubauer,  Eheschei- 
dungen im  Auslande. 

Zeitschr.  f.  Völkerpsycholog-ie.  1886.  1.  Stein,  Bedeutung  der 
Etymologie  f.  d.  Jurisprudenz. 

Sitzungsberichte  d.  kgl.  (preuss.)  Akademie  d.  Wissenschaften. 
1885.  Nr,  51.  Fernice,  Neues  zum  röm.  Sakral-R.  52.  Brun- 
ner, Landschenkungen  d.  Merowinger  u.  Agitolfinger  u.  Anfänge 
d.  Lehenswesens. 

Neues  Archiv  d.  Gesellschaft  f.  ältere  deutsche  Geschichte. 
XI.  2.  Zeuraer,  über  ältere  fränk.  Formelsammlungen.  Leh- 
mann, z.  Ausgabe  d.  lex  Ripuaria. 

Nouvelle  Revue  historique.  IX.  6.  G 1  a  s  s  o  n ,  le  droit  de  succession 
dans   les    lois   barbares.     Tanon,    l'ordre    du    proces.     Roman, 
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chartre  de  liberte  (fin).  X.  1.  Ksniom.  les  travaux  de  cinq  ans 
du  droit  romain.  Brunn  er,  les  titres  au  porteur  fran^ais  de 
moyen  äge.  Tanon,  registre  civil  de  Villeneuve. 
Beiträgre  zur  Erläuterung  des  deutscheu  R.  XXIX.  6.  u.  ein 
Beilage  lieft.  Fuchs,  über  den  Umfang  d,  Erweiterung  d.  Prozess- 
u.  Dispositionsfähigkeit  d.  Minderjährigen  infolge  der  Vorschrift 
des  §.  51  al.  1  der  Z.Pr.Ü.  unter  besonderer  Berücksichtigung 
des  in  dem  Bezirk  des  vormaligen  Ober-Appellationsgerichts  zu 
Kassel  geltenden  R.  Ude,  über  die  Restitutionsgründe  des 
§.  211  If.  der  Z.Pr.O.  Voss,  Klagbitte  u.  Urteilsnorm  des  Grund- 
schuldanspruchs. Westerburg,  über  Anzahl  u.  Besetzung  der 
Zivilkammern.  Petersen,  die  Kompensationseinrede  und  die 
Vorschriften  der  Reichs-Z.Pr.O.  Nessel,  zivilprozessrechtliche 
Erörterungen  im  Anschlüsse  an  die  Schriften  des  Prof.  O.v.Bülow, 
Pfizer,  zur  Lehre  von  der  Prozesskosten-Ersatzptlicht:  Wer  hat 
die  Kosten  zu  tragen,  wenn  in  der  Hauptsache  keine  Entschei- 
dung zu  fällen  ist?  Altmann,  die  Weiterveräusserung  von 
Eisenbahn-Retourbillets  (gegen  Ihering).  Rassow,  über  den 
Stand  der  Arbeiten  der  Kommission  zur  Ausarbeitung  eines 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  Deutschland. 
Jahrbücher  f.  Dogmatik.  XXIV.  1.  (In  die  Redaktion  sind  Prof. 
Regelsberger  u.  Schröder  eingetreten.)  Henrici,  das  Reichs- 
gericht. Gold  Schmidt,  L.,  die  quereÜa  non  numeratae  pe- 
cuniae  u.  die  Reichsprozessgesetzgebung,  v.  Ihering,  die  aktive 
Solidarobligation. 
Zeitschr.  f.  Berg-B.     XXVII.  1.     Frankl,   der  Freischurf,    Studie 

a.  d.  österr.  Berg-R. 
Zeitschr.   f.  Schweiz.   B.     XXVII.   N.  F.  V.  1.    König:   Konflikte 
der  Ehegesetzgebung.     Meili,    Reformen    über   das  Schweiz.  Pa- 
tent-R.     Hafner,   das    Rechtsmittel    der  Anrufung    des  Bundes- 
gerichts.    Bachmann,    über   zwei    Anwendungsfälle   des   Ob.R. 
auf  das  kantonal-schwyzersche  R. 
Law  Quarterly  Beview.    5.   Bowen,  the  law  Courts  under  the  ju- 
dicature   acts.     Elphinstone,   the  transfer   of  Land.     Grub  er, 
difFiculty  in    the  doctrine    of  consideration.     Ciaren ce,  the  ad- 
ministration  of  justice  in  Ceylon.     Pollock,   duties  of  insuring 
safety.     Barclay,    the  Antwerp  Congress    and  the  Assimilation 
of  mercantile  Law.     Bigelow,  mistake  of  Law  again. 
Rechtsgeleerd  Magazijn.     IV.   1.     de  Hoeven,   over   het  gebrouk 
van  duitsche  werken  bij  de  uitlegging  van  het  Nederl.  Wetboek 
van  Strafrecht.     Gratama,  ook  eene  metode  van  beofening  der 
nederl.  rechtsgeschiedenis. 
Bechtsgeleerde   Bijdragen   en   Bijblad.    I.  1.    Gregory,  politie. 
Hingst,    de    onhoudbearheid    van    den    eed   in   den    bestaanden 
vorm.     Hingst,    de   eed    in   de   zitting  der  Tweede  Kamer  van 
14  en  15  October  1885. 
Themis.    XLVI.  4.    v.  Bemmelen,  praktische  Rechtsvragen.   Lose- 
caat  Vermeer,  over  het  verleenen  van  hypothek  op  het  wette- 
iijk  vruchtgenot.     Stipriaan  Luiscius,  de  wettelijke  nalaten- 
schap.     Boekbeoordeelingen  en  versiegen. 
Archiyio    gluridico.     XXXV.    5.  u.  6.     OH  vi,   pensieri    intorno    al 
progetto   di  legge  sulla  estradizione.     Crivellari,    Instituzione 
di  un  secondo  consilio  nel  Comune  italiano.     Perez  Caballero, 
la  codificazione    civile    in   Ispagna.     Perenzone,   la  perenzione 
e  gli  efTetti  delle  sentenze. 
Üiritto    commerciale.     IV.   1.    Vidari,   fallimento   dichiarato  d  uf- 
ficio.     Vadali  Papale,  il  diritto  bancario. 
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Zeitschr.  f.  deutschen  Zivilprozess.  IX.  3.  H.  Meyer,  in  welchen 
Fällen  ist  nach  der  Z.Pr.O.  Erlass  eines  Versäumnisurteils  zulässig? 
Petersen  (Hamburg),  Umfang  d.  Prozessvollmacht  Übertrag,  auf 
Klagen  Dritter  gegen  die  Parteien. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXXIV.  4  u.  5.  Ortl off,  Strafverfahren  gegen 
d.  Erben  verstorbener  Stenerhintertreiber  als  fingierte  Thäter. 
Fuld,  Einfluss  d.  Kriminalstatistik.  Pollack,  z.  §.  244—51 
Str.Pr.O.  Mayer,  z.  Reform  d.  deutschen  Strafprozesses.  Auer- 
bach, Str.Pr.O.  §.415.  Rotering,  Landfahrer  U.Landstreicher. 
Fuld,  Begnadigungs-R.  d.  Ehemannes. 

Gerichtssaal.  XXXVIII.  3.  Hälschner,  zum  Reichsgesetz  v.  9./VI. 
1884  (Sprengstotfgesetz).  Kräwel,  ist  die  Todesstrafe  als  aus- 
schliessliche Strafe  des  Mordes  anzudrohen?  Ist  die  Str.Pr.O. 
abzuändern  oder  aufzuheben? 

Archivio  di  psichiatria  etc.    VI.  4.    Garofolo,  forza  irresistibile. 

Deutsche  Revue.  XI.  1.  Fuld,  dürfen  unsere  Klassiker  heut  un- 
gestraft publiziert  werden?  (Enthält  eine  umfassende  Aufzählung 
von  Klassikerstellen,  die  als  unzüchtig  im  Sinne  des  §.  184 
Str.G.B.  erscheinen  können,  unter  Anknüpfung  an  eine  Anklage 
wegen  Verbreitung  Goethescher  Schriften.) 

Zeitschr.  f.  Kirchen-R.  XX.  2  u.  3.  Martens,  d.  Besetzung  d. 
päpstlichen  Stuhles  unter  Heinrich  III  u,  IV.  Sehling,  d.  Ehe- 
scheidung Napoleons  I.  Brie,  Gutachten  betr.  Breslauer  Kirchen. 
Weinrich,  d.  Reichsgesetzgebung  u.  d.  materiellen  Eheschei- 
dungs-R. 

Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  LV.  1.  Geigel,  Italiens  Kirchen- 
gesetzgebung. Nourrison,  de  congregationibus  religiosis  in 
Gallia.  Bell  es  heim,  neuere  Diöcesansynoden.  Kürtty,  ist 
nach  Ungar,  bürgerl.  R.  Ehe  zwischen  kath.  u.  Israelit.  Teile  mög- 
lich?    Erkenntnisse,  Erlasse  etc. 

Annalen  d.  Deutschen  Reiches.  1886.  1—3.  Aufsess,  Zölle, 
Steuern  u.  vertragsmässige  Handelsbeziehungen  d.  deutschen 
Reiches. 

Revue  de  droit  international.  XVII.  6.  Rolin  Jacquemyns, 
les  principes  philosophiques  de  droit  international.  Hornung,. 
civilises  et  barbares.  Lehr,  le  nouveaux  projet  du  code  penal 
anglais.     Travers  Twiss,  le  canal  maritime  de  Suez, 

Juristischer  Bote  (Juridiczeski  Westnik).  Hrsgb.  von  der  Mosk. 
Jurist.  Gesellschaft.  1885.  Nr.  5.  Sieber,  das  vergl.  Studium 
des  Ur-R.  Muromzew,  d.  r.  R.  in  West-Europa.  Issajew, 
die  Armenpflege  u.  Privatvvohlthätigkeit  in  der  Schweiz.  Pru- 
gawin,  d.  bäuerliche  Gemeindebesitz  an  der  Wolga.  Rew, 
d.  russ.  Gefängnis  u.  d.  Leben  in  demselben.  Kremnew,  der 
Entwurf  einer  Regelung  d.  bäuerlichen  Gemeindeversammlungen. 
Nr.  6,  7.  Tarassow,  d.  Reform  d.  russ.  Polizei.  Nr.  8,  9,11.  Du- 
bowczki,  Verträge  zu  Gunsten  Dritter.  Skalon,  Sammlung  v. 
Mat.  z.  Gesch.  der  Aufh.  d.  Leibeigenschaft.  M.  Kowolewski, 
Archaistisches  im  Familien- u.  Erb-R.  der  Osseten.  Anziferow, 
die  Tötung  im  Entwurf  des  Str.G.B.  Smirlow,  der  Entwurf  des 
St  G.B.  Baszmekow,  d.  Leibeigenschaft  in  Bulgarien  in  der 
türkischen  Epoche.  Nr.  8.  Sieb  er,  d.  vergl.  Erforschung  des 
Ür-R.  Gussakow,  d.  gesellschaftlich-teleologische  Theorie  der 
Sittlichkeit.  Tarnowski,  d,  Verbrechen  in  Russland.  Kona- 
powski,  Graf,  die  Gesetze  des  Landkrieges.  Nr.  9.  Sscaes- 
tianski,  die  Auffassung  der  Gesamtbürgschaft.  Rodanowski, 
Antrags  verbrechen.  Belezki,  Ladung  der  Zeugen,  welche  in 
der  Voruntersuchung  verhört  worden   sind.      Nr.    10.     Newski, 
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Administrativjiistiz.  Budinski,  der  Eintritt  in  fremde  Unter- 
thanenschaft  oder  Staatsdienst  ohne  Erlaubnis  der  Regierung. 
Koczabei,  eine  notwendige  Ergänzung  des  Art.  710  u.  718  der 
Str.Pr.O.  Nr.  11.  Golzew,  Einlluss  der  Gesetzgebung  auf  die 
Sitten.  Issaczenko,  die  Subjekte  im  Vertrage.  Nr.  12.  Golzew, 
d.  russ.  Gesellschaft  zur  Zeit  Peters  d.  Gr.  Die  Disziplinarsachen 
des  Moskauer  Advokaten-R.  Die  landlosen  Bauern  im  Moskauer 
Gubernium. 
Shurnal  grashdanskawo  i  ngolownawo  prawa  (Journal  f.  Privat- 
u.  Straf-R.).  Hrsgb.  von  der  Stptbgr.  Juristischen  Gesellschaft. 
XV.  Jahrg.  1885.  Nr.  5.  Wolodimi  so  w,  A.  Kisiäkowski  (Nekro- 
log). Fatejew,  zur  Frage  über  die  Schlussrede  des  Präsidenten 
(eines  Schwurgerichtshofes).  Baraz,  über  den  fremdländischen 
Ursprung  der  meisten  Artikel  d.  russ.  Privat-R.  Anziferow, 
die  Ueberschreitung  der  Grenzen  der  Notwehr  nach  dem  Ent- 
wurf d.  Strafkodex.  Z.,  Juristisclie  Chronik.  Ellenbogen, 
die  Gerichtsorganisation  im  Weichselgebiete.  Smirlow,  zur 
Frage  über  die  Grenzen  der  Befugnis  des  Präsidenten  bei  Auf- 
rechterhaltung der  Ordnung  in  Gerichtssitzungen.  Nr.  6.  Jossi- 
lewicz,  d.  Widerklage.  Smirlow,  d.  Mängel  unseres  Privat-R. 
Nr.  7.  Mysz,  Gesetz  u.  Kassationspraxis  in  Fragen  des  inter- 
nationalen Privat-R.  Tarassow,  die  polizeiliche  Verhaftung  in 
Russland  im  XVIII.  Jahrh.  Korpinski,  die  Rechtsprechung 
des  Warschauer  Apellhofes.  Nr.  8.  Kockcenow,  Theorie  der 
Administrativjustiz  Nr.  9.  A.  L.,  Reformen  im  St.Pr.  nach  Vor- 
schlägen von  Anhängern  der  Italien.  Schule.  Krassowski, 
d.  Untersuchung  in  Transkaukasien.  Nr.  10.  Lipinski,  zur 
Geschichte  des  russ.  Straf-R.  im  XVIII.  Jahrh.  Gorodiski,  d. 
Gesetz  v.  20./V.  1885. 


D.  Neue  Erscheinimgeii. 

Vom  1.  Januar  bis  15.  Februar  188G  erschienen   oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Brinz,   Begriff  u.  Wesen   d.  altröm.  Provinz.     (Festrede.)     München 

1885. 
*Dernburg,  das  Vormundschafts- R.  der  preuss.  Monarchie.    3.  AulL 
Bearb.    v.    Schultzenstein.     Berlin,    Guttentag.      XVI   u.    504  S. 
10  M. 
*Eger,  G.,  Handbuch  d.  preuss.  Eisenbahn-R.    Breslau,  Kern.    Voll- 
ständig in  etwa  7  Lfgn.  ä  2  M. 

Inhalt:  I.  Einleitung:  Begriflf  der  Eisenbahn  u.  d.  Eiseubahn-R.    System, 
Litteratur    n.    Quellen.     II.  Verhältnis   d.  mpuss.    Eisenbahnen  zum  prousa. 
Staate  u.  zum  Deutschen  Reiche.    III.  Gründung  d.  preuss.  Staats-  u.  Privat- 
Eisenbahnen    f Konzessionierung).      IV.    Organisation    d.    preuss.    Staate-    u. 
Privat-Eiseubahnen.     V.  Der   Eisenbahn-Grunderwerb.      VI.  Der  Eisenbahn- 
Bau  (Eisenbahn-Bauverträge,  Submission,   Baupoliz.M-  u.  Bau-R.,  Bau-Bcaur- 
sichtigung,  Verkehrseröflfnung-.     VII.  Der  Eisenbahn-Betrieb  (strafrerln    ■   > 
polizeiliche    Bestimmungen).     VIII.    Der   Eisenbahn-Transport   (Mono]. 
Trausportpflicht,  Tarlf-R.,   Transportvertrag,  Haftpflicht).     IX.    '".e   »^'     '  ' 
Verhältnisse    der    Eisenbahn- Beamten    u.   Arbeiter.     X.   Das    Xerhaltnis    der 
preuss.  Eisenbahnen    zu    einzelnen  Zweigen    der  Reichsverwaltung  (Reichs-, 
Post-,    Telegraphen-,  Militär-    u.   Zoll-Verwaltung).    XI.   Dm  V('r>"i»"-  'i-r 
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preusa.  Eisenbahnen  zur  Staats-  u.  Kommunal-Verwaltung  (Abgaben-Pflicht). 
XII.  Veränderung  u.  Auflösung  preuss.  Eisenbahn-Unternehmungen  (Erwerb 
durch  den  Staat). 
Fitting,   H.,     die    Entbehrlichkeit    der    beabsichtigten    Novelle    zur 

Z.Pr.O.     Berlin,  Guttentag.     1886. 
Fricker,  d.  Verpflichtung  d,  Kaisers  z.  Verkündung  d.  Reichsgesetze. 

(Programm  d.  Leipziger  philosophisch.  Fakultät.) 
*Geigel,   F.,    d.    Italien.    Staatskirchen-R.      2,    Aufl.      (Abdruck    a. 

Verings  Archiv.)    Mainz  1886.    203  S. 
Glaser,  J.,  strafprozessuale  Stadien.    (Aus  „Allgem.  österr.  Gerichts- 

Ztg.")     Wien,  Manz.     36  S.     1  M.  20  Pf. 
Gray,  Th.,  Bemerkungen  üb.  d.  Strassen-R.  auf  See  f.  Kapitäne  etc. 
N.  d.  4.  engl.  Aufl.  übers,  v.  W.  v.  Freeden.    Oldenburg,  Schulze. 
Hahn,   C,     die    gesamten   Materialien    zu    den    Reichsjustizgesetzen. 
Auf    Veranlassung    d.    kaiserl.    Reichsjustizamtes    hrsg.      3.    Bd. 
Materialien     zur     Str.Pr.O.      2.    Aufl.,    hrsg.    v.    Ed.    Stegmann. 
5.-7.  Lfg.     S.  1271-2230.     Berlin,  Decker,     ä  6  M. 
'"'Hartmann,  0.,  der  Ordo  judiciorum  u.  die  Judicia  extraordinaria 
der  Römer.     1.  T.     A.  u.  d.  T. :    lieber  die  röm.  Gerichtsverfas- 
sung.    2.    (Schluss-)Lfg.,    ergänzt    u.    hrsgb.    von    A.    übbelohde. 
Göttingen,    Vandenhoeck    &    Ruprecht.      1886.     XXIII   u.    S.  179 
bis   646.     13  M. 
*Hecker,   üb.  d.  Begriff  d.  Körperverletzung  n.  deutschem  Zivil-  u. 
Militär-Straf-R.,  insbes.  üb.  d.  Misshandlung  Untergebener  durch 
militärische  Vorgesetzte.     2.  Aufl.     Berlin,  Decker.    27  S.    50  Pf. 
Herrfurth,  L.,    die  Kommunalabgabepflicht  d.  Aktiengesellschaften 

etc.  in  Preussen.     Berlin,  Heymann.     4  M, 
Heyl,  A.,    das  Gerichtswesen  u.  d.  Ehehaft-Tädigungen  d.  Gerichtes 

zum  Stein  auf  dem  Ritten.  Wien,  Pichler.  82  S.  2  M. 
*Holtzendorff,  Fr.  v.,  Handbuch  d.  Völker-R.  Berlin,  Habe!.  16M. 
Einleitung  1—4  (s.  S.  252).  I.  Hauptteil.  Die  Subjekte  d.  Völker-K.- Ver- 
kehrs, die  Verkehrsgebiete  u.  Verkehrswege.  5.  Der  Staat  als  völkerrechtl. 
Persönlichkeit  (F.  v.  Holtzendorflfj ;  ü.  die  Grund-R.  der  Staaten  im  aus- 
wärtigen Verkehr  (F.  v.  Holtzeudorff) ;  7.  Staatsverfassungen  u.  Staats- 
gewalten iu  völkerrechtl.  Hinsicht  (Gessner) ;  8.  die  völkerrechtl.  Stellung 
des  Papstes  (Geffcken);  9.  das  Lanrlgebiet  der  Staaten  (F.  v.  Holtzendorflf) ; 
10.  Flüsse  u.  Flussschiffahrt  (E.  Caratheodory) ;  11.  das  Seegebiet  der  Staaten 
(Stoerk);  12.  das  offene  Meer  (Stoerk);  13.  die  Interdiktion  von  Sklavenhandel 
u.  Seeraub  (Gareis);    14.  Staatsunterthanen  u.  Fremde  (Stoerk). 

II.  Hauptteil.  Die  Staatsverträge.  1.5.  Die  Staatsverträge  im  allgemeinen 
(Gessner);  Garäntieverträge  (Geffcken);  17.  Bündnisse  (Geffcken);  18.  Handels- 
u.  Schiffahrtsverträge  (W.  v.  Melle);  19.  Eisenbahnverträge  (Meili) ;  20.  Juris- 
diktioDs-  u.  Auslieferungsverträge  (Lammasch) ;  21.  Verträge  zum  Schutz  des 
Urheber-  u.  Erfinder-R.  (Dambach) ;  22.  Post-  u.  Telegraphen- Verträge 
(Dambach). 

III.  Hauptteil.  Das  Repräsentations-R.  der  Staaten.  23.  Gesandtschafts-R. 
(Geffcken);  24.  Konsular-R.  (v.  Bulmerincq). 

IV.  Hauptteil.  Die  Staatsstreitigkeiten  u.  ihre  Entscheidung.  25.  Ent- 
stehung u.  Ursachen  der  Staatsstreitigkeiten  (v.  Bulmerincq) ;  26.  Nicht- 
kriegerische Beilegung  der  Streitsachen  (v.  Bulmerincq) :  27.  Krieg  u.  Kriegs-R. 
im  allgemeinen  (Lueder) ;  28.  Landkrieg  im  besonderen  (Lueder) ;  29.  Recht« 
u.  Pflichten  der  Neutralen  (Geffcken) ;  30.  das  Seekriegs-R.  (Geffcken). 

*Jahrbuch  d.  deutschen  Gerichtsverfassung  v.  Pfafferoth.  Berlin, 
Heymann.     1886.     V  u.  338  S.     8  M. 

Jahrbuch  der  preuss.  Gerichtsverfassung ,  red.  im  Bureau  d.  Justiz- 
ministeriums. 17.  Jahrg.  Berlin ,  v.  Decker.  VIII  u.  464  S. 
6  M.  70  Pf. 

Illing,  Handbuch  f.  preuss.  Verwaltungsbeamte,  Geschäftsmänner, 
Kreis-  u.  Gemeindevertreter  u.  Schöffen.  4.  umgearb.  Aufl.  (In 
4  Abtlgn.)  1.  Abt.  (1.  Bd.  S.  1—192  u.  2.  Bd.  S.  1—288.) 
Berlin,  Haack.     6  M. 

Isensee,  Zeitfragen.  Ueber  die  Reichsjustizgesetze  U.Andeutungen 
zu  Abänderungen  der  Reichsverfassung.  Coswig  (Anhalt),  Voss. 
20  S.     75  Pf. 
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Katalog    d.    Bibliothek    d.    königl.   O.L.-Gerichts    Jena.     Jena,  Pohle. 

494  S.     4  M.  50  Pf. 
*Kohler,  Abdrücke  a.  d.  Zeitschr.  f.  vgl.  Rechtswissenschaft. 

R.  d.  Birmanen.  —  Islamit.  Obligationen-  u.  Pfand-R.  -  Frauenwerbung 
u.  Frauenerwerb  in  finnisch  Helsingfors.  —  Zur  Nipogalehre. 

Kos  er,  preuss.  Staatsschriften  a.  d.  Zeit  Friedrich  II.     Bd.  II.    Berlin, 

Decker. 

Enthält  Nr.  XI,  d.  Hochverratsprozess  Ferber  betr.  Schriftstücke. 
*Langfeld,   A.,    die  Lehre    vom   Retentions-R.    nach    gemeinem   R. 

Rostock,  Werther.     VI  u.  167  S.     2  M.  80  Pf. 
*Loening,   R.,    Grundriss    zu  Vorlesungen  über    deutsches  Straf-R. 

Frankfurt  a.  M.,  Litterar.  Anstalt.     IX  u.  147  S.     2  M.  50  Pf. 
*Mandry,  G.,  der  zivilrechtl.  Inhalt  der  Reichsgesetze.    Systematisch 

zusammengestellt  u.  verarb.     3.  ergänzte  u.  durchgesehene  Aull. 

Freiburg  i.  Br.,   Mohr.    1885.     XVI  u.  548  S.    11  M.,   gb.  12  M. 
Mayer,  H.,  das  württemb.  Familien-,  Erb-   u.  Vormundschafts-R.,  in 

seinen    Grundzügen    dargestellt.     Stuttgart,  Kohlhammer.     1886. 

VIII  u.  420  S.     5  M.,  gb.  6  M. 
*Martens,  Völker-R.     Bd.  IL 

Vgl.  über  den  Inhalt  d.  II.  Bandes  C.Bl.  III.  S.  293—95.  Für  die  üeber- 
setzung  auch  dieses  Bandes  gilt  das  daselbst  8.  294  Gesagte. 

(Bulmerincq.) 

'Mejer,  0.,  Biographisches.  Gesammelte  Aufsätze  (Hugo,  Niebuhr, 
Kestner,  Eichhorn).     Freiburg,  Siebeck.     399  S. 

*Mühlbrecht,  0.,  Wegweiser  durch  die  neuere  Litteratur  der  Staats- 
u.  Rechtswissenschaften.  (Abgeschlossen  am  l./VII.  1885.)  Für 
die  Praxis  bearb.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.  1886. 
15  M.,  gb.  17  M. 

*01shausen,  Kommentar  z.  Str.G.B.  2.  Aufl.  Lfg.  4 — 7.  Berlin, 
Vahlen.     Lfg.  1—7:  21  M. 

Plenarbeschlüsse  u.  Entscheidungen  d.  k.  k.  obersten  Gerichts-  als 
Kassationshofes,  veröffentlicht  von  R.  Nowak.  7.  Bd.  Entschei- 
dungen Nr.  601 — 750.  Mit  doppeltem,  die  erschienenen  7  Bde. 
umfass.  Register.  Wien,  Manz.  XVII  u.  446  S.  4  M.,  gb.  5  3L 
1-7:  26  M. 

Pollack,  H.,  Mitteilung  üb.  d.  Hexenprozesse  in  Deutschland.  Berlin, 
Wallmann.     1885.     50  S. 

*Po8seldt,  d.  preuss.  Gesinde-R.  2.  Aufl.  Bearb.  v.  Lindenberg. 
Berlin,  Mittier.     121  S.     1  M.  80  Pf. 

Vgl.  die  Anzeige  des  Werkchens  Bd.  I.  S.  291.  Wesentliche  Aenderung,  ist 
vollständigere  Zitierung  der  Entscheidungen  (wie  Umarbeitung  des  Anhangs 
betr.  Verwaltnngsorganisation). 

Post,  H.,  Einleitung  in  das  Studium  der  ethnologischen  Jurisprudenz. 

Oldenburg,  Schulze.     1886.     1  M.  20  Pf. 
*Rehbein,X.,  allgemeine  deutsche  Wechselordnung.  3.  Aufl.  Berlin, 

Müller.     1886.     173  S.     3  M. 

Vgl.  die  Anzeige  Bd.  I.  S.  375.  Die  3,  Aufl.  berücksichtigt  die  neueren 
Entscheidungen  u.  d.  engl.  Wechsel-R. 

Reutti,  C,  die  Grund-  u.  Pfandbuchsordnung  im  Grossherzogth. 
Baden.  Handbuch.  Tauberbischofsheim,  Lang.  XXXII  u.  764  S. 
10  M. 

Richter,  A.,  Lehrbuch  d.  kathol.  u.  evafgel.  Kirchen-R.  Mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  deutsche  Zustände.  8.  Aufl.  8.  Lfg. 
Hrsg.  V.  W.  Kahl.  Leipzig,  Tauchnitz.  1885.  S.  1025-1216. 
1  M.  80  Pf. 

Roth,  A.,   Frageschatz  d.  Rechtswissenschaft.     Examinatorium  über 
die    gesamte   Jurisprudenz    mit   Bezugnahme    auf   die   gebräuch- 
lichsten  Lehrbücher.     2.   verra.    u.    verb.  Aufl.    1.    Teil.     Berlin, 
.    Heymann.     VIU  u.  163  S.     3  M. 
Centralblatt  für  Rechtswissenschaft.    V.  Bar<l.  !•' 
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Ruber,  J.  v.,  Streifzüge  durch  die  Rechtsgeschichte  Mährens.  I.  Abt. 
Geschichte  d.  landrechtl.  Verfahrens.  2.  Heft:  Stellung  der  Par- 
teien u.  prozesspräparator.  Handlgn.  (Aus  ^Zeitschr.  f.  Notariat 
u.  freiwill.  Gerichtsbarkeit".)  Wien,  (Brunn,  Winiker.)  HI  u. 
92  S.     2  M. 

Rudiger,  A.,  die  Rechtslehre  vom  Lebens  Versicherungsvertrag,  aus 
den  wirtschaftlichen  Grundlagen  d.  Geschäftes  entwickelt  u.  unter 
besond.  Berücksichtigung  der  Ergebnisse  der  Rechtsprechung 
bearb.     Berlin,  Mittler.     1885.     IX  u.  348.     8  M. 

Scherer,  M.,  der  Vertragsschluss  unter  Abwesenden  nach  rhein.- 
franz.  u.  ital.  R.    Mannheim,  Bensheimer.    1885.    84S.  IM. 40 Pf. 

Schiigen,  F.  v.,  d.  kirchl.  Vermögens-R.  u.  d.  Vermögensverwaltung 
i.  d.  kathol.  Kirchengemeinden  d.  ges.  preuss.  Monarchie.  Pader- 
born, Schröder.     IV  u.  219  S.     2  M.  10  Pf. 

Schmitz  (Berlin),  J.,  die  Bürgermeisterei-  u.  Amtsverwaltung.  Ein 
Handbuch  f.  Stadt-  u.  Gemeindeverwaltungs-,  sowie  Gemeinde- 
Aufsichtsbeamte.  9.  Lfg.  Neuwied,  Heuser.  1885.  S.  513—576. 
1  M. 

^'Schönfeld,  d.  preuss.  Gerichtsvollzieher.  2.  Aufl.  Giessen  1886. 
269  S. 

'^Schulze,  H.,  Lehrbuch  d.  deutschen  Staats-R.  II.  Buch.  Reichs- 
staats-R.     X  u.  417  S.    8  M.   (I.  Bd.  13  M.,  zusammen  gb.  23  M.) 

*Stengel,  Kolonien  (s.  S.  249). 

Thomsen,  R.,  Gesamtbericht  üb.  die  Thätigkeit  d.  deutschen  Juristen- 
tags in  den  25  Jahren  seines  Bestehens  1860 — 1885.  Jubiläums- 
schrift, im  Auftrage  der  stand.  Deputation  verf.  Berlin,  Gutten- 
tag.     VI  u.  240  S.     4  M.  50  Pf. 

Unger,  J.  Glaser.     (Nachruf.)     Wien,  Gerold.     12  S.     40  Pf. 

*Wach,  Handbuch  d.  deutschen  Z.Pr.R.  L  Bd.  XV  u.  690  S. 
15  M.  60  Pf,  gb.  18  M.  10  Pf. 

Wagner,  W.,  alphabetisch  geordnetes  Verzeichnis  der  giltigen  bis 
zum  l./X.  1885  publizierten  Reichs-  u.  Landesgesetze  bezw.  Ver- 
ordnungen u.  Ministerialerlasse.  Oppeln,  Franck.  IV  u.  144  S. 
3  M. 

Wenzel,  d.  Rechtsidee  in  Moral  u.  Jurisdiktion.  (Prager  Rektorats- 
rede.)    Warnsdorf,  Opitz.     24  S. 

Zachariä  v.  Lingenthal,  K.,  Handbuch  d.  franz.  Zivil-R.  7.  verm. 
u.  bis  auf  die  neueste  Zeit  fortgeführte  Aufl.  Hrsgb.  v.  H.  Dreyer. 
(In  4  Bdn.)  1.  Halbbd.  (1.  Bd.  S.  1-320.)  Heidelberg,  Mohr. 
3  M.  50  Pf. 

Zünd,  J.,  Anleitung  zur  Führung  e.  Vogtei  oder  Beistandschaft  im 
Kanton  Luzern,  überhaupt  Wegweiser  bei  gewöhnl.  Verwaltungs- 
u.  Rechtsgeschäften.  3.,  verm.  u.  verb.  Aufl.  Luzern,  Räber. 
IV  u.  200  S.     2  M. 


Aufsess,  0.  V.,  die  Zölle  u.  Steuern,  sowie  die  vertragsmässigen 
auswärtigen  Handelsbeziehungen  d.  Deutschen  Reiches,  zum  3.  Male 
bearb.  (Aus  „Annalen  d.  Deutschen  Reiches".)  München,  Hirth. 
VIII  u.  280  S.     2  M.  50  Pf.,  gb.  3  M.  50  Pf. 

■^Bar,  L.V.,  Cavour.  Eine  historisch-polit.  Skizze.  (Aus  „Die  Nation".) 
Berlin,  Hermann.     28  S.     75  Pf. 

Bismarck,  Fürst  V.  Reden.  IV.  Bd.  1881— 84.  Berlin,  Kortkampf. 
XII  u.  412  S.     4  M.  (gb.  5—7  M.     I-IV.  21  M.  (gb.  25—33  M.) 

"•'Bruder,  A.,  Studien  üb.  d.  Finanzpolitik  Herzogs  Rudolfs  IV.  von 
Oesterreich.  (1358—65).     131  S. 
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Denkschrift  üb.  d.  deutschen  Schutzgebiete.  Berlin,  Heymann.  Qu. 
50  Pf. 

Hahn,  L.,  Fürst  Bismarck.  Sein  polit,  Leben  u.  Wirken,  urkundlich 
in  Thatsachen  u.  d.  Fürsten  eigenen  Kundgebungen  dargestellt. 
(Vollständige,  pragmatisch  geordnete  Sammlung  der  Reden,  De- 
peschen, wicht.  Staatsschriften  u.  polit.  Briefe  d.  Fürsten.)  4.  Bd. 
1879  —  1885  bis  zur  Nationalfeier  d.  70.  Geburtstages  d.  Fürsten. 
Berlin,  Hertz.     1886.     XV  u.  684  S.     11  M.,  gb.  12  M.  50  Pf. 

Hoeniger,  R.,  Kölner  Schreinsurkunden  d.  12.  Jahrh.  Quellen  zur 
Rechts-  u.  Wirtschaftsgeschichte  der  Stadt  Köln.  1.  Bd.  2.  Lfg. 
S.  117—208.  Bonn,  Weber.   1885.    5  M.  15  Pf.  (1  u.  2:  12  M.  15  H.) 


2.  Ausgaben  Ton  Gesetzen. 

♦Gesetzgebung  d.  Deutschen  Reichs.    21—29.  Lfg.    Berlin,  Guttentag. 

ä  1  M.  50  Pf. 
Grotefend,    Gesetzsammlung    1885.     3  —  5.      Düsseldorf,   Schwann. 

(1-5.  5  M.  75  Pf.) 
Zollstrafgesetze  (Rohr).     Breslau,  Korn.     275  S.     5  M. 
Wechsel-Ordg.  (Litthauer).     5.  Aufl.    Berlin,  Guttentag.    1  M.  80  Pf. 
Stempelgesetze  etc.  (Gaupp).     4.  Aufl.     Ebenda.     1  M.  80  Pf. 
'Unfall Versicherungsgesetzgebung.    Gesetz  v.  28./V.  1885  von  Grün e- 

wald  &  Haas.     Berlin,  Vahlen.     1886.     50  S. 

Ergänzung  der  IV.  S.  192  besprochenen  Ausgabe. 

Unfallversicherung  (Nienholdt).     Leipzig,  Rossberg.     384  S.     5  M. 

Statut  f.  d.  Knappschaftsberufsgenossenschaft.  Essen,  Bädeker.  80  S. 
50  Pf. 

Preussen.  Kommunalabgabegesetz  (Herrfurth  &  Nöll).  Berlin, 
Heymann.     VHI  u.  206  S.     5  M. 

Notkommunalsteuergesetz.     Hannover,  Meyer.     25  Pf. 

Verordnungen  betr.  Volksschulwesen  (Giebe).  Düsseldorf,  Schwann. 
IV  u.  249  S.     3  M.  50  Pf. 

Preuss.  Gesindeordg.     14.  Aufl.     Berlin,  Burmester.     25  M. 

Reglement  f.  Feldmesser.     Berlin,  Decker.     20  Pf. 

Sachsen.  Bürgerl.  G.B.  (Francke).  Leipzig,  Rossberg.  XV  u. 
238  S.     5  M. 

Gesetzgebung.     11.  u.  12.  Lfg.     Ebenda,     k  2  M.  40  Pf. 

Mangold  t,  P.  v.,  das  im  Königr.  Sachsen  neben  den  Strafgesetz- 
büchern geltende  Reichs-  u.Landesstraf-R.  Für  den  Handgebrauch 
zusammengestellt.  1.  Bd.  Mit  Sachregister.  Leipzig,  Rossberg. 
XX  u.  774  S.     8  M. 

Württemberg.  Gesetz  üb.  d.  Gemeindeangehörigkeit  (Doli,  Ell- 
wangen).    1.  Hlfte.     Stuttgart.     8  M.  60  Pf. 

Dasselbe  (Beutter).     Stuttgart,  Kohlhammer,     gb.  3  M. 

Oesterreich.    Reichsgesetze.    Nr.  145— 48.    Prag,  Mercy.    4M.  40Pl\ 

Leggi  e  ordinanze.  Codice  di  commercio  (Peck).  5  M.  60  Pf. 
Vol.  XXni  12,  XXIV    (80  Pf.  2  M.  80  Pf.)     Innsbruck,  Wagner. 

Gesetz  v.  25./Vn.  1871.  (Käser er).     Wien,  Holder.     2  M. 

Instruktion  z.  Ausführung  der  Wehrgesetzj^    Prag,  Mercy.    2  M.  40  Pf. 

Gewerbeordg.     3.  Aufl.     Wien,  Manz.     2  M.  20  Pf. 

-  (v.  Seltsam).     3.-7.  Lfg.  k  60  Pf.     Ebenda. 

Sammlung  v.  Gesetzen  etc.  betr.  See-  u.  Hafendienst  (deutsch  u. 
italienisch).     III.  Bd.     Triest,  Schimpff.     8  M. 

Päpstlicher  Stuhl.  Rundschreiben  Leo  XIII.  v.  l./XI.  1885  über 
die  Christi.  Staatsordg  (lateinisch  u.  deutsch).  Freibarg,  Herder. 
1885.     57  S. 
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3.  Wichtige  ansländische  Werke. 

Bichon  vanYsselmonde,  C.  J.,  de  afschaffing  van  den  lyfschwang. 
Utrecht  1885.     (Diss.) 

De  middeleuvische  rechtsbronnen  der  stad  Utrecht.  Uitgegeven  door 
S.  Mull  er.     T.  2.  Glossarium.     'sGravenhage,  Nyhoff.     1886. 

Diephuis,  G.,  het  Nederlandsch  burgerlyk  recht.  10.  deel.  1.  stuk. 
Groningen,  Wolms.     1886. 

Dikema,  F.  L.,  over  de  bevoegdheid  der  rechterlyke  macht  om  te 
vonissen  in  zaken  betreffende  vereenigingen  en  hare  leden.  Gro- 
ningen.    1886.     (Diss.) 

Haarlbrink,  P.  H.,  de  actie  tot  ontbinding  van  de  artl.  1302  en 
1303  B.  W.  in  verband  met  het  faillissement.  Utrecht  1885. 
(Diss.) 

Lioni,  D.  E.,  de  verpanding  van  inschulden  noor  het  Romeinsch  en 
Nederlandsch  Recht.     Amsterdam  1885.     (Diss.) 

Monnier,  G.  J.  D.,  het  beginsel  van  politictorzicht  op  de  prostitutie, 
getoetst  van  morral,  recht  en  hygiene.  Beschouningen  naar  aan- 
leiding  van  het  strafproces  in  de  zaak  van  Neeltje  F.  voor  den 
Hoogen  Raad  der  Nederlanden.  Bevattende  un  groot  aantal  of- 
ficieele  stukken.     'sGravenhage,  Beschoor.     1885.     1  fl.  90  ct. 

Naber,  J.  C,  de  vormende  kracht  van  het  Romeinsche  recht.  (An- 
trittsrede zum  Professorat  der  Rechte  an  der  Universität  zu 
Utrecht,  ausgesprochen  am  21./IX.  1885.) 

■'•'Nederlandsche  Rechtslitteratur.  V.  1.  (Sachsenspiegel  —  Schuld- 
bekenntniss.) 

Oppenheim,  J.,  de  volksregeering  in  het  constitutioneel  stelsel. 
(Antrittsrede  zum  Professorat  der  Rechte  an  der  Universität  zu 
Groningen,  gehalten  am  16./IX.  1885.) 

Opzoomer,  C.  W.,  het  Burgerlyk  Wetboek  verklaard.  T.  10.  Lfg.  1. 
Artl.  1731-1790. 

Praag,  J.  v.,  Misdupf  in  nood  gepleegd.     Amsterdam  1885.     (Diss.) 

Riemsdyk,  Th.  v.,  de  griffic  van  hare  hoog.,  mogenden.  Bydrage 
tot  de  kennis  vau  het  archief,  van  de  Staten-Generaal  der  Ver- 
eenigde  Nederlanden.    s'Gravenhage,  Nyhoff.     1885. 

Royen,  J.  A.  v.,  de  fictie  der  exterritorialiteit.  Groningen  1885. 
(Diss.) 

Walig,  J.,  de  nodere  overeenkomsten  van  art,  1910  B.  W.  (Contre- 
letters.)     Amsterdam  1885.     (Diss.) 

Westfriesche  Stadrechten.  Uitgegeven  door  M.  S.  Pols.  Teil  2. 
'sGravenhage  1885. 

Ysselsteyn,  N.J.  v.,  anteekeningen  op  het  Wetboek  van  Strafrecht. 
(Code  Penal).     2.  Deel.  10.  Bund.  1884.     'sGravenhage. 


Ackermann,  J.  F.,  the  Legal  Guide  for  Landlords,  Tenants  and 
Lodgers.  New  ed.,  revised  by  a  Barrrister.  Containing  all  the 
recent  alterations  in  the  Law.  (Pettitt's  Usefull  Series.)  66  S. 
Griffith  and  Farran.     6  p. 

Austin,  J.,  lectures  on  Jurisprudence;  or:  The  Philosophy  of  the 
Positive  Law.  5th.  ed.,  revised  and  edited  by  Robert  Campbell. 
2  vols.     1148  S.     Murray.     32  sh. 

Boone,  C.  T.,  pleading  under  the  Codes;  Adapted  to  Use  in  the 
several  States   and  Territories  which  have    adopted   the  System 
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of  reformed  Procedure ,  and  in  all  the  Courts  wherever  that 
System  prevails.     2  vols.     XV  u.  581  S.     San  Francisco.     18  sh. 

Clifton,  R.  W.,  the  Rights  and  Liabilities  of  Innkeepers.  A  Book 
Ibr  the  üse  of  Licensed  Victuallers.    78  S.    W.  H.  Kelly.  2  sh.  6  p. 

Corey,  H.  B.,  the  American  Agriculturist  Law  Book:  A  Compendium 
of  Every-day  Law  for  Farmers,  Mechanics,  Business  Men,  Manu- 
facturers,  &c.  Containing  Piain  Practical  Statements  of  the  Laws, 
with  a  Dictionary  of  Legal  Terms.  With  a  Special  Supplement 
on  Farm  Laws,  by  H.  A.  Haight.     424  S.     New  York.     10  sh. 

Guardian's,  the,  Manual  of  the  Labburers  (Ireland)  Acts,  1883  and 
1885.     Thorn  (Dublin),  Longmans.     2  sh.  6  p. 

Collinson,  F.  J.  and  Ede,  H.  P.,  a  Handbook  of  Election  Law. 
Comprising  the  Corrupt  and  Illegal  Practices  Prevention  Acts  of 
1883  and  1885.  With  a  Summary,  Index,  and  Appendix  of 
Supplementary  Acts.     170  S.     Heywood.     2  sh.  6  p. 

Davidson,  M.  G.,  Concise  Precedents  in  Conveyancing.  Revised 
and  adapted  to  the  Conveyancing  Acts,  1881,  1882,  and  the  Sett- 
led  Land  Acts,  1882,  1884.    14th  ed.     840  S.    W.  Maxwell.  21  sh. 

Glass,H.,  Marine  International  Law.  Compiled  from  Various  Sources. 
AnnapoHs  (Md).     7  sh.  6  p. 

Wood,  H.  G.,  the  Law  of  Railroads.    3  vols.    VIII  u.  1953.    Boston. 

Beauchet,L,,  histoire  de  l'organisation  judiciaire  en  France.   Epoque 
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A.  Ausländischer  Litteraturbericht  1880-85. 


Die  griechische  Rechtslitteratur 

in  der  Periode  1880—85. 

Von  Herrn  Prof.  Dr.  Costi  in  Athen. 


Seit  der  Errichtung  der  nationalen  Universität  zu  Athen 
ist  unbestreitbar  ein  grosser  Impuls  zur  wissenschaftlichen  Be- 
handlung der  verschiedenen  Zweige  der  Rechtswissenschaft  ge- 
geben. Indem  wir  uns  in  der  Uebersicht  der  in  dem  letzten 
Quinquennium  erschienenen  Werke  zu  beschränken  beabsichtigen, 
muss  es  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die  meisten  der  bis  jetzt 
veröffentlichten  Arbeiten  ihren  Ursprung  den  auf  der  Univer- 
sität gehaltenen  Vorträgen  verdanken ,  und  die  Mehrzahl  der- 
selben den  angehenden  Juristen  ein  Hilfsmittel  zum  Studium 
der  Rechtswissenschaft  anzubieten  bezweckt. 

I.  Zivilrecht. 

Die  Bearbeitung  des  Zivil-R.  in  Griechenland  ist  um  so  mehr 
von  Wichtigkeit,  als  sich  der  Inhalt  desselben  aus  den  un- 
mittelbaren Quellen  des  justinianischeÄ  und  byzantinischen  H. 
selbst  herausstellt. 

Im  jetzigen  Königreiche  Griechenland,  mit  Ausschliessung 
der  Jonischen  Inseln,  in  welchen  während  des  engl.  Protektorats 
eine  neuere  Zivilgesetzgebung  nach  dem  Muster  des  franz.  Code 
civil   eingeführt   worden    ist,    hält   sich   noch  das    r.  R.  in   Gel- 
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tung.  Die  Bearbeitung  desselben  muss  jedoch  in  Verbindung  mit 
mannigfachen  neueren  Gesetzen  über  verschiedene  Materien  des 
Zivil-R.  gebracht  werden. 

Eine  hervorragende  Stellung  unter  den  Arbeiten  über 
-das  in  Griechenland  geltende  Zivil-R.  behauptet  unzweifelhaft 
das  Werk  von  Paul  Calliga,  SuaTTnxa  Pcufxaixoö  A'.xa(ou  xata  Iv 
'EXXdSi  Tzokiztözxai  ttXyjv  täv  'lovlouv  yTjatov,  eines  ehemaligen  Pro- 
fessors an  der  Universität.  Sein  Ausscheiden  aus  derselben  in- 
folge seiner  Wahl  als  Deputierter  in  die  Kammer  der  Abge- 
ordneten und  seiner  inzwischen  erfolgten  Ernennung  zum  Finanz- 
minister, und  nach  Austretung  aus  diesem  Posten,  die  Ueber- 
nahme  des  Präsidiums  in  der  Deputiertenkammer  haben  nicht 
vermocht,  ihn  von  seinen  wissenschaftlichen  Arbeiten  abzulenken. 
Im  Jahre  1881  hat  er  eine  zweite  Auflage  des  Familien-R., 
welches  den  dritten  Band,  und  im  Jahre  1885  eine  dritte  Auf- 
lage des  Obligationen-R.,  welches  den  vierten  Band  seines  Systems 
bilden,  erscheinen  lassen. 

In  der  Behandlung  des  Familien-R.  beschränkt  sich  der 
Verf.  nicht  nur  auf  die  Erforschung  der  justinianischen  Rechts- 
quellen, sondern  bei  vielen  Materien,  wie  z.  B.  über  die  Ab- 
schliessung  der  Ehe,  über  die  Ehehindernisse,  über  die  Trennung 
der  Ehe  u.  s.  f.  dringt  er  bis  zur  späteren  Zeit  vor,  so  dass  man 
eine  umfangreiche  Darstellung  der  betrefiFenden  Regeln  und  Ge- 
bräuche in  den  byzantinischen  Zeiten  und  nach  dem  Ritus  der 
griechisch-orientalischen  Kirche  finden  kann.  Das  Obligationen-R. 
zeichnet  sich  durch  eine  vollständige  Uebersicht  und  Prüfung  der 
neueren  Forschungen,  besonders  in  Deutschland,  in  diesem  Ge- 
biete der  Wissenschaft  aus. 

Von  demselben  Verf.  ist  im  Jahre  1882  ein  Band  ver- 
mischten Inhalts  publiziert  unter  dem  Titel  .^MsXetat  xal  XoYot". 
Er  enthält  eine  Reihe  von  Monographien,  die  früher  im  Separat- 
abdrucke erschienen  und  jetzt  nach  sorgfältiger  Umarbeitung  in 
einem  Bande  zusammengestellt  vorliegen.  Diesen  folgt  eine  Aus- 
wahl der  Reden,  die  der  Verf.  in  der  Kammer  der  Abgeordneten 
gehalten  hat.  Von  den  Monographien  ist  besonders  die  über 
das  römisch-byzantinische  Kolonatswesen  (irspl  oooXoTcapoixiac)  her- 
vorzuheben wegen  des  Strebens  des  Verf.,  die  vorhandenen  Quellen 
einer  sorgfältigen  Prüfung  zu  unterwerfen,  und  die  behandelten 
Fragen,  besonders  die  zum  römischen  Steuerwesen  bezüglichen, 
in  ein  ganz  neues  Licht  zu  stellen. 

Mit  gleichem  Eifer  verfolgt  seine  schriftstellerische  Thätig- 
keit  der  verdienstvolle    und   unermüdliche    üniversitätsprofessor 
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Peter  Papparrigopulos,  der  schon  beinahe  vierzig  Jahre  Vor- 
lesungen über  Pandekten  hält.  Aus  seinem  umfangreichen  Werke 
über  das  in  Griechenland  geltende  Zivil-R.,  Tö  ev  EXXaSt  t3x^<^> 
aoTixöv  Sixatov,  ist  im  Jahre  1880  das  Sacben-R.,  im  Jahre  1881 
die  allgemeinen  Lehren  des  Zivil-R.,  und  im  Jahre  1882  das 
Familien-R.  erschienen.  Die  Klarheit  in  der  Darstellung  der 
Prinzipien  und  die  ausführliche  Erforschung  und  Prüfung  aller 
bezüglichen  Streitfragen  sind  die  Hauptvorzüge,  welche  die 
Werke  des  oben  genannten  Verfassers  auszeichnen. 

Von  den  Leistungen  der  jüngeren  Dozenten  an  der  Universität 
verdienen  besondere  Beachtung  das  in  den  letzten  Jahren  erschie- 
nene Werk  des  Nicolaus  S.  Demara,  Geschichte  und  Institu- 
tionen des  r.  R.  ('loxopia  xal  eloTjY'»]OS'.<;  xoö  Pu>|jLa'txo5  Aixaiou) 
in  zwei  Bänden  1883 — -1884,  eine  fleissige  und  gewissenhafte 
Zusammenstellung  der  neueren  Ergebnisse  der  deutschen  Wissen- 
schaft in  diesem  Gebiete. 

Aus  Veranlassung  zur  Bewerbung  des  von  der  juristischen 
Fakultät  der  Universität  zu  Athen  ausgeschriebenen  Preises  in- 
folge der  testamentarischen  Verfügungen  des  verewigten  Leonidas 
Sgoutas,  der  ein  Vermächtnis  zu  dem  Zwecke  der  Universität 
hinterlassen  hat,  sind  zwei  Abhandlungen  über  die  Donatio  ante 
oder  propter  nuptias  (Pspi  npoYajxalac  ^cupeä?),  nach  römischem  und 
besonders  nach  byzantinischem  R.,  erschienen,  die  eine  von  An- 
ton Man f erat  und  die  andere  von  Damianus  Vorres.  Die  erste 
derselben  hat  den  Preis  erhalten ,  die  zweite  eine  lobende  Er- 
wähnung erlangt. 

IL  Zivilprozess. 

Mit  Ausnahme  mancher  Monographien  über  Prozess-R., 
welche  in  der  periodischen  Presse  erschienen  sind,  behauptet 
unter  den  Arbeiten  in  diesem  Fache  immer  die  erste  Stelle 
das  Handbuch  des  Zivilprozesses  von  BasUius  Oeconomides  y  E^- 
Xsipio'.ov  TY^?  TToXitix^c  Scxovofilat;,  eines  wegen  vorgerückten  Alters 
in  den  Ruhestand  getretenen  Universitätsprofessors.  Der  Verf. 
dieses  Handbuchs,  welches  bis  jetzt  seine  vierte  Auflage  erlebt 
hat  und  voraussichtlich  noch  mehrere^  erleben  wird ,  weiss 
mit  grosser  Gewandtheit  die  Prinzipien  der  Theorie  mit  den 
verschiedenartigen  in  der  forensischen  Praxis  entstehenden  Streit- 
fragen in  Verbindung  zu  behandeln  und  somit  ein  unentbehr- 
liches Hilfsmittel  nicht  nur  den  Studierenden  der  Rechtswissen- 
schaft, sondern  auch  den  mit  der  Praxis  befassten  Juristen  zu 
bieten.    Derselbe  beschäftigt  sich  gegenwärtig  mit  der  Abfassung 
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eines  Handbuchs,  in  welchem  er  die  Grundsätze  des  Zivil-R.  ent- 
wickelt: „Stot/st^a  "coö  aoxixoö  S'.v.alou,"  Er  hat  bis  jetzt  den 
allgemeinen  Teil,  und  aus  dem  besonderen  Teile  die  Lehre  über 
das  Eigentum  und  die  dinglichen  R.  vollendet. 

IIL  Handelsrecht. 

Der  in  hohem  Greisenalter  im  Jahre  1883  aus  dem  Leben 
geschiedene  Professor  Georg  Eallis,  der  seit  der  Errichtung  der 
Universität  bis  zu  seinen  letzten  Lebenstagen  unausgesetzt  in 
voller  Lebensfrische  neben  seiner  schriftstellerischen  Thätigkeit 
Vorträge  über  das  Handels-R.  gehalten  hat,  veröffentlichte  im 
Jahre  1880  eine  ausführliche  Abhandlung  über  die  jetzt  geltende 
neuere  Konkursordnung,  Von  ihm  selbst  hauptsächlich  ist  auch 
der  dem  Abgeordnetenhause  vorgelegte  Entwurf  zur  Verhand- 
lung redigiert  worden.  Seine  erwähnte  Schrift,  welche  sich 
der  neueren  französischen  Litteratur  über  den  nämlichen  Gegen- 
stand anlehnt,  bildet  den  dritten  Band  seines  vollständig  hinter- 
lassenen  Werkes  über  das  in  Griechenland  geltende  Handels-R. 
Von  diesem  Werke  hat  der  Verf.  kurz  vor  seinem  Tode  eine 
dritte  Auflage  des  ersten  Bandes  besorgt. 

Im  Gebiete  des  Handels-R.  ist  noch  der  von  Georg  D.  Anto- 
nopulos  verfassten  Schrift  über  Bankerott  und  über  die  Reha- 
bilitation der  im  Konkurse  verfallenen  Schuldner  nach  dem 
neueren  Gesetze  vom  Jahre  1878:  MsXexyj  Tispl  ypscoxoTCtag  xal 
&TCoxataaTäo£ü>c  ^«xa  xöv  vöfxov  xoö  1878,  zu  gedenken,  einer  Arbeit, 
welche  in  möglichster  Vollständigkeit  die  zahlreichen  bezüglichen 
Fragen  beleuchtet. 

IV.  Verwaltungsrecht. 

Eine,  wie  es  sich  aus  dem  schon  vorliegenden  Teile  ver- 
muten lässt,  vielversprechende  und  ausgezeichnete  Arbeit  ist  die 
von  Georg  S.  Angelopulos  unternommene  Abfassung  eines  Systems 
des  Verwaltungs-R. :  SüaxY)}ia  Acoixyjxixod  ^'.xa-lou.  'AO-yjvyjoi  1885, 
von  dem  das  erste  Heft  des  ersten  Bandes  bis  jetzt  herausgegeben 
worden  ist. 

Nachdem  der  Verf.  in  der  Einleitung  den  Begriff,  die  ge- 
schichtliche Entwickelung ,  sowie  auch  die  Quellen  des  Verwal- 
tungs-R. und  die  verschiedenen  Verwaltungssysteme  entwickelt 
hat,  behandelt  er  im  allgemeinen  Theile  den  Organismus  der 
Centralge walten  und  der  ihnen  gehörenden  Aemter.  Die  ganze 
Schrift   beweist    eine    tiefe    Kenntnis    der    Prinzipien    der    aus- 
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ländischen    Gesetzgebung,    wie   auch    der  sie   betreffenden    Lit- 
terat ur. 

V.  Strafrecht. 
Wir  haben  bis  jetzt  keiner  Erwähnung  des  Straf-R.  gemacht, 
da  im  verflossenen  Quinquennium  nur  vom  Verf.  dieser  üeber- 
sicht  eine  zweite  vielfach  verbesserte  und  mit  vielen  Zusätzen 
vermehrte  Ausgabe  seines  Handbuchs  des  Strafverfahrens  er- 
schienen ist:  E^-^K^s'.p\ho>  ttj«;  tcoivix-^?  oixovojji'a?  bitb  KtuvotavTtvou  N. 
Ktu3XYj.  1883.  Derselbe  hat  zum  Gegenstande  seiner  im  vorigen 
Jahre  gehaltenen  Rektoratsrede  die  Untersuchung  des  Begrifts 
des  Verbrechens  und  der  Strafe  in  der  altgriechischen  Tragödie 
gemacht.    Ihpi  aoixTjjxatOs  xal  ttoivyj?  Iv  -zq  ap)(^a'.a  EXXyjv.xy]  Tpa-ctuSia. 

Dies  sind  die  hauptsächlichen  Leistungen  in  Griechenland 
im  Gebiete  der  Rechtswissenschaft  während  der  fün^ährigen 
Periode  von  1880 — 85.  Wir  hoffen,  dass  die  Zukunft  eine  reichere 
Ernte  zu  bieten  imstande  sein  wird. 


B.   Bespredningen. 


I.  Allgemeines. 

Ges  amtb  erich  t  über   die  Thätigkeit   des  deutschen 
Juristentags  in  den  25  Jahren  seines  Bestehens,  1860  bis 
1885.  Jubiläumsschrift,  im  Auftrage  der  ständigen  Deputation 
verfasst    von    Oberlandesgerichtsrat   Thomsen    zu   Stettin. 
Berlin,  Guttentag.     1885.     240  S. 
Es   war   dem   deutschen  Juristentage  nicht  möglich,  sein  20- 
jähriges  Bestehen   durch   eine   ordentliche  Tagsatzung  zu  feiern, 
an  deren  Stelle  eine  ziemlich  improvisierte  Festveranstaltung  trat. 
Dafür  hat  Th.'s  Jubiläumsschrift  es  unternommen,  das  Lebensbild 
des  Juristentags  während  dieses  Zeitraums  wiederzugeben,   und 
es  tritt  uns  die  reiche,  umfassende  Thätigkeit  in  überraschender 
Fülle  entgegen.     Die  Schrift  gliedert  sfch  in  drei  Teile,  die  Ge- 
schichte und  Charakteristik  des  Juristentags,  die  Beschlüsse  des- 
selben nebst  den  Resultaten  der  Gutachten,  endlich  Einfluss  des 
Juristentages  auf  die  Gesetzgebung.  —  Angeregt  durch  den  dama- 
ligen Privatdozenten  Dr.  v.  Holtzendorff  in  der  juristischen  Ge- 
sellschaft zu  Berlin,  versammelte  sich  flor  Jurist. .nfa«^  .TsijiiMls  ISOO 
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in  Berlin  und  hielt  seitdem  weitere  16  Versammlungen  in  Dresden, 
Wien,  Mainz,  Braunschweig ,  München,  Hamburg,  Heidelberg, 
Stuttgart,  Frankfurt  a.  M.,  Hannover,  Nürnberg,  Salzburg,  Jena, 
Leipzig,  Kassel  und  Würzburg  ab.  In  seiner  geschichtlichen  Ent- 
wickelung  lassen  sich  mit  Rücksicht  auf  die  inzwischen  eingetre- 
tenen gewaltigen  politischen  Ereignisse  und  die  dadurch  hervor- 
gerufene Umgestaltung  der  deutschen  Gesetzgebungsverhältnisse 
drei  Perioden  unterscheiden.  Die  erste,  fünf  Tagungen  begreifend, 
reicht  von  der  Gründung  bis  zur  Lostrennung  Oesterreichs  von 
Deutschland,  bezw.  zur  Errichtung  des  Norddeutschen  Bundes. 
Man  glaubte  1866  dem  Juristentag  das  weitere  Dasein  absprechen 
zu  müssen,  einesteils  wegen  des  befürchteten  Ausscheidens  der 
österreichischen  Juristen,  andernteils  wegen  der  erzielten  parla- 
mentarischen Gesetzgebung.  Allein  nach  beiden  Seiten  war  die 
Befürchtung  grundlos.  Die  zweite  Periode,  1866—71,  bildet 
gleichsam  die  Uebergangsperiode  bis  zur  Vollendung  der  poli- 
tischen bezw.  gesetzgeberischen  Einheit  Deutschlands.  Die  dritte 
Periode  mit  9  Juristentagen  bildet  die  freiwillige  Mitarbeit  an 
dem  Gesetzeswerke  des  neu  errichteten  Deutschen  Reiches.  Die 
anregende  Einwirkung  auf  den  Gang  der  österreichischen  Gesetz- 
gebung tritt  in  allen  drei  Perioden  in  die  Erscheinung. 

Der  Schwerpunkt  der  Jubiläumsschrift  liegt  in  dem  zweiten 
Teile,  in  der  systematischen  Darstellung  der  Beschlüsse  des 
Juristentags  nebst  den  Resultaten  der  Gutachten.  Unter  den 
unten  näher  bezeichneten  Rubriken  ist  das  in  36  Bänden  der 
Verhandlungen  enthaltene  reiche  Material  in  möglichst  knapper 
aber  doch  ungemein  klarer  Weise  zusammengestellt,  eine  sehr 
schwierige  Arbeit,  da  es  sich  um  nicht  weniger  als  241  schrift- 
liche Gutachten ,  etwa  200  Referate  und  nahezu  1000  Reden 
handelt.  Der  Juristentag  fasste  im  Ganzen  über  138  legislato- 
rische Themata  Hauptbeschlüsse;  da  manche  Themata  mehrere 
einzelne  Fragepunkte  enthalten,  handelt  es  sich  um  mehr  als 
220  sachliche  Aussprüche,  welche  als  Ausdruck  der  Ueberzeugung 
des  Juristentages  kundgegeben  wurden.  Ausserdem  wurden  fast 
200  sachlich  selbständige  Anträge  in  den  Debatten  abgelehnt, 
bezw.  für  erledigt  erklärt.  Von  den  Hauptbeschlüssen  betreffen 
11  die  allgemeine  Gesetzgebung,  3  das  juristische  Studium,  19 
die  Gerichtsverfassung,  41  das  Privat-R.,  9  das  Straf-R.,  24  den 
Zivilprozess ,  29  den  Strafprozess,  2  das  internationale  R.  Das 
Plenum  des  Juristentags  hat  über  34  Themata  verhandelt  und 
beschlossen,  die  übrigen  Verhandlungen  und  Beschlüsse  erfolgten 
in  den  Abteilungen   unter   blosser  Kenntnisnahme   des  Plenums. 


Jubiläumsschrift  des  Juristentages, 


.1(0 


In  den  17  Juristentagen  führte  v.  Wächter  bei  5,  Gneist  bei 
^,  Bluntschli  bei  2,  Drechsler  bei  1  den  Vorsitz.  Der  Schwer- 
punkt der  Thätigkeit  ruhte  jeweils  auf  den  Mitgliedern  der  stän- 
digen Deputation,  welche,  aus  möglichst  vielen  deutschen  Stämmen 
und  Rechtsgebieten  ausgewählt,  in  ihrer  Vereinigung  ein  getreues 
Bild  des  gesammten  Juristentags  widerspiegeln. 

Der  Verf.  unterscheidet  die  Thätigkeit  des  Juristentags  be- 
züglich der  Gesetzgebung  in  die  formale  und  die  materielle.  In 
formaler  Richtung  ging  das  Bestreben  des  Juristentages  dahin, 
das  nationale  Bewusstsein  und  Bedürfnis  einer  Rechtsgemeinsam- 
keit zu  kräftigen,  die  Forderung  des  deutschen  Volks  nach  ein- 
heitlicher, alle  Einzelstaaten  umfassender  Gesetzgebung  zur  An- 
erkennung zu  bringen,  ein  deutsches  R.  herbeizuführen,  sei  es, 
wie  es  sei.  Hierin  liegt  vorzugsweise  die  nationale  bezw.  politische 
Seite  des  Juristentags.  Seine  materielle  Thätigkeit  bildet  mehr 
die  juristische  Seite;  sie  bezielt  den  Inhalt  der  Einheitsgesetze, 
will  bestimmte  Grundsätze  oder  auch  einzelne  Rechtssätze  auf- 
stellen und  vorschlagen,  welche  nach  dem  Gange  der  geschicht- 
lichen Entwickelung ,  nach  den  deutschen  Rechtsanschauungen, 
nach  den  Ergebnissen  der  wissenschaftlichen  Forschungen  oder 
nach  den  realen  Bedürfnissen  des  Verkehrs  als  zur  Aufnahme 
in  die  deutschen  Gesetzbücher  geeignet  erscheinen.  Solcher  Bau- 
steine zum  geplanten  Bau  der  deutschen  Rechtseinheit  hat  der 
Juristentag  gar  viele  und  hochbedeutsame  geliefert. 

Gleich  der  I.  Juristentag  brachte  das  dringende  Bedürfnis 
der  Herbeiführung  deutscher  Rechtseinheit  bezüglich  Handels-R., 
Straf-R.,  Obligationen-R.,  Zivilprozess,  Rechtshilfe  zum  Ausdruck, 
der  II.  das  Bedürfnis  sofortiger  Errichtung  eines  höchsten  Ge- 
richtshofes für  das  bestehende  gemeinsame  Handels-R.,  ferner 
den  Schutz  der  Urheberrechte,  die  Befugnis  der  Gerichte,  über 
ihre  Kompetenz  selbst  zu  erkennen.  Man  erörterte  hier  auch  die 
Grossjährigkeit,  das  Aufhören  der  väterlichen  Gewalt  mit  dem 
Eintritt  der  ersteren,  die  Beseitigung  der  Schranken  der  Inter- 
zession, die  Durchführung  des  kollegialen,  mündlichen  Verfahrens, 
den  Anwaltszwang,  die  Stellung  der  Schwurgerichte  zu  den  Press- 
vergehen, das  Anklageprinzip.  Der  III.  Juristentag  beschäftigte 
sich  mit  dem  Versicherungs-  und  dem  Hypotheken wesen,  mit  der 
Prüfung  der  Gültigkeit  von  Gesetzen  und  Verordnungen  durch 
die  Gerichte,  mit  der  Tragweite  der  richterlichen  Beweisanordnung, 
mit  der  Stellung  der  Staatanwaltschaft  zum  Zivilprozess.  Der 
IV.  Juristentag  proklamierte  den  Grundsatz  der  freien  Beweis- 
würdigung, der  richterlichen  Entscheidiin<j  über  die  Verfassung.s- 
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mässigkeit  der  Gesetze,  verwarf  im  Plenum  die  Todesstrafe f 
weitere  Beschlüsse  trafen  die  Unabhängigkeit  der  Gerichte,  das 
Kollegialsystem,  die  Freigebung  der  Rechtsanwaltschaft.  Auf 
dem  V.  Juristentag  verhandelte  man  über  die  Organisation  der 
Staatsanwaltschaft,  die  Einführung  von  Handelsgerichten,  die 
Stellung  des  Gewohnheits-R.  zu  einer  Kodifikation,  Pflicht  und 
Zwang  zum  Zeugnisse.  Vom  VI.  Juristentag  heben  wir  die  Haftung 
von  Staat  und  Gemeinden  für  Schadenshandlungen  ihrer  Beamten, 
das  Bedürfnis  einer  Konkurs-0.  und  den  Zeitpunkt  der  Zeugen- 
beeidigung ,  vom  VII.  die  Freigebung  der  Rechtsanwaltschaft 
unter  Freizügigkeit  und  eigener  Disziplin,  die  Zulässigkeit  der 
Beschlagnahme  künftigen  Lohns,  einige  strafprozessuale  Fragen 
hervor.  Der  VIII.  Juristentag  adoptierte  das  Institut  selbstän- 
diger Vollstreckungsbeamter,  die  obligatorische  Zivilehe,  verwarf 
das  Erfordernis  staatlicher  Genehmigung  für  Aktiengesellschaften 
und  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  die  eidliche  Vernehmung 
der  Parteien  als  Zeugen,  sprach  sich  für  Vollzug  der  Freiheits- 
strafen in  Einzelhaft,  für  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  und 
für  Keform  des  Militärstrafverfahrens  aus.  Der  IX.  Juristentag^ 
bejahte  die  verbindliche  Kraft  des  Anerkennungsvertrags,  die 
Klagbarkeit  bei  Abstrahierung  vom  Schuldgrunde,  erklärte  die 
Präklusion  bei  neuen  Thatsachen  und  Beweisen  für  unvereinbar 
mit  dem  mündlichen  Verfahren,  empfahl  die  möglichst  ausgedehnte 
Mitwirkung  des  Laienelementes  im  Strafprozesse,  sowie  bezüg- 
lich der  Zuständigkeit  das  Korrektionalisierungssystem.  Der 
X.  Juristentag  beschäftigte  sich  besonders  mit  der  Presse,  mit 
dem  Bedürfnisse  eines  internationalen  Wechsel-R.,  mit  dem  Um- 
fange der  Revision,  der  XI.  mit  der  Verhinderung  des  Gründungs- 
schwindels, mit  der  Frage  des  Kreuzverhörs,  der  Oefifentlichkeit 
der  Voruntersuchung,  dem  Deckungssysteme  bei  der  Subhastation. 
Der  XII.  Juristentag  betonte  das  Bedürfnis  eigener  Verwaltungs- 
gerichte, debattierte  mit  grosser  Gründlichkeit  das  Thema  de& 
ehelichen  Güter-R. ,  die  Zeugnispflicht  in  Presssachen,  die  sub- 
sidiäre Privatanklage,  die  Antragsdelikte.  Der  XIII.  Juristentag 
beschäftigte  sich  wieder  mit  dem  ehelichen  Güter-R.,  sprach  sich 
für  unmittelbaren  Erwerb  der  Erbschaft,  gegen  die  Unterschei- 
dung zwischen  beendigtem  und  nicht  beendigtem  Versuche  au& 
und  brachte  die  lang  umstrittene  Frage  der  Entschädigung  für 
erlittene  Untersuchungshaft  zum  bejahenden  Austrag.  Vom 
XIV.  Juristentag  ist  die  Frage  des  juristischen  Studiums,  die 
Annahme  des  römisch-germanischen  Traditionssystems  bei  Ver- 
trägen über  Mobilien,    die  Beibehaltung  des  Pflichtteils-R.,  vom 
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XV.  der  Ausspruch,  dass  mit  der  Verheiratung  die  Rechtswirkung 
der  Grossjährigkeit  zu  verbinden  sei,  die  Verhandlung  über  die 
Vindikation  von  Mobilien,  sowie  die  Verwerfung  jeder  Beschrän- 
kung der  allgemeinen  Wechselfähigkeit  und  die  Frage  des  Forums 
bei  Pressdelikten  hervorzuheben.  Der  XVI.  Juristentag  beschäf- 
tigte sich  mit  einer  Reihe  von  Privatrechtsfragen,  namentlich  der 
Lebensversicherung  zu  gunsten  dritter  Personen,  der  Klagbarkeit 
der  Differenzgeschäfte,  dem  Amortisationsverfahren;  ausserdem 
wurde  die  Entschädigungspflicht  für  unschuldig  erlittene  Straf- 
haft anerkannt.  Aus  den  Verhandlungen  des  XVII.  Juristentags 
endlich  ist  die  Frage  des  Fruchterwerbs,  die  Haftung  des  Arbeit- 
gebers für  das  von  den  Arbeitern  in  Ausführung  der  ihnen  über- 
tragenen Verrichtungen  begangene  Verschulden,  die  Erlassung 
eines  Checkgesetzes  und  die  lebhafte  Debatte  über  die  Einführung 
der  Berufung  gegen  Urteile  der  Strafkammern  hervorzuheben.  — 
Diese  kurze  Uebersicht  wird  zum  Belege  genügen,  welche  Fülle 
juristisch  interessanten  Stoffes  vom  Juristentag  behandelt  und  in 
seinen  Publikationen  niedergelegt  ist.  Heinsheim  er. 


IL  Rechtsgeschichte. 

Hinojosa,  E.     Geschichte  des  r.  R.     Madrid.     1880. 

Dieses  Werk  setzt  sich  zum  Ziele,  die  neuesten  Untersuchungen 
über  r.  R.  allgemein  zugänglich  zu  machen  und  das  Interesse 
und  den  Eifer  wieder  za  erwecken,  mit  welchen  man  ehemals 
in  Spanien  diesen  so  ausserordentlich  wichtigen  Zweig  der 
Rechtskunde  pflegte.  Oloriz. 

Pappenheim.    Die  altdänischen  Schutzgilden.   Ein  Beitrag 
zur  Rechtsgeschichte  der  german.  Genossenschaft.     Breslau, 
Koebner.     1885.     516  S.     13  M. 
Diese  ausserordentlich  sorgfältige  Arbeit  setzt  sich  zum  Zwecke, 
die  in  Wildas  „ Gildenwesen "  gewonnenen  Resultate  zu  berich- 
tigen und  zu  ergänzen.     Im  ersten  Buci  wird  über  Entstehung 
der  altdän.  Schutzgilden  gehandelt,  über  ihr  Verhältnis  zu  dem 
ihnen  wesentlichen,  doch  nicht  ausschliesslich  eigentümlichen  Ge- 
lage, sowie  zum  Christentum,  welches  für  Entstehung  der  Gilden 
nicht  die  grundlegende,  ihm  von  Wil da  zugeschriebene  Bedeutung 
hat.      Ebenso   sei   die   Annahme    der   Herkunft  der   dän.  Gilden 
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aus  England  unhaltbar.  Die  Form  des  Beitritts  zur  Gilde  war 
der  german.  Blutsbrüderschaft  entnommen:  feierliche  eidliche  Ein- 
gehung der  Rachepflicht,  vielleicht  ursprünglich  auch  der  Güter- 
gemeinschaft, ferner  Pflicht  für  anständige  Bestattung  des  Schwur- 
bruders zu  sorgen  (ursprünglich  vielleicht  sich  mit  ihm  begraben 
zu  lassen).  Die  leitenden  Normen  der  Gilde  sind  im  wesentlichen 
identisch.  Von  vornherein  musste  die  Blutsbrüderschaft  nicht 
auf  2  Personen  beschränkt  sein.  Die  Schutzgilden  Hessen  auch 
Schwestern  zur  Teilnehmerschaft,  was  mit  Erweiterung  ihres 
Zwecks  auf  christliche;  auch  Frauen  erfüllbare  Pflichten  zusammen- 
hing. Die  Schwestern  nehmen  am  Gelage,  nicht  an  der  Ver- 
waltung der  Gilde  teil.  Im  Gegensatz  zur  Schwurbrüderschaft 
beruht  die  Gilde  auf  der  mit  dem  Zusammenwohnen  in  der  Stadt 
gegebenen  Interessengemeinschaft.  Den  Geschlechtsverband  habe, 
namentlich  in  Bezug  auf  das  Wergeid  oder  Eideshilfe  die  Gilde 
keineswegs  ersetzen  sollen ,  sie  war  nicht  eine  künstliche  Familie. 
Doch  trat  in  den  Städten  der  Geschlechtsverband  an  Bedeutung 
vor  dem  Gildenverband  zurück. 

Das  zweite  Buch  behandelt  Entstehung,  Ueberlieferung  und 
Wechselverhältnisse  der  Gildestatuten,  eine  auf  dem  Handschriften- 
material fussende  Untersuchung.  Das  dritte  Buch  handelt  von 
Verfassung  und  R.  der  dän.  Schutzgilden,  von  der  Bedeutung 
des  Schutzheiligen ,  von  Gildegelage  und  Versammlung ,  wovon 
ersteres  blosse  Feierlichkeit  wurde,  letztere  den  geschäftlichen 
Teil  übernahm:  namentliche  Bestimmung  der  Funktionäre  und 
Aufnahme  der  Genossen;  ferner  von  den  Beamten  der  Gilde. 
Hierauf  geht  der  Verf.  zur  Darstellung  des  Eintritts  in  die  Gilde, 
ihrer  Funktionen  und  der  Ausstossung  aus  ihr  als  äusserster 
Strafe  über,  ein  Abschnitt,  der  viel  prozessualisch  und  strafrecht- 
lich Interessantes  enthält.  Der  Gildegerichtsbarkeit  sind  nur 
Gildegenossen  in  Streitigkeiten  untereinander  unterworfen.  Für 
das  Verfahren  ist  charakteristisch,  dass  der  Kläger  mit  2  Zeugen 
den  Schuldbeweis  zu  erbringen  hat,  und  nur  im  Falle  dieser 
nicht  geführt  werden  kann,  der  Reinigungseid  mit  Eidhelfern 
zulässig  ist.  —  Hierauf  werden  die  einzelnen  Delikte:  Totschlag, 
Körperverletzung  und  Beleidigung,  Ehebruch  und  Notzucht,  Heer- 
werk (gleich  der  sächs.  Heimsuchung),  Raub,  in  ihrer  strafrecht- 
lichen Behandlung  vorgeführt.  Diese  Delikte  sind  auch  land- 
rechtlich strafbar.  Dagegen  beruhen  die  Delikte  speziell  des 
Gilde-R.  auf  Verletzung  der  Pflicht  gegenseitiger  Unterstützung. 
Der  Bruder  soll  dem  Bruder  zu  all  seinen  rechten  Sachen  be- 
hilflich sein.     In  weltlichen  Dingen    umfasst    die  Unterstützung 
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Beistandleistung  nach  Begehung  eines  Totschlags  durch  einen 
Genossen  an  einem  Ungenossen;  —  dem  ersteren  soll  zur  Flucht 
verholfen  werden  — ,  Beistand  im  Rechtsstreit,  bei  Vermögensnot 
(Bürgschaft  und  Unterstützung  des  zahlenden  Bürgen),  Rettung 
des  Schiffbrüchigen,  Lösung  des  Gefangenen,  eine  Art  gegen- 
seitiger Versicherung  mit  beschränktem  Risiko,  —  wichtig  für 
die  Geschichte  des  Versicherungs-R.,  —  auch  bei  Brandschaden, 
Schiffbruch,  Arbeitslosigkeit  und  Vermögenskonfiskation,  Ver- 
pflichtung zu  wechselseitiger  Hilfe.  Die  kirchliche  Unterstützungs- 
pflicht umfasste  Kranken-  und  Leichenwache,  Seelenmesse,  Sarg- 
tragung,  Teilnahme  am  Begräbnis.  Im  letzten  Abschnitt  werden 
die  allmähliche  Trennung  der  Gilde  von  der  Gesamtheit  der  Stadt- 
bürger, ihr  Verhältnis  zur  Stadtverfassung;  die  Ursachen  des 
Verfalls  und  Untergangs  der  Schutzgilden  als  solcher  behandelt, 
welcher  nicht  sowohl  Gesetzen  und  Verordnungen,  als  vielmehr 
den  veränderten  Bedürfnissen  und  Anschauungen  der  Zeit  zuzu- 
schreiben ist.  Als  Anhang  folgt  der  Abdruck  von  6  Gilde- 
statuten, sowie  ein  alphabetisches  Sachregister.  Dargun. 


IIL  Privatrecht. 

Kniep,  F.  Vacua  possessio.  L  Bd.  Jena.  1886.  XVL  u. 
496  S.  10  M. 
Von  den  verschiedensten  Ausgangspunkten  ist  neuerdings  die 
Besitzlehre  in  Angriff  genommen  worden.  Eigentümlich  ist  der 
in  der  vorliegenden  Schrift  gewählte.  Unter  dem  Titel  Vacua 
possessio  verbirgt  sich  eine  ins  feinste  Detail  eingehende  Be- 
sprechung der  Hauptlehren  des  Besitz-R.  Die  Rechtfertigung 
dafür  sieht  der  Verf.  in  den  Gründen,  die  es  bewirkt  haben,  dass 
„ein  Begriff  wie  die  vacua  possessio  in  der  bisherigen  Litteratur 
gänzlich  ausfallen  konnte",  nämlich  darin,  dass  das  bisherige 
Besitzrecht  in  manchen  Beziehungen  falsch  aufgefasst  worden  ist. 
Darum  habe  er  sich  in  dieser  Schrift  nicht  lediglich  auf  die 
vacua  possessio  beschränken  können,  ^ndern,  um  Raum  für  die- 
selbe zu  gewinnen  in  das  übrige  Besitz-R.  mit  hinübergreifen 
müssen.  Er  ist  selbst  nicht  unbedenklich  darüber,  ob  er  nicht 
nach  dieser  Richtung  zu  viel  gethan;  aber  Jedenfalls  ist  es  die 
vacua  possessio,  welche  sich  als  roter  Faden  durch  das  Ganze 
hindurchzieht   und   die   Anordnung   im  einzelnen   bedingt   hat;* 
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auch  meint  er,  überall  die  Schranke  beobachtet  zu  haben,  auf 
weitere  Ausführungen  sich  nur  da  einzulassen,  wo  er  neue  Ge- 
sichtspunkte aufstellen  zu  können  glaubte. 

Das  Werk  zerfällt  in  zwei  Hauptabschnitte:  Leerer  Besitz 
bei  Lebzeiten  und  Leerer  Besitz  von  Todes  wegen;  der  erstere 
gliedert  sich  in  zwei  Unterabteilungen :  Leerer  Besitz  als  solcher 
(d.  h.  ohne  Verbindung  mit  der  Tradition)  und  Einräumung 
leeren  Besitzes.  Der  vorliegende  1.  Band  beschäftigt  sich  nun 
bloss  mit  der  1.  Abteilung  des  1.  Abschnitts,  dem  leeren  Besitz 
bei  Lebzeiten  als  solchem,  und  zwar  in  6  Kapiteln.  Die  beiden 
ersten  legen  die  allgemeinen  und  besonderen  Voraussetzungen 
des  leeren  Besitzes  dar.  Erstere  sind  ein  Grundstück,  Leerheit  des 
Grundstücks  („d.  h.  nicht  dass  es  leer  von  beweglichen  Sachen  ist, 
sondern  dass  sich  keine  Personen  auf  demselben  befinden"),  Mög- 
lichkeit gewaltfreier  Besitzergreifung  (gewaltsame  Besitzergreifung 
bildet  den  Gegensatz  zum  leeren  Besitz ;  zwar  kann  durch  gewalt- 
same Vertreibung  die  Leerheit  des  Grundstücks  herbeigeführt  wer- 
den, aber  nicht  für  den  Vertreibenden,  sondern  nur  für  einen  Dritten, 
falls  jener  die  Besitzergreifung  unterlässt;  „insofern  ist  leerer  Besitz 
nur  ein  relativer  Begriff  und  zwar  relativ  vom  Standpunkte  der 
Besitzergreifung  aus").  Die  besonderen  Voraussetzungen  des  leeren 
Besitzes  sind  die  Arten  desselben;  solcher  gebe  es  nach  Gaj.  II  51 
drei:  negligentia,  Tod  des  Besitzers,  lange  Abwesenheit ;  nun  sei 
aber  die  negligentia  nur  eine  Unterart  langer  Abwesenheit,  wäh- 
rend der  Tod  des  Besitzers  hier  im  1.  Abschnitt,  wo  nur  vom 
leeren  Besitz  bei  Lebzeiten  die  Rede  sei,  ausscheide,  so  dass  nur 
der  Tod  des  Vertreters  übrig  bleibe,  andererseits  komme  der 
Besitzverlust  hinzu,  der  weder  in  der  langen  Abwesenheit  noch 
im  Tode  des  Vertreters  liege;  der  leere  Besitz  umfasse  sonach 
teils  Fälle  der  Besitzverluste,  teils  Fälle  der  Besitzfortdauer  und 
es  sei  darzulegen,  wie  weit  der  leere  Besitz  in  den  Besitzverlust 
hineinreiche.  —  Das  umfassendste  Kapitel  ist  das  dritte:  über 
die  Stellung  des  leeren  Besitzes  in  früherer  und  späterer  Zeit 
(S.  93 — 300).  „Der  leere  Besitz  ist  ein  konservativer  Begriff  in 
fortschrittlicher  Umgebung",  von  Haus  aus  ist  er  eine  Unterart 
des  Besitzverlustes,  indem  ursprünglich  jedes  Verlassen  des  Grund- 
stückes Besitzverlust  zur  Folge  hat,  während  später  beides  Be- 
griffe werden,  die  sich  schneiden  (Besitzfortdauer  ohne  körperliche 
Ausübung  —  Besitzverlust  bei  fortdauerndem  körperlichem  Ver- 
hältnis). Die  schon  im  IL  Kapitel  behandelte  Lehre  vom  Besitz- 
verlust und  der  langen  Abwesenheit  kehren  dann  wieder  im  IV. 
und  VI.  Kapitel,  während  das  V.   unter   der  Rubrik   kurze  Ab- 
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wesenheil  da:^  Verhältnis  zwischen  Eindringling  und  Besitzer  er- 
örtert. Burckhard. 

Iheriug,  R.  v.     Die  aktive  Solidarobligation.    Jahrbücher 
für  Dogmatik.     Bd.  24.     S.  129—186. 

Die  Fälle  der  aktiven  Solidarobligation,  die  bisher  in  der  Lit- 
teratur  angeführt  worden  sind,  lassen  sich  nicht  aufrecht  er- 
halten, dagegen  kommen  in  den  Quellen  zwei  Fälle  vor,  die  sich 
bis  jetzt  der  Beachtung  von  selten  der  modernen  Jurisprudenz 
ganz  entzogen  haben.  Der  eine  ist  der  der  Konkurrenz  des 
Mannes  und  der  Frau  bei  einer  ihnen  letztwillig  hinterlassenen 
Dos,  der  andere  der  Koinzidenz  des  legatum  debiti  und  legatum 
liberationis.  In  diesen  Fällen  haben  die  beiden  Legatare,  also 
die  Ehegatten  resp.  der  durch  das  legatum  debiti  bedachte  Gläu- 
biger, der  durch  das  legatum  liberationis  bedachte  Schuldner, 
ein  selbständiges,  von  dem  des  andern  völlig  unabhängiges  R. ; 
der  Verzicht,  die  erfolglose  Erhebung  der  Klage  auf  der  einen 
Seite  wirkt  nicht  auf  der  andern  Seite,  dagegen  tilgt  die  ein- 
malige Leistung  von  selten  der  Erben  beide  Ansprüche.  Es  liegt 
also  in  beiden  Fällen  der  Thatbestand  der  Solidarobligation  vor. 
Die  Absicht  des  Testators,  beiden  Personen  einen  selbstän- 
digen Anspruch  einzuräumen,  braucht  jedoch  in  diesen  Fällen 
nicht  notwendig  vorhanden  zu  sein ,  seine  Absicht  kann  auch 
darauf  gehen,  lediglich  eine  Person  zu  bedenken;  unter  dieser 
Voraussetzung  fällt  der  Vorteil,  welchen  die  Erfüllung  des  Legats 
für  die  andere  nicht  klageberechtigte  Person  zur  Folge  hat,  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Reflexwirkung  eines  fremden  R.  Bei  dieser 
Möglichkeit  der  doppelten  Gestaltung  erhebt  sich  die  Frage,  was 
im  Zweifel  anzunehmen  ist,  Solidarobligation  oder  Reflexwirkung. 
Auf  dem  Gebiet  des  Erb-R.  hat  sich  das  r.  R.  für  die  Solidar- 
obligation ausgesprochen,  es  hat  entschieden,  dass  auch  dem  nicht 
genannten  mitbeteiligten  Zwecksubjekt  ein  selbständiges  Klag-R. 
eingeräumt  werden  soll.  Für  das  Erb-R.  lautet  die  Regel  der 
klassischen  Jurisprudenz:  Die  Absicht  des  Testators,  dem  C. 
mittels  eines  Legats,  das  lediglich  den  B.  nennt,  ebenfalls  ein 
Legat  zu  hinterlassen,  hat  vollen  rechtlichen  Erfolg,  der  C.  hat 
ein  selbständiges  Klag-R.  Genau  dieielbe  Frage  erhebt  sich  bei 
den  Verträgen  zu  gunsten  Dritter,  hat  aber  bei  den  röm.  Juristen 
eine  andere  Beantwortung  gefunden.  Für  das  Obligationen-R. 
lautet  die  Regel  des  r.  R.:  Die  Absicht  des  A.,  durch  seinen 
Vertrag  mit  dem  B.  dem  C.  eine  Zuwendung  zu  machen,  lässt 
sich  prinzipiell  nur  realisieren  in  Form  der  Rettexwirkung:  nur 
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in  besonderen  Ausnahmsfällen  wird  dem  C.  eine  Klage  (actio 
utilis)  gewährt.  Erst  die  moderne  Theorie  hat  in  der  Lehre  von 
den  Verträgen  zu  gunsten  Dritter  denselben  Schritt  für  das  Ver- 
kehrs-R.  gethan,  den  die  röm.  für  das  Erb-R.  bereits  gemacht 
hatte,  und  soweit  dies  geschehen  ist,  kommt  nunmehr  auch  bei 
Verträgen  zu  gunsten  Dritter  eine  aktive  Solidarobligation  zur 
Entstehung.  Rümelin. 

Jelliuek,  A.     A  magyar  maqänjoq  mai  ervenyeben.    Tör- 
venyek,    rendeletek    es   pokäsjogi    forräsokbol    öfFzeällitotta. 
(Das  ungarische  Privat-R.  in  seiner  heutigen  Geltung.    Aus 
Gesetzen,   Verordnungen    und  Quellen    des   Gewohnheits-R. 
zusammengestellt.)     1.  T.    Budapest.     1886. 
Der  Verf.   hat  sich  zur   Aufgabe   gestellt,  das   heutzutage  be- 
stehende ungarische. Privat-R.  in  der  Weise  darzustellen,  dass  er 
die  Rechtsquellen  selbst,    nach  der   systematischen  Ordnung   der 
Privatrechtstheorie    gegliedert,    zur    unmittelbaren    Anschauung 
bringt.     Zu   diesem   Behufe   werden    an    den   betreffenden    Orten 
des  Systems  die  einschlägigen  Stellen   der  vorhandenen  Gesetze, 
Verordnungen,  Staats  vertrage  etc.  abgedruckt,  und  zur  leichteren 
Handhabung   mit  laufenden  Nummern  (1 — 797)    versehen.     Das 
ganze  Werk   soll   vier   Teile   umfassen,    wovon    der   vorliegende 
I.  Teil  die  Rechtsregeln  über  das  objektive  Privat-R.,  ferner  das 
Personen-   und   Familien-R.   enthält,   während   der   II.   Teil   das 
Sachen-R.,  der  III.  das  Obligationen-R. ,  der  IV.  das  Erb-R.  zur 
Darstellung   bringen   wird.     Das   Erscheinen   der   nachfolgenden 
Teile  wird  im  Vorworte  noch  für  das  laufende  Jahr  in  Aussicht 
gestellt. 

Obwohl  der  angestrebte  Zweck,  eine  systematische  Kompilation, 
somit  ein  zuvörderst  äusserlicher  ist,  so  hat  dennoch  der  Verf. 
mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit  des  behandelten  und  auf 
den  verschiedensten  zerstreuten  Rechtsquellen  beruhenden  Recbts- 
stoffes  dem  ungarischen  Rechtsleben  durch  gegenwärtige  Arbeit 
einen  Dienst  geleistet,  wobei  er  auch  mit  aufmerksamer  Kritik 
zu  Werke  gegangen  ist. 

Das  Werk  hat  nebenbei,  wie  aus  der  Vorrede  ersichtlich, 
die  legislativ-politische  Tendenz,  durch  Hinweisung  auf  die  vor- 
handenen einheimischen  Grundlagen  der  in  der  ungar.  Zivilgesetz- 
gebung seit  einiger  Zeit  vorherrschenden  Richtung,  die  fehlenden 
Rechtssätze  durch  einfache  Rezeption  zu  gewinnen,  entgegenzu- 
treten. B.  Zsögöd  (Klausenburg). 
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IV.  Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Eger,  G.  Handbuch  des  preussischen  Eisenbahn-R. 
1.  Lfg.  Breslau,  Kerns  Verlag.  1886.  I— VIII  u.  S.  1  bis 
96.     2  M. 

Der  im  Eisenbahn-R.  so  thätige  Schriftsteller  will  in  diesem  neuen 
Werke,  das  auf  etwa  7  Lieferungen  berechnet  ist,  eine  systema- 
tisch gegliederte  Darstellung  dieser  modernen  Rechtsdisziplin 
liefern.  In  seinen  früheren  Werken  hat  E.  das  Fracht-R.,  das 
Reichshaftpflichtgesetz,  das  internationale  R.  dargestellt  und  in 
seiner  Sammlung  der  eisenbahnrechtlichen  Entscheidungen  bringt  er 
die  Judikatur  der  deutschen  Gerichte  zu  umfassender  Darstellung. 
Auf  dieser  breiten,  mit  grossem  Fleisse  geschaffenen  Grundlage, 
die  freilich  naturgemäss  eine  mehr  kompilatorische  Bedeutung 
hat,  erhebt  sich  nunmehr  der  Verf.  zu  einer  wissenschaftlichen, 
prinzipiellen  und  systematischen  Entwickelung  des  ganzen  Eisen- 
bahn-R. 

Das  vorliegende  1.  Heft  gibt  in  seinem  Vorworte  die  Gründe 
an,  weswegen  das  Eisenbahn-R.  eine  vom  Fracht-R.  und  von  den 
gewöhnlichen  Darstellungen  des  Handels-R.  losgelöste  Behand- 
lung verdient. 

Der  Plan  des  Verf.  schliesst  sich  an  die  einzelnen  Entwicke- 
lungsphasen  des  Eisenbahnunternehmens  an  (vgl.  oben  S.  259) : 
die  Entstehung  der  Eisenbahn  (allgemeines  Verhältnis 
zur  Staats-  und  Reichsgewalt,  Gründung,  Organisation,  Bau), 
der  Betrieb  der  Eisenbahn  (Monopol  und  Transportpflicht, 
Tarif-R. ,  Anschluss-R. ,  Frachtvertrag,  Personentransport,  das 
Rechtsverhältnis  der  Eisenbahnbeamten,  das  Verhältnis  zu  den 
einzelnen  Zweigen  der  Reichsverwaltung  und  zur  Kommunal- 
verwaltung), die  Auflösung  der  Eisenbahn  (Verlust  der 
Konzession,  Konkurs). 

Im  vorliegenden  1.  Hefte  wird  in  Abschnitt  I.  der  Begriff* 
des  Eisenbahn-R.  behandelt  und  die  Litteratur  (in  fast  allen 
ihren  Verzweigungen,  mit  Ausnahme  der  ausser  deutschen 
Schriften)  vorgeführt.  In  Abschnitt  II  wird  die  staatsrechtliche 
Stellung  der  Eisenbahn  zu  dem  Reiche  ^pd  den  Partikulai-staaten 
und  der  Eisenbahnhöfe  auseinandergesetzt.  Abschnitt  III  beginnt 
die  Gründung  der  preussischen  Staats-  und  Privateisenbahnen 
und  ihre  Konzessionierung  zu  besprechen.  —  In  den  Litteratur- 
angaben  haben  sich  einige  Druckfehler  eingeschlichen.  Pierce 
ist  nicht  ein   englischer  sondern  ein  amerikanischer  Eisen- 
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bahnschriftsteller  (S.  7  N.  1).  Das  Handbuch  der  politischen 
Oekonomie  hat  nicht  Schöneberg  sondern  Schönberg  zum  Heraus- 
geber (S.  9).  Der  Verf.  einer  kleinen  Arbeit  über  die  rechtliche 
Natur  des  Postbeförderungsvertrages  (1861)  heisst  nicht  Schlie- 
mann  sondern  Schellmann  (S,  21  N.  21).  Meili's  Telegraphen-R. 
erschien  in  2.  Auflage  1873,  nicht  1885  (S.  21),  desselben  Tele- 
phon-R.  1885,  nicht  1884  (S.  21).  Der  Reichstelegraphist  von 
Ludewig  erschien  zuletzt  in  4.  Auflage  1877  (S.  21). 

Meili. 

Oiitwerp,  van.  Wet  op  „het  handelspapier"  met  toelich- 
ting,  den  Koning  anngeboden  door  de  Staatscommissie,  in- 
gesteld  bj  Syner  Majesteits  besluit  van  22.  November  1879 
Nr.  26.  Uitgegeven  met  machtiging  van  Syne  Excellentie 
den  Minister  van  lustitie.  s'Gravenhage,  Gebr.  Belinfante. 
1886.     1  M. 

Diesem  Entwürfe  liegen,  wie  die  Verf.  in  den  Motiven  be- 
merken, die  Prinzipien  der  allgemeinen  deutschen  W.O.,  von 
welchem  auch  das  skandin.  Gesetz  ausgegangen  ist  und  welche 
den  Wechselkontrakt,  wie  derselbe  sich  durch  die  Handelsgewohn- 
heiten entwickelt  hat,  in  ausgezeichneter  Weise  regeln,  zu  Grunde. 
Derselbe  verdient  also  die  Aufmerksamkeit  der  deutschen  Fach- 
männer. V.  Swinderen. 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Wilmowski,   G.  v.,  u.  Levy,  M.     Die  Z.Pr.O.   und    das    Ge- 
richtsverfassungsgesetz für  das  Deutsche  Reich  etc. 
mit  Kommentar.     4.  verb.  Aufl.     Berlin,  Vahlen.     1886. 
2.  Bde.  XVI  u.  1328  S. 
Der  vorliegende  Kommentar   hat   sich   nicht  nur  in  Preussen, 
dessen  Gesetzgebung  eine  besonders  sorgfältige  Berücksichtigung 
in  demselben  gefunden  hat,  sondern  im  ganzen  Reich  so  grosses 
Ansehen  errungen,    dass   es   nicht   erst   eines  Hinweises   auf  die 
im  Laufe  weniger  Jahre  erschienene  4.  Auflage  bedarf,  um  aus 
dem   Erfolg   den   Wert   dieses   Werkes  zu   rechtfertigen,    das   — 
namentlich   in  den  Kreisen   der  Anwälte  —  längst  eingebürgert 
ist.      Wir   heben   daher   nur   hervor,    dass    der   Kommentar   — 
wenigstens  was  die  Z.Pr.O.  betrifft  —  eine  erhebliche  Erweiterung 
erfahren  hat  und  jetzt  —  unter  Beibehaltung  der  alten  Satzein- 
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richtung  —  in  2  Bände  zerlegt  ist.  Noch  mehr  als  in  den 
früheren  Ausgaben  ist  in  der  vorliegenden  an  die  theoretischen 
Grundlagen  der  Prozesswissenschaft  angeknüpft,  wogegen  die 
sogen.  Materialien  mehr  zurücktreten.  Die  neuere  Litteratur  ist 
aufs  gewissenhafteste  berücksichtigt,  ganz  besonders  aber  die 
Judikatur  des  Reichsgerichts.  Dass  bei  dem  grossen  Umfang 
dieser  Zitate  und  dem  notwendigen  Streben  nach  möglichster 
Kürze  sich  hin  und  wieder  über  die  Richtigkeit  des  Platzes, 
welcher  der  einzelnen  Entscheidung  zugewiesen  wurde,  streiten 
lässt,  ist  natürlich.  Gaupp. 

Henriei.     Das   deutsche   Reichsgericht.     (Jahrbücher   für 
Dogmatik.     Bd.  24.  I  S.  1—32.) 

Die  Kölnische  Zeitung  brachte  am  10.  Oktober  1884  einen 
Aufsatz,  in  dem  die  Thätigkeit  des  Reichsgerichts  scharf  ange- 
griffen wurde.  Der  Verf.  der  hier  zu  besprechenden  Abhandlung 
ist  jenem  Aufsatz  in  seinen  Einzelheiten  nachgegangen,  um  Klar- 
heit darüber  zu  gewinnen,  ob  derselbe  einen  Juristen  zum  Ver- 
fasser habe,  der  sich  berufen  fühlen  durfte,  mit  einem  so  ab- 
sprechenden Urteil  hervorzutreten.  Nach  vorgenommener  Prüfung 
jenes  Aufsatzes  fühlt  sich  der  Verf.  durch  diese  Frage  nicht  mehr 
beunruhigt,  dagegen .  glaubt  er  auf  die  in  demselben  enthaltenen 
Wahrheiten  näher  eingehen  zu  sollen,  die  allerdings  nur  in  den 
Ausführungen  enthalten  sind,  die  zur  Entschuldigung  des  Reichs- 
gerichtes zu  dienen  bestimmt  sind.  Der  Verf.  zeigt  in  eingehender 
Erörterung,  dass,  wie  auch  in  der  Kölnischen  Zeitung  behauptet 
worden,  dem  Reichsgericht  eine  seiner  Aufgabe  und  seiner  Ge- 
schäftslast entsprechende  Mitgliederzahl  nicht  gegeben  ist,  und 
dass  in  dem  Verfahren  bei  Besetzung  von  Stellen  im  Reichsgericht 
keine  genügende  Garantie  dafür  liegt,  dass  dem  Reichsgericht  die 
besten  in  Deutschland  zu  Gebote  stehenden  Kräfte  zugeführt  werden. 
In  letzterer  Beziehung  macht  der  Verf.  folgende  Vorschläge : 
Für  die  Besetzung  der  Stellen  im  Reichsgericht  ist  die  Mitwirkung 
der  Landesjustizverwaltungen  nicht  wie  bisher  in  Gestalt  eines 
Vorschlags  für  eine  im  Reichsgericht  zu  besetzende  Stelle,  sondern 
zur  Erlangung  einer  Uebersicht  über  die  zur  Beförderung  ins 
Reichsgericht  empfehlenswerten  Staat^eamten  von  der  Reichs- 
regierung in  Anspruch  zu  nehmen. 

Der  Staatssekretär  des  Reichsjustizamts  muss  voll  und  ganz 
in  die  Verantwortlichkeit  für  den  dem  Bundesrat  wegen  Er- 
nennung eines  Mitglieds  des  Reichsgerichts  zu  unterbreitenden 
Antrag  eintreten.  Rümelin. 
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Hellmaun,  Fr.     Lehrbuch   des  deutschen  Zivilprozess-R. 

für   den   akademischen  und  praktischen  Gebrauch. 

München,  Ackermann.  1886.  XVI  u.  1060  S.  20  M. 
Verf.  zeigt  durch  die  Beherrschung  des  Stoffs  seine  Schärfe  des 
Urteils.  Indem  er  nur  eine  dogmatische  Darstellung  des  deutschen 
Z.Pr.R.  in  systematischer.  Anordnung  geben  will,  enthält  sich 
derselbe,  abgesehen  von  einem  nur  6 Seiten  umfassenden  skizzierten 
Ueberblick  der  geschichtlichen  Entwicklung  des  Z.Pr.R.  in 
Deutschland  bis  zur  neuesten  Gesetzgebung,  wie  die  Vorrede 
ergibt,  absichtlich  aller  und  jeder  theoretischen  Anknüpfung  des 
geltenden  R.  an  seine  geschichtliche  Entwickelung,  bezw.  an  die 
legislativen  Erwägungen,  welchen  es  seine  Entstehung  verdankt, 
selbst  in  Fällen,  wo  der  akademische  Lehrzweck  eine  Ausein- 
andersetzung hierüber  fast  unumgänglich  erfordert.  So  beginnt 
z.  B.  die  Lehre  von  der  Revision  ohne  vorgängige  Qualifikation 
dieses  neuen  Rechtsinstituts  mit  den  Worten:  „Die  Revision  ist 
zulässig  etc." 

Die  äussere  Darstellung  des  Stoffs  —  ohne  Noten  —  in  fort- 
laufendem Text,  vermischt  mit  grösseren  und  kleineren  Exkursen 
über  spezielle  Fragen,  charakterisiert  sich  durch  eine  gewisse 
Zwanglosigkeit  des  Vortrags.  Diese  tritt  nicht  nur  in  der  Kritik 
abweichender  Ansichten,  in  Lob  wie  in  Tadel,  in  der  Art  und 
Weise,  wie  hier  vielleicht  eine  Kontroverse  unter  Exzerpierung  der 
verschiedenen  Schriften  in  aller  Breite  erörtert,  dort  eine  andere^ 
nicht  minder  wichtige  mit  einigen  Worten  abgemacht  wird,  son- 
dern namentlich  auch  in  der  Anordnung  des  Systems  selbst  zu 
Tage.  Letzteres  ist,  der  dogmatischen  Richtung  des  Buchs  ent- 
sprechend, weniger  aus  dem  Prozessbegriff  heraus  entwickelt,  al& 
durch  Zweckmässigkeitsrücksichten,  insbesondere  des  Lehrzweckes, 
vielleicht  auch  bloss  durch  die  Ideenassociation  bestimmt,  indem 
der  Verf.  die  Anlage  des  Systems  „wesentlich  für  Gefühls-  und 
Geschmackssache**  erklärt.  Demgemäss  werden  im  allgemeinen 
Teil  zunächst  die  Gerichte  behandelt,  wobei  unter  der  Rubrik 
„Ordnung  der  Gerichte"  einerseits  die  Lehre  von  der  Zu- 
ständigkeit, andererseits  als  rechtliche  Folge  der  Gerichtsordnung 
die  Prüfungspflicht  der  Gerichte,  das  Wahlrecht  des  Klägers,  der 
Umfang  der  Zuständigkeit  und  die  „Stellvertretung  der  Gerichte 
bei  Ausübung  der  Zuständigkeit"  (Rechtshilfe)  erörtert  wird. 
Nun  folgt  in  einem  zweiten  Kapitel  die  Lehre  von  den  Gerichts- 
personen und  den  Rechts-  und  Staatsanwälten ,  als  den  bei  der 
Ausübung  der  Zivilrechtspflege  Beteiligten,  während 
im  dritten  Kapitel  als  äussere  Bedingungen  der  Gerichtsthätigkeit : 
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die  Mündlichkeit  und  Schriftlichkeit  (und  zwar  S.  201  flf.:  „die 
vorbereitenden  Schriftsätze  als  Mittel,  um  den  wesent- 
lichen Inhalt  des  mündlich  vorgetragenen  Prozessstoffes 
in  der  Flucht  der  Eede  und  Gegenrede  festzuhalten*),  die 
Oeffentlichkeit ,  die  Gerichtsbesetzung  und  Prozessleitung ,  Be- 
ratung und  Abstimmung,  Gerichtsort,  Gerichtszeit  und  Gerichts- 
sprache behandelt  werden.  Der  2.  Abschnitt  beschäftigt  sich 
dann  mit  den  Parteien,  ihren  Vertretern  und  Beiständen  und  dem 
gegenseitigen  Verhältnis  der  Parteien  zu  einander,  wobei  die 
Kostenpflicht  der  unterliegenden  Partei  (S.  276)  als  „positive 
Ausnahmsbestimmung"  gegenüber  dem  Prinzip  der  Geichberech- 
tigung  der  Parteien  im  Prozess  zur  Darstellung  gelangt.  Im 
3.  Abschnitt  wird  als  Verhältnis  der  Parteien  zum  Gericht,  die 
Thätigkeit  der  Parteien  einer-  und  des  Gerichts  (Urteil,  Rechts- 
kraft etc.)  andererseits  erörtert. 

Im  zweiten  Buch  reiht  sich  an  das  ordentliche  Verfahren 
vor  den  Landgerichten  und  Amtsgerichten  als  abweichender  Gang 
des  erstinstanzlichen  Verfahrens  das  Versäumnisverfahren ,  die 
iVufnahme  eines  unterbrochenen  Verfahrens  und  das  vorbereitende 
Verfahren  in  Rechnungssachen.  Darauf  folgt  das  Verfahren 
ohne  obligatorische  Mündlichkeitsverhandlung,  das  Verfahren  in 
der  Rechtsmittelinstanz  und  die  Aufhebung  rechtskräftiger  Ent- 
scheidungen, unter  welcher  Rubrik  ausser  der  Wiederaufnahme 
auch  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zusammengefasst 
wird,  endlich  die  Zwangsvollstreckung.  Der  3.  Abschnitt  des 
zweiten  Buches  beschäftigt  sich  dann  mit  den  ausserordentlichen 
Arten  des  Verfahrens  und  zwar  mit  Inbegriff  des  Konkursprozesses, 
jedoch  mit  Ausschluss  des  materiellen  Konkurs-R.,  während  das 
schiedsrichterliche  Verfahren  und  die  Festsetzung  und  Beitreibung 
der  Prozesskosten  in  einem  Anhange  beigefügt  sind.  So  enthält 
das  Buch  stofflich  betrachtet,  wenn  auch  in  etwas  polemischer 
Färbung  eine  dogmatische  Darstellung  des  geltenden  Zivilprozess-R. 
unter  vollständiger  Aufführung  der  neuesten  Litteratur  und  unter 
Berücksichtigung  der  Judikatur  des  Reichsgerichts  und  des  obersten 
bayer.  Gerichtshofes,  und  ist  daher,  mag  man  nun  prinzipiell  mit 
der  Anlage  des  Werkes  einverstanden  sein  oder  nicht,  zur  Orien- 
tierung über  den  neuesten  Stand  der  amf  die  Z.Pr.O.  bezüglichen 
Kontroversen  wohl  geeignet.  Gaupp. 
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VI.  Strafrechtswissenschaft. 

Benier,  A.  F.  Lehrbuch  des  deutschen  Straf-R.  14.  Aufl. 
Leipzig,  Tauchnitz.     1886.     XXIV  u.  654  S.     9  M. 

Das  bekannte  Lehrbuch  liegt  in  14.  Auflage  vor,  welche  Verf. 
als  „ fortgebildete "  bezeichnet.  Vierund vierzigjährige  Thätig- 
keit  Hess  ihn,  wie  er  sagt,  eine  Beherrschung  des  Materials  ge- 
winnen, welche  es  ermöglicht,  manches  jetzt  in  wenigen  Worten 
deutlicher  zu  machen,  als  früher  in  langen  Erörterungen.  Die 
Einleitung  ist  erheblich  zusammengedrängt,  die  gemeinrechtliche 
Litteratur  in  Form  einer  Geschichte  der  Wissenschaft  vorgetragen, 
bei  den  Hilfswissenschaften  der  positiven  italien.  Schule  ge- 
dacht. Neu  erscheint  im  allgemeinen  Teile  §.  37,  „begleitende 
Umstände",  während  viele  andere  Paragraphen  Aenderungen  auf- 
weisen. Der  Lehre  von  der  Herrschaft  des  Strafgesetzes  ist 
(§§.  129—135)  die  „Auslieferung"  neu  hinzugefügt,  im  besonderen 
Teile  die  Reichsgerichtspraxis  vielfach  verwertet. 

Seine  Arbeit  und  Ansicht  charakterisiert  B.  selbst,  welcher 
das  frühere  Motto  „Amicus  Plato  sed  magis  amica  veritas"  durch 
„1.  Kor.  Kap.  12  u.  13"  ersetzt  hat,  in  der  Vorrede:  „Zwei  Wahr- 
heiten sind  es,  welche  gerade  in  der  Gegenwart  den  Kriminalisten 
in  Erinnerung  gebracht  werden  müssen.  Zunächst :  das  Straf-R. 
kann  nur  bei  grosser  Einfachheit  und  Verständlichkeit  segensreich 
wirken.  Sodann:  die  Wirksamkeit  des  Straf-R.  hängt  wesentlich 
ab  von  einem  auf  Erfahrung  gebauten  rationellen  Strafensystem. 
Das  Studium  desselben  ist  nicht  nur  seiner  selbst  wegen  von 
der  allerhöchsten  Wichtigkeit,  sondern  es  bewahrt  auch  vor  Ver- 
künstelung  der  strafrechtlichen  Begriffe  und  treibt  zur  Verein- 
fachung derselben  an.  In  den  Strafanstalten  haben  diese  Be- 
griffe ihre  Probe  zu  bestehen.  Hier  lernt  man  die  Wichtigkeit 
einer  schlichten  und  einleuchtenden  Strafrechtstheorie,  aber  auch 
die  Windigkeit  solcher  Strafrechtstheorien  kennen,  welche  Glei- 
chungen zwischen  Verbrechen  und  Strafen  aufstellen,  mit  denen 
sich  in  Wirklichkeit  nichts  anfangen  lässt.  Hier  wird  der  Geist 
überhaupt  von  hohlen  Abstraktionen  und  scholastischen  Künsten 
abgelenkt,  und  es  wird  ihm  die  wahre  Aufgabe  des  Straf-R.  un- 
mittelbar vor  die  Augen  gerückt."  v.  Kirchenheim. 

Brück,  F.  F.  Zur  Lehre  von  der  Fahrlässigkeit  im  heu- 
tigen deutschen  Straf-R.  Breslau,  Köbner.  1885.  VIII 
u.  117  S.     3  M. 
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Wie  schon  der  Titel  andeutet,  will  der  Verf.  nicht  eine 
vollständige  Darstellung  der  Fahrlässigkeitslehre,  sondern  nur 
,eine  Zusammenstellung  einiger  kontroversen  Fragen**  aus  dieser 
Lehre  geben,  in  der  Annahme,  dass  diese  „insbesondere  dem 
Praktiker  zum  Zwecke  schnellerer  Orientierung  nicht  unerwünscht 
sein  dürfte." 

Demgemäss  werden  nach  dem  „Lieber  i5(>griü  und  Wesin 
der  Culpa"  orientierenden  Abschnitt  I  (§§.  1 — 6)  behandelt:  II. 
„Die  Culpa  im  R.Str.G.B.";  B.  kommt  hier  zu  dem  Resultate, 
dass,  weil  positiv  rechtlich  für  die  dolosen  strafbaren  Handlungen 
das  Bewusstsein  der  Rechtswidrigkeit  ein  Erfordernis  nicht  sei, 
folgeweise  der  Mangel  dieses  Bewusstseins  allein  nach  Reichs- 
straf-R.  nicht  Culpa  begründen ,  selbige  sich  vielmehr  nur  auf 
einen  Irrtum  über  die  Kausalität  beziehen  könne.  III.  „Umfang 
und  Beschaffenheit  der  strafbaren  Fahrlässigkeit"  (§§.  10 — 30) 
und  zwar  A.  „Qualitative",  B.  „Quantitative  Bestimmung"  der- 
selben ,  d.  h.  Erörterung  der  Fragen ,  bei  welchen  Delikten  der 
Gesetzgeber  auch  die  fahrlässige  Begehung  bestraft  wissen  wolle, 
ferner  wie  die  strafbare  Fahrlässigkeit  im  konkreten  Falle  be- 
schaffen sein  müsse;  die  ohne  Begründung  im  einzelnen  auf  S.  5G 
gegebene  Aufzählung  derjenigen  Vergehen,  bei  denen  nach  dem 
Str.G.B.  auch  die  fahrlässige  Begehung  strafbar  sei,  ohne  dass 
solches  ausdrücklich  hervorgehoben  worden,  erscheint  in  mehreren 
Punkten  anfechtbar,  steht  übrigens  auch  betr.  des  Jagdvergehens 
in  Widerspruch  mit  einer  Bemerkung  auf  S.  56.  Die  Abschnitte 
IV  und  V  behandeln  die  Fragen,  ob  es  „Grade  der  Culpa"  gebe 
(§§.  31 — 33),  sowie  ob  „Culpa  auch  ohne  rechtsverletzenden  Er- 
folg" strafbar  sei  (§.  34).  Im  Abschnitt  VI  über  den  „Kausal- 
zusammenhang zwischen  Erfolg  und  Fahrlässigkeit  (§§.  35 — 37) 
lenkt  der  Verf.  die  Aufmerksamkeit  auf  eine  von  ihm  schon 
früher  aufgestellte  Theorie  des  Kausalzusammenhanges,  wonach 
in  Anlehnung  an  die  Bernersche  Begriffsbestimmung  des  „Mittels" 
als  „Urheber  eines  Verbrechens"  anzusehen  sein  soll:  „dasjenige 
Subjekt,  welches  durch  sein  schuldhaftes  Verhalten  eine  derartige 
Beziehung  zwischen  Mittel  und  Objekt  herbeigeführt  hat,  dass 
der  eingetretene  verbrecherische  Erfolg  nach  den  Gesetzen  der 
Erfahrung  entstehen  musste".  Die  letiten  beiden  Abschnitte  VII 
und  VIII  sind  dem  „Zusammentreffen  von  Dolus  und  Culpa" 
(§§.  37—40),  ferner  den  Fragen,  ob  es  einen  „fahrlässigen  Ver- 
such" bezw.  eine  „fahrlässige  Teilnahme"  gebe  (§§.  41—44),  ge- 
widmet. Olshausen. 
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Schwarze,  v.  Das  Reichsgesetz  über  die  Presse  vom 
7.  Mai  1874.  2.  verb.  u.  verm.  Aufl.  Erlangen,  Palm 
&  Enke.     1885. 

Die  2.  Auflage  dieses,  bei  seinem  ersten  Erscheinen  unmittelbar 
nach  Publikation  des  wichtigen  Reichsgesetzes  mit  Anerkennung 
aufgenommenen  Kommentars  ist  fast  in  allen  einzelnen  Erörte- 
rungen eine  Umarbeitung  der  1.  Auflage  zu  nennen.  Die  leiten- 
den Grundsätze  treten  klarer  und  entschiedener  hervor,  die  Lit- 
teratur  sowie  die  Rechtsprechung  sind  sorgfältig  berücksichtigt, 
nicht  minder  die  einschlagenden  Bestimmungen  der  Str.Pr.O., 
insbesondere  die  über  Beschlagnahme,  sowie  die  bezüglichen  Vor- 
schriften in  der  Gew.-Ordnung.  C.  Fuchs  (Jena). 


yil.  Kirchenrecht. 

Friedberg,   E.     Die   geltenden    Verfassungsgesetze    der 

evang.    deutschen    Landeskirchen.     Freiburg,    Mohr. 

1885.     XXXV  u.  1185  S.     28  M. 

Das  vorliegende,    umfangreiche  und  vortrefflich  ausgestattete 

Buch  verfolgt  zwei  Aufgaben.     Es  will  einerseits  den  gesamten 

Stoff  des  heut   geltenden    evang.  Verfassungs-R.  aller   deutschen 

Landeskirchen,   andererseits    den  geschichtlichen  Entwickelungs- 

gang  der  evangel.  Kirchenverfassung   für  jeden  deutschen  Staat 

bis  zur  Gegenwart  vorführen.     Zu   diesem  Zweck  hat  der  Verf. 

bei  jeder  Landeskirche  dem  im  Wortlaut  mitgeteilten  aktuellen 

Gesetz material    eine    kurze   historische    Einleitung    mit    Angabe 

von  Quellen  und  Litteratur  vorausgeschickt. 

Die  erste  Stelle  nimmt  Preussen  (S.  1 — 279)  mit  10  (nicht 
7,  wie  der  Verf.  in  der  Vorrede  meint)  verschiedenen  Kirchen- 
verfassungen ein:  Rheinland-Westfalen  (1),  die  östlichen  Pro- 
vinzen (1),  Hannover  (3),  Schleswig-Holstein-Lauenburg  (1), 
Nassau  mit  Hessen-Homburg  (1),  Frankfurt  a.  M.  (2),  Kurhessen 
(1).  Dann  folgen  Bayern  (S.  281—352),  Sachsen  (S.  354  bis 
395),  Württemberg  (S.  397-465),  Baden  (S.  467—503), 
Hessen  (S.  505-552),  Oldenburg  (S.  553-616),  Thüring. 
Staaten  (S.  617—751),  Braunschweig  (S.  753-796),  Anhalt 
(S.  797—827),  Waldeck  (S.  828—855),  2  Mecklenburg  (S.  857 
—867),  2  Lippe  (869—887),  die  3  freien  Städte  (S.  889  bis 
995),    Elsass-Lothringen    (S.    997—1020).     In    einem   An- 
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hange  tritt  hinzu  0  est  er  reich  mit  Siebenbürgen  (S.  1021 
bis  1066). 

Soweit  es  sich  um  die  presbyterial-syn  odalen  Ele- 
mente der  evangel.  Kirchenverfassung  handelt,  ist  das  Buch 
(abgesehen  von  der  neuen  kurhessischen  Kirchenordnung)  voll- 
ständig und  bietet  zum  erstenmal  einen  sicheren  Einblick  in 
das  Wesen,  die  Gestaltung  und  den  Umfang  der  heutigen  kirch- 
lichen Selbstverwaltung  Deutschlands.  Erst  diese  Arbeit  ermög- 
licht, auf  diesem  Gebiete  feste  Sätze  des  gemeinen  R.  zu  formu- 
lieren. Hinsichtlich  der  konsistorialen  Organisation  dagegen? 
der  zweiten  wichtigen  Hälfte  des  evang.-kirchlichen  Verfassungs-R., 
zeigt  das  Material  mehrfache  Lücken.  Nicht  nur  bei  einzelnen 
kleineren  Staaten  (Lippe,  Braunschweig,  Anhalt,  Sachen- Weimar- 
Eisenach),  sondern  auch  bei  grösseren  (Preussen  und  Württem- 
berg) fehlt  es  hier  an  urkundlichen  Belegen.  Speziell  für  Preussen 
(alte  Lande)  ist  z.  B.  der  Allerh.  Erlass  vom  29.,' VI.  1850 
wegen  Einsetzung  des  evangel.  Oberkirchenrats  ausser  Ansatz 
geblieben. 

Ein  sorgfältiges  Register  erleichtert  den  Gebrauch  des  für 
den  Praktiker  wie  für  den  Gelehrten  gleich  schätzbaren  Werkes. 

Hübler. 

Meurer,  Chr.     Der   Begriff  und    Eigentümer  der    hei- 
ligen Sachen,  zugleich  eine  Revision  der  Lehre  von  den 
juristischen  Personen  und  dem  Eigentümer  des  Kirchenguts. 
2  Bde.     Düsseldorf,  Bagel.     1885.     347  u.  455  S. 
Titel  und  Inhalt  dieses  nach  allen  Seiten  hin  hervorragenden 
Buches  decken  sich  nicht  ganz.     Zwar   treten   die  res  sacrae  in 
den  Vordergrund  der  Untersuchung.     Aber  der  Verf.  behandelt 
den  Begriff  und  Eigentümer  nicht  bloss  der  heiligen  Sachen, 
sondern  auch  das  den  letzteren,    als  ein  besonderes,  gegenüber- 
gestellte  eigentliche    Kirchengut,    und  bringt  gerade   durch 
diese    Scheidung   Klarheit    in   die    viel  umstrittene    Lehre    vom 
kirchlichen  Vermögen. 

Der  L  Teil  des  Werkes  erörtert  die  Rechtsgebietsfrage: 
Welches  R.  hat  die  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  treffen  über 
den  Erwerb  des  Eigentums  an  den  res  sÄcrae  und  an  dem  Kirchen - 
gut?  Mit  zutreffenden  Gründen  wird  die  Naturrechtstheorie 
ebenso  wie  die  göttliche  und  kirchliche  Rechtstheorie  widerlegt. 
Nach  M.'s  Auffassung  geht  die  zivilistische  Rechtsfähigkeit  der 
Kirche  und  ihrer  Institute  zurück  auf  die  Anerkennung  der 
weltlichen    Rechtsordnung   („zivilistische   Rechtstheorie*).     Aber 
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nur  die  Anerkennung!  denn  die  Rechtsordnung  determiniert ^ 
sie  verleiht  nicht  die  Rechtsfähigkeit.  Quelle  der  letzteren  ist 
vielmehr  der  menschliche  Wille.  Das  gilt  nicht  bloss  für  die 
physischen,  sondern  auch  für  die  juristischen  („unkörperlichen") 
Personen.  Bei  Stiftungen  (universitates  bonorum)  hat  sich  der 
Wille  des  Stifters  objektiviert.  Träger  der  Stiftung  ist  also  der 
erstarrte  Einzelwille,  und  kirchliche  Stiftungen  entstehen  da- 
durch, dass  die  Kirche  mit  der  üebernahme  des  Vermögens  den 
Willen  des  Stifters  zu  dem  ihren  macht.  Bei  Korporationen 
(universitates  personarum)  wird  dagegen  eine  Vielheit  von 
Menschen  sich  eines  sie  beseelenden  höheren  Willens  bewusst. 
Rechtssubjekt  der  Korporation  ist  also  ein  durch  den  Einheits- 
zweck organisierter  Personenverband,  und  kirchliche  Korpo- 
rationen erhalten  ihre  Existenz  durch  den  göttlich-kirchlichen 
Alleinwillen,  der  sich  in  dem  Personenganzen  wie  in  einer  An- 
stalt verewigt.  —  Auf  dieser  Konstruktion  sucht  M.  das  grosse 
Problem  der  juristischen  Personen  zu  lösen.  Auf  die  massen- 
haften Kontroversen  der  Lehre  wird  übrigens  detailliert  einge- 
gangen und  den  herrschenden  Theorien  der  „Fiktion",  der  blossen 
„Personenrolle",  der  „subjektlosen  R."  eine  modifizierte  „Reali- 
tätstheorie"  unter  dem  Namen  „Willenstheorie"  hinzugefügt. 

Der  II.  Teil  der  Arbeit  behandelt  die  Begriffsfrage:  Was 
sind  res  sacrae  und  worin  besteht  das  Kriterium  des  Kirchen- 
guts ?  Berücksichtigt  ist  hier  nicht  nur  das  kanonische,  sondern 
auch  das  klassisch-römische  und  das  justinianische  R.  Als  Re- 
sultat ergibt  sich,  dass  die  Terminologie  res  religiosae  im  heu- 
tigen R.  zu  streichen,  dass  zwischen  res  consecratae  und  bene- 
dictae  keine  grundwesentliche  Verschiedenheit  anzunehmen,  dass 
dagegen  Kirchengut  und  res  sacrae  zwei  durchaus  verschiedene 
Begriffe  bilden.  Zum  Kirchengut  gehört  nur,  was  die  Kirche 
zu  Eigentum  besitzt;  in  der  Zweckbestimmung  allein  liegt  kein 
Kriterium  des  Kirchenguts.  Die  res  sacrae  können  also  zwar 
Kirchengut  sein,  aber  sie  müssen  keineswegs  im  kirchlichen 
Eigentum  stehen  (vgl.  C.Bl.  IV.  345). 

In  dem  III.  Teil  wird  die  Eigentumsfrage  näher  erörtert 
und  folgendes  festgestellt:  Nach  klassisch-römischem  R.  waren 
die  Götter,  und  zwar  jeder  Gott,  als  eine  in  individueller  Leib- 
lichkeit existierende  Rechtswesenheit ,  juristischer  Eigentümer 
für  die  ihm  dedizierte  Sache.  In  dem  justinianischen  R.  findet 
die  göttliche  Proprietät  keine  Stelle  mehr;  sie  ist  unvereinbar 
mit  der  christlichen  Gottesanschauung ;  die  res  sacrae  sind  also 
zu   Privatrechtsobjekten   geworden.     Vom    kanonischen   R.  wird 
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die  EigentumstVage  rituell  uueriuiupt  nicht  entschieden;  die 
Wissenschaft  hat  infolgedessen  verschiedene,  aber  durchweg 
falsche  Theorien  aufgestellt ;  die  Papaltheorie,  welche  das  Eigen- 
tum dem  Papst  zuspricht,  die  publizistischen  Theorien,  welche 
das  Eigentum  dem  Staat,  resp.  dem  Fürsten  in  die  Hände  spielen, 
die  Gesamtkirchentheorie,  welche  die  allgemeine  Kirche  als  Eigen- 
tümerin erklärt,  die  Klerikaltheorie,  welche  das  Eigentum  in 
den  bald  korporativ,  bald  anstaltlich,  bald  lokal,  bald  universal 
konstruierten  coetus  clericorum  verlegt,  die  Kirchengemeinde- 
theorie,  welche  den  evangel.  Gemeindebegrifi'  für  die  streitige 
Frage  verwertet  (wogegen  M.  auch  hinsichtlich  der  kathol.  Kirche 
weder  vom  dogmatischen  noch  vom  kirchengesetzlichen  Stand- 
punkt etwas  einzuwenden  tindet),  endlich  die  Institutentheorie, 
welche  die  verschiedenen  mit  Persönlichkeit  ausgestatteten  kirch- 
lichen Institute  als  Eigentümer  erscheinen  lässt.  —  Nach  der 
Ansicht  des  Verf.  ist  die  Streitfrage  generali  regula  überhaupt 
nicht  lösbar.  Vor  allem  kommt  es  darauf  an,  ob  die  heiligen 
Sachen  zum  Kirchengut  gehören  oder  nicht.  Im  letzteren  Falle 
können  sie  im  Eigentum  einer  weltlichen  Privatperson  stehen. 
Speziell  nachgewiesen  wird  das  einerseits  für  die  Patenen,  Kelche, 
Altäre,  Glocken  und  Kirchhöfe,  gleichviel,  ob  diese  Gegenstände 
Pertinenzqualität  haben  oder  nicht,  andererseits  auch  für  die 
Kirchen  und  Kapellen ,  und  zwar  gleichviel ,  ob  sie  für  öffent- 
lichen oder  blossen  Privatgottesdienst  bestimmt  sind,  resp.  ob 
sie  Neben-,  Pfarr-  oder  Kathedralkirchen  bilden.  Im  er  st  er  en 
Falle  fragt  es  sich  dagegen :  Welches  sind  die  von  der  staatlichen 
Rechtsordnung  als  Privatrechtssubjekte  anerkannten  kirchlichen 
Willen?  Hierauf  lautet  die  Antwort  zunächst  negativ:  Eine 
gesamtkirchliche  Persönlichkeit  ist  unmöglich,  weil  der  moderne 
Staat  kraft  des  Territorialitätsprinzips  nur  den  Personen  seines 
Staatsgebietes  eine  Anerkennung  als  Privatpersonen  erteilen  kann, 
für  eine  landeskirchliche  Persönlichkeit  besteht  zwar  die  Mög- 
lichkeit, sie  entspricht  aber  nicht  der  Wirklichkeit,  und  nur  die 
bayrische  Gesetzgebung  hat  eine  kathol.  Landeskirche  auf  dem 
Papiere  anerkannt.  Die  positive  Antwort  geht  sodann  auf  die 
einzelnen  Rechtsgebiete  näher  ein.  Sie  gibt  hier  vorweg  den 
Entwickelungsgang  der  kirchlichen  Anstalten  und  Vereinigungen 
zu  einer  selbständigen  Privatrechtssubjektivität:  Lokalkirchen, 
Kirchengemeinden,  Benefizien,  Bistümer,  Diözesaninstitute  und 
Diözesanfonds,  Domkapitel,  Klöster,  kirchliche  Stiftungen,  daran 
schliesst  sich  eine  detaillierte  Darstellung  des  geltenden  gemeinen 
R.,  sowie   der    einschlagenden  Normen   im  bad.,   sächs.,   preuss. 


294     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1886).  V.  Band.  8.  Heft. 

und  franz.  Zivil-E-.:  Alles  unter  eingehender  Erörterung  der  zahl- 
reichen, während  der  letzten  Jahrzehnte  aufgetauchten  Streit- 
fragen, Von  besonderem  Interesse  sind  der  Abschnitt  über  die 
Eigentumssubjektivität  der  Klöster  nach  gemeinem  R.,  die  Aus- 
führungen über  das  Kirchengesellschaftseigentum  des  preuss. 
A.  L.R.  und  der  historische  Teil  der  Kircheneigentumsfrage  im 
franz.  Rechtsgebiet. 

In  einer  Schlussabteilung  wird  die  Devolutionsfrage ,  d.  h. 
die  Frage  nach  dem  Heimfalls-R.  des  Vermögens  bei  Auflösung 
einer  kirchlichen  Korporation  oder  Stiftung  unter  Hinweis  auf 
die  neuere  deutsche  Staatsgesetzgebung  zu  Gunsten  der  Kirche 
entschieden.  Hübler. 

Oeigel,  F.  Das  ital.  Staatskirchen-R.  auf  Grund  der 
neuesten  Rechtsprechung  systematisch  erläutert. 
2.  Aufl.  (durch  Inhalts-  und  Sachregister  vervollständigter 
Sonderabdruck  aus  Bd.  54  und  55  des  Archivs  für  kathol. 
Kirchen-R.).  Mainz,  Kirchheim.  1886.  203  S.  5  M. 
Nach  einem  Vorwort  über  die  ital.  Litteratur  bezüglich  der 
Materie  und  deren  Richtung  wird  die  Stellung  des  „hl.  Stuhles" 
(Souveräaetät ,  Vor-R. ,  Vermögens-R.)  behandelt,  hierauf  das 
innere  Staatskirchen-R.,  in  5  Hauptstücken  dargestellt,  im 
1.  Hauptst.  innere  Religionsangelegenheiten,  im  2.  Hauptst. 
die  organischen  und  Vermögensangelegenheiten,  3.  Hauptst. 
Diözesan-  und  Ordensverhältnisse,  4,  Hauptst.  Pfarreien  und 
Gotteshäuser,  5.  Hauptst.  verweltlichte  Anstalten  (Wohlthätig- 
keitsanstalten ,  Schulen,  Friedhöfe)  erörtert.  Die  Schrift  benutzt 
die  gesamte  Litteratur,  verfolgt  aufs  genaueste  die  praktische 
Entwickelung  und  gibt  die  vollständigste  Darstellung  des  Stoffes, 
aber  in  einer  gedrängten  Kürze,  welche  die  Benutzung  nicht  er- 
leichtert. Wer  sich  über  die  kirchenrechtlichen  Verhältnisse  in 
Italien  überhaupt  und  über  einen  einzelnen  Punkt  orientieren 
will,  wird  das  Buch  gut  gebrauchen  können.  Die  8  Seiten  Nach- 
trag und  Berichtigungen  sind  bei  dem  Sonderabdruck  nicht  in 
den  Text  eingearbeitet  worden,  das  Nachwort  der  „Redaktion", 
das  einen  Auszug  aus  der  Expektoration  Leos  XIII.  vom  24./XII. 
1885  gegen  die  ital.  Gesetze  bringt  (S.  194  ff.),  gehört  zum 
Staatskirchen-R.  nicht.  v.  Schulte. 
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VIII.  Staats-   und    \  frvvaltungsrecht. 

Kirchoiihoiin,  A.  v.  Einführung  in  das  Verwaltungs-R. 
Nobst  Grundriss.  174  S.  Stuttgart,  Enke.  4  M. 
Die  Eintührung  in  das  Verwaltungs-R.  verfolgt  den  Zweck, 
eine  anschauliche  und  erschöpfende  Uebersicht  über  geschicht- 
liche Entwicklung  des  Verwaltungs-R.,  Grundbegriffe  und  Grund- 
lehren desselben  zu  geben,  um  auf  die  Lehrbücher  vorzubereiten, 
nicht  sie  zu  ersetzen.  In  XIV  Abschnitten  wird  folgendes  behandelt: 
Was  ist  Verwaltung?  •  Entwicklung  der  Verwaltung  in  Leben 
und  Wissenschaft.  Begriff  des  Verwaltungs-R.  Quellen  des 
Verwaltungs-R.  Der  Verwaltungsorganismus  im  allgemeinen 
in  England  —  in  Frankreich  und  den  übrigen  ausserdeutschen 
Staaten  (S.  56—63  tabellarische  Darstellung)  —  in  Deutsch- 
land. Die  Thlltigkeit  der  Verwaltungsbehörden.  Verwaltung 
und  T*olizei.  Die  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung,  Der  Rechts- 
schutz der  Verwaltung  (Verwaltungsgerichtsbarkeit).  Die  Zu- 
ständigkeit der  Verwaltungsgerichte.  Das  internationale  Ver- 
waltungs-R. S.  119—174  folgt  ein  Grundriss  in  142  Paragraphen, 
welcher  für  jede  Materie  Litteratur  und  gesetzliche  Vorschriften 
angibt. 

Während  in  Band  III,  S.  338  über  ein  Werk  des  Heraus- 
gebers der  Bericht  durch  Abdruck  einer  Besprechung  aus  einer 
anderen  Zeitschrift  geboten  wurde,  erscheint  es  diesmal  der  ob- 
jektiven Tendenz  des  Centralblattes  entsprechend,  einfach  auf  die 
in  wissenschaftlichen  Zeitschriften  »»rschienenen  Berichte  zu  ver- 
weisen. Bisher  erfolgten  solche  (abgesehen  von  Deutscher  Littera- 
turztg.  1885.  Nr.  34)  im  Archiv  für  Straf-R.  XXXIII.  S.  204, 
Gerichtssaal  XXXVIII.  S.  209,  Zeitschr.  für  Strafrechtswissen- 
schaft V.  665  (v.  Liszt)  und  Archiv  für  öffentliches  R.  I.  240 
(v.  Stengel).  v.  K. 

Rosin,  H.    Das  R.  der  öffentlichen  Genossenschaft.    Eine 
verwaltungsrechtliche  Monographie.    Freiburg,    Mohr.  1886. 
XII  u.  210  S.     4  M.  80  Pf. 
Es  gibt  bekanntlich   nicht  wenige  furisten ,   welche   den  „all- 
gemeinen  Teil*'    eines   Pandektensystems   für   eitel   Hirngespinst 
und  vollkommen  entbehrlich  erachten,  weil  jedes  Rechtsinstitut 
in  den  Quellen  für  sich  behandelt  sei  und  deshalb  auch  wissen- 
schaftlich nur  für  sich  betrachtet  sein  wolle.    Dem  steht  gegen- 
über die  andere  Meinung,  welche  gerade  in  der  Dn..)i;iil.."itung 
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und  Ausgestaltung  der  allgemeinen  Grundsätze  die  wichtigste- 
Aufgabe  eines  Pandekten  Systems  erblickt.  Das  Richtige  liegt 
in  der  Mitte.  Ein  Irrtum  wäre  es,  wollte  sich  die  Wissen- 
schaft der  Erkenntnis  verschliessen ,  dass  das  einzelne  Institut 
des  positiven  R.  als  solches  erfasst  und  behandelt  sein  will,  da 
ein  jeglicher  Zweig  des  menschlichen  Lebens  und  Thuns  eine 
seinen  Eigentümlichkeiten  speziell  angepasste  Normierung  er- 
heischt; ebenso  irrtümlich  wäre  es  aber,  den  hohen  Wert  zu 
verkennen,  welchen  eine  vergleichende  Zusammenfassung  der 
Grundprinzipien  der  verschiedenen  Rechtsinstitute  nicht  bloss 
für  die  Theorie,  sondern  auch  für  die  folgerichtige  praktische 
Fortbildung  des  R.  besitzt.  Von  diesem  Standpunkte  will  das 
R.sche  Buch  gelesen  sein,  welches,  angeregt  durch  die  in  den 
beiden  sozialpolitischen  Reichsgesetzen  über  Kranken-  und  Un- 
fallversicherung  enthaltenen  neuen  korporativen  Bildungen  (S.  V), 
nicht  nur  diese,  sondern  auch  eine  Reihe  weiterer,  in  der  neuesten 
Gesetzgebung  vorgesehener  Personenverbände  unter  dem  Ge- 
sichtspunkte der  „öffentlichen  Genossenschaft"  auf  ihre  gemein- 
samen Merkmale  untersucht.  Zu  den  öffentlichen  Genossen- 
schaften zählt  R.  aus  dem  Reichs. R. :  Die  Berufsgenossenschaften 
der  Unfallversicherung,  die  Orts-,  Betriebs-  und  Baukranken- 
kassen, die  eingeschriebenen  Hilfskassen  (s.  noch  S.  69),  die 
Innungen  des  Reichsgesetzes  vom  18./VII.  1881,  dagegen  nicht 
auch  die  Reichshank  (S.  51),  aus  dem  (preuss.,  bad.  u.  s.  w.) 
Landes-R.:  die  Knappschafts  vereine,  die  (öffentlichen)  Wasser- 
genossenschaften, die  Wald-  und  Fischereigenossenschaften,  die 
Schulgemeinden. 

„Oeffentliche  Genossenschaft  ist  diejenige  Genossenschaft, 
welche  kraft  öffentlichen  R.  dem  Staate  zur  Erfüllung  ihres  Ge- 
werbes verpflichtet  ist  (S.  18) ;  nicht  Beitrittszwang,  allgemeines 
Beitritts-R.,  Zwangsgewalt  oder  prozessuale  Privilegien  der  Ge- 
nossenschaft sind  massgebend.  Auch  der  Zweck  der  Genossen- 
schaft entscheidet  nicht  über  ihre  Eigenschaft  als  „öffentliche 
Genossenschaft",  sondern  die  dem  Staate  gegenüber  bestehende 
Pflicht  der  Genossenschaft,  ihn  zu  erfüllen  (§§.  1,  2).  Diese 
Pflicht  ist  das  eigentliche  charakteristische  Merkmal  der  öffent- 
lichen Genossenschaft.  Man  würde  aber  „irren,  wenn  man  im 
direkten  Gegensatze  zu  den  privaten  Körperschaften  die  inneren 
Rechtsverhältnisse  der  öffentlichen  Verbände  ganz  und  gar  dem 
öffentlichen  R.  zuteilen"  wollte.  Vielmehr  „gehören  ausschliess- 
lich dem  Öffentlichen  R.  nur  die  Beziehungen  der  öffentlichen 
Genossenschaften    als   solcher   zum  Staate   an.     Anders   bei  den 
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inneren  Verhältnissen  der  öffentlichen  Genossenschaft.    Dieselben 
stellen  sich  an  sich  als  privatrechtliche  dar"   (S.  166  f.  u.  117). 

Die  öffentliche  Genossenschaft  steht  einerseits  gegenüber  der 
Privatkorporation,  andererseits  (dem  Staate  und)  der  Gemeinde 
(§§•  3,  4).  Die  Privatkorporation  wird  zwar  nach  dem  R. 
mancher  Staaten  noch  durch  obrigkeitliche  Bestätigung  ins  Leben 
gerufen;  aber  sie  ist  deshalb  nicht  dem  Staate  zur  Erfüllung 
eines  bestimmten  Zweckes  verpflichtet;  die  Gemeinde  ist  wie 
die  öffentliche  Genossenschaft  ein  öffentliches  Gemeinwesen,  aber 
zugleich  „Gebietskörperschaft",  was  sie  von  der  öffentlichen  Ge- 
nossenschaft unterscheidet  (S.  42).  Natürlich  steht  die  öffent- 
liche Anstalt,  da  Zweck  und  Wille  ihr  transzendent  ist  (S.  48), 
und  der  öffentliche  Zweckverband  ohne  selbständige  Organisation, 
wie  z.  B.  zumeist  der  Ortsarmenverband  und  Landlieferungs- 
verband (S.  54),  ausserhalb  des  Begriffs  der  öffentlichen  Ge- 
nossenschaft. Auch  die  Gemeindekrankenversicherung  ist  nicht 
dahin  zu  rechnen ;  diese  stellt  sogar  nach  R.'s  Ansicht  bloss  ein 
besonderes  Rechtsverhältnis  der  Gemeinde,  eine  einzelne  Aufgabe 
der  Kommune  als  solcher  dar  (S.  63). 

Die  öffentliche  Genossenschaft  wird  nun  nach  ihren  ver- 
schiedenen Hauptseiten  näher  beleuchtet:  ihre  Persönlichkeit 
(Zweck,  Wille,  Organisation)  und  die  Staatseinwirkung  in  Kap.  3, 
Begründung  (durch  Staat,  Beteiligte,  Dritte)  und  Beendigung  in 
Kap.  4,  die  Rechtsverhältnisse  zu  den  Mitgliedern  (Eintritt,  Aus- 
tritt, Leistungen,  Ansprüche)  und  zu  Dritten  in  Kap.  5,  Recht 
und  Gericht  in  Kap.  6.  In  Bezug  auf  die  Einzelfragen  des  Ge- 
nossenschafts-R.  begegnet  uns  zumeist  prinzipielles  Einverständnis 
mit  Gierke.  Was  die  Zusammenfassung  der  obenbezeichneten 
Bildungen  unter  den  Begriff  „öffentliche  Genossenschaft"  an- 
langt, so  erscheint  uns  in  scharf  zugeschnittenem  juristischem 
Gewände  eine  der  Gestalten  wieder,  welche  die  publizistische 
Sprache  der  letzten  Jahrzehnte  (z.  B.  Lorenz  v.  Stein)  mit  dem 
Stich  Worte  „Selbstverwaltungskörper"  zu  belegen  pflegte.  Ist 
doch  einzelnen  öffentlichen  Genossenschaften  sogar  ein  Stück  staat- 
liche Herrschaft  und  Strafgewalt  über  Dritte  delegiert  (S.  188). 
Hinsichtlich  der  Arbeiterversicherung  vertritt  R.  die  Ansicht,  dass 
der  Begriff  der  Versicherung ,  obwoÄ  ihn  der  Gesetzgeber  an 
die  Spitze  stelle,  für  die  juristische  Konstruktion  völlig  ent- 
behrlich sei,  letztere  vielmehr  auf  dem,  seiner  Meinung  nach 
wesentlich  verschiedenen  Gedanken  einer  gemeinsamen  Tra- 
gung der  öffentlich-rechtlichen  ünfalllast  durch  die  „Betriebs- 
unternehmer" fussen  müsse"   (S.  58  f.).     Zum   Schlüsse   sei   auf 
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die  gelegentlichen  Bemerkungen  R.'s  S.  45  und  S.  197  hinge- 
wiesen, woselbst  einerseits  der  Begriif  der  „Sachen-R."  auf  das 
richtige  Mass  gestellt  und  andererseits  die  Ausnahmsstellung 
beleuchtet  wird,  welche  der  Staat  unter  den  Rechtssubjekten 
als  Richter  in  seinen  eigenen  Rechtsangelegenheiten  in  weitem 
Umfange  einnimmt.  Leuthold. 


IX.  Hilfswissenschaften. 

Hertzka,   T.     Die    Gesetze   der    sozialen    Entwickelung. 
Leipzig.     1886.     XVIII  u.  300  S.     3  M. 

Der  Gedankengang  des  ideenreichen  und  anregenden  Buchs  ist 
kurz  folgender:  Das  menschliche  Geschlecht  kann  als  eine  Art 
aufgefasst  werden,  die  sich  von  ihren  tierischen  Verwandten  da- 
durch absonderte,  dass  sie  die  Gewohnheit  des  Arbeitens  annahm. 
Die  Arbeit  bildet  die  Grundlage  der  menschlichen  Entwickelung. 
Vom  Uranfange  des  übertierischen  Zustandes  bis  zur  Gegenwart 
lassen  sich  nun  zwei  grosse  menschheitsgeschichtliche  Entwicke- 
lungsstufen  unterscheiden :  die  der  isolierten  und  die  der 
organisierten  Arbeit.  Die  isolierte  Arbeit  des  Wilden  war 
frei,  die  organisierte  Arbeit  des  Kulturmenschen  ist  unfrei,  be- 
ruht auf  Ausbeutung  des  Arbeitenden.  Diese  Ausbeutung  war 
eine  kulturgeschichtliche  Notwendigkeit,  sie  wurde  überall  als 
zweifelloses  R.  anerkannt,  sie  war  so  lange  unbestritten,  so  lange 
ihr  Bestand  dem  Kulturfortschritt  nach  jeder  Richtung  hin  förder- 
lich war.  Mit  der  fortschreitenden  Kultur  begannen  sich  aber 
mehr  und  mehr  neben  den  derart  nützlichen  Konsequenzen  der 
Ausbeutung  auch  ihre  schädlichen  geltend  zu  machen.  Je  er- 
giebiger sich  menschliche  Arbeit  gestaltete,  je  höhere  Bedürfnisse 
also  aus  deren  von  Ausbeutung  unberührtem  Ertrage  hätten  be- 
friedigt werden  können,  desto  weniger  schwerwiegend  wurde  der 
Vorteil  der  Ausbeutung,  desto  bedeutsamer  der  Nachteil  der 
durch  die  Unfreiheit  bewirkten  Erniedrigung  des  Arbeitenden, 
Es  bemächtigte  sich  hie  und  da  der  Zweifel  des  früher  unbe- 
strittenen Rechtsinstituts:  die  Idee  der  sozialen  Gerechtigkeit 
wurde  geboren.  Zum  erstenmale  geschah  dieses,  soweit  ge- 
schichtliche Erinnerung  zurückreicht,  durch  Buddha,  später  durch 
Christus.  Aber  sowohl  der  Sozialismus  des  Buddhismus,  wie  jener 
des  Christentums  war  verfrüht  und  musste  deshalb  wirtschaftlich 
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unpraktisch  bleiben.  Es  war  noch  nicht  möglich,  die  Ausbeutung 
des  Menschen  durch  den  Menschen  zu  beseitigen,  da  die  wirt- 
schaftliche Freiheit  gleichbedeutend  gewesen  wäre  mit  der  Ver- 
nichtung des  Kulturfortschritts.  Auch  die  Gleichheitsideen  im 
16.  Jahrhundert  gelangten  verfrüht  zum  Ausbruch;  daher  die 
gänzliche  Erfolglosigkeit  und  verhältnismässig  leichte  Unter- 
drückung der  damaligen  sozialistischen  und  kommunistischen 
Aufstände.  Die  spätere  liberale  Revolution  ging  von  der  Fiktion 
aus,  dass  die  Emanzipation  des  mobilen  Besitzes  gleichbedeutend 
sei  mit  der  Emanzipation  der  Arbeit;  die  politische  Unfreiheit 
hielt  man  für  die  Quelle  der  wirtschaftlichen,  während  doch  in 
Wahrheit  das  Umgekehrte  das  Richtige  ist.  Man  proklamierte 
Freiheit  und  Gleichheit  aller  Menschen.  Unter  dem  Einfluss 
dieser  Lehren  und  vor  allem  infolge  einer  wesentlichen  Aende- 
rung  in  den  Produktionsverhältnissen  vollzog  sich  ein  Umschwung 
der  herrschenden  sozialen  Ideen.  Ein  neuer,  überwältigender 
Arbeitsfaktor,  die  Maschine,  war  auf  die  weltgeschichtliche  Bühne 
getreten;  durch  sie  wurde  eine  neue  Form  der  Produktion  an- 
gebahnt, durch  sie  die  Ausbeutung  aus  einer  Kulturnotwendig- 
keit in  ein  Kulturhindernis  verwandelt. 

Wir  befinden  uns  jetzt  an  der  Schwelle  der  dritten  Welt- 
epoche, derjenigen  organisierter  freier  Arbeit.  In  ihr  herrscht 
die  wirtschaftliche  Gerechtigkeit,  die  mit  dem  kommunistischen 
Gleichheitsprinzip  nichts  gemein ,  vielmehr  die  wirtschaftliche 
Selbstverantwortlichkeit  des  Individuums  zur  notwendigen  Vor- 
aussetzung hat  und  in  der  Verwirklichung  des  Grundsatzes  gipfelt : 
,  Jedem  das  Seine."  Als  dieses  jedermann  gebührende  Eigentum 
ist   der  ungeschmälerte  Ertrag  der  eigenen  Arbeit   aufzufassen. 

Elster. 


C.   Zeitschriftenüberschau. 


Neue  Zeitschriften: 

Rivista  italiana  per  le  scienze  ginridiche  wird  fortan  die  dem 
C.Bl.  nachgebildete  Rivista  critica  (vgl.  V.  197.)  heissen  und 
ausser  dem  bibliographischen  Teile  selhjptändige  Monographien  aus 
allen  Gebieten  der  Rechtswissenschaft  liefern.  Preis  fortan  für 
6  Hefte  von  ca.  160  S.  18  M. 

Zeitschr.  f.  Rechtsgeschichte.  Germ.  Abt.  VI.  2.  Lehmann, 
z.  Frage  üb.  d.  Ursprung  d.  Gesetzsprecheramtes.  Lindner,  d. 
Schw.sp.  bei  d.  Siebenbürger  Sachsen,  v.  Salis,  lex  Romana 
curiensis.     Sickel,  Entstehung  d.  Schöffengerichts. 
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Zeitschr.  d.  Harzvereins.  XVIII.  2.  Jacobs,  Hegung  d.  gräfl. 
stolbergisch-werningerodischen  Landgerichts  (um  1650).  Heer- 
gewette  u.  Gerade.     Dritter  Pfennig. 

Oesterr.  Gerichtsztg.  XXXVI.  96.  Gernerth,  Mitschuld  bei  Miss- 
brauch d.  Amtsgewalt.  100.  101.  Pi  fr  eich,  zum  Ges.  v.  23./V. 
1853.  103.  104.  Nowak,  Petition  d.  Lemberger  Juristenvereins 
um  Regelung  d.  Meistgebotteilangsverfahrens.  XXXVH.  2.  No- 
wak, J.  Glaser.  (1—8.  Anzeige  v.  Bindings  Straf-R.)  9.  §.  287 
österr.  Str.Pr.O. 

Jnrist.  Blätter.  XV.  1,  Wahlberg,  Glaser  als  Kriminalist.  Jahres- 
schau. 1.  Testament  eines  Minderjährigen  der  ausländ.  Gerichte. 
3.  Engl.  Z.Pr.  4.  5.  Hugelmann,  Ehelösungen  in  Oesterreich 
1882—84.  6—8.  Canstein,  eidl.  Parteienvernehmung  u.  d. 
Schiedseid.  9.  Dr.  L.  Johanny  f.  Wahlberg,  Glasers  Straf- 
gesetzgebungsarbeiten. 

Oesterr.  Centralbl.  IV.  1.  Ran  da,  soll  d.  öffentl.  Gut  in  d.  öffentl. 
Bücher  einverleibt  werden.  Fuld,  d.  französ.  Gesetz  üb.  Be- 
strafung d.  Rückfalls.  2.  Ofner,  Glaser.  Geller,  pactum  re- 
servati  domini.  (Centralbl.  f.  Verwaltungspraxis.  II.  1.  Geller, 
Gegenstand  d.  Gewerbesteuer.     2.  Frey,  Vagabundenfrage.) 

Zeitschr.  f.  d.  Privat-  u.  öflfentl.  R.  XIII.  2.  Kohler,  d.  Rechts- 
geschäft. Schrutka-Rechtenstamm,  z.  Analyse  d.  Exscin- 
dierungsklage.  Heimburger  (s.  S.  302).  Zur  Lehre  v.  Erwerb 
d.  Erbschaft. 

Themis.  XVII.  1.  Bemmelen,  van,  praktische  reg  tsvragen.  Goud- 
smit,  Bemsspel. 

Tidskrift  af  juridiska  föreningen  i  Finland.  1885.  3.  4.  Ser- 
lachius,  om  arfskifte.  Förstag,  om  njj-a  lärostolar  i  juridiska 
fakulteten.     Juridiska  föreningen  ärconöte  14./XII.  85. 

Law  Magazine  and  Review.  CCLIX.  (Febr.)  The  Land  Laws  of 
India.  The  late  Earl  Cairns.  The  origin  of  european  Land  com- 
munities.  Foreign  Maritime  Laws.  Conflicting  judicial  views 
on  the  married  womens  property  act. 

American  Law  Review.  I.  (Jan. -Febr.)  Codification.  Survival  of 
Actions.  Civil  Liability  of  Physicians  and  Surgeons  for  Negli- 
gence.     Letter  from  Professor  König  on  Codification. 

The  Law  Quarterly  Review.  (Pollock).  4.  Cohen,  notes  on 
current  points.  Campbell,  on  Land  tenure  in  Scotland  and 
England.  Challis,  on  a  point  in  the  Law  of  executory  limi- 
tations.  Scrutton,  Roman  Law  in  Bracton.  Pike,  Common 
Law  and  conscience  in  the  ancient  Court  ot  Chancery.  Prisher, 
the  administration  of  equity  through  common  Law  forms.  El- 
phinstone,  on  the  Limits  of  Rules  of  construction.  Phillips, 
offences  against  marriage  and  the  relations  of  the  sexes.  Digest 
of  Cases. 

La  France  Judiciaire.  IX.  8.  9.  10.  11.  12.  Forts.  De  la  relega- 
tion  des  recidivistes.  La  femme  et  la  nouvelle  loi  sur  le  divorce. 
Les  remords  chez  les  coupables.  Victor  Hugo,  avocat,  et  la  peine 
de  mort.  Du  curage  des  cours  d'eau.  Le  mouvement  des  idees 
et  la  magistrature  en  1884.  L'interdiction  de  residence  et  la  sur- 
veillance  de  la  haute  police.  X.  1.  u.  2.  Le  congres  de  droit 
commercial  d'Anvers.  De  la  preuve  en  matiere  de  reprises  ma- 
trimoniales. Essais  de  critique  legislative.  La  magistrature  et 
les  Codes. 

Revue  generale  du  droit,  de  la  legislation  et  de  la  juris- 
prudence.  IX.  6.  Sumner-Maine,  la  Constitution  federale 
des    Etats   Unis.     Mornard,    de    l'adage    contra    non    valentem 
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ageie  non  currit  praescriptio.  Louis-Lucas,  de  la  pr6ference 
des  Romains  pour  les  satisdationes  compar^es  aux  garanties 
reelles.  La  ([uestion  des  tleuves  d'Afrique  et  la  conlerence  de 
Berlin.  X.  1.  Etüde  sur  le  titre  de  la  loi  salique.  De  migran- 
tibus.  De  Tadage  contra  non  valentem  agere  non  currit  prae- 
scriptio. Etudes  sur  les  institutions  romaines.  La  dictature.  La 
Constitution  federale  des  Etats-Unis. 

Bulletin  de  la  Soci^t^  de  Legislation  conipar^e.  2.  Etüde  sur 
Torganisation  et  les  moeurs  judiciaires  de  la  R^publique  argen- 
tine.  Legislation  repressive  du  duel  dans  le  proJet  de  Code 
penal  du  Japon. 

Annales  de  Pecole  libre  des  sciences  politiques  (Boutmy).  1. 
Say,  L.,  les  interventions  du  tresor  ä  la  bourse  depuis  100  ans. 
Glas  so n,  les  abus  qui  peuvent  resulter  du  contlit  des  lois  re- 
latives aux  mariages.  Sorel,  les  plans  politiques  de  Mirabeau 
en  1790.  Agral,  la  question  de  la  Separation  de  l'Eglise  et  de 
l'Etat  en  Angleterre.  Koechlin,  la  politique  frangaise  au  Con- 
gres  de  Rastadt.  Poinsard,  les  cedules  immobilieres  de  l'in- 
come  tax  en  Angleterre. 

La  Science  Sociale.  (Demoulins.)  1.  La  science  sociale  est-elle 
une  science?  Les  origines  des  trois  races  agricoles  et  Pasteurs. 
Les  regimes  de  coramunautes  chez  les  populations  agglomerees. 
La  Constitution  sociale  du  Japon.  Une  province  de  Tempire 
AUemand  au  XIX  siecle.     Le  cercle  de  Souabe.     Chronique. 

Zeitschr.  f.  Zivilprozess.  IX.  4.  Wach,  Eidesbeweis  in  den  Pro- 
zessen d.  offenen  Handelsgesellschaft.  Rintelen,  zwei  Streit- 
fragen betr.  d.  Zwangsvollstreckung  aus  Urteilen  ausländ.  Ge- 
richte. Francke,  Anfechtbarkeit  einer  im  Wege  d.  Zwangs- 
vollstreckung erfolgten  Befriedigung. 

Blätter  f.  Gefängniskunde.  XX.  2.  u.  3.  Engl.  Gefängniszustände. 
Einzelhaft  in  Frankreich.  Der  IIL  intern.  Gefängniskongress  in 
Rom  1885. 

AUgem.  konservative  Monatsschrift.  XLIL  11.  Kirchen  heim, 
neue  Gesichtskreise  f.  d.  Strafrechtspflege.  XLIII.  1.  Kirchen- 
heim, d.  intern.  Gefängniskongress  in  Rom. 

Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  1886.  IL  Geigel  (Schluss),  Sep.- 
Abdr.  s.  o.  Nowotny,  Regelung  d.  kirchl.  Konkurrenzwesens 
in  Böhmen.     Sajo,  Pfarrgebühren  in  Ungarn. 

Forschungen  z.  deutschen  Geschichte.  XXV.  S.  576  ff.  Falk, 
Kirchen  im  Laienbesitz  während  d.  7. — 11.  Jahrh. 

Annalen  d.  Deutschen  Reiches.  1886.  4.  Arndt,  üb.  d.  preuss. 
Verordnungs-R.  Reichskanzler,  Reichsministerium,  Reichs- 
regierung. 

Forstwissenschaftl.  Centralbl.  1886.  3.  Denkschrift  d.  Vollzug  d. 
Reorganisation  d.  bayr.  Staatsforstverwaltung  betr. 


D.  Neue  Erscheinungen. 

Vom  16.  Februar  bis  31.  März  1886  erschienen   oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

^Bornhak,  C,  Geschichte  d.  preuss.  Verwaltungs-R.  (In  3  Bdn.» 
3.  Bd.  Bis  zur  neuesten  Verwaltungsreform.  Berlin,  Springer. 
X  u.  350  S.     8  M.,  gb.  9  M.  20  Pf.  ^^^ 

Centralblfttt  für  Rechtswlsaenachaft.     V.  Band. 
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'^'Bernatzi  k,  Ed..  Rechtsprechung  u.  materielle  Rechtskraft,  Ver- 
waltungsrechtl.  Studien.     Wien,  Manz.     X  u.  326  S.     6  M. 

■-'Dernburg,  H.,  Pandekten.  2.  Bd.  1.  Llg.  S.  1-112.  Berlin, 
Müller.     2  M.,  I.  u.  IL  1.  15  M.  50  Pf. 

Ernesti,  Rechtsstreit  d.  Grossen  Waisenhauses  Beatae  Mariae  Vir- 
ginis  zu  Braunschweig  gegen  Se.  Maj.  d.  König  v.  Sachsen  u. 
Se.  Königl.  Höh.  d.  Herzog  v.  Cumberland  wegen  d.  Guts  Hed- 
wigsburg. (Aus  d.  Zeitschr.  f.  Rechtspflege  im  Herzogth.  Braun- 
schweig.)    Braunschweig,  Bruhn.     22  S.     60  Pf. 

Fischel,  A.,  die  Konkurse  u.  das  geltende  Konkurs-R.  Vortrag, 
geh.  in  der  Wochenversammlg.  d.  mähr.  Gewerbevereins  am 
19./XI.  1885.  (Aus  Mähr.  Gewerbebl.)  Brunn,  Knauthe.  14  S. 
40  Pf. 

Fuld,  L.,  Zwangserziehung  verwahrloster  Kinder.  Eine  Aufgabe 
d.  Reichsregierung.     (Abdr.  aus  Schmollers  Jahrbuch  IX.) 

*Fitting,  H.,  die  Entbehrlichkeit  der  beabsichtigten  Novelle  zur 
Z.Pr.O.     Berlin,  Guttentag.     35  S.     80  Pf. 

Frankenstein,  K.,  die  Lage  d.  bäuerlichen  Grundbesitzes  in  Deutsch- 
land u.  d.  Reform  unserer  Agrargesetzgebung.  Ein  Beitrag  zur 
Lösung  der  Agrarfrage.  Jena,  Döbereiner.  1885.  III  u.  145  S. 
2  M. 

■=^Franz,  Rechtsprechung  d.  Oberlandesgerichts  Colmar  im  Elsass  in 
Strafsachen.  Im  Auftrage  der  kaiserl.  Oberstaatsanwaltschaft 
hrsg.  l./X.  1879  bis  Ende  1885.  Strassburg  i.  E.,  Schultz  &  Co. 
112  S.     2  M.  50  Pf. 

Gneist,  Rud.,  das  engl.  Parlament  in  tausendjährigen  Wandelungen 
vom  9.  bis  zum  Ende  d.  19.  Jahrh.  1.  u.  2.  Aufl.  Berlin,  All- 
gemeiner Verein  f.  deutsche  Literatur.     VII  u.  407  S.     7  M. 

'"'Hackfeld -Pflüger,  H.,  über  Besitz  u.  Ersitzung  von  Teilen  einer 
Sache.     (Diss.  Strassburg.)     Bremen,  Hollmann.     52  S, 

*HarrasG wsk)'.  Codex  Theresianus.  Bd.  V.  (Schluss.)  Wien. 
Gerold.     248  S.     7  M.  20  Pf. 

*H ei m burger,  K.,  die  Reform  d.  Verwaltungsrechtsprechung  u.  d. 
Kompetenzkonflikte  in  Italien.  (Aus  Grünhuts  Zeitschr.)  Wien, 
Holder.     1886.     80  S. 

Henrici,  das  deutsche  Reichsgericht.  (Aus  Iherings  Jahrbuch  f.  d. 
Dogm.  d.  heut.  röm.  u.  deutschen  Privat-R.)  Jena,  Fischer. 
32  S.     80  Pf. 

Held,  0.,  die  bestehende  Organisation  u.  die  erforderliche  Reorgani- 
sation d.  preuss.  Polizeiverwaltg.  mit  Rücksicht  auf  d.  wünschens- 
werte Erweiterung  derselben  zur  deutschen  Reichspolizei.  Berlin, 
Luckhardt.     VI  u.  228  S.     5  M. 

*Herrfurth,  L.,  die  Kommunalabgabenpflicht  der  Aktiengesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  Berggewerk- 
schaften u.  eingetragenen  Genossenschaften  in  Preussen  nach  dem 
Gesetz  vom  27./VII.  1885,  systematisch  dargestellt.  Berlin,  Hey- 
mann.    XII  u.  155  S.     4  M. 

Hue  de  Grais,  Handbuch  d.  Verfassung  (s.  1.79).  5.  Aufl.  Berlin. 
7  M. 

—  Grundriss.     2.  Aufl.     Berlin.     1  M. 

111  ing,  Handbuch  f.  preuss.  Verwaltungsbeamte.  4.  Aufl.  2.  Abt. 
Berlin,  Hack.     6  M. 

'-'Kl  ein  feil  er,  G.,  die  bayer.  Litteratur  über  den  Vollzug  d.  Frei- 
heitsstrafe im  Anschlüsse  an  die  gleichzeitige  Gesetzgebung. 
München,  Rieger.     1885.     VI  u.  80  S.     2  M. 

*Kniep,  F..  vacua  possessio.  1.  Bd.  Jena,  Fisclier.  XVI  u.  496  S 
10  M. 
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*Kohler,  J..  das  R.  als  Kulturerscheinung.  Einleitung  in  die  ver- 
gleichende Rechtswissensch.  Wiirzburg.  Stahel.  1885.  29  S 
1  M.  40  Pf. 
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Quintana,  legislacion  industrial  etc.     160  S.    Madrid,  Murillo.   12  r. 

Ramos,  legislacion  hipotecaria.     Madrid,  Revista.     34  r. 

Romero  Givon,  la  cuestion  de  las  Carolinas  ante  el  derecho  inter- 
nacional.     54  S.     Madrid,  Gangerre.     5  r. 

Sancho  Tello,  derecho    notarial    de  Espana.     Madrid,  Po86.     16  r. 

Vi  da,  el  prospecto  del  codigo  penal.     88  S.     Madrid.     7  r. 
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Wiederum  haben  wir  den  Verlust  eines  verehrten  Mit- 
arbeiters zu  beklagen.  Am  10.  März  d.  J.  starb  nach  längerem 
Leiden  der  Geheime  Bergrat,  Herr 

Prof.  Dr.  Rudolf  Klostermann 

in  Bonn,  geb.  den  17.  November  1828  und  als  hervorragender 
Schriftsteller  auf  dem  Gebiete  des  Berg-R.,  sowie  des  geistigen 
Eigentums-R.  bekannt.  Erst  vor  kurzem  (IV.  S.  397)  war  uns 
durch  Erscheinen  der  4.  Auflage  des  Klostermannschen  Kom- 
mentars Gelegenheit  geboten,  die  Bedeutung  dieses  Mannes  für 
die  Theorie  und  Praxis  hervorzuheben,  und  erlauben  wir  uns 
hier  auf  diese  Charakteristik  zu  verweisen.  Der  Verblichene 
hat  durch  Bearbeitung  der  Referate  auf  den  genannten  Gebieten 
das  C.Bl.  von  vornherein  auf  das  regste  unterstützt,  und  werden 
wir  ihm  ein  dankbares  Andenken  bewahren. 


Verantwortlicher  Redakteur:  Dr.  v.  Kirchenhelm  in  Heidelberg. 
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Monatlich  ein  Heft  von  21'2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.  Ausländischer  Litteraturbericht  1880-85. 


Die  ungarische  Rechtslitteratur 

in  der  Periode  1880—85. 
Von  Herrn  Prof.  Dr.  Nagy  in  Klausenburg. 


Mit  der  Wiederherstellung  der  ungarischen  Verfassung  im 
Jahre  1867  beginnt  auch  für  das  ungarische  Rechtsleben  eine 
neue  Epoche.  Galt  es  doch  an  die  Stelle  veralteter,  an  feudale 
Einrichtungen  und  Anschauungen  anschliessender  Normen  ein 
den  wesentlich  veränderten  und  stets  reicher  und  mannigfaltiger 
sich  entwickelnden  sozialen  Verhältnissen  entsprechendes  Recht 
zu  schaffen,  die  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  in  modernem 
Geiste  umzugestalten,  die  Forderungen  des  Rechtsstaates  nach 
allen  Seiten  hin  zu  verwirklichen.  Diese  neue  Epoche  hätte 
eigentlich  schon  mit  dem  Jahre  1848  beginnen  sollen,  als  auch 
in  Ungarn  die  grossen  Prinzipien  der  Freiheit  und  Rechtsgleich- 
heit proklamiert,  die  bäuerlichen  Lasten  und  die  Beschränkungen 
des  Immobiliarverkehrs  aufgehoben  wurden.  Leider  wollte  es 
jedoch  das  Schicksal  der  Nation,  dass  die  naturgemässe  nationale 
Weiterentwickelung  gewaltsam  abge^hnitten  wurde;  fremde 
Institutionen  und  fremdes  R.  wurden  der  Nation  aufoktroyiert  und 
erst  nach  18jähriger  zäher  Ausdauer  gelang  es,  den  zerrissenen 
Faden  der  nationalen  Staats-  und  Rechtsbildung  wieder  auf- 
zunehmen und  weiter  zu  spinnen. 

Selbstverständlich  kam  diese  neue  Period*^  '^<-   i,'....i.t<i..i..,M^ 

Centralblatt  für  Rechtswissenschaft,    V.  Band. 
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auch  der  während  der  Fremdherrschaft  fast  ganz  danieder- 
liegenden Ungar.  Rechtslitteratur  zu  gute.  Die  zahlreichen 
Reformprojekte  der  Regierung  weckten  zunächst  die  Gesetz- 
gebungskritik, während  die  zustande  gekommenen  Gesetze  sofort 
zu  Kommentaren  und  sonstigen  Arbeiten  Anlass  boten.  Die 
Hebung  des  juristischen  Unterrichts,  namentlich  die  Besetzung 
der  Lehrstühle  durch  jüngere  meist  auf  deutschen  Universitäten 
ausgebildete  Männer  führte  der  Litteratur  weitere  Impulse  und 
Kräfte  zu,  und  so  sehen  wir  die  ungar.  Rechtslitteratur  bald 
einen  Aufschwung  nehmen,  welcher  die  grosse  Kluft  gegenüber 
der  modernen  Wissenschaft  immei-  mehr  verringert  und  auszu- 
füllen verspricht.  Dass  zunächst  allerdings  von  Selbständigkeit 
und  Originalität,  wie  der  Rechtsschaffung  so  auch  der  Rechts- 
bearbeitung leider  noch  wenig  zu  bemerken  ist,  darf  um  so 
weniger  wundernehmen,  je  grössere  Anstrengung  dem  ungar. 
Juristen  stände  schon  die  Aneignung  der  reichen  Schätze  moderner 
Rechtswissenschaft  kostete.  Sowie  jedoch  diese  Arbeit  ganz  voll- 
bracht, sobald  namentlich  das  noch  mangelhafte  Kodifikations- 
werk und  dadurch  die  Schaffung  der  Basis  normaler  Weiter- 
entvvickelung  vollendet  sein  wird,  kann  auch  die  ungar.  Juris- 
prudenz weiterhin  ihre  eigenen  Wege  wandeln. 

Indem  wir  uns  anheischig  machen,  über  die  wichtigeren  Er- 
scheinungen der  ungar.  Rechtslitteratur  in  dieser  Zeitschrift 
fortan  regelmässig  Bericht  zu  erstatten ,  wollen  wir  zuvörderst 
mit  einem  kurzen  Ueberblick  über  die  litterarische  Produktion 
der  letzten  fünf  Jahre  beginnen. 

Dieselbe  hat  sich  zunächst  denjenigen  Gebieten  zugewendet, 
auf  welchen  grössere  Gesetzgebungswerke  die  weitere  Rechts- 
entwickelung zu  vorläufigem  Abschluss  brachten,  und  einer  neuen 
Judikatur  die  Bahn  eröffneten.  So  namentlich  dem  Handels-, 
Wechsel-  und  Konkurs-R.  zufolge  des  Handelsgesetzes  vom 
Jahre  1875,  des  Wechselgesetzes  vom  Jahre  1876,  des  Konkurs- 
gesetzes vom  Jahre  1881.  Sodann  dem  Straf-R.  zufolge  des 
Strafgesetzes  von  1878.  An  selbständig  erschienenen  Werken 
erwähnen  wir  auf  ersterem  Gebiete :  einen  Kommentar  des  Handels- 
gesetzes in  3  Bänden  von  Armin  Neumann;  ein  systematisches 
Handbuch  des  Handels-R.  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
ungar.  Rechtsprechung  vom  Verf.  dieser  Zeilen ;  ein  kürzer  und 
populär  gefasstes  Lehrbuch  des  Handels-R.  von  Victor  Mutschen- 
bacher; ferner  ein  Lehrbuch  des  Wechsel-R.  in  2.  Auflage  von 
Stefan  Apäthy  und  zwei  Kommentare  des  Konkursgesetzes  von 
L.  Krdlik  und  M.  Herczegh.     Das   Straf-R.  weist   auf:    2  Kom- 
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mentare  von  A.  Schnierer  und  Karl  IlUs  (ersterer  bereits  in 
2.  Auflage,  letzterer  noch  unvollendet);  3  Lehrbücher  von  G. 
Kautz,  B.  Werner  (bloss  allgemeine  Lehren)  und  AI.  Körösi; 
ausserdem  mehrere  Monographien,  so  namentlich  über  die  Lehre 
vom  Versuche  von  J.  Bautngarten ;  über  die  Lehre  von  der  Mit- 
thäterschaft  von  J.    Wlassics. 

Die  wissenschaftliche  Pflege  der  übrigen  positiven  Rechts- 
disziplinen litt  dagegen  wie  in  den  früheren,  so  auch  iu  den 
letzteren  Jahren  unter  dem  Mangel  genügender  gesetzlicher 
Grundlagen.  Das  ungar.  Zivilgesetzbuch  befindet  sich  noch  im 
Stadium  der  Vorbereitung  und  bietet  für  das  Fehlen  desselben 
weder  die  äusserst  unsichere  Praxis  der  Gerichte,  noch  das 
Studium  des  r.  R.,  welches  in  Ungarn  leider  nie  tiefere  Wurzeln 
fasste,  einen  Ersatz.  Desgleichen  steht  noch  die  definitive  Rege- 
lung des  Zivil-  und  Strafverfahrens  aus.  Zu  erwähnen  aus  dem 
Gebiete  des  ungar.  Privat-R.  ausser  verschiedenen  kodifikato-' 
rischen  Arbeiten  (so  die  Entwürfe  über  die  einzelnen  Teile  des 
Zivilgesetzbuchs  von  AI.  Ggörij,  Andr.  Halmosy,  St.  Apäthy  und 
St.  Teleszky)  und  vielfachen  kritischen  Besprechungen  derselben 
(so  namentlich  von  B.  Zsögöcl,  M.  Biermann  u.  a.)  sind:  in 
erster  Linie  Em.  Zlinszky,  das  ungar.  Privat-R.  in  seiner  heu- 
tigen Gestalt  mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Praxis,  1 .  Auf- 
lage 1880,  2.  Auflage  1883;  sodann  M.  Herczegh,  der  allgemeine 
Teil  des  ungar.  Privat-R.  und  eine  2.  Auflage  von  desselben 
ungar.  Familien-  und  Erb-R. ;  desgleichen  eine  neue  Ausgabe 
des  Systems  des  ungar.  Privat-R.  von  G.  Wenzel.  Ausserdem 
ein  Kommentar  der  ungar.  Vormuudschaftsordnung  aus  dem 
Jahre  1877  von  L.  Sipöcz  und  eine  Monographie  über  das  ungar. 
Ehe-R.  von  J.  Kovdcs.  Das  Privat-R.  ohne  besondere  Beziehung 
auf  nationale  Grundlagen  wurde  lediglich  in  kleineren  Mono- 
graphien behandelt,  so  von  M.  Biermann  (über  die  Verträge  zu 
Gunsten  Dritter,  über  die  Anwendung  des  Heimatsprinzips  im 
internationalen  Privat-R.);  von  L.  Parkas  (über  das  Rechts- 
geschäft); von  M.  Katona  (über  die  Geldschulden);  während 
speziell  das  r.  R.  durch  3  Institutionenlehrbücher  von  F.  Hoff- 
mann  in  2.  Auflage,  von  AI.  Bozöky  in  3.  und  4.  Auflage  und 
von  J.  Rentmeister  (nach  Marezoll);  (ftrch  2  Biographien  über 
Marcellus  und  Papinian  von  Th.  V^csey;  durch  eine  Sammlung 
von  Rechtsfällen  aus  dem  Corpus  juris  von  M.  Kiss ;  durch  eine 
Monographie  über  die  Testierfreiheit  von  G.  Schwarcz  und 
mehrere  kleinere  Arbeiten  vertreten  ist. 

Aus  dem  Gebiete  des  Prozess-R.  sind  zu  erwähnen,    ausser 
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den  in  deutscher  Sprache  erschienenen  ausgezeichneten  „Beiträge 
zur  Theorie  des  Klage-R."  von  AI.  Plosz,  der  auch  mit  der  Ver- 
fassung des  Entwurfs  für  eine  Z.Pr.O.  betraut  wurde :  ein  Kom- 
mentar des  Zivilprozesses  von  M.  Herczegh  in  2.  und  3.  Auflage, 
und  des  Grundbuch  Verfahrens  von  demselben  in  2.  Auflage,  ferner 
ein  Kommentar  über  das  Zwangsvollstreckungsverfahren  von 
K.  Immliny,  sowie  ein  Handbuch  des  Strafverfahrens  von 
J.  Szekdcs]  ausser  diesen  verschiedene  kleinere  Arbeiten  über 
die  beabsichtigte  Reform  des  Zivil-  und  Strafprozesses,  bezüglich 
des  letzteren  neuestens  namentlich  im  Anschluss  an  einen  Ent- 
wurf von  Karl  Csemegi. 

Von  sonstigen  Erscheinungen  der  ungar.  Rechtslitteratur 
der  letzten  5  Jahre  zitieren  wir:  ein  Handbuch  des  Kirchen-R. 
in  5.  Auflage  von  Äl.  Konek;  2  Lehrbücher  des  ungar.  Ver- 
fassungs-R.  von  St.  Kiss  und  Em.  KorbuUj,  letzteres  in  4.  Auflage ; 
desgleichen  ein  Lehrbuch  des  ungar.  Verwaltungs-R.  von  G. 
Fesüs;  den  I.  Band  einer  Sammlung  systematischer  Darstellungen 
des  Verfassungs-R.  der  auswärtigen  Staaten  von  F.  Concha; 
eine  europäische  Rechtsgeschichte  in  2.  Auflage  von  Em.  Hajnik; 
den  I.  Band  einer  Sammlung  der  für  die  ungar.  Rechtsgeschichte 
so  wichtigen  Munizipalstatuten  von  AI.  Kolosväri  und  Gl.  Oiäri; 
eine  Ausgabe  des  im  siebenbürgischen  Sachsenlande  geltend  ge- 
wesenen, teils  dem  Schwabenspiegel,  teils  dem  Magdeburger 
und  Iglauer  Stadt-R.  entlehnten  sogen.  Codex  Altenberger  aus 
dem  15.  Jahrhundert  von  G.  Lindner;  schliesslich  ein  ganz 
neuestens  erschienenes  und  mit  grosser  Selbständigkeit  im  Sinne 
Comte-Spencerscher  Ideen  verfasstes  Werk  über  die  Grund- 
prinzipien der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  von  Aug.  Pulszky. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  auf  den  bedeutenden  Schatz  ungar. 
Rechtspflege  hinweisen,  welcher  in  verschiedenen  Unternehmungen 
der  ungar.  Akademie  der  Wissenschaften ,  in  den  Arbeiten  des 
Ungar.  Juristentages  (seit  1870)  und  des  ungar.  Juristenvereins 
(seit  1880),  endlich  in  den  juristischen  Zeitschriften  enthalten 
ist;  von  letzteren  ragt  insbes.  hervor  die  Monatsrevue  „Magyar 
Igazsägügy"  (Ungar.  Justizwesen),  redigiert  von  J.  Tarnai,  und 
die  Wochenschrift  „Jogtudomänyi  Közlöny"  (Zeitschrift  für 
Rechtswissenschaft),  redigiert  von  AI.  Ddrdai  und  L.  Fayer. 
In  denselben  werden  auch  die  Entscheidungen  der  Gerichte  mit- 
geteilt. 


Mühlbrecht.  Bibliograpliie.  3^3 


B.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Mülilbrecht,  0.  Wegweiser  durch  die  neuere  Litterat  ur  der 
Staats-  und  Rechtswissenschaften.  Berlin,  Putt- 
kammer.    XVI  u.  446  S.     15  M. 

—  üebersicht  der   gesamten. Staats-  und  rechtswissen- 

schaftlichen Litteratur  d.  J.  1884;  desgl.  1885. 
Bd.  XVII  u.  278  S.  Bd.  XVIII  u.  264  S.  Berlin,  ebenda, 
a  Bd.  4  M. 

Im  C.Bl.  I  S.  163  wurde  ein  Katalog  von  M.  gekennzeichnet. 
Auf  Grund  dieses  sowie  anderer  Kataloge  der  nämlichen  Firma 
und  auf  Grund  der  von  derselben  herausgegebenen  ad  2  erwähnten 
Uebersichten  —  von  denen  Bd.  XVII  5294,  XVIII  4192  Titel  enthält 

—  ist  der  ad  1  genannte  Wegweiser  entworfen.  Derselbe  will 
nicht  ein  vom  Standpunkt  der  Bibliographie  vollständiges  und 
systematisches  Werk,  sondern  ein.  durchaus  praktischer  Weg- 
weiser sein,  der  in  möglichster  Kürze,  aber  in  ausreichendem 
Masse  die  Titel  anführt.  Im  wesentlichen  ist  nur  die  neuere 
Litteratur,  d.  h.  die  dieses  Jahrhunderts,  ältere  Erscheinungen 
sind  nur  sehr  vereinzelt  berücksichtigt.  Die  Preise  sind  überall 
bemerkt.  S.  1 — 328  umfasst  den  systematischen  Teil.  Es  be- 
ginnt Rechtsgeschichte,  Enzyklopädie,  Rechtsphilosophie,  r.  R., 
allgemeines  Privat-R.  (Reichs-R.)  und  Reichsjustizgesetze,  Fa- 
milien-R.,  Erb-R.,  R.  des  Grundes  und  Bodens,  Handels-R.  etc., 
Erfinder-R.  S.  64—81  Straf-R.  und  Strafvollzug,  S.  81—88 
Kirchen-R.;  S.  88 — 126  folgen  die  deutschen  Partikularrechte, 
S.  127—170  Staats-R.  und  Staatswissenschaften,  sodann  die  R. 
der  ausserdeutschen  Staaten.  In  den  einzelnen  Abteilungen  sind 
kleinere  Gruppen  gebildet,  welche  unter  sich  nach  den  Stich- 
worten der  Materie  in  alphabetischer  Reihe  fortlaufen  (z.  B. 
Allgemeines  Privat-R.  IV.  R.  des  Gi%ndes  und  Bodens:  All- 
geraeines, Bauerngut,  Berg-R. ,  Bienen-R.,  Expropriation,  Fa- 
milienfideikommisse,  Forst-  und  Jagd-R.,  Hypotheken-R. ,  Land- 
wirtschafts-R. ,  Lehn-R.,  Meier-R.,  Nachbar-R. ,  Pacht  u.  Miete, 
Rayon-R.,  Reallasten,  Schäferei,  Servituten,  Wasser-  und  Mühlen-R., 
Strom-  und  Deichbauten).  Unter  jedem  Stichwort  findet  man  die 
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notwendige  einschlägige  Litteratur.  Am  Ende  jeder  Abteilung 
sind  die  darauf  bezüglichen  Zeitschriften  angegeben.  Das  reich- 
haltige Register  (300  Spalten  und  20000  Titel)  gibt  die  meisten 
Titel  dreimal,  unter  dem  Namen  des  Autors  (oder  Uebersetzei's), 
dem  Stichwort  der  Materie  und  dem  Schlagwort  des  Landes  oder 
Ortes,  so'dass  auch  nur  teilweise  Bekanntes  leicht  gefunden  und  zu- 
gleich über  die  ganze  Litteratur  einer  Materie  schnell  Aufschluss 
erhalten  werden  kann.  Kirchenheim. 


IL  Kechtso'eschichte. 


O' 


Kohler.  Islamitisches  Obligationen-  und  Pfand-R.  (Zeit- 
schrift für  vergleichende  Rechtswissenschaft.  VL  Bd.  208 
bis  276  S.). 

Das  islamit.  R.  ist  trotz  seiner  eminenten  Bedeutung  für  eine 
allgemeine  Rechtsgeschichte  und  trotzdem  dass  manche  seiner 
Quellen  durch  die  Uebersetzungen  Hamiltons,  van  den  Bergs, 
Perrons,  Seignettes,  Conercys  und  Baillies  weiteren 
Kreisen  zugänglich  geworden  sind,  in  Deutschland  bis  jetzt  noch 
sehr  stiefmütterlich  behandelt.  Tom  aus  moslemisches  R. 
(1855)  und  desselben  Verf.  Abhandlung  über  das  Erb-R.  nach 
den  Verordnungen  des  Islams  in  der  Zeitschrift  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft  (V  S.  116  ff.) ,  sowie  eine  in  Wien  1883  er- 
folgte Publikation  über  das  Ehe-R.,  Familien-R.  und  Erb-R.  der 
Mohammedaner  nach  dem  janefitischen  Ritus  sind  noch  wohl  am 
bekanntesten  geworden.  Der  Verf.  hat  bereits  eine  Abhandlung 
„Zur  Geschichte  der  islamit.  Rechtssysteme "  in  der  Zeitschrift  für 
vergleichende  Rechtswissenschaft  V  S.  385,  sowie  zwei  kleinere 
Schriften  („Die  Commenda  im  islamit.  R."  und  „Moderne  Rechts- 
freiheit bei  islamit.  Juristen",  beide  Würzburg  1885)  über  islamit. 
R.  publiziert.  In  der  obigen  Abhandlung  liefert  er  uns  eine 
Darstellung  des  islamit.  Obligationen-  und  Pfand-R.  nach  den 
bis  jetzt  übersetzten  Rechtsquellen.  Die  dabei  sich  ergebenden 
Parallelen  zu  dem  bei  uns  geltenden  R.  sind  ebenso  interessant, 
wie  die  Abweichungen  von  demselben.  Der  Verf.  behandelt 
zunächst  den  allgemeinen  Teil  des  Obligationen-R.,  darin  u.  a.  die 
Lehre  von  Offerte  und  Acceptation,  vom  Rücktrittsrecht  (madjlis), 
das  Wucherverbot,  die  Haftung  bei  einer  Solidarobligation  ,  die 
Delegation  (hawala).     Ein  zweiter   Abschnitt   ist   dem   Pfand-R. 


Kohler,  islauui.  u.liu.   —  Bnuier.  ;;i:, 

gewidmet.  Das  Pfand  ist  Besitz  und  Aufbewahrungspfand.  Das 
Pfand-R.  entstellt  erst  durch  Uebergabe.  Es  gibt  keine  Ver- 
pfändung von  Forderungen.  Die  Benutzung  der  Sache  ist  dem 
PfandgUiubiger  entzogen.  Ein  Verkauf  des  Pfandes  ist  nur  mit 
Einwilligung  des  Schuldners  gestattet.  Die  Hypothek  ist  dem 
islamit.  R.  fremd.  In  einem  dritten  Teile  wird  das  spezielle 
Obligationen-R.  abgehandelt,  insbesondere  der  Kauf,  die  locatio- 
conductio  (idjara),  das  Darlehen,  das  Kommodat,  das  Depositum, 
das  Mandat,  die  Gesellschaft,  der  Vergleich,  die  Bürgschaft,  die 
Quasikontrakts-  und  Deliktsobligationen.  In  allen  diesen  Materien 
zeigt  sich  das  islamit.  R.  aufs  feinste  entwickelt  und  rechtfertigt 
durchaus  die  Behauptung  des  Verf.,  dass  dasselbe  ein  Kultur-R. 
ersten  Ranges  sei.  Hinzugefügt  ist  noch  eine  Abhandlung  über 
das  islamit.  Retraktrecht  (schaffa).  Post. 

Bruder,  A.  Studien  über  die  Finanzpolitik  Herzog 
Rudolfs  IV.  von  Oesterreich  (1358—1365)  mit  Be- 
nutzung zweier  ungedruckter  Gutachten  des  XIV.  Jahr- 
hunderts. 1886.  131  S. 
Die  Rechtsordnung  ist  nichts  Isoliertes,  sondern  ein  Resultat 
aller  Faktoren,  von  denen  das  Leben  eines  Volks  getragen  wird. 
Es  ist  keine  Rechts  geschichte,  wenn  das  nicht  beachtet  wird. 
Die  Zeit,  welche  diese  Schrift,  die  den  Zusammenhang  des  R.  mit 
der  wirtschaftlichen  Gestaltung  des  Lebens  im  Auge  behält,  sich 
für  einen  bestimmten  Punkt  ausgewählt  hat,  ist  für  die  Ent- 
wickelung  der  territorialen  Gestaltung  zur  staatlichen ,  im  Her- 
zogtum Oesterreich  von  ganz  besonderer  Bedeutung,  aber  zu- 
gleich für  ganz  Deutschland.  Die  Schrift  enthält  eine  ungemein 
fleissige  Zusammenstellung  des  Materials  für  verschiedene  Gegen- 
stände, welche  in  dem  wirtschaftlichen  Leben  des  M.A.  von 
einer  fast  ausschlaggebenden  Bedeutung  waren.  Ihr  Titel  passt; 
insoweit  die  Massregeln  Herzog  Rudolfs  den  Anlass  zur  Be- 
sprechung geben,  er  ist  aber  zu  eng,  weil  die  Schrift  darüber 
hinaus  geht,  indem  sie  überhaupt  Beiträge  liefert  für  die  auf 
den  Grundbesitz  bezüglichen  wirtschaftlich-rechtlichen  Verhält- 
nisse im  M.A.  besonders  in  Oesterreich.  Der  unter  Herzog  Ru- 
dolf gesteigerte  Bedarf  von  Geldmitt^,  für  den  die  Einnahmen 
nach  Erschöpfung  der  üblichen  Hilfsquellen  nicht  ausreichten, 
führte  den  Herzog  zu  dem  Entschlüsse,  die  landesfürstlichen 
Städte  zu  entlasten,  um  sie  desto  leistungsfähiger  zu  machen 
(Abschn.  II).  Er  wählte  dazu  einmal  das  Mittel,  die  Ablösung 
der    in   diesen    Städten   vorhandenen,  auf  dem  Boden   ruhenden 
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Abgaben,  das  Burg-R.  und  Grund-R.  (im  Abschn.  III  wird 
eingehend  eine  Erklärung  beider  besonders  für  Oesterreich  ge- 
geben, wo  Burg-R.  allmählich  die  gekaufte  Rente,  deren  ver- 
schiedene Arten  erörtert  werden,  Grund-R.  die  Leistung  aus  der 
früher  mit  Burg-R.  bezeichneten  Erbleihe  bedeute;  die  parallelen 
Ausdrücke  werden  beschrieben)  nach  dem  Vorbilde  der  Luxem- 
burger in  Böhmen  und  andern  zur  Hebung  des  Wohlstandes 
der  Städte  um  das  Achtfache  vorzuschreiben  unter  Strafen  für 
die  Widerspenstigen  und  Festsetzungen,  wie  die  landesfürst- 
lichen Einnahmen  dadurch  zu  bessern  seien  (Abschn.  IV),  hob 
sodann  die  Steuerbefreiungen  der  Kirche  u.  s.  w.  für  Wien 
und  andere  landesfürstliche  Städte  auf  (VI),  gab  weiter  ver- 
schärfte Ajnortisationsge setze  hinsichtlich  des  Erwerbs  von 
liegendem  Gut  und  Mobiliarwerten  durch  Klöster  (Abschn.  VII), 
übertrug  endlich  die  Aufnahme  der  Rechtsgeschäfte  über  den 
Immobiliarerwerb  den  städtischen  Gerichten  (Abschn.  V).  Nun 
wird  gezeigt,  dass  der  unmittelbare  Erfolg  ein  geringer  war, 
die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  bestehen  blieb ,  der  Herzog 
selbst  neue  Privilegien  bezüglich  der  Steuerfreiheit  u.  a.  gab^ 
sein  Nachfolger  in  die  Ablösungsvorschrift  Bresche  legte  (Abschn. 
VIII).  Die  Massregeln  Rudolfs  führten  zu  theoretischen  Er- 
örterungen über  ihre  Zulässigkeit.  Eine  Abhandlung  von  Jo- 
hann Reutter  (S.  70  ff.),  vor  allem  das  hier  zum  ersten  male 
behandelte,  ungedruckte  Gutachten  von  Heinrich  Langenstein, 
welches  (Abschn.  I)  die  nächste  Veranlassung  dieser  Schrift  bot, 
in  einem  Wiener  Kodex,  erklärt  die  Ablösungsverordnung  für 
unbillig;  Langenstein  geht  auf  die  einzelnen  Punkte  ein  und 
entwickelt  interessante  wirtschaftliche  Grundsätze.  Die  Dar- 
legung dieses  Gutachtens  ist  sehr  wertvoll  (Abschn.  IX).  Die 
Stadt  Wien  richtete  an  Herzog  Albrecht  V.  ein  Gutachten  mit 
der  Bitte,  den  Kauf  von  jährlichen  Gülten  um  das  Zwölffache 
in  ungarischen  Gulden  zu  gestatten;  der  Herzog  wandte  sich 
deshalb  an  den  Papst,  als  dessen  Antwort  B.  Martinas  V.  Bulla 
regimini  universalis  (cap.  1  de  emt.  et  vend.  in  Extr.  comm. 
III  5)  ansieht,  besonders  deshalb,  weil  Wiener  Handschriften  sie 
mit  der  Ueberschrift  geben:  Bulla  Martini  papae  V.  quod  con- 
tractus  burgenses  v.  burgrecht  nuncupati  sunt  liciti.  Es  wird 
dann  der  Inhalt  eines  in  Wiener  Handschriften  vorfindlichen,  unge- 
druckten Gutachtens  des  Kard.  Wilh.  Philast rius  Guale- 
rinus  für  die  Zulässigkeit  des  Rückkaufs  der  Rente  um  den- 
selben Preis  mitgeteilt  (Abschn.  X).  In  den  beiden  letzten 
Abschnitten  werden  spätere  Gesetze  über  Ablösungen  aus  Deutsch- 
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land  und  Oesterreich,  über  die  Steuerfreiheiten,  die  grundherr- 
liche Gerichtsbarkeit,  Besteuerung  des  Klerus,  Amortisations- 
gesetze u.  a.  bis  auf  die  Kaiserin  Maria  Theresia  angeführt. 
Der  beigegebene  Plan  der  Stadt  Wien  von  1566  zeigt  die  Ver- 
teilung der  Freihäuser  in  der  Stadt  in  sehr  übersichtlicher 
Weise.  Um  den  Inhalt  der  Schrift  zu  rekapitulieren,  sei  her- 
vorgehoben, dass  sie  reiche  Beiträge  liefert  für  die  Gestaltung 
der  Grundzinsen  aus  der  Erbleihe,  dem  Rentenkauf,  sowie  für 
die  andern  erwähnten  Punkte,  aus  Oesterreich  und  einer  grossen 
Reihe  deutscher  Territorien  und  Städte.  v.  Schulte. 


III.  Privatrecht. 

Mandry,  G.  Der  zivilrechtliche  Inhalt  der  Reichsgesetze. 
3.  Aufl.     Freiburg,  Mohr.     1885.     1 1  M. 

Kaum  haben  wir  —  in  Bd.  II  S.  12  —  diesen  erprobten 
Führer  durch  das  in  so  vielen  Einzelgesetzen  zerstreute  Reichs- 
zivil-R.  eingehend  besprochen  und  schon  stehen  wir  wieder  vor 
einer  neuen  Auflage.  Veranlasst  durch  die  Reichsgesetze  über 
die  Kranken-  und  Unfallversicherung  der  Arbeiter  sind  jetzt  die 
§§.  l-i  und  49  einer  gänzlichen  Neubearbeitung  unterworfen  wor- 
den, während  der  Verf.  im  übrigen  sich  darauf  beschränkt  hat, 
ohne  wesentliche  Aenderung  des  Textes  der  letzten  Auflage  die 
neuere  Litteratur  nachzutragen,  daneben  auch  bei  einzelnen 
Punkten,  namentlich  in  den  Anmerkungen,  Erweiterungen  und 
Modifikationen  beizufügen.  Dennoch  ist  infolge  der  Anwendung 
eines  engeren  Satzes  der  äussere  Umfang  der  neuen  Auflage  von 
604  auf  548  Seiten  reduziert  worden.  Aus  der  sorgfältigen  und 
übersichtlichen  Bearbeitung  des  Unfallversicherungsgesetzes  heben 
wir  nur  hervor,  dass  M.  dem  Anspruch  des  beschädigten  Arbeiters 
gegen  die  Berufsgenossenschaft  ungeachtet  des  öflfentlichen  recht- 
lichen Charalfiters  der  letzteren  und  des  ausdrücklichen  Aus- 
schlusses des  Zivilrechtswegs  und  ungeachtet  der  Bestimmung  in 
§.  6  Abs.  3  des  Unfallversicherungsgesetibs  keine  öffentliche  recht- 
liche Natur  beilegt,  sondern  die  Verpflichtung  der  Berufs- 
genossenschaft vielmehr  für  eine  aus  dem  Dienstvertrag  zwischen 
dem  Arbeiter  und  Betriebsunternehmer  hervorgehende,  durch  das 
Gesetz  erweiterte  Haftung  erklärt,  wobei  dem  Betriebsunternehmer 
die  Genossenschaft    als   Träger   der  Haftung  substituiert   werde 
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und  es  sich  im  übrigen  allerdings  um  singulare,  aber  die  privat- 
rechtliche Natur  des  Anspruchs  nicht  alterierende  Modifikationen 
handle.  —  Ein  Quellenregister  ist  auch  dieser  Auflage  nicht  bei- 
gegeben. Gaupp. 

Eger,  G.  Das  Reichshaftpflichtgesetz  betr.  die  Verbind- 
lichkeit zum  Schadensersatz  für  die  bei  dem  Be- 
triebe von  Eisenbahnen,  Bergwerken  u.  s.  w.  herbei- 
geführten Tötungen  und  Körperverletzungen. 
3.  verm.  Aufl.  Breslau,  Kerns  Verlag.  1886.  I— XVI  u. 
774  S.     16  M.  50  Pf. 

Der  bekannte  Eisenbahnrechtsschriftsteller  bietet  hier  eine  neue 
Auflage  des  Kommentars  über  das  Keichshaftpflichtgesetz.  Auch 
in  dieser  ist  die  ganze  Litteratur  in  umfassender  Weise  berück- 
sichtigt und  wörtlich  ausgezogen,  alle  Schriften  bis  in  die  neueste 
Zeit  (auch  die  Monographie  von  Endemann  3.  Aufl.,  Endemanns 
Handbuch  des  Handels-R.)  sind  verwoben,  alle  Materialien  und 
Entscheidungen  im  Detail  zitiert,  kurz  es  liegt  ein  vollständiges 
Repertorium  über  die  sämtlichen  auf  das  Haftpflichtgesetz  Bezug 
habenden  Fragen,  Gesetzesvorlagen,  Berichte  und  Entscheidungen 
vor.  Es  ist  dadurch  allerdings  ein  riesiges  Detail  mitgeteilt, 
selbst  die  Urteile  des  Reichsgerichts  und  überhaupt  die  Entschei- 
dungen deutscher  Gerichte  sind  in  extenso  auch  hier  abgedruckt, 
so  dass  der  Kommentar  eine  bedeutende  Korpulenz  erreicht  hat. 
Im  Anhange  werden  (S.  644 — 744)  die  Reichsgesetze  in  ex- 
tenso mitgeteilt  betr.  die  Krankenversicherung  von  1883  mit  der 
Novelle  von  1885,  die  Unfallversicherung  von  1884,  die  Aus- 
dehnung der  Unfallversicherung  von  1885  und  die  Hilfskassen 
von  1884.  Diese  Gesetze  werden  mit  kurzen  erläuternden  An- 
merkungen begleitet. 

Das  ganze  Werk  ist  mit  einem  detaillierten  Register  ver- 
sehen (S.  745 — 774).  Besondere  Beachtung  verdienen  die  Aus- 
führungen des  Verfassers  (Vorbemerkungen  S.  V — VIII)  über 
die  Frage,  inwieweit  das  Haftpflichtgesetz  neben  den  zitierten  Un- 
fallgesetzen u.  s.  w.  noch  in  Geltung  bleibt  (vgl.  Q^Bl.  V  S.  247). 

Meili. 

Dernburg,    H.     Das  Vormundschafts-R.  der  preuss.    Mo- 
narchie.   Berlin,  Guttentag.    1886.    XVI  u.  504  S.    10  M. 
Das  bekannte  und  weitverbreitete  Werk  liegt  in    der  dritten, 
nicht  vom  Verf.  selbst,  sondern  vom  Landrichter  Max  Schultzen- 
stein   bearbeiteten  Auflage   vor.     Es   hat   diese    durch   die   sehr 


Eger,  Haftpllicht  —  Dernburg-Schultzenslein.        .      ;J19 

eingehende  und  gründliche  Bearbeitung  eine  wesentliche  Ver- 
änderung, insbesondere  Vermehrung  gefunden,  so  dass  sie  um 
mehr  als  150  Seiten  die  früheren  Auflagen  übertrifft.  Das  Buch 
bringt  keinen  Kommentar,  sondern  eine  systematische  Darstel- 
lung des  preuss.  Vormundschafts-R. ,  wie  es  durch  die  Vormund- 
schaftsordnung vom  5.  Juli  1875  geschatten  worden  ist.  Ueber- 
sichtlichkeit  und  Klarheit  des  Systems,  Deutlichkeit  und  Knapp- 
heit der  Schreibweise  und  Schlüssigkeit  der  Argumentation 
sind  die  Vorzüge  der  Arbeit  auch  in  dieser  Auflage.  Die  Dar- 
stellung ist  in  verschiedene  Abschnitte  eingeteilt,  von  welchen 
der  erste  unter  der  Ueberschrift  „Allgemeine  Lehren"  die  histo- 
rische Grundlage  der  Vormundschafts-Ordnung  entwickelt  und 
die  Entstehung  derselben  und  die  allgemeinen  Begriffe  des  Vor- 
mundschafts-R. behandelt,  der  zweite  sich  mit  den  Organen 
der  vormundschaftlichen  Verwaltung  beschäftigt,  der  dritte  die 
Vormundschaft  über  Minderjährige,  der  vierte  die  über  Gross- 
jährige und  der  fünfte  die  Pflegschaft  abhandelt.  Die  Verf.,  welche 
bei  ihrer  Arbeit  sowohl  die  Ergebnisse  der  Praxis,  wie  sie  in  den 
von  Johow  und  Küntzel  herausgegebenen  Jahrbüchern  gesammelt 
sind,  als  auch  die  einschlagende  Litteratur  in  vollem  Umfange 
berücksichtigt  haben,  gehören  zu  den  Verteidigern  derjenigen 
Ansicht,  welche  die  Machtbefugnisse  des  Vormundschaftsrichters 
gegenüber  dem  Vormund  und  seiner  Amtsführung  erweitern 
will.  Sie  geben  daher  (cf.  S.  70,  71)  dem  Aufsichts-R.  des 
Gerichts  eine  Ausdehnung,  welche  den  Intentionen  des  Gesetzes 
kaum  zu  entsprechen  scheint.  Nicht  nur  diejenigen  Massnahmen 
des  Vormundes,  welche  ausdrücklichen  Vorschriften  des  Gesetzes 
zuwiderlaufen,  sondern  auch  die  „unzweckmässigen",  also  die- 
jenigen, über  deren  Zweckmässigkeit  und  Angemessenheit  sich 
das  Gericht  mit  dem  Vormund  nicht  im  Einklang  befindet ,  unter- 
stellen sie  der  Aufsicht  des  Gerichts  (S.  256).  Demgemäss  wird 
ein  unmittelbares  Eingreifen  des  Gerichts  in  die  die  Erziehung 
des  Mündels  betreffenden  Anordnungen  des  Vormundes  für  zu- 
lässig (S.  257),  eine  Einwirkung  auf  den  Vormund  dahin,  dass 
er  die  Auseinandersetzung  unter  den  Mündeln  und  deren  Mit- 
erben beantrage  und  betreibe  (S.  293),  für  geboten,  ja  selbst 
bei  der  Rechnungslegung  die  GeltenTlmachung  der  Unzweck- 
mässigkeit  eipes  Ausgabepostens  gegenüber  sachlichen  Einwen- 
dungen des  Vormundes  derart  für  gestattet  erachtet,  dass 
schlimmstenfalls  ein  Pfleger  ernannt  werde,  welcher  dio  Frasre 
im  Prozesswege  zum  Austrag  zu  bringen  hat  (S.  335 1 

Als  Beilagen  enthält  das  Buch  einen  Abdruck  der  \  ...u.uuü- 
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Schafts-Ordnung  und  des  Gesetzes,  betreffend  die  Geschäftsfähigkeit 
Minderjähriger,  einen  Auszug  aus  den  Kostengesetzen,  soweit  sie 
sich  auf  die  Vormundschafts-Sachen  beziehen,  einen  Abdruck  der 
Allgemeinen  Verfügung  vom  20.  November  1875  über  die  ge- 
schäftliche Behandlung  der  Vormundschafts-Sachen  und  ein 
Sachregister.  Breves. 

Eversley,  William  Pinder.  The  Law  of  the  Domestic  re- 
lations,  including  Husband  and  Wife;  Parent  and 
Child;  Guardian  and  Ward;  Infants,  and  Master 
and  Servant.  London.  Steven  and  Haynes  1885.  8.  XLIX. 
1097  S.  L.  2.  12.  6. 
Seit  dem  Erscheinen  von  Lord  Fräsers  Werk,  welches  vor- 
zugsweise das  Schott.  R.  zum  Gegenstande  hat,  ist  keine  um- 
fassende Darstellung  des  in  England,  Schottland  und  L'land 
geltenden  Familien-,  Vormundschafts-  und  Gesinde-R.  mehr  er- 
schienen. Seither  hat  aber  dieses  R.  in  vielen  Beziehungen 
sehr  wesentliche  Veränderungen  erfahren,  und  eine  Arbeit,  welche 
dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  entspricht,  befrie- 
digt daher  ein  wirkliches  Bedürfnis  und  füllt  eine  allgemein 
empfundene  Lücke  aus.  Schon  aus  diesem  Grunde  kann  das 
Werk  des  gelehrten  Mitherausgebers  des  Law  Magazine  and  Re- 
view auf  eine  günstige  Aufnahme  rechnen.  Allein  abgesehen 
hiervon  empfiehlt  es  sich  durch  seine  vollständige  Beherrschung 
und  Durcharbeitung  des  umfassenden  Stoffes,  das  gesunde  und 
praktische  Urteil ,  welches  den  Verfasser  auszeichnet  und  die 
lichtvolle,  sogar  elegante  Darstellung  und  Behandlung,  welche 
das  Studium  eines  über  tausend  Seiten  starken  Buches  nicht  nur 
erleichtert,  sondern  zu  einer  angenehmen  Beschäftigung  macht. 
Das  Werk  Eversleys  zerfällt  in  5  Teile,  von  welchen  der  erste 
und  umfangreichste  —  husband  and  wife  —  das  Ehe-R.  und  das 
eheliche  Güter-R.  zum  Gegenstande  hat.  Nach  einigen  einlei- 
tenden Erörterungen  über  die  Natur  der  Ehe  gibt  der  Verf. 
eine  kurze  Geschichte  dieses  Instituts  in  England,  Schottland 
und  Irland  bis  zu  der  neueren  Gesetzgebung,  welche  mit  der 
Lord  Hardwicke's  Act  1773  beginnt  und  mit  der  Mariages  Act 
von  1856  vorläufig  abschliesst.  Sodann  werden  behandelt  die 
Ehehindernisse,  die  wesentlichen  Erfordernisse  der  Ehe,  das  Ehe- 
versprechen und  die  Folgen  seines  Bruches,  die  Eheverträge  und 
die  allgemeinen  und  besonderen  Wirkungen  der  Ehe  mit  Rück- 
sicht auf  die  beiden  Ehegatten.  Besonders  ausführlich  wird  das 
eheliche  Güter-R.   dargestellt   mit    eingehender  Berücksichtigung 
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der  neueren  und  neuesten  married  women's  property  acts,  welche 
das  eheliche  Güter-R.  engl.  Ehegatten  so  wesentlich  umgestaltet 
haben.  Mit  Rücksicht  auf  die  Auflösung  der  Ehe  werden  ins- 
besondere die  agreements  for  Separation  besprochen,  die  Vertrags- 
massige  Uebereinkunft  der  Parteien  getrennt  voneinander  leben 
zu  wollen.  Dieselben  werden  von  den  Gerichten  anerkannt  und 
deren  Vollziehung  ermöglicht,  wenn  der  Abschluss  unter  Mit- 
wirkung eines  trustee  stattgefunden  hat.  Ein  besonderes  Inter- 
esse bietet  der  Abschnitt  „International  aspect  of  marriage  and 
divorce".  Der  Verf.  untersucht  die  Frage,  nach  welchem  Gesetz 
die  Gültigkeit  einer.  Ehe  zu  beurteilen  sei  und  entscheidet  sich 
de  lege  ferenda  für  die  lex  celebrationis,  jedoch  mit  einigen  mehr 
oder  weniger  selbstverständlichen  Ausnahmen.  Nach  dem  posi- 
tiven engl.  R.  entscheidet  für  die  Fähigkeit  eine  Ehe  abzu- 
schliessen  oder  eine  bestimmte  Ehe  einzugehen  nicht  der  Ort  der 
Trauung,  sondern  die  lex  domicilii,  während  für  die  Form  die 
Gesetzgebung  des  Trauungsortes  massgebend  ist.  Dabei  spricht 
sich  der  Verf.  in  Uebereinstimmung  mit  Dicey  gegen  die  An- 
sicht aus,  dass  consent  of  parents,  are  to  be  deemed  part  of  the 
ceremony.  Mit  Bezug  auf  die  gerichtliche  Ehescheidung  wird 
namentlich  die  Frage  untersucht,  unter  welchen  Voraussetzungen 
ein  engl.  Gericht  befugt  sei  eine  auswärts  abgeschlossene  Ehe 
von  Ausländern  gerichtlich  zu  trennen,  und  unter  welchen  die 
durch  ein  auswärtiges  Gericht  ausgesprochene  Scheidung  einer 
engl.  Ehe  als  verbindlich  anzuerkennen  sei. 

Der  zweite  Abschnitt:  Parent  and  child,  behandelt  die  Rechts- 
verhältnisse zwischen  Eltern  und  Kindern,  den  Beweis  der  ehe- 
lichen Geburt,  wobei  hervorzuheben  ist,  dass  das  engl.  R.  weder 
eine  bestimmte  Dauer  der  Schwangerschaft  kennt,  noch  auch 
eine  leg.  p.  s.  mat.  anerkennt.  Unter  gewissen  Voraussetzungen 
kann  die  Court  for  divorce  and  matrimonial  causes  den  ehelichen 
Stand  eines  Kindes,  gestützt  auf  „The  Legitimacy  Declaration 
Act"  von  1858  feststellen.  Mit  Bezug  auf  das  Erziehungsrecht 
wird  bemerkt,  dass  auch  in  England  die  Vertrags  massig  über- 
nommene Verpflichtung  eines  Vaters  oder  einer  Mutter  das  Kind 
in  einer  bestimmten  Religion  zu  erziehen  nicht  erzwingbar  ist, 
und  es  verdient  hervorgehoben  zu  wercÄn,  dass  die  Verpflichtung 
den  Kindern  den  nötigen  Unterricht  erteilen  zu  lassen  erst  durch 
die  Elementary  Education  Act  von  1876  aus  einer  bloss  morali- 
schen eine  gesetzliche  geworden  ist.  Endlich  werden  noch  die 
R.  der  Eltern  mit  Rücksicht  auf  das  Vermögen  der  Kinder  er- 
örtert.    Bei  Behandlung  der  Rechtsverhältnisse  der  unehelichen 
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Kinder  vermissen  wir  die  anstössige  Bestimmung  des  engl.  R., 
dass  das  im  Auslande  von  einer  Engländerin  ausserehelich  ge- 
borene Kind  nicht  als  engl.  Bürger  angesehen  wird,  worin  je- 
doch nach  neuesten  Vorgängen  in  der  Schweiz  eine  Aenderung 
erwartet  werden  darf.  Der  dritte  Abschnitt,  Guardian  and  Ward, 
hat  das  engl.  Vormundschafts-R.  zum  Gegenstande.  Der  Vor- 
mund ist  temporary  Parent,  sein  Amt  ist  uberrimae  lidei  und 
es  darf  ihm  aus  demselben  kein  Gewinn  erwachsen.  Der  vierte 
Abschnitt,  Infants,  handelt  von  der  Rechtsstellung  der  Kinder 
während  ihrer  Minderjährigkeit,  von  ihrer  Handlungsfähigkeit, 
ihrer  Verantwortlichkeit  für  Handlungen,  wodurch  anderen 
Schaden  zugefügt  wird,  und  von  dem  gesetzlichen  Schutz,  welchen 
die  Gesetze  von  1872,  1878  und  1879  ihnen  gewähren.  Der  letzte 
fünfte  Abschnitt,  Master  and  Servant,  behandelt  den  Diensboten- 
vertrag  und  den  Lehrvertrag,  sowie  die  daraus  fliessenden  Rechts- 
verhältnisse. Dagegen  sind  ausgeschlossen  diejenigen  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitern,  weil  der  Arbeiter  nicht  zu  den 
Servants  gerechnet  wird. 

Berücksichtigt  sind  im  ganzen  ca.  SOOO  Entscheidungen  und 
die  zitierten  Gesetze  erstrecken  sich  über  einen  Zeitraum  von  700 
Jahren  von  1174 — 1883.  Das  Werk  darf  als  der  zuverlässigste 
Führer  mit  Bezug  auf  das  engl.  Familien-R.  bezeichnet  und 
empfohlen  werden.  Druck  und  Ausstattung  sind  ungewöhnlich 
schön.  König. 


IV.  Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Kolller,  J.  Das  Recht  des  Markenschutzes  mit  Berück- 
sichtigung ausländischer  Gesetzgebungen.  2.  Lief. 
Würzburg,  Stahel.     1884.     S.  209—580. 

Der  ersten  Lieferung  ist  die  zweite  in  kurzer  Frist  gefolgt 
und  dadurch  ein  Werk  zum  Abschluss  gebracht,  welches  auf 
dem  Gebiete  der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  als  eine  be- 
deutende und  sehr  wertvolle  Leistung  bezeichnet  werden  darf. 
K.  berücksichtigt  die  Gesetzgebung,  Rechtsprechung  und  Lit- 
teratur  des  Auslandes  ausgiebiger,  als  es  sonst  zu  geschehen 
pflegt,  und  macht  dadurch  viel  brachliegendes  Land  fruchtbar. 
Vielleicht  könnte  man  ihm  die  Mahnung  der  Sappho  zurufen, 
man  solle  mit  der  Hand  säen  und  nicht  mit  dem  ganzen  Sacke. 
Die  Fülle  wird  hier  und  da  zur  Ueberfülle.     Die  zweite  Lieferung 
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führt  das  sogen,  materielle  Marken-R.  zu  Ende,  indem  noch  der 
Erwerb  des  Marken-R.,  seine  Voraussetzungen,  die  möglichen 
Kollisionen,  endlich  der  Inhalt  des  R.  und  sein  Erlöschen  be- 
sprochen werden.  Unter  der  Ueberschrift,  Formelles  Marken-R." 
behandelt  K.  die  Anmeldung  der  Marke,  ihre  Eintragung  in 
die  Register  und  die  Thätigkeit  der  öffentlichen  Organe  in  dieser 
Beziehung  und  in  den  verschiedenen  Ländern.  Der  folgende  Ab- 
schnitt S.  328—370  handelt  von  den  Ansprüchen  und  den 
Obligationen  aus  dem  Marken-R.,  von  der  Störung  desselben 
und  der  verschiedenen  Behandlung  des  Verletzers,  je  nachdem 
er  sich  in  gutem  oder  bösem  Glauben  befunden  hat.  Daran 
sehliessen  sich  zivilprozessualische  Notizen,  betreffend  provi- 
sorische Verfügungen,  Verbot,  Beweis  u.  s.  w.,  und  eine  straf- 
rechtliche Ausführung  bezüglich  der  Geltendmachung  des  An- 
spruches auf  dem  Strafwege.  In  dem  Abschnitt  über  inter- 
nationales Marken-R.  werden  die  Rechte  der  Ausländer  zum 
inländischen  Markenerwerb,  der  inländischen  Marke  im  Auslande 
und  der  ausländischen  im  Inlande  besprochen,  sowie  die  Be- 
mühungen, auf  dem  Wege  internationaler  Verträge  zu  einem 
allgemein  anerkannten  Schutz  der  einmal  gültig  erworbenen 
Marke  zu  gelangen.  Die  letzten  Abschnitte  handeln  von  dem 
Markenfinanzrecht ,  der  Unterstützung  durch  anderweitige  In- 
stitutionen und  von  der  Markenpflicht.  Dem  Buche  sind  Bei- 
lagen und  Exkurse  beigefügt:  Mitteilungen  über  antike  Fabrik- 
marken, Verordnungen  aus  dem  M.A.  bis  in  die  neuere  Zeit; 
gerichtliche  Entscheidungen  aus  der  Zeit  vor  und  nach  Ein- 
führung des  Markengesetzes  und  auswärtiger  Gerichte.  Ferner 
Exkurse  zur  Geschichte  des  Marken wesens,  über  wirtschaftliche 
Umgestaltungen  des  Markenwesens;  österr.  Gewerbenovelle  von 
1883,  geographische  Bezeichnung  der  Handelsmarke  und  über 
Registrierung.  Die  Wissenschaft  wird  unzweifelhaft  daraus 
vielen  Nutzen  ziehen  können,  weniger  vielleicht  die  gerichtliche 
Praxis.  Für  sie  sind  Kompendien  notwendig,  welche  das  be- 
stehende R.  —  the  law  —  genau  und  sorgfältig  feststellen  ohne 
eine  Ueberfülle  von  theoretischen  und  kritischen  Bemerkungen 
und  Erörterungen.  Damit  ferner  aus  richterlichen  Entschei- 
dungen praktischer  Nutzen  gezogen  werden  könne,  müssen  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  des  einzelnen  Falles  viel  genauer  mit- 
geteilt werden,  als  es  hier  geschehen  ist.  Das  Buch  von  Pouillet 
"k<">nntp  in  dieser  Be/i'-hnncr  nk  Vorbild  dienen.  König. 
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Brice,  S.  The  Law,  Practice  and  Procedure  relatingr 
to  Patents,  Designs  and  Trade  Marks,  containing 
the  Patents,  Designs  and  Trade  Marks  Act.  1883  etc. 
London,  Clowes  and  Sons  1885.     393  S.     18  Sh. 

Der  Herausgeber  dieses  Buches  ist  den  Lesern  des  C.Bl. 
bereits  bekannt  durch  sein  Werk  Ultra  Vires  (II  405).  Die 
Arbeit,  mit  welcher  er  heute  die  Litteratur  bereichert,  hat 
nicht  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  einer  bestimmten  Materie 
zum  Gegenstande,  sondern  die  möglichst  vollständige  und  über- 
sichtliche Darstellung  der  engl.  Gesetzgebung  und  des  engl.  E. 
mit  Bezug  auf  Erfindungspatente,  Muster  und  Handelsmarken. 
Das  Gesetz  vom  25.  August  1883  —  in  der  Vorrede  ein  fataler 
Druckfehler:  1873  statt  1883  —  welches  Chamberlain  im  Parla- 
mente durchgesetzt  hat,  vereinigte  die  bisher  zerstreute  Gesetz- 
gebung über  Erfindungspatente,  den  Schutz  gewerblicher  Muster 
und  Handelsmarken,  in  einen  einzigen  Akt.  Infolgedessen 
wurden  alle  früheren  Gesetze  über  diese  Materien  aufgehoben 
mit  Ausnahme  desjenigen  vom  7.  August  1862  über  betrügerische 
Bezeichnung  von  Waren ,  welches  noch  in  Kraft  geblieben  ist. 
Nicht  kodifiziert  wurden  die  zahlreichen  bisherigen  gerichtlichen 
Entscheidungen  mit  Bezug  auf  Patente,  Muster  und  Mai'ken, 
und  soferne  sich  dieselben  auf  Bestimmungen  beziehen,  welche 
in  dies  neue  Gesetz  aufgenommen  worden  sind,  behalten  sie  ihre 
volle  Bedeutung.  B.  hat  nun  eine  neue  Ausgabe  des  Gesetzes 
vom  25.  August  1883  veranstaltet  und  auch  die  Formulare  mit- 
geteilt, deren  sich  die  Parteien  zu  bedienen  haben  behufs  der 
Bewerbung  um  ein  Patent,  oder  der  Ausdehnung  und  Erweite- 
rung eines  solchen,  oder  Eintragung  von  Marken  u.  s.  w.  Die- 
selben geben  jedoch  keine  vollständige  und  erschöpfende  Anlei- 
tung, da  sehr  vieles  der  Rechtsprechung  überlassen  wurde, 
welche  denn  auch  das  gesetzliche  Knochengerüste  mit  Fleisch 
und  Blut  versehen  hat.  In  den  Noten  werden  daher  nicht  nur 
Erläuterungen  beigefügt,  sondern  auch  die  bisherigen  Entschei- 
dungen, die  ganze  bisherige  Rechtsprechung  verarbeitet;  und  auf 
alle  ergangenen  Entscheidungen  wird  verwiesen,  so  dass  der 
ganze  gegenwärtige  Rechtszustand  leicht  und  vollständig  über- 
sehen werden  kann.  Ein  sehr  sorgfältig  ausgearbeitetes  Register 
erleichtert  den  Gebrauch  des  Buches,  welches  allen  denjenigen 
empfohlen  werden  kann ,  welche  mit  engl.  Patenten  zu  thun 
haben  oder  ihre  Modelle  und  ihre  Marken  unter  den  Schutz  der 
engl.  Gesetzgebung  stellen  wollen. 
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In  dem  gleichen  Verlage  ist  auch  eine  Sammlung  aller 
Patentgesetze  der  Welt  erschienen,  unter  dem  Titel :  The  Patent 
Law  of  the  World,  coUected.  Edited  and  indexed  by  Alfred 
Carpmael,  Solicitor,  and  Edward  Carpmael,  B.  A.  Patent  Agent. 
London,     Clowes  and  Sons.     1885.     695  S.     25  Sh. 

König. 

Urbanic,  F.  Mjenbeni  zakon  (Wechsel-R.).  2.  und  3.  (Schluss-) 
Lieferung.  Agram,  Hartmann.  1885  und  1886. 
Mit  den  vorliegenden  zwei  Lieferungen  ist  V.'s  kroatischer 
Kommentar  des  ungarischen  Wechselgesetzes  (Ges.  Art.  27,  1876) 
zum  Abschlüsse  gediehen.  Wir  hatten  bereits  nach  Erscheinen 
der  1.  Lieferung  (IV,  179)  Gelegenheit,  darauf  hinzuweisen,  dass  es 
dem  Verf.  gelungen  ist,  den  positiven  Rechtsstoff  unter  eingehender 
Berücksichtigung  des  deutschen  Wechsel-R.  sowie  der  Wechsel - 
gesetzgebung  der  übrigen  europäischen  Staaten  und  gewissen- 
hafter Benützung  der  einschlägigen  Litteratur  wissenschaftlich 
zu  durchdringen  und  die  Resultate  seiner  Forschung  in  licht- 
voller Darstellung  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Dieses  Urteil 
findet  durch  den  Inhalt  der  weiteren  Lieferungen  volle  Bestä- 
tigung; die  Auslegung  der  Detailbestimmungen  des  Gesetzes 
zeugt  von  derselben  Sorgfalt,  wie  die  Behandlung  der  allge- 
meinen Lehren.  Die  äussere  Ausstattung  des  Werkes  —  eines 
stattlichen  Bandes  von  704  Druckseiten  —  entspricht  allen  mo- 
dernen Anforderungen.  Prazak. 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Wach,  A.  Die  Z.Pr.O.  und  die  Praxis.  Leipzig,  Duncker 
und  Humblot.  1886.  S.  1—65.  1  M. 
Das  abfällige  Urteil,  welches  Bahr  (nachdem  er  s.  Z.  schon 
in  der  Reichsjustizkommission  das  reine  Mündlichkeitsprinzip  ohne 
Erfolg  bekämpft  hatte)  neuerdings  in  dem  S.  106  des  C.Bl.  be- 
sprochenen Aufsatz  über  die  deutsche  Z.Pr.O.  gefällt  hat,  ist 
sofort,  was  das  Verfahren  vor  dem  Reichsgericht  betrifft,  durch 
die  sachkundige  Feder  des  Senatspräsidenten  des  Reichsgerichts 
Dr.  Henrici  in  Iherings  Jahrb.  Bd.  24  S.  3  ff.,  15  ff,  29  in 
wenigen  kurzen  und  treffenden  Bemerkungen  zurückgewiesen 
worden  (vgl.  oben  S.  285).  In  der  vorliegenden,  ursprünglich  als 
Dekanatsprogramm  publizierten  Schrift  unterwirft  nun  auch  W.. 
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weiter  ausholend,  die  Grundlagen  der  Bähr'schen  Deduktion  einer 
näheren  kritischen  Beleuchtung.  Er  zeigt  zunächst,  dass  der  münd- 
liche Prozess  der  Z.Pr.O.  nicht  einer  Eingebung  des  von  Bahr  spe- 
ziell angegriffenen  f  Justizministers  Leonhardt  seine  Entstehung  ver- 
danke, sondern  das  Produkt  einer  historischen  Entwickelung  war^ 
welche,  von  Frankreich  ausgehend,  längst  durch  eine  Reihe  von  Ge- 
setzgebungsarbeiten vorbereitet  worden,  und  dass  nur  auf  dem 
Boden  des  reinen  Mündlichkeitsprinzips  die  Herstellung  einer  Pr.O. 
für  Deutschland  möglich  war.  Die  nicht  ausgeschlossene  Möglich- 
keit von  Missbräuchen  berührt  zunächst  nur  die  Justizverwaltung, 
welche  auch  allein  für  die  Herstellung  eines  brauchbaren  und 
dann  nicht  weiter  zu  beanstandenden  GerichtsvoUzieherinstituts 
im  Sinne  der  Z.Pr.O.  verantwortlich  zu  machen  ist.  Sodann  zeigt 
W.  die  Wertlosigkeit  der  Bährschen  Enquete,  welche  ohne  Nennung 
von  Namen  die  Wahrnehmungen  Einzelner,  und  darunter  solche 
von  sehr  zweifelhaftem  Wert,  generalisiert,  schliesslich  aber  nicht 
einmal  das  Urteil  der  eigenen  Experten  zur  Geltung  bringt,  so- 
weit es  nicht  zur  eigenen  Auffassung  passt.  Ein  der  mündlichen 
Verhandlung  vorangehendes  schriftliches  Referat  aus  den  Akten  sei 
ebenso  zwecklos  als  schädlich,  das  Studium  der  Akten  durch  den 
Vorsitzenden  und  Berichterstatter  sei  dagegen  genügend,  aber  auch 
notwendig,  insbesondere  die  Praxis  des  früheren  französ.  und 
bayr.  Prozesses  seit  der  Z.Pr.O.  verwerflich,  wogegen  im  übrigen 
ein  vorgängiges  schriftliches  Votum  des  Berichterstatters  zur 
Orientierung  des  Vorsitzenden  nicht  missbilligt  wird.  —  Um  die 
zur  Information  erforderlichen  Schriftsätze  herbeizuführen,  besitze 
schon  jetzt  das  Gericht  Pressionsmittel  genug  gegenüber  den  An- 
wälten. Einen  besondern,  näher  liegenden  Termin  zur  Anwalts- 
bestellung und  sofortiger  Erledigung  der  Versäumnisfälle  nach 
dem  Vorgang  des  französ.  Prozess-R.  hält  übrigens  auch  W.  für 
wünschenswert.  Endlich  zeigt  W.,  wie  bei  Benutzung  der  Schrift- 
sätze, der  Handnotizen  der  Gerichtsmitglieder  und  der  etwaigen 
Protokollierung  nach  §.  270  Z.Pr.O.  genügende  Grundlagen  für 
eine  erschöpfende  und  zuverlässige  Beurkundung  des  Thatbestands 
erfahrungsgemäss  gegeben  seien,  wenn  nur  Gerichte  und  Anwälte 
ihre  Pflicht  thun.  Missbräuche,  welche  eine  positive  Verletzung 
des  Gesetzes  voraussetzen,  bilden  kein  Argument  gegen  das  Ge- 
setz; sie  kommen  auch  gar  nicht  in  Betracht  gegenüber  den 
fruchtbaren  und  segenstiftenden  Wirkungen  der  Mündlichkeit  — 
durch  Vereinfachung  des  Prozessstoffes,  Förderung  der  Wahrheit, 
rasche  Erledigung  der  Prozesse.  Gaupp. 
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VI.  Strafrechtswissp]is;r.hHft. 

Glaser,  J.     Handbuch  des  »tratpiüzüsses.    il.  ßd.    Leipzig?, 
Duncker  und  Humblot.     1885.     G02  S.    13  M.  00  Pf. 

Der  Verf.  sollte  die  Vollendung  seines  grossartig  ange- 
legten Werkes  nicht  erleben.  Unmittelbar  nach  dem  Erscheinen 
des  vorliegenden  IL  Bandes,  der  das  Werk  noch  nicht, 
wie  ursprünglich  geplant  war,  zum  Abschluss  bringt,  ist  er  ge- 
storben; am  Tage  vorher  ist  ihm  der  Referent  des  I.  Bandes, 
Prof.  Dr.  Geyer  in  München,  im  Tode  vorangegangen  (vgl. 
oben  S.  196).  Der  II.  Band  enthält  das  3.,  4.  und  5.  Buch, 
während  das  für  den  III.  Band  vorbehaltene  6.  Buch  die  „Ab- 
weichungen von  dem  als  das  regelmässige  anzusehenden 
Verfahren  vor  den  Strafgerichten  mittlerer  Ordnung", 
ein  7.  die  „Rechtsmittel  mit  Einschluss  der  Wiederauf- 
nahme'' zur  Darstellung  bringen,  der  Rest  einem  kurzen 
8.  Buche  vorbehalten  bleiben  sollte.  Das  3.  Buch  nun  be- 
schäftigt sich  mit  der  Straf  klage,  ihrem  Wesen  und  ihren  Arten, 
sowie  mit  der  Strafsache  im  allgemeinen.  Die  Straf  klage 
wird  dahin  definiert,  sie  sei  die  vor  dem  Richter  abgegebene 
Erklärung  eines  zur  Strafverfolgung  Berechtigten,  dass  er  von 
diesem  seinem  Recht  gegenüber  einer  bestimmten  Person  wegen 
eines  bestimmten  Vorfalles  Gebrauch  mache,  zu  diesem  Zweck 
in  den  Prozess  als  Partei  eintrete  und  ein  Urteil  darüber  in 
Anspruch  nehme  (S.  6).  Die  Strafklage  kann  aber  das  Vor- 
handensein, d.  h.  praktisch  gesprochen  die  Gewissheit  der  die 
Bestrafung  rechtfertigenden  Schuld  nicht  zur  Voraussetzung 
haben,  da  sie  erst  auf  die  Herstellung  dieser  Gewissheit  abzielt. 
Die  Berechtigung  zur  Erhebung  der  Strafklage  erwächst  daher 
schon  aus  der  blossen  Möglichkeit  des  Vorhandenseins  eines 
Strafanspruchs.  Das  lediglich  auf  diese  gestützte  Klag- R.,  das 
R.  der  Strafverfolgung  ist  daher  als  ein  prozessuales  R.  von 
dem  R.  auf  Bestrafung  (Strafanspruch)  verschieden  (S.  47). 
Weiter  werden  sodann  die  gegenseitige^l  Beziehungen  zwischen 
Strafklage  und  Strafanspruch  erörtert  und  in  eingehender  Weise 
die  möglichen  Einreden  gegen  den  Strafanspruch  behandelt 
(S.  58—61).  Der  Verbrauch  der  Strafklage,  die  gegen- 
seitigen Beziehungen  mehrerer  Strafsachen,  das  Ver- 
hältnis zwischen  Strafsache  und  anderen  Rechtssachen, 
insbesondere  das  Verhältnis   des  Kriminalurteils   zum  Zivilurteil 
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bilden  den  Schlussgegenstand  des  3.  Buches.  „Es  ist  in  erster 
Linie  nicht  zu  fragen,  ob  das  Zivilurteil  den  Strafrichter 
bindet,  sondern  ob  das  Merkmal,  welches  die  Anwendbarkeit 
einer  strafrechtlichen  Vorschrift  bedingt,  im  Sinne  der  letzteren 
genau  mit  dem  zivilrechtlichen  Verhältnis,  auf  das  der  Aus- 
druck hinweist,  zusammenfällt,  oder  ob  der  letztere  in  einem 
natürlichen,  auf  zivilrechtliche  Auslegungen  und  künstliche  Kon- 
stitutionen nicht  berechneten  Sinne  zu  nehmen."  Das  4.  Buch 
beschäftigte  sich  mit  den  am  Strafprozess  teilnehmenden 
Personen,  zunächst  mit  den  Behörden  —  Gericht  und  Staats- 
anwaltschaft — ,  dann  mit  den  Privatpersonen,  Beschuldigtem, 
Privatkläger,  Nebenkläger  und  deren  Beiständen;  das  letzte 
Kapitel  behandelt  die  Prozessthätigkeit.  Eine  besondere 
ausführliche  Erörterung  ist  hierbei  der  Staatsanwaltschaft  und 
ihrer  Stellung  gewidmet,  insbesondere  im  Verhältnis  zu  den 
Gerichten.  Die  Frage,  ob  die  Staatsanwaltschaft  eine  Partei  im 
Strafprozesse  bilde, beantwortet G.  dahin:  „In  staatsrechtlicher 
Beziehung  ist  sie  eine  den  Gerichten  zur  Seite  gestellte  Behörde, 
in  prozessualischer  Hinsicht  ist  sie  eine  Partei,  der  eine  Partei 
gleichberechtigt  gegenübersteht  und  die  gleich  dieser  die  Lei- 
tung der  Verhandlung  und  die  Entscheidung  der  Sache  von 
dem  über  beiden  stehenden  Gerichte  zu  erwarten  hat"  (S.  144). 
Hierbei  wird  auch  die  Zuständigkeit  der  Staatsanwaltschaft  und 
der  Gerichte  der  Erörterung  unterzogen  und  eingehend  der  Ge- 
richtsstand des  Thatortes  (S.  177 — 191)  behandelt.  Die  in  ein- 
zelnen Fällen  bekanntlich  nicht  selten  schwierige  Frage,  an 
welchem  Orte  ein  Verbrechen  als  verübt  anzusehen,  wird  dahin 
beantwortet  (S.  181):  „Thatort  ist  der  Ort,  wo  diejenige  That- 
sache  sich  zutrug,  vermöge  welcher  das  Verbrechen  als  vollendet 
oder  doch  als  so  weit  vorgeschritten  erscheint,  dass  zur  Vollen- 
dung nur  der  zum  Thatbestande  gehörige  Erfolg  fehlt."  Das 
5.  und  letzte  Buch  des  vorliegenden  Bandes  ist  überschrieben: 
„Der  Gang  des  Verfahrens  vor  den  Strafgerichten 
mittlerer  Ordnung"  (S.  311 — 602)  und  zerfällt  wieder  in 
drei  Kapitel:  das  Vorverfahren  einschliesslich  der  Vorunter- 
suchung, die  richterliche  Entscheidung  über  die  Ergebnisse  des 
Vorverfahrens  und  das  Haupt  verfahren.  In  diesem  Buche  finden 
auch  alle  einschlagenden,  in  der  Praxis  nicht  selten  vorkom- 
menden Streitfragen,  z.  B.  über  den  obligatorischen  Charakter 
der  Voruntersuchung  (S.  317),  über  die  Verpflichtung  des  Amts- 
richters zur  Erhebung  nicht  beantragter  Entlastungsbeweise 
(S.  320  ff.),  über  den  Begriff  des  Verletzten  im  §.  170  Str.Pr.O. 
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(S.  344  flf.),  über  die  Bedeutung  des  Erötihungsbeschlusst-  -. 
genüber  dem  Urteil  (S.  424),  über  das  Verhältnis  der  Anklage- 
schrift zum  Eröffnungsbeschluss  (S.  460)  u.  s/w.,  unter  Mit- 
teilung der  verschiedenen  Ansichten  die  eingehendste  Aus 
einandersetzung.  In  dem  Abschnitt  über  die  „Hauptverhandlung* 
bestärken  die  Erörterungen  über  die  Notwendigkeit  der  Anwesen- 
heit des  Angeklagten  nach  den  noch  geltenden  Bestimmungen 
die  Ueberzeugung  von  dem  Erfordernis  einer  Aenderung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  im  Sinne  einer  Erweiterung  des  Kontuma- 
zialverfahrens  (S.  500  ff.).  Die  Litteratur  ist  auch  wieder  in 
diesem  II.  Bande  mit  peinlicher,  ja  mit  überpeinlicher  Sorgfalt 
berücksichtigt.  C.  Fuchs  (Jena). 

Hoiiigiminn,  P.  Die  Verantwortlichkeit  des  Redakteurs 
nach  dem  Reichsgesetz  über  die  Presse.  Breslau, 
Köbner.     136  S.     3  M. 

Der  Verf.  erörtert  in  dem  I.  und  grösseren  Teile  seiner  Ab- 
handlung in  ausführlicher  Weise  die  Entstehungsgeschichte  der 
pressgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Haftbarkeit  des  Re- 
dakteurs —  §.  20  und  21  des  Pressgesetzes,  sodann  die  bis- 
herige Auslegung  und  Anwendung  dieser  Bestimmungen,  soweit 
sie  in  dem  Kommentar,  bei  den  Theoretikern  und  in  der  Praxis 
des  früheren  preuss.  Obertribunals  und  des  Reichsgerichts  her- 
vorgetreten sind.  Hierbei  sind  auch  vorübergehend  und  sehr 
sparsam  einzelne  Entscheidungen  anderer  oberster  deutscher  Ge- 
richtshöfe erwähnt,  wie  die  der  Kassationshöfe  von  Württem- 
berg, Hessen  und  Bayern  und  des  vormaligen  Oberappellations- 
gerichts in  Dresden  (S.  73,  74).  Im  II.  Teile  kommt  der  Verf. 
zu  seinem  eigentlichen  Thema  und  behandelt  im  1.  Kapitel  die 
Verantwortlichkeit  für  Pressdelikte  überhaupt  und  im  2.  Kapitel 
die  Haftbarkeit  des  verantwortlichen  Redakteurs  im  besonderen. 
Von  besonderem  Interesse  sind  hierbei  die  Ausführungen  im 
§.  3  (S.  116  ff.).  Mit  Recht  wird  hier  betont,  dass  die  Be- 
zeichnung „verantwortlicher  Redakteur"  auf  einer  periodischen 
Druckschrift  nicht  unter  allen  Umständen  den  mit  diesem  Prä- 
dikat Bezeichneten  bei  einem  begangenen  Delikt  strafbar  macht, 
wie  auf  der  anderen  Seite  nichts  im  J^ege  steht,  jemanden  als 
Redakteur  zu  strafen,  der  auf  der  Druckschrift  als  solcher  nicht 
genannt  ist.  Alles  kommt  hierbei  auf  den  Beweis  an.  Die  Be- 
nennung als  verantwortlicher  Redakteur  enthält  zunächst  ein 
aussergerichtliches  Geständnis,  dass  der  Genannte  die  betreffende 
Nummer  redigiert  habe,    allein    dieses  Geständnis    kann  als  ein 
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unrichtiges  dargethan  werden  und  dann  verliert  es  seine  Wirk- 
samkeit (S.  118).  —  Umgekehrt  kann  der  Redakteur,  wenn  er 
die  Aufnahme  eines  Artikels  veranlasst  oder  genehmigt  hat,  sich 
von  der  Verantwortlichkeit  durch  eigene  Ablehnung  befreien. 
Die  oft  in  den  Zeitungen  befindliche  Bemerkung  hinter  einem 
aus  einer  anderen  Zeitung  übernommenen  Artikel:  „Die  Ver- 
antwortung für  diese  Behauptungen  müssen  wir  der  X. sehen 
Zeitung  überlassen **,  ist  für  die  Verantwortlichkeit  des  Redak- 
teurs völlig  wirkungslos.  Am  Schlüsse  wird  an  einzelnen  Ent- 
scheidungen des  Reichsgerichts,  dessen  Auffassung  „durchweg 
von  einer  formalistischen  Strenge  beherrscht  sei",  Kritik  geübt. 
Der  Verf.  hat  nicht  die  Rechtsstellung  des  Redakteurs  über- 
haupt zum  Ausgangspunkt  seiner  Abhandlung  gemacht;  dann 
wäre  unter  mancherlei  anderen  interessanten  Fragen  auch  die 
zur  Erörterung  gekommen,  ob  der  auf  einer  Zeitung  aus- 
drücklich genannte  verantwortliche  Redakteur  bei  Beleidigungen 
gegen  diese  „Zeitung"  zum  Strafantrage  schlechthin  berechtigt 
sei.  Das  Reichsgericht  hat  diese  Frage  in  dem  Urteile  vom 
4./XII.  1885  in  einem  Prozesse  gegen  die  „Schlesische  Zeitung" 
verneint.  C.  Fuchs  (Jena). 


VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Schulze,  H.  Lehrbuch  des  deutschen  Staats-R.  2.  Buch: 
Das  deutsche  Reichsstaats-R.  Leipzig,  Breitkopf  &  Härtel. 
1886.  X  u.  417  S.  8  M. 
Erst  nach  längerer  Pause  ist  es  dem  durch  anderweitige  Ar- 
beiten in  Anspruch  genommenen  Verf.  möglich  geworden,  auf 
die  in  den  Jahren  1880 — 81  veröffentlichte  Darstellung  des  deut- 
schen Landesstaats-R.  (C.Bl.  I.  S.  117  ff.)  die  Bearbeitung  des 
Reichsstaats-R.  folgen  zu  lassen  und  damit  sein  Lehrbuch  des 
deutschen  Staats-R.  zum  erwünschten  Abschluss  zu  bringen. 
Wenn  Seh.  im  entschiedenen  Gegensatze  zu  G.  Meyer  (C.Bl.  V. 
S.  184)  eine  gesonderte  Behandlung  der  beiden  grossen  Teile 
unseres  heutigen  deutschen  Staats-R.  für  geboten  erachtet,  so  ist 
doch  der  enge  innere  Zusammenhang  zwischen  dem  Staats-R. 
der  Gesamtheit  und  dem  der  Gliedstaaten  von  ihm  keineswegs 
verkannt  werden  und  auch  in  der  Anordnung  des  Stoffes  nicht 
ohne  Berücksichtigung  gebliehen.    Insbesondere  sein  System  des 
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Reichsstaats-R.  kann  nur  mit  tortdauernder  Ergänzung  durch 
die  vorausgegangene  Darstellung  des  Landesstaats-R.  genügend 
verstanden  und  gewürdigt  werden;  denn  nicht  nur  haben  die 
wichtigsten  Grundbegriffe,  wie  die  der  Gesetzgebung,  der  Justiz, 
der  Verwaltung,  ihre  Entwickelung  in  dem  das  Landesstaats-R. 
behandelnden  ersten  Buche  erhalten,  sondern  auch  solche  Lehren, 
in  denen  historisch  oder  dogmatisch  das  Reichsstaats-R.  auf 
dem  Landesstaats-R.  ruht,  wie  die  Rechtsverhältnisse  der  Staats- 
diener  und  der  Erwerb  und  Verlust  des  Indigenats,  sind  im 
Rahmen  des  Landesstaats-R.,  allerdings  mit  Zugrundelegung  der 
betreffenden  reichsrechtlichen  Normen  erörtert.  Andererseits  hat 
der  Verf.  die  Funktionen  der  Einzelstaaten  hinsichtlich  derjenigen 
Gegenstände,  welche  jetzt  überwiegend  in  die  Sphäre  der  Reichs- 
gewalt fallen,  wie  das  Militärwesen  und  die  auswärtigen  Ange- 
legenheiten aus  dem  Landesstaats-R.  ausgeschieden  und  in  die 
Darstellung  des  Reichsstaats-R.  aufgenommen. 

In  der  Art  der  Behandlung  des  Stoffes  stimmt  natur- 
gemäss  der  zweite  Teil  des  Werkes  mit  dem  ersten  überein,  und 
dieselben  Vorzüge,  welche  wir  früher  in  unserer  Besprechung 
des  Landesstaats-R.  hervorheben  konnten,  sind  auch  in  der  Be- 
arbeitung des  Reichsstaats-R.  zur  Geltung  gelangt.  Besonders 
fruchtbar  hat  sich  hier  die  Anwendung  der  historischen  Methode 
erwiesen:  mit  grosser  Sorgfalt  hat  Seh.  die  geschichtlichen  Wur- 
zeln und  Anknüpfungen  unserer  heutigen  staatsrechtlichen  Ge- 
samtordnung darzulegen  sich  bemüht  und  namentlich  interes- 
sante Analogien  zwischen  unserem  gegenwärtigen  Reichsstaats-R. 
und  dem  Staats-R.  des  alten  Deutschen  Reiches  aufgezeigt. 
Andererseits  hat  er  es  jedoch  vermieden,  auf  Grund  äusserlicher  An- 
klänge eine  Uebereinstimmung  unserer  heutigen  staatsrechtlichen 
Institutionen  mit  den  früheren  zu  statuieren,  wo  eine  solche  in 
Wahrheit  nicht  besteht,  wie  z.  B.  in  der  Lehre  von  den  Sonder-R. 
der  Einzelstaaten  (S.  17)  und  in  Bezug  auf  die  prinzipielle  Ge- 
staltung unseres  gegenwärtigen  Heerwesens  (S.  254). 

In  der  Konstruktion  des  Deutschen  Reiches  und  seiner 
Institutionen  steht  Seh.,  wie  man  schon  aus  den  im  ersten  Buche 
gegebenen  einleitenden  Erörterungen  über  den  Bundesstaat  ent- 
nehmen konnte  (S.  45—47,  vgl.  S.  ^.  N.  1),  den  Ansichten 
Hänels  sehr  nahe.  Als  wesentlich  neue  Auffassung  ist  be- 
merkenswert, dass  Seh.  für  Mitglieder  des  Bundesrates  nicht  die 
Bevollmächtigten  der  Einzelstaaten,  sondern  die  letzteren  selbst 
erklärt  (S.  48) ;  ferner,'  dass  er  das  Reichsland  Elsass-Lothringen, 
dessen   Rechtsverhältnissen    er    im   Anhang   (S.   354—389)  eine 


332     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1886).   V.  Band.  9.  Heft. 

offenbar  mit  grosser  Liebe  entworfene  Darstellung  widmet,  weder 
(wie  Seydel  und  Leoni)  als  einen  Einzelstaat,  noch  auch  (wie 
insbesondere  Laband)  als  eine  blosse  Provinz  des  Reiches  mit 
privatrechtlicher  Persönlichkeit  betrachtet,  sondern  demselben 
neben  der  Rechtsstellung  einer  Provinz  den  Charakter  eines 
Kommunalverbandes,  eines  Gemeinwesens  auch  mit  öffentlich- 
rechtlichen Befugnissen  vindiziert  (S.  365 — 366  u.  S.  374). 

Brie. 

Gumersinde  de  Azcarate.  Tr atados  de  politica.  Re- 
sumenos  y  jucios  criticos.  Madrid  1883. 
Der  vortreffliche  und  sehr  thätige  Lehrer  an  der  Hochschule 
zu  Madrid  gibt  in  vorliegender  Schrift  auszugsweise  folgende 
Abhandlungen:  Die  Demokratie  in  Europa  (May).  Das  kon- 
stitutionelle Prinzip  (Held,  Waitz  und  Kosegarten).  Die  Ein- 
mischung der  Parteien  in  die  Rechtspflege  und  Verwaltung  (Min- 
ghetti).  Einführung  in  das  Studium  des  Verfassungs-R.  (San- 
sonetti).  Der  Konstitutionalismus  der  Zukunft  (Lorimer).  Von 
den  Regierungsformen  (Passy).  Monarchie  und  Demokratie 
(Herzog  von  Somerset).  Vergleichende  Politik  (Freeman).  Grund- 
züge der  Regierung  und  sozialen  Organisation  (von  verschiedenen 
staatswirtschaftlichen  Schriftstellern).  Philosophie  der  franz. 
Revolution  (Junet).  Die  Auszüge  und  Berichte  des  Verf.  sind 
so  umfassend  und  gelungen,  dass  dieselben  eine  vollständige 
Idee  jedes  der  genannten  Werke  geben.  Oloriz. 


VIII.  Internationales  Recht. 

Holland,    T.   E.     The   european    concert    in   the    eastern 
question,  a  collection  of  treaties  and  other  public 
acts.     Oxford.     1885.     366  S. 
Der  Verf.  veröffentlicht  hiermit    eine   Sammlung   von   auf  die 
Aktion    der    Grossmächte    in    der    Orientfrage    sich    beziehenden 
Aktenstücken:   Konventionen,  Deklarationen,  Protokolle,  Noten, 
Firmans,  Dekrete,    organische    Gesetze   und    Reglements.     Ent- 
nommen sind  sie  den  engl.  Parlamentspapieren,  Martens  Recueil 
and  anderen  Quellen. 

Nach  einer  allgemeinen  Einleitung  über  das  Verhältnis  der 
Grossmächte  zur  Pforte  werden,  unter  jedesmaliger  Voraussen- 
dung  einer   historischen   Einleitung,    Aktenstücke   in  Bezug  auf 
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Griechenland,  Samos,  und  Kreta,  Aegypten,  den  Libanon  und  die 
Balkanhalbinsel,  versehen  mit  einer  grossen  Zahl  von  Noten, 
mitgeteilt.  In  einem  Anhange  folgen  dann  noch  Aktenstücke 
in  Bezug  auf  die  religiöse  und  politische  Gleichheit  in  der 
Türkei  und  auf  die  Beziehungen  Russlands,  Grossbritanniens  und 
Oesterreichs  zur  Pforte.  Dgn  Abschluss  bildet  ein  über  den 
Inhalt  des  ganzen  Buches  gut  orientierender  Index. 

Die  vorstehende  Sammlung  ist  in  Anbetracht  der  Wichtig- 
keit der  behandelten  Verhältnisse  für  alle,  welche  sich  diesen 
zuzuwenden  Anlass  haben,  sehr  wertvoll  und  bis  in  das  Detail 
minutiös.  A.  Bulmerincq. 

Bomboy,  E.,  et  Gilbrin,  H.  Traite  pratique  de  Textra- 
dition.  Paris,  Larose  et  Forcel.  1886.  395  S.  7  Fr.  50  Cts. 
Den  grösseren  Werken  von  Billot  und  Bernard  über  die  Aus- 
lieferung schliesst  sich  das  obige  als  praktische  Ergänzung  an. 
Dasselbe  ist  in  erster  Linie  für  diejenigen  Beamten  bestimmt, 
welche  bei  Stellung  oder  Bewilligung  von  Auslieferungsbegehren 
thätig  werden,  und  es  soll  ihnen  eine  genaue  und  sichere  Weg- 
leitung gegeben  werden,  wie  sie  sich  zu  verhalten  haben  in  den 
gegebenen  Fällen.  Eingeleitet  wird  das  Buch  durch  eine  Dar- 
legung der  allgemeinen  Grundsätze,  welche  die  Materie  beherr- 
schen, wobei  namentlich  betont  wird,  dass  der  Staat  kein  Asyl- 
recht des  Verfolgten  anerkenne,  sondern  sich  vorbehalten  müsse, 
nach  seinem  Gutfinden  ein  Asyl  zu  gewähren  oder  zu  verweigern. 
Sodann  wird  untersucht,  wer  ausgeliefert  werden  könne,  wobei 
auch  die  Frage  zur  Erörterung  kommt,  ob  eigene  Angehörige 
ausgeliefert  werden  dürfen,  aus  welchen  Gründen  und  wegen 
welcher  Vergehen,  wobei  das  aus  politischen  Gründen  begangene 
gemeine  Verbrechen  seine  richtige  Würdigung  findet;  wie  und 
an  wen  das  Begehren  gestellt  werden  müsse,  wenn  Frankreich 
die  Auslieferung  verlangt  oder  wenn  sie  von  ihm  verlangt  wird ; 
von  den  Wirkungen  der  Auslieferung,  wenn  sie  mit  oder  ohne 
Zustimmung  des  Auszuliefernden  vorgenommen  wird;  Beschrän- 
kung des  Urteils  auf  die  im  Auslieferungsbegehren  hervorge- 
hobenen Anklagen;  Verfahren,  wenn  nach  der  Auslieferung  und 
während  der  Assisen  Verhandlung  neu#  vorher  nicht  bekannte 
Verbrechen  konstatiert  werden ;  Transport  des  Gefangenen  u.  s.  w.; 
Tragung  der  Kosten  durch  denjenigen  Staat,  an  welchen  das 
Begehren  gerichtet  ist. 

Ein  besonderer  Abschnitt  ist  denjenigen  Fällen  gewidiiu-t, 
in  welchen  eine  Auslieferung    verlangt   und    bewilligt    wird   ge- 
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stützt  auf  gegenseitige  Reziprozitätserklärungen.  Sodann  folgen 
die  ministeriellen  Zirkulare  und  Instruktionen  von  1841 — 1885 
und  endlich  sämtliche  mit  Frankreich  abgeschlossenen  Aus- 
lieferungsverträge, welche  noch  in  Kraft  sich  befinden. 

Das  Buch  füllt  in  Frankreich  und  für  Frankreich  die  näm- 
liche Lücke  aus,  wie  das  von  uns  (IV  S.  205)  angezeigte  von 
Spean  für  Amerika.  Wer  immer  in  irgend  einer  Eigenschaft 
bei  Auslieferungen  mitzuwirken  hat  oder  bei  solchen  interessiert 
ist,  findet  bei  B.  und  G.  vollständige  und  sichere  Auskunft, 
auf  die  man  sich  um  so  mehr  verlassen  kann,  als  der  erstere 
der  beiden  Herausgeber  Mitglied  der  Staatsanwaltschaft,  der 
letztere  dagegen  im  Justizministerium  angestellt  ist,  beide  daher 
Gegenstände  behandeln,  mit  denen  sie  häufig  und  amtlich  in 
Berührung  kommen.  König. 


IX.  Hilfswissenschaften. 

Kuefstein,  F.  Der  wirtschaftliche  Wert  in  Theorie 
und  Praxis  mit  einer  Vorbemerkung  über  die  Marx- 
Engelssche  Werttheorie.     Wien.     1885.     XVI  u.  59  S. 

Die  vorliegende  Arbeit  zerfällt,  abgesehen  von  der  16  Seiten 
umfassenden  Vorbemerkung,  in  der  die  Marxsche  Werttheorie 
behandelt  und  deren  Unhaltbarkeit  dargelegt  wird,  in  zwei 
Hauptteile:  I.  der  Wert  im  allgemeinen  (S.  1 — 29)  und 
II.  Bestimmung  des  Wertes  der  verschiedenen  Güterkategorien 
(S.  29-59). 

Der  Verf.  zeigt  zunächst,  dass  der  Wert  nicht  eine  in- 
härente Eigenschaft  der  Güter  sei,  sondern  nur  in  Bezug  auf 
den  Menschen  existiere,  den  Dingen  vom  Menschen  beigelegt 
und  wieder  genommen  werde.  Diese  ja  jedenfalls  richtige  An- 
schauung, die  sieb  bereits  bei  Hufeland  und  Storch  findet  und 
seit  Hau  als  die  allgemein  herrschende  bezeichnet  werden  kann, 
wird  auf  das  eingehendste  entwickelt  und  begründet.  Der  Verf. 
unterscheidet  dabei  den  allgemeinen  (durchschnittlichen)  oder 
Marktwert  und  den  individuellen  Wert.  Die  Verschiedenheit 
der  subjektiven  Wertbestimmungen  einerseits  und  das  durch- 
schnittliche Ergebnis  vieler  subjektiver  Wertbestimmungen  in 
einer  Gesellschaft  oder  in  einem  Gesellschaftsteile  andererseits 
ergebe  stets  für  jeden  an  der  Wertbestimmung  Interessierten 
einen    doppelten    Wert    (S.  21).     Wenn  nun  auch,    so  führt  K. 
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weiter  aus,  der  Wert  einer  individuellen  geistigen  Thätigkeit 
entspringt,  so  ist  doch  Arbeit  (geleistete  oder  zukünftige)  not- 
wendig, damit  ein  Gegenstand  Wert  erhalten  kann;  es  ist  somit 
die  Arbeit  ein  konstituierendes  Element  des  Wertes,  „sie  be- 
fähigt das  Ding,  einen  Wert  zugesprochen  zu  erhalten"  (S.  10). 
Wird  nun  bei  der  Wertbestimmung  der  eine  konstituierende 
Faktor,  die  Quantität  der  geleisteten  oder  zu  leistenden  Arbeit, 
gar  nicht  oder  nur  teilweise  berücksichtigt,  so  wird  es  vor- 
kommen, dass  sehr  viele  wirklich  geleistete  Arbeit  bei  geringer 
Wertschätzung  der  Produkte  keine  entsprechende  (d.  h.  min- 
destens für  den  Lebensunterhalt  notwendige)  Entlohnung  finden 
wird.  Gerade  gegenwärtig,  wo  infolge  der  ungeregelten  Gross- 
produktion die  Produktion  dem  Bedarfe  voranschreitet,  tritt  das 
vielfach  ein.  Lässt  sich  nun  auch,  nach  Ansicht  des  Verf.,  an 
der  unerbittlich  kalten  Wertberechnung  nichts  ändern,  so  gibt 
es  doch  Mittel,  um  der  Arbeit  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen. 
Der  Staat  hat  hier  einzugreifen,  und  zwar  ist  es  einmal  seine 
Aufgabe,  das  Gleichgewicht  in  der  Produktion  und  zwischen 
den  gesellschaftlichen  Gruppen,  Korporationen  etc.  zu  erhalten, 
teils  durch  Förderung,  teils  durch  Erschwerung  einzelner  wirt- 
schaftlicher Unternehmungen,  um  so  die  auf  eigene  Rechnung 
Arbeitenden  zu  schützen,  dann  durch  Fixierung  eines  Minimal- 
lohnes  den  nach  fremder  Anordnung  und  unter  fremder 
Leitung  Arbeitenden  wenigstens  den  geringsten  Arbeitserfolg 
zu  sichern  (S.  24—29).  Auf  diese  Weise  würde  es  möglich 
sein,  ohne  dem  Werte  oder  der  Wertbildung  Zwang  anzuthun, 
die  der  heutigen  wirtschaftlichen  Regellosigkeit  entsprungenen 
Uebel  wirksam  zu  bekämpfen.  Elster. 

Colom  y  Benito,  F.     Studios  sociales.     Madrid  1884. 

Der  Herausgeber  beschäftigt  sich  in  dem  ersten  Buche  mit 
der  Familie,  mit  dem  Staate  und  mit  dem  Eigentum;  in  dem 
zweiten  will  er  von  der  Arbeit  handeln.  In  der  Politik .  ver- 
teidigt er  die  monarchische  Demokratie;  im  ganzen  genommen 
ist  er  bestrebt,  die  neueren  Prinzipien  einheitlich  zu  gestalten; 
er  liefert  den  Beweis,  dass  dieselben  vollkommen  mit  den  Funda- 
mentaleinrichtungen der  Vergangenheit*im  Einklang  sind. 

Oloriz. 
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C.   Zeitschrifteniiberschau. 


Neue  Zeitschrift: 

Archives  de  Panlhropologie  criminelle  et  des  sciences  peuales» 

Hrsgbr.:  Lacassagne,  Garraud,  Coutagne,  Bournet.  Paris, 
Larose.  Abonnementspreis  (f.  d.  Ausland)  18  fr.  H.  2  enthält  u.  a. : 
V.  Lisszt,  repartition  geographique  des  crimes  et  delits  dans 
rempire  allemand  (avec  un  tableau  et  deux  cartes). 


Nouvelle  Eevue  historique.  X.  2.  Lapouge,  le  dossier  de  Buna- 
nitun,  etude  de  droit  babylonien.  Brunn  er,  les  titres  au  por- 
teur.     Tanon,  registre  civile  de  Villeneuve  (1371  —  1373). 

Oesterr.  Centralbl.  IV.  3.  Tezner,  z.  Einführung  v.  Strassen- 
u.  Weggrundbüchern.  Mayer,  d.  Komitee  f.  fremde  Gesetz- 
•gebung  i.  französ.  Justizminist.  —  Centralbl.  f.  Verwaltungspraxis. 
11.3.    Geller,  Voraussetzung  u.  Umfang  d.  Erwerbssteuerpflicht. 

Zeitschr.  f.  Handels-R.  XXXII.  1.  2.  Eccius,  Stellung  d.  offenen 
Handelsgesellschaft  als  Prozesspartei.  Wolff,  d.  Rübenliefe- 
rungspflicht d.  Aktionäre  v.  Zuckerfabriken.  Kohler,  Handels- 
u.  See-R.  v.  Celebes.     Schröder,  Begriff  d.  Reeders. 

Beiträge  z.  Erläuterung  des  deutscheu  R.  X.  2  u.  3.  Nessel, 
zivilprozessrechtliche  Erörterungen.  Schuppe,  Bemerkungen  e. 
Laien  üb.  d.  Natur  d.  Eidesdelation.  Boas,  Zwangsvollstreckung 
gegen  Erben.  Jastro  w,  Einfluss  d.  Reichsjustizgesetze  auf  preuss. 
R.  Sommer,  Bedeutung  d.  gegen  e.  offene  Handelsgesellschaft 
ergehenden  Urteils  f.  d.  Privatvermögen  d.  Gesellschaften.  Hahn, 
d.  Retentions-R.  u.  d.  Grundbuch.  Wolff,  über  Besitztitelbewil- 
ligung vor  d.  l./X.  1872. 

Archiv  f.  d.  zivilistische  Praxis.  Hrsgb.  v.Degenkolb,  Franklin, 
Hartmann,  Mandry.  LXIX.  1.  Stammler,  der  Garantie- 
vertrag. Huschke,  kritische  Versuche  über  streitige  Pandekten- 
stellen  u.  Pandektenmaterien.  2.  K  o  h  1  e  r  ,  zur  Besitzlehre. 
Holder,  d.  Einheit  d.  Korrealobligation  u.  d.  Bedeutung  juri- 
stischer Fiktionen.  Schanze,  z.  Lehre  v.  Alimentationsanspruch. 
Brandis,  z.  Auslegung  d.  1.  7  §§  1  — 3  Dig.  sol.  matr.  24.  3. 
3.  Eisele,  unverbindlicher  Gesetzesinhalt.  Heilbut,  „Müssen" 
u.  ^Sollen"  in  d.  deutschen  Z.Pr.O.  Hüppner,  d.  Begriff  d. 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  in  §  13  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes. Tränkner,  Mitteilungen  aus  d.  Praxis  auf  d.  Gebiete 
d.  Z.Pr.-  u.  Konkurs-R. 

Jurist.  Blätter.  XV.  10. — 12.  Wahlberg,  Glasers  Strafgesetz- 
jgebungsarbeiten.  13.  Rechtsprechung  d.  obersten  Gerichts  betr.  d. 
Anfechtungsgesetz.     14.  §.  87  öst.  Str.G.B. 

Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  XXVIL  N.  F.  V.  2.  Soldan,  du  re- 
cours  de  droit  public  au  Tribunal  federal.  Allenhofer,  d. 
Gegenstand  d.  Zession  nach  Schweiz.  Obligationen  -  R.  (Fort- 
setzung.)    D.  Rechtsquellen  d.  Kantons  Graubünden. 

Revue  judiciaire.  II.  20.— 24.  III.  1  —  6.  Sur  la  collision  dans 
Tordre  du  Temps  entre  le  droit  abroge  et  le  droit  nouveau. 

La  France  Judiciaire.  4.  De  la  rehabilitation.  Examen  critique 
du  titre  III  de  la  loi  du  14  Aoüt  1885.  La  magistrature  et  les 
Codes.  5.  Droit  electoral.  Elections  des  conseils  presbyteraux 
des  eglises  protestantes.  De  la  comp6tence  des  juges  de  paix. 
Des  dommages  causes  par  la  guerre.    Du  remploi  des  biens  dotaux. 
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Revue  des  Societes.  IV.  3.  Mars.  Societe  anonyme.  Actions  au 
porteur.  Delivrance  illegale.  Moyen  de  regularisation.  Quel- 
ques retbrmes  financi^res  et  commerciales.  —  Avril.  Les  .syndics 
professionnels  peuvent  ils  recevoir  des  dons  et  des  legs?  Les 
aeeidents  du  travail. 

Monitenr  des  Assnrances.  XVII.  11.  Ass.  des  familles  nombreuses. 
Ass.  sur  la  vie  en  Allemagne.  Ass.  c.  Tincendie.  De  la  neces- 
site  d'une  nouvelle  revision  du  code  penal  en  ce  qui  concerne 
le  crime  d'incendie.  Le  congres  de  droit  comm.  a  Anvers.  Lettre 
de  Berlin,  sur  la  mise  en  vigueur  de  la  loi  relative  aux  ass.  par 
TEtat  contre  les  aeeidents.  —  Mars.  Ass.  c.  Tincendie.  Ass.  sur 
la  vie.  Question  du  rachat  et  de  la  reduction  des  contrats  d'ass. 
sur  la  vie.  Projet  de  fondation  d'un  Institut  des  ass.  par  M.  M. 
Letbrt  et  Lechartler.  Revision  de  la  loi  beige  du  18  3Iai  1873 
et  les  soc.  d'ass.  sur  la  vie.  —  Avril.  De  raceroissement  des  cas  de 
foudre.     Loi  sur  la  responsabilite  des  patrons.     Vie  probable. 

Recueil  periodiqne  des  Assurances.  Janvier.  Risques  locatifs. 
Aggravation  de  risques.  Reassurance  de  Portefeuille.  Etudes 
sur  les  Assurances  sur  la  vie.  Du  droit  de  la  femme  ben6ficiaire 
d'ane  assurance  sur  la  vie  en  cas  de  faillite  du  mari. 

Annales  de  la  Prop.  indnst.  art.  et  litt^raire.  Instruction  pour 
lexecution  de  la  loi  du  23  Juin  1857  et  du  decret  du  26  Juillet 
1858  sur  les  marques  de  fabrique  et  de  commerce. 

American  Law  Reyiew.  2.  March — April.  The  legal  status  ofsleep- 
ing  car  corapanies.  Indian  Citizensliip.  Combinations  to  Stiele 
or  Diminish  Competition  from  the  Standpoint  of  Public  Policy. 
Exchange  By-Laws  in  their  relation  to   „Option  Dealing". 

Archivio  giuridico.  XXXVI.  1  u.  2.  Castelli  Dionigi,  garantie 
indispensabili  per  la  magistratura.  Franchi,  giurisdizione  mer- 
cantile  in  Italia.  Brandileone,  il  dir.  greco-romano  nell  Italia 
meridionale,  sulla  dominazione  normanna.  Chiappelli,  un  con- 
siglio  inedito  di  Angelo  da  Perugia. 

II  diritto  commerciale.  IV.  2.  Rossi,  le  cambiali  rimesse  all' 
estero.     Supino,  del  pagamenio«del  assegno  bancario. 

Rivista  italiana  per  le  scienze  ginridiche.  T.  1.  Bonasi,  la 
responsabilitä  dello  Stato  per  gli  atti  dei  suoi  funzionarii.  Fer- 
rini,  Sesto  Pedio.  Filomusi-Guelfi,  le  disposizioni  per 
Tanima.  Vivante,  le  imprese  di  assicurazione  sulla  vita.  Bo- 
1  a  f  f i 0 ,  questioni  controverse  nel  giudizio  di  fallimento.  S c i al o j  a, 
di  una  lex  horreorum  recentemente  scoperta. 

Zeitschr.  f.  Strafrechtswissenschaft.  VL  3.  Bunge r,  Vorstellung 
u.  Wille  als  Elemente  d.  subjektiven  Verschuldung.  Kohler, 
z.  Lehre  v.  d.  Ordalien.  Lisszt,  d.  Reichskriminalstatistik  v.  J. 
1883.  Mo  Hat,  Ausgabe  d.  Tractatus  de  maleficiis  v.  Albertus 
de  Gandino. 

•Oerichtssaal.  XXXV III.  4.  Stenglein,  Nekrolog  v.  O.  v.  Schwarze. 
Bar,  Rechtsirrtum  im  Straf-R.  Rotering,  Gewahrsam,  Befrie- 
dung u.  Mitgew^ahrsam  im  §  242,  246  R.Str.G.B. 

Friedreichs  Blätter  f.  grerichtl.  MediÜn.  XXXVII.  2.  Wille, 
Simulation  oder  Geistesstörung.  Landgraf,  Altersabschatzung 
V.  Leichen.     Krafft-Ebing,  Majestätsbeleidigung,  Drohung  etc. 

The  Medico  legal  jonrnal  (New- York).  IIL  3.  Wille,  simulated 
insanity. 

Zeitschr.  f.  Kirchen-R.  XX.  4.  Arnold,  d.  neuentdeckte  Lehre 
d.  zwölf  Apostel.  Die  Didache  u.  d.  apostolischen  Vater.  XAI.  1. 
Märten s,  d.  Besetzung  d.  päpstlichen  Stuhls  unter  d.  Kaisern 
Heinrich  IIL  u.  Heinrich  IV.   Köhler,  d.  altprotestantische  Lehre 
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V.  d.  drei  kirchlichen  Ständen.  Simson,  Pseudoisidor  u.  d.  Ge- 
schichte d.  Bischöfe  v,  Le  Mans. 
Revue  de  droit  international.  XVIII.  1.  Asser,  le  droit  com- 
mercial  uniforme.  Lorimer,  les  principesphilosophiques  du  droit 
international.  Olivi,  Pierelli,  ses  missions  diplomatiques  et  la 
theorie  sur  rimmunite  des  envoyes  en  matiere  penale. 


D.  Neue  Erscheinungen. 

Vom  1.  April  bis  30.  April  1886  erschienen   oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Auerbach,  L.,  Entscheidungen  d.  Reichsgerichts  f.  Industrie,  Handel 
u.  Gewerbe.   II.  Bd.   Berlin,  Bruer.    7  M.  50  Pf.  (2  :  22  M.  50  Pf.) 

Bahr,  C,  noch  ein  Wort  z.  deutschen  Zivilprozess  (A.  „Jahrbuch"  etc.). 
Jena,  Fischer.     64  S.     1  M.  20  Pf. 

Bollinger,  R.,  z.  Revision  d.  Lehre  v.  d.  Klagänderung.  Zürich, 
Meyer  &  Zeller.     1886.     1  M.  60  Pf. 

Burckhardt,  C,  Sinn  u.  Umfang  d.  Gleichstellung  v.  dolus  u.  lata 
culpa  im  r.  R.  Eine  v.  d.  Jurist.  Fakultät  zu  Göttingen  gekrönte 
Preisschrift.  Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  1885.  X  u. 
150  S.     5  M. 

Chlupp,  Ritter  v.  Chlonau,  J.  M. ,  systematisches  Handbuch  der 
direkten  Steuern  in  d.  v.  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  u. 
Ländern  d.  österr.-ungar.  Monarchie.  Mit  einigen  Abänderungen 
u.  einem  Anhang  versehen  von  W.  Habelsberger.  8.  verm.  Aufl. 
Leipzig,  Hirschfeld.     XVI  u.  351  S.     6  M.  40  Pf. 

*Codex  Theresianus,  der,  u.  seine  Umarbeitungen.  Hrsg.  u.  mit  An- 
merkungen V.  Ph.  Harras  Ritter  v.  Harrasowsky.  5.  (Schluss-) 
Bd.  Die  Umarbeitungen.  2.  Bd.  Entwurf  Martinis.  Wien,  Ge- 
rolds Sohn.     248  S.     7  M.  20  Pf.,  kplt.  53  M. 

Gramer,  C,  d.  Behandlung  d.  menschlichen  Leichnams  im  Zivil-  u. 
Straf-R.     Zürich,  Meyer  &  Zeller.     1885.     80  S.     1  M.  40  Pf. 

■"'Dalcke,  A.,  Fragestellung  u,  Verdikt  im  schwurgerichtlichen  Ver- 
fahren. Auf  Grund  d.  deutschen  Str.P.O.  u.  d.  Rechtsprechung 
d.  Reichsgerichts  dargestellt.  Berlin,  H.  W.  Müller.  VIII  u.  164  S. 
Kart.  4  M. 

"Danz,  E,,  d.  Forderungsüberweisung,  Schuldüberweisung  u.  d.  Ver- 
träge zu  Gunsten  Dritter  nach  gemeinem  R.  Leipzig,  Breitkopf 
und  Härtel.     XH  u.  152  S.     4  M. 

Dedekind,  A.,  Betrachtungen  zur  braunschweig.  Thronfolgefrage. 
2.  Hft.     Braunschweig,  Sattler.     35  S.     50  Pf. 

Fromm  hold,  G.,  d.  rechtliche  Natur  d.  Anerben-R.  nach  d.  neuesten 
deutschen  Höfegesetzgebung  u.  d.  Verhältnis  desselben  zu  dem 
älteren  bäuerlichen  Anerben-R.  Inaugural-Dissertation.  Breslau, 
Koebner.     1885.     56  S.     1  M. 

Gerber,  C.  v.,  System  d.  deutschen  Privat-R.  15.  AufL  Jena,  Fischer. 
XXIV  u.  526  S.     10  M. 

Goldschmidt,  R.,  kritische  Beleuchtung  d.  Uebergriffe  d.  histori- 
schen Schule  u.  d.  Philosophie  in  d.  Rechtswissenschaft.  Berlin, 
Guttentag.     VI  u.  74  S.     1  M.  50. 

♦Hafner,  H.,  über  d.  Begriff  d.  höheren  Gewalt  im  deutschen  Trans- 
port-R.     Zürich,  Grell,  Füssli  &  Ko.  Verl.     71  S.     3  M. 
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Hammerstein,  L.  de,  S.  J  ,  de  ecclesia  et  statu  juridica  consideratis. 

Praemittitur  epistola  encyclica  „Immortale  Dei"  sanctissimi  domini 

nostri  Leonis  Papae  XIII.   de  civitatum    constitutione   christiana, 

d.  d.  1.  Novembris  1885.    Trier,  Paulinus-Druckerei.    XI  u  289  ö 

3  M.  20  Pf. 
Kahl,  W.,  über  Gewissensfreiheit.    Populärwissenschaftlicher  Vortrair 

Erlangen,  Deichen.     24  S.     80  Pf. 
Kaluzniacki,  E.,  d,  polnische  Rezension  d.  Magdeburger  Urteile  u. 

d.  einschlägigen  deutschen,  latein.  u.  czech.  Sammlungen.    (Aus 

Sitzungsberichte  d.  k.  Akad.  d.  Wissensch.)     Wien,  Gerolds  Sohn 

in  Komm.     220  S.     3  M.  40  Pf. 
*Kohler,  J.,  d.  chinesische  Straf-R.     Würzburg,  Stahel.     51  S. 
Mitteis,  L.,  d.  Individualisierung  d.  Obligation.    Zivilistische  Studie 

Wien,  Holder.     IV  u.  114  S.     2  M.  80  Pf. 
♦Ofner,  J.,  d.  neue  Gesellschaft  u.  d.  Heimstätten-R.     Wien,  Holder. 

29  S.     80  Pf. 
^Oppenheim,  L.,  d.  Rechtsbeugungsverbrechen  (§§  336,  343,  344)  d. 

deutschen    R.Str.G.B.      Mit   einer   Einleitung   über    d.    Wesen   d. 

Amtsverbrechen.      Eine    kriminalistische    Monographie.     Leipzig, 

Duncker  &  Humblot.     VIII  u.  239  S.     4  M.  80  Pf. 
*Pflüger,  H.,  über  Besitz  u.  Ersitzung  v.  Teilen  einer  Sache.    Bremen, 

Hollmann.     1  M.  20  Pf. 
*Pollack,  d.  Schenkungswiderruf,  insbes.  s.  Vererblichkeit.    Berlin, 

Tiemenroth.     220  S. 
Reatz,  C.  F.,  d.  gemeine  deutsche  Zivil-R.  auf  römischrechtl.  Grund- 
lage.   2.  Bd.  4.  Buch.    Obligationen-R.    Darmstadt,  Bergsträsser. 

XV  u.  302  S.     6  M. 
*Renaud,  A.,   rechtliche   Gutachten.     Aus   dessen  Nachlass   hrsg.  v. 

Th.  Hergenhahn.    1.  Bd.    Mannheim,  Bensheimer.    XIV.  u.  559  S. 

2  Bde.  a  8,  geb.  10  M. 

A.  Allgemeiner  Teil.  1.  Ist  der  Richter  befugt  u.  verpflichtet,  im  Streit- 
falle die  verfassungsmässige  Gültigkeit  einer  von  dem  Landesherm  verkün- 
deten Verordnung  zu  prüfen? 

B.  Ehe-R.  2.  Vermögensrechtliche  Folgen  der  Ehescheidung  nach  säch- 
sischem u.  gemeinem  E. 

C.  Obligationen-R.  3.  Schadensersatzklage  gegen  eine  Elseubahugeaell- 
schaft  wegen  Beschädigung  von  Sachen  auf  Grund  des  §.  2'i  des  preuss.  Eisen- 
bahngesetzes  vom  3.  November  1838.  4.  Kollision  der  Statuten  (örtliches  R. 
für  die  Beurteilung  der  materiellen  Gültigkeit  u.  Wirksamkeit  einer  Obli- 
gation). Voraussetzung  eines  Forderungs-R.  Exceptio  doli.  Verträge  zn 
Gunsten  Dritter.  Z.Pr.R.  (Gerichtsstand).  T).  Zession.  Abtretung  des  ge- 
samten Vermögens  nebst  Handelsgeschäft  gegen  Uebernahme  der  Verbind- 
lichkeiten des  Abtretenden  unter  der  Resolutivbedingxmg  des  Rückfalls  des 
nach  Abtragung  der  Verbindlichkeiten  vorhandenen  Vermögens  au  den  »b- 
tretenden  Schuldner.  Gutachten  A.  Gutachten  B.  6.  Kaufgeschäft  un  l 
Patent-R.,  insbesondere  Anfechtung  des  Kaufvertrags  wegen  mangelnder  dicta 
und  promissa  und  wegen  dolus  des  Verkäufers.  7.  Kaufgeschäft  in  betreff 
eines  industriellen  Unternehmens,  insbesondere  Anfechtung  eine«  solchen 
aus  dem  Gesichtspunkt  des  dolus.  8.  Mietvertrag,  ob  Anerkennung  eines 
solchen  durch  Empfangnahme  und  Quittierung  von  Mietzins.  9.  Gesellschafls- 
vertrag  (Societas).  ,,.,, 

D.  Aus  dem  Handels-R.  10.  Lieferungskauf.  Distancegescliafl.  11.  Makler- 
geschäft. Aktiengesellschaft.  12.  Kommanditgesellschaft  auf  .A  *  Ktlen- 
gesellschaft.  Keichsbankgesetz  v.  U./ni.  187.').j44.  Aktlenges.  ;  rve- 
londs).  15.  Aktiengesellschaft  (Domizil  und  Gegenstand  des  1  ;'°"' 
16.  Aktiengesellschaft  (Bauzinsen).  17.  Aktiengesellschaft  (Stüllung  do»  Vor- 
standes, insbesondere  Rechte  und  Pflichten  desselben).  18.  Urm-n-R.  »ud 
Markenschutz  «Reichsgesetz  über  den  Markenschutz  v.  30,7CI.  1874.  19.  8pe- 
ditions-  und  Frachtgeschäft.  Versichenrag.  20.  KommtssJonsgeachaft.  Ina- 
besondere  Einkaufskommission.  pfand-R.nndDlHtraktlona-R.amKommlMion»- 
gnt.     Kaufmännisches  Retentions-R.     21.  Seeversicherung.               .      „.  .   . 

E.  Aus  dem  Erb-R.  22.  Letztwillige  Disposition.  KoUHl-in  der  SU  tuten 
bezüglich  der  formellen  Gültigkeit  einer  solchen.  Schenkung  auf  den  Todes- 
fall. Oralfideicommiss.  Mandatum  post  mortem.  23.  Auslegung  eloM  IMI*- 
ments  und  nachträglicher  Kodizille.  24.  FamlllenfldelcommlM-K. 
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u.  S.  375-630.     4  M.  80. 

Von  Fehlsprüchen  d.  Geschworenen.  Von  einem  Richter.  Hannover, 
Helwing.     52  S.     1  M. 

Wetzel,  d.  Wegweiser  in  Gerichtssachen.  Schweinitz  a.  E.,  Witten- 
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Mollat,  G.,  d.  juristischen  Prüfungen  u.  d.  Vorbereitungsdienst  zum 
Richteramte.  Sammlung  d.  in  d.  deutschen  Bundesstaaten  gelten- 
den Vorschriften.  Berlin,  Müller.  XII  u.  245  S.  3  M.  60  Pf., 
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♦Landucci,  L.,  storia  del  diritto    romano.     1.  Lfg.     64  S.     Padova, 

Sacchetto.     11.  . 

Lioy,  A.,  la  nuova  scuola  penale:  esposizione  popolare,  con  aggiunta 

della  nuova  legge  francese  sui  recidivÄti.     2.*  ediz.     56  S.     To- 
rino.    75  ct.  .      j  1  jiT.  1-       T 
Saredo,  codice  costituzionale  e  amministrativo  del  regno  d  Itaiia.    l. 

(Wird  3  Bände  umfassen.)     Turin,  Union.     21  1.  35  ct. 
Tamassia,  G.,  raffratellamento  'AAEA<I>Om)nA:  studio  stonco-giuri- 

dico.     80  S.  Torino.     2  1.  ^.  ,    ,,„,       ^     ,. 

Vidari,    E.,   corso   di    Diritto   commerciale.     \  ol    VIII.«     Contiene: 

Libro  III  o,  Parte  IV. »:  Della  Cambiale  (Cambiale,  PaghenV  As- 
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segno  bancario  o  cheque).  Libro  IV.  o.  Parte  I.»:  Fallimento 
(Stato  di  fallimento,  dichiarazione  e  suoi  eifetti,  fimministrazione. 
liquidazione,  ripartizione  e  chiusura  del  fallimento,  cessazione  e 
sospensione  di  esso).     VIII  u.  767  S.     Milano.     12  1. 


Skandinavische  Werke. 

Fahlercrantz,    C,    om  rättegangsväsendet  i  England  med  svenska 

paraleller.     1/2  Hft.  480  S.     7  kr. 
Ipsen,  J.,  og  Scharling,  C,  systematisk  Oversigt  over  Hoiesterets- 

domme    i   kriminelle    Sager    for    Hoiesterets    ärene    1875  —  1884. 

192  S.     3  kr.  75  ör. 
Kleen,  R.,  Försök  tili  framställning  i  naturrätt  och  rättsliga  förbe- 

grepp.     Senare  afdelningen:  Tillämpad  naturrätt.    Senare  delen: 

Samhällig  rätt.     570  S.     6  kr.  50  ör. 
Love  og   Expeditioner  vedkommende    Kirke-  og  Skolevsesen.     Saml. 

og  udg.  af  H.  V.  Skibsted.     1884.     154  S.     2  kr. 
Lundequist,  N.  W.,  juridisk  handbok  för  medborgare  af  alla  klasser, 

eller  alfabetisk  ordnadt  sammandrag  af  de  vigtigare  lagrum,  stad- 

ganden  och  författningar,  som  den  enskilde  behöfver  känna  för 

behandlingen  af  sina  jiiridiska  angelägenheter:  jemte  formulärer 

tili  dithörande  akter  och  dokumenter.    551  S.    3  kr.  25  ör.,  inb. 

3  kr.  75. 

Marceil  US,  bidrag   tili   den    skandinaviska   unionens    histoi-ia  efter 

1814.     216  S.     2  kr.  50  ör. 
Repertorium    for  praktisk   Lovkyndighed.     En   afkortet   Bearbeidelpe 

af  Norsk  Retstidende,    samt  üdvalg  af  seldre  Hojesteretsdomme. 

4  Sarai.    1861—1863,    udg.    af    S.    Aall.    4  h.    Nov.    1862— Juni 
1863.     S.  385-512.     2  kr. 

Retsencyklopa?di ,    nordisk.     Saml.    og   udg.    af  T.  H.  Aschehoug,  K. 

J.  Berg    og   A.  F.  Krieger.     6  H.     (Ogea   m.  T. :   Den   nordiske 

Statsret  ved  T.  H.  Aschehoug.)     504  S.     8  kr. 
Wulff,    E.,    om   rättshjelp   för  obemedlade  med  särskild  hänsyn  tili 

förlikningsnämndens   i   Göteborg  verksamhet.     46  S.     Göteborg, 

75  ör. 


4.  Statistische  Notiz. 

Im  Jahre  1885  erschienen  1483  deutsche,  870  französische,  660  erglsche, 
400  italienische,  165  niederländische,  172  skandinavische,  55  spanische  Werke  ans 
dem  Gebiete  der  Rechts-  u.  Staatswissenschaft.  Von  16305  deutschen  Erscheinungen 
gehören  1483  (1884:  1472  von  15607)  der  Rechts-  n.  Staatswissenschaft  an. 
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A.  Ausländischer  Litteraturbericht  1880-85. 


Die  böhmische  und  kroatische  Rechtslitteratur 

in  der  Periode  1880—85*). 

Von  Herrn  Prof.  Dr.  Prazak  in  Prag:. 


In  dem  Gebiete  der 

Rechtsgeschichte 

ist  vorerst  der  umfassenden  Quellenpublikationen  Erwäh- 
nung zu  thun,  welche  bestimmt  sind,  in  der  Zukunft  rechts- 
geschichtlichen Forschungen  als  Gnindlage  zu  dienen.  Von  den 
die  böhmischen  Länder  betreffenden  Publikationen  heben  wir 
insbes.  den  im  Jahre  1882  vollendeten  1.  Band  der  Sammlung 
böhm.  Landesordnungen  „sbirka  zrizeni  zemskjch**,  dann  die 
bisher  erschienenen  3  Bände  der  Verhandlungen  des  böhm.  Land- 
tages (von  1526  ab)  hervor.  Emlet's  „Regesta  bohemica*  ge- 
diehen bis  zum  5.  Hefte  des  3.  Bandes  (Jahr  1333).  Die  bereits 
in  eine  frühere  Periode  fallenden  Ausgaben  des  Vsehrdschen 
Rechtsbuches  und  der  Koldinschen  Stadt-R.  wurden  durch  die  im 
Jahre  1880  im  Verlage  des  böhm.  furistenvereins  von  den 
Brüdern  Jirecek  besorgte  Ausgabe  der  Brikcischen  Stadt-K. 
(Brikciho  z  Licka  präva  mestskä)  veiTollständigt.  In  demselben 
Jahre   veröffentlichte  auch  Hermenegild  Jirecek   eine  Sammlung 
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slavischer  Rechtsquellen  unter  dem  Titel  „Svod  zäkonu  slovans- 
kych".  Selbständige  rechtsgeschichtliche  Abhandlungen  veröffent- 
lichte Celakovsky  über  Brikcis  Stadt-R.,  über  das  Unterkämmerer- 
amt  (urad  podkomorsky)  in  Bölimen  (1881),  dann  über  das 
Heimfalls-R.  auf  das  freivererbliche  Vermögen  in  Böhmen  (auch 
in  deutscher  Sprache,  1882).  Zur  Lösung  der  schwierigen  Frage 
nach  Begriff  und  Umfang  der  österr.  Rechtsgeschichte  und  der 
Art  ihrer  Behandlung  hat  Hanel  in  einer  1880  als  Separat- 
abdruck aus  dem  „Pravnik"  veröffentlichten  Abhandlung  einen 
sehr  beachtenswerten  Beitrag  geliefert. 

Die  Publikation  kroatischer  Rechtsquellen  wird  durch  die 
Munifizenz  Bischof  Strossmayers,  wie  auch  durch  die  Thätigkeit 
der  slavischen  Akademie  der  Wissenschaften  in  Agram  mächtig 
gefördert.  Ausser  den  Zwecken  des  historischen  Studiums  über- 
haupt dienenden:  „Monumenta  spectantia  historiam  slavorum  meri- 
dionalium"  (bisher  14  Bücher)  und  Theiners  „vetera  monumenta 
Slav.  mer."  (2  Bde.)  kommt  für  das  rechtsgeschichtliche  Stu- 
dium insbes.  die  auf  Grund  eingehender  Durchforschung  der 
kroatischen  und  dalmatinischen  Archive  unternommene  Samm- 
lung „Monumenta  historico-juridica.  Slavorum  meridionalium" 
in  Betracht.  Diese  Sammlung  veranstaltet  die  südslavische 
Akademie  der  Wissenschaften  seit  dem  Jahre  1875  in  4  Serien, 
von  denen  die  erste  Statuta  et  leges,  die  zweite  ürbaria,  die 
dritte  Acta  diaetalia,  die  vierte  Monumenta  praxim  juridicam 
spectantia  umfassen  soll.  Um  diese  sehr  wichtige  Sammlung 
sämtlichen  juristischen  Kreisen  brauchbar  zu  gestalten,  wurde 
beschlossen,  den  wissenschaftlichen  Apparat  in  lateinischer  Sprache 
erscheinen  zu  lassen  und  den  in  kroatischer  Sprache  abgefassten 
Rechtsquellen  eine  lateinische  Uebersetzung  beizufügen.  Bisher 
erschienen  in  der  1.  Serie  unter  Hmieh  Redaktion:  Statuta  et 
leges  civitatis  et  insulae  Curzulae  (1214 — 1558)  und  Statuta  et 
leges  civitatis  Spalati,  sodann  unter  LJubic  Redaktion  1883: 
Statuta  et  leges  civ.  Buduae,  Scardonae  et  Lesinae.  Uebrigens 
ist  bereits  reichliches  Material  für  weitere  Bände  vorbereitet. 
In  der  Sammlung  südslavischer  Rechtsgewohnheiten  ist  seit 
'Bogisics  bereits  in  den  Jahren  1872  und  1874  veröffentlichten 
Arbeiten  ein  Stillstand  eingetreten.  Von  neueren  rechtsgeschicht- 
lichen Arbeiten  ist  insbes.  Spevecs  jüngst  veröffentlichtesWerk„Pravo 
bliznje  rodbine  kod  prodaje  nekretina"  hervorzuheben,  welches  das 
Einstands-R.  der  nächsten  Verwandten  beim  Verkaufe  von  Immo- 
bilien unter  Vergleichung  des  ältesten  slavischen  und  deut- 
schen   R.    eingehend   behandelt.     Schliesslich    erwähnen   wir    an 
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dieser  Stelle  zweier  Sammlungen  des  geltenden  R.,  und  zwar 
M.  Vezic,  „Zakoni  i  naredle  0  zadrugah"  (über  Hauskommunionen, 
1880)  und  desselben  ürbarhrvatkoslavonski  (über  ürbarialverhält- 
nisse,  1882),  weil  die  beiden  hier  behandelten  Institute  dem- 
nächst  lediglich    historisches  Interesse  zu  bieten  bestimmt  sind. 

Zivil-  und  Handelsrecht. 

Von  Randas  bahnbrechenden  Schriften  fallen  in  die  be- 
sprochene Periode  die  nachstehenden  in  böhmischer  Sprache 
verfassten  Werke;  Die  3.  Auflage  des  Eigentums -R.  (Pravo 
vlastnicke,  1880;  die  erste  Hälfte  1885  auch  in  deutscher  Sprache 
erschienen),  die  1885  erschienene  4.  Auflage  einer  Monographie 
über  dieVerbindlichkeit  zum  Schadenersatze  aus  unerlaubten  Hand- 
lungen und  über  Zinsen,  sodann  die  2.  Auflage  des  1.  Heftes 
und  das  2.  Heft  der  systematischen  Darstellung  des  österr. 
Handels-R.  (Soukrome  obchodni  prävo  rakouske).  Pavliceks  rechts- 
vergleichendes Werk  über  den  Wechsel  und  Cheque  in  der 
europäischen  Gesetzgebung  (Smenka  achek  v  europ.  zäkonodarstvi) 
wurde  unlängst  in  diesen  Blättern  besprochen.  Eine  interes- 
sante Abhandlung  über  den  Vergleich  lieferte  Heller:  „Prispevky 
k  nauce  0  narovnani"  (1880).  Eine  grössere  Anzahl  wertvoller 
zivilistischer  Aufsätze  enthält  die  unter  der  Redaktion  des  Ref. 
und  Prof.  Stupecky  zweimal  des  Monates  erscheinende  Fach- 
zeitschrift „Pravnik",  welche  sämtliche  litterarisch  thätige  böhm. 
Juristen  zu  ihren  Mitarbeitern  zählt  und  bereits  die  stattliche 
Reihe  von  24  Jahrgängen  aufweist.  Belangend  speziell  das 
r.  R.,  ist  eine  selbständige  böhm.  Arbeit  in  der  Periode  1880 
bis  85  nicht  erschienen;  eine  vom  böhm.  Juristenvereine  ver- 
anstaltete und  von  mehreren  hervorragenden  Mitgliedern  des 
Vereins  besorgte  üebersetzung  von  Arndts  Pandekten  ist  bereits 
zum  grösseren  Teile  erschienen  und  wird  demnächst  vollendet. 
Mehrere  grössere  Werke  dogmatischen  Inhalts  sind  von  selten  der 
strebsamen  jüngeren  Mitglieder  des  liehrkörpers  der  erst  1882 
zur  Selbständigkeit  gelangten  böhm.  Universität  zu  Prag  in  Vor- 
bereitung. 

Die  kroatische  Litteratur  ist  im  Gebiete  des  Zivil-  und 
Handels-R.  hauptsächlich  durch  Defencin  vertreten,  welcher 
seinen  bereits  in  eine  frühere  Periode  fallenden  Werken  über 
den  Exekutivprozess  und  das  Bagatellverfahren  nunmehr  einen 
eingehenden  Kommentar  zum  bürgerlichen  Gesetzbuche  unter 
besonderer  Berücksichtigung  der  deutschen  und  Italien.  Litteratur 
folgen  Hess  (Tumac   k  obcemu  austr.  gradj.  zakoniku).     Die  bis 
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zum  Schlüsse  des  Jahres  1883  erschienenen  10  Hefte  gediehen 
bis  zum  §.  530  des  Gesetzbuches.  Vrhanic,  der  bereits  früher 
ein  Werk  über  Handelsgesellschaften  geschrieben,  trat  unlängst 
mit  einem  (in  diesen  Blättern  besprochenen)  Werke  über  das 
Wechsel-R.  vor  die  Oeffentlichkeit,  von  welchem  bereits  2  starke 
Hefte  erschienen  sind.  Eine  kleinere  Abhandlung  „0  biljez- 
nickoj  ustanovi*  lieferte  Pappafava  1882.  Sehr  reich  an  gehalt- 
vollen Abhandlungen  ist  das  Organ  des  kroatischen  Juristen- 
vereins „Mjesecnik  pravnickdeloga  druztva",  welches  während  der 
10  Jahre  seines  bisherigen  Bestandes  eine  grosse  Verbreitung 
und  einen  stattlichen  Kreis  von  Mitarbeitern  gewonnen  hat. 

Strafrecht. 

Die  bevorstehende  Reform  des  materiellen  Straf-R.  be- 
hinderte einerseits  die  Entstehung  grösserer  dogmatischer  Ab- 
handlungen in  diesem  Gebiete,  bot  jedoch  andererseits  dem  kroa- 
tischen Schriftsteller  Tauffer  Gelegenheit  zur  kritischen  Be- 
sprechung eines  diesfalls  vorliegenden  Regierungsentwurfes.  Im 
Gebiete  des  Strafprozesses  ist  Prof.  Storchs  böhm.  systematisches 
Werk  bisher  nur  zur  ersten  Lieferung  (1883)  gediehen,  doch  ist 
ein  baldiges  rasches  Fortschreiten  dieser  gründlichen  und  preis- 
gekrönten Arbeit  nunmehr  mit  Sicherheit  zu  gewärtigen.  Kleinere 
böhm.  Arbeiten  im  Gebiete  des  Straf-R.  lieferten:  Hevera  über 
das  Gefängniswesen,  Strakaty  und  Nejedly  über  die  neueren 
Wuchergesetze. 

Staats-  und  Kirchenrecht. 
Die  böhmische  Litter atur  ist  in  diesem  Gebiete  zwar  durch 
keine  systematische  Darstellung  des  gesamten  Staats-  bezw. 
Kirchen-R.,  jedoch  durch  eine  grössere  Anzahl  von  Monographien 
vertreten.  Von  diesen  gehören  dem  Gebiete  des  allgemeinen 
Staats-R.  Sladkovskys  Abhandlung  über  das  Listenskrutinium, 
Solcs  gründliche  Studie  über  das  R.  der  Nationalitäten  (narod- 
nost  a  jeji  vyznam  v  zivote  verejnem,  1881),  Nevecereh  Erwä- 
gungen über  das  Institut  der  Delegationen  (1881)  und  neuestens 
(1885)  Trakah  Abhandlung  über  die  wesentlichen  Richtungen 
der  neueren  Rechts-  und  Staatsphilosophie  an.  Auf  dem  Stand- 
punkt des  positiven  R.  stehen  Schwarzs  sehr  brauchbarer  Kom- 
mentar zur  Gemeindeordnung  (2.  Aufl.  1881),  C/2;^A:s  Werk  über  das 
Polizeistraf-R.  (1882)  und  Prazaks  Monographie  über  Kompetenz- 
konflikte (spory  0  prislusnost),  deren  erster  Band  1882  erschien,  und 
deren  zweiter  Band  sich  unter  der  Presse  befindet  (C.Bl.  II,  216). 
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Kleinere  Staats-  und  verwaltungsrechtliche  Abhandlungen  enthUlt 
die  seit  1879  unter  Cizeks  Redaktion  erscheinende  , Autono- 
mistische Rundschau"  (Samospravny  obdelzor)  und  Sovadinas  ähn- 
liche in  Brunn  seit  zwei  Jahren  herausgegebene  Zeitschrift  ^  ces- 
komoravsky  narodni  hospodar".  Im  Gebiete  des  Kirchen-R.  sind 
die  gediegenen  Abhandlungen  Prof.  Lattrim  über  den  Cölibat 
(0  bezzenstvi  duchovnich  1880)  und  über  die  Grenzen  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Macht  in  Ehesachen  (1883),  sodann  Fis^Ars 
Schrift  über  die  Zivilehe  (Obcansky  snatek  1883)  hervoi-zuheben. 
An  kroatischen  Schriften  verzeichnen  wir:  Sulehs  Dar- 
stellung des  kroatischen  Verfassungs-R.  (Hrvatski  ustav,  1883) 
und  die  kirchenrechtlichen  Abhandlungen  von  Ljuboevic  über 
das  kathol.  Ehe-R.  (Katol.  zenitbeno  pravo)  und  von  Markovic 
über  den  Primat  des  Papstes  (Papino  poglavarstvo,  1883).  In 
deutscher  Sprache  veröffentlichte  Prof.  Pliveric  unlängst  (1885) 
eine  Abhandlung  über  das  rechtliche  Verhältnis  Kroatiens  zu 
Ungarn  (C.Bl.  V,  245). 

Nationalökonomie   und   Statistik. 

Der  durch  seine  Studien  über  nordböhm.  Arbeiterverhält- 
nisse den  Freunden  deutscher  Rechtslitteratur  bereits  vorteilhaft 
bekannte  Prof.  ^mf  veröffentlichte  in  böhmischer  Sprache  eine 
Reihe  interessanter  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der  Natio- 
nalökonomie, Verwaltungslehre  und  Statistik:  Almosen  und  Ar- 
beitslohn (almuzna  amzda);  Zwei  dringende  Reformen  (dve  nutne 
opravy,  1884),  als  welche  insbesondere  die  Reform  der  Vorschriften 
über  das  Heimats-R.  im  Sinne  der  Annäherung  an  das  Prinzip 
des  ünterstützungswohnsitzes,  dann  die  Errichtung  von  Zwangs- 
arbeitshäusern bezeichnet  wird;  Statistik  der  Selbstverwaltung 
(1884);  Anfänge  der  Lehre  von  der  Progressivsteuer  (1884). 
Als  Leitfaden  für  akademische  Vorlesungen  dient  Prof.  Kaizh 
kurzgefasstes  System  der  Nationalökonomie  (Narodni  hospodarstvi 
1883),  in  welchem  jedoch  auch  einzelne  Partien  (z.  B.  die  Lehre 
vom  Sozialismus)  ausführlichere  Behandlung  gefunden  haben. 
Im  übrigen  wären  noch  Chleborads  Kampf  um  das  Eigentum 
(Boj  0  majetek,  1884)  und  einige,  aktuelle  Tagesfragen  berührende 
Abhandlungen  des  thätigen  Abg.  AAdmek  über  den  Normal- 
arbeitstag, über  Agrarzölle  u.  a.  hervorzuheben.  Da  die  sta- 
tistischen Publikationen  der  staatlichen  Organe  lediglich  in 
deutscher  Sprache  erfolgten,  so  erübrigt  nur  auf  die  vom  Prager 
Stadtrate  alljährlich  unter  Erbens  sorgfältiger  Redaktion  heraus- 
gegebene Statistik  der  böhm.  Landeshauptstadt,  dann  auf  liernats 
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Jahrbuch    der    landwirtschaftlichen   Statistik    Böhmens    als    auf 
reiches  Material  enthaltende  Quellen  hinzuweisen. 

Die  kroatische  Litteratur  hat  im  Gebiete  der  National- 
ökonomie durch  das  1880  herausgegebene  systematische  Werk 
Lorkovic  „  Narodno  gospodarstvo " ,  welchem  der  gräfl,  Draskovicsche 
Stiftungspi-eis  zuteil  wurde,  eine  wesentliche  Bereicherung  er- 
fahren. 


Die  polnische  Rechtslitteratur 

in  der  Periode  1880—85. 

Von  Herrn  Prof.  Dr.  Kasparek  in  Krakau. 


Wir  beginnen  unsere  knappe  Uebersicht  der  in  polnischer 
Sprache  erschienenen  Rechtslitteratur  (mit  Ausschluss  der  Staats- 
wissenschaften) mit 

Zeitschriften,   Sammelwerken  und  Vereinsschriften. 

Vier  juridische  Fachzeitschriften  erscheinen  in  polnischer 
Sprache:  Przeglad  sadowy  i  administracyjny  (Revue  für  Justiz 
und  Verwaltung),  Prawnik  i  Urzednik  (der  Jurist  und  Beamte), 
beide  in  Lemberg,  Gazeta  sadowa  Warszawska  (Warschauer 
Gerichtszeitung)  und  Biblioteka  umiejetnosci  prawnych  (Biblio- 
thek der  Rechtswissenschaften)  in  Warschau.  Die  drei  erst- 
genannten sind  überwiegend  der  Erörterung  praktischer  Fragen 
und  Rechtsfälle  gewidmet  —  veröffentlichen  jedoch  auch  wissen- 
schaftliche Abhandlungen  und  Rezensionen  —  die  Bibliothek 
(Bibl.)  dient  als  fortlaufendes,  monatlich  zweimal  heftweise  er- 
scheinendes Sammelwerk  zur  Aufnahme  grösserer  Originalwerke 
oder  üebersetzungen.  Seit  1873  hat  die  Bibliothek  etwa  40 
grössere  und  wichtige  Werke  veröffentlicht,  wodurch  sich  sowohl 
die  Redakteure  (Godlewski  und  Remhoivshi)  als  auch  der  Heraus- 
geber Stanislaus  Kronenberg  anerkennenswerte  Verdienste  um  die 
Wissenschaft  erwarben,  üeberdies  sind  rechtswissenschaftliche 
Arbeiten  in  anderen  Zeitschriften  (wie  das  Atheneum,  die  War- 
schauer Bibliothek,  Niwa  in  Warschau,  Przeglad  polski,  Prze- 
glad powszechny  in  Krakau,  Przewodnik  naukowy  i  literacki  in  Lem- 
berg u.  s.  w.)  zerstreut  und  finden  auch  in  den  Publikationen 
der  Krakauer  Akademie  der  Wissenschaften,  namentlich  in  den 
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Abhandlungen  der  historisch-philosophischen  Klasse  (Abb.  hist.- 
phil.)  —  bis  jetzt  19  Bände  —  Aufnahme. 

Die  Herausgabe  der  Denkmäler  des  altpolniscben  R.  (Staro- 
downe  prawa  polskiego  pomniki,  von  Helzel  begonnen,  bis  jetzt 
8  Quartbände  altp.  R.  D.),  Sammlung  der  Rechtsgewohnheiten, 
der  Materialien  zu  einem  Wörterbuche  der  poln.  Rechtssprache, 
sowie  Besprechung  wichtiger  Fragen  aus  dem  Gebiete  der  Rechts- 
wissenschaften gehören  in  den  Wirkungskreis  einer  besonderen 
rechtswissenschaftlichen  Kommission  der  Krakauer  Akademie  der 
Wissenschaften.  Juristische  Gesellschaften  bestehen  in  mehreren 
Städten  Galiziens  (Lemberg,  Rzeszöw,  Kosow). 

Rechtsgeschichte. 

I.  Aus  dem  Gebiete  des  r.  R.  sind  folgende  nennenswerte 
Arbeiten  zu  verzeichnen :  Dr.  Leonhard  Pietak,  Professor  in  Lem- 
berg, r.  Erb-R.  (Lemberg  1882.  1.  Bd.  XVIII  u.  390  S.). 
Enthält  einleitende  Begriffe  und  die  Lehre  über  testamentarisches 
Erb-R.  Dr.  Theodor  Dijdynski  aus  Warschau  schrieb  eine  Abhand- 
lung über  r.  Agrar-R.  (1881.  36  S.)  und  gab  im  Jahre  1883  ein 
dem  bekannten  Heumannschen  Werke  nachgebildetes  latein.-poln. 
Lexikon  zu  den  röm.  Rechtsquellen  (Warschau.  731  S.)  heraus. 
Dr.  Friedrich  Zoll  in  Krakau  schrieb  1881  (Abb.  hist.-phil.  XIII) 
über  das  R.  an  eigener  Sache  (50  S.),  worin  er  vom  Standpunkte 
des  r.  R.  die  Annahme  der  Servitut  oder  des  Pfand-R.  als  eines 
ius  in  re  propria  verwirft.  1884  erschienen  von  demselben  Verf. : 
(1.  c.  XVII)  Einige  Bemerkungen  zur  Lehre  vom  Irrtum  des 
Eigentümers  bezüglich  seines  Eigentums  (27  S.),  worin  er  sich 
gegen  die  neuesten  Erklärungsversuche  der  L.  49  D.  mandati 
von  Esmarch  und  Schwemann  für  die  Ansicht  von  Ihering  und 
Brinz  erklärt;  ferner  ein  Vortrag  üeber  den  Cäsarismus  in  Rom 
und  dessen  zivilisatorische  Bedeutung  (20  S.);  endlich  1885 
Ueber  die  Zusammensetzung  des  röm.  Senates  auf  Grundlage  der 
lex  Ovinia  (26  S.).  Dr.  Valentin  Mikiaszewski ,  Professor  in 
Warschau,  veröffentlicht  auf  Grund  seiner  vor  mehreren  Jahren 
abgehaltenen  Vorlesungen:  Ueber  den  röm.  Zivilprozess  auf  ge- 
schichtlicher Grundlage  (Bibl.  Warschau  1885.     340  S.). 

II.  Kanonisches  R.  Einem  früheren  als  dem  von  uns  be- 
handelten Zeitraum  gehören  die  von  Prof.  Dr.  Hnizmann  besorgten 
Ausgaben  der  Krakauer  und  Posener  Synodalbeschlüsse  (altp. 
R.  D.  IV  1875,  V  1878),  dessen  tüchtige  Abhandlung  üeber  das 
kirchliche  Asyl-R.  (1879.  31  S.) ,  sowie  Dr.  Eduard  Bittners 
ausgezeichnetes  Lehrbuch  des  kanonischen  R.  (Lemberg  I  1878, 
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358  S.,  II  1879,  416  S.)  an.  Aus  dem  letzten  Quinquennium 
ist  anzuführen:  Chodynski  et  Likowski,  Decretales  summorum 
pontificum  pro  regno  Poloniae  et  constitutiones  synodorum  pro- 
vincialium  et  dioecesanorura  regni  ejusdem  ad  summam  collectae 
(Posnaniae.  T.  II  1882,  III  1883,  T.  I  ed.  inn.  1883).  Auszüge 
aus  den  Akten  des  Krakauer  Konsistoriums  und  des  Posener 
Domkapitels  veröffentlichte  Ulanowski.  Liikotvski  sowie  Hiibe 
(in  der  Abhandlung  1885:  Zwei  Handschriften  einer  mittel- 
alterlichen Sammlung  des  kanonischen  R.  in  Gnesen  und  Krakau) 
geben  Kunde  von  einer  aus  dem  11.  Jahrhundert  stammenden, 
in  der  Wissenschaft  als  „Tripartita"  bekannten  Sammlung,  die 
in  Polen  verbreitet  war.  In  einem  umfangreichen  Werke  be- 
arbeitet Prof.  theol.  Dr.  Joseph  Pelcza  in  Krakau  das  katholische 
Ehe-R.  (1.  Aufl.  1883,  2.  1885.  XCVI  u.  659  S.).  Dr.  Gromnicki 
bespricht  die  Provinzialsynoden  in  Polen  bis  zum  Jahre  1357 
(Krakau  1885.  294  S.),  Dr.  Grosse  die  Beziehungen  Polens  zum 
Konzil  in  Basel  (Warschau  1885).  Viele  ausgezeichnete  Arbeiten 
aus  dem  kanonischen  R.  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 
Zustände  in  Polen  enthält  das  seit  1873  in  Warschau  erschei- 
nende Kirchenlexikon. 

III.  Deutsches  R.  üeber  die  Verbreitung  des  deutschen 
R.  in  Polen  werden  zuverlässigere  Kenntnisse  gewonnen  durch 
Herausgabe  des  reichen  Quellenmaterials  (vide  sub  IV).  Auf 
Grundlage  desselben  entwirft  Dr.  Franz  Piekosinski  ein  klares 
und  anschauliches  Bild  der  Oberhöfe  des  deutschen  R.  im  mittel- 
alterlichen Polen  (Abh.  hist.-phil.  XVIII.  Bd.  1885.  68  S.),  die 
bezüglichen  Arbeiten  Roepelh  (1857)  und  Bobrzynskis  (Abb.  hist.- 
phil.  IV  1875)  fortführend  und  ergänzend.  Von  Lehrbüchern 
ist  das  bis  zum  Anfange  des  10.  Jahrhunderts  reichende  Bo- 
brzynskis,  Professors  in  Krakau,  Grundriss  einer  Geschichte 
des  deutschen  R.  (Krakau  1876.  LXXIX  u.  184  S.)  noch  nicht 
vollendet,  ein  neues  umfangreiches  von  Professor  Janotvicz  (Ge- 
schichte des  deutschen  R.  I.  Bd.  1.  Hft.  Lemberg  1886. 
174  S.)  begonnen.  Derselbe  Verf.  veröffentlichte  1883  in  Lem- 
berg zwei  Abhandlungen  aus  dem  deutschen  R.:  üeber  Zeugen 
(284  S.)  und  lieber  den  Rentenkauf  (194  S.).  Dr.  Dargun  in 
Krakau  schrieb  in  poln.  Sprache  lieber  das  Mutter-R.  bei  den 
alten  Germanen  (Abh.  hist.-phil.  XV  1882.  101  S.),  Das  R. 
der  Franken  und  das  Welt-R.  (1882.  15  S.) ,  üeber  Anwen- 
dung der  Ethnographie  in  der  Rechtsgeschichte  (1883). 

IV.  Altpoln.  R.  (ius  terrestre).  A.  Quellen.  Die  Her- 
ausgabe der  Quellen   des   altpoln.,   namentlich   mittelalterlichen 
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R.  wird  im  Zusammenhang  mit  den  geschichtlichen  Quellen  über- 
haupt mit  grossem  Eifer  betrieben  in  Krakau  (Akademie  der 
Wissenschaften),  Warschau  {Adolf  Pawinski,  Zrödta  dziejowe. 
13  Bde.),  Posen  (Gelehrte  Gesellschaft),  Lemberg  {Liske,  Akta 
grodzkie  i  ziemskie.  VIII  1880,  IX  1883,  X  1884).  Der  be- 
schränkte Raum  gebietet  nur  das  Wichtigste,  mit  dem  R.  im  Zu- 
sammenhang Stehende  anzuführen. 

Von  den  gesetzlichen  Quellen  hat  der  hochverdiente,  trotz 
seines  vorgerückten  Alters  mit  ungeschwächter  Kraft  rastlos 
arbeitende  Forscher  Senator  Romuald  Hube  die  beste  kritische  Aus- 
gabe der  Statuten  Kasimirs  d.  Gr.  geliefert  in  dem  Werke:  Das 
poln.  R.  im  14.  Jahrhundert  —  die  Gesetzgebung  Kasimirs  d.  Gr. 
(Warschau  Bibl.  1881.  226  LXVI  u.  V  S.);  die  bekannte,  8  Bände 
umfassende  Sammlung  „Volumina  legum"  wird  demnächst  der  be- 
reits gedruckte  IX.  Band  mit  Gesetzen  aus  den  letzten  Jahren 
der  poln.  Republik  zum  Abschlüsse  bringen. 

Von  ürkundensammlungen  erschienen  in  Posen  1881  der  IV. 
(Schluss-)Band  des  Codex  diplomaticus  von  Grosspolen  mit  Ur- 
kunden bis  zum  Jahre  1400;  der  Codex  diplomaticus  der  Stadt 
Krakau  (1257—1506)  2.,  3.,  4.  Teil  Krakau  1882  (der  1.  Teil 
erschien  1879),  an  welchen  sich  eine  auf  3  Bände  berechnete 
Sammlung  aller  Urkunden  der  Stadt  Krakau  von  1507—1795 
anschliesst  {Leges  privilegia  et  statuta  civitatis  Cracoviensis). 
Bisher  erschien  Tom.  I  (vol.  1  et  2)  1507-1586  (Krakau  1885). 
Dem  hochverdienten  Herausgeber  dieser  Sammlung  Dr.  Franz 
Piekosinski  verdanken  wir  auch  den  Codex  diplomaticus  der 
Krakauer  Domkirche  (I.  Bd.  1166-1366.  Krakau  1874.  II.  Bd. 
1867—1423.  Krakau  1883),  sowie  den  Codex  diplomaticus  von 
Kleinpolen  1178—1386  (Krakau  1876),  dessen  Fortsetzung  im 
Zuge  ist.  Ein  Codex  diplomaticus  un.  Studii  gener.  Cracoviensis 
(besorgt  von  Paidi)  bringt  in  4  Quartbänden  (Krakau  1870  bis 
1884)  die  ältesten  Urkunden  der  Krakauer  Universität  von  1865 
bis  1548. 

Besondere  Aufmerksamkeit  wird  den  für  Erkenntnis  des 
Gewohnheits-R.  und  der  Rechtspraxis  wichtigen  Gerichtsbüchern 
zugewendet.  Dr.  Bohrzynski  veröffentlichte  aus  dem  Krakauer 
Landesarchive:  Decreta  in  iudiciis  regalibift  tempore  Sigismundi  I. 
a.  1507—1531  Cracoviae  celebratis  lata  (Krakau  altp.  R.  D.  VI 
1881)  und  aus  dem  Posener  Archiv:  Acta  expeditionum  bellicalium 
palatinatus  Caliciensis  et  Posnaniensis  in  Valachos  et  in  Turcas 
a.  1497—1498  (Krakau  1.  c.  VII,  1  1882),  welche  über  die  Aus- 
übung   der    Gerichtsbarkeit    während    eines    Krieges    aufklären. 
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Dr.  Boleslaus  Ulanoivski  besorgt  die  Herausgabe  der  ältesten 
Krakauer  Gerichtsbücher  bis  1400,  wovon  der  1.  Teil  (Anti- 
quissimi  libri  iudiciales  terrae  Cracoviensis  ab  an.  1374 — 1390. 
Krakau  1884,  altp.  R.  D.  VIII)  erschien.  Derselbe  Verf.  ver- 
öffentlichte aus  den  Gericbtsbüchern  der  ehemaligen  Wojewod- 
schaft Krakau,  des  Krakauer  Konsistoriums  und  Domkapitels 
Auszüge  „Inscriptiones  Clenodiales"  (Krakau  1885,  altp.  R.  D. 
VII,  3)  zur  Beleuchtung  der  Standes-R.  des  Adels  im  14.  und  15. 
Jahrhundert  und  aus  anderen  namentlich  grosspoln.  Gerichts- 
büchern Materialien  zur  Geschichte  des  poln.  R.  und  der  poln. 
Heraldik,  überdies  1885  Auszüge  aus  den  Gerichtsbüchern  von 
Kaiisch  (1409—1416),  sowie  aus  dem  ältesten  Stadtbuche  Lub- 
lins.  Die  Einleitungen  zu  diesen  Ausgaben  geben  Aufschluss 
über  den  Zustand  dieses  reichhaltigen,  an  verschiedenen  Orten 
zerstreuten  Quellenmaterials.  Speziell  über  die  Gerichtsbücher 
des  14.  Jahrhunderts  informiert  die  Abhandlung  Hubes:  Ksiegi 
ziemskie  i  grodzkie  wieku  XIV  w  Polsce  (Prag  1884). 

Zu  den  1878  im  V.  Bande  der  altp.  R.  D.  von  Bohrzynski 
veröffentlichten  Denkmälern  der  Rechtslitteratur  des  15.  Jahr- 
hunderts sind  im  VII.  Bande  neu  hinzugekommen:  1.  Puncta  in 
iudiciis  terrestribus  et  castrensibus  observanda,  ein  kurzes  Hand- 
buch des  gerichtlichen  Verfahrens  vor  Grod-  und  Terrestral- 
gerichten  aus  dem  Jahre  1544.  2.  Abbreviatio  processus  iiiri- 
dici  anno  1641  confecta,  ein  Gesetzesentwurf  (Krakau  1882). 
Eine  neue  Ausgabe  des  berühmten  Traktates  Johannes  Ostrorogs: 
Monumentum  pro  comitiis  generalibus  regni  sub  rege  Gasimiro 
pro  Reipublicae  ordinatione  congestum,  aus  der  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts ist  dem  Werke  Pawinskis  über  diesen  Schriftsteller 
(Warschau  Bibl.  1884)  angeschlossen. 

B.  Bearbeitungen.  Eine  Gesamtdarstellung  der  geschicht- 
lichen Entwickelung  des  poln.  R.  ist  gegenwärtig  wegen  der 
noch  nicht  vollständigen  Kenntnis  der  Rechtsquellen  kaum  durch- 
führbar, es  sind  deshalb  aus  dem  letzten  Quinquennium  bloss 
Monographien  zu  verzeichnen,  namentlich:  eine  systematische 
Darstellung  der  Gesetzgebung  Kasimirs  d.  Gr.  in  dem  oben 
zitierten  Werke  Hubes  (1881) ;  Carl  Dimin,  Das  alte  R.  Mosoviens 
(Warschau  Bibl.  1880.  271  S.)  An  das  Monumentum  Ostrorogs 
knüpfen  sich  lebhafte  Erörterungen  über  den  Ursprung  und  die 
Bedeutung  der  von  demselben  meisterhaft  vertretenen  politischen 
Theorie  der  Staatshoheit,  woran  Caro  (1882),  Pawinski  (1884), 
Bohrzynski  (Jan  Ostrorog.  Krakau  1884),  Rembowski  (Warschau 
1884)  und  Swiezawski    (Warschau  1884)  teilnehmen.     Pawinski 
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veröffentlicht  1881  ein  wichtiges  Werk  über  die  Geschichte  der 
poln.  Finanzen  zur  Zeit  Stephan  Bathorys  (Skarbowosc  w  Polsce 
i  jej  dzieje  za  czasöw  Stef.  Bat.  Warschau)  und  1884  eine  Ab- 
handlung über  die  Todschlagssühne  nach  altpoln.  R.  (Warschau 
Bibl.  123  S.).  Denselben  Gegenstand  behandelt  Hube,  Wrozda. 
Wrozba  i  Pokora  (Warschau  1884.  25  S.  cf.  C.Bl.  IV  S.  293). 
Einen  Beitrag  zur  Geschichte  der  Hexenprozesse  in  Polen  liefert 
Dr.  Bosenhlatt  in  der  Schrift  „Czarownica  powotana"  (Warschau 
1883.  60  S.).  Abraham  schrieb  über  den  Begriff  des  Diebstahls 
im  altpoln.  R.  (Krakau  1882)  und  1885  über  die  lusticiarii  in 
Polen  während  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  (59  S.),  wo  unge- 
drucktes Material  aus  den  Krakauer  Gerichtsbüchern  verwertet 
u'ird;  Oswald  Balzer,  Die  Kanzleien  und  Grodakten  des  18.  Jahr- 
hunderts (Lemberg  1882.  54  S.),  über  rechtmässige  und  wider- 
rechtliche Flucht  nach  den  Statuten  Kasimirs  d.  Gr.  (Krakau 
1882.  45  S.),  über  die  Entstehung  des  Krongerichtshofes  (Try- 
bunat  Koronny),  ein  Studium  aus  der  Geschichte  des  poln.  Ge- 
richtswesens im  16.  Jahrhundert  (Warschau  Bibl.  1885.  347  S.). 
Schliesslich  ist  zu  bemerken,  dass  in  vielen  neueren  geschicht- 
lichen Werken,  namentlich  Bobrzynski  (Geschichte  Polens.  2.  Aufl. 
2  Bde.  1880),  Smolka  (Miesko  der  Alte  und  sein  Zeitalter  (War- 
schau 1881.),  Korzon  (Innere  Geschichte  Polens  unter  Stanislaus 
August  1764—1794.  Bisher  1885  4  Bde.)  u.  s.  w.  der  Ent- 
wickelung  rechtlicher  Institutionen  besondere  Aufmerksamkeit 
zugewendet  wird. 

Privatrecht  und  Zivilprozess. 

Der  franz.  Cod.  civ.  ist  mit  einigen  wichtigen  Abänderungen 
geltendes  R.  in  Kongresspolen  und  erfreute  sich  daselbst  stets 
einer  eifrigen  wissenschaftlichen  Pflege.  Aus  dem  letzten  Quin- 
quennium  sind  zu  nennen:  Anton  Okolski,  Grundsätze  des  im 
Königreich  Polen  geltenden  Zivil-R.  (Warschau  1885.  760  S.), 
eine  systematische  Darstellung  des  ganzen  Stoffes  mit  zahlreichen 
Litteraturangaben  und  Felix  Jerioranski,  Das  Gesetz  über  Privi- 
legien und  Hypotheken  vom  Jahre  1825  (ein  Kommentar  zu 
diesem  das  franz.  R.  wesentlich  modifizierenden  Gesetze.  War- 
schau 1881.  290  S.).  Aus  dem  Wechseftl.  sind  hervorzuheben 
F.  Flamm,  Ueber  Wechsel  und  Checks  (Rzecz  o  wekslach  i  cze- 
kach  (Warschau  1881.  602  S.)  und  Dominik  Zielinski,  üeber 
Wechsel  (0  wekslach.   Warschau,  1884.   410  S.). 

Das  in  Galizien  geltende  österr.  Zivil-R.  wird  systematisch 
bearbeitet    von   Dr.  Ernest   Till  in  Lemberg   (Prawo   prywatne 
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austryackie),  wovon  bis  nunzu  der  allgemeine  Teil  in  2  Heften 
(Lemberg,  I  1884,  II  1886.    472  S.)  erschienen  ist. 

Die  in  Russisch-Polen  1876  eingeführte  Z.Pr.O.  vom  20./XI. 
1864  hat  Ladislaus  NoivakowsH  in  4  Bänden  (Bibl.  Warschau, 
1877 — 1880)  in  poln.  Sprache  herausgegeben  und  ausführlich 
kommentiert. 

lieber  den  Zivilprozess  in  Galizien  (beruhend  auf  der  west- 
galizischen  Gerichtsordnung  vom  19.|XII.  1796)  sind  am  wich- 
tigsten zwei  Werke  des  Lemberger  Professors  Dr.  Moritz  Rabat, 
Ueber  Zivilprozess  (0  procesie  cywilwyra.  Lemberg  1881)  und 
Ueber  Beweise  im  Zivilprozess  (0  dowe  dach  w  procesie  cywil- 
wym  1882).  Ausserdem  sind  hervorzuheben:  Dr.  Janowicz, 
Ueber  die  Nebenintervention  (Bibl.  Warschau,  1882)  und  Dr. 
Moritz  Fierich,  Ueber  den  Haupteid  und  die  Vernehmung  der 
Parteien  als  Zeugen  (Krakau  Abh.  bist.  -  phil.  XVIII  1884.  130  S.) 
und  Ueber  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  wegen 
mangelhafter  Vertretung  (Lemberg  1885.  172  S.).  Prof.  Dr. 
Balasits  in  Lemberg  hat  den  Entwurf  einer  Z.Pr.O.  vom  Jahre 
1881  im  Przeglad  sadowy  ausführlich  besprochen.  Kommentare 
zu  dem  Verfahren  ausser  Streitsachen  vom  Jahre  1854  hat  Be- 
zirksrichter Tatasiewicz,  zu  den  besonderen  Verfahren  in  Bestand- 
sachen vom  Jahre  1858  und  in  Besitzstörungsstreitigkeiten  vom 
Jahre  1849,  sowie  zum  Österreich.  Hypotheken  -  R.  Oberlandes- 
gerichtsrat  Wawel  Louis  herausgegeben. 

Für  das  Notariat  ist  das  ausgezeichnete  Werk  von  Adam 
Niemirowski,  Allgemeine  Bibliographie  des  Notariats  (Warschau 
1884)  von  Bedeutung. 

Strafrecht  und  Strafprozess. 

Eine  systematische  Darstellung  des  Straf-R.  ist  unternommen 
von  Prof.  Dr.  Krzijmiiski,  Wyktad  prawa  karnego  ze  szczegöl- 
nem  uwzglednieniem  ustaw  austryjackich  (1.  Bd.  Krakau  1885. 
336  S.).  Derselbe  enthält  die  philosopischen  und  historischen 
Grundlagen  des  Straf-R.  und  vom  allgemeinen  Teile  fast  die 
ganze  Lehre  über  das  Verbrechen.  Biidzinski,  Professor  in  War- 
schau, stellt  in  dem  Werke:  Vergleichende  Strafrechtslehre  — 
besonderer  Teil  (Bibl.  Warschau  1883.  353  S.)  die  Bestimmungen 
des  besonderen  Teiles  des  Straf-R.  in  vergleichender  Weise  auf 
Grundlage  fast  aller  neueren  Kodifikationen  dar.  Dasselbe  bildet 
den  Schluss  eines  Systems  des  Straf-R. ,  dessen  allgemeiner  Teil 
in  Warschau  1868  erschien.  Von  wichtigeren  Monographien  sind 
zu  nennen:  Krzi/muski,  Die  Strafrechtstheorie  Kants  (Abh.  hist.- 
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phil.  XVI.  Krakau  1882.  113  S.).  Derselbe,  Die  Lehre  vom 
Versuch  (Bibl.  Warschau  1884.  176  S.).  Boman  Biiczymki, 
eine  interessante  kriminalistische  Studie  über  die  strafbaren 
Handlangen  in  Galizien  und  Kongresspolen:  Zarysy  stanu  moral- 
nego  naszego  spoteczenstwa  (1.  Teil.  Bibl.  Warschau  1883.  182  S. 
mit  35  statistischen  Tabellen  und  4  Karten).  Ladislaus  Ostro- 
zynski,  Ueber  Ehebruch  (Lemberg  1885.  55  S.).  Morelotvshi, 
Ueber  das  Österreich.  Militärstrafgesetzbuch  (Lemberg  1885. 
169  S.),  Ueber  den  Zustand  der  Gefängnisse  in  Oesterreich 
(Krakau  1884.  51  S.).  Prof.  Dr.  Bosenblatt,  Ueber  den  Begriff 
des  Schadens  beim  Betrüge  (Lemberg  1883.   40  S.). 

Das  Lehrbuch  des  Österreich.  Strafprozesses  (Wyktad  austr. 
procesu  karnego)  von  Prof.  Dr.  Bosenhlatt  enthält  in  seinem  1. 
bis  jetzt  erschienenen  Teile  (Krakau  1884.  96  S.)  allgemeine 
Grundsätze,  Geschichte  des  Strafprozesses,  Strafgerichte  und 
Parteien. 

Staats-,  Verwaltungs-  und  Völkerrecht. 

Allgemeine  Staatslehre  und  Staats-R.  ist  systematisch  dar- 
gestellt in  dem  Werke  von  Dr.  Franz  Kasparek,  Prawo  polityczne 
0  gölne  (Krakau.  1.  Bd.  1877.  988  S.  2.  Bd.  1881.  1016  S.). 
Wichtigere  Monographien  aus  dem  Gebiete  des  Staats-R.  lieferten 
der  Lemberger  Privatdozent  Dr.  Stanislaus  Starzynski,  Ueber  die 
sogen,  provisorische  Gesetzgebung,  eine  gründliche,  mit  genauer 
Kenntnis  der  einschlägigen  Litteratur  und  Gesetzgebung  geschrie- 
bene Studie  (Lemberg  1883.  335  S.);  Einige  Streitfragen  aus 
dem  Gebiete  des  Staats-R.  (Lemberg  1882.  215  S.)  beleuchten 
den  noch  nicht  gelösten  Streit  über  die  rechtliche  Natur  der 
Staatenverbindungen ;  Bemerkungen  über  die  rechtliche  Seite  der 
Gleichberechtigung  der  Nationalitäten   in   Oesterreich   (Lemberg 

1883.  99  S.)  und  Ueber  die  Staatssprache  in  Oesterreich  (Lem- 
berg 1884.  105  S.).  Dr.  Ladislaus  Ostrozynski,  Haftung  des 
Staates   für    rechtswidrige   Handlungen    der  Beamten  (Lemberg, 

1884.  96  S.)  Dr.  Franz  Kasparek,  Ueber  Minoritätenvertretung 
(Krakau  1885.  23  S.),  Der  Staat  im  Verhältnisse  zu  erworbenen 
R.  (Lemberg  1885.  48  S.),  Der  Staatsrat  und  dessen  Bedeutung 
für  die  konstitutionelle  Monarchie  (Abh.  tist.-phil.  XIX.    Krakau 

1885.  81  S.).  Eine  treffliche  systematische  Darstellung  des  Ver- 
waltungs-R.  mit  Berücksichtigung  der  im  Königreiche  Polen  gel- 
tenden Vorschriften  liefert  Dr.  Anton  Okolski,  Wyklad  prawa 
administracyjnego  (Warschau  Bibl.  I  1880.  475  S.  11  1882. 
503  S.     III   1884.    518  S.).     Ein   interessanter  Beitrag  zur  Ge- 
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schichte  des  Verwaltnngs-R.  ist  enthalten  in  der  Studie  Ocza- 
powskis,  Die  Polizisten  des  vorigen  Jahrhunderts  (Warschau 
Bibl.  1882.  259  S.).  Monographien  sind  zu  verzeichnen  über 
das  Armen-E.  von  Dr.  Cyfroivicz  (o  ubostwie.  Krakau  1885. 
195  S.),  Gemeindewesen  von  Dr.  Franz  Kasparek,  Kritische  Be- 
merkungen über  die  galiz.  Gemeindeordnung  mit  Reformvor- 
schlägen  (Abh.  hist.-phil.  XIII.  Krakau  1880.  136  S.).  Julian 
Lapicki,  Zustand  der  Gemeinden  im  Königreich  Polen  (Warschau, 
1881.  95  S.).  Heinrich  Konic,  Gemeindeautonomie  im  Königreich 
Polen  (Warschau  1885.  Bisher  128  S.).  Ueber  Sparkassen  (Dr. 
Kajetan  Orlecki.  Lemberg  1882.  109  S.),  Wasser-R.  (Orlecki. 
Lemberg  1881.  96  S.)  nebst  zahlreichen  Schriften  über  Agrar-R. 
und  Schulwesen,  welche  in  verschiedenen  Zeitschriften  und  na- 
mentlich den  zwei  Schulzeitschriften  „Szkota"  und  „Muzeum'' 
zerstreut  sind.  Zu  erwähnen  sind  zwei  umfangreiche  Gesetzes- 
sammlungen für  das  Königreich  Polen  von  Konic  und  Olszewski 
unter  Leitung  des  Professors  Okolski:  Handbuch  für  Gemeinde- 
ämter (Bibl.  Warschau  1883.  XXV  u.  863  S.),  und  für  Galizien 
von  Johann  Rudolf  Kasparek,  Sammlung  der  Verwaltungsgesetze 
(3.  Aufl.  5  Bde.  Lemberg  1884  und  1885.  Fortlaufend  pa- 
giniert 3899  S.). 

Im  Gebiete  des  Völker-R.  erschien  1883  in  Lemberg  unter 
Leitung  des  Prof.  Roszkoivski  eine  polnische  Uebersetzung  des 
bekannten  Neumannschen  Grundrisses  des  heutigen  europäischen 
Völker-R.  (nach  der  2.  Aufl.  168  S.).  Dr.  Franz  Kasparek  ver- 
sucht den  Anteil  der  Polen  an  der  Pflege  des  Völker-R.  (Lem- 
berg 1885.  112  S.)  vom  15.  Jahrhundert  bis  zur  Gegenwart  zu 
schildern.  Eine  alphabetische  Bibliographie  und  eine  historische 
Skizze  über  das  Studium  des  Völker-R.  in  Krakau  sind  der  Schrift 
angeschlossen.  Ausserdem  sind  zu  erwähnen  von  demselben  Verf. : 
Ueber  Auslieferung  der  Verbrecher  (Lemberg  1882.  84  S.),  Ar- 
beiten des  Instituts  für  das  Völker-R.  auf  dem  Gebiete  des  inter- 
nationalen Privat-R.  (Abh.  hist.-phil.  XVIII.  Krakau  1884.  76  S.), 
von  Dr.  Bronislaus  Lozinski  Der  ewige  Krieg  (Lemberg  1882. 
55  S.)  und  von  Prof.  Dr.  Gustav  Roszkowski  Ueber  das  Oxforder 
Project  eines  Kriegs-R.  für  den  Landkrieg  (Krakau  1881.  68  S.), 
Ueber  Kodifikation  des  Völker-R.  (Krakau  1882.  45  S.),  Ueber 
Asyle  und  Auslieferung  (Bibl.  Warschau   1882.    IV  u.  461   S.). 
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B.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Das  vorliegende  Heft  ist  das  Heft  desjenigen  Monats,  in  welchem 
die  älteste  Hochschule  des  Deutschen  Reiches  ihre  fanfhundertjährige 
Stiftungsfeier  begeht.  Wir  stellen  daher  an  die  Spitze  der  Abt.  B.  dieser 
Nummer  die  Besprechung  eines  Werkes,  ivelches  zu  diesem  Feste  der 
Heidelberger  Juristenfakultät  gewidmet  ist. 


Reiiaud,  A.  Rechtliche  Gutachten.  Aus  dessen  Nachlass 
hrsgb.  von  Th.  Hergenhahn.  I.  Bd.  Mannheim,  Bensheimer. 
1886.    XIV  u.  559  S.     gb.  10.  M. 

Es  ist  für  Wissenschaft  und  Praxis  erspriesslich ,  wenn  dem 
Rechtslehrer  Gelegenheit  geboten  wird  sich  mit  Rechtsfragen  zu 
beschäftigen,  welche  zu  gerichtlichen  Streitfragen  geworden  sind  ; 
die  Verbindung  von  Theorie  und  Praxis  wird  dadurch  lebendig 
unterhalten.  R.  hatte  sich  durch  seine  handeis-  und  wechsel- 
rechtlichen Schriften  auch  bei  den  Gerichten  ein  wohlverdientes 
Ansehen  erworben  und  wurde  infolgedessen  oft  um  Erteilung 
rechtlicher  Gutachten  angegangen,  sei  es  um  einer  Partei  vor 
angehobenem  Prozess  über  ihre  Aussichten  klaren  Wein  einzu- 
schenken, sei  es  um  durch  das  Gewicht  seiner  Autorität  das  Ge- 
richt für  seine  Ansicht  zu  gewinnen.  Immer  hat  er  sich  als 
gewissenhaften,  wenn  auch  nicht  immer  als  glücklichen  Ratgeber 
erwiesen,  und  von  ihm  galt  die  Nachrede  nicht,  dass  gegen  gute 
Bezahlung  jedes  Gutachten  von  ihm  erhältlich  sei.  Viele  solcher 
Arbeiten  haben  nur  einen  vorübergehenden  Wert  und  werden 
gedruckt  um  dem  Gerichte  vorgelegt  werden  zu  können ,  und 
wieder  zu  verschwinden,  wenn  sie  ihren  Dienst  gethan  haben. 
Andere  aber  verdienen  auch  über  den  konkreten  Fall,  welcher 
zu  ihrer  Entstehung  Anlass  gab,  hinaus  Beachtung,  entweder 
weil  derselbe  ein  allgemeines  Interesse  l^traf,  oder  weil  bei  An- 
lass seiner  Behandlung  Fragen  allgemeiner  Natur  eine  eingehende 
wissenschaftliche  Erörterung  erfuhren.  Solche  Gutachten  der 
Vergessenheit  zu  entreissen  heisst  der  Wissenschaft  und  der  Praxis 
einen  Dienst  leisten.  Dies  war  offenbar  die  Absicht  des  Heraus- 
gebers, welcher  vor  34  Jahren,  zugleich  mit  dem  Referenten,  zu 
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R.'s  Füssen  sass,  und  nun  in  pietätvoller  Erinnerung  an  den 
Verstorbenen  eine  Sammlung  seiner  Gutachten  veranstaltete,  auf 
deren  Wert  schon  an  seinem  Grabe  von  Kariowa  aufmerksam 
cremacht  worden  war.    Vielleicht  hätte  die  Auswahl  noch  etwas 

o 

kritischer  sein  können ,  denn  nicht  nur  sind  Gutachten  aufge- 
nommen, auf  welche  die  Nachwelt  ohne  Schmerz  hätte  verzichten 
können,  sondern  es  w^urden  auch  solche  nicht  aufgenommen, 
welche  der  Sammlung  würden  zur  Zierde  gereicht  haben,  nämlich 
die  beiden  Gutachten  in  Sachen  des  interkantonalen  Vorbereitungs- 
komitees der  Gäubahn  gegen  die  Gesellschaft  der  Schweiz.  Central- 
bahn,  von  denen  das  letztere  gegen  Ihering  gerichtet  ist.  Diese 
Gutachten  sind  viel  wertvoller  als  diejenigen,  welche  R.  in  Sachen 
der  Gotthardbahn  erstattet  hat,  und  da  Ihering  dem  seinigen 
durch  Aufnahme  in  seine  Jahrbücher  eine  weite  Verbreitung 
gesichert  hat,  so  wäre  die  Aufnahme  der  R.'schen  Kritik  um  so 
gerechtfertigter  gewesen.  Ferner  fehlt  jede  Angabe  über  die 
Abfassungszeit  der  einzelnen  Gutachten,  und  doch  kann  man 
sich  nur  aus  derselben  die  Nichtberücksichtigung  der  Verhand- 
lungen des  deutschen  Juristentages  im  ersten  Gutachten  erklären. 
Auch  die  Eigennamen  werden  hier  und  da  nicht  mit  gebührender 
Achtung  behandelt :  aus  Grünhut  wird  Grungut,  aus  Reaz  Breaz, 
und  aus  dem  Regierungskommissär  Bigot  de  Preameneu  die 
sonderbare  Anführung:  Bigot-  Preameneu.  Diese  Versehen  werden 
zu  späterer  Verbesserung  empfohlen. 

Im  ganzen  werden  24  Rechtsgutachten  mitgeteilt  aus  den 
Gebieten  des  allgemeinen  Teiles,  des  Ehe-R.,  Obligationen-R., 
Handels -R.  und  Erb-R. ,  worüber  der  genaue  Nachweis  bereits 
S,  339  dieser  Zeitschrift  geleistet  worden  ist.  Die  meisten  derselben 
zeichnen  sich  aus  durch  eine  genauere  und  sichere  Feststellung 
des  Thatbestandes ,  wodurch  allein  dem  Juristen  ein  kontrol- 
lierendes Urteil  ermöglicht  wird,  und  durch  eine  juristische  Er- 
örterung, welche  die  streitige  Frage  nach  allen  Seiten  und  in 
alle  Winkel  beleuchtet.  Eine  gewisse  Sicherheit  verlässt  den 
Verf.  auch  dann  nicht,  wenn  er  anfechtbare  Meinungen  äussert 
wie  bei  den  im  C.Bl.  S.  339  mit  Nr.  3.  4.  6.  17  bezeichneten 
Arbeiten.  Vielfach  werden  einzelne  schwierigere  Fragen  aus- 
führlich erörtert;  so  die  Verträge  zu  Gunsten  dritter,  der  Ge- 
richtsstand des  erwählten  Domizils,  wobei  jedoch  die  Auslegung 
der  Bestimmungen  des  bernischen  Zivilprozesses  verfehlt  ist. 
Aus  dem  Gebiete  des  Handel-R.  sind  die  Untersuchungen  über 
die  Befugnis  einer  Aktionärversammlung,  ihren  Reservefonds  in 
gleichem  Verhältnisse  zu  vermindern  wie  das  Aktienkapital,  über 
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die  Verpflichtung  des  Verkäufers  beim  Distanzekauf  nach  Art.  344 
des  H.G.  die  Uebersendung  zu  besorgen,  und  über  die  Bedeutung 
der  Policeklausel  „für  wen  es  angeht '^  von  besonderem  Interesse. 
Zu  grosser  moralischer  Beruhigung  des  Beklagten  mag  das  Gut- 
achten Nr.  17  gedient  haben,  als  ihm  die  mehr  als  befremdliche 
Art,  wie  er  als  Vorstand  einer  Hüttengesellschaft  Rechtsgeschäfte 
in  Pereires  Art  abgeschlossen  hatte,  auf  einmal  in  so  über- 
zeugender Weise  als  moralisch  und  rechtlich  unanfechtbar  dar- 
gestellt wurde. 

Von  den  Gutachten,  welche  erbrechtliche  Fragen  zum  Gegen- 
stande haben,  zeichnet  sich  Nr.  23  durch  den  Scharfsinn  aus, 
mit  welcher  der  Verf.  sich  mit  Erfolg  bemüht,  in  die  ziemlich 
konfusen  Verfügungen  des  Testators  Sinn  und  Ordnung  zu  bringen, 
während  das  letzte  einen  wertvollen  Beitrag  zu  der  Lehre  von 
den  Familienfideikommissen  liefert. 

Der  noch  ausstehende  zweite  Band  soll  Rechtsgutachten 
enthalten  aus  dem  Gebiete  des  bad.  L.R.,  des  code  civil  und 
des  Verwaltungs-R.,  und  in  kurzer  Frist  nachfolgen. 

König. 

Miraglia,  L.    Filosofia  del  Diritto.    Napoli,  Tipografia  della 
R.  Universitä.     1885.     415  S.     8  1. 

Im  ersten  Buche  (parte  generale,  S.  1 — 120)  behandelt  Kap.  I 
die  Idee  der  Rechtsphilosophie,  II  die  Rechtsidee  und  die  logi- 
schen Methoden ,  III  die  induktive ,  IV  die  deduktive  Idee  des 
R.  (right,  oiy.aiov,  pravo) ,  V  die  praktischen  Voraussetzungen 
letzterer,  VI  die  prüfende  Zergliederung  der  hauptsächlichsten 
Erklärungen  des  R. ,  VII  R. ,  Sittenlehre,  Volkswirtschaft  und 
Politik,  endlich  VIII  Vernunfts-  und  positives  R.  („Quellen  und 
Anwendung",  die  „Hauptgrundsätze  der  verschiedenen  Systeme  des 
Natur-R.  namentlich  mit  Rücksicht  auf  G.  W.  Fr.  Hegel**  hat 
der  Verf.,  ordentlicher  Professor  an  der  Rechtsfakultät  zu  Neapel, 
bereits  im  Jahre  1874  dargestellt). 

Im  zweiten  Buch  (diritto  privato)  erörtert  Kap.  I  die  Person 
und  ihre  R.  (S.  121),  II  den  geschichtlichen  Begriff  der  allge- 
meinen Menschen -R.  (S.  138),  III  die  moralischen  Personen 
(S.  149),  IV  das  Eigentum  und  die  ^rwerbsarten  dogmatisch 
(S.  159)  und  V  geschichtlich  (S.  177),  VI  das  Wald-  und  das 
Bergwerkseigentum  (S.  198),  VII  den  Arbeitslohn  (proprietä  in- 
dustriale,  S.  212),  VIII  Firmen-  und  Markenschutz.  Patent  und 
wissenschaftliches  Eigentum  (S.  232),  IX  die  einzelnen  dinglichen 
R.  (S.  239),  X  den  Besitz  (S.  249),  XI  die  Rechtsverbindlichkeiten 
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(S.  258),  XII  den  Vertrag  und  die  verschiedenen  Gestalten  des- 
selben (S.  269),  XIII  das  Zinsdarlehen  (S.  285),  XIV  Erwerbs- 
gesellschaft, Wechsel,  Fracht  und  Versicherungswesen  (S.  298), 
XV  die  Familie  (v^voc,  clan,  S.  310),  XVI  die  Ehe  (S.  334),  XVII 
die  Unauflösbarkeit  und  die  Scheidung  derselben  (S.  350),  XVIII 
die  elterliche  Gewalt  und  Gemeinschaft  (S.  363),  XIX  die  Ge- 
schichte und  die  Grundlage  des  Erb-R.  (S.  379),  sodann  XX 
die  gesetzliche  und  die  letztwillige  Erbfolge  (S.  374 — 411).  Die 
Kap.  II,  III,  VII,  XIII  und  XV  enthalten  zugleich  die  wesent- 
lichsten Hauptzüge  der  jüngsten  Monographien  M.s  über  „diritti 
innati,  persone  incorporali,  proprieta  industriale,  storia  della 
proprietä,  usura,  famiglia  primitiva"  u.  s.  w.  Unter  überzeugungs- 
treuer Hervorhebung  der  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Fort- 
schritte des  geläuterten  Christentums  gegenüber  den  von  den 
Missionären  noch  mit  zu  geringem  Erfolge  bekämpften  Gebräuchen 
der  Heiden,  wird  bei  entschiedener  Zurückweisung  der  sozial- 
demokratischen Bestrebungen,  überall  der  geschichtliche  und  ur- 
sachliche Zusammenhang  unserer  heutigen  Einrichtungen  der 
bürgerlichen  Rechtsverfassung  mit  der  sittlichen  Welt-  und  Lebens- 
ordnung lichtvoll  nachgewiesen.  Inhaltlich  der  Vorrede  vom 
November  1885  soll  das  Werk  „den  Zusammenhang  des  geltenden 
R.  mit  der  Volkswirtschaft  und  Politik  namentlich  den  Rechts- 
beflissenen zum  Verständnisse  bringen" ;  der  Verf.  hat  daher  zwar 
selbst  die  allerjüngste  deutsche^  französ.  und  engl.  Litteratur 
reichlichst  verwertet  und  verarbeitet ,  von  der  Anführung  der 
Seitenzahlen  und  sonstiger  Einzelheiten  aber  ein-  für  allemal 
abgesehen.  F.  Geigel. 

JoliOW  und  Küntzel.  Jahrbuch  der  Entscheidungen  des 
Kammergerichts.  Berlin,  Vahlen.  1885.  5 M.  (Vgl.  III,  227.) 
Der  vorliegende  5.  Band  enthält  Entscheidungen  aus  den 
Jahren  1884  und  1885.  Er  unterscheidet  sich  in  Ansehung  der 
äusseren  Einrichtung  von  den  früheren  Bänden  nicht,  sondern 
bringt,  wie  diese,  zunächst  Entscheidungen  in  Sachen  der  nicht 
streitigen  Gerichtsbarkeit,  die  auf  Grund  des  Rechtsmittels  der 
weiteren  Beschwerde  ergangen  sind,  und  sodann  Entscheidungen 
in  Strafsachen,  in  welchen  das  Kammergericht  in  der  Revisions- 
instanz erkannt  hat.  Die  letzteren  sind  nicht  chronologisch, 
sondern  nach  Materien  geordnet.  In  einem  Anhange  wird  ein 
Beschluss  eines  Amtsgerichts  in  einer  Grundbuchsache  und  ein 
Aufsatz  mitgeteilt,  welcher  Bemerkungen  über  die  Dispensation 
von    dem    Eheverbot    der   Wartezeit   enthält.      Auch   in    diesem 
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Bande  ist  die  Auswahl  der  mitgeteilten  Entscheidungen  eine 
sorgfältige.  Wir  verweisen  z.  B.  auf  die  Entscheidung  S.  400, 
welche  die  in  neuerer  Zeit  vielfach  besprochene  Frage  behandelt, 
ob  ein  Eisenbahnretourbillet  übertragbar,  oder  ob  die  Benutzung 
desselben  durch  einen  dritten  strafbar  ist.  Ebenso  ist  auch 
diesmal  der  Redaktion  der  den  einzelnen  Entscheidungen  vor- 
gesetzten Grundsätze  eine  ausserordentliche  Sorgfalt  zugewendet. 
Nicht  unbemerkt  darf  bleiben,  dass  sich  bisweilen  (z.  B.  S.  56 
Zeile  7)  unliebsame  Druckfehler  finden.  Meves. 

Rassow  und  Küntzel.  Beiträge  zur  Erläuterung  des 
deutschen  R.  XXX.  Jahrg.  1.  Hft. 
Petersen  sucht  seine,  schon  im  1.  u.  4.  Band  der  Zeitschrift 
für  den  Zivilprozess  verteidigte  Ansicht,  wornach  die  Einrede 
der  Kompensation  lediglich  die  Natur  eines  Verteidigungsmittels 
haben  und  keine  Rechtshängigkeit  der  Gegenforderung  begründen 
soll,  zunächst  gegenüber  der  Auffassung  von  Gaupp  und  Wil- 
mowski-Levy,  dann  speziell  gegenüber  von  Schollmeyer,  der 
neuestens  in  seiner  Schrift  über  die  Kompensationseinrede  den 
Standpunkt  von  Petersen  verlassen  hat,  aufrecht  zu  erhalten, 
indem  er  noch  immer  den  Motiven,  ebenso  aber  auch  den  die 
Auffassung  der  letzteren  zum  Ausdruck  bringenden  §§.  274,  293 
und  491  der  Z.Pr.O.  jede  Bedeutung  für  jene  Frage  abspricht 
und  an  der  —  neuestens  auch  von  Osann,  Beiträge  zur  Behand- 
lung der  Kompensationseinrede  —  bekämpften  Annahme  festhält, 
dass  nach  §.  293  eine  Rechtshängigkeit  der  Gegenforderung  nur 
in  der  Zwischenzeit  zwischen  der  Erlassung  des  Urteils  über  die 
letztere  und  den  Eintritt  der  Rechtskraft  begründet  werde,  wes- 
halb in  allen  Fällen,  wo  Trennung  nach  §§.  136  oder  274  an- 
geordnet werde  —  da  bis  dahin  noch  keine  Rechtshängigkeit 
vorliege  —  es  einer  neuen  Klage  in  dem  für  die  Gegenforderung 
zuständigen  Formum  bedürfe. 

Pfizer  behauptet  die  Unrichtigkeit  einer  im  40.  Band  von 
Seufferts  Archiv  veröffentlichten,  wegen  ihrer  Tragweite  sehr 
wichtigen  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  zu  Stuttgart,  nach 
welcher  die  Verurteilung  des  Prozessgggners  zur  Tragung  der 
Kosten  nicht  auf  die  Grundlosigkeit  seines  Streitens  sondern  — 
wegen  §.  87  der  Z.Pr.O.  —  nur  auf  sein  wirkliches  Unterliegen 
in  einem  Urteil  über  die  Hauptsache  soll  gegründet  werden 
können,  indem  Verf.  hiegegen  —  im  Anschluss  an  §.  89  ib.  — 
den  Satz  aufstellte,  dass  der  Richter,  wenn  nach  anderweitiger 
Erledigung  der  Hauptsache  noch  allein  über  die  Kostenfrage  zn 
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erkennen  sei,  über  diese  Verpflichtung  so  zu  entscheiden  habe, 
wie  wenn  noch  ein  Urteil  über  die  Hauptsache  und  über  die 
Kosten  zu  erlassen  wäre.  Alts  mann  sucht  gegen  Ihering  aus- 
zuführen, dass  das  Eisenbahnretourbillet  nach  der  —  nötigen- 
falls noch  ausdrücklich  zu  vermerkenden  —  Intention  des  Aus- 
gebers nur  demjenigen,  welcher  es  zur  Hinfahrt  benützt,  auch 
das  R.  der  Rückfahrt  gewähre  und  dass  an  diesem  Inhalt  der  an 
das  Papier  geknüpften  Obligation  die  Stellung  desselben  auf  den 
Inhaber  nichts  ändern  könne  was  dann  noch  weiter  auf  Theater- 
billete  etc.  exemplifiziert  wird.  Rassow  gibt  einen  Bericht  über 
den  neuesten  Stand  der  Arbeiten  der  Kommission  für  die  Aus- 
arbeitung des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  welchen  er  bei  näherer 
Betrachtung  wenig  befriedigend  findet,  da  die  Kommission  nach 
mehr  als  lljähriger  Thätigkeit  die  erste  Lesung  des  Entwurfs 
noch  nicht  vollendet  hat  und  die  Beratung  des  Familien-  und 
Erb-R.  noch  erhebliche  Zeit  in  Anspruch  nehmen  wird,  wozu 
dann  erst  noch  eine  Reihe  wichtiger  Spezialgesetze  kommen  soll, 
deren  Fertigstellung  sich  noch  nicht  berechnen  lässt.  Verf. 
wünscht  möglichst  baldige  Publikation  der  einzelnen  Teilentwürfe 
und  für  die  zweite  Lesung  eine  Abänderung  der  bisherigen  Ge- 
schäftsbehandlung unter  Uebertragung  der  definitiven  Entschei- 
dung an  eine  einzige  Person  von  hervorragender  Stellung  nach 
dem  Vorgang  bei  der  Abfassung  des  preuss.  Land-R. 

G  a  u  p  p. 


IL  Rechtsgescliichte. 

Leist,  G.  A.  Der  attische  Eigentumsstreit  im  System  der 
Diadikasien.  Jena,  Fischer.  1886.  VITI  u.  61  S. 
Die  vorliegende  Arbeit,  eine  Tübinger  Inauguraldissertation, 
führt  aus,  dass  das  attische  Recht,  da  ihm  die  Usucapion  fremd 
war,  nicht  zu  dem  absoluten  Eigentumsstreite  der  formula  peti- 
toria  mit  seinem  genetischen  Beweise  und  konsequent  auch  nicht 
zu  dem  absoluten  Eigentumsbegrifi"e ,  wie  er  sich  im  röm.  R. 
findet,  gelangen  konnte,  dass  dasselbe  sich  vielmehr  mit  einem 
relativen  Eigentumsbeweise,  d.  h.  mit  einer  Ermittlung  des  Eigen- 
tums durch  Vergleichung  der  beiderseitigen  Rechtstitel,  und 
sonach  mit  einem  relativen  Eigentum  begnügen  musste. 

Pescatore. 
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Tardif,  A.    La  p r o c e d u r e  c i  v i  1  e  e t  c r i m i n e  1 1  <•  a  u  x  XTTT'^ 
et  XIV«  siecles.     Paris,  Picard.     1885.     1C7 

—  Le  droit  priveauXIIIe  siöcle,  d'aprös  les  coutumes 
de  Toulouse  et  de  Montpellier.  Paris,  Picard.  1886. 
III  u.  109  S. 

Der  gelehrte  Professor  der  Ecole  des  Chartes  zu  Paris  hat  es 
in  den  letzten  Jahren  unternommen  zwei  verschiedene  Reihen 
von  Arbeiten  erscheinen  zu  lassen,  die  allen  Kechtshistorikern 
nützlich  sein  werden.  Einerseits  eine  Sammlung  von  Gewohn- 
heits-R.,  welche  bis  jetzt  nur  in  älteren  und  mangelhaften  Aus- 
gaben zu  benützen  waren:  drei  Fascikel  sind  schon  erschienen 
(Coutumier  d'Artois,  Coutumes  de  Toulouse,  Coutumes  de  Lorris). 
Andererseits  hat  T.  einen  kurzen  aber  inhaltreichen  Kommentar 
über  zwei  von  diesen  Gewohnheits-R.  verfasst,  die  als  Grund- 
texte für  die  exegetischen  üebungen  der  Schüler  der  Ecole  des 
Chartes  in  den  Jahren  1884  und  1886  gedient  haben. 

Es  sind  nur  Lehrbücher,  Leitfäden,  wie  der  Verf.  bescheiden 
sagt.  Aber  durch  ihre  Klarheit  und  Genauigkeit  verdienen  sie 
volle  Anerkennung.  Das  13.  Jahrhundert  ist  ausserordentlich 
wichtig  in  der  Geschichte  der  Rechtsinstitute,  und  besonders  des 
Prozesses.  Es  ist  die  Zeit,  wo  die  Rechtsgelehrten  einen  über- 
wiegenden Einfluss  ausüben  und  den  Adel  verdrängen.  Es  ist 
die  Zeit,  wo  das  german.  Verfahren,  welches  in  den  Anfängen 
des  M.A.  das  herrschende  bei  allen  weltlichen  Gerichten  war 
und  zugleich  für  alle  Stände  galt,  sich  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
liert. Die  Umwandlung  des  alten  Verfahrens  wurde  durch  die 
Anwendung  des  röm.- kanonischen  R.  verursacht  und  nahm  die- 
selbe Richtung  wie  das  röm. -kanonische  Rechtsstudium  über- 
haupt. Nach  einer  kurzen  Darstellung  der  Gerichtsverfassung, 
in  welcher  T.  die  Gerichte,  die  Richter,  die  Prozessluhrer ,  die 
Hilfspersonen,  die  Kompetenzfragen  etc.  betrachtet,  beschäftigt 
sich  der  Verf.  zuerst  mit  dem  Zivil-,  dann  mit  dem  Strafprozess. 
Er  zeigt,  wie  die  Vereinigung  beider  Prozessarten  im  13.  Jahr- 
hundert aufhört.  Bis  dahin  herrschte  der  german.  Grundsatz, 
nach  welchem  das  Straf-R.  nur  ein  Zw^  des  Zivil-R.  war.  Die 
Verbrechen  und  Delikte  der  freien  Männer  waren  nur  als  Be- 
schädigungen des  Lebens  oder  des  Eigenturas  eines  anderen 
Mannes  betrachtet ;  das  Fredum,  den  man  dem  Fiskus  zahlen  sollte, 
war  verhältnismässig  klein  im  Vergleich  mit  dem  Wergeid. 

Nicht  weniger  interessant  ist  das  Bändchen  über  das  Privat-R. 
im    XIII.  Jahrhundert   nach   den    Coutumes   de   Toulouse  et  de 
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Montpellier.  Nachdem  er  die  Gerichtsverfassung  in  Südfrankreich 
kurz  dargestellt,  beschäftigt  sich  T.  mit  den  Personen,  Gütern, 
und  verschiedenen  Verhältnissen  der  Personen  zur  Sache.  Die 
allgemeine  Lage  des  Grund  und  Bodens  (S.  47  ff.)  ist  besonders 
interessant.  Nachdem  T.  die  privatrechtliche  Seite  des  Lehn- 
wesens behandelt  hat,  kommt  er  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Grund- 
sätze des  Feudahvesens  sehr  gemildert  waren,  und  dass  das 
Lehngut  eine  Art  von  Emphyteusis  bildete.  Man  kann  bedauern, 
dass  die  Lehre  der  Standes-  und  Familienverhältnisse  zu  kurz 
ist.  Da  die  Coutumes  de  Toulouse  und  Montpellier  weder  von 
dem  Adel  noch  von  den  Geistlichen  sprechen,  hat  T.  sie  auch 
beiseite  gelassen.  Wenn  man  auch  manches  in  diesen  Büchlein 
vermisst,  da  der  Verf.  hauptsächlich  bestrebt  war,  besondere 
Gewohnheits-R.  zu  erörtern,  so  sind  doch  die  in  demselben  ge- 
botenen Ueberblicke  völlig  ausreichend. 

Lyon.  G.  Blondel. 

Harrasowsky,  Ph.,  Ritter  von.  Der  Codex  Theresianus 
und  seine  Umarbeitungen.  Mit  Anmerkungen.  IV  u. 
V.  Bd.     557  u.  248  S.     (Bd.  V  7  M.  50  Pf.) 

Die  Verfassung  des  in  den  ersten  drei  Bänden  dieses  Werkes 
enthaltenen  Codex  Theresianus  hatte  13  Jahre,  vom  Jahre  1753 
bis  1 766  in  Anspruch  genommen  *),  der  Entwurf  befriedigte  nicht 
und  wurde  insbesonders  vom  Staatskanzler  Kaunitz  darauf  hin- 
gewiesen ,  dass  er  viel  zu  umfangreich  sei  und  das  Gesetz 
mit  einem  Lehrbuche  vermenge.  Infolgedessen  erhielt  Horten 
den  Auftrag,  den  Codex  Theresianus  umzuarbeiten.  Dieser  Ent- 
wurf ist  nun  im  vorliegenden  Bande  zum  Abdrucke  gebracht 
und  zwar  enthält  er  denselben  nach  der  Fassung  der  bis  1776 
tagenden  Kompilationskommission,  soweit  diese  gekommen  war 
(d.  i.  nicht  einmal  bis  zum  Ende  des  Erb-R.  im  II.  Teile).  In 
diesem  Jahre  brachen  die  Arbeiten  der  Kommission  ab,  und  ist 
der  Rest  des  Entwurfes  in  der  ursprünglichen  Fassung  Hortens 
gegeben.  Durch  diese  Umarbeitung  wurde  der  8367  Nummern 
zählende  Codex  Theresianus  auf  2891  Paragraphen  reduziert. 
Der  erste  Teil  dieses  Entwurfes  wurde  jedoch  mannichfach  ge- 
ändert, am    5./XL  1786  publiziert,   und   ist   das   noch  heute  in 


*)  Mit  Erlass  vom  4./11.  1753  wurde  die  Verfassung  desselben 
verfügt,  am  8./1V.  fand  in  Wien  die  erste  Beratung  über  denselben 
statt.  Ende  1766  wurde  er  beendet:  am  25./X1.  1766  wurde  die  letzte 
Abteilung  der  Kaiserin  vorgelegt. 
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einigen  Teilen  Bayerns  (z.  B.  im  Gerichtsbezirke  Memmingen)  in 

Geltung  stehende  sogen.  „Josephinische  Gesetzbuch  ^  —  Aber 
auch  der  Entwurf  Hortens  befriedigte  nicht,  und  es  wurde  nun- 
mehr Martini  mit  einer  neuerlichen  Umarbeitung  betraut,  welche 
sodann  der  Komplikationskommission  vorgelegt  und  von  derselben 
bis  Ende  1796  ganz  durchberaten  war.  Dieser  Entwurf  ist  nun 
im  V.  Bande  enthalten  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der 
relativ  geringen  Abänderungen,  welche  die  Kommission  vor- 
genommen hatte.  Schon  am  13.|II.  wurde  derselbe  mit  Aende- 
rungen,  welche  er  nach  Ende  der  kommissionellen  Beratungen 
erfahren  hat,  und  über  welche  jede  Aufklärung  fehlt,  als  „West- 
galizisches  Gesetzbuch"  promulgiert.  Es  geschah  dies  ganz  gegen 
alle  Erwartung,  da  der  Entwurf  noch  nicht  einmal,  wie  be- 
schlossen wurde,  an  die  in  den  einzelnen  Ländern  gebildeten 
Kommissionen  zur  Begutachtung  übersandt  worden  war. 

W.  Fuchs  (Wien). 

Laferriere,  F.  Essai  sur  l'Histoire  du  droit  fran(;ais. 
Nouvelle  edition  publiee  par  M.  Ed.  Laferriere.  2  V.  Paris, 
Guillaumin  et  Cie.  1885.  XVIL  415  u.  414.  14.  Fr. 
Das  Werk  L.  erschien  zuerst  vor  fünfzig  Jahren,  1836  —  1837. 
Der  I.  Band  hatte  die  Gesschichte  des  R.  bis  zu  Revolution  zum 
Gegenstande,  während  der  zweite  ausschliesslich  dem  neueren  R. 
gewidmet  war.  Das  Buch  erregte  Aufsehen  und  Michelet  und 
Dupin  erwähnten  desselben  mit  Auszeichnung.  Neue  Ausgabe, 
beinahe  unveränderte  Abdrücke,  erfolgten  1838  u.  1840,  wogegen 
1840  der  IL  Band  in  umgearbeiteter  Auflage  erschien  unter 
dem  Titel:  Histoire  des  principes,  des  institutions  et  des  lois 
de  la  Revolution  fran^aise,  de  1789  jusqu'en  1800,  dediee  ä  la 
jeunesse  frauQaise.  Eine  neue  Auflage  desselben,  mit  einigen 
nicht  unwichtigen  Veränderungen  und  Verbesserungen  erschien 
im  folgenden  Jahr.  Erst  im  Jahre  1859  erschien  von  beiden 
Bänden  eine  deuxidme  edition  revue  et  augmentee.  Im  Jahre  1861 
starb  der  Verf.  und  sein  Werk,  obgleich  immer  noch  geschätzt, 
fing  an  seltener  zu  werden  und  auch  weniger  begehrt,  da  die 
rechtgeschichtlichen  Studien  in  Frankreich  seither  einen  sehr  be- 
deutenden Aufschwung  genommen  hatten.  Jetzt  wird  dasselbe 
wieder  abgedruckt  in  der  Sammlung  der  „Economistes  et  Publi- 
cistes  contemporains",  und  der  französischen  Jugend  zur  Ver- 
fügung gestellt.  Eine  neue,  nachgearbeitete  Auflage  ist  es  nicht, 
was  der  Sohn  des  Verf.  uns  bietet,  sondern  allzu  pietUtsvoU  hat 
er  sich  alle  Aenderungen  untersagt.     Wir   begreifen   recht  gut, 
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dass    er  Bedenken  trug   Aenderungen   des  Textes   vorzunehmen, 
allein   neuere   Forschungen,    die    neuere   Litteratur   und   neuere 
Bearbeitungen  und  Ausgaben  von  Coutumes,  Coutumiers,  Cartu- 
laires  und  anderen  Rechtsquellen  hätten  doch  unbeschadet  aller 
schuldigen  Rücksichten  nachgetragen  werden  können  und  sollen. 
Die  Jugend,  welche  das  Buch  jetzt  in  die  Hand  nimmt,  darf  er- 
warten^   dass    dasselbe  dem    gegenwärtigen  Stande    der  Wissen- 
schaft entspreche  und  dass  alle  seit  1859  gewonnenen  Resultate 
demselben  zu  gute  gekommen  seien,    sei   es  im  Texte,  oder  den 
Anmerkungen  oder  in  besonderen  Exkursen  ;  oder  dass  wenigstens 
auf  dieselben    aufmerksam  gemacht  werde,    damit   sie  wisse  wo 
und  welche    Lücken    zu    ergänzen   seien.      Grosse   Mühe    hätten 
solche  Ergänzungen  und  Nachträge  nicht  gekostet,  und  dass  sie 
so  ganz   unterlassen  worden  sind   und  nichts   als  ein  neuer  Ab- 
druck eines  vor  26  Jahren  zum  letztenmale  erschienenen  Werkes 
geboten    wird ,    scheint    ein    Unrecht    zu    sein ,    welches    keine 
Pietät   rechtfertigen  kann.     Eine    Ausnahme   gestattet   sich   der 
Herausgeber   nur   bei   Besprechung   der   gegenwärtigen   Epoche, 
wo    die    Wiedereinführung    der    Scheidung    durch    das    Gesetz 
vom  29./ VII.  1884,  und  die  Erleichterungen  für  die  Erwerbung 
des  französischen  Staatsbürger-R.  nicht  unbeachtet  gelassen  werden 
konnten.     Weshalb    aber   diese  Ausnahme    nicht   auch  bei   dem 
letzten  Kapitel  „Ecolejuridique  moderne"  zur  Anwendung  bringen 
und  dem    mächtigen  Aufschwung,    welchen   die  Jurisprudenz  in 
Frankreich   seit  dem  Tode  L.'s  genommen   und   der  Vertiefung, 
welche  die  seitherige  Litteratur  so  vorteilhaft  auszeichnet,  nicht 
einen  besonderen  Abschnitt   widmen,    oder   den  früheren   weiter 
führen    Jusqu'ä    nos  jours"?   wie    es  die  Absicht   des  Verf.  ge- 
wesen ist.     Non  liquet.  König. 


III.  Privatrecht. 

(jOldschmidt,  L.     Die   querela  non   numeratae   pecuniae 
und  die  Reichsprozessgesetzgebung.     Jahrbücher  für 
Dogmatik.  XXIV.  Bd.  II  u.  33—128. 
Die  querela  non  numeratae  hat  zwei  Funktionen,  eine  materiell- 
rechtliche und  eine  beweisrechtliche.    Die  erstere  richtet  sich  gegen 
die  abstrakte  Wirkung  der  Stipulation;  die  betreffenden  Rechts- 


Goldechmidt  —  Olner  —  Seger.  3(39 

Sätze  beziehen  sich  aber  ausschliesslich  auf  die  Stipulation  und 
sind  deshalb  in  Deutschland  nicht  praktisch  geworden.  Die 
beweisrechtliche  Funktion  wendet  sich  gegen  die  Beweiskraft  des 
schriftlichen  Darlehensempfangsbekenntnisses.  Diese  Funktion 
der  Querel  ist  zwar  in  Deutschland  rezipiert,  aber  durch  Art.  295 
des  H.G.B.  u.  §.17  des  Einführungsgesetzes  zur  Z.Pr.O.  beseitigt 
worden.  Rümelin. 

Ofner.  Die  neue  Gesellschaft  und  das  Heimstätten-R. 
(Separatabdruck  aus  Nr.  4  der  Monatsblätter  des  wissen- 
schaftlichen Klub  in  Wien,  vom  15.1.  1886.)  Wi^n,  Hr.i-lßr 
1886.  39.  S.    1  M.  20  Pf. 

Das  Heimstätten-R.  ist  nicht  ganz  neu.  Bereits  am  26.|I.  Ib39 
erging  für  Texas  ein  Gesetz,  welches  die  Freilassung  eines  be- 
stimmten Besitztumes  des  Schuldners  von  der  Zwangsvollstreckung 
verfügte.  Nach  diesem  Vorgange  sind  in  40  Staaten  der  ameri- 
kanischen Union  Heimstättengesetze  erlassen.  Sie  beruhen,  ob- 
schon  inhaltlich  vielfach  von  einander  abweichend,  sämtlich  auf 
dem  Gedanken,  „dass  es  im  Interesse  der  Gesellschaft  liege,  dem 
Bürger  eine  Heimstätte  zu  gewähren,  um  das  Eigentum  der  Ge- 
sellschaft zu  mehren  und  jeden  Bürger  unabhängig  und  ausser 
Not  zu  stellen."  In  der  vorliegenden  Schrift  wird  dieser  Gedanke 
auf  den  demokratischen  Charakter  der  nordamerikanischen  Ge- 
sellschaftsordnung zurückgeführt,  in  seiner  Verwirklichung  und 
Entwickelung  verfolgt  und  auch  für  die  europäische  (ritterliche)  Ge- 
sellschaftsordnung als  berechtigt  anerkannt.  Die  Schrift  ist  höchst 
anziehend  geschrieben ;  die  Mitteilungen  und  Ausführungen  des 
Verf.  sind  überaus  zeitgemäss.  Achilles. 

Seger.     Das  Gesetz,  betreffend  die  Auflösung  des  Lehns- 
verbandes  der   nach   dem  Lehnrecht   der  Kurmark, 
Altmark    und    Neumark    zu    beurteilenden    Lehne, 
V.    23./Vn.  1875.     Ergänzt    und    erläutert   durch    die    voll- 
ständigen  amtlichen  Motive,    die  Kommissionsberichte   und 
Verhandlungen   des  Landtags.     Berlin,    Siemenroth.    1886. 
VIII  u.  104  S.     2  M. 
Diese  Schrift  enthält  die  allgemeinen  Srundsätze,  von  welchen 
das  Gesetz  v.  23./VL  1875  ausgeht,  eine  den  amtlichen  Motiven 
entnommene  Einleitung,  den  Text  des  Gesetzes  und  hinter  jedem 
einzelnen  Paragraphen  die  auf  denselben  sich  beziehenden  Stellen 
der  Motive,  Kommissionsberichte  und  Verhandlungen  des  Land- 
tages, sowie  ein  Sachregister.    Inhalt  und  Anordnung  der  Arbeit 
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entsprechen  dem  von  dem  Verf.  verfolgten  Zwecke,  die  Kenntnis 
der  Materialien  des  Gesetzes  dem  Praktiker  in  bequemer  Weise 
darzubieten.  Achilles. 

Ouillouard,  L.  Traite  du  Contrat  de  Louage.  2  Vol.  Paris, 
Pedone-Lauriel.  1884.  1885.  483  u.  506  S.  Fr.  16. 
Dieses  Werk  schliesst  sich  nicht  unmittelbar  an  den  Kommentar 
von  Demolombe  an,  allein  es  kann  dessenungeachtet  als  eine 
Fortsetzung  desselben  angesehen  werden.  Nicht  nur  erscheint 
es  in  gleichem  Format,  gleichem  Druck  und  in  dem  nämlichen 
Verlag,  sondern  auch  die  Methode  und  Art  der  Behandlung  ist 
diejenige  des  grösseren  Werkes,  nur  vielfach  verbessert,  wie  man 
es  von  dem  tüchtigen  Schüler  mit  Recht  erwarten  darf.  Seit 
langem  ist  gerade  dieser  Vertrag  nicht  mehr  Gegenstand  einer 
ausführlichen  Monographie  geworden.  Der  I.  Band  enthält  die  all- 
gemeinen Grundsätze,  welche  auf  die  Miete  von  Sachen  über- 
haupt Anwendung  finden,  sei  es  Miete  im  eigentlichen  Sinne 
oder  Pacht;  während  der  II.  Teil  die  Eigentümlichkeiten  der 
Verträge,  welche  die  üeberlassung  des  Gebrauches  einer  Sache, 
oder  einer  unbeweglichen  Sache  oder  eines  nutzbaren  R.  zum 
Bezug  der  Früchte  oder  Erträgnisse  zum  Gegenstand  hat,  taux 
ä  loger  und  taux  ä  ferme;  sowie  die  loc.  cond.  operis  und 
operarum  und  endlich  den  Eisernviehvertrag.  Eine  sehr  aus- 
führliche Erörterung  ist  dem  Gesetz  vom  5.'I.  1883  gewidmet, 
welches  die  Art.  1733 — 1734  betreffend  die  Haftbarkeit  des 
Mieters  im  Falle  eines  Brandes  modifiziert  hat.  Die  Darstellung 
ist  eine  erschöpfende  und  mustergültige,  wobei  die  französische 
Litteratur  und  Rechtssprechung  auf  das  gewissenhafteste  benutzt 
sind.  König. 


lY.  Handelsrecht  und  verwandte  Gebiete. 

Borchardt,  0.  Die  geltenden  Handelsgesetze  des  Erd- 
balls. Gesammelt  und  ins  Deutsche  übertragen.  I.  Abteilung: 
Die  kodifizierten  Handelsgesetze.  Berlin,  Decker.  IV.  Bd. 
Die  Handelsgesetzbücher  von  Peru ,  Portugal ,  Rumänien, 
Salvador,  der  Schweiz  und  Serbien.  1886.  787  S.  V.  Bd. 
I.  Abt. :  Die  Handelsgesetzbücher  von  Spanien  und  der  Türkei. 
1886.  281  S.  (Bd.IV18M;  I-IV  81M.  25Pf.;  V6M.80Pf.) 

Der    eifrige    Sammler    und    Herausgeber    der    Handelsgesetze 
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dieses  Planeten  hatte  den  Plan,  in  jedem  Jahre  einen  Band  dieser 
Sammlung  zu  liefern  und  in  der  That  hat  das  Jahr  1883  den  I.  Bd. 
(angezeigt  C.Bl.  Bd.  III  S.  97),  das  Jahr  1884  den  II.  Bd.  und  das 
Jahr  1885  den  III.  Bd.  (angezeigt  zugleich  mit  Bd.  11  im  C.Bl. 
Bd.  IV  S.  419—425)  auf  unseren  Tisch  gelegt.  Nun  aber  ist 
das  Jahr  1886  noch  nicht  zur  Hälfte  abgelaufen  und  wir  besitzen 
bereits  den  IV.  Bd.  und  eine  Abteilung  des  V.!  Spricht  diese 
Thatsache  für  den  Eifer  des  Herausgebers,  dem  daran  liegt,  so 
rasch  als  möglich  die  Kenntnis  eines  neuen  und  interessanten 
Gesetzgebungswerkes,  nämlich  die  des  span.  Cödigo  de  comercio 
zu  vermitteln,  so  zeugt  das  Erscheinen  einer  zweiten  Auflage  des 
ersten  Bandes  (1884,  mithin  schon  ein  Jahr  nach  dem  Erscheinen 
der  ersten  Auflage  desselben)  von  dem  glücklichen  Einschlagen 
dieser  Unternehmung. 

Der  vierte  Band  hebt  an  mit  der  üebersetzung  des  Handels. 
gesetzbuches  der  Republik  Peru  vom  Jahre  1853;  da  dieses 
Gesetzbuch  wie  andere  südamerikanische  R.  auf  dem  span.  Cödigo 
de  comercio  beniht,  welcher,  am  30./ V.  1829  publiziert,  mit 
1,1.  1830  in  Kraft  getreten  ist,  so  würde  von  der  Darstellung 
des  Inhaltes  des  peruanischen  Handelskodex  dieselbe  Bemerkung 
gelten,  welche  bei  Gelegenheit  der  Besprechung  des  Handels- 
gesetzbuchs der  Republik  Cundinamarca  (Columbia)  gemacht 
wurde  —  C.Bl.  Bd.  IV  S.  421  bis  422  — ,  wenn  sich  nicht 
inzwischen  herausgestellt  hätte,  dass  das,  was  damals  als 
Missstand  bezeichnet  wurde,  dem  Werke  zum  Vorteil  gereicht: 
es  ist  als  ein  Missstand  angesehen  worden,  dass  der  Heraus- 
geber sein  Werk  nicht  dadurch  abgekürzt  hat,  das  er  bei 
den,  dem  span.  Handelsgesetzbuch  nachgebildeten  Gesetzbüchern 
nicht  einfach  auf  dieses  verwies  und  den  Abdruck  des  Vorbildes 
vor  dem  der  Nachbildungen  eintreten  Hess;  allein  Spanien  hat 
nun  ein  ganz  neues  Handelsgesetzbuch  erhalten  —  in  Wirksam- 
keit mit  l./I.  1886  (B.  Bd.  V  S.  1  —  183)  — ,  und  der  vollständige 
und  selbständige  Abdruck  der  Nachbildungen  des  älteren  span.  R. 
erweist  sich  somit  nicht  als  überflüssig. 

In  Portugal  gilt  noch  das  am  18./IX.  publizierte,  nach 
dem  Dekret  vom  24.1.  1834,  am  14. 1.  1884  in  Kraft  getretene 
ungemein  ins  Detail  gehende  HandelsgÄetzbuch ,  dessen  üeber- 
setzung bei  B.  der  des  peruanischen  Gesetzbuchs  folgt  (S.  134 
bis  342);  dieses  Gesetzbuch  enthält  eine  Menge  von  Bestimmungen, 
welche  man  sonst  in  Handelsgesetzbüchern  nicht  sucht,  nicht 
bloss  eine  Art  Z.Pr.O.  für  Handelssachen,  eine  Handelskonkurs- 
ordnung u.  dgl.,  sondern    z.  B.  auch  Dienst— "^"•'<'t-"  Hh-  den 
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Portier  des  Handelsgerichts  (Art.  1069,  1070),  Normen  für  den 
Hochbootsmann  (Art.  1419  ff.),  den  Superkargo  (Art.  1423  ff.), 
den  Dolraetsclier  (Art.  1432—1439).  Unter  den  dem.  Handels- 
gesetzbuch folgenden  späteren  handelsrechtlichen  Normen,  deren 
Uebersetzung  B.  bietet  (Dekrete  und  bezw.  Gesetze  aus  den 
Jahren  1836,  1^37,  1841,  1843,  1845,  1847,  1849,  1850,  1856, 
1862  u.  1867)  ist  am  bedeutendsten  das  portugiesische  Aktien- 
gesellschafts-R.  (Gesetz  über  die  anonymen  Gesellschaften,  vom 
22.JVI.  1867  mit  Verordnung  vom  16./II.  1869) ;  es  wird  dadurch 
das  System  staatlicher  Genehmigung  fallen  gelassen  und  ein 
System  von  Normativbestimmungen  (ohne  strenge  Gründerhaftung) 
eingeführt  —  B.  S.  352-365. 

Unter  Rumänien  bietet  der  Herausgeber  nicht  bloss  eine 
Uebersetzung  des  im  Juni  1840  für  die  Walachei  publizierten, 
durch  Gesetz  vom  7./XII.  1863  auf  ganz  Rumänien  ausgedehnten 
Handelsgesetzbuchs:  Codicele  de  commereiu  alu  Terei  Romanesci, 
sondern  auch  die  des  rumänischen  Börsen-R.  (Gesetz  v.  1./13./VI.  1881 
betr.  die  Börsen,  die  Wechselagenten  und  die  Warenmäkler, 
B.  S.  439—452),  die  des  Gesetzes  v.  9./21.(XII.  über  Handelsfaust- 
pfand und  Kommissionäre  und  die  des  Firmen-R.  v.  15./27./III.  1884. 

Mit  R.  übergeht  der  Herausgeber  das  von  der  alphabetischen 
Ordnung  erwartete  russischeHandels-R.,  da  dessen  Neugestaltung 
unmittelbar  bevorsteht.     (Vgl.  Vorwort  S.  VI.  B.  S.  461  ff.) 

Das  Handelsgesetzbuch  der  Republik  Salvador  v.  l./V.  1882 
enthält  in  seinem  XI.  Titel  eine  vollständige  W.O.,  deren 
Uebersetzung  B.  ebenfalls  bringt,  S.  545  — 552,  während  er  bei 
der  Mitteilung  des  schweizerischen  Handels-R.  (ebenso  wie 
bei  Darstellung  des  französischen  R.  Bd.  II.  S.  554),  auf  das 
Wechsel-R.  nicht  eingeht,  sondern  auf  die  von  ihm  und 
bezw.  seinem  Vater  herausgegebenen  Sammlungen  von  Wechsel- 
ordnungen verweist  (Bd.  IV  S.  767).  Das  eidgenössische  Ob- 
ligationen-R.  (B.  S.  678 — 774)  ist  bekanntlich  keineswegs  bloss 
ein  Handels-R.,  sondern  reicht  viel  weiter,  wie  z.  B.  aus  der 
Regelung  der  Pachtverhältnisse  (Art.  296—320,  S.  712—714) 
u.  a.,  insbesondere  aus  dem  allgemeinen  Teil,  welcher  auch  die 
Deliktsobligationen  umfasst,  zu  ersehen  ist ;  dennoch  würde  man 
das  eidgenössische  Gesetz  vom  14.  Brachmonat  1881,  in  Gesetzes- 
kraft vom  1/1.  1884,  ungern  in  dieser  Sammlung  missen:  es  ent- 
hält eben  doch  das  in  der  Schweiz  geltende  Handels-R.  und  viele 
Abschnitte  sind  auch  spezifisch  handelsrechtlicher  Natur,  z.  B. 
die  über  Prokura,  Kommission,  Frachtgeschäft,  Kollektiv- 
Kommandit-,  Aktiengesellschaft  u.  s.  w. 
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Das  kurze  serbische  Handelsgesetzbuch,  dessen  wechsel- 
rechtlicher Teil  der  B. 'sehen  „Sammlung  der  geltenden  Wechsel- 
gesetze aller  Länder"  überwiesen  bleibt,  schliesst  den  IV.  Bd. 
(S.  778—787). 

Mit  warmempfundenen  Worten  gedenkt  der  Herausgeber 
im  Y.  Band  seiner  Sammlung  einleitend  der  Bestrebungen  und 
des  Ablebens  von  König  Alfons  von  Spanien ;  an  das  neue  Handels- 
gesetzbuch Spaniens,  welches  vom  l./VII.  1885  datiert  ist  und 
mit  dem  l.,'I.  1886  in  Kraft  getreten  ist,  werden  ganz  besondere 
Hoffnungen  geknüpft:  in  der  That  enthält  dieses  Gesetzgebungs- 
werk Bestimmungen  für  moderne  Rechtsverhältnisse,  denen  die 
Legislation  bisher  wohl  in  keinem  Lande  eine  systematische 
Regelung  zu  teil  werden  Hess;  so  ist  z.  B.  das  R.  der  Handels- 
gesellschaften derart  dargestellt,  dass  allgemeine  Bestimmungen 
sich  auf  alle  Arten  von  solchen  Gesellschaften  beziehen,  so  über 
Errichtung,  Mitglieder-R. ,  Ende  und  Liquidation,  und  alsdann 
besondere  Bestimmungen  folgen,  die  sich  unterscheiden  a)  nach 
der  Gesellschaftsform  und  b)  nach  der  Eigenart  der  Unternehmung; 
finden  wir  unter  den  nach  der  Form  differierten  Vorschriften 
auch  nichts  für  uns  besonderes  Interessantes  (die  über  Aktien- 
gesellschaften scheinen  uns  Gründungs-  und  Bilanz-Malversationen 
gegenüber  vielleicht  doch  noch  zu  wenig  Schutz  zu  gewähren), 
so  ist  die  nach  dem  Gegenstand  der  Unternehmung  getroffene 
Unterscheidung  und  Regelung  sicher  von  Bedeutung:  das  Gesetz 
unterscheidet  in  dieser  Hinsicht  mit  praktischen  Konsequenzen: 
Kreditgesellschaften,  Emissions-  und  Diskontobanken,  landschaft- 
liche Kreditgesellschaften,  Berg  Werksgesellschaften  (Handels-R.?), 
landwirtschaftliche  Banken,  konzessionierte  Eisenbahn-,  Pferde- 
bahn- (Tramways-)  und  Gesellschaften  für  öffentliche  Anlagen 
(Bauten)  und  „Gesellschaften  von  allgemeinen  Depotniederlagen 
und  anderer  Art,  soferne  ihre  Vereinbarungen  erlaubt  und  ihr 
Zweck  die  Industrie  oder  der  Handel  sind."  Das  Gesetzbuch 
enthält  ferner  eine  vollständige  AV.O.  (Art.  413—530),  ein  voll- 
ständiges Land- und  Seeversicherungs-R.  (Art.  380— 438,  737 — 805), 
ein  Check-R.  (Art.  531  —  543)  u.  s.  w.  Dieser  Ueberblick  mag 
genügen,  um  klarzulegen,  dass  sich  B.  ein  wesentliches  Verdienst 
und  den  Dank  der  deutschen  Interesifcnten  dadurch  erworben 
hat,  dass  er  das  neue  span.  Gesetzbuch  so  rasch  dem  deutschen 
Publikum  zugänglich  machte. 

Die  I.  Abteilung  des  V.  Bandes  schliesst  mit  der  ins  Deutsche 
übertragenen  Darstellung  des  türk.  Handels-R.'s  (S.  184—281); 
dasselbe  besteht  aus  dem  1850  publizierten,  dem  franz.  Code  de 
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commerce  nachgebildeten  Handelsgesetzbuch,  ferner  einem  Anhang 
hiezu  von  1860,  dann  der  Handelsprozessordnung  von  1862  und 
dem  Gesetzbuch  über  den  Seehandel  von  1864.  In  Bezug  auf 
Aegypten,  Bosnien  und  Bulgarien  ist  in  den  Anmerkungen  auf 
die  betreffenden  Bestimmungen  erläuternd  hingewiesen. 

Der  Herausgeber  ist  sich  in  der  Art  der  Uebersetzung  treu 
geblieben.  Wir  können  uns  daher  darauf  beschränken,  auf  unsere 
Bemerkungen  hierüber  in  Bd.  IV  S.  425  zu  verweisen. 

Gar  eis. 

Ring,  V.   Das   Reichsgesetz  betr.    die  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  und    die  Aktiengesellschaften 
vom  IS.'VII.     1884.     Berlin,  Heymann.  1886.     S.  623. 
Der  vorliegende  Kommentar  ist  der  umfangreichste,  der  über 
das  neue  Aktiengesetz  geschrieben  worden  und  es  ist  zu  bedauern, 
dass  der  Verf.,    wie  er  selbst  bemerkt,    „aus  äusseren  Gründen, 
insbesondere    demjenigen   weiterer   Verbreitung"    die   Form    des 
Kommentars  gewählt   und  nicht  vielmehr   die  systematische  Be- 
arbeitung vorgezogen  hat.    Die  umfangreiche  Erörterung  einzelner 
Fragen  wäre  dann  durchsichtiger  geworden  und  der  Zweck  um- 
somehr  erfüllt,    als  das  Renaud'sche  Werk  nach  Emanation  des 
neuen  Gesetzes  einer  neuen  Arbeit  Raum  gegeben  hätte. 

•Einer  systematischen  Einleitung  über  Veranlassung  zum 
Gesetz,  die  Ziele  der  Reform,  die  äussere  Entstehungsgeschichte 
und  die  Methode  der  Auslegung  folgt  nach  der  Reihenfolge  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  eine  sehr  eingehende  Kommentierung 
der  letzteren.  Die  Crux  der  Kommentatoren  dieses  Gesetzes, 
welche  bekanntlich  darin  liegt,  dass  die  Bestimmungen  über  die 
Aktienkommandite  denen  über  die  Aktiengesellschaft  voraufgehen 
und  dass  eine  Reihe  von  Artikeln  identisch  ist,  hat  auch  der 
Verf.  nicht  zu  überwinden  vermocht ;  es  könnte  dies  auch  nur 
bei  einer  systematischen  Bearbeitung  geschehen.  Vorliegend  ist 
bei  den  in  Rede  stehenden  Artikeln  die  Reihenfolge  eingehalten, 
d.  h.  der  Schwerpunkt  befindet  sich  bei  ihnen  in  der  Kommandit- 
aktiengesellschaft  und  auf  die  Erörterung  dieser  wird  bei  den 
Vorschriften  über  die  Aktiengesellschaft  verwiesen.  Es  wird  ab- 
zuwarten sein,  ob  durch  diese  Anordnung  nicht  der  praktische 
Gebrauch  des  Kommentars  beeinträchtigt  wird,  da  die  Aktien- 
gesellschaften in  der  Praxis  die  grössere  Bedeutung  haben. 

Die  Methode  der  Auslegung  wendet  sich  gegen  die  allzu 
grosse  Befolgung  der  in  der  Begründung  gegebenen  Auffassung 
des    Gesetzgebers.      In    dieser    Beziehung    hat    die    Begründung 
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selbst  schon  durch  ihre  von  den  Motiven  anderer  Entwürfe 
abweichende  Form  und  Anordnung  des  Stoffes  dieselbe  Mei- 
nung, wie  sie  vom  Verf.  vertreten  wird,  zu  erkennen  ge- 
geben. 

Im  einzelnen  zieht  der  Verf.  ein  überaus  reiches  Auslegungs- 
material zu  Hilfe;  man  wird  aus  der  Litteratur  kaum  eine 
andere  Lücke  finden,  als  die,  welche  durch  das  Erscheinen  des 
Werkes  in  Heften,  die  sich  über  einen  Zeitraum  von  nahezu 
2  Jahren  erstrecken,  bedingt  ist.  Die  Rechtsprechung  ist  durch- 
weg mit  grossser  Genauigkeit  benutzt,  die  frühere  und  die  fremde 
Gesetzgebung,  soweit  sie  zum  Verständnis  der  gegenwilrtigen 
notwendig  erscheint.  Es  ist  keiner  Streitfrage  aus  dem  Wege 
gegangen  und  wer  sich  ernstlich  mit  dem  Gesetze  beschäftigen 
will,  wird  diesen  Kommentar  zu  Rate  ziehen  müssen. 

Bei  einzelnen  Punkten  wird  man  nicht  selten  anderer  An- 
sicht sein,  als  der  Verf.;  der  letztere  hat  jedenfalls  der  Meinung 
anderer  so  Erwähnung  gethan,  dass  dem  selbständigen  Urteil 
des  Benutzenden  kein  Eintrag  geschieht.  Bei  einer  künftigen 
Auflage  würde  die  Uebersichtlichkeit  gewinnen,  wenn  jedem  Kom- 
mentar des  einzelnen  Artikels  ein  kurzes  Inhaltsverzeichnis  vor- 
angestellt wird.  Kayser. 

Simon,  H.  V.  Die  Bilanzen  der  Aktiengesellschaften  und 
der  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien.  Berlin, 
und  Leipzig,  J.  Guttentag.  1886. 
Der  Verf.  bezweckt  keine  Anleitung  zur  Anfertigung  von  Bi- 
lanzen, sondern  nur  eine  Darstellung  der  die  Bilanz  der  Aktien- 
vereine beherrschenden  Grundsätze,  um  die  Gesellschaftsorgane 
in  Erfüllung  der  seit  dem  Aktiengesetze  vom  18.JVII.  1884  so 
schwierigen  und  verantwortlichen  Aufgabe  zu  unterstützen.  Neben 
der  Gewährung  des  Ueberblicks  über  die  Vermögenslage  bildet 
die  Bilanz  den  Ausgangspunkt  für  die  Gewinnverteilung  und  in 
Verbindung  mit  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  dem 
Geschäftsberichte  die  Grundlage  für  die  Rechnungslegung  an  die 
Aktionäre.  Nach  einem  geschichtlichen  Ueberblicke  über  die 
kaufmännische  Bilanz  im  allgemeinen  und  die  Bilanzen  der 
Aktienvereine  insbesondere  werden  die  Grundzüge  der  Bilanz 
nach  Massgabe  der  doppelten  Buchführung,  welche  nach  der 
l^egründung  des  Verf.  als  obligatorisch  für  Aktienvereine  anzu- 
sehen ist,  entwickelt  und  bei  diesem  Anlasse  alsbald  einige  herr- 
schende Irrtümer  bekämpft,  namentlich  ausgeführt,  dass  der 
Kapitalkonto  keine  Schuld  ist  und  dass  die  Bilanz  kein  Bild  der 
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Geschäftsthätigkeit  zu  geben  hat.  Die  Kapitel  4  und  5  behandeln 
die  Natur  der  Bilanzposten  im  allgemeinen  (ideelle  Posten ,  Re- 
servefonds, Erneuerungs-  und  Delcrederefonds,  unreelle  Posten), 
sodann  die  einzelnen  Bilanzposten,  nämlich  die  Vermögensgegen- 
stände mit  Ausnahme  der  Forderungen,  die  Forderungen  und 
Schulden,  endlich  die  Kapitalkonten,  die  Kapitel  6  und  7  den 
Wertansatz  in  der  Bilanz  im  allgemeinen  (unter  Bekämpfung 
mancher  unrichtigen  Auffassungen  und  Praktiken),  sodann  den 
Wertansatz  der  einzelnen  Bilanzposten.  Sehr  beachtenswert,  weil 
dagegen  viel  gesündigt  wird,  sind  die  Detailausführungen  über 
den  Wertansatz  der  Veräusserungs-  und  Betriebsgegenstände 
(§§•  "8 — 91);  sie  enthalten  eine  Fülle  von  Fingerzeigen  für  die 
Vorstände  und  Aufsichtsräte  der  Aktienvereine,  durch  deren  Be- 
achtung diese  sich  viele  Verlegenheiten  und  Vorwürfe,  ihren 
Aktionären  viele  Täuschungen  und  Verluste  ersparen  können. 
Des  Verf.  Forderung  ist:  die  Bilanz  muss  klar  und  sie  muss 
wahr  sein!  Heinsheim  er. 

Hafner,  H.  lieber  den  Begriff  der  höheren  Gewalt  im 
deutschen  Transport-R.  Zürich,  Orell  Füssli  u.  Co. 
1886.    71  S. 

Der  Verf.  tritt  im  wesentlichen  der  Definition  über  den  Be- 
griff der  höheren  Gewalt  bei,  welche  Exner  in  Grünhuts  Zeitschr. 
f.  d.  Priv.  u.  öffentl.  R.  Bd.  10,  S.  491  f.  gegeben  hat.  (C.Bl.  III. 
137.)  Er  verteidigt  diese  Definition  gegen  die  von  Goldschmidt 
(Zeitschr.  f.  d.  ges.  Handels-R.  Bd.  III.  S.  58  f.  331.  f.)  auf- 
gestellte, in  der  Theorie  und  Praxis  herrschende.  Indem  H.  zu- 
nächst in  der  Einleitung  (S.  1 — 6)  den  Gegensatz  beider  Theorien 
hervorhebt,  geht  er  im  Abschnitt  I  seiner  Abhandlung  (S.  6 — 24) 
auf  eine  Untersuchung  dessen  ein,  was  das  r.  R.  zur  Bestimmung 
des  Begriffes  bietet  und  kommt  sodann  im  Abschnitt  II  zur 
Darstellung  und  Kritik  der  auf  das  moderne  Transport-R.  be- 
züglichen Theorien,  welche  sich  vornämlich  an  den  Artikel  395 
des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  anlehnen  (S.  25 — 46),  ins- 
besondere Goldschmidt  (S.  25—28),  Dernburg  (S.  28-32)  Sainc- 
telette  (S.  33—34),  Thöl  u.  v.  Hahn  (S.  35—40),  Exner  (S.  41—46). 
Im  Abschnitt  III  motiviert  H.  als  Resultat  seinen  engen  An- 
schluss  an  die  Exnersche  Definition  des  näheren.  Darnach  liegt 
der  Vorzug  derselben  im  Vergleich  mit  der  von  Goldschmidt  etc. 
aufgestellten  darin,  dass  sie  die  höhere  Gewalt  nach  objektiven 
Momenten  bestimme,  während  sich  die  herrschende  Theorie  von 
dem  subjektiven  Momente  des  Verschuldens  nicht  frei  machen 
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tonne.  Indes  ist  in  Wahrheit  der  Unterschied  zwischen  beiden 
Theorien  so  sehr  gross  nicht.  Auch  die  Theorie  Goldschmidts 
entbehrte  der  objektiven  Momente  nicht,  indem  sie  den  Fracht- 
führer für  seine  eigenen  Funktionen,  sowie  die  seiner  Orp^ane 
und  Betriebsmittel  (den  sogen,  inneren  Zufall)  unbedingt 
haften  und  den  Einwand  der  ünabwendbarkeit  hierbei  unberück- 
sichtigt lässt.  Wenn  sie  aber  für  von  aussen  kommende  Er- 
eignisse (Naturereignisse  etc.)  oder  Handlungen  dritter  Personen 
(den  sogen,  äusseren  Zufall)  das  Moment  der  ünabwendbarkeit 
berücksichtigt,  derartig,  dass  sie  unter  höherer  Gewalt  diejenigen 
äusseren  Ereignisse  versteht,  welche  unter  den  gegebenen  Um- 
ständen auch  durch  die  äusserste,  diesen  Umständen  angemessene 
und  vernünftigerweise  zu  erwartende  Sorgfalt  weder  abgewehrt, 
noch  in  ihren  Folgen  vermieden  werden  können,  so  liegt  darin 
eigentlich  nichts  wesentlich  anderes  ausgesprochen,  wie  in  den 
Definitionen  von  Exner  und  H.  Denn  darnach  ist  höhere  Gewalt 
ein  Ereignis  (bezw.  Zufall),  welches  1.  ausserhalb  des  Betriebs- 
kreises der  betreffenden  Verkehrsunternehmung  entsprungen, 
durch  Hereinwirken  in  diesen  Betriebskreis  einen  Schaden  an 
Leib  oder  Gut  verursacht  hat,  d.  h.  wohl  mit  anderen  Worten: 
„ein  äusserer  Zufall",  und  2.  welches  vermöge  der  Art  und 
Wucht  seines  Auftretens  die  im  ordentlichen  Laufe  des 
Lebens  zu  gewärtigenden  Zufälle  augenscheinlich  übersteigt, 
d.  h.  mit  anderen  Worten:  dessen  Gewalt  die  im  gewöhnlichen 
Laufe  der  Dinge  üblichen,  nach  den  allgemeinen,  vernünftigen 
Verkehrsanschauungen  zu  treffenden  Schutzvorkehrungen  zunichte 
macht  und  überschreitet.  Betonen  nicht  die  Worte  der  Exner- 
schen  und  Hafn  ersehen  Definitionen:  „imor  deutlichen  Laufe 
des  Lebens"  das  subjektive  Moment  des  Verschuldens  und 
der  Abwendbarkeit  ganz  ebenso,  wie  die  herrschende  Definition 
Goldschmidts? 

Schliesslich  sei  noch  erwähnt,  dass  die  Arbeit  H.'s,  obwohl 
sie  den  Begriff  der  höheren  Gewalt  im  deutschen  Transport-R. 
entwickeln  will,  auch  nicht  mit  einem  Worte  die  Protokolle  des 
deutschen  Handelsgesetzbuchs  über  die  Haftpflicht  des  Fracht- 
führers und  den  Begriff  der  höheren  Gewalt,  welche  sich  über 
die  einschlägigen  Fragen  sehr  ausführlich  ergehen  (s.  L  Lesg. 
S.  793  f.  IL  Lesg.  S.  1229.  IH.  Lesg.  S.  4692  f.  4703  f.  4716  f. 
4730  f.)  berührt.  ^»®^- 
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Lehmann,  H.  0.  Lehrbuch  des  Deutschen  Wechsel-R. 
Mit  Berücksichtigung  des  österr.  u.  des  Schweiz.  R.  XII 
u.  602  S.     Stuttgart,  Enke.     1886.     9  M. 

Enke's  Verlag  beabsichtigt,  in  einer  „juristischen  Handbiblio- 
thek* in  zwangloser  Folge  kurzgefasste ,  aber  durchaus  voll- 
ständige und  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft  stehende  Lehr- 
bücher über  die  verschiedensten  Zweige  der  Rechtswissenschaft 
zu  geben.  Lehmanns  Lehrbuch  des  W.-R.  entspricht  durchaus 
den  zwei  letztgenannten  Eigenschaften,  während  es  wohl  selbst 
auf  die  erste  keinen  Anspruch  erhebt,  indem  es  der  Darstellung 
der  bisherigen  Wechseltheorien  und  der  neuen  Theorie  des  Verf. 
allein  130  Seiten  widmet.  —  Der  erste  Teil  (§§.  1—42)  be- 
handelt das  Wechsel-R.  im  allgemeinen.  Nach  einleitender  Er- 
örterung des  Begriffs  und  Inhalts  des  Wechsels,  der  Stellung 
des  Wechsel-R.  im  Systeme  des  Privat-R.,  des  Wechsels  als  Wert- 
papier und  seiner  wirtschaftlichen  Bedeutung,  schildert  der  Verf. 
die  Geschichte  des  Wechsel-R.  in  drei  Perioden,  zunächst  wesent- 
lich an  der  Hand  des  älteren  Italien.  Wechsel-R.  den  Wechsel 
als  Konsensualkontrakt,  sodann  die  üebergangszeit  vom  Kon- 
sensualkontrakte zur  Skripturobligation,  ausgehend  von  der  Ent- 
stehung des  Indossaments  und  der  Entwicklung  im  deutschen 
undfranzös.  R.  des  17.  und  18.  Jahrhunderts,  endlich  den  Wechsel 
als  Skripturobligation,  ausgebildet  im  preuss.  L.R.,  dem  Code 
de  commerce  und  der  allgemeinen  deutschen  W.O.  Mit  beson- 
derer Vorliebe  wird  die  grundlegende  Arbeit  des  preuss.  L.R. 
ins  Auge  gefasst.  —  Der  zweite  Teil  (§§.  43—69)  beschäftigt 
sich  mit  dem  Wesen  der  Wechselobligationen,  indem  er  zunächst 
die  bisher  aufgestellten  Wechseltheorien  darstellt  und  kritisiert 
und  daran  den  Aufbau  einer  neuen  „aus  der  W.O.  sich  ergeben- 
den" Theorie  reiht.  Es  mutet  unwillkürlich  den  Leser  an,  wie 
bei  der  Aufzählung  der  Singweisen  in  den  Meistersingern,  wenn 
er  hier  die  WechseltheorieA  nach  einem  aus  der  von  Einert  auf- 
gestellten Theorie  gebildeten  Vortrab  in  Reih  und  Glied  an  sich 
vorüberziehen  sieht,  und  den  Studierenden  mag  ein  heiliger 
Schauer  erfassen  in  dem  Gedanken,  wie  sehr  diese  Reihe  sich 
vergrössern  müsste,  wenn  jeder  neue  Autor  über  Wechsel-R.  sich 
zu  einer  weiteren  Theorie  verpflichtet  sieht.  Der  Verf.  lehnt 
sich  mit  seiner  Eigentumsverschaffungstheorie  insoweit 
an  Goldschmidt's  Eigentumsvertragstheorie  an,  als  er  zu  dem 
Ergebnisse  kommt,  es  können  die  Rechte  aus  dem  Wechsel  nur 
durch  Erlangung  des  Eigentums  am  Wechselbrief  erworben  wer- 
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den;  dagegen  „unterscheidet  sich  die  neue  Theorie  von  allen 
Vertragstheorien,  auch  der  Goldschmidt's,  hauptsUchlich  dadurcb, 
dass  sie  zur  Entstehung  der  Wechselverpflichtungen  nicht  einen 
Vertrag,  vielmehr  nur  einen  zur  Verschaffung  des  Eigentums  an 
der  Verpflichtungserklärung  geeigneten  Rechtsakt,  sonach  für  die 
Aussteller-  und  die  Indossantenobligation  neben  der  Niederschrift 
eine  besondere,  zur  Eigentumsübertragung  geeignete  Handlung, 
für  die  Acceptantenverpflichtung  aber  nur  die  Niederschrift 
fordert."  Auf  die  schematische  Uebersicht  der  neueren  Wechsel- 
theorien (zwischen  S.  276  u.  277)  soll  hier  besonders  verwiesen 
sein.  —  Der  dritte  Teil  stellt  die  Normen  des  heutigen  deut- 
schen Wechsel-R.  dar.  Die  erste  Abteilung  (§§.  70—120)  gilt 
der  Entstehung  und  dem  Inhalte  der  Wechselobligationen;  her- 
vorzuheben ist  die  eingehende  Darstellung  der  Lehre  von  der 
Wechselfähigkeit  unter  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Rechte, 
desgleichen  die  Behandlung  der  einzelnen  Bestandteile  der  Wechsel- 
briefe. Den  Schluss  dieser  Abteilung  bildet  die  Charakterisie- 
rung der  Verpflichtungen  der  einzelnen  Wechselbeteiligten  (Aus- 
steller, Acceptant,  Indossant,  Ehrenacceptant,  Avalist,  Mitunter- 
zeichner). Die  zweite  Abteilung  (§§.  121—126)  behandelt  den 
üebergang  der  Obligationen  auf  andere  Personen,  die  dritte  Ab- 
teilung (§§.  127—145)  den  Untergang  der  Wechselobligationen 
durch  Erfüllung  (der  Kautions-  und  der  Zahlungsverbindlich- 
keiten) und  durch  andere  Ereignisse.  —  Die  vergleichende  Be- 
nutzung des  österr.  und  des  schweizer.  Wechsel-R.,  sowie  die 
stete  Beiziehung  der  Rechtsprechung  unserer  Gerichte  verleiht 
dem  gründlichen  Buche  ganz  besonderen  Wert. 

Heinsheimer. 

Rüdiger,  A.   Die  Rechtslehre  vom  Lebensversicherungs- 
vertrag  aus  den  wirtschaftlichen  Grundlagen  des 
Geschäfts   entwickelt.     Unter   besonderer   Berücksichü- 
gung   der  Ergebnisse   der  Rechtsprechung.     Berlin,  Mittler 
u.  Sohn.     1885.     IX  u.  348  S.     8  M. 
In  dem  ganzen  das  Deutsche  Reich,  Oesterreich  und  die  Schweiz 
umfassenden  Versicherungsgebiete,  welcljfs  Ende  1884  58  Lebens- 
versicherungs-Gesellschaften,  etwa  eine  Million  Versicherte  und 
3^2  Milliarden  Versicherungskapital  zählte,  ist  zur  Stunde,  wie 
der  Verfasser  zur  Rechtfertigung  seiner  Arbeit  hervorhebt,  keine 
auf  den  wirtschaftlichen   Grundlagen   des  Geschäfts  aufgebaute 
und  einheitlich  gefügte  Gesamtdarstellung  der  für  den  Lebens- 
versicherungsvertrag  geltenden   Rechtssätze    vorhanden.    Dieser 
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Umstand,  sowie  die  grossen  Schwierigkeiten  der  Bearbeitung 
eines  so  viele  nicht  abgeschlossene,  teilweise  lebhaft  umstrittene 
Fragen  bietenden  Stoffes  lassen  die  vorliegende  Arbeit  als  eine 
sehr  zeitgemässe  erscheinen,  zumal  der  Verf.  sichtlich  in  das 
Thema  tief  eingedrungen  ist  und  die  an  vielen  Orten  zerstreute 
Litteratur  desselben  beherrscht. 

Der  Verfasser  geht  davon  aus,  dass  der  dem  selbstsüchtigen 
Geiste  der  Römer  unbekannt  gebliebene  Grundsatz  des  gemein- 
samen Tragens  der  Lasten  einer  gemeinsamen  Gefahr  zuerst  in 
den  Gilden  des  Mittelalters  Ausdruck  fand,  dass  an  deren  Stelle 
seit  der  kirchlichen  Reformbewegung  des  16.  Jahrhunderts  be- 
sondere wirtschaftliche  Zweckvereinigungen  traten,  welche  als 
Krankenkassen,  Rentenkassen  (Tontinen),  Witwen-  und  Waisen- 
kassen u.  s.  w.  die  unmittelbaren  Vorläufer  der  Versicherungs- 
anstalten wurden,  die  sich  wesentlich  nur  durch  Verbesserung 
des  Geschäftsbetriebs  und  der  Technik,  sowie  durch  den  auf  den 
Fortschritt  der  Wahrscheinlichkeitsberechnung  gestützten  Gross- 
betrieb von  den  älteren  Einrichtungen  unterscheiden.  Er  unter- 
sucht sodann  die  wirtschaftliche  Natur  der  Lebensversicherun- 
gen, die  sich  in  noch  höherem  Grade  als  die  anderen  Versiche- 
rungsarten als  das  beste  wirtschaftliche  Mittel  gegen  Verarmung 
und  für  Erhaltung  und  Vermehrung  des  Volkswohlstands  dar- 
stelle; die  Grundlage  ihres  Betriebs  sei  die  Ansammlung  von 
Kapital  durch  die  Einzelnen  neben  Ergänzungsleistungen  der 
Institute.  Besonders  hervorgehoben  wird  die  grosse  Bedeutung 
der  Sterblichkeitstafeln ,  namentlich  der  neuesten  deutschen  Lei- 
stungen auf  diesem  Gebiete.  Die  §§.  5 — 11  handeln  von  der 
rechtlichen  Natur  der  Lebensversicherung.  Die  verschiedenen 
Definitionen  und  Konstruktionen  werden  mitgeteilt  und  beleuch- 
tet; der  Verf.  teilt  die  von  Malss  aufgestellte  Ansicht,  dass  der 
Lebensversicherungsvertrag  alle  Merkmale  eines  Versicherungs- 
vertrags an  sich  trage,  aber  zufolge  des  doppelten  Zwecks,  dem 
er  diene,  einen  Sparkassenvertrag  mit  dem  eigentlichen  Ver- 
sicherungsvertrage verbinde.  Er  sei  kein  gewagtes  Rechtsgeschäft, 
nicht  immer  ein  Handelsgeschäft.  Die  folgenden  Abschnitte,  als 
solche  übrigens  nicht  genug  getrennt,  erörtern  die  Arten  der 
Lebensversicherung,  die  Begriffe  „Versicherer,  Versicherungs- 
nehmer, Versicherter,  Versicherungssumme",  die  Erkenntnis- 
quellen des  Lebensversicherungs-R.  Aus  der  Natur  des  Geschäfts 
werden  die  Grundsätze  von  Treue  und  Glauben,  und  von  der 
Strenge  des  Versicherungs-R.  erörtert,  sodann  die  Gefahr  und 
das  Interesse  als  allgemeine  Voraussetzungen  des  Lebensversiche- 
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rungsvertrags.  Hier  begegnen  wir  einer  eingehenden  Prüfung 
des  Einflusses  eines  Selbstmords  auf  den  Versicherungsvertrag 
und  der  Begründung  des  rechtlichen  Interesses  an  der  Versiche- 
rung eines  fremden  Lebens.  Die  Stellung  der  Mittelspersonen 
(Agenten),  die  rechtliche  Bedeutung  der  Versicherungsbedingun- 
gen und  ihre  Auslegung,  die  Anzeigepflicht,  Form,  Zeit  und  Ort 
des  Vertragsabschlusses  werden  im  einzelnen  geschildert.  Hieran 
reiht  sich  die  Darstellung  der  Rechte  und  Pflichten  aus  dem 
Lebensversicherungsvertrag  mit  interessanter  Untersuchung  der 
Natur  der  Prämie,  welche  drei  Rechnungsgrössen ,  die  Sparein- 
lage, den  eigentlichen  Versicherungsbeitrag  und  den  Beitrag  zu 
den  Verwaltungskosten,  in  sich  vereinigt,  nebst  der  Behandlung 
der  Spareinlage  als  Prämienreserve.  In  dem  Abschnitte  über 
die  Berechtigung  zum  Empfange  der  Versicherungssumme  be- 
gegnen wir  einer  gründlichen  Studie  über  die  Lebensversiche- 
rung zu  Gunsten  dritter,  welche  in  Theorie  und  Praxis  so  vielen 
Streit  verursacht  hat.  Der  Verf.  erklärt  die  Gültigkeit  dieser 
Verträge  als  eine  augenfällige  Notwendigkeit;  mit  dem  Egois- 
mus der  römischen  Anschauung  sei  hier  nicht  durchzukommen, 
vielmehr  sei  unser  kategorischer  Sittlichkeits-  und  Rechtsimpe- 
rativ massgebend,  den  Unger  dahin  formulierte:  Sorge  für 
andere  wie  für  dich  selbst!  Wer  eine  Lebensversicherung  zu 
Gunsten  dritter  nehme,  denke  von  vornherein  nicht  an  seine 
Gläubiger,  sondern  an  die  ihm  obliegenden  persönlichen  Pflich- 
ten der  Fürsorge  für  die  Seinigen.  Mit  besonderem  Nachdinicke 
warnt  er  vor  der  seit  1870  in  der  französischen  Praxis,  wohl 
aus  fiskalischen  Gründen,  erfolgten  Rückkehr  zu  einer  überlebten 
Lehrmeinung  über  Art.  1121  Code  civil.  Einer  Annahme  der 
Versicherung  seitens  des  Dritten  bedürfe  es  nicht.  —  Ein  An- 
hang enthält  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  des 
Vereines  der  deutschen  Gesellschaften,  die  Berechnung  der  Prä- 
mienreserven seitens  der  Preuss.  Lebensversicherungs -Aktien- 
gesellschaft, das  Verzeichnis  der  deutschen  Lebensversicherungs- 
Gesellschaften  und  die  Zusammenstellung  der  gebräuchlichsten 
Sterblichkeitstafeln.  —  In  dem  Buche  sind  mit  grosser  Sorgfalt 
die  Fremdwörter  vermieden ;  Ausstattung  und  Druck  lassen  nichts 
zu  wünschen.  • 

Das  Werk   Rüdiger's   füllt   die    bisher    schwer   empfundene 
Lücke  in  der  Litteratur  in  bester  Weise  aus. 

Heinsheime  r. 
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Agnel,  E.  Manuel  general  des  assurances,  ou  Guide 
pratique  des  assurances  et  des  assures.  2.  ed.  aug- 
mentee  et  mise  au  courant  de  la  jurisprudence  par  Chr. 
de  Corny.     Paris,    Marchai   et  Billard.     1885.     532  S. 

A.'s  Handbuch  erschien  1861  und  erwarb  sich  bald  einen 
guten  Ruf  sowohl  bei  den  Versicherungsnehmern  als  den  Ge- 
sellschaften. Seit  langem  fehlte  es  im  Buchhandel  und  war 
auch  ohnedies  ein  wenig  veraltet.  Die  neue  Ausgabe  von  C. 
entsprach  daher  einem  wirklichen  Bedürfnis.  Es  ist  kein  theore- 
tisches Lehrbuch,  welches  uns  vorliegt,  sondern  ein  Handbuch 
für  die  Versicherungsnehmer,  worin  sie  sich  über  ihre  R.  und 
ihre  Pflichten  Rats  erholen  können;  auch  für  die  Agenten  ist 
es  ein  trefflicher  Leitfaden.  Derselbe  ist  eingeteilt  in  einen 
„titre  preliminaire''  und  neun  Abschnitte  folgenden  Inhalts: 
assurance  contre  l'incendie;  ass.  sur  la  vie;  ass.  contre  la  grele; 
ass.  contre  la  gelee  et  l'inondation;  ass.  contre  la  mortalite  des 
bestiaux;  ass.  contre  les  accidents;  ass.  contre  les  faillites ;  ass. 
contre  les  proces;  ass.  maritime.  Im  allgemeinen  hat  der  Heraus- 
geber die  Einteilung  A.'s  beibehalten,  dagegen  den  Abschnitt  be- 
treffend ass.  contre  les  chances  du  recrutement  militaire,  wegen 
Einführung  der  allgemeinen  Militärpflicht  weggelassen,  und  auch 
die  Tarife  nicht  mehr  aufgenommen.  Einzelne  Abschnitte  wie 
diejenigen  über  Lebensversicherung  und  Unfallversicherung  haben 
eine  vollständige  Umarbeitung  und  bedeutende  Erweiterung  er- 
fahren, und  überall  sind  die  gerichtlichen  Entscheidungen  mit 
grosser  Genauigkeit  und  Vollständigkeit  nachgetragen.  Bei  der 
Feuerversicherung  erörtert  C.  namentlich  die  Versicherungs- 
bedingungen und  legt  dabei  die  Police  der  Gesellschaft  „La 
Generale"  zu  Grunde.  Dieselbe  wird  vollständig  abgedruckt,  in 
den  Noten  auf  abweichende  Bestimmungen  der  Policen  anderer 
Gesellschaften  verwiesen,  und  in  einem  fortlaufenden  Kommentar 
werden  alle  Fragen  besprochen,  welche  sich  an  die  betreffenden  Be- 
stimmungen knüpfen.  Die  neue  sehr  sorgfältig  besorgte  und  we- 
sentlich erweiterte  Auflage  des  wohleingebürgerten  Handbuches 
wird  dem  jetzigen  Geschlechte  die  nämlichen  Dienste  leisten, 
welche  die  erste  dem  früheren  geleistet  hat.  König. 
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Y.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Dubarle,  L.  Code  d'Organisation  judiciaire  allemand. 
I.  IntroductioD.  II.  Traduction  et  notes.  2  Vol.  Paris, 
Imprimerie  nationale.     1885.     DLV  u.  349  S.     20  Fr. 

Dieses  Werk  bildet  einen  Bestandteil  der  CoUection  des  prin- 
cipaux  Codes  etrangers,  welche  unter  der  Leitung  der  ^Soci^t^ 
de  Legislation  comparee*  auf  Kosten  des  Staates  in  schönster 
Ausstattung  in  Paris  erscheint.  Der  erste,  umfangreichere  Band 
enthält  eine  Einleitung  zu  der  deutschen  Gerichtsorganisation. 
Dubarle  bespricht  zuerst  die  bisherigen  Bestrebungen  des 
Deutschen  Reiches,  eine  vollständige  Einheit  herbeizuführen; 
nach  Erringung  derselben  durch  die  Waffen  und  Verträge  sei 
es  seine  Aufgabe  gewesen:  par  des  institutions  communes  de- 
scendre  en  quelque  sorte  dans  la  vie  de  la  nation  et  par  la 
legislation  introduire  l'ordre,  la  liberte,  la  simplicite.  Nur  durch 
die  Gesetze  werde  diese  Einheit  wohlthätig  und  dauerhaft,  und 
wenn  sie  auch  in  den  Wechselfällen  der  Zeit  wieder  verschwin- 
den sollte,  so  sei  sie  doch  nicht  nutzlos  gewesen,  sondern  lasse 
in  der  Geschichte  des  Volkes  dauernde  Eindrücke  zurück.  Nach- 
dem er  nachgewiesen,  wie  die  Armee,  Handel  und  Zölle,  Posten, 
Mass,  Gewicht  und  Münze,  Staatsangehörigkeit,  bürgerlicher 
Stand,  geistiges  Eigentum  einheitlich  geordnet  worden  ist,  fährt 
er  fort:  „La  justice  et  le  droit  devaient  6tre  entrainöes  dans  le 
mouvement;  nulle  part  peut-etre  l'unite  n'etait  plus  necessaire, 
les  inconvenients  de  la  diversite  des  institutions  plus  reels,  les 
entraves  et  les  obstacles  apportes  au  libre  jeu  des  interßts  plus 
grands.  L'allemand  a  partout  la  meme  patrie  et  la  m6me  lan- 
gue,  les  memes  devoirs  et  les  mßmes  interßts;  il  lui  faut  la 
meme  loi  pour  proteger  son  activite,  la  m6me  procedura  pour 
faire  valoir  ses  droits,  les  memes  tribunaux  pour  lui  rendre 
justice.  C'est  une  necessite  de  sa  vie  .  .  .  les  lois  judiciaires 
ont  satisfait  ä  ce  grand  et  legitime  besoin."  Sehr  schön  fUhrt 
er  sodann  fort:  „En  meme  temps  une  pensee  politique  l'inspirait 
et  assurait  son  succes:  la  langue  est  le^reraier  lien  des  nations, 
l'unite  de  la  justice  en  est  peut-6tre  le  second.  C'est  par  la 
communaute  du  droit  et  des  institutions  judiciaires  que  les 
pensees  et  les  sentiments  d'un  peuple  se  rencontrent  et  s'unissent. 
L'unite  de  la  justice  devait  affirmer  et  consolider  l'unite  poli- 
tique, en  devenir  le  plus  solide  soutien  et  l'introduire  en  quel- 
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que  Sorte  „dans  la  cbair  et  dans  le  sang"  du  peuple  allemand." 
Man  sieht  aus  diesen  Worten ,  dass  Dubarle  mit  dem  vollsten 
Verständnis  der  Bedürfnisse  des  deutschen  Volkes  und  unbe- 
dingter Anerkennung  ihrer  Berechtigung  an  seine  Aufgabe  ging. 
In  seiner  historischen  Einleitung  setzt  er  da  ein,  wo  das  neue 
Recht  beginnt.  Er  schildert  die  frühere  Organisation  der  Ge- 
richte in  Deutschland,  welche  das  neue  Gesetz  beseitigte  und  an 
die  Stelle  deren  Mannigfaltigkeit  die  gegenwärtige  Ordnung, 
Einfachheit  und  Einheit  getreten  sei.  Sodann  werden  die  Vor- 
arbeiten besprochen,  die  Ausarbeitung  des  Entwurfes,  seine  Vor- 
lage, die  Arbeit  der  Kommissionen,  die  Differenzen  mit  dem  Bundes- 
rate und  ihre  endliche  Erledigung.  Nun  beginnt  die  Thätigkeit 
der  einzelnen  Staaten,  um  das  Gesetz  mit  der  eigenen  Gesetz- 
gebung in  Einklang  zu  bringen  und  Dubarle  schliesst  den  Ab- 
schnitt mit  den  Worten:  „Tceuvre  est  aujourd'hui  terminee,  la 
grande  pensee  nationale  est  devenue  une  realite,  la  reorganisa- 
tion  judiciaire  est  complete  et  la  nouvelle  justice  a  pris  posses- 
sion  de  l'Allemagne*'.  Mit  S.  60  beginnt  die  ausführliche  Er- 
örterung der  Grundsätze,  welche  die  Grundlage  des  Gesetzes 
bilden.  Der  Verf.  folgt  den  Verhandlungen  des  Reichstages  und 
resümiert  dieselben ;  die  wichtigsten  Streitfragen  werden  ausführ- 
lich besprochen,  namentlich  die  Entfernung  der  Richter  gegen 
ihren  Willen ,  die  Verantwortlichkeit  derselben ,  die  Schöffen- 
gerichte, Geschwornengerichte;  das  Reichsgericht,  die  Stellung 
und  Aufgabe  des  Staatsanwaltes  und  andere  mehr.  In  einer 
Schlussnote  werden  die  Veränderungen  mitgeteilt,  die  während 
des  Druckes  eingetreten  sind,  und  in  einem  Appendix  die 
Bedingungen,  welche  zum  Richteramt  befähigen,  die  Kandi- 
datenprüfungen und  die  Pensions  Verhältnisse  der  deutschen 
Staaten. 

Der  zweite  Band  enthält  das  Gerichtsverfassungsgesetz,  das 
Einführungsgesetz,  die  verschiedenen  Gesetze,  welche  sich  auf 
das  Reichsgei'icht,  seinen  Sitz,  seine  Kompetenz  u.  s.  w.  beziehen, 
mit  Inbegriff  derjenigen,  welche  mit  Rücksicht  auf  Elsass-Loth- 
ringen  erlassen  worden  sind.  Statistische  Tabellen  bringen  üeber- 
sichten  betreffend  Zahl  und  Besetzung  der  Gerichte ,  ihr  Ver- 
hältnis zur  Bevölkerung  und  ihre  Besoldungen.  Beigefügt  wird 
ein  chronologisches  Verzeichnis  der  hauptsächlichsten  Gesetze, 
Verordnungen,  Beschlüsse  und  Reglements,  welche  in  den  ver- 
schiedenen deutschen  Staaten  mit  Rücksicht  auf  die  neue  Gerichts- 
organisation erlassen  worden  sind.  Die  üebersetzung  ist  überall 
vorzüglich    gelungen   und   gibt   den  Sinn    des   Gesetzes   oft  mit 
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mehr  Klarheit  wieder  als  das  Original  selbst.  Wir  haben  Dutzende 
von  Stellen  verglichen,  ohne  Anlass  zu  einer  Aussetzung  zu  finden. 
Auch  die  Anmerkungen,  welche  der  Uebersetzung  reichlich  bei- 
gegeben werden,  sind  gut  und  zweckmässig,  und  niemand  wird 
ohne  Interesse  das  Verzeichnis  von  deutschen  Ausdrücken  lesen, 
welchen  die  entsprechenden  französischen  beigefügt  sind.  In  der 
nämlichen  Sammlung  wird  auch  erscheinen  und  befindet  sich 
bereits  in  der  Presse  eine  Uebersetzung  des  deutschen  Zivil- 
prozesses. Wie  die  früheren,  so  sind  auch  diese  beiden  Bände 
prächtig  ausgestattet  und  mit  guten  Registern  versehen. 

Koni  a. 

Schönfeld.  Der  preuss.  Gerichtsvollzieher.  Emt-  Zu- 
sammenstellung sämtlicher  für  die  Geschäfte  der  Gerichts- 
vollzieher massgebenden  Bestimmungen,  mit  Erläuterungen. 
Zweite ,  völlig  neubearbeitete  Auflage.  Gnesen ,  Baensch 
u.  Wunkowski.     1886.     269  S.     5  M. 

Der  Titel  gibt  den  Inhalt  des  Buches  bereits  an.  Die  Gerichts- 
vollzieherordnung vom  23.(11.  1885,  welche  nach  Aufhebung  der 
älteren  vom  14.|VII.  1879  gleichzeitig  mit  der  Umgestaltung  des 
Gerichtskosten  Wesens  in  Preussen  (Kasseninstruktion  vom  l./XII. 
1884)  am  l.|IV.  1885  in  Kraft  getreten  ist,  wird  S.  3—26  mit- 
geteilt unter  Anfügung  der  sich  aus  Verfügungen  des  Justiz- 
ministers und  der  Rechtsprechung  ergebenden  Erläuterungen. 
Es  folgt  die  Geschäftsanweisung  für  den  Gerichtsvollzieher  vom 
24.JVIL  1879  in  der  ihr  durch  die  Verfassung  vom  23./II.  1885 
gegebenen  Gestalt  (S.  27—196).  S.  197—208  Verwaltungs- 
zwangsverfahren, betreffend  die  Gerichtskosten.  S.  209—242 
Gebührengesetze.  S.  243—248  Bestimmungen,  betreffend  die  Auf- 
nahme der  Wechselproteste,  wobei  die  Beifügung  guter  Forrau- 
lare erwünscht  wäre.  Der  Anmerkung  S.  246  gegenüber  ist  zu 
beachten,  dass  der  „blosse  Besitz"  des  Wechsels  nicht  berechtigt, 
einen  wirksamen  Protest  Mangels  Zahlung  aufnehmen  zu  lassen 
(Rehbein,  Wechselordnung.  3.  Aufl.  S.  113).  Den  Abschluss 
macht  ein  ausgiebiges  Sachregister.  Auch  beim  ,  Inhalt*  vor 
S.  1  wäre  die  Angabe  der  Seitenzahl  erwünscht.  Ueberall  gibt 
sich  in  der  Arbeit  die  volle  Kenntnis  dir  einschlägigen  Verhält- 
nisse zu  erkennen.  Keyssner. 

WoUenzien,  J.  Systematische  Zusammenstellung  aller 
das  Kassenwesen  bei  den  preuss.  Justizbehörden 
betreffenden    gesetzlichen    und    administrativen 
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Vorschriften.     Mit    Erläuterungen.     Berlin,    Siemenroth. 
1885/86.     8.    XXIV.  474  S.     9  M. 

Eine  vollständige  und  zuverlässige  Zusammenstellung  sämt- 
licher das  Kassenwesen  betreffenden  Bestimmungen  bis  sogar  zur 
Hinterlegungsordnung,  wobei  S.  246  die  Zusammenstellung  der 
Verfügungszuständigkeit  über  die  einzelnen  Fonds  besonders  be- 
achtsam. Keyssner. 


VI.  Strafrechtswissenschaft. 

Oppenheim,  L.  Die  Rechtsbeugungsverbrechen  (§§.  336, 
343,  344)  des  Deutschen  Reichsstrafgesetzbuchs. 
Mit  einer  Einleitung  über  das  Wesen  der  Amtsverbrechen. 
Eine  kriminalistische  Monographie.  Leipzig,  Duncker  u. 
Humblot.     1886.     VIII  u.  239  S.     4  M.  80  Pf. 

Der  Verf.,  welcher  auf  Grund  der  vorliegenden  Arbeit  in  Frei- 
burg i|B.  als  Privatdozent  sich  habilitiert  hat,  unternimmt  als 
Schüler  Bindings,  dem  die  Schrift  gewidmet  ist,  vom  Stand- 
punkte der  Normentheorie  aus  eine  Darstellung  der  Rechts- 
beugungsverbrechen des  R.St.G.B. 

Die  einleitungsweise  (§§.  1 — 3,  S.  1—28)  vorangeschickte 
Untersuchung  über  das  Wesen  der  Amts  verbrechen  bekämpft 
zunächst  die,  einen  prinzipiellen  Unterschied  zwischen  Amts-  und 
Disziplinarverbrechen  nicht  aufstellende  herrschende  Meinung. 
Dem  entgegen  sucht  0.  darzuthun,  dass  beide  in  Bezug  auf  ihren 
Thatbestand  durchaus  verschieden  seien,  indem  beide  gegen  ver- 
schiedene Objekte  sich  richteten;  Objekt  der  Disziplinarver- 
brechen sei  die  für  alle  Inhaber  eines  Amtes,  von  der  formalen 
Seite  betrachtet,  gleiche  Amtspflicht,  Objekte  der  einzelnen 
Amtsverbrechen  seien  dagegen  Rechtsgüter,  deren  Verletzung 
bezw.  Gefährdung  nur  durch  den  Inhaber  eines  Amtes  geschehen 
könne  und  zwar,  weil  nur  einem  solchen  vermöge  seines  Amtes 
eine  Einwirkung  auf  die  betreffenden  Rechtsgüter  überhaupt 
möglich  sei.  Alle  vom  Amtsinhaber  begangenen  Verbrechen, 
welche  nicht  eines  dieser  Güter  verletzten  bezw.  gefährdeten, 
seien  keine  Amtsverbrechen,  sondern  gemeine  Verbrechen,  bei 
welchen  zuweilen  die  Beamteneigenschaft  des  Thäters  einen  Quali- 
fikationsgrund bilde;  scheide  man  die  Amtspflichtverletzung  für 
die  Beurteilung  des  öffentlichen  Straf-R.  aus,  so  sei  keine  Ver- 
anlassung, diese  letzteren  Verbrechen  den  Amtsverbrechen  zuzu- 
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zählen,  womit  zugleich  die  Verwerfung  der  hergebrachten  Unter- 
scheidung zwischen  eigentlichen  (reinen)  und  uneigentlichen  (ge- 
mischten) Amtsverbrechen  sich  rechtfertige. 

Nachdem  0.  hiermit  die  Grundlage  für  seine  Untersuchung 
über  das  Objekt  der  Rechtsbeugung  gewonnen,  behandelt  er  nun, 
der  Normentheorie  entsprechend,  zunächst  in  Kap.  I  (§§.  4 — 13, 
S.  29—108)  das  Delikt  der  Rechtsbeugung,  demnächst  in  Kap.  II 
(§§.  14 — 23,  S.  109 — 230)  die  Rechtsbeugungs verbrechen.  Aus 
jenem  mag  namentlich  die  Erörterung  hervorgehoben  werden, 
wer  Richter  sei  („eine  von  der  dazu  befugten  Gewalt  zur  Recht- 
sprechung über  Rechtssachen  eingesetzte  Person"),  sowie  die  da- 
mit zusammenhängende  über  den  Begriff  der  „Rechtssache",  die  für 
das  Rechtsbeugungsdelikt  nur  im  engeren  Sinne,  nämlich  sofern 
sie  durch  „Rechtsprechung"  zu  erledigen  sei,  in  Betracht  komme. 

In  dem  zweiten  durch  einen  „historischen  Rückblick"  ein- 
geleiteten Kapitel  behandelt  0.  in  3  Abschnitten  den  objektiven 
und  den  subjektiven  Thatbestand  sowie  die  Handlung  (Versuch, 
Vollendung)  der  in  den  §§.  336,  343,  344  Str.G.B.  definierten 
Verbrechen.  Für  die  Behandlungsweise  selbst  erscheint  charak- 
teristisch —  namentlich  gegenüber  neuerdings  vertretenen  Lehr- 
meinungen —  dass  0.  häufiger  Veranlassung  nimmt,  auf  die 
Entstehungsgeschichte  des  Pr.Str.G.B. ,  als  die  Grundlage  des 
R.Str.G.B.,  zurückzugehen;  in  der  That  ist  es  ihm  hierdurch  ge- 
lungen, in  der  Entstehungsgeschichte  des  preuss.  Str.G.B.  die  Quelle 
für  zwei  offenbar  fehlerhafte  Bestimmungen  des  R.Str.G.B.  auf- 
zufinden. Im  einzelnen  sei  noch  folgendes  bemerkt:  Während 
0.  die  Fassung  des  §.  336  gerade  für  die  Entwickelung  des  all- 
gemeinen Begriffs  der  „Rechtsbeugung"  verwertete,  wird  wiederum 
aus  diesem  die  wichtige  Folgerung  gezogen,  dass  die  Ungerech- 
tigkeit bei  der  Geschäftsführung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
nie  aus  §.  336  bestraft  werden  könne,  weil  es  sich  hier  nicht 
um  Leitung  einer  „Rechtssache"  handele;  interessant  ist  auch 
die  Ausführung,  dass  §.  336  einen  Nichtthatbestand  enthalte, 
da  ein  „Schiedsrichter",  weil  er  nicht  Inhaber  eines  öffentlichen 
Amtes  sei,  das  Delikt  bezw.  Verbrechen  der  Rechtsbeugung  gar 
nicht  begehen  könne.  Auch  in  §.  344  findet  0.  einen  Nicht- 
thatbestand, indem  die  „falsche  Anklagt  und  die  „falsche  Un- 
tersuchung", zwei  ihrem  Thatbestande  nach  durchaus  verschie- 
dene Handlungen,  in  ihm  kriminalisiert  seien.  Mit  Lebhaftigkeit 
wird  für  §.  344  und  demnächst  auch  für  §.  343  betreffs  der 
Bedeutung  von  „Untersuchung"  die  Ansicht  vertreten,  dass  dar- 
unter  nur  eine  „förmliche  Untersuchung'^  zu  verstehen  <-     Im 
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§.  344  wird  der  Ausdruck  „Geständnisse"  neben  „Aussagen"  für 
überflüssig  erachtet,  indem  letzteres  Wort  sowohl  die  Auslas- 
sungen der  Angeklagten  —  einschliesslich  der  Geständnisse  — 
als  auch,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  einen  bestimmten  In- 
halt, diejenigen  der  Zeugen  und  Sachverständigen  begreife. 

In  der  „Schlussbetrachtung"  (S.  231 — 239)  werden  die  be- 
stehenden Vorschriften  des  Str.G.B.  über  die  Rechtsbeugungs- 
verbrechen  kritisch  beleuchtet  und  endlich  bei  der  „augenfälli- 
gen Mangelhaftigkeit  der  Bestimmungen"  ein  formulierter  Ge- 
setzesvorschlag aufgestellt.  Olshausen. 

Costi,  C.  Ilspl  'A8tXYjiJ.axo<;  xal  noivYjt;  ev  x-^  A^^foXa  *'EXXy]vw^  Tpa- 
YiuSta.  'A^vYjot  (TuTCOf pa'fslov  IlaXtvYsvYjoiQc  ^ A-^^zkoTxodXoü).  1885. 
39  S. 
Der  Verf.,  ordentl.  Professor  des  Straf-R.  an  der  juristischen 
Fakultät  zu  Athen,  übergab  seine  Antrittsrede,  die  sich  mit  den 
Begriffen  der  Schuld  und  der  Strafe  in  der  alten  griechischen 
Tragödie  befasst ,  der  Oeffentlichkeit.  Obwohl  dasselbe  Thema 
bereits  häufig  vor  ihm  durch  Juristen,  zuletzt  von  Thonissen  in 
Belgien,  besonders  aber  von  Philologen  behandelt  worden  ist, 
gewinnt  er  dem  Gegenstande  doch  manche  neuere  Gesichtspunkte 
ab.  Sein  Ausgangspunkt  ist  der  bekannte  Satz  des  Aristoteles, 
wonach  in  den  dramatischen  Dichtern  der  alten  Zeit  mehr  Welt- 
weisheit zu  finden  sein  sollte  als  bei  den  Geschichtsschreibern. 
Nachdem  das  Verhältnis  der  altattischen  Tragödie  zu  dem 
jüngsten  der  bedeutenden  Tragiker,  Euripides,  dargelegt  worden 
ist,  untersucht  der  Verfasser  den  Begriff  des  Unrechts  und  Ver- 
brechens im  allgemeinen ;  er  zeigt  den  Zusammenhang  des  Sitten- 
gesetzes mit  den  Religionsvorstellungen,  der  in  besonders  be- 
merkenswerter Weise  durch  Sophokles  an  mehreren  Stellen  aus- 
gesprochen ist.  Die  Götter  selbst  waren  die  Wächter  und  Hüter 
der  Gerechtigkeit,  die  des  Strafamtes  walteten.  Der  des  Ge- 
setzesbruches Schuldige  ist  daher  gleichzeitig  der  Gottlose,  wel- 
cher die  ewigen  Sittengesetze  verletzt  und  Strafe  verdient.  Als 
weise  gilt  vor  allen  Dingen  der  Gerechte,  der  eben  deswegen 
des  irdischen  Glückes  würdig  erscheint.  Vermöge  dieser  Grund- 
anschauung ist  denn  auch  die  Missethat  das  in  sich  selbst  Nich- 
tige, das  keinerlei  Bestand  haben  kann.  Aixyj  ist  die  Göttin, 
welche  die  Idee  der  Gerechtigkeit  zu  verwirklichen  hat.  Ihre 
Macht  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  den  Himmel,  sondern  selbst 
auf  den  Hades.  Im  Oedipus  (in  Kolonos)  nimmt  sie  ihren  Sitz 
neben  Zeus   selber   ein.     Eigentümlich   ist   bei  dieser  erhabenen 
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Auffassung,  dass  die  Grenzscheiden  zwischen  vorsätzlichem  und 
fahrlässigem  Unrecht  einerseits  und  zufälligem  andererseits  wenig 
deutlich  sind. 

Die  fatalistische  Weltidee  der  Alten  erklärt  es,  dass,  wie 
in  der  Person  des  Oedipus  geschieht,  auch  das  unbewusste  Un- 
recht gebüsst  werden  muss  und  zwar  deswegen,  weil  die  Schuld 
der  Voreltern  in  den  Nachkommen  gestraft  werden  soll,  die 
Persönlichkeit  daher  gegenüber  diesem  göttlichen  Ratschlüsse 
ihre  Selbständigkeit  nicht  zu  bewahren  vermag. 

Von  diesen  allgemeinen  Untersuchungen  wendet  sich  der 
Verf.  zu  den  hauptsächlichen  Strafthaten,  als  welche  im  atti- 
schen Altertum  Hochmut  (oßpic),  Verletzung  des  Gastrechtes, 
Ehebruch,  Verletzung  der  Bestattuugspflicht ,  Blutschande  und 
Tötungen  besonders  hervortreten.  Man  sieht,  dass,  modern  ge- 
sprochen, Unsittlichkeit  und  Rechtswidrigkeit  noch  nicht  von- 
einander getrennt  werden  konnten;  für  den  ästhetischen  Stand- 
punkt des  Dichters  wird  eine  solche  Scheidung  überdies  zu  allen 
Zeiten  unmöglich  bleiben.  Denn  dasjenige,  was  wir  Gesetz  nennen, 
ist  vom  Standpunkt  des  Dramatikers  entweder  die  ewige  Ord- 
nung oder  vergänglicher  und  zufälliger  Ausdruck  äusserlicher 
Macht.  Besonders  charakteristisch  für  das  alte  griechische  Recht 
ist  die  Betonung  der  „oßpic^^  als  übermütiger  Gesinnung  gegen 
Menschen  und  gegen  Götter. 

Tötungen  hängen  bei  den  Griechen  eng  zusammen  mit  den 
Vorstellungen,  die  im  alten  röm.  R.  wiederkehren,  insofern  straf- 
bare Tötungen  von  rechtmässigen  Tötungen  zu  unterscheiden 
sind.  Uebrigens  steht  überall  die  Blutrache  im  Zusammenhang 
mit  den  Ideen  über  die  Bestattung  der  Toten;  denn  die  Seelen 
Verstorbener  kommen  erst  dann  zur  Ruhe,  wenn  nicht  nur  der 
Leib  bestattet  war,  sondern  auch  der  Frevler  seine  Strafe  er- 
litten hat. 

Lehrreich  ist  dasjenige,  was  der  Verf.  über  die  Willensfrei- 
heit nach  Anschauung  der  alten  Tragiker  sagt  (S.  25—30).  An 
die  ausführliche  Untersuchung  dieser  Frage  schliesst  sich  bei  ihm 
die  Entwickelung  des  Strafbegriffes,  welcher  unter  den  Gesichts- 
punkt der  Vergeltung  und  zwar  wese^lich  der  Vergeltung  in 
Gestalt  der  Talion  gestellt  wird.  Die  Strafjustiz  knüpft  sich 
zum  Unterschied  von  der  Gerechtigkeitsidee  im  allgemeinen  an 
die  Vorstellung  der  Ate,  welche  den  Willen  des  Zeus  an  den 
Schuldigen  vollzieht  und  ihrerseits  wiederum  Dienerinnen  findet 
an  den  Erynnien,  deren  furchtbare  Gewalt  in  den  Eumeniden 
des  Aeschylus  das  athenische  Volk  erschüttern  musste.   Aeschy- 
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lus  war  es,  der  es  zuerst  gewagt  hat,  die  Erynnien  als  drama- 
tische Personen  sichtbar  zu  machen.  Seine  Tragödie  enthält, 
wie  C.  ausführt,  die  ältesten  Zeugnisse  über  attischen  Straf- 
prozess,  der  nach  der  Sage  gegen  Orestes  sich  vor  dem  athe- 
niensischen  Areopag  abgespielt  haben  sollte.  Sicher  ist,  dass 
dieser  Strafprozess  von  Aeschylus  nicht  völlig  erdichtet  sein 
konnte,  sondern  sich  auf  Rechtseinrichtungen  stützte,  die  sich 
lange  Zeit  erhalten  haben  mussten.  Der  Verf.  schliesst  damit, 
dass  er  den  Wert  des  Studiums  der  altgriechischen  Litteratur 
auch  für  die  vergleichende  Rechtsgeschichte  betont  und  an  das 
Dichterwort  erinnert : 

Exemplaria  Graeca  nocturna  versate  manu,  versate  diurna. 

V.  Holt z endo r ff. 

Denis  Weil,  M.  G.  De  l'exercice  illegal  de  la  medecine 
et  de  la  pharmacie,  legislation  penale  et  juris- 
prudence.  Paris,  Marchai  et  Billard.  1886.  338  S. 
fr.  7.  50  ct. 

Das  Buch  hat  die  Vorschriften  zum  Gegenstande,  welche  mit 
Bezug  auf  die  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  und  der  Phar- 
mazie in  Frankreich  in  Geltung  sind,  die  Zuwiderhandlungen  gegen 
dieselben  und  ihre  Bestrafung.  Handlungen  daher,  welche  nicht 
gemäss  dieser  besonderen  Gesetze  als  strafbar  erscheinen,  sondern 
sich  als  Zuwiderhandlungen  gegen  die  allgemeine  Gesetzgebung 
darstellen,  sind  von  der  Behandlung  ausgeschlossen.  Fehler  in 
Ausübung  der  Heilkunde  oder  Chirurgie,  welche  nachteilige 
Folgen  für  Gesundheit  oder  Leben  einer  Person  nach  sich  ge- 
zogen haben,  sind  ebensogut  ausgeschlossen  wie  Betrügereien 
und  Schwindeleien ;  weil  dieselben  unter  das  gemeine  Recht 
fallen;  ebensowenig  wird  die  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit 
der  Aerzte  und  Apotheker  erörtert.  Die  Zeitgemässheit  seiner 
Untersuchung  begründet  der  Verf.  von  vornherein  mit  dem  Hin- 
weis, dass  im  Jahre  1883  nicht  weniger  als  139  Verfolgungen 
angeordnet  wurden  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Verord- 
nungen betreffend  Ausübung  des  ärztlichen  Berufes,  und  76  solche 
wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Verordnungen  über  die  Aus- 
übung des  Apothekerberufes;  von  den  ersteren  waren  64  und 
von  den  letzteren  27  gegen  Frauen  gerichtet. 

Das  Werk  zerfällt  in  zwei  Bücher,  wovon  das  erste  der  un- 
gesetzlichen Ausübung  der  Heilkunde  und  das  zweite  derjenigen 
der  Pharmazie  gewidmet  ist.  Nach  einer  historischen  Einleitung 
erörtert  der  Verf.  zuerst  die  Bedingungen,  an  welche  das  R.  der 
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Ausübung  des  ärztlichen  Berufes  geknüpft  ist;  die  Prüfungen, 
Diplome  u.  s.  w. ,  sodann  den  Thatbestand  einer  ungesetzlichen 
Ausübung  und  unter  welchen  Voraussetzungen  auch  ein  Unbe- 
rufener ärztliche  oder  chirurgische  Hülfe  leisten  darf,  ohne  einer 
Strafe  zu  verfallen,  und  die  Handlungen,  welche  sich  als  gesetz- 
widrige qualifizieren,  wobei  die  Spezialisten  insbesondere  berück- 
sichtigt werden.  Die  Okulisten  und  Orthopädisten  werden  als 
Personen  geschildert,  welche  medizinische  Funktionen  ausüben, 
wogegen  der  Masseur  unter  die  Handwerker  verwiesen  und 
seine  Kunst  als  eine  industrie  manuelle  behandelt  wird,  wobei 
der  Geknetete  ne  court  d'autre  danger  que  d'obtenir  un  soula- 
gement  moindre  ou  de  n'en  obtenir  aucun.  Auch  die  Zahnärzte 
werden  mit  einer  kaum  begreiflichen  Toleranz  behandelt,  und 
die  Rechtsprechung  anerkennt  dem  ersten  besten  das  R.,  Zähne 
mit  oder  ohne  Schmerzen  auszureissen:  et  les  industriels  qui  s'in- 
stallent  librement  partout  avec  leurs  instruments  sont  lä  pour 
porter  temoignage  de  cette  tolerance  (S.  44).  Interessant  sind 
die  Ausführungen  über  Konsultationen  von  Somnambulen,  und 
die  geschäftlichen  Verbindungen  von  Aerzten  mit  solchen  Indi- 
viduen. Das  fünfte  Kapitel  handelt  von  denjenigen  Personen, 
welche  nur  in  einem  gewissen  Umfang  den  ärztlichen  Beruf  aus- 
zuüben berechtigt  sind;  fremde  Aerzte,  Sanitätsbeamte,  Heb- 
ammen; das  sechste  von  der  Anmassung  des  Doktortitels  und 
der  unbefugten  Ausübung  der  Entbindungskunst.  Der  Abschnitt, 
welcher  der  ärztlichen  Thätigkeit  gewidmet,  schliesst  mit  einem 
Kapitel  über  die  Bestrafung  der  Zuwiderhandlungen. 

Das  zweite  Buch  behandelt  in  gleicher  Art  die  unbefugte 
Ausübung  des  Apothekerberufes;  die  Bedingungen,  unter  welchen 
der  Beruf  ausgeübt  werden  darf,  das  Verhältnis  des  Arztes  zum 
Apotheker  und  des  letzteren  zum  Drogisten,  die  Verbindlichkeit 
der  Pharmacopee  fran^aise  und  die  Geheimmittel,  worunter  alle 
verstanden  werden,  welche  nicht  im  Codex  enthalten  oder  nicht 
nach  besonderer  Vorschrift  des  Arztes  bereitet  worden  sind;  den 
Verkauf  von  Giften  und  von  Mineralwassern  und  endlich  die 
gerichtliche  Verfolgung  von  Widerhandlungen. 

In  einem  Appendix  werden  die  füi^  die  beiden  Gebiete  m 
Kraft  bestehenden  Gesetze  abgedruckt. 

Das  Buch  von  W.  füllt  in  Frankreich  eine  sehr  fühlbare  Lücke 
aus.  Der  ganze,  zerstreute  und  schwer  aufzufindende  Gesetzesstoff, 
wird  uns  in  seltener  Vollständigkeit  vorgeführt,  mit  der  Auslegung, 
welche  sich  auf  amtliche  Dokumente  und  richterliche  Entscheidung 
stützt.    Die  Behandlung  darf  als  eine  vollständige  und  vom  juristi- 
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sehen  Standpunkt  aus  vortreffliche  genannt  werden.  Die  Sprache  ist 
bündig  und  klar,  Kontroversen  werden  mit  Ruhe  und  Sachkenntnis 
besprochen  und  auch  die  fremden  Gesetzgebungen  ausgiebig  her- 
beigezogen. Das  Buch  wird  nicht  nur  dem  Arzte  und  Apotheker, 
dem  Richter  und  Advokaten  ein  trefflicher  Leitfaden  sein  in 
dem  gegenwärtigen  Wirrsal,  sondern  auch  dem  Gesetzgeber  die 
Ueberzeugung  nahelegen,  dass  eine  gründliche  Revision  dieser 
ganzen  Materie  zu  seinen  dankbarsten  Aufgaben  gehört. 

König. 


VII.  Kirchenreclit. 

3Iaassen,  F.  Pseudoisidor-Studien.  I.  Die  Textesrecension 
der  echten  Bestandteile  der  Sammlung.  II.  Die  Hispana 
der  Handschrift  von  Autun  und  ihre  Beziehungen  zum  Pseudo- 
isidor.  (Sep.-Abdr.  aus  d.  Sitz.-Ber.  d.  Wiener  Akad.  d.  W. 
Bd.  108,  109.)     Wien.     1885. 

Indem  M.  ausspricht:  „Weder  haben  wir  eine  kritische  Aus- 
gabe der  pseudoisidorischen  Sammlung  auch  ihren  äusseren  Be- 
standteilen nach,  noch  ist  sonst  die  Beschaffenheit  des  Textes 
dieser  Bestandteile  zum  Gegenstande  einer  zusammenhängenden 
Untersuchung  gemacht  worden",  und  hervorhebt,  dass  bis  auf 
Gratians  Dekret  die  Hispana,  deren  vermehrte  Gestalt  die  pseudo- 
isidorische  Sammlung  darbietet,  in  dieser  Gestalt  für  die  kirchen- 
rechtlichen Sammlungen  als  Quelle  diente,  dies  auch  für  die 
grösseren  Konziliensammlungen  bezüglich  des  Textes  der  afrika- 
nischen, älteren  gallischen  und  spanischen  gilt,  hat  er  die  Be- 
deutsamkeit seiner  Untersuchungen  erbracht.  In  der  ersten 
Abhandlung  zeigt  er,  dass  der  pseudoisidorische  Text  der  echten 
Stücke  von  dem  durch  die  reine  Hispana  überlieferten  oft  und 
beträchtlich  abweicht.  Für  den  echten  Text  der  Hispana  wird 
die  Madrider  Ausgabe  von  Gonzalez  (1808,  1821),  für  den  kor- 
rupten der  Wiener  Cod.  411  aus  dem  Ende  des  9.  oder  Anfang 
des  10.  Jahrhunderts,  für  Pseudoisidor  werden  7  Hss.  (davon 
3  der  ältesten  Klasse;  den  Ottob.  93  vindiziert  er  dem  10.  Jahr- 
hundert), die  Ausgabe  von  Hinschius  und  der  Apparat  der  Bal- 
lerini benutzt.  Er  führt  aus:  1)  dass  der  Urheber  des  pseudo- 
isidorischen Textes  zur  Emendation  der  griechischen  Kanones 
sich   mehrfach   der    ihm   vorliegenden    dionysischen  Version   be- 
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diente,   und   eine  Anzahl  von   Emendationen   maclr  den 

Text  zu  verbessern;  2)  dass  eine  Reihe  von  Aenderungtii  des 
unverdorbenen    Textes    mit    Absicht    vorgenommen    wurde; 

3)  dass  von  diesen  Emendationen  sich  in  keiner  reinen  Hand- 
schrift der  Hispana,  in  keiner  vor  Pseudoisidor  fallenden  Samm- 
lung, auch  nicht  in  der  Herovalliana,  nicht  in  dem  hand- 
schriftlich beglaubigten  Texte  der  Dacheriana  eine  Spur  findet; 

4)  dass  verschiedene  Emendationen  mit  den  pseudoisidorischen 
Tendenzen  in  Verbindung  stehen.  Hieraus  folgert  M.  mit  Recht, 
dass  Pseudoisidor  die  Fälschungen  vornahm,  um  seinen  Betrug 
noch  mehr  zu  verdecken  und  darum  in  der  echten  Sammlung 
nicht  in  grösserem  Umfange. 

In  der  zweiten  Abhandlung  wird  der  aus  Autun  stammende 
Cod.  Vatic.  1341  ssec.  X.,  welcher  eine  besondere  gallische  Form 
der  Hispana  enthält,  zuerst  einer  eingehenden  Beschreibung  nach 
ihren  Bestandteilen  unter  Vergleichung   und  mit  Rücksicht  auf 
verwandte  Handschriften  unterworfen,  hierauf  die  karolingische 
Ergänzung   des   Hamilton:    Codex   132    der  Berliner  Bibliothek 
besprochen   und    als   deren  Quelle    die  gallische  Hispana  in  der 
Form  der  Handschrift  vor  Autun  angenommen,  zuletzt  gezeigt, 
dass  die  von  Constant  benutzten ,   jetzt  verlorenen    bezw.   unbe- 
kannten Handschriften  von  Laon,  Noyon  und  Beauvais  auf  der- 
selben  Quelle   ruhten.     Als  Resultat   ergibt  sich:    1)  die  emen- 
dierte   und   interpolierte  gallische  Handschrift  der  Hispana  von 
Autun  und  die  älteste  Form  der  Sammlung  Pseudoisidors  (unter 
dem  Namen   Isidorus   Mercator)   haben   die   reine  gallische  Hi- 
spana zur  Grundlage;    2)  jene  beiden  haben  gemeinsame,  sie 
von   der   reinen    gallischen  Hispana   unterscheidende  Merkmale; 
3)  diese  Verwandtschaft  ist  eine  direkte,  sie  ruht  nicht  auf  einem 
Mittelgliede;  4)  die  Sammlung  von  Autun  fällt  vor  die  Abfas- 
sung der  pseudoisidorischen  Sammlung  und  erweist  sich  als  eine 
Voi°arbeit  für  dieselbe,  wodurch  die  Annahme  ausgeschlossen  ist, 
dass   ein   Dritter   nach   dem  Erscheinen  der  Sammlung  Pseudo- 
isidors  die  Hispana   durch  Einschaltung    der  pseudoisidorischen 
Stücke  vermehrt  habe.   In  der  Handschrift  von  Autun  hegt  a  so 
eine  Vorarbeit  und  zugleich  ein  Werk,   dessen  ^  .^i.'-.-nn..  .i.r 
grossen  Sammlung  Pseudoisidors  die  «ahn  ebnet, 

Beide  Abhandlungen  gehören  zu  dem  Besten    was    tur   die 
Kenntnis    des    Werdens    der   pseudoisidorischen   Sammlung    ge- 

schrieben  ist.   Hoffentlich  wird  M.  -f,  J^^^^  ff  , "^^^'r "^^^^^^ 
ten  Bande  seiner  Geschichte  der  Quellen  und  Litterat ur^ de«  ka 

Centralblatt  für  RechtawIsaenBChaft    V.  Band. 
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nonischen  Rechts  eine  die  Untersuchung  über  Pseudoisidor  mög- 
lichst abschliessende  Erörteruncr  creben.  v.  Schulte. 


VIII.  Staats-  und  Yerwaltungsrecht. 

Hartog,  L.  de.  Das  Staats-R.  des  Königreichs  der  Nieder- 
lande. (Marquardsens  Handbuch.)  Freiburg,  Mohr.  1886. 
92  S.    4  M. 

Das  eigentümliche  Mischungsverhältnis,  in  welchem  die  konven- 
tionellen Begriffe  des  modernen  Konstitutionalismus  neben  den. 
alten,  mit  der  Geschichte  des  Bodens  verwachsenen  Staatseinrich- 
tungen innerhalb  der  niederländischen  Verfassung  stehen,  hat 
in  de  H.'s  Monographie  angemessenen  Ausdruck  gefunden.  Die 
historische  Entwickelung  ist  abgesehen  von  dem  in  der  Einlei- 
tung gegebenen  Grundriss  bei  den  einzelnen  Hauptinstituten 
angegeben.  Das  Recht  der  Staatsbürgerschaft  ist  eingehend  be- 
handelt und  mit  dem  erforderlichen  Gesetzesmaterial  belegt, 
ebenso  die  Rechtsverhältnisse  der  Krone  und  die,  wie  sich  aus 
der  Studie  ergibt,  vielfach  kontroversen  Befugnisse  der  General- 
staaten. Der  letztere  Umstand  scheint  Verf.  zu  dem  Versuche 
bestimmt  zu  haben,  in  einem  eigenen  Paragraphen  die  Frage  zu 
untersuchen  ob  der  sogen.  Parlamentarismus  aus  den  Bestimmungen 
der  niederländischen  Verfassung  hervorgehe  bezw.  praeter  legem 
auf  usuelle  Geltung  Anspruch  erheben  könne.  Die  der  letzteren 
Anschauung  sich  anschliessenden  Ausführungen  des  holländischen 
Staatsrechtslehrers  führen  der  prinzipiellen  Seite  der  Frage  keine 
nennenswert  neuen  Argumente  zu  und  haben  auch  in  Ansehung 
des  niederl.  Staatsrechts,  selbst  bei  dem  Mangel  begründender 
Details,  lediglich  den  Wert  subjektiver  Meinungsäusserung.  An 
dieser  Stelle  macht  sich  auch  am  lebhaftesten  der  Umstand  fühl- 
bar, dass  die  Heranziehung  der  fachlichen  Litteratur  im  ganzen 
Buche  keineswegs  den  Anforderungen  genügt,  welche  mit  Recht 
gestellt  werden  müssen.  Gerade  weil  Verf.  sich  sehr  vertraut 
erweist  mit  den  die  neuere  Staatswissenschaft  durchziehenden 
Fragen  und  Problemen,  wird  uns  dieser  Mangel  empfindlich.  Es 
kann  uns  nicht  genügen,  wenn  Verf.  z.  B.  auf  S.  45  die  Frage 
der  „formellen  Gesetze"  streift;  es  wäre  für  uns  von  grösstem 
Werte,  neben  den  sehr  lehrreichen  Anschauungen  des  Verf.  doch 
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auch  Andeutungen  darüber  zu  erhalten,  wie  die  Rechtsschule 
eines  Kulturvolkes  über  derartige  prinzipielle  Streitfragen  denkt, 
eventuell  ob  wir  es  hier  nicht  bloss  mit  einer  isoliertfn  Apusse- 
i-ung  zu  thun  haben. 

Die  für  das  holländische  Staatswesen  von  altersher  l  '     - 

wichtige  Provinzial-  und  Komraunalverfassung  ist  im  An 
an  die  Amtsorganisation  in  guter  üebersicht  vorgeführt.  Ans 
den  einzelnen  Gebieten  der  Verwaltung,  welche  in  charakteristischer 
Weise  mit  dem  Münz-  und  Deich wesen  beginnt,  heben  wir  die 
der  Kolonialverwaltung  gewidmete  (Schluss-)  Abt.  XI  hervor, 
die  uns  mit  zahlreichen  weniger  bekannten  Einrichtungen  des 
niederl.  Staatswesens  vertraut  macht.  Stoerk. 

Bernatzik,  E.  Rechtsprechung  und  materielle  Rechts- 
kraft. Wien,  Manz.  1886.  VI.  u.  326  S.  6  M. 
Der  Verf.  behandelt  in  seinen  „verwaltungsrechtlichen  Studien*, 
wie  schon  der  Titel  des  Buchs  sagt,  1.  die  Rechtssprechung  in 
Verwaltungssachen  (S.  1  —  83)  und  2.  die  materielle  Rechtskraft 
im  Verwaltungs-R.  In  der  ersten  Abteilung  erörtert  zunächst 
der  Verf.  die  verschiedenen  Thätigkeitsforraen  der  Verwaltung 
bespricht  sodann  die  verschiedenen  in  der  Litteratur  zu  Tage 
getretenen  Auffassungen  vom  Begriffe  der  Rechtsprechung  und 
Verwaltungsrechtsprechung  und  kommt  dann  schliesslich  zu  dem 
Ergebnisse,  dass  die  Kriterien  der  Rechtsprechung  nicht  darin 
liegen,  „dass  eine  Sache  nicht  im  technischen  Ermessen  der  Be- 
hörde liegt,  nicht  darin,  dass  die  Judikatur  von  einem  , Gerichte* 
oder  einem  , Verwaltungsgerichte'  oder  von  einer  durch  besondere 
gesetzliche  Garantien  unabhängig  gestellten  Behörde  ausgeht ; 
sie  liegen  aber  auch  nicht  in  der  Streitentscheidung,  noch  auch 
darin,  dass  sich  mehrere  Beteiligte  gegenüberstehen,  oder  dass 
es  sich  um  die  Sanierung  einer  Rechtsverletzung  handle.  Recht- 
sprechung ist  jede  nach  abstrakt  geregeltem  Verfahren  seitens 
eines  von  der  Rechtsordnung  dazu  beauftragten  behördlichen 
Organs  vor  sich  gehende  Erklärung,  mit  welcher  die  beabsichtigte 
Feststellung  eines  konkreten  Rechtsverhältnisses  zum  Ausdruck 
gebracht  wird." 

Die  zweite  Abteilung  der  Schrift  Äithält  eine  Untersuchung 
der  „materiellen  Rechtskraft  im  Verwaltungs-R."  (S.  87—826) 
hauptsächlich  auf  Grundlage  einer  eingehenden  kritischen  Be- 
sprechung einer  grossen  Anzahl  von  Entscheidungen  des  österr. 
Verwaltungsgerichtshofes.  Die  Untersuchung  ist  die  erste  um- 
fassendere   monographische    Bearbeitung    dor    sehr    «<-hwierigen 
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Lehre  von  der  materiellen  Rechtskraft  der  Entscheidungen  der 
Verwaltungsbehörden  und  der  Verwaltungsgerichte,  und  wenn 
die  Ausführungen  des  Verf.,  der  natürlich  auch  hier  seine  oben 
erwähnte  Auffassung  der  Rechtsprechung  festhält,  auch  im  ein- 
zelnen manchen  Widerspruch  hervorrufen  müssen,  so  ist  der 
Inhalt  dieser  Abteilung  doch  durchaus  geeignet  zur  Lösung  der 
Frage  beizutragen.  v.  Stengel. 

Hcimburger,  K.  Die  Reform  der  Verwaltungsrecht- 
sprechung und  der  Kompetenzkonflikte  in  Italien. 
(Separatabdruck  aus  der  von  Prof.  Grünhut  herausgegebenen 
Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentliche  R.  der  Gegenwart. 
XIII.  Bd.)     Wien,  Holder.     1886.     80  S. 

Während  in  Deutschland  und  Frankreich  die  sogen.  Verwal- 
tungsrechtsstreitigkeiten entweder  durch  die  Verwaltungsbehör- 
den oder  durch  besondere  Verwaltungsgerichte  entschieden  wer- 
den, hat  das  italienische  Gesetz  vom  20./III.  1865  über  die 
Verwaltungsrechtsprechung  in  Art.  I  die  besonderen  Gerichts- 
höfe, welche  früher  mit  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  in  Zivil- 
wie  in  Strafsachen  betraut  waren,  abgeschafft  und  in  Art.  II 
den  ordentlichen  Gerichten  überwiesen  „alle  Uebertretungssachen 
und  alle  Materien,  bei  denen  ein  bürgerliches  oder  politisches 
Recht  in  Frage  kommt,  wie  dabei  auch  immer  die  öffentliche 
Verwaltung  interessiert  sein  möge  und  ungeachtet  etwaiger  sei- 
tens der  vollziehenden  Gewalt  oder  der  Verwaltungsbehörden 
bereits  ergangener  Verfügungen **.  Auf  diese  Weise  ist  in  Italien 
die  Entscheidung  der  sogen.  Verwaltungsrechtsstreitigkeiten  der 
Hauptsache  nach  den  ordentlichen  Gerichten  übertragen.  Ebenso 
besteht  auch  gegenwärtig  in  Italien  kein  besonderer  Kompetenz- 
gerichtshof zur  Entscheidung  der  Kompetenzkonflikte  zwischen 
den  Gerichten  und  den  Verwaltungsbehörden,  sondern  die  Ent- 
scheidung dieser  Konflikte  ist  durch  das  Gesetz  vom  31.|IIL  1877 
dem  Kassationshof  in  Rom  übertragen. 

Die  Abhandlung  von  H.  bespricht  nun  zunächst  ganz  kurz 
die  geschichtliche  Entwickelung  des  Instituts  der  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit in  Frankreich  und  Italien,  wo  man  anfänglich 
in  den  meisten  Staaten  dem  französischen  Vorbilde  gefolgt  war, 
erörtert  dann  das  Gesetz  vom  20./III.  1865  unter  Berücksichti- 
gung der  betreffenden  Kammerverhandlungen  und  der  einschlägi- 
gen Litteratur,  geht  dann  über  zur  Darstellung  des  Instituts 
der  Kompetenzkonflikte  und  schliesst  mit  einer  Betrachtung  über 
die   Mängel   des   italienischen    Verwaltungsrechts   und   der   zum 
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Zwecke  der  Abhülfe  derselben  in  der  neuesten  Zeit  gemachten 
Reformvorschläge.  Dieselben  haben  sich  insbesondere  auch  zum 
Teil  gegen  das  Prinzip  des  Gesetzes  vom  20.;iII.  1865  gewendet, 
während  H.  dasselbe  für  durchaus  richtig  erklärt  und  hervor- 
hebt, dass  die  Mängel  in  der  ungenügenden  Entwickelung  und 
darin  liegen,  dass  das  Prinzip  des  Gesetzes  vom  20.ilII.  1865 
nicht  folgerichtig  durchgeführt  wurde,  sondern  noch  eine  Anzahl 
von  Spezialgerichten  für  Verwaltungsrechtsstreitigkeiten  bestehen 
^^i^b^^-  v.  Stengel. 

Falkmaim,  R.  Die  preuss.  Gewerbesteuergesetzgebung 
in  ihrer  heutigen  Gestalt  und  das  Gesetz  betreffend 
Besteuerung  des  Wanderlagerbetriebes.  Mit  Kom- 
mentar für  Justiz-  und  Verwaltungsbeamte.  Berlin,  Siemen- 
roth.    1886.   VII  u.  253.    Geh.  4  M.  50  Pf.  geb.  5  M.  50  Pf. 

Eine  Zusammenstellung  des  Textes  der  einschlagenden  Gesetze 
und  umfassenden  Ausführungsanweisungen  nebst  Anmerkungen, 
in  welchen  die  Ergebnisse  der  Rechtsprechung  mitgeteilt  und 
verwertet  sind.  v.  Cuny. 


IX.  Hilfswissenschaften. 

Warschauer,  0.  Die  Geschäftsresultate  der  Klassen- 
lotterie in  Preussen  und  die  Versuche  bez.  deren 
Aufhebung.  Mit  Benutzung  amtlicher  Quellen.  (Jahrbuch 
f.  Gesetzgebung,  Verwaltung  u.  Volkswirtschaft  im  Deutschen 
Reich ;  hrsg.  von  G.  Schmoller,  neue  Folge  X.  Jahrg.  1.  Heft. 
Leipzig  1886.     S.  149—172.) 

In  dem  ersten  Hefte  dieses  Bandes  (S.  39)  wurde  die  Schrift 
W.'s:  „die  Zahlenlotterie  in  Preussen"  (Leipzig  1885)  zur  An- 
zeige gebracht.  Im  Anschluss  an  jene  Ausführungen  mag  es 
gestattet  sein,  auf  einen  Aufsatz  desselben  Verf. 's  über  die 
Klassenlotterie  hinzuweisen,  der  sich  in  dem  letzthin  er- 
schienenen Hefte  des  S chmo  11  er'scheif  Jahrbuchs  befindet.  Der 
Verf.  gibt  hier  interessante  Angaben  über  das  finanzielle  Er- 
trägnis der  preuss.  Staatslotterien  von  1794 — 1831  und  über  den 
Reinertrag  der  Klassenlotterie  von  1832  bis  zur  Gegenwart,  da 
von  1832  an  die  Klassenlotterie  allein  der  Staatskasse  die  Ein- 
nahme  aus   dem  Lotteriemonopol  zuführte.  —  Die  verschieden- 
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artigen  Versuche  bez.  der  Aufhebung  der  Lotterie  werden  dann 
weiter  übersichtlich  vorgeführt,  wobei  W.  zu  dem  Ergebnis  ge- 
langt, dass  die  Staatslotterien  entweder  derartig  zu  organisieren 
seien,  dass  ihre  Ueberschüsse  direkt,  wie  dies  ursprünglich  bei 
Uebernahme  der  Lotterien  in  die  Staatsregie  im  Jahre  1 794  be- 
absichtigt war,  milden  Stiftungen  zuflössen  und  mit  dem  Budget 
in  gar  keiner  Verbindung  stünden,  oder  wenn  dies  in  der  Gegen- 
wart nicht  mehr  als  durchführbar  erscheine,  gänzlich  aufzuheben 
seien.  Preussen  könne  jedoch  allein  diesen  Weg  nicht  beschreiten. 
Die  Lösung  der  Lotteriefrage  müsse  durch  gemeinsame  Initiative 
der  deutschen  Bundesstaaten  vermittelst  der  Reichsgesetzgebung 
erfolgen,  da  das  Vorgehen  eines  Einzelstaates  für  diesen  mit 
schwerer  finanzieller  Einbusse  ohne  irgend  welchen  nennenswerten 
Gewinn  moralischer  Vorurteile  verbunden  sein  würde.    Elster. 

Salvä,  M.  Cur  so  de  Economia  politica.  Madrid  1881. 
Dieses  Werk  ist  —  von  den  Zuhörern  des  Verf.  (Castano  und 
Olozega)  herausgegeben  —  eine  Art  „Kollegienheft",  welches 
jedoch  nicht  nur  für  die  Studierende  nützlich,  sondern  im  all- 
gemeinen auch  vom  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte  sehr  interes- 
sant ist.  Der  Verf.  erläutert  die  Lehren  der  Staatswirtschaft  in 
Uebereinstimmung  mit  dem  alten  System,  indem  er  nacheinander 
von  der  Produktion,  der  Verteilung  und  der  Konsumtion  der 
Güter  handelt;  obgleich  er  die  Theorieen  der  alten  Staats- 
wirtschaftlehrer verteidigt  und  die  Mittel  und  Wege,  welche  jetzt 
die  Staatswirtschaft  verfolgt,  mit  Härte  und  etwas  Leidenschaft- 
lichkeit bekämpft,  ist  sein  Buch  vielumfassend  und  voll  tiefer 
Gedanken.   •  Oloriz. 


C.   Zeitschriftenüberschau. 


Neue  Zeitschrift: 
Oiornale  ^iuridico  s.  S.  408. 


Nouvelle  Revne  historique.  X.  3.  Dareste,  la  loi  de  Gortyn. 
Appleton,  de  la  Publicienne  et  de  l'utilis  vindicatio.  Beau- 
temps-Beaupre,  notice  snr  James  Louet. 

Jahrbücher  f.  Dogmatik.  XXIV.  3.-5.  Kohl  er,  d.  Dispositions- 
niesbrauch.    Bahr,  noch  ein  Wort  z.  deutschen  Z.Pr.O. 

Zeitschr.  f.  Privat-  u.  öffentL  R.  XIII.  3.  Schrutka-Rechten- 
stamm,  Rechtsverhältnis  z wisch.  Exekutionssachen  u.  Exekutions- 


Zeitschririt.iiuuii>Lnan. 

Organen.    Wert  hau  er,  d.  fiduciarische   Indossatar  u.  d.  Eiurcdc 
im  deutschen  Wechsel-R. 

Oesterr.  Gerichtszeituug.  XXXVII.  10.  13.  18.  Zur  Anwendung 
d.  Str.Pr.O.  11.  Die  reehtl.  Stellung  d.  Mietparteien  e.  Hauses 
zu  einander  12  §.  153  d.  Str.Pr.O.  (vgl.  §.  51  d.  deutschen 
Str.Pr.O.).  ^ekrolog  an  Dr.  Johamy.  U.  Gernerth,  a  d 
Strafgerichtspraxis.  15.  Glaser-Gedenkfeier.  16.  Schreiber,  e 
Jurist.  Auskunfsmittel  gegen  d.  üeberfüllung  der  Tramwaywaggons 
(partielle  Enteignung  d.  Benützungs-R.  d.  Geleise  u.  Gewährung 
desselben  an  c.  Konkurrenzunternehmen).  17.  (-r-)  Der  Zeu^niis- 
zwang  gegenüber  d.  Redakteur.  20.  Glaser,  Gerichtsstand  d. 
Tatortes.  22.  Ausschliessung  v.  Erb-R. 
Jurist.  Blätter.  XV.  15.  Förster,  z.  Reform  d.  Mobiliarexekution. 
16.  Ueber  Ablehnung  v.  Geschworenen.  17.  21.  lieber  d.  engl. 
Zivilprozess.  18.  T ezn er,  z.  üeberfüllung  d.  Tramwaywaggons 
(gegen  d.  vorerwähnten  Artikel  in  d.  Oesterr.  Gerichtszeitung). 
19.  20.  Der  Eintluss  richterl.  Verurteilungen  auf  d.  Gewerbs- 
berechtigung.    22.    Anfechtungsgesetz  u.  Erb-R. 

Centralbl.  f.  d.  Jurist.  Praxis.  IV.  Bosch  au,  V^ahrscheinlich- 
keitsbeweis  bei  Ehrenbeleidigungen.  Grier,  d.  Fakultätsgut- 
achten (Centralbl.  f.  Verwaltungspraxis.  II.  4.).  Eggensdorff. 
d.  Reichsgericht  u.  d.  Wahl-R.  d.  Lehrerinnen. 

Zeitschr.  f.  d.  deutschen  Zivilprocess.  X.  1.  Fitting,  Erlass 
u.  Bekanntmachung  d.  gerichtl.  Entscheidungen.  Petersen,  zur 
Lehre  vom  Anfechtungs-R.  Ude,  processuale  Nachhandlungen. 
Francke,  Pfändung  von  beweglichen  körperl.  Sachen,  welche 
im  Gewahrsam  e.  zur  Herausgabe  bereiten  Dritten  sich  befinden 
im  Verhältnis  zur  Pfändung  d.  Anspruchs  auf  Herausgabe.  Helm- 
kampf, Umwandlung  e.  nach  §.  774  d.  Z.Pr.O.  ausgesprochenen 
Geldstrafe. 

Archiv  f.  Handels-  u.  Wechsel-R.  XLVII.  1.  Völderndorff,  zum 
neuen  Aktiengesetze.  Simon,  zwei  Beiträge  z.  Lehre  v.  Check. 
Sievers,  Duplikate  u.  Kopien  v.  Wechseln  nach  engl.  R.  Ring, 
gerichtl.  Entscheidungen. 

Rechtsgeleerd  Magaziju.  V.  3.  L.  Laguna,  gemeentelijk  politic- 
recht.  Deutz  v.  Schäck,  de  „bookmakers"  tegenover  den  code 
penal  en  het  nieuwe  strafrecht.  Kohler,  z.  Studium  d.  islamit. 
R.     v.  Bemmelen,  de  Bewijskracht  der  kopmannsboeken. 

Law  Quarterly  Review.  April  1886.  Chalmers,  an  experiment 
in  codification.  Roby,  the  twelve  tables  of  Gortyn.  Maitland. 
the  deacon  and  the  jewess  (apostasy  at  common  law).  Camp- 
bell, on  land  tenure  in  Scotland  and  England,  III.  De  Hart, 
the  extradition  of  political  offenders.  Schuster,  the  liability 
of  bailees  according  to  German  law.  ünderdown,  the  Copyright 
question. 

The  Law  Magazine  and  Review.  Mai.  The  progress  oflegislation.  Co- 
pyright Law  Reform.    Liegemen  and  Aliens,   Foreign  maritime  laws. 

Journal  des  Soc.  civiles  et  commerciales.  Mai.  De  la  reforroe 
de  la  loi  sur  les  soc.  par  actions. 

Revue  de  Soci^t^s.  Mai.  Fondateur-Souscripteur,  V^rificalions  de 
ses  apports.     Les  accidents  du  travÄ. 

Le  Moniteur  des  Assnrances.  Mai.  Le  Suecide  en  France.  Quatre 
nouveiles  tables  de  mortalitd  6manantde  compagnies  d'assurances. 
Le  socialisnie  en  Allemagne. 

Annales  de  propriet6  industrielle,  artistique  et  litt^ralre.  Mar». 
Ein  Komponist,  welcher  infolge  Kränkelt  arbeitsunfähig  geworden 
ist,  kann  weder  zur  Erfüllung  einer  übernommenen  Verpflichtung 
noch  zu  Schadensersatz  angehalten  werden. 
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Revue  judiciaire  (Lausanne).  III.  7. — 9.  De  la  responsabilite  civile 
du  detenteur  de  Tanimal  et  du  proprietaire  du  bätiment.  10. 
Pro.) et  de  loi  sur  les  poursuites  et  la  faillite. 

Studi  Senesi.  III.  1.  Bianchi,  le  prime  linee  del  sisteraa  ripote- 
caria  italiano.  Mariottini,  la  vendita  fondiaria.  Rossi,  di  al- 
cuni  manoscritti  delle  Istituzioni  di  Giustiniano  nella  Biblioteca 
comunale  di  Siena. 

Diritto  commerciale.  IV.  3.  Bianchi,  la  prescrizione  commerciale 
contro  la  moglie.  Vidari,  concordato  amichevoleo  stragiudiziale. 
Sacerdoti,  sull'  applicazione  in  materia  civile  delle  norme  in- 
torno  di  contratti  fra  assenti  del  codice  di  commercio. 

Zeitschr.  f.  Strafrechtswissenschaft.  VI.  4.  5.  Liepmann,  d. 
Vorverfahren  im  engl.  Strafprozess.  Merkel,  über  Bindings 
Handbuch  d.  Straf-R.  ii.  S.,  d.  Verbrecherwelt  v.  Berlin  (Schluss). 
Geyer,  Bemerkungen  z.  russ.  Entwurf  e.  Str.G.B.  Goos,  d. 
internationale  Kongress  f.  Gefängniswesen  in  Rom, 

Gerichtssaal.  XXXVIII.  5.  Siegel,  Erstattungspflicht  bei  Verfahren 
auf  Privatklage.  Herzog,  Strafbarkeit  etc.  nach  §.51  d.R.Str.G.B. 
Streng,  Hamburg.  Gefängnisstatistik  1884.  Hüppner,  ist  d. 
Begriff  d.  „Beteiligten"  im  §.  63.  64  d.  Str.G.B.  beeinflusst  vom 
*■  Stande  d.  Verfahrens?  6.  Eichhorn,  non  bis  in  idem.  Bayerlein, 
Prozessverfahren  gegen  einen  Simulanten.  7.  Kr o necker,  §.  193 
d.  R.Str.G.B.  Riedel,  Urkundenbegriff.  Neuere  Litteratur  üb. 
Gefängniswesen. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXXIII.  6.  Freudenstein,  d.  schwurgerichtl. 
Berichtigungsverfallren.  Fuchs,  z.  Prozess  Graef.  v.  Mayer, 
Beitrag  z.  ungar.  Strafrechtslitteratur.    Urteile  d.  Kammergerichts. 

Friedreichs  Blätter  f.  grerichtl.  Medizin.  XXXVII.  3.  Die  ärztl. 
Beziehungen  d.  Reichs-  u.  kgl.  bayr.  Gesetzgebung  über  d.  Ar- 
beiterversicherung. Höpfl,  Einfluss  d.  antiseptischen  Wund- 
behandlung auf  d.  gerichtl.  Beurteilung  d.  Körperverletzung. 

Archiv  f.  kathol.  Kirchen-R.  LV.  3.  Laurin,  d.  geistl.  Verwandt- 
schaft u.  d.  Privattaufe.  Falk,  d.  Wormser  Synodale  v.  1496. 
Pucher,  Unterbrechung  des  Noviziates.  Joanowisc,  kirchlich- 
politische Verhältnisse  in  Bosnien  u.  Herzegowina.  Der  Papst  u. 
d.  Karolinenfrage.  Unterstellung  des  Kongostaates  unter  d.  Primat 
Belgiens. 

Annalen  d.  deutschen  Reiches.  1886.  5./6.  Neumann,  d.  öffentl. 
Interesse  mit  Bezug  auf  d.  Gebühren-  u.  Steuerwesen  u.  d.  Schei- 
dung V.  Privat-  u.  öffentl.  R.  Das  Branntweinmonopol  (Entwurf 
mit  Begründung).  Denkschrift  über  d.  deutschen  Schutzgebiete. 
Dehn,  z.  Theorie  u.  Praxis  d.  Arbeiterschutzes.  Mamroth,  d. 
Projekt  e.  österr.-deutschen  Zollvereins. 

Arbeiterfreund.  XXIV.  1.  Hansen,  d.  Unfallversicherungsgesetz 
in  d.  Praxis. 

Revue  de  droit  international.  XVIII.  2.  Märten s,  la  Conference 
du  Congo  I.  Catellani,  les  droits  de  la  France  sur  Madagascar. 
Engelhardt,  du  principe  de  la  neutralite  dans  son  application  aux 
fleuves  internationaux  et  aux  cavaux  maritimes.  Martin,  le  re- 
cueil  des  traites  intern.     Hornung,  civilises  et  barbares  IV. 
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D.  Neue  Erscheinungen. 

Vom  1.  Mai  bis  5.  Juni  1886  erdchienen   oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  •  beieichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

Baar,  F.,  d.  obstschini   (gemeinschaftl.)  Landbesitz,  d.  Landmangel, 

d.  Uebersiedehing  u.  d.  landwirtschaftliche,  ökonomische  u.  kom- 
merzielle Krisis  in  Russland.  Riga,  Deubner  in  Komm.  47  S 
2  M.  25  Pf. 

Gramer,  d.  liohenzollern.  eheliche  Güter-R.  Ein  Gutachten,  d.  Prä- 
sidenten d.  kgl.  Oberlandesgerichts  zu  Frankfurt  a.  M.,  Herrn 
Dr.  jur.  Albrecht,  auf  Grund  amtl.  Erhebungen  erstattet,  Wies- 
baden, Ritters  Buchdr.     1885.     III  u.  130  S.     3  M. 

*Danz,  E.,  d.  Forderungsüberweisung,  Schuldüberweisung  u.  d.  Ver- 
träge zu  Gunsten  Dritter.     152  S. 

Endemann,  L.,  d.  R.  d.  Eisenbahnen.  1.  Hälfte.  Leipzig,  Fues. 
7  M.  50  Pf. 

*Ergebnisse  d.  Zivil- u.  Strafrechtspflege  bei  d.  Gerichten  d.  Kgr.  Bayern 
i.  J.  1884.     München,  Kaiser.     XXXI  u.  84  S.     3  M. 

*Feill,  R.,  zwei  Rechtssätze  in  Bezug  auf  Pflichtteil  u.  übermässige 
Schenkung  nach  d.  österr,  R.  Wien,  Manz.  III  u.  38  S.  1  M. 
20  Pf. 

Fuchs,  C,  z.  Prozess  Graef  (aus  Goldtammers  Archiv).  Berlin,  Decker. 
32  S.     50  Pf. 

Handbuch  d.Prov.  Hannover  1885/86.  Hannover,  Klink worth.  XXXVI 
u.  954  S.     10  M. 

*H artmann,  B.,  Gesetz  betr.  d.  Anfechtung  v.  Rechtshandlungen  e. 
Schuldners  ausserhalb  d.  Konkursverfahrens.  Vom  21./VI.  1879. 
Erläutert.  3.  verm.  u.  verb.  Aufl.  Berlin,  C.  Hevmanns  Verl. 
VUI  u.  246  S.     kart.  5  M. 

Heitzer,  J.,  d.  Mietwesen  in  Regensburg.  Regensburg,  Bauhof.  XVI 
u.  160  S.  mit  1  Formular,     kart.  1  M.  80  Pf. 

*Hermann,  E.,  d.  Grundelemente  d.  altgerman.  Mobiliarexekution 
(Gierkes  Untersuchungen  Nr.  20).  Breslau,  Köbner.  XII  u.  194  S. 
5  M. 

*Heusler,  Institutionen  d.  deutschen  Privat-R.  2.  Bd.  670  S.  Bin- 
dings  Handbuch  II.  Leipzig,  Duncker  4  Humblot.  V.  u.  132  S. 
12  M. 

Hye,  A.,  Sammlung  d.  nach  gepflogener  öffentl.  Verhandlung  ge- 
schöpften Erkenntnisse  d.  k.  k.  österr.  Reichsgerichtes.  7.  Teil. 
Enth.  d.  in  d.  Jahren  1883,  1884  u.  1885  gefällten  Judikate.  Mit 
systemat.,  aiphabet.  Sach-  u.  Namenregister  über  alle  7  Teile  u. 

e.  aiphabet.  Wegweiser  zur  Auffindung  d.  Rechtssätze.  Wien, 
Holder.     LXIII  u.  290  S.     9  M.  60  Pf. 

Kah,  K.,  Rechtsfälle  aus  d.  Geltungsgebiete  d.  franzos.  R.  mit  Rück- 
sicht auf  d.  bad.  Zusätze,  d.  Haftpflicht  Wim  Betriebe  v.  Fabriken, 
Steinbrüchen  u.  Gräbereien,  sowie  d.  Anfechtungsgesetz,  ent- 
schieden durch  d.  Reichsgericht,  sowie  durch  d.  Oberlandesgerichte 
zu  Darmstadt,  Karlsruhe,  Köln,  Kolmar  u.  Zweibrücken.  Nach 
d.    Legalordnung   bearb.   Ergänzungsheft   I.     Karlsruhe,  Macklot. 

96  S.     1  M.  50  Pf.  ....  u.  1.      r- 

♦Kohler,  J.,  Dispositionsniesbrauch.   (Separatabdr.  d.  Jahrbücher  für 

Dogmatik.) 
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*Kohler,  zum  Studium  d.  islamit.  R.  (Abdr.  aus  „Rechtsgeleerd 
Magazijn".) 

Korn,  A.,  d.  Gerichtsstand  d.  unerlaubten  Handlung  im  Reichszivil- 
prozess.  Inaug.-Dissert.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.  1885. 
IV  u.  92  S.     1  M.  20  Pf. 

*Lebon,  d.  Staats-R.  d.  französ.  Republik.  (Marquardsens  Handbuch 
d.  öffentl.  R.  IV.  6.  Abt.)     Freiburg,  Mohr.     6  M. 

"Lehmann,  0.,  Lehrb.  d.  deutschen  Wechsel-R.  Mit  Berücksichtigung 
d.  österr.  u.  deutschen  R.  Mit  e.  Tabelle:  Schemat.  Uebersicht  d. 
Wechseltheorien.    Stuttgart,  Enke.   XII  u.  602  S.    9  M.;  geb.  10  M. 

Lentner,  F.,  d.  internationale  Kolonial-R.  im  19.  Jahrhundert.  Ein- 
schliesslich der  Kongo-  und  Karolinenakte  dargestellt.  Wien, 
Manz.     144  S.     3  M. 

Ma3'er,  S.,  d.  Entwurf  II  e.  Str.Pr.O.  für  Ungarn.  Eine  Kodifikations- 
studie.    Wien,  Manz.     46  S.     1  M.  80  Pf. 

Nessel,  zivilprozessrechtliche  Erörterungen  im  Anschlüsse  an  die 
Schriften  d.  Prof.  v.  Bülow.  (Aus  „Gruchots  Beiträge".)  Berlin, 
Vahlen.     110  S.     2  M. 

Ney,  C. ,  d.  deutsche  Wechsel-R.  mit  erläuternden  Formularen  u. 
Beispielen  aus  d.  Gesamtgebiete  d.  Wechselverkehrs,  für  d.  akad. 
Gebrauch  bearb.     Berlin,  Bahr.     VIII  u.  194  S.     geb.  2  M.  70  Pf. 

*01s  hausen,  J.,  Kommentar  z.  Str.G.B.  für  d.  Deutsche  Reich.  2. 
umgearb.  Aufl.  6.-8.  (Schluss-)Lfg.  Berlin,  Vahlen.  XVI  u. 
801—1350  S.     10  M. 

Peucker,  0.,  das  Patronats-R.  im  Lichte  der  Kirchengemeinde-  u. 
Synodalordnung  v.  lO./IX.  1873  u.  d.  nach  derselben  erlassenen 
Gesetze,  Verordnungen  u.  Reskripte.   Berlin,  Heinicke.   30  S.  50  Pf. 

Pollack,  d.  Schenkungswiderruf,  insbes.  seine  Vererblichkeit.  Ein 
Beitrag  z.  Abfassung  d.  deutschen  bürgerl.  Gesetzbuches.  Berlin. 
Siemenroth.     XV  u.  220  S.     4  M.  50  Pf. 

Reuss,  H.,  d.  Unfallversicherungsgesetz  v.  6./VII.  1884.  Ein  Vortrag. 
Ansbach,  Brügel  &  Sohn.     20  S.     25  Pf. 

Roth,  A.,  Frageschatz  d.  Rechtswissenschaft.  Examinatorium  über 
d.  ges.  Jurisprudenz  mit  Bezugnahme  auf  d.  gebräuchlichsten 
Lehrbücher.  2.  verm.  u.  verb.  Aufl.  2.  CSchluss-)Teil.  Berlin, 
C.  Heymanns  Verl.     IV  u.  174  S.     3  M. 

Schmidt,  K.,  slav.  Geschichtsquellen  z.  Streitfrage  über  d.  Jus  primae 
noctis.  (Aus  „Zeitschr.  d.  histor.  Gesellsch.  f.  d.  Prov.  Posen".) 
Posen,  Jolowicz.     34  S.     1  M.  20  Pf. 

Schmidt,  L.  H.,  Repetitorium  d. Handels-,  Wechsel-  u.  See-R.  2.  Aufl. 
2  Teile.  Desgl.  d.  allgemeine  Staats-R.  3.  Aufl.  Leipzig,  Ross- 
berg.    1  M.  50  Pf. 

Schuster,  F.,  Kommentar  z.  Gesetze  über  d.  Verfahren  ausser  Streit- 
sachen. Allgemeine  Anordnungen.  Verlassenschaftsabhandlung. 
Mit  e.  Anh.  über  d.  Nachlassgebühren.  3.  neu  bearb.  Aufl.  Wien, 
Manz.     XV  u.  480  S.     7  M.  20  Pf.;  geb.  8  M.  40  Pf. 

Sozialdemokratie,  die,  vor  d.  deutschen  Reichstage.  Stenogr.  Ber.  d. 
Verhandlungen  am  18.  u.  19./II.,  30.  u.  31./in.  u.  2./IV.  1886. 
5  Hefte.     Stuttgart,  Dietz.     88,  68,  79,  84  u.  72  S.     2  M. 

Staatskalender,  grossherzogl.  mecklenburg-schwerinscher.  111.  Jahrg. 
Schwerin,  Stiller.     1886.     LI  u.  451  u.  LHI  ii.  354  S.    geb.  8  M. 

*Stengel,  K.,  Lehrbuch  d,  deutschen  Verwaltungs-R.  Stuttgart,  Enke. 
XVI  u.  459  S.     8  M.;  geb.  9  M. 

Struckmann,  J.,  u.  Koch,  R.,  d.  Z.Pr.O.  für  d.  Deutsche  Reich, 
nebst  d.  auf  d.  Zivilprozess  bezügl.  Bestimmungen  d.  Gerichts- 
verfassungsgesetzes u.  d.  Einführungsgesetzen,  erläutert.  5.  verm. 
u.  verb.  Aufl.     1.  Lfg.     Berlin,  Guttentag.     192  S.     3  M. 
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üllmann,  E.,  Julius  Glaser.     Gedenkrede,  geh.  in  d.  ausserordentl. 

Plenarversammlung  d.  Wiener  Jurist.  Gesellschaft  am  20./III.  1886 

Wien,  Manz.     14  S.     40  Pf. 
Urteile  u.  Annalen  d.  Reichsgerichts  in  Zivilsachen.    Sammlung  aller 

wichtigen  zivilrechtl.  Erlasse  u.  Verfügungen.     Hrsgbr.  H.  Blum. 

2.  Bd.     6  Hfte.     Berlin,  Guttentag.     1885/86.     1.  Hft.  84  S.    9  M. 
Verbrecherwelt,  die,  v.  Berlin.     Von  ii.  1.     (Aus  „Zeitschr.  f.  d.  ges. 

Strafrechtswissensch.")     Berlin,  Guttentag.     VI  u.  243  S.     2  M. 
Verhandlungen   d.    XVIII.    deutschen   Juristentages.     1.  Bd.     Berlin, 

Guttentag.     158  S. 

Gutachten  (f.  d.  v.  9—11.  September  d.  J.  inWlesbadci,      ,'   '     ■    ,  len 
Juristentag):  Riesser,  sind  im  bürgerl.  Gesetzbuch  Gruudsät  to- 

korrentverkehr  aufzustellen?     Cosack,  ist  eine  Beschränkun  der 

eingetragener  Genossenschaften  zu  empfehlen?  Grünhut,  empti.hlt  .*  «ich. 
die  Vorschrift  d.  H.G.B.,  dass  Handelsmakler  keine  Handelsgeschäfte  auf 
eigene  Rechnung  machen  sollen,  zu  beseitigen  oder  abzuriiul.rn'=  Wirth, 
d'Alinge,  Sichart,  empfiehlt  sich  Aenderung   d.  Be~  r  d. 

Beurlaubungssystem  im  Straf  Vollzüge  ?Bähr,v.Bar,i:  u«- 

fällen  d.  internationalen  Privat-R.  ist  d.  R.  d.  Wohnorts  ■;  ,;••  d. 

Staatsbürgerschaft  eintretende  R.  zu  ersetzen?  Hecht,  ist  mii  .Straf«  (ev. 
Verlust  d.  Ehren-R )  zu  bedrohen  :  1.  wer  öffentlich  etc.  falsche  TbatHachen 
vorspiegelt  etc.,  um  z.  Beteiligung  an  einem  Aulehen  zu  bestimmen;  2.  wer 
Täuschiingsmittel  anwendet,  um  auf  Kurs  etc.  einzuwirken;  3.  wer  für  die 
Augestellten  oder  mit  diesen  ohne  Vorwissen  d.  Principale  etc.,  4.  wer  unter 
Benutzung  d.  Leichtsinns  etc.  Zeitkaufgeschäfte  schliesat.  Gorlus,  finden 
d.  Beschränkungen  d.  §.  715  d.  Z.Pr.O.  nach  rhein.  R.  Anwendung  auf  d.  R. 
d.  Vermieters  an  Sachen  d.  Mieters.  Eiben,  haben  sich  d.  Bestimmungen 
über  d.  Schöffengerichte  bewährt? 

Verhandlungen  d.  Ständeversammlung  d.  Grossh.  Baden  in  d.  Jahren 
1885/86.  Enth.  d.  Protokolle  d.  1.  Kammer  u.  deren  Beilagen, 
V.  ihr  selbst  amtlich  hrsg.  Beilagenheft.  Karlsruhe,  Braun.  VI 
u.  451  S.     kart.  3  M. 

Verhandlungen  d.  schweizer.  Vereins  für  Straf-  u.  Gefängniswesen  in 
Lenzburg  am  15./IX.  1885.  XIV.  Versammlung.  Der  Verdienst- 
anteil der  Sträflinge.     Aarau,  Sauerländer.     104  S.     1  M.  60  Pf. 

Volkserziehung,  d.  moderne,  vor  Gericht.  Aktenmässige  Darstellung 
d.  gegen  Autor  u.  Verleger  d.  Schrift  „Der  moderne  Bildungs- 
schwindel" vor  d.  Landesgericht  zu  Leipzig  Strafkammer  II  ge- 
führten Kriminalprozesses,  nebst  d.  Entscheidung  d.  Reichsgerichts. 
Leipzig,  Elischer.     41  S.     1  M. 

Wolff,  Th.,  d.  Eintragung  in  d.  Grundbuch  z.  Vollstreckung  e.  For- 
derung sowie  z.  Vollziehung  e.  Arrestes  u.  e.  einstweiligen  Ver- 
fügung, systematisch  dargestellt.  Berlin,  Vahlen.  VII  u.  191  S. 
3  M.  60  Pf. 

Zachariä  v.  Lingenthal,  K.  S.,  Handb.  d.  französ.  Zivil.-R.  7. 
verm.  u.  bis  a.  d.  neueste  Zeit  fortgef.  Aull.     Hrsgbr.  H.  Dreyer. 

3.  Halbbd.    Heidelberg,  E.  Mohr.    2.  Bd.  S.  1—368.     ■'  >'    '^''  Pf. 


Geschichtskalender,  deutscher.    Sachlich  geordnete  Zusammenstellung 
d.  politisch  wichtigsten  Vorgänge  im  Deutschen  Reich.     Leipzig, 
Grunow.     XIII  u.  369  S.     geb.  6  M. 
Geschichtsquellen,  thüringische.   Neue  Folge  2.  Bd.    Der  ganzen  Folge 
5.  Bd.     Jena,  Fischer.     1885.     15  AI.     • 

Inhalt:  ürkundenbuch  d.  Vögte  v.  Weida.  Gera  u.  Plauen,  sowie  Ihr« 
Hausklöster  Miklenfurth,  Cronschwitz,  Weida  u.  zum  h- Kreuz  bei  Saal  bürg. 
1  Bd.  1122—1356.  Namens  d.  Vereins  f.  thuring.  Geschichte  u.  Altertums- 
kunde hrsg.  V.  B.  Schmidt.    XXIII  u.  630  S. 

^Heyck,  E.,  Genua  u.  seine  Marine  im  Zeitalter  d.  Kreuzzüge.  (S.  1 
bis  51  Verfassungsgeschichte.)     Innsbruck,  Wagner.     199  8. 

Ortsverzeichnis  d.  Grossh.  Baden.  Zusammenstellung  samll.  Oemem- 
den,  Gemarkungen  u.  Wohnorte  etc.,  nebst  Angaben  mI«.-  .«»>ren 
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geograph,,  Statist.,  administrative,  gewerbl.  u.  geschieht!.  Verhält- 
nisse. Mit  1  Karte.  Karlsruhe,  Bielefelds  Verl.  VIII  u.  244  S. 
geb.  4  M.  80  Pf. 

Quellen  zur  Geschichte  d.  Stadt  Worms,  auf  Veranlassung  u.  mit 
Unterstützung  d.  Herrn  C.  W.  Heyl  hrsg.  durch  H.  Boos.  1.  Tl. 
A.  u.  d.  T.:  ürkundenbuch  d.  Stadt  Worms.  1.  Bd.  627—1300. 
Berlin,  Weidmann.     XVI  u.  506  S.     16  M. 

Schult h es s'  europ.  Geschichtskalender.  Neue  Folge.  1.  Jahrg.  1885. 
(Der  ganzen  Reihe  26.  Bd.)  Hrsgbr.  E.  Delbrück.  1.  Abt.  Das 
Deutsche  Reich.     Nördlingen,  Beck.     III  u.  170  S.     3  M. 

Stein,  L.  v.,  Lehrbuch  d.  Finanzwissenschaft.  II.  T.  2.  Abt.  Die 
Steuern.  5.  Aufl.  Leipzig,  Brockhaus.  XXII  u.  435  S.  8  M. 
I.  IP.  26  M.  90  Pf.,  30  M.  50  Pf.) 


2,  Ausgaben  yon  Gesetzen. 

*Borchardt,  0.,  d.  geltenden  Handelsgesetze  d.  Erdballs.  V.  Bd. 
1.  Abt.     Berlin,  Decker.     281  S.     6  M.  80  Pf. 

Inhalt:  Spanien,  Türkei. 

■"'Mollat,  Prüfungsordnungen.     (Inhalt  s.  oben  S.  340.) 

Grotefend,  gesamtes  Gesetzgebungsmaterial.  2.  Suppl.-Heft.  1885. 
Theorie  u.  Praxis  d.  Reichsgerichts  u.  preuss.  D.V.G.  Düssel- 
dorf, Schwann.     S.  39-90.     80  Pf. 

Hahn,  C. ,  d.  gesamten  Materialien  zu  d.  Reichsjustizgesetzen.  Auf 
Veranlassung  d.  kaiserl.  Reichsjustizamtes  hrsg.  3.  Bd.  Materialien 
zur  Str.Pr.O.  2.  Aufl.  Hrsgbr.  E.  Stegemann.  8.  (Schluss-)Lfg. 
Berlin,  v.  Decker.     VIII  u.  S.  2231—2521.     6  M. 

Uebersicht,  systematische,  d.  im  Deutschen  Reiche  geltenden  gesetzl. 
u.  polizeil.  Bestimmungen  über  d.  Vornahme  gewerbl.  Arbeiten 
an  Sonn-  u.  Festtagen.  Berlin,  C.  Heymanns  Verl.  21  S.  1  M. 
20  Pf. 

Schulz,  F.  W.,  Gesetze  über  d.  Viehhandel,  nebst  d.  Vorschriften 
betr.  Massregeln  gegen  d.  Rinderpest;  Beseitigung  v.  Ansteckungs- 
stoffen  bei  Viehbeförderungen;  Vieheinfuhrverbote;  Abwehr  u. 
Unterdrückung  v.  Viehseuchen.  Reichsgerichtsentscheidungen  u. 
Klageformulare.  4.  Aufl.  Berlin,  Burmester  &  Stempeil.  62  S. 
50  Pf. 

Unfallversicherungsgesetz  (Landmann).   Nördlingen,  Beck.    5  M.  50  Pf. 

Unfallversicherungsgesetz  f.  landwirtschaftl.  Arbeiter  etc.  (Höinghaus). 
Berlin,  Hempel.  1  M.  50  Pf.  Desgl.  Berlin,  Guttentag.  60  Pf. 
Breslau,  Kern.     50  Pf. 

Krankenversicherungsgesetz  (Schmitz).     Neuwied,  Heuser.     75  Pf. 

Schmitz,  J. ,  Uebersicht  d.  f.  d.  sämtl.  deutschen  Bundesstaaten  in 
Gemässheit  d.  §.  8  d.  Reichsgesetzes  betr.  d.  Krankenversicherung 
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standes bei  Betriebsunfällen  (Graef).  Ansbach,  Brügel.  60  Pf. 
Düsseldorf,  Bagel.     50  Pf.     Berlin,  Guttentag.     60  Pf. 

Vereinszollgesetz  (Troje).  Nachtrag.  Harburg,  Elkan.  12  S.  25  Pf. 
(mit  Hauptwerk  3  M.  25  Pf.) 

Regulative  betr.  d.  Zollwesen  etc.  (Troje).  III.  Harburg,  Elkan. 
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d.  6.  Legislaturperiode.     Berlin,  C.  Heymanns  Verl.     19  S.    1  M. 
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gestellt u.  erläutert.     Neue  Aufl.,  vollständig  umgearb.  u.  bis  auf 
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6.  Gesamtaiifl.  d.  Suppl.-Bd.    VII  u.  495  8. 

Gesindeordnung.  16.  Aufl.  Berlin,  Burmester.  25  Pf  6  AuÜ 
Breslau,  Kern.     60  Pf. 
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Stahel.     75  Pf.  8  ., 

Gesetz  über  d.  Malzaufschlag  (Windstosser).    2.  Aufl.   Ansbach,  Brüeel 
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u.  Staatsdruckerei.     60  Pf. 
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betriebsordnung  für  alle  Kronländer  erlassen  wird.  7.,  durch  die  bisher. 
Abänderungen  ergänzte  Aufl.    IV.  u.  76  S, 


3.  Wichtige  ansläiidisciie  Werke. 

Boas,  L.  G..  de  rechthebbende  by  levensverzekering. 
Bouronill,  J.,  het  hedendaagsche  socialisme  toegelicht  en  bevordeeld. 
Amsterdam,  Kampen  &  Zoon.     1886.     4  fl.  25  ct. 

Diese  Schrift  des  utrechtschen  Professors  verdient  auch  in  Deutschland 
von  Juristen  und  gebildeten  Laien  gelesen  zu  werden.  Der  sogen.  Sozia- 
lismus wird  in  derselben  eingehend  besprochen  und  die  Unhaltbarkeit  und 
Unausführbarkelt  dieses  Systems  klar  und  überzeugend  bewiesen.  Eine 
deutsche  Uebersetzung  dieses  empfehlenswerten  Buches  wäre  zweifelHobne 
sehr  wünschenswert.  Einer  kurzen  Inhaltsangabe  folgt :  Da«  Programm.  Der 
Sozialismus  über  die  heutige  Gesellschaft.  Der  Sozialismus  und  dM  besonder« 
Grundeigentum.    Schluss. 

Markerecht  van  Laarw^olde.     Zwolle,  Tyl. 

Opzoomer,   C.  W.,    het   burgerlyk  wetboek   verklaard.     Artl.  1791 

bis  1828.     10.  T.     2.  Lfg.     'sGravenhage.     1886. 
Pinto,  A.  A.  de,  het  herziene  wetboek  va^  strafvordering  met  eene 

inleiding  en  aanteekeningen  outleend  aan  en  naar  aanleiding  van 
^de  herzienings  outwerpen,   de    daartoe   betrekkelyke   stukken  en 

de  daarover  gevoerde  beraadslogingen.    1.  u.  2.  Lfg.   Zwolle.    1886. 

Aus  den  vorliegenden  Heften  erhellt  schon,  das«  dieser  KomraenUr  de« 
tüchtigen   Reichsgerichtsmitgliedes   zun  -n  hollind.  8trJ»T.0.B.  fftr 

die  holländ.   Strafgerichtspraxis   unf^n  in  wird.    E«  liegt  auf  der 

Hand,  dass  derselbe  nur  diejenigen  au-i  lurlaten  Intereesteren  wird, 

welche  die  niederländ.  Str.Pr.O.  kenuen  zu  lernen  wOneolMli. 
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Leiden,  Brill. 
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Factory  and  Workshop  Act,  1878—1883.  The  Boiler  Explosures  Act, 
1882,  with  Appendix,  Index  &c.  Revised  Pocket  ed.  164  S. 
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Morrell,  Ch.  F.,  a  Populär  Statement  of  the  Law  of  Insurance,  Fire, 
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Morrell,  Ch.  F.,  a  Populär  Statement  of  the  Law  of  Wills;  Con- 
taining Practical  Directions  to  Testators  for  the  Making  and  Exe- 


Bibliographie  (Ausland).  407 

ciition  of  a  Will;  with  Forme  and  References  to  Important  Lecal 
Decisions.  (Handbooks  of  ihe  Law,  No.  1.)  162  S  Sweet 
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Ferri,  Gavofalo,  Fioretti.     290  S.     Bologna,  Zannichelli.     4  1. 
Severi,  A.,  e  Lombroso,   C,   la  prima  esposizione  internazionale 

di  antropologia  criminale  a  Roma.  20  S.  Torino.  1  1.  20  ct. 
Siniscalchi,  L.,  esposizione  critica  della  dottrina  dello  Stato  secondo 

la  „Repubblica"  e  le  „Leggi"  di  Piatone.   61  S.   Cosenza.    1  1.  50  ct. 


Verantwortlicher  Redakteur:   Dr.  v.  Kirchenheim  in  Heidelberg. 


Centralblatt 

für 

RECHTSWISSENSCHAFT 

herausgegeben  von 

Dr.  V.  Kirchenheim, 

Professor  in  Heidelberg. 


V.  Band. 


September  1886.  Nr.  12. 


Monatlich  ein  Heft  von  2V2  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  alle  Buchhandlungen  und  Postanstalten. 


A.  Ausländischer  Litteraturbericht  1880-85, 


Die  russische  Rechtslitteratur 

in  der  Periode  1880—85. 
Von  Herrn  Prof.  Engel  mann  in  Dorpat. 


Um  den  Leser  einigermassen  zu  orientieren ,  schicken  wir 
die  Bemerkung  voraus,  dass  die  russ.  Rechtslitteratur  eigentlich 
erst  mit  den  dreissiger  Jahren  dieses  Jahrhunderts  beginnt.  Am 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  sind  freilich  von  Professoren  der 
Moskauer  Universität  (gegründet  1755)  einige  Anleitungen  zum 
Studium  des  R.  herausgegeben  worden,  aber  dieselben  reichen  nicht 
über  das  ABC  des  röm.  und  gelegentliche  Notizen  aus  dem  russ.  K. 
hinaus.  Zu  praktischen  Zwecken  begann  man  sodann  Ukasen- 
Sammlungen  anzulegen;  seit  dem  Anfange  dieses  Jahrhunderts 
erschienen  Anleitungen  zur  Kenntnis  des  Privat-,  Straf-  und 
Prozess-R.  Auch  heutzutage  bilden  offizielle  und  private  Samm- 
lungen von  Ukasen  und  Entscheidungen,  Ausgaben  von  Gesetzen, 
Auszüge  aus  solchen  und  „praktische*  Anleitungen  aller  Art 
den  numerisch  grössten  Teil  der  juris^chen  Litteratur. 

Abgesehen  von  den  Ausgaben  alter  Rechtsquellen  sind  die 
ersten  wissenschaftlichen  Werke  rechtshistorischen  Inhalts  von 
dem  Warschauer  Professor  Rakowincki  (1822)  in  polnischer 
Sprache,  den  Dorpater  Professoren  Ewers  (1826)  und  ReuU 
(1829)  in  deutscher  Sprache  veröffentlicht.  Die  beiden  letz- 
teren Werke  wurden  ins  Russische  übersetzt.     Nachdem  durch 
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Herausgabe  der  , Vollständigen  Sammlung  der  Gesetze  des  russ. 
Reichs"  von  1649 — 1830,  später  durch  die  Urkundenbücher  der 
Archäographischen  Kommission  und  andere  Quellenausgaben 
einer-  und  durch  das  Erscheinen  des  Reichsgesetzbuchs  (Swod 
Sakonow  1832)  andererseits  ein  ausreichendes  Material  beschaift 
worden  war,  begann  die  eigentliche  wissenschaftlich-litterarische 
Thätigkeit.  Zunächst  erschienen  vorherrschend  rechtshistorische  Ar- 
beiten {Xeu'olin,  Kawelin,  Kalaczow,  Bedkin  u.  A.).  Die  wenigen  sy- 
stematischen Darstellungen  beschränkten  sich  auf  einfache  Wieder- 
gabe der  Bestimmungen  des  Reichsgesetzbuchs.  Eine  Darstellung 
der  Theorie  des  Straf- R.  wurde  von  S.  Barschetv  versucht.  Unter  der 
Regierung  Kaiser  Alexanders  II.  beginnt  eine  erhöhte  Thätigkeit, 
befördert  durch  die  Gewährung  freierer  Bewegung  und  die  begin- 
nenden Reformen.  Die  Schriften  auf  den  verschiedensten  Gebieten 
des  R.,  besonders  dem  rechtshistorischen,  mehren  sich.  Es  werden 
juristische  Zeitschriften  begründet.  Von  den  letzteren  führen  wir 
nur  solche  an,  welche  entweder  noch  bestehen  oder  doch  längere 
Zeit  bestanden  haben:  1.  Journal  des  Justizministeriums,  12 
Hefte  jährlich,  von  1859—1868.  2.  Der  Gerichtsbote,  gleich- 
falls im  Auftrage  des  Justizministeriums  herausgegeben ,  eine 
tägliche  Zeitung,  1866 — 68.  Diese  Zeitung  schien,  so  lange 
sie  vom  Justizministerium  herausgegeben  wurde,  ein  wichtiger 
Sammelort  für  Bearbeitungen  praktischer  Fragen  aus  dem  Privat- 
R. ,  Straf- R.  und  den  Prozessen  werden  zu  sollen.  Als  sie 
aber  in  Privathände  überging,  erhielt  sie  bald  einen  politischen 
Teil  —  und  ging  ein.  3.  Journal  für  Privat-  und  Handels-R., 
im  Jahr  1871  gegründet  von  Knieriem  und  Tuhr,  seit  1874 
unter  dem  Titel  Journal  für  Privat-  und  Straf-R.,  10  Hefte 
jährlich.  4.  Der  Juristische  Bote,  gegründet  1860  von  KaJaczow, 
erscheint  in  Moskau,  12  Hefte  jährlich.  5.  Magazin  (Sbornik) 
für  Staatswissenschaften,  herausgegeben  von  Besohrasow,  8  Bde. 
1874 — 1880.  6.  Jahrbuch  des  juristischen  Lyceums  in  Jaroslaw, 
seit  1871  36  Bände.  Ausserdem  erscheinen  noch  2  Wochenschriften : 
7.  Die  Gerichtszeitung  in  St.  Petersburg  und  8.  Die  Jurist.  Ueber- 
schau  in  Tiflis,  seit  1881.  Seit  den  siebziger  Jahren  steigert 
sich  die  wissenschaftlich -litterarische  Thätigkeit  immer  mehr 
und  findet  ihren  Ausdruck  in  einer  Reihe  von  Monographien  auf 
dem  Gebiete  des  Straf-  und  Privat-R.,  der  Prozesse,  des  Gefängnis- 
wesens und  der  Rechtsgeschichte.  Auf  dem  Gebiete  des  Staats-R. 
überwiegen  die  historischen  Arbeiten.  Systematische  Gesamtdarstel- 
lungen der  einzelnen  Rechtsdisziplinen  sind  selten  (s.  unten).  Bei 
der  Bearbeitung  des  russ.  R.  wird  mit  Vorliebe  zur  vergleichenden 
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Methode  gegriffen.  Lebhaftes  Interesse  erregen  Abbandlungen 
über  den  .Urzustand"  und  die  älteste  Gestaltung  der  mensch- 
lichen Gesellschaftsverhiiltnisse  in  vorhistorischer  Zeit,  daneben 
soziologische  Untersuchungen,  welche  als  solche  ausserhalb  des 
Rahmens  dieser  Uebersicht  liegen.  Die  wichtigsten  Schriften  aus 
der  westeuropäischen  Litteratur  über  diese  Materien  sind  meist 
ins  Russische  übersetzt.  Auf  dem  Gebiete  der  Sozialwissenschaft 
besitzt  die  russ.  Litteratur  ein  gleichzeitig  deutsch  erschienenes 
umfassendesWerk  von  P.  r.  Lilien  fehl,  Gedanken  über  die  Sozial- 
wissenschaft der  Zukunft  (T.  I— V,  1873—81). 

Gehen  wir  zur  Betrachtung  der  Rechtslitteratur  der  Jahre 
1880—85  über,  so  ist  zunächst  zu  erwähnen,  dass  rechtswissen- 
schaftliche Werke  fremder  Litteraturen  in  russ.  Uebersetzung 
erschienen  sind:  aus  dem  ältesten  R.  die  Arbeiten  von  Sumner 
Maine,  Herbert  Spencer,  Laveleije;  aus  dem  modernsten  die 
Schriften  von  Jhering,  Unger,  Holtzendorff,  dem  r.  R.  von  Wind- 
scheid  und  Padeletti,  dem  Völker-R.  von  Per  eis  und  Heffter;  ferner 
von  Maurers  Einleitungen  in  die  Geschichte  der  Hof-,  Mark-, 
Dorf-  und  Stadtverfassungen ;  Freemans  und  Stiihhs'  Geschichte 
der  engl.  Konstitution ;  engl.  Verfassungsgeschichte  Gneists ; 
Glasers  Strafprozess ,  Schillings  Verbrechen  und  Geistesstörung. 
Endlich  wurden  die  bürgerlichen  Gesetzbücher  für  Oesterreich  und 
Sachsen,  die  Wechsel-  und  Konkursordnungen  der  meisten  euro- 
päischen Staaten  und  einige  Strafgesetzbücher,  sämtlich  zu  Gesetz- 
gebungszwecken übertragen.  Aus  dem  Japanischen  ist  übersetzt 
eine  Darstellung  der  Geschichte  des  japanischen  Straf-R.  und 
Strafverfahrens. 

Die  originale  Litteratur  der  letzten  6  Jahre  zeichnet  sich 
dadurch  aus,  dass  während  dieser  Zeit  oder  kurz  vorher  auf  den 
meisten  Gebieten  abgeschlossene  Systeme  und  zusammenfassende 
Werke  erschienen  sind. 

Rechtsgeschichte. 

Eine  Geschichte  des  russ.  R.  veröffentlichte  Sergejewicz  (Prof. 
der  Petersb.  Universität)  im  Jahre  1883;  dieselbe  enthält  eine 
Geschichte  der  Rechtsquellen,  des  Staats-,  Straf-,  Privat-R.  und  der 
Prozesse  (C.Bl.  IIL  86).  Ssamoku'ussow%ht  in  der  2.  Lieferung 
seiner  weitangelegten  russ.  Rechtsgeschichte  (Warschau  1884) 
eine  Abhandlung  über  den  Ursprung  der  Slaven  im  allgemeinen 
und  der  russ.  Slaven  im  besonderen;  die  1.  Lieferung  (1878) 
enthält  Litteratur  und  Quellen.  Kljuczetoski  entwirft  (Moskau 
1881)  eine  Geschichte   des  Bojarenrates,   in   dessen  Hän-^- 
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der  ältesten  Zeit  bis  zu  Peter  dem  Grossen  die  gesamte  Verwal- 
tung konzentriert  war.  Latkin  (St.  Petersburg  1885)  schildert 
die  Landestage  des  alten  Russland,  welche  von  1548  bis  zum 
Ende  des  XVII.  Jahrhunderts  vorkamen,  und  vergleicht  ihre  Ge- 
schichte und  Organisation  mit  denen  der  ältesten  Eepräsentativ- 
versammlungen  des  westlichen  Europa.  Engelmann  bietet  (Leipzig 
1884)  in  deutscher  Sprache  eine  Geschichte  der  Leibeigenschaft 
in  Russland  (C.Bl.  IV.  135),  Ssemewski  eine  ausführliche  Dar- 
stellung der  Lage  der  Bauern  während  der  Regierung  der 
Kaiserin  Katharina  IL  (2  Bde.,  St.  Petersburg  1878—1881). 
Die  Lage  der  Bauern  unter  Paul  L,  Alexander  I.  und  Nikolaus 
schildert  derselbe  in  der  Zeitschrift  „Der  russ.  Gedanke"  (Moskau 
1884 — 1885),  die  Grundsätze  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
in  Russland  nach  den  gedruckten  Verhandlungen  der  Redaktions- 
kommission Itvanjukow  (St.  Petersburg  1882).  Eine  umfassende 
Darstellung  der  Geschichte  und  des  Wesens  des  russischen 
Gemeindebesitzes  nebst  einer  kritischen  Beleuchtung  desselben 
gibt  in  deutscher  Sprache  J.  v,  Keussler  (Dorpat  1876  und  1883). 
Verschiedene  Arbeiten  über  den  altruss.  Strafprozess  (Moskau 
1882)  und  eine  Geschichte  desselben  veröffentlicht  (St.  Peters- 
burg 1884)  Lange.  Luczizki  (Prof.  in  Kiew)  behandelt  die  Ge- 
schichte des  Grundbesitzes  in  Klein-Russland,  sowie  die  Geschichte 
der  Gemeindeverfassung  in  der  Ukraine  im  XVIII.  Jahrhundert 
(Kiew  1884).  Die  verschiedenen  Formen  des  Grundbesitzes  im 
alten  Russland  schildert  Blumenfeld  (Odessa  1884).  Bohrowski 
liefert  (1880  u.  1881  St.  Petersburg)  Untersuchungen  über  die 
Geschichte  des  Kriegs -R.  im  westlichen  Europa  in  der  Epoche 
der  Einrichtung  stehender  Heere  und  die  Entstehung  der 
Kriegsartikel  Peters  des  Grossen  (C.Bl.  I.  364).  Berszadski  ver- 
öffentlicht Quellen  und  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Rechts- 
verhältnisse der  Juden  in  Litauen  (C.Bl.  IL  126,  III.  273).  All- 
gemeine rechtshistorische  Fragen  behandelt  Ssokolski  (Prof.  in 
Jaroslaw,  jetzt  in  Odessa)  in  der  Abhandlung:  Zur  Lehre  von 
der  Organisation  der  Familie  und  der  Sippe  bei  primitiven  Völkern 
(St.  Petersburg  1881).  Derselbe  untersucht  den  Einfluss  des  kel- 
tischen und  germanischen  R.  auf  das  Straf-  und  Buss-System  der 
occidentalischen  Kirche  (Journ.  d.  Min.  d.  Volksaufklärung  1882). 
Maxim  Kowalewski  (Prof.  in  Moskau)  erörtert  (Moskau  1880) 
die  vergleichende  historische  Methode  in  der  Rechtswissenschaft. 
Vorher  erschien  von  ihm  eine  Arbeit  über  die  französ.  Recht- 
sprechung in  Steuersachen  im  XIV.  Jahrhundert  und  („  Ge- 
schichte  der   Polizeiverwaltung   und   des  Polizeigerichts   in    den 
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engl.    Grafschaften    von    den    ältesten    Zeiten  lu    Tode 

Eduards  ITI/,  Prag  1877,  Urkunden  dazu  London  1878)  die  Ent- 
stehung der  engl.  Selbstverwaltung;  darauf  behandelt  er  (Moskau 
1880)  die  Verteilung  des  Grundbesitzes  und  des  Kapitalvermögens 
sowie  die  ständischen  Verhältnisse  am  Ausgange  des  Mittelalters 
in  England.  Im  Jahre  1879  hat  derselbe  ein  umfassendes  Werk 
über  die  GescL'ichte  des  Gemeindebesitzes,  die  üi*sachen,  den 
Gang  und  die  Folgen  seiner  Auflösung  begonnen,  um  diese  so 
vielfach  verwirrte  Frage  in  der  Weise  einer  Lösung  entgegen- 
zuführen,  wie  Maurer  es  für  Deutschland  gethan  hat.  Der  1.  Band 
(Moskau  1879)  behandelt  diese  Frage  in  Bezug  auf  die  euro- 
päischen Kolonien  in  Amerika,  Asien  (Ostindien),  Afrika  (Algier). 

Die  Teilnahme  des  Volkes  an  der  Regierung  in  den  slavischen 
Staaten  bis  zur  Veränderung  der  Organisation  dieser  Staaten 
im  XIV.  und  XV.  Jahrhundert  erörtert  Djaczan  (Warschau 
1882)  und  die  Geschichte  der  örtlichen  Selbstverwaltung  in 
Böhmen  und  Polen  Siegel  (Warschau  1883). 

Bemerkenswerte  Abhandlungen  über  die  Rechtsbildung  in 
der  Urzeit  erschienen  von  Kidiszer  im  Europäischen  Boten  1883 
bis  84  und  von  Sieber  im  Juristischen  Boten.  Eine  Geschichte 
der  Fabrikgesetzgebung  in  Russland  veröffentlichte  Xisselowicz 
(St.  Petersburg  1883).  Einen  umfassenden  Kommentar  zur 
Prawda  gibt  heraus  Mroczek-Drosdowski  (2.  Lieferung,  Moskau 
1885).  Die  1.  Lieferung  (Moskau  1881)  enthielt  eine  Abhand- 
lung über  das  Geldsystem  der  Prawda. 

Auf  dem  Gebiete  des 

Römischen  Rechts, 

wo  die  Litteratur  bisher,  abgesehen  von  einzelnen  Monographien, 
meist  nur  Uebersetzungen  brachte,  zeigen  die  letzten  Jahre  eine 
erhöhte  Thkigkeit.  Eine  selbständige  Darstellung  des  r.  R. 
bietet  Muromzew  (früher  Professor  in  Moskau),  Das  Zivil-R.  des 
alten  Rom.  (Moskau  1883.  697  u.  XXXV  S.).  Der  Verf.,  ein 
Schüler  Jherings,  der  seine  Anschauungen  über  die  Aufgaben 
und  die  wissenschaftliche  Behandlung  des  R.  und  speziell  des 
Zivil-R.  in  seinen  Abhandlungen:  D|s  r.  R.  als  Gegenstand 
der  Wissenschaft  (Journ.  f.  Privat-  u.  Straf-R.  1875  Nr.  5», 
Abhandlungen  aus  der  allgemeinen  Theorie  des  Zivil-R.  (Moskau 
1877),  Definition  und  Grundeinteilung  des  R.  (Moskau  1879), 
dargelegt  hat,  versucht  die  neue  Richtung  in  seinen  Vorträgen 
zum  Ausdruck  zu  bringen.  Er  geht  davon  aus,  dass  das  römisch- 
rechtliche Dogma,  dessen  Autorität  im  modernen  R.  vielfach  er- 
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schlittert  erscheine,  im  russ.  R.  keine  Geltung  beanspruchen 
dürfe  und  dass  für  den  russ.  Juristen  das  Studium  der  historischen 
Entwickelung  desselben  das  Hauptinteresse  bilden  müsse:  nicht 
<iie  ausgebildeten  Eechtsbegriffe,  sondern  die  Untersuchung  über 
den  Prozess  und  die  Bedingungen  der  Bildung  der  ßechtssätze 
sei  die  Hauptsache.  So  ist  in  seinem  Werk,  das  seine  Vor- 
lesungen enthält,  das  römisch -rechtliche  Dogma  beseitigt  und 
durch  eine  historische  Darstellung  ersetzt,  welche  dasselbe  Dogma 
in  anderer  Form  enthalten  soll,  während  die  dogmatische  Dar- 
stellung dem  modernen  R.  zugewiesen  wird.  Von  einem  ent- 
gegengesetzten, aber  gleichfalls  die  Resultate  moderner  Forschung 
verwertenden  Standpunkte  behandelt  das  r.  R.  Asareuncz  (früher 
Professor  in  Jaroslaw,  jetzt  in  Odessa)  in  einer  Reihe  Abhand- 
lungen (Odessa  1884  und  1885),  in  denen  er,  das  Dogma  betonend, 
das  r.  R.  als  das  Produkt  der  Gesamtthätigkeit  der  europäischen 
Jurisprudenz  sowie  als  Grundlage  für  ein  einheitliches  Privatrechts- 
system auffasst.  Mitjukoiv  (Professor  in  Kiew)  hat  gleichfalls 
einen  Kursus  des  r.  R.  herausgegeben  (1883 — 84). 

Auch  die  Zahl  der  Monographien  aus  dem  r.  R.  hat  sich 
vermehrt:  Bogolepoiv ,  Die  formellen  Beschränkungen  der  Te- 
stirfreiheit  in  der  klassischen  Jurisprudenz  (Moskau  1881. 
275  S.),  Sagurski,  Die  Lehre  von  der  patria  potestas  (Charkow 
1884),  Nolcken,  Die  Bürgschaft  (St.  Petersburg  1884),  Gambaroiv, 
Die  freiwillige  Thätigkeit  im  fremden  Interesse  (Moskau  1880), 
Kasanzew,  Die  freiwillige  Stellvertretung  (Moskau  1884).  Ein 
bisher  viel  zu  wenig  beachtetes,  umfassend  und  sorgfältig  gear- 
beitetes Werk  über  die  Vertretung  im  römischen  und  modernen 
Privatrecht  ist  bereits  1879  von  Gordon  (Rechtsanwalt  in 
St.  Petersburg)  veröffentlicht.  Im  neuesten  Werk  über  das  r. 
R. :  Jefimow,  Studien  zur  Geschichte  der  altrömischen  Geschlechts- 
organisation und  Erbfolge  (St.  Petersburg  1885.  334  S.)  wird 
versucht,  durch  Zusammenstellung  und  Erörterung  der  rechts- 
vergleichenden Untersuchungen  die  Existenz  des  „Muttertums" 
vor  der  patriarchalischen  Familie  in  der  Urzeit  Roms  festzu- 
stellen und  von  diesem  Standpunkte  aus  die  historische  Ent- 
wickelung des  römischen  Intestaterbrechts  zu  skizzieren. 

Russisches  Privatrecht. 
Das  erste  wissenschaftlich  und  zwar  auf  das  r.  R.  begründete 
System  des  russ.  Privat-R.  erschien  im  Jahre  1861  von  D.  Meyer, 
(2  Bde.  St.  Petersburg  1861—62.     5.  Auflage  1873).     Ein  um- 
fassenderes   System   desselben  R.   von   Pohedonoszew  (Oberproku- 
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rator  der  h.  Synode)  ist  im  Erscheinen  begriflen:  Kursus  des 
Privat-R.  I'  Sachen-R.  2.  Auflage.  St.  Petersburg  1873.  II. 
Familien-  und  Erb-R.  1871.  III.  Verträge  und  Obligationen 
1880.  Pohedonoszew  bedient  sich  der  historischen  und  ver- 
gleichenden Methode,  indem  er  röm.,  deutsches,  franz.,  engl.  R. 
und  die  Geschichte  der  einzelnen  Institutionen  zur  Klärung  und 
Läuterung  der  Begriffe  verwendet.  Der  neueste  Bearbeiter  des 
Privat-R.  A".  Kaivelin  (f  1884):  1)  Rechte  und  Pflichten  in  Bezug 
auf  Sachen  und  Verbindlichkeiten  in  Anwendung  auf  die  russ.  Ge- 
setzgebung. Versuch  einer  systematischen  Uebersicht.  St.  Petei-s- 
burg  1879,  410  S.  2)  Abriss  der  Rechtsverhältnisse,  welche 
aus  dem  Familienbande  entstehen.  St.  Petersburg  1884.  170  S. 
3)  Abriss  der  Rechtsverhältnisse,  welche  aus  der  Vermögens- 
erbschaft entstehen.  St.  Petersburg  1885.  130  S.  —  sucht  im 
prinzipiellen  Gegensatz  gegen  die  Herrschaft  der  römisch-recht- 
lichen Begriffe,  das  R.  auf  die  modernen  Anschauungen,  Be- 
dürfnisse und  Verkehrsverhältnisse  zu  basieren  und  aus  diesen 
zu  erläutern.  Unter  den  Obligationen  und  Verträgen  werden 
Steuern ,  Pferdeausbebung ,  Staatsdienst  u.  s.  w.  abgehandelt ! 
Im  Jahre  1880  begann  Malyschew  (Professor  in  Petersburg)  einen 
„Kursus  des  allgemeinen  Privat-R.",  in  welchem  eine  Gesamt- 
darstellung aller  in  Russland  geltenden  R.  (russisches,  polnisches, 
bessarabisches  [Harmenopul] ,  kaukasisches,  finländisches,  liv- 
kur-estländisches ,  muhammedanisches,  talmudisches  u.  s.  w.)  be- 
absichtigt war.  Erschienen  ist  jedoch  nur  das  Familien-R.  An 
Monographien  sind  zu  erwähnen  über  Familien-R.  von  Sai/urski, 
Ssaweljeiü  (1881),  Lasowski  (1885).  Das  Grundeigentum  vom 
Standpunkte  des  zukünftigen  Zivilgesetzbuches  behandelt  SloHimski 
(St.  Petersbifrg  1885),  Dhigelstedt,  Das  Wasser-R.  im  Kaukasus 
(Tiflis  1881—83),  Nikolski,  Das  R.  an  öffentlichen  Flüssen  in 
Russland  (St.  Petersburg  1883),  Karijschew,  Die  ewige  Erbpacht 
auf  dem  ^westeuropäischen  Kontinente  (St.  Petersburg  1885), 
Gantower,  Die  Entstehung  und  das  Wesen  des  Grundzins-K. 
(St.  Petersburg  1884),  Borsenko,  Die  privatrechtlichen  Be- 
schränkungen der  Eisenbahnunternehmungen  (Jaroslaw  1881), 
Issajew,  Die  Artele,  d.  h.  die  spezifisch  russ.  Genossenschaften 
(Jaroslaw  1881),  Nolcketij  Die  Vertfäge  zu  Gunsten  Dritter 
(St.  Petersburg  1885),  Dormidontoic ,  Die  Haftung  des  Erben 
für  Schulden  der  Erbmasse  (Kasan  1881).  Czicirin  behandelt 
den  Eigentumsbegriff  vom  staatsrechtlichen  und  philosophi- 
schen Standpunkt  (Das  Eigentum  und  der  Staat.  Moskau  I 
1882  II  1883),  Gelbcke,  unter  dem  Titel  Handels-R.   und    kodi- 
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fiziertes  Privat-K.,  die  Frage  über  Gegenstand  und  System  eines 
Kodex  des  russ.  Privat-R. ,  eine  Frage,  welche  in  den  russ. 
juristischen  Zeitschriften  im  Hinblick  auf  die  in  Angriff  ge- 
nommene Kodifikation  des  russ.  Privat-R.  vielfach  behandelt  worden 
ist,  unter  anderen  auch  von  Kawelin.  Die  beabsichtigte  Kodi- 
fikation hat  in  den  Zeitschriften  eine  Reihe  einschlägiger  Ar- 
beiten hervorgerufen.  Bereits  vor  der  Niedersetzung  der  Kom- 
mission zur  Ausarbeitung  eines  Entwurfs  des  russ.  Privat-R.  waren 
Gesetzgebungsarbeiten  auf  dem  Gebiete  des  Handels-  und  Kon- 
kurs-R.  in  Angriff  genommen  worden.  Zum  Entwurf  einer  Kon- 
kursordnung sind  umfassende  Vorarbeiten  von  N.  Tuhr  ver- 
öffentlicht worden:  ausser  einer  Uebersetzung  der  deutschen  und 
anderer  europäischen  Konkursordnungen  (Karlsruhe  1878),  einer 
sorgfältigen  Zusammenstellung  aller  Bestimmungen  des  russ.  R. 
(Karlsruhe  1879,  244  S.),  eine  vergleichende  Darstellung  der 
bisher  geltenden  russischen  mit  der  deutschen  Konkursordnung 
(Karlsruhe  1880.  527  S.)  Von  demselben  Verf.  im  Verein  mit 
C.  Schneider  ist  im  Jahre  1882  im  Auftrage  des  Justizministeriums 
ein  Entwurf  einer  russ.  Wechselordnung  veröffentlicht  worden. 
Das  rege  Interesse  an  der  Anbahnung  allgemein  gültiger  Grund- 
principien  eines  gemeinsamen  europäischen  Wechsel-R.,  rief  zahl- 
reiche Kritiken  dieses  russ.,  franz.  und  deutsch  erschienenen  Ent- 
wurfs hervor.  Das  reiche  Material  wurde  von  den  Redakteuren 
mit  peinlichster  Sorgfalt  für  einen  „Revidierten  Entwurf"  (russ., 
franz.  und  deutsch.  Baden-Baden  1883)  verwandt.  Dieser,  ob- 
wohl er  sich  noch  weiter  als  der  erste  von  der  deutschen  W.O. 
entfernte,  hat  die  allgemeine  Anerkennung  der  bedeutendsten 
Fachmänner  und  Praktiker  erworben  und  ist  einstimmig  als  eine 
Arbeit  ersten  Ranges  bezeichnet  worden,  welche  auf  die  gesamte 
Entwickelung  des  Wechsel-R.  von  wesentlichem  und  wahrscheinlich 
oft  massgebendem  Einfluss  sein  werde.  Es  ist  zu  erwarten,  dass 
derselbe  bald  die  gesetzgeberische  Bestätigung  erhalte,  durch 
welche  seine  hervorragenden  Eigenschaften  praktisch  verwertbar 
werden. 

Zivilprozess. 

Die  erste  Darstellung  des  Zivilprozesses  und  zwar  nach  ver- 
gleichender Methode  ist  von  Malyszeiv  (Kursus  des  Z.Pr.  St.  Petersb. 
3  Bde.  1874 — 79).  Doch  ist  die  vergleichende  Behandlung  der- 
artig, dass  man  oft  nicht  weiss,  worin  eigentlich  die  Bestimmungen 
des  russ.  Z.Pr.  bestehen.  Angeregt  durch  Bülows  Untersuchungen 
machte  Malinln  (Professor  in  Odessa)  den  Versuch,    die  Grund- 
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lagen  einer  Theorie  des  Z.Pr.  festzustellen  (Odessa  1881).  Gleich- 
falls in  der  Bülowschen  Richtunj^  arbeitend  sucht  Holnisteen 
(Professor  an  der  Rechtsschule  und  der  Militärakademie)  die  von 
letzteren  neueröffnete  Einsicht  in  die  Organisation  des  Prozesses 
weiter  zu  führen  und  so  einige  Grundsätze  des  Prozesses  auf  be- 
stimmte Ideen  zurückzuführen.  Das  von  ihm  aufgestellte  ^Prinzip 
der  Identität"  im  Z.Pr.  (St.  Petersburg  1884.  274  S.)  bildet  nach 
ihm  die  Grundlage  der  Sätze,  dass  der  Prozess  nur  dann  stattfinden 
kann,  wenn  das  streitige  materielle  Rechtsverhältnis,  welches  den 
Anlass  zu  demselben  bildet,  frei  ist  von  äusserlicher  Identität  mit 
anderen  Rechtsverhältnissen,  welche  unstreitig  oder  bereits  Gegen- 
stand eines  Rechtsstreits  sind,  weswegen  auch  der  einmal  entstandene 
Rechtsstreit  nur  fortdauern  kann,  so  lange  das  Rechtsverhältnis 
seine  innere  Identität  beibehält.  In  seinem  Lehrbuch  des  mss. 
Z.Pr.  (St.  Petersburg  1885.  334  S.),  in  welchem  er  den  Z.Pr. 
auf  Grund  der  Z.Pr.O.  von  1864  darstellt,  legt  er  das  Haupt- 
gewicht auf  die  Entwickelung  und  systematische  Darlegung  der 
Grundbegriffe.  Bereits  1879  hatte  er  Arbeiten  veröffentlicht  über 
das  Verhältnis  des  Z.Pr.  zum  Zivil-R.  und  über  die  Verhand- 
lungsmaxime im  Z.Pr.  —  In  den  juristischen  Zeitschriften  finden 
sich  zahlreiche  Erörterungen  über  verschiedene  Fragen  des  Z.Pr. 
enthalten.  Von  Monographien  sind  erschienen  Nefedjetc  ^  Ueber 
Rekusation  der  Richter  (Kasan  1885),  Engelmann  (in  russ., 
deutscher  und  franz.  [Journal  de  droit  intern,  prive]  Sprache), 
Die  Exekution  auswärtiger  Urteile  nach  russ.  R.  (St.  Petersburg 
1884).  Ein  umfangreicher  Kommentar  über  die  Z.Pr.O.  von  1864 
erschien  von  Annenkotv  (5  Bde.     St.  Petersburg  1878—85). 

Strafrecht. 
Im  Jahre  1862  wurde  der  allgemeine  Teil  des  russ.  Straf-R. 
bearbeitet  von  Spassowicz.  Das  erste  vollendete  System  des 
Straf-R.,  nach  franz.  Muster,  erschien  1867  von  Lochwitzki.  Im 
selben  Jahre  erschien  Xekljiidows  üebersetzung  des  Benierschen 
Lehrbuchs,  ergänzt  durch  eine  Darstellung  der  Geschichte  und 
der  Lehren  des  allgemeinen  Teiles  des  russ.  Straf-R. ,  der  toU- 
kommen  selbständig  und  in  grosser  Ausführlichkeit  bearbeitete 
besondere  Teil  des  russ.  Straf-R.  von  demselben  Verfasser  in 
4  Bänden  1876-1880.  Im  selben  Jahre  1867  begann  seine 
litterarische  Thätigkeit  der  bedeutendste  der  jetzt  lebenden  russ. 
Kriminaltheoretiker,  Taganzetv,  dessen  noch  unvollendetes  System 
des  Straf-R.  seit  dem  Jahre  1874  erscheint.  Der  neue  Entwurf 
des  russ.  Strafgesetzbuchs  ist  wohl  zum  grossen  T'-'   --••  '^^   rk. 
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Da  an  diesem  Entwürfe  des  Strafgesetzbuchs,  welcher  gegenüber 
dem  geltenden  Recht  einen  bedeutenden  Fortschritt  bedeutet, 
eifrig  gearbeitet  wird,  so  finden  sich  in  den  juristischen  Zeit- 
schriften zahlreiche  einschlägige  Arbeiten  und  Bemerkungen. 
Ausserdem  ist  erschienen  von  Kistäkoivski  (Professor  in  Kiew  f) 
die  2.  Auflage  seines  Elementarkursus  des  allgemeinen  Straf-R. 
(Kiew  1882.  930  S.),  von  Sergejeioski  eine  Untersuchung  über 
den  Kausalitätsbegriff  im  Straf-R.  (Jaroslaw  1880.  350  S.).  Eine 
Schilderung  der  Deportation  und  des  Gefängniswesens  in  Russ- 
land von  Nikitin  (St.  Petersburg  1880);  Foinizhi,  Deportation  im 
Westen  Europas  (St.  Petersburg  1881.  350  S.) ;  Kolokolow,  Ueber 
die  Teilnahme  (Moskau  1881.  215  S.)  und  Ueber  den  Versuch 
(Moskau  1885.  236  S.) ;  Drihl,  Unmündige  Verbrecher  (Cent. 
IV.  455);  V.  Raison,  Die  Antragsverbrechen  nach  russ.  R. 
(St.  Petersburg  1883);  Foinizki,  Die  Entschädigung  unschuldig 
dem  Kriminalgericht  unterworfener  Personen  (St.  Petersburg  1884) ; 
jBelogriz-Kotljarewski,  Der  Diebstahl  nach  russ.  Recht  (Kiew  1880. 
398  S.);  Thalberg,  Der  Raub  nach  russ.  R.  (St.  Petersburg  1880); 
Eine  Darstellung  des  russ.  Militärstraf-R.  geben  Musznikotv 
(St.  Petersburg  1883)  und  Ossowski  (St.  Petersburg  1885). 

Str  af  prozess. 

Die  erste  Darstellung  eines  Systems  des  russ.  Strafprozesses 
nach  der  Str.Pr.O.  von  1864  erschien  von  Czebijszew-Dmitrijew  (f) 
im  Jahre  1875.,  St.  Petersburg.  Eine  weitere,  umfassende  Dar- 
stellung des  russ.  Strafprozesses  von  Foinizki  brachte  das  Jahr 
1884  (St.  Petersburg.  600  S.).  Professor  Wladiniirow  erörtert 
die  Lehre  vom  strafrechtlichen  Beweise  und  der  Beweisführung 
(Charkow  1882).  Makalinski  hat  seine  praktische  Anleitung  für 
den  Untersuchungsrichter  in  2.  Auflage  erscheinen  lassen  (St.  Peters- 
burg 1880).  Kirpicz7iikow  behandelt  den  Friedensrichter  in  seiner 
Stellung  als  Richter  nach  Gewissensüberzeugung  (Moskau  1884). 
Foinizki  sucht  der  Verteidigung  im  Srafprozess  die  ihr  gebührende 
Stellung  anzuweisen,  indem  er  ihr  den  Charakter  eines  öffentlichen 
Amtes  zuspricht  (St.  Petersburg  1885). 

Staatsrecht. 
Auch  auf  diesem  Gebiete  haben  die  letzten  Jahre  ein  um- 
fassendes Werk  aufzuweisen,  eine  Darstellung  des  russ.  Staats-R. 
von  Gradowski:  Grundsätze  des  russ.  Staats-R.  I.  Die  Staats- 
verfassung. St.  Petersburg  1875.  436  S.  II.  Die  Organe  der 
Verwaltung.    1876.    2.  Aufl.  1881,    454  S.    III.  Die  Organe  der 
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Provinzialverwaltung.  1.  Abt.:  Einleitung,  Geschichte  der  Pro- 
vinzialinstitutionen,  Organe  der  Regierung  und  des  Adels.  1883 
(Centr.  III.  S.  290).  Vom  Mitgliede  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften, W.  Besohrasow,  ist  eine  Sammlung  von  Abhandlungen 
, Staat  und  Gesellschaft*'  erschienen,  die  Verwaltung,  Selbst- 
verwaltung und  Justiz  behandelnd  (St.  Petersburg  1882.  787  S). 
Kotowicz  erörtert  die  Reformen  der  Zentral-  und  örtlichen  Ver- 
waltung (St.  Petersburg  1882).  Die  Administrativjustiz  im  west- 
lichen Europa  behandelte  Kuplewaski  (St.  Petersburg  1884), 
Kawelm  die  Bauerfrage  in  Beziehung  auf  die  Fortentwickelung 
des  Gesamtbesitzes  an  Grund  und  Boden. 

Allgemeine  Fragen  der  Rechtswissenschaft  über  die 
Grundlagen  und  das  System  des  R.  erörtern  die  Encyklopädieen 
des  R.  von  Bennenkampff  (Professor  in  Kiew.  2.  Aufl.  1880) 
und  Korkunoiv  (Professor  in  St.  Petersburg  1883).  Die  von 
Jhering  j  L.  v.  Stein  u.  a.  angeregte  Forderung  eines  Neubaues 
der  Rechtswissenschaft  auf  realistischer,  sozialpolitischer  Grund- 
lage ward  in  der  russ.  Rechtslitteratur  lebhaft  aufgenommen  und 
nicht  nur  in  Zeitschriften  lebhaft  erörtert,  sondern  auch  von 
Mio'omzow  (s.  oben)  u.  A.  bereits  zu  verwirklichen  versucht.  Eine 
Charakterisierung  der  betrefienden  Schriften  würde  den  für  diese 
Uebersicht  bestimmten  Raum  überschreiten  und  kann  um  so  mehr 
entbehrt  werden,  da  der  deutsche  Leser  eine  Darstellung  des 
Wesentlichen  dieser  Bestrebungen  in  der  Rede  Pachmanns,  üeber 
die  gegenwärtige  Bewegung  in  der  Rechtswissenschaft  (auch 
deutsch  Berlin  1882)  findet.     (C.Bl.  II.  1.) 


B.   Besprechungen. 


I.  Allgemeines. 

Brown,  A.     A   New  Law   Dictionary   and   iübtitute   of 
the   whole   Law.     London,   Ste\fns  und   Haynes.     1880. 
579  S.     26  sh. 
B.   ist   dem  juristischen  Publikum   bekannt   durch   seine  Ab- 
handlung über  „Fixtures"  und  die  Herausgabe  von  Snell's  .Equity'. 
Das   oben   genannte  Wörterbuch   hat   einen  weiteren  Leserkreis 
im    Aucre.     Die    Ausdrücke  des   engl.    R.    sind   oft   selbst   (Ür 
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den  Engländer  nicht  leicht  verständlich,  namentlich  diejenigen, 
welche  sich  auf  das  Rechtsverfahren  beziehen,  und  es  ist  daher 
die  B.'sche  Unternehmung  als  eine  sehr  brauchbare  anzuer- 
kennen. Die  einzelnen  Ausdrücke  werden  erklärt  und  die  ver- 
schiedenen Rechtsinstitute  kurz  dargelegt  und  erläutert,  so  dass 
der  Leser  eine  üebersicht  über  das  in  England  geltende  R.  er- 
langt, welche  für  die  Bedürfnisse  des  täglichen  Lebens  ausreicht. 
Auf  dem  Kontinente  ist  englische  Litteratur  in  allen  Klassen 
der  Bevölkerung  weit  verbreitet,  und  da  selbst  in  Romanen  und 
geschichtlichen  Werken  vielfach  Ausdrücke  vorkommen,  welche 
der  engl.  Rechtssprache  entnommen  sind ,  so  bietet  das  B.'sche 
Dictionary  auch  für  diese  Kreise  ein  sehr  nützliches  Nachschlage- 
buch. Die  erste  Auflage  erschien  1874;  seither  wurde  die  Judi- 
cature  Act,  die  neue  Gerichtsverfassung  ein-  und  durchgeführt, 
was  eine  erhebliche  Erweiterung  und  Umarbeitung  des  Buches 
notwendig  machte.  König. 

Markby,  W.  Elements  ofLaw  considered  with  reference 
to  Principles  of  General  Jurisprudence.  Oxford, 
Clarendon  Press.  1885.  439  S.  12  sh. 
Wir  haben  schon  wiederholt  auf  den  Umschwung  hingewiesen, 
welcher  sich  gegenwärtig  mit  Bezug  auf  das  Studium  und  die 
Behandlung  des  R.  in  England  vollzieht.  Intensive  geschicht- 
liche Studien,  solide  Kenntnis  des  r.  R.  und  sorgfältige  Berück- 
sichtigung der  auswärtigen,  namentlich  der  deutschen  Rechts- 
litteratur  sind  keine  Seltenheiten  mehr,  sondern  fangen  je  länger 
je  mehr  an  zur  Regel  zu  werden.  Bücher  wie  diejenigen  von 
Moyle,  Roby  und  Minshead  über  r.  R.,  von  Pollock,  Holland, 
Anson,  Dicey  und  Digby  über  Teile  des  Common  Law  sind  doch 
ganz  andere  Leistungen,  als  diejenigen  ihrer  unmittelbaren  Vor- 
gänger. Zu  den  Juristen  nun,  welche  einen  frischen  Hauch  und 
frisches  Leben  in  ihre  Wissenschaft  bringen ,  gehört  auch  der 
Verf.  obiger  Schrift,  deren  zweite  Auflage  bereits  in  Bd.  II, 
S.  201  des  C.Bl.  angezeigt  worden  ist.  Die  neue  Auflage  wird 
auf  dem  Titelblatt  nur  als  „Third  edition"  ohne  weiteren  Zusatz 
angezeigt  und  aus  der  Vorrede  sollte  man  schliessen,  es  handle 
sich  um  wenig  mehr  als  um  einen  Abdruck  der  früheren.  Dem 
ist  aber  nicht  so,  vielmehr  verdient  dieselbe  die  Bezeichnung 
einer  sehr  vermehrten ,  verbesserten  und  teilweise  gänzlich  um- 
gearbeiteten in  vollem  Masse.  Die  beiden  Teile  der  früheren 
Ausgabe  sind  in  einen  einzigen  vereinigt,  die  Anordnung  ist 
vielfach  verändert,  einzelne  Ausführungen  wurden  erweitert  oder 
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anders  begründet,  andere  verkürzt  oder  ganz  weggelassen  und 
noch  andere  neu  hinzugefügt,  z.  B.  über  geistiges  Eigentum, 
juristische  Personen  im  Vergleich  mit  den  kontinentalen  liegriflfeu 
und  viele  andere.  Bei  genauer  Vergleichung  beider  Ausgaben 
musste  Referent  sich  überzeugen,  dass  kaum  eine  Seite  ohne  Ver- 
änderung oder  Verbesserung  geblieben  ist,  und  es  ist  daher  das 
M.'sche  Buch  die  beste  Einleitung  zum  Studium  des  englischen 
Rechtes.  König. 

Ergebnisse  der  Civil-  und  Strafrechtspflege  bei  den 
Gerichten  des  Königreichs  Bayern  i.  J.  1884  M.i.-i"- 
Ch.  Kaiser.     1886. 

A.  Zivilrecht.  Amtsgerichte:  182  387  Zahlungsbefehle 
(gegenüber  dem  Durchschnitt  der  Jahre  1880 — 83  Abnahme  von 
7,6  «/o),  70427  ordentliche  Prozesse,  2804  Wechselprozesse,  327 
sonstige  Urkundenprozesse,  10  918  Anträge  auf  Anordnung  eines 
Arrestes  oder  einstweilige  Verfügung,  8536  Zwangsvollstreckungen 
in  das  unbewegliche  Vermögen  (um  25,2  ''/o  niedriger  als  1880). 
Landgerichte:  bei  den  Zivilkammern  und  den  Kammern  für 
Handelssachen  zusammen  11439  ordentliche  Prozesse,  1291 
Wechselprozesse,  278  sonstige  Urkundenprozesse,  481  Ehesachen, 
1829  Anträge  auf  Arrest  oder  einstweilige  Verfügung,  2375 
bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  in  der  Berufungsinstanz.  Ober- 
landesgerichte: 1495  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  in  der 
Berufungsinstanz,  5  78  Beschwerden  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten und  im  Konkursverfahren.  Oberstes  Landgericht: 
184  Revisionen,  57  Beschwerden,  48  Nichtigkeitsbeschwerden  im 
alten  Verfahren.  Unter  den  Geschäften  der  nichtstreitigen 
Rechtspflege  sind  zu  erwähnen  439  742  neu  angefallene  Hypo- 
thekgeschäfte in  den  Landesteilen  rechts  des  Rheins,  68  026  neue 
Pflegschaften,  37193  Verlassenschaften.  Der  Fond  an  Depositen 
betrug  Ende  1884  M.  131092338. 

B.  Strafrechtspflege.  Bei  den  Amtsgerichten  waren  zu 
erledigen  9133  Privatklagesachen,  224139  Anträge  auf  Erlass 
von  Strafl3efehlen  und  69610  Anklagesachen,  im  Ganzen  302882 
zu  erledigende  Sachen,  wovon  4,2  «/o  am  Schlüsse  des  Geschäfts- 
jahres unerledigt  blieben;  erledigt  wurden  98,5 *>/o  in  der  ersten 
Instanz  und  1,5  %  in  der  Berufungs-  und  Revisionsinstanz.  Die 
Zahl  der  Hauptverhandlungen  beträgt  84910,  wovon  78 «.o  vor 
den  Schöffengerichten,  27 ^'/o  vor  den  Amtsrichtern  stattfanden. 
7,9  Hauptverhandlungen  treffen  durchschnittlich  auf  eine  der 
10793   Sitzungen.     Von   den  Schwurgerichten   wurden   662. 


422     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1886).  V.  Band.  12.  Heft. 

von  den  Strafkammern  9231  erstinstanzielle  und  4668  Be- 
ruf ungsurteile  erlassen.  Bei  dem  Oberland  es  geri  cht  München 
waren  235  Revisionen  und  Beschwerden  anhängig. 

Bezüglich  der  sachlichen  Ergebnisse  der  Strafrechtspflege 
wird,  was  die  abgeurteilten  Verbrechen  und  Vergehen  anlangt, 
auf  die  Kriminalstatistik  des  Reiches  verwiesen.  Uebertre- 
tungen  wurden  mit  Ausschluss  der  Forstrügesachen  267  940 
rechtskräftig  entschieden.  Die  Zahl  der  abgeurteilten  Ueber- 
tretungen  des  §.  361  St.G.B.  betrug  72  750  gegen  77149  i.  J. 
1883  und  101493  i.  J.  1880.  Streng. 


IL  Eechtsgeschichte. 

Schuldhess,  0.,  Vormundschaft  nach  attischem  R.  Frei- 
burg i./B.,  Mohr  1886.  XII  und  255  S.  6  M. 
Der  Titel  ist  restriktiv  zu  interpretieren ;  die  Arbeit  behandelt 
nur  die  Vormundschaft  über  minorenne  männliche  Waisen  (S.  105). 
Verf.  will  zeigen,  in  welcher  Weise  in  Athen  für  die  Waisen 
gesorgt  war:  wie  sich  der  Staat  direkt  ihrer  annahm,  welches 
die  Arten  der  Bestellung  und  die  Pflichten  der  Vormünder 
waren  und  wie  gegen  schlechte  Vormünder  im  gerichtlichen 
Verfahren  vorgegangen  wurde. 

Die  Behörde,  welcher  die  Leitung  und  Beaufsichtigung  des 
Vormundschaftswesens  obliegt,  ist  der  Archon  Eponymos  (über 
Kinder  der  Metöken  der  Polemarchos),  neben  ihm  mag  eine  be- 
sondere, wenn  auch  nur  zeitweilig  vorhandene  Waisenbehörde 
existiert  haben.  Aber  der  Archon  ist  nur  Obervormundschafts- 
behörde, er  führt  die  Vormundschaft  nicht  direkt,  sondern  die 
Waisen  stehen  unter  besonderen  und  zwar,  wenn  der  Verstorbene 
mehrere  Kinder  und  ein  grösseres  Vermögen  hinterlässt,  mehreren 
Vormündern.  Wenn  es  sonach  auch  nicht  eine  eigentlich  staat- 
liche Vormundschaft  gibt,  so  doch  etwas  ähnliches,  insofern  als 
der  Staat  die  Verpflichtung  übernimmt,  die  Söhne  von  im  Krieg 
gefallenen  Bürgern  auf  seine  Kosten  zu  erziehen,  was  wohl  in 
der  Weise  geschah ,  dass  ihren  Vormündern  vom  Archon  eine 
tägliche  Unterstützung  gereicht  wurde;  mit  dem  18.  Jahre  werden 
sie,  wie  die  anderen  Athener,  für  mündig  erklärt,  zugleich  in 
das  Demenbuch  eingetragen  (Soxifxaoia  bI^  av8pa?    —    welche   Be- 
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deutung  eine  daneben  erwähnte  ^oxifi.  op^pavuiv  hat,  ist  unsicher), 
mit  einer  vollen  Rüstung  ausgerüstet  und  nach  Hause  entlassen. 
—  Die  Vormünder  sind  entweder  testamentarii  oder  legitimi 
oder,  obgleich  diese  nicht  bezeugt  sind,  dativi,  andere  Vormünder, 
wie  Intores  praetor,  und  honor.,  gibt  es  nicht ;  jeder  Vormund  be- 
darf der  Bestätigung  durch  den  Archon.  Die  Pflichten  des  Vor- 
munds umfassen  die  Sorge  für  die  Person  des  Mündels  und  die 
Verwaltung  des  Vermögens.  In  erster  Beziehung  handelt  es  sich 
um  die  Erziehung,  leibliche  wie  geistige,  und  um  die  Vertretung 
nach  aussen:  Minorenn  sind  nicht,  wie  gewöhnlich  in  Gleich- 
stellung mit  den  Frauen  angenommen  wird,  bloss  zu  Geschäften 
über  den  Wert  eines  Mediraers  Gerste  hinaus,  sondern  gänzlich 
handlungsunfähig.  (Dio  Chrysost.  gegen  Isacus);  insbesondere 
hat  der  Vormund  die  Rechte  des  Mündels  prozessualisch  zu 
wahren,  wobei  der  Mündel  mit  vor  Gericht  genommen  wurde. 
Hinsichtlich  der  Vermögensverwaltung  (o'.o'.xeiv)  hat  der  Vormund 
die  Aufgabe,  das  Vermögen  möglichst  ungeschmälert  zu  erhalten 
und  womöglich  zu  vermehren;  ein  gesetzliches  Veräusserungs- 
verbot  bestand  nicht,  wohl  aber  ein  Verpfändungsverbot,  Kapi- 
talien müssen  womöglich  in  Grundbesitz  angelegt  oder  auf 
Grundbesitz  und  zwar  zu  erster  Hypothek  ausgeliehen  werden. 
Dem  Archon  steht  auf  Grund  eines  einzureichenden  Vermögens- 
inventars die  Kontrole  der  Verwaltung  zu.  An  die  Stelle  der 
Verwaltung  des  Vermögens  durch  den  Vormund  selbst  kann 
eine  Verpachtung  des  Gesamtvermögens  (|i.£30".oo:r  oTxoo)  treten, 
wobei  der  Pächter  Hypothek  (aTrox'jxT^fxa)  zu  bestellen  hat  unter 
Aufstellung  von  Hypothekensteinen  (öfot);  ob  der  Vormund  das 
Vermögen  selbst  verwaltet  oder  durch  den  Archon  öffentlich  ver- 
pachten lässt,  hängt  von  seinem  Ermessen  ab,  ausser  wenn  im 
Testament  des  Erblassers  in  dieser  Hinsicht  besondere  Bestim- 
mungen getroffen  sind.  —  Die  Vormundschaftsklagen  zerfallen 
in  zwei  Kategorien:  Klagen  während  und  nach  der  Vormund- 
schaft. In  die  erste  Kategorie  gehört  insbesondere  die  allgemeine 
thrxyftXirx  KaxiooEioc:,  die  jeder  Privatmann  auf  Grund  seines  Ver- 
dachts an  der  Ehrlichkeit  des  Vormunds  und  seiner  Verwaltung 
anstellen  kann  und  die  im  Gegensatz  zu  der  für  den  Staat  an- 
gestellten Eisangelie  ohne  jede  Gefahr  %r  den  unterliegenden 
Kläger  ist,  sowie  die  spezielle  gleichfalls  populäre  «p^oi«  iiCc^^t«« 
01X00  gegen  den  Vormund,  der  die  Verpachtung  des  Vermögens 
nicht  vornahm,  wo  er  es  müsste.  Die  Klage  nach  beendigter 
Vormundschaft,  mit  welcher  der  volljährig  gewordene  Mündel 
Rechenschaft  über  die  ganze  Vormundschaft  *  -^  -*    -♦    '•■  ""^ 
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fiTCiTpoirYjc,  bei  welcher  den  unterliegenden  Kläger  wie  Beklagten 
gewisse  Nachteile  treffen.  —  Zum  Schluss  stellt  der  Verf.  die 
attischen  Privatreden  zusammen,  in  denen  Beschwerde  über 
schlechte  Vormünder  geführt  wird. 

Dass  der  Verf.  nicht  Jurist  ist,  ersieht  man  nicht  bloss  aus 
Verstössen,  die  ein  Institutionist  vermeiden  würde,  wie  die  Identi- 
fizierung von  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  (S.  101,  104),  von 
Cognaten  und  Agnaten  (S.  66,  69).  Dringt  mau  mit  Recht  auf 
philologische  Durchbildung  der  Juristen,  so  sollten  die  Philo- 
logen, wie  ihnen  aus  kundigstem  Mund  seinerzeit  gesagt  ist, 
nicht  verschmähen  sich  die  Elemente  der  Wissenschaft  des  r.  R. 
anzueignen:  der  Nutzen  würde  sich  auf  Vermeidung  derartiger 
Fehler  nicht  beschränken.  Burckhard. 

Rümeliu,  M.,  Zur  Geschichte  der  Stellvertretung  im 
röm.  Zivilprozess.  Tübing.  Dissert.  Freiburg  i./B.,  Mohr 
1886.    X  u.  154  S.    4  M. 

Eine  weit  über  Mass  und  Beschaffenheit  gewöhnlicher  Disser- 
tationen hinausgehende  Arbeit,  eine  gründliche,  zum  Teil  scharf- 
sinnige Untersuchung,  die  in  besonnener  methodischer  Weise  die 
vielfach  dunkle  Lehre  in  klares  Licht  zu  stellen  sucht. 

Mit  sachlicher  Beschränkung  auf  das  Verfahren  erster  In- 
stanz, mit  zeitlicher  auf  die  Entwickelung  bis  zu  Alexander 
Sever  sucht  der  Verf.  auf  Grundlage  eines  genauen  Bildes  der 
Stellvertretung  im  Legisactionenprozess  die  Weiterentwickelung 
des  Stellvertretungsbegriffes  im  Formularprozess  zu  prüfen  und  die 
von  der  Stellvertretung  im  heutigen  Prozess  so  abweichenden  ver- 
schiedenen Gestaltungen  im  röm.  Prozess  zu  erklären.  Nachdem 
er  im  ersten  Kapitel  durch  Feststellung  der  grundlegenden  Be- 
griffe, —  der  prozessualischen  Vertretung,  unter  welche  die  hetero- 
gensten Dinge  subsumiert  werden,  und  des  alieno  nomine  agere, 
welche  bald  mit  jener  identifiziert,  bald  ihr  gegenübergestellt 
wird,  sowie  der  direkten  und  indirekten  Vertretung  —  festen 
Boden  zu  gewinnen  gesucht,  gibt  er  im  2.  Kapitel  eine  genaue 
Schilderung  der  Stellvertretung  im  Legisactionenprozess.  Er 
untersucht  die  die  Regel  nemo  alieno  nomine  lege  agere  potest 
und  ihre  Ausnahmen  enthaltenden  bekannten  Stellen  des  agere 
pro  tutela,  pro  libertate,  pro  populo  sowie  für  Kriegsgefangene 
und  reipubl.  causa  Abwesende  auf  Grund  der  lex  Hostilia,  Aus- 
nahmen, welche  wohl  die  wichtigsten,  aber  keineswegs  notwendig 
die  alleinigen  sind.  (Cura  furiosi  und  prodigi,  vindex  bei  der 
manus  injectio.)     Die  Gestaltung  dieser  Vertretung  ist  die,  dass 
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sie,   mit  Ausnahme   der  Vertretung  Abwesender   nach   der  Lex 

Hostilia,  eine  direkte  ist,  die  negativen  und  positiven  Wirkungen 
unmittelbar  iu  der  Person  des  Vertretenen  eintreten,  auch  im 
Falle  des  viudex,  indem  dieser  nicht  wie  die  comm.  opin.  glaubt, 
durch  sein  Eintreten  die  Schuld  des  prensus  übernimmt,  sondern 
nur  im  Fall  des  Unterliegens  das  alterum  tantum  zu  zahlen  hat. 
Der  Verf.  bekämpft  weiter  die  Ansicht,  dass  der  vindex  bei  der 
in  jus  vocatio  prozessualischer  Vertreter  sei,  er  erklärt  ihn  mit 
Lenel  für  eine  besondere  Art  von  Gestellungsbürgen,  der  durch 
sein  Eintreten  den  vocatus  von  der  sofortigen  Gerichtsfolge  be- 
freit und  sich  verpflichtet  dafür  zu  sorgen,  dass  der  vocatus 
später  wieder  zu  haben  sein  werde ;  und  in  spezieller  Opposition 
gegen  Eisele  leugnet  er  wie  die  ursprüngliche  Beschränkung  des 
cognitor  auf  das  Judicium  so  den  zivilen  Ursprung  des  Instituts, 
dasselbe  sei  prätorisch  und  stamme  aus  der  Zeit  des  Fonnular- 
prozesses  nach  Entwickelung  der  ersten  Anfänge  der  Prokuratur. 
—  Im  3.  Kapitel  gibt  der  Verf.  eine  Geschichte  der  Ausgangs- 
punkte und  Entwickelung  der  verschiedenen  Vertretungsinstitute 
im  Formularprozess,  hier  vielfach  in  Anlehnung  an  Eisele,  wenn 
auch  nicht  ohne  Selbständigkeit  und  Abweichung.  (A.  Vertre- 
tung mit  dominium  litis.  1.  Entwickelung  der  gewillkürten  Ver- 
tretung. 2.  Gesetzliche  Vertretung.  3.  Das  Anwendungsgebiet 
der  Vertretung  mit  dorn,  litis.  B.  Vertretung  ohne  dorn,  litis.) 
Zunächst  entstand  das  Bedürfnis  einer  weiteren  Vertretung  Ab- 
wesender, für  Beklagten  wie  Kläger  (defensorische  und  prokura- 
torische  Vertretung):  in  beiden  Fällen  tritt  der  Vertreter  selbst 
in  das  materielle  Rechtsverhältniss  ein  (indirekte  Vertretung, 
materielles  dominium  litis),  zugleich  wird  ein  festes  Streitver- 
hältnis zwischen  dem  Vertreter  und  dem  Gegner  begründet.  Diese 
bei  der  Vertretung  Abwesender  ausgebildeten  Grundsätze  bleiben 
im  wesentlichen  auch  jenseits  jenes  Gebietes ;  wenn  auch  bei  der 
prokuratorischen  Vertretung  mehrfache  Aenderungen  eintreten,  so 
bleibt  doch  die  Vertretung  in  der  Hauptsache  eine  indirekte. 
Das  Mittel  zur  Einführung  von  Vertretern  in  den  Prozess  war 
die  subjektive  Umstellung  der  Formel.  Dieses  Mittel  behielt 
man  auch  bei  der  Cognitur  bei,  die,  hervorgegangen  aus  dem 
Bedürfnis  einer  Vertretung  Anwesender,*nämlich  Altersschwacher 
und  Kranker,  erst  nach  Ausbildung  der  defensorischen  und  pro- 
kuratorischen Vertretung  entwickelt  ist ;  aber  dieFormelun 
war  nur  von  formaler  Bedeutung:  zwar  wird  hier  wie  d. 
Erteilung  der  subjektiv  umgestellten  Formel  ein  festes  Streitverhäh- 
niss   zwischen   dem  Vertreter  und  dem  Gegner  konstituiert,   so 
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dass  der  Vertreter  an  den  Prozess  gebunden  und  ein  Eintritt  des 
dominus  nur  infolge  von  translatio  judicii  möglich  ist  (formelles 
dominium  litis),  aber  es  wird  hier  nicht  wie  dort  ein  materielles 
Rechtsverhältnis  zwischen  Vertreter  und  Gegner  konstituiert:  die 
actio  judicati  ist  für  und  gegen  den  dominus  begründet,  der 
cognitor  ist  direkter  Stellvertreter  mit  formellem  dominium  litis. 
Die  gleiche  Form  (direkte  Stellvertreter  mit  formellen  dorn,  litis) 
wurde  im  Wesentlichen  auch  auf  dem  Gebiete  der  gesetzlichen 
Vertretung  angewandt,  nur  die  ohne  Bestellung  eintretenden 
defensores  sind  indirekte  Vertreter.  —  Diese  verschiedenen  Ver- 
tretungsformen waren  jedoch  nur  anwendbar  innerhalb  des  ge- 
wöhnlichen auf  condemnatio  pecuniaria  auslaufenden  Formular- 
prozesses, auf  anderem  Gebiete  gab  es  nur  direkte  Vertretung, 
Abstellung  der  Wirkungen  unmittelbar  auf  den  dominus.  Lässt 
sich  auch  nicht  mit  Sicherheit  feststellen,  ob  in  allen  diesen 
anderen  Fällen  eine  Vertretung  statthaft  war,  so  sind  doch  ein- 
zelne solcher  Fälle  (insbesondere  Feststellungsklagen,  prohibito- 
rische  Interdikte,  Remissionsprozess  u.  a.)  zu  konstatieren; 
wo  Stellvertretung  zugelassen  wurde,  ohne  dass  mit  der  indirekten 
Stellvertretung,  mit  dem  formellen  oder  materiellen  dominium 
litis  operirt  werden  konnte,  Fälle,  wo  sofort,  unmittelbar  und 
definitiv  sämtliche  Wirkungen  des  Prozesses  durch  den  Vertreter 
für  den  dominus  herbeigeführt  wurden  (namentlich  da,  wo  es 
sich  nicht  um  die  üebertragung  von  Vermögenswerten  handelt), 
bei  gewissen  Vertretungen  (wo  die  Legitimation  des  Vertreters 
ein  sofortiges  und  definitives  Eintreten  der  Wirkungen  für  den 
dominus  nicht  gestattet)  so,  dass  zunächst  ein  suspensiv  oder 
resolutiv  bedingter  Schwebezustand  eintrat,  indem  entweder  der 
Eintritt  oder  die  Fortdauer  der  betreffenden  Wirkungen  von 
einer  Ratihabition  des  dominus  abhängig  gemacht  wurde.  — 
Sonach  erklären  sich  die  verschiedenen  im  Formularprozess  herr- 
schend gewordenen  Arten  der  Stellvertretung  weder  aus  einem 
Anschluss  an  das  Legisaktionenverfahren  noch  aus  den  Besonder- 
heiten des  Formularprozesses  noch  endlich  aus  der  angeblichen 
ünzugänglichkeit  des  r.  R.  für  den  Gedanken  direkter  Stellver- 
tretung, sondern  einfach  aus  dem  unmittelbaren  Bedürfnis  und 
der  Vorliebe  des  Festhaltens  an  einmal  ausgebildeten  technischen 
Formen.  Burckhard. 

Bloch,   G.     Des   origines    du   Senat   Romain.     VII.    339. 

Paris,  Thorin.     1883. 
—    Camille   JuUian.     Les    Transformations    politiques 
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de  ritaliesouslesEmpereurs  Romains.  216  8.   Paris, 

Thorin.     1883. 

Von  zwei  früheren  Mitgliedern  der  Ecole  francaise  de  Rome 
sind  die  obengenannten  Schriften,  beides  Beiträge  zum  r.  Staats-R., 
im  Jahre  1883  veröffentlicht  worden.  Beide  Schriften  behandeln 
ihren  Gegenstand  mit  grosser  Gründlichkeit;  namentlich  be- 
herrschen sie  die  deutsche  Litteratur  in  einer  Weise,  dass  man 
überall  erkennt,  wie  die  romanistische  Rechtswissenschaft  in 
Frankreich  bestrebt  ist,  mit  derjenigen  in  Deutschland  gleichen 
Schritt  zu  halten.  Der  Wert  beider  Arbeiten  ist  freilich  durch- 
aus verschieden. 

Die  Blochsche  Abhandlung  bewegt  sich  in  den  ältesten 
Jahrhunderten  Roms  und  behandelt  den  patrizischen  Senat  in 
seinem  Zusammenhang  mit  den  Reiterzenturien,  den  Tribus,  den 
Kurien,  den  Gentes;  die  Reform  von  Tarquinius  Priscus  und 
endlich  den  Eintritt  der  Plebejer  in  den  Senat.  Das  Quellen- 
material ist  bekannt  und  es  ist  daher  selbstvei*ständlich ,  dass 
wir  in  jedem  Abschnitt  teils  der  Aufstellung  neuer  und  teils  der 
Verteidigung  alter  Hypothesen  begegnen.  Was  aber  doch  auf- 
fällt, ist  die  Sicherheit,  mit  welcher  die  Hypothesen  vorgetragen 
und  konsequent  in  alle  Details  entwickelt  werden.  Die  Dar- 
stellung erweckt  den  Schein,  als  wenn  es  sich  um  ein  festbe- 
gründetes, in  allen  Stücken  wohl  eingerichtetes  Gebäude  handelte, 
während  wir  doch  wissen,  wie  sehr  alles  noch  in  der  Luft  schwebt. 
So  z.  B.  ist  uns  von  den  Dekurien  des  Senats  einzig  bekannt, 
•dass  sie  während  des  Interregnums  vorhanden  sind;  dessenun- 
geachtet macht  der  Verfasser  daraub  eine  regelmässige  Einteilung 
des  Senats,  die  er  mit  den  nationalen  Tribus  in  Verbin' 
setzt.  Der  Senat  habe  aus  zehn  Dekurien  zu  je  30  Mitgli'  .■ 
bestanden,  und  von  diesen  30  wären  je  zehn  aus  einem  anderen 
Tribus  genommen  worden;  an  der  Spitze  jeder  Dekurie  habe 
ein  Senator  gestanden,  und  alle  zehn  Vorsteher  hätten  die  decem- 
viri,  ein  dirigierendes  Kollegium  gebildet.  Allein  B.  lässt  nicht 
nur  seiner  Phantasie  etwas  zu  freien  Spielraum,  sondern  er  nimmt 
auch  gar  zu  gerne  die  Erzeugnisse  der  Phantasie  Anderer  an. 
Dahin  gehört  die  Behauptung,  dass  die  gens  ursprünglich  einen 
paterfamilias  an  der  Spitze  und  allen  Gmndbesitz  in  ihrem  Eigen- 
tum gehabt  habe;  die  heredia  (fügt  er  hinzu)  sind  von  diesem 
Eigentum  abgelöst,  der  älteste  Sohn  erbt  es,  die  anderen  werden 
mit  neuen  heredia  aus  dem  gentilen  Grundeigentum  ausgesUttet; 
beim  Aussterben  kehren  die  heredia  wieder  in  das  gentile  Grund- 
eigentum zurück.   Dass  die  gens,  wie  Jhering  so  schön  entwickelt 
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hat,  von  Anfang  an  nicht  die  Familienverfassung  besitzt,  sondern 
republikanisch  gestaltet  ist,  dass  sie  nicht  auf  der  Idee  staat- 
licher Unterordnung  beruht,  dass  die  patria  potestas  in  der  gens 
nicht  nachgebildet  ist,  und  dass  neben  dem  Grundeigentum  der 
gens  von  Anfang  an  ein  festes  Grundeigentum  der  gentilen  exi- 
stiert, das  alles  wird  von  B,  doch  zu  sehr  übersehen.  Hierin 
unterscheidet  sich  die  JuUiansche  Abhandlung.  Neben  der  Gründ- 
lichkeit ist  hier  auch  die  Solidität  der  Forschung  anzuerkennen. 
Es  handelt  sich  um  die  Umwandlung  des  freien  Italiens  in  eine  Pro- 
vinz in  der  Zeit  von  40  a.  C.  bis  330  p.  C.  Das  „freie  Italien" 
bedeutet,  das  die  italischen  Städte  von  ihren  Munizipalbehörden 
verwaltet  und  zwischen  denselben  und  denen  des  röm.  Reiches, 
Konsuln,  Prätoren  und  Senat,  kein  Zwischenbeamter  steht, 
während  in  der  Provinz  der  Provinzialstatthalter  diese  Zwischen- 
behörde bildet.  Es  bedeutet  ferner  die  Freiheit  des  italienischen 
Bodens  von  den  Grundsteuern ,  welchen  der  Provinziale  unter- 
worfen ist.  Nach  beiden  Richtungen  zeigt  nun  der  Verfasser, 
wie  Italien  in  eine  Provinz  umgewandelt  worden  ist.  Doch 
treten  seine  Ausführungen  in  der  zweiten  Richtung  bei  weitem 
gegen  diejenigen  der  ersten  zurück,  weil  das  Quellenmaterial  für 
jene  ein  sehr  geringes  ist.  Namentlich  genau  werden  behandelt 
die  Kuratoren,  die  Juridici,  die  Korrektoren.  Im  grossen  und 
ganzen  geht  der  Verfasser  mit  Mommsen  einig,  doch  finden  wir 
auch  bedeutsamen  Widerspruch.  So  vindiziert  z.  B.  der  Verf. 
den  Juridicis  nicht  bloss  eine  richterliche  Kompetenz,  sondern 
auch  eine  administrative;  und  in  der  Frage,  ob  schon  im  3.  Jahr- 
hundert Korrektoren  bloss  für  ganz  Italien  oder  auch  für  ein- 
zelne italische  Landschaften  ernannt  worden  seien,  erklärt  sich 
der  Verf.  im  Gegensatz  zu  Mommsen   für  die  letztere  Meinung. 

König, 


III.  Privatrecht. 

Hackfeld-Pflüger 5  H.  Ueber  Besitz  und  Ersitzung  von 
Teilen  einer  Sache.  Inaug.-Diss.  Strassburg. — Bremen. 
1886.     52  S. 

Ob  es  bei  einer  res  connexa  neben  dem  Besitz  des  Ganzen  einen 
Besitz  der  Teile  gibt  und  wie  die  widersprechenden  Aeusserungen 
der  Quellen  zu  erklären  sind,  ist  eine  vielbestrittene  Frage  und 
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die  Lösungsversuche  sind  zahlreiche.  Während  die  Einen  den 
besonderen  Besitz  der  Teile  stets  und  ohne  Einschränkung  für 
unmöglich  erachten,  wollen  Andere  unterscheiden  zwischen  Er- 
werb und  Fortsetzung  des  Besitzes,  zwischen  beweglichen  und 
unbeweglichen  Sachen ,  zwischen  dem  Fall ,  wo  der  Teil  durch 
die  Verbindung  seine  Selbständigkeit  einbüsst  und  dem,  wo  er 
sie  trotz  der  Verbindung  wahrt.  Der  Verf.  tritt  auf  die  Seite 
derjenigen,  welche  den  Besitz  der  Teile  in  und  mit  dem  Ganzen 
anerkennen.  Er  sieht  fr.  30.  D.  41.  3  mit  seinen  konkreten 
Entscheidungen  für  massgebend  und  das  allgemein«  Prinzip  ent- 
haltend an  und  betrachtet  die  Bestimmungen  der  widersprechenden 
Stellen  als  Ausnahmen.  Nach  eingehender  Untersuchung  dieser 
Stellen  und  Kritisierung  der  verschiedenen  Ansichten  kommt  er 
zu  dem  Resultat:  die  Teile  werden  zwar  nicht  besonders  neben 
dem  Ganzen,  aber  doch  vermittels  desselben  besessen;  wer 
daher  eine  Sache  ersessen  hat,  hat  auch  alle  Teile  ersessen,  wenn- 
gleich sie  verschiedenen  Eigentümern  gehörten,  und  wer  eine 
selbständig  besessene  Mobilie  mit  einer  andern,  beweglichen  oder 
unbeweglichen  Sache  verbindet,  setzt  die  Ersitzung  derselben  fort, 
so  dass  sie  trotz  der  Verbindung  in  3  Jahren  vom  gutgläubigen 
Erwerb  an  ersessen  ist,  ohne  Rücksicht  auf  die  längere  Ersitzungs- 
zeit des  unbeweglichen  Ganzen;  nun  folgt  aus  dem  durch  den 
Besitz  des  Ganzen  vermittelten  Besitz  der  Teile  nicht  die  unsinnige 
Möglichkeit,  zugleich  mit  der  in  10  Jahren  sich  vollendenden  Er- 
sitzung des  Ganzen  eine  besondere  Ersitzung  der  damit  ver- 
bundenen beweglichen  Bestandteile  zu  beginnen,  die  in  3  Jahren 
ablaufen  würde:  die  besondere  Ersitzung  von  Mobilien  ist  dann 
ausgeschlossen,  wenn  sie  zugleich  mit  der  Ersitzung  des  Grund 
und  Bodens  beginnen  und  folglich  in  kürzerer  Zeit  als  diese  sich 
vollenden  würde.  —  Man  mag  dem  Verf.  in  Vielem  beistimmen, 
gewiss  aber  nicht  in  der  S.  41  aufgestellten  Ansicht,  dass  der 
mit  dem  Haus  übernommene  Hausschlüssel  nicht  eher  ersessen 
werden  könne  als  das  ganze  Gebäude.  Burckhard. 

Kohler,  J.  Der  Dispositionsniessbrauch.  Jahrbücher  für 
Dogmatik.  Bd.  24  S.  187—328. 
Wie  das  Pfandrecht  Fruchtziehungs-  und  Nutzungsbefugnis 
enthalten  kann,  so  kann  auch  mit  dem  Niessbrauch  die  rechtlich«» 
Macht  verbunden  sein,  die  Ususfruktsache  unter  Vorbehalt  der 
Wertrestitution  finito  usufructu  zu  Eigentum  zu  veräussern.  Ein 
derartiger  Dispositionsniessbrauch  verhält  sich  zum  Quasiosos* 
fruktus  wie  die   Hypothek    zur  Fiducia.     Der  DispositionsDietB- 
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braucher  wird  nicht  Eigentümer ;  die  in  diesem  Kechtsverhältniss 
stehenden  Sachen  kommen  deshalb  finito  usufruktu  von  selbst  in 
das  freie  Eigentum  des  Proprietars,  ohne  dass  es  einer  Rücküber- 
tragung bedürfte,  sie  können  im  Konkurs  nur  quoad  usumfructum 
angegriffen  werden,  was  sich  alles  beim  Quasiususfruktus  bekannt- 
lich anders  verhält. 

Der  Dispositionsniessbrauch  ist  die  gegebene  Rechtsform, 
wenn  an  einem  grösseren  Sachkomplex  ein  Frucht-  und  Nutzungs- 
recht eingeräumt  werden  soll.  Derselbe  kommt  deshalb  nament- 
lich im  ehelichen  Güterrechte  vor;  auch  der  väterliche  und  elter- 
liche Niessbrauch  ist  ein  Dispositionsniessbrauch;  ein  solcher 
steht  auch  dem  Präsumtiverben  des  Verschollenen  zu.  Der  Dis- 
positionsniessbrauch kommt  ferner  bei  bäuerlichen  Instituten,  bei 
der  Interimswirtschaft,  dem  Verhältnis  des  auf  heiraten  den  Ehe- 
manns der  Kolonie,  dem  Viehverstellungsverhältnis  vor;  auch 
die  Leibzucht  stellt  sich  nach  einigen  Rechten  als  solcher  dar. 

Die  Annahme  eines  Dispositionsniessbrauches  mit  entsprechen- 
der Substitutionspflicht  ist  endlich  die  einzige  nationale  Gestal- 
tung für  den  Ususfruktus  an  einer  Herde;  es  war  ein  Fehler 
Julians,  wenn  derselbe  pendentes  Eigentum  an  den  Tierjungen 
bis  zur  Entscheidung  über  die  Substitution  annahm.  Und  ebenso 
ist  der  Ususfruktus  an  anderen  wirtschaftlichen  Gesamtheiten, 
namentlich  an  grösseren  Landgrundstücken  mit  Inventar  zu  be- 
handeln. Was  den  Niessbrauch  an  einem  Handelsgeschäft  betrifft, 
so  ist  hier  Quasiususfruktus  anzunehmen,  wenn  es  sich  um  Waren 
handelt,  welche  sich  ständig  erneuern,  dagegen  Dispositionsniess- 
brauch, wenn  sich  die  Geschäftsbestände  langsamer  absetzen,  wie 
das  bei  einer  Gemäldehandlung,  einem  Raritätengeschäft,  einem 
Bijouterieladen,  einem  Verlagsgeschäft  der  Fall  ist.  Endlich  ist 
der  Dispositionsniessbrauch  beim  ususfructus  omnium  bonorum 
unentbehrlich. 

Der  Dispositionsniessbrauch  ist  ein  dingliches  Recht ;  daraus 
folgt  von  selbst,  dass  der  Berechtigte  volle  wahre  possessio  hat 
und  es  kann  desshalb  auch  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass 
das  Eigentum  der  Früchte  bereits  durch  Separation  ,  nicht  erst 
durch  Perception  erworben  wird. 

Das  Veräusserungsrecht  des  Dispositionsniessbrauch ers  kann 
in  verschiedener  Richtung  beschränkt  sein.  Wenn  solche  Schranken 
statuiert  werden  sollen,  so  ist  es  am  empfehlenswertesten,  die 
Veräusserungsmacht  unbeschränkt  zu  lassen  und  den  Dispositions- 
niessbraucher  nur  obligatorisch,  dem  Eigentümer  gegenüber,  zur 
Beobachtung  der  Schranken   zu  verpflichten.     Regelmässig  wird 


.mit  der  Veräusserungsbefugnis  eine  entsprechende  Ersatz-  oder 
Surrogierungspflicht   verbunden    sein.     Die  surrogierten   Sachen 

treten  in  das  Eigentum  des  Propriotars  und  in  den  DisDOsItions. 
niessbraucb  des  Nutzniessers. 

Das  Dispositionsrecht  ist  ein  nuuviduelles ,  es  ist  au  die 
Person  des  Berechtigten  gebunden;  die  Gläubiger  des  Usufnik- 
tuars  können  auf  sein  Nutzungsrecht  greifen,  aber  nicht  sein 
Dispositionsrecht  für  ihn  geltend  machen.  Der  Proprietär  kann 
das  Nutzniessungsvermögen  in  dem  Stand  aus  dem  Konkurs 
herausziehen,  in  welchem  es  sich  zur  Zeit  des  Konkurses  befindet. 
Die  Distraktionsbefugnis  geht  nur  dann  auf  den  Gläubiger  über, 
wenn  die  Veräusserungsbefugnis  objektiv  beschränkt  und  die  Ver- 
äusserung  selbst  durch  objektive  Bedürfnisse  so  sehr  geboten 
wird,  dass  die  Willkür  des  Einzelnen  auf  ein  Minimum  reduziert 
-vvird,  wie  das  beim  Ususfruktus  an  einer  Herde  oder  an  einem 
Warenlager  der  Fall  ist. 

Die  Distraktion  steht  dem  Gläubiger  unbedingt  dann  zu, 
wenn  die  Forderung  materiell  auf  dem  üsusfruktusvermögen 
haftet.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  die  Fordeining  aus  in  rem  versio 
hervorgeht  oder  wenn  ein  Ususfruktus  omnium  bonorum  legiert 
ist  und  die  bona  mit  Schulden  beschwert  sind. 

Mit  dem  Veräusserungsrecht  kann  die  Prozessstandsrhaft 
verbunden  sein,  nämlich  das  Recht,  alle  die  Sache  betreffenden 
Prozesse  mit  der  Wii-kung  zu  führen,  dass  die  gerichtliche  Ent- 
scheidung für  den  Eigentümer  bindend  ist.  Rümelin. 

Mitteis,  L.   Die  Individualisierung  der  Obligation.  Wien, 
Holder.    1886.     114  S.     2  M.  80  Pf. 
Wenn    aus    einem    Thatbestand    Ansprüche    auf   verschiedene 
Leistungen  zwischen  denselben  Personen  entstehen,  so  ist  es  das 
Nächstliegende,   die   einzelnen  Ansprüche  als   selbständige  Obli- 
gationsindividuen  zu  betrachten.     Die  sogen.  Einheit  derartiger 
Obligationen   ist   nichts    anderes,    als  eine  aus  rein  pr 
Gründen  erfolgende  teilweise  Zusammenfassung  und  eii 
Behandlung  der  vorliegenden  Einzelansprüche,  eine  in  ;.'.  u  i-.  in 
Umfang  auftretende  Schicksalsgemeinschaft.   Letztere  ma 
sich  vorzugsweise  in  Folgendem :   Bei  Ar  Beurteilung  d. 
keit  der   einzelnen  Ansprüche  ist  in  erster  Linie  der  Zeitpunkt 
des  Kontraktschlusses   massgebend   und  insofern  findet  eine  ein- 
heitliche Beurteilung  statt.    Die  Anspruchsverjährung,  sowie  die 
Unterbrechung    derselben,   das  Urteil  wirken   gleichmässig  für 
alle   Ansprüche,    ein   etwa   notwendiger    Eintrag    in    ?^ffr>ntliche 
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Bücher  liat  nur  einmal  zu  erfolgen.  Diese  einheitliche  Behand- 
lung verschiedener  Ansprüche  tritt  namentlich  bei  den  Renten- 
versprechen und  bei  den  Reallasten  auf.  Eine  weitergehende 
Bedeutung  hat  aber  die  angenommene  Einheit  nicht,  sie  ist  nur 
der  theoretische,  fiktive  Ausdruck  für  die  einheitliche,  praktische 
Behandlung. 

Genau  dasselbe  Verhältnis  ist  vorhanden,  wenn  mehrere 
Obligationen  auf  dieselbe  Leistung  zwischen  verschiedenen  Per- 
sonen bestehen.  Die  unbefangene  Betrachtung  wird  hier  von 
einer  Mehrheit  der  Obligationen  reden,  während  es  der  Rechts- 
ordnung freisteht,  praktischen  Anforderungen  zuliebe  zwischen 
den  mehreren  Obligationen,  eine  Verbindung  in  dem  Sinn  zu 
statuieren,  dass  das  Schicksal  der  einen  Obligation  von  dem  der 
anderen  berührt  wird.  Statuiert  das  objektive  R.  eine  solche 
Verbindung,  so  ist  damit  der  äussere  Schein  eines  Obligations- 
individuums geschaffen,  welches  seine  eigenen  selbständigen  Schick- 
sale hat,  während  in  Wahrheit  nur  die  einzelnen  Ansprüche  es 
sind,  welche  eine  allerdings  eng  verbundene  Existenz  führen. 

Diese  Auffassung  trifft  sowohl  bei  der  Korrealobligation,  als 
bei  der  Solidarobligation  zu.  Ein  tieferer  Gegensatz,  namentlich 
in  dem  weiten  Umfang,  in  dem  er  von  der  heutigen  Theorie  mit 
überwiegender  Stimmenmehrheit  festgehalten  wird,  hat  weder 
jemals  existiert  noch  besteht  er  heutzutage  zu  R.  Die  ganze 
Unterscheidung  beruht  vielmehr  darauf,  dass  bei  den  röm.  Juristen 
die  praktische  Zusammenfassung  der  Einzelansprüche  bei  korrealen 
Verhältnissen  in  etwas  weiterem  Umfang  erfolgte,  als  bei  rein 
solidarischen,  dass  deshalb  bei  den  Römern  der  Begriff  der 
Korrealität  als  technischer  klar  hervorgehoben  wurde,  was  bei 
der  Solidarität  nicht  der  Fall  war,  und  dass  in  weiterer  Konse- 
quenz hiervon  für  die  Korrealität  eine  Reihe  von  Regeln  auf- 
gestellt wurde,  welche  zwar  bei  der  Solidarität  teilweise  auch 
gelten,  hier  aber  nicht  so  ex  professo  hervorgehoben  wurden,  was 
den  Anschein  erzeugt  hat,  als  ob  dieselben  bei  der  Solidarität 
überhaupt  nicht  gelten. 

Vergleicht  man  von  dieser  Grundlage  aus  Korrealität  und 
Solidarität,  so  ergibt  sich  für  das  heutige  R.  folgendes  Resultat : 
Gesamtkonsumption  gibt  es  überhaupt  nicht  mehr ;  Acceptilation 
(Quittung),  pactum  de  non  petendo  und  Bestehen  einer  kompen- 
sabeln  Gegenforderung  wirken  bei  der  Solidarität  unter  denselben 
Bedingungen  und  in  derselben  Weise,  wie  bei  der  Korrealität; 
dass  ein  Korrealgläubiger  die  ganze  Forderung  eintreiben  und 
durch  Konstitut  oder  Novation  auf  sich  vinkulieren  kann,  liegt 
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nur  im  Sinn  der  Parteien,  die  ja  zu  diesem  Behüte  Korrealität 
verabreden;  die  Novation  zerstört  bei  KorrealverhUltnissen  nicht 
notwendig  alle  nicht  novierten  Einzelanspiüche,  sowenig  wie  beim 
Solidarverhältnis;  den  gerichtlichen  Schiedseid  gibt  es  nicht  mehr 
und  die  Wirkung  des  Freispruchs  wird  nach  den  Bestimmungen 
der  R.Z.Pr.O.  gewiss  auf  den  eingeklagten  Anspruch  einzu- 
schränken sein.  Ebenso  ist  es  ganz  sicher,  dass  mora  solvendi,  und 
ziemlich  sicher,  dass  culpa  nur  dem  schuldigen  Korreus  zur 
Last  fallen.  Somit  bleibt  von  der  ganzen  KorrealitUt  nur  ein 
Rechtssatz  übrig,  der  sie  auch  heute  noch  von  der  gemeinen 
Solidarität  unterscheidet  und  das  ist  die  gewiss  zu  missbilligende 
Bestimmung,  dass  die  Verjährung  der  Korrealklagen  eine  gemein- 
same ist.  Rümelin. 

Banz,  E.     Die  Forderungsüberweisung,  Schuldüber- 
weisung  und   die    Verträge    zu   Gunsten  Dritter 
nach  gemeinem  R.     Leipzig.     1886.     152  S.    4  M. 
Delegation   ist  der  Eintritt  eines  neuen  Schuldners  oder  eines 
neuen  Gläubigers  in  eine  bestehende  Obligation  auf  Anweisung 
und  unter  Ausscheiden   des   ursprünglichen  Obligationssubjekts. 
Das  Delegieren    im   technischen  Sinn  ist  nicht  der  Akt  der  An- 
weisung an  eine  Person  zur  Abgabe  eines  Versprechens  an  eine 
andere  Person,    sondern   umfasst  auch  die  Wirkung,    die  durch 
die  Abgabe  dieses  Versprechens  entsteht. 

Die  bei  der  Delegation  verwendeten  Stipulationsformeln,  die 
wir  kennen,  waren  relativ  gefasst  (quidquid  de  vendito  dare 
facere  oportet)  und  es  sind  deshalb  die  Delegationsfälle,  in  denen 
der  Wortlaut  des  Versprechens  nicht  angegeben  ist,  nur  mit 
diesen  relativen  Formeln  aufzulösen ;  die  Delegation  ist  im  Zweifel 
eine  titulierte,  keine  reine  mit  abstrakten  Summenversprechen. 
Die  Delegation  bewirkt  eine  Succession  in  eine  bestehende  Obli- 
gation. Verspricht  der  Delegat,  das,  was  er  dem  Deleganten 
schuldet,  dem  Delegator  zu  leisten,  so  findet  eine  Succession  auf 
der  aktiven  Seite  der  Obligation,  in  die  Forderung  statt  (aktive 
Delegation,  Forderungsüberweisung).  Verspricht  der  Delegat, 
dem  Delegator  das  zu  leisten,  was  demselben  von  dem  Deleganten 
geschuldet  wird,  so  erfolgt  die  SuccessÄn  auf  der  passiven  Seite 
in  die  Schuld  (passive  Delegation,  Schuldübernahme). 

Den  relativ  gefassten  Stipulationsformeln  entsprechen  die 
modernen  Ausdrücke,  dass  die  Forderung  übertragen,  dass  die 
Schuld  übernommen  wird,  und  es  sind  deshalb  die  Sätze,  welche 
das  r.  R.  über  Delegation  aufstellt,  direkt  anwendbm  der 
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Schuldner  auf  Anweisung  eines  Gläubigers  seine  Schuld  einem 
dritten  verspricht,  oder  wenn  jemand  die  Schuld  eines  anderen 
auf  dessen  Anweisung  dem  Gläubiger  gegenüber  übernimmt. 

Durch  die  aktive  Delegation  geht  das  Forderungs-ß.  vom 
Deleganten  auf  den  Delegator  über,  sonst  ändert  sich  an  dem 
übertragenen  Forderungs-R.  nichts.  In  dem  Versprechen  des 
Delegaten  an  den  Delegator  liegt  keine  Anerkennung  der  Schuld. 
Der  Delegat  kann  dem  Delegator  gegenüber  alle  Einreden  vor- 
bringen, welche  er  gegen  den  Deleganten  geltend  machen  konnte. 
Eine  Ausnahme  findet  nur  in  Beziehung  auf  die  Kompensations- 
einrede, sowie  auf  höchst  persönliche  Einreden  (pactum  de  non 
petendo  in  personam,  beneficium  competentiae)  statt.  Einreden 
aus  dem  der  Delegation  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgeschäft 
zwischen  Deleganten  und  Delegator  kann  der  Delegat  dem  Dele- 
gator gegenüber  nicht  vorbringen.  Eine  Ausnahme  hiervon  findet 
nur  dann  statt,  wenn  durch  die  Forderungsüber Weisung  eine 
Schenkung  zwischen  Ehegatten  vollzogen  werden  soll,  (lieber 
Zinsenlauf,  Pfand-R.,  Bürgschaft,  Konventionalstrafe,  Konkurs- 
privilegien, Verzug,  Fähigkeit  zur  Forderungsüberweisung,  Be- 
dingung, Befristung  zu  vgl.  §.  25—34  S.  63—84.) 

Die  Schuldübernahme  hat  die  Wirkung,  dass  der  alte 
Schuldner  aus  der  Obligation  ausscheidet  und  dass  der  Ueber- 
nehmer  an  seine  Stelle  tritt.  Der  Gläubiger  kann  den  alten 
Schuldner  nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen  und  trägt  die  Gefahr, 
wenn  der  üebernehmer  insolvent  wird.  Die  zur  Herbeiführung 
dieser  Wirkung  erforderliche  Novationsabsicht  ist  in  dem  Aus- 
druck „die  Schuld  übernehmen"  deutlich  zum  Ausdruck  gebracht. 

Einreden,  die  der  übernommenen  Schuld  anhaften  (exceptiones 
rei  cohaerentes)  kann  der  üebernehmer,  Delegat,  dem  Gläubiger, 
Delegator,  gegenüber  ebenso  vorschützen,  wie  es  der  alte  Schuldner, 
der  Delegant  konnte.  Einreden  aus  seinem  Verhältnis  zum 
Schuldner  kann  der  üebernehmer  dem  Gläubiger  nicht  entgegen- 
stellen, (üeber  Zinsenlauf,  Pfand-R.,  Bürgschaft,  Konventional- 
strafe, Verzug,  Bedingung,  lateralis  obligatio,  Befristung  zu 
vgl.  §.  42—50  S.  96-113.) 

Die  causa,  aus  der  sich  der  Delegat  dem  Delegator  ver- 
pflichtet, liegt  in  dem  Verhältnis  des  Delegaten  zum  Deleganten ; 
der  Vertrag  zwischen  Delegat  und  Delegator  ist  stets  ohne  causa 
und  daraus  erklärt  sich  der  angeführte  Ausschluss  der  Einreden. 
Da  es  die  grössere  oder  geringere  Fehlerhaftigkeit  der  causa  ist, 
wegen  welcher  das  R.  dem  Schuldner  die  Befugnis  gibt,  sich 
von  einer  übernommenen  Verbindlichkeit  wieder  zu  befreien,  so 
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kann  diese  Befugnis  dem  Delegaten,  nicht  dem  Delegator  fieften. 

über  zustehen  ,  weil  in  seinem  Verhältnis  zu  diesem  • 
überhaupt  nicht  existiert.  Hieraus  resultiert  die  Unai 
keit  des  Delegationsversprechens  aus  dem  Verhältnis  des  Dele 
jfanten  zum  Delegates  bei  der  aktiven  Delegation  und  aus  dem 
Verhältnis  des  Delegenten  zum  Delegaten  bei  der  passiven  Dele- 
gation. Der  Delegat  kann  Einreden  nur  insofern  vorbringen, 
als  sie  der  übertragenen  Forderung  oder  Schuld  anhaften. 

Bei  dem  Vertrag  zu  Gunsten  dritter  ist  dasselbe  Verhältnis 
bezüglich  der  causa  vorhanden,  wie  bei  der  Delegation;  es  liegt 
eine  causa  zwischen  Promittenten  und  Promissar  und  eine  w>  * 
zwischen  Promissar  und  dem  dritten  vor,  dagegen  keine  zw , 
dem  Promittenten  und  dem  dritten,  also  gerade  zwischen  den 
Personen,  zwischen  denen  die  vereinbarte  Vermögensleistung 
stattfinden  soll.  Erfolgt  deshalb  eine  Forderungsüberweisung 
oder  eine  Schuldübernahme  durch  Vertrag  zu  Gunsten  dritter, 
so  sind  die  Regeln,  die  für  Delegation  gelten,  analog  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Verspricht  der  Promittent,  dem  dritten 
zu  leisten,  was  demselben  vom  Promissar  geschuldet  wird,  so 
greift  die  Analogie  der  passiven  Delegation  Platz,  die  der  aktiven 
Delegation  dagegen  dann,  wenn  der  Promittent  dem  dritten  zu 
leisten  verspricht,  was  er,  der  Promittent,  dem  Promissar  schuldet. 

Rümelin. 

Kraut.     Grundriss   zu  Vorlesungen   über   das  deutsche 
Privat- R.     Neu  bearbeitet  von  F.  Frensdorff,  6.  verm. 
Aufl.     Berlin    und   Leipzig,    Guttentag.     1886.     XXXII   u. 
608  S.    12  M. 
Das  allgemein  geschätzte  und  benützte  Werk,  welches  wie  der 
Herausgeber  bemerkt,  vielen  Fachgenossen  bei  Vorlesungen  und 
Arbeiten  zum    lieben  Begleiter   geworden   ist,   erscheint  nun  in 
allen  seinen  Teilen  von  neuem  kritisch  gesichtet,  durch  Angabe 
der  Litteratur,  sowie  durch  Quellenauszüge  bis  auf  die  neueste 
Zeit   ergänzt,    dem  Umfang    nach   bei  aller  Oekonomie  um  fast 
100  Seiten   vergrössert,   in  Plan   und  Anlage  aber  trotzdem  im 
wesentlichen  unverändert.    Es  wurden  der  AuffindbarK  r 
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als  die  Numerierung  und  Reihenfolge  der  Auszüge  beibehalten; 
wo  sich  etwa  eine  Urkunde  als  unecht  oder  verdächtig  ausge- 
wiesen, wurde  dies  durch  eine  Bemerkung  hervorgehoben.  Die 
durchgreifendste  Umgestaltung  eifuhr  der  quellengeschichtlicbe 
Teil,   soweit  dies  eben  der  unfertige  Zustand  unserer  Editionen 
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gestattet.  In  dem  „System  des  deutschen  Privat-R's."  betitelten 
Hauptteil  des  Werkes  sind,  wie  das  Vorwort  hervorhebt,  ins- 
besondere die  neue  Gesetzgebung  des  Reiches  und  Preussens  be- 
rücksichtigt:  Berg-R.,  Vormundschaftsordnung,  Auflassungs-  und 
Grundbuch-R. ,  das  bäuerliche  Erb-R.  u.  a.  Angewandt  wird 
ferner  die  namentlich  durch  Stobbes  Verdienst  gewonnene  Ein- 
beziehung obligatorischer,  früher  rückhaltslos  dem  röm.  System 
einverleibter  Rechtsverhältnisse  in  die  deutsche  Privatrechtswissen- 
schaft. Neu  hinzugefügte  Stellen  sind  mit  Buchstaben  bezeichnet, 
um  die  alte  Zählung  nicht  zu  stören.  So  die  Bestimmungen 
der  Reichsgewerbeordnung  als  §.  136  a  und  die  Vorschriften  über 
Urheber  und  Erfinder  mit  §§.  145  a — 145  g.  Bei  den  einzelnen 
Paragraphen  ist  auf  die  betreffenden  Titel  der  Systeme  von 
Beseler,  Gerber,  Stobbe  und  Roth  hingewiesen  worden.  Handels-, 
Wechsel-  und  See-R.  sind  in  demselben  Umfange  wie  früher  auf- 
genommen. 

Das  Ganze,  sieht  man  wohl,  ist  eine  mühsame  Arbeit,  daher 
die  folgenden  Bedenken  in  keiner  Weise  essentiell  erscheinen. 
Wir  halten  dafür,  dass  die  strenge  Einhaltung  der  Zählung  der 
früheren  Auflage,  trotz  der  dafür  massgebenden  Gründe,  dem 
Werke  eher  zum  Nachteil  gereicht  hat.  Die  logische  und  chrono- 
logische Reihenfolge  der  Auszüge  gibt  nämlich  Anlass  zu  Zweifeln 
und  Bedenken.  Weshalb  steht  z.  B.  in  §.  70  der  Auszug  aus 
den  L.  Familiae  Sti  Petri  an  zwölfter  Stelle,  nach  dem  Auszug 
aus  Rechten  des  13.  und  14.  Jahrhunderts,  obgleich  er  doch  inhalt- 
lich mit  Lex  Sax.  64  (Nr.  2)  fast  genau  übereinstimmt?  Sollte 
für  die  Geschichte  der  R.  an  fahrender  Habe  (§.  71)  der  Sachsen- 
spiegel den  wichtigen  Ausgangspunkt  bilden?  Die  §.  82  mit- 
geteilten Belege  zum  Klagsystem  der  LL.  barb.  um  fahrende 
Habe  sind  doch  kein  hinreichender  Ersatz,  umsomehr  als  sie, 
was  übrigens  durch  Zweck  und  Begrenzung  des  Handbuchs  gerecht- 
fertigt ist,  nicht  erschöpfend  mitgeteilt  werden  konnten  (cf.  Jobbe- 
Duval,  Revendication  des  meubles).  Ferner:  „die  grosse  Zahl 
von  ürkundenbüchern",  dies  bemerkt  der  Herausgeber  selbst  im 
Vorwort  „hätte  es  leicht  gemacht,  die  alten,  von  Kraut  ge- 
sammelten Stellen  um  zahlreiche  und  charakteristische  Nummern 
zu  vermehren."  Aus  Rücksicht  auf  den  Umfang  des  Werkes  ist  dies 
unterblieben.  Hier  aber  liegt  gerade  das  Hauptgebiet,  der  Schwer- 
punkt unserer  Fortschritte  und  Eroberungen.  Möge  die  nächste 
Auflage,  wenn  es  sein  muss  unter  Preisgebung  der  alten  Nume- 
rierung, die  übrigens  eventuell  durch  die  bekannten  Hilfsmittel  in 
Evidenz  bleiben  könnte,  diese  Lücke  ausfüllen.  Dargun. 
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Bolze,  A.  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen. 
Bd.  II.  Leipzig,  Brockhaus.  1886.  XVI  u.  498  S. 
Anlage  und  Zweck  dieses  Werkes  sind  bei  der  Anzeige  des 
ersten  Bandes  in  dem  C.Bl.  V  S.  224  und  225  angegeben.  Der 
zweite  Band  enthält  unter  2005  Nummern  die  Bearbeitung  der 
Entscheidungen  aus  der  Zeit  vom  Juni  1885  bis  Ende  Milrz  1886; 
er  zeichnet  sich  durch  die  gleiche  Sorgfalt  und  ZuverlUssigkeit 
aus,  wie  der  erste  Band.  Achilles. 

EoUigs.  Die  wichtigsten  Rechts  grundsät  ze  bei  Privat- 
auktionen. (Magazin  für  das  deutsche  R.  der  Gegen- 
wart VI  I.     S.  51—62.) 

Gegenüber  der  grossen  praktischen  Bedeutung,  welche  die  Privat- 
auktion für  das  heutige  Verkehrsleben  erlangt  hat,  wird  in  dem 
vorliegenden  Aufsatze  der  Versuch  gemacht,  die  theoretischen 
Zweifel,  welche  sich  an  diesen  Rechtsvorgang  knüpfen,  auf  der 
Grundlage  des  röm.  R.  zu  lösen.  Die  Hauptfrage,  durch  welche 
Thatsachen  der  Abschluss  des  Vertrages  zwischen  den  Beteiligten 
(beim  Mangel  besonderer  Versteigerungsbedingungen)  sich  voll- 
endet, wird  von  dem  Verf.  dahin  entschieden,  dass  der  Ver- 
steigerer gebunden  ist,  sobald  das  Höchstgebot  abgegeben  worden, 
der  Höchstbietende  aber  von  seinem  Gebote  nicht  zurücktreten 
kann.  Die  Entscheidung  mag  vom  Standpunkte  der  röm.  Quellen 
gerechtfertigt  sein.  Den  Anforderungen,  welche  der  Verkehr 
an  die  Gewährung  möglichster  Rechtsicherheit  stellt,  scheint  es 
jedoch  entsprechender  zu  sein,  wenn  man  den  Vertrag  erst  mit 
der  Erteilung  des  Zuschlages  als  geschlossen  ansieht.  Von  diesem 
Standpunkte  wird  man  teilweise  zu  anderen  Ergebnissen  ge- 
langen als  der  Verf.,  ohne  darum  den  Untei*suchungen  desselben 
für  das  geltende  R.  den  Wert  zu  bestreiten.  Achilles. 

Pollack.   Der  Schenkungswiderruf,  insbes.  seine  Vererb- 

lichkeit.    Ein  Beitrag  zur  Abfassung  des  deutschen  bürgerl. 

Gesetzbuches.   Berlin,  Siemenroth.  1886.  220  S.    4  M.  50  Pf. 

Die    in    der    Lehre    vom     Schenkungswiderruf    auftretenden 

Schwierigkeiten  und  Anomalien  lösen  sich  leicht,  wenn  -' 

liehe  Widerrufsbefugnis   von   dem   aus   deA  erklärten    - 

ist  entstehenden  Abforderungs-R.  getrennt  wird.    Wenn  in  dem 

Widerrufs-R.  ein  R.  zu  nochmaliger  Ueberlegung,   eventuell  zu 

einer  sich  anschliessenden  Willensänderung  gegeben  ist,  so  setzt 

dieser  Widerruf  Einheit  der  Person  des  Widerrufenden  mit  dem. 

jenigen  voraus,  dessen  Willensakt  widerrufen  werden  soll.     Das 
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R.  des  Widerrufs  ist  deshalb  unvererblich,  wähi-end  die  Klage 
aus  dem  Widerruf  eine  actio  in  personam  mit  vermögensrecht- 
lichem Inhalt  ist,  über  deren  Vererbung  nichts  von  der  all- 
gemeinen Regel  Abweichendes  gilt.  Diese  Principien  finden  sich, 
sofern  nur  die  Fälle  des  Widerrufs  der  Schenkung  richtig  ab- 
gegrenzt werden,  im  röm.  wie  im  preuss.  R.  und  sind  für  das 
künftige  deutsche  Gesetzbuch  zu  empfehlen.  Rümelin. 

Naef,  N.  Das  franz.  u.  bad.R.  der  Vermögensabsonderung 
unter  Eheleuten.  Freiburg  i.  B.,  Mohr.  1886.  2  M.  80  Pf. 
Das  nach  röm.  R.  der  Ehefrau  zustehende  R.,  ihre  Dos,  falls 
dieselbe  durch  den  Vermögensverfall  des  Mannes  bedroht  ist, 
schon  während  der  Ehe  zurückzufordern,  ist  in  Frankreich  bereits 
in  früherer  Zeit  (coutume  von  Orleans  Art.  198)  auf  die  Güter- 
gemeinschaft des  einheimischen  Ehegüter-R's.  übertragen  worden: 
Die  Frau  kann  in  dem  gedachten  Falle  schon  während  der  Ehe 
auf  Vermögensabsonderung  klagen.  Das  Urteil ,  welches  ihrer 
Klage  entspricht,  bewirkt  nicht  bloss  Auflösung  der  Gütergemein- 
schaft, sondern  begründet  auch  sonst  ein  neues  vermögensrecht- 
liches Verhältnis  zwischen  den  Ehegatten;  die  Frau  erhält  das 
R. ,  fortan  ihr  Vermögen  selbst  zu  verwalten.  Letzteres  Ver- 
hältnis kann  auch  von  vornherein ,  vor  Abschluss  der  Ehe,  für 
dieselbe  durch  den  Ehe  vertrag  der  Brautleute  festgesetzt  werden. 
Diese  Rechtssätze  sind  dann  in  den  Code  civil  und  die  im  Gross- 
herzogtum Baden  unter  dem  Namen  „Bad.  Land-R."  eingeführte 
Bearbeitung  desselben  übergegangen.  Der  Verf.  hat  sich  die 
Aufgabe  gestellt,  dieses  Rechtsinstitut,  und  zwar  sowohl  die 
vertragsmässige,  als  auch  die  praktisch  weit  wichtigere,  während 
der  Ehe  durch  Richterspruch  herbeigeführte  Vermögensabsonde- 
rung, mit  besonderer  Berücksichtigung  des  jetzigen  bad.  Rechts- 
zustandes und  seiner  Wirkungen  darzustellen.  In  die  Darstellung 
des  Rechtszustandes  ist  eine  Kritik  desselben  eingeflochten,  die 
im  allgemeinen  wohl  das  Richtige  treffen  mag.  Die  vom  Verf. 
gerügten  üebelstände  treten  nicht  bloss  in  Baden,  sondern  zu 
einem  grossen  Teile  auch  im  rheinpreuss.  Geltungsbereiche  des 
Code  civil  hervor.  Mit  R.  wird  die  grosse  Gefahr  für  die 
Gläubiger  des  Mannes  hervorgehoben,  die  in  der  Vermögensab- 
sonderung, zumal  in  der  gerichtlichen,  liegt,  und  die  durch  die 
Kautelen,  welche  das  Gesetzbuch  und  neuerdings  die  Ausfüh- 
rungsgesetzgebung  zu  den  Reichsjustizgesetzen  zu  schaffen  sich 
bemüht  hat,  keineswegs  beseitigt  wird.  —  Der  Verf.,  ein  Rechts- 
anwalt,   schreibt    aus    der   Praxis   heraus.      Für    die   wichtigen 
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gesetzgeberischen  Aufgaben,  deren  Lösung  unserem  Zeitalter 
obliegt,  wäre  es  von  grossem  Werte,  wenn  Praktiker  öfter,  als 
geschieht,  ihre  Erfahrungen  in  solchen  Monographien  verwerten 
wollten,  in  denen  die  zur  Zeit  bestehenden  Recbtsinstitute  nicht 
bloss  nach  ihrem  juristischen  Inhalte,  sondern  in  ihrer  Wirksam- 
keit und  ihren  wirtschaftlichen  und  sonstigen  Folgen  dargestellt 
würden,  wie  es  in  dieser  Schrift  geschehen  ist.  v.  Cunj. 

Mayer,  H.  Das  württemb.  Familien-,  Erb-  und  Vormund- 
schafts-R.  in  seinen  Grundzügen  dargestellt.  Stutt- 
gart, Kohlhammer.  1886.  420  S.  5  M.  geb.  6  M. 
Schon  Bd.  I  S.  99  und  Bd.  II  S.  211  des  C.Bl.  haben  wir 
dargelegt,  wie  in  Württemberg  das  Erbteilungs-  und  Vormund- 
schaftswesen in  Verbindung  mit  den  Gemeindebehörden  durch 
vom  Staat  angestellte  nicht  akademisch  gebildete  Geschäfts- 
männer (die  Gerichts-  und  Amtsnotare)  verwaltet  wird,  welche 
ihre  Vorbildung  in  der  Hauptsache  in  den  Schreibstuben,  ausser- 
dem auch  in  einem  von  dem  Justizministerium  periodisch  an- 
geordneten kurzen  Unterrichtskursus  erhalten.  Neben  diesem 
letzteren  hat  nun  die  Verlagsbuchhandlung  von  Kohlhammer 
auch  noch  einen  Privatunterrichtskursus  für  Notariats-  und 
Vrwaltungskandidaten ,  d.  h.  eben  die  Aspiranteen  des  sogen. 
niederen  Justiz-  und  Verwaltungsdienstes  organisiert  und  den 
Verfasser,  einen  Angehörigen  dieses  Fachs  mit  dem  Lehrvortrag 
für  diese  Kandidaten  und  zugleich  mit  der  Ausarbeitung  des  vor- 
liegenden Buchs  beauftragt.  Demgemäss  hat  der  Verf.,  wie  er 
selbst  sagt,  unter  Zugrundlegung  der  Werke  von  Windscheid, 
Arndts  und  Lang  (württ.  Personen-R.),  sowie  des  ungedruckten 
Manuskripts  der  Vorlesungen  über  württ.  Privat-R.  von  Mandry 
—  wie  Referent  annehmen  muss,  einschliesslich  der  an  diesen 
Orten  vorgefundenen  Litteraturcitate  —  die  in  Württemberg 
geltenden  Grundsätze  über  das  Familien-  und  Erb-R.  „neu  zu- 
sammengestellt". Das  hiernach  von  einem  Nichtjuristen  ge- 
schriebene Buch  kann  denn  auch,  soweit  es  sich  auf  diese  Auf- 
gabe beschränkt,  als  eine  ganz  brauchbare  Zusammenstellung 
bezeichnet  werden,  in  welcher  namentlich  die  Präjudizien  der 
württ.  Gerichte,  wie  des  Reichsgerichts,  gewissenhaft  verwertet 
sind.  Auszustellen  ist  nur,  dass  der  Verf.  sich  auch  auf  Gebiete 
verirrt  hat,  welche  ausserhalb  seiner  Sphäre  liegen,  wie  die  ge- 
schichtliche Darstellung  der  jetzt  in  Württemberg  geltenden 
verschiedenen  Güterrechtssysteme  —  angeblich  nach  Schröder  und 
P.  Roth   — ,   sowie  der  Versuch  der  selbständigen  Entscheidung 
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einzelner  Kontroversen  des  röm.  wie  des  württ.  R's.  In  ersterer 
Beziehung  stossen  wir  sofort  S.  14  infolge  offenbaren  Missver- 
ständnisses auf  die  Behauptung,  dass  die  Errungenschaftsgemein- 
schaft schon  zur  Zeit  der  Volks-R.  das  deutsche  eheliche  Güter-E. 
beherrscht  habe;  von  dem  Institut  der  sogen,  „weiblichen  Frei- 
heiten" ist  S.  42  Not.  2  behauptet,  dass  diese  Befugnis,  sich  der 
Haftung  für  die  Gemeinschulden  zu  entledigen,  zwar  dem  alten 
schwäbisch-baierischen  R.,  aber  nicht  den  alten  württ.  R.  bekannt 
gewesen  sei,  während  doch  schon  Fischer  in  seinem  Versuch 
einer  Geschichte  der  deutschen  Erbfolge  Bd.  II.  S.  125  mehrere 
altwürtt.  Stadtrechte  (Balingen,  Herrenberg)  abgedruckt  hat,  in 
welchen  dieses  uralte  Institut  gegenüber  dem  Nachlassen  des 
Ehemanns  anerkannt  ist ;  vgl.  auch  das  Freiburger  Stadt-R.  von 
1520  I.  14.  Art.  16  und  das  ülmer  Stadt-R.  von  1579  T.  I.  Tit.  9. 
§.  1  und  Gallinger,  Offenbarungseid  S.  113  ff.  Auch  die  mit 
Vorliebe  verwendeten  lateinischen  Sätze  aus  dem  r.  R. ,  wären 
aus  nahe  liegenden  Gründen  im  Interesse  des  Verf.  selbst  besser 
vermieden  worden.  Dass  die  Inoffiziosität  zumal  S.  172  als  die 
Klage  aus  dem  forme'llen  Noterben-R.  dargestellt  wird,  kann 
doch  wohl  nur  einem  Nichtjuristen  nachgesehen  werden. 

Die  im  dritten  Buch  gegebenen  Beispiele  und  Formulare 
von  Rechtsgeschäften  sind  dem  Bedürfnis  der  "Kreise,  für  welche 
das  Buch  bestimmt  ist,  durchaus  angemessen.  Gaupp. 


IV.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Franz.  Zur  Reform  des  Notariats  in  Elsass-Lothringen. 
Strassburg  i.  E.  R.  Schultz.  1886.  41  S.  u.  2.  Anl.  1  M. 
Die  kleine  Schrift  schliesst  sich  an  die  von  demselben  Verf. 
1884  herausgegebene  Sammlung  der  auf  das  Notariat  in  Elsass- 
Lothringen  bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen  und  Verfügungen 
an  (C.Bl.  III.  S.  400).  Seitdem  ist  eine  kaiserliche  Verordnung  vom 
17.  März  d.  J.  über  den  Geldverkehr  der  elsass-lothringischen 
Notare  erlassen  worden.  Diese  Verordnung  und  die  Missstände, 
welchen  sie  zu  steuern  sucht,  werden  in  der  vorliegenden  Schrift 
besprochen.  Die  Missstände  sind  von  allgemeinem  Interesse  und 
vielfach  erörtert.  Sie  entspringen  aus  der  eigentümlichen  Stel- 
lung, welche  der  franz.  Notar  im  wirtschaftlichen  Leben  der 
Bevölkerung    einnimmt.      Gesetzlich    ist   er   nur   Beurkundungs- 
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beamter;  thatsächlicb  ist  er  der  Bankier,   welchem,   namentlich 
an  kleinen  Orten,  ein  grosser  Teil  des  Publikums  seine  Kapitalien 
anvertraut.     Das   führt  nicht  selten  zu  traurigen  Katastrophen. 
Die  Zahl  der  damit  zusammenhängenden  Absetzungen  von  Notaren 
betrug   in  Frankreich   vor   dem  Kriege   durchschnittlieh  12—13 
im  Jahre;   sie   hat   seitdem   noch   erheblich   zugenommen.     Für 
Elsass-Lothringen ,   wo   ebenfalls  bis   in  die  neueste  Zeit  hinein 
solche  Fälle  wiederholt  vorgekommen  sind,  sucht  die  Verordnung 
vom  17.  März  d.  J.,  welche  der  Verf.  erliiutert,  den  bankmÄssigen 
Geschäftsbetrieb  der  Notare  zu  unterdrücken:  Sie  sollen  fremde 
Gelder   nur   verzinslich   und   zur  Verwahrung  und  Verwendung 
im   Namen   des  Auftraggebers   annehmen;   sie   sollen   dieselben, 
soweit  es  sich  um  mehr  als  500  Mark  handelt,  nicht  länger  als 
sechs  Monate   in  Verwahr  behalten,  sofern  die  Aufsichtsbehörde 
nicht    ausnahmsweise    wegen    besonderer   umstände    des   Falles 
eine  Fristverlängerung   bewilligt;   um  Gelder  für   fremde  Rech- 
nung  vereinnehmen  zu  dürfen,  sollen  sie  schriftliche  Vollmacht 
haben.     Ihr  Geldverkehr   wird  von  der  Staatsanwaltschaft  und 
den    Notariatskammern    beaufsichtigt.      Eine   auch   am    preuss. 
Niederrhein   zu  Zeiten   vielbesprochene   Frage,    die  Cession   der 
Steigpreise   an   den   instrumentierenden  Notar,    ist  in   der  Ver- 
ordnung  dahin   geregelt,   dass   regelmässig  der  Notar,   welcher 
einen  Vertrag  beurkundet  hat,  sich  Forderungen  aus  demselben 
nicht   soll   übertragen   lassen  dürfen,   dass  jedoch  im  Bedürfnis- 
falle ausnahmsweise  für  einzelne  Amtsgerichtsbezirke  oder  Teile 
von  solchen  die  Staatsanwaltschaft  als  Aufsichtsbehörde  den  be- 
teiligten Notaren  unter  näher  festzustellenden  Bedingungen  solche 
Cessionsgeschäfte  widerruflich  soll  gestatten  dürfen. 

Y.  Cuny. 

Bunsen,  Fr.     Die  Lehre  von   der  Zwangsvollstreckung 
auf  Grundlage   der   deutschen  Reichsjustizgesetze 
systematisch   dargestellt.     Wismar,   Hinstorff.     1885. 
VI  u.  187  S. 
In  diesem  Buche  wird  die  Zwangsvollstreckung,  soweit  sie  in 
dem  Zivilprozess-R.  des  Deutschen  Reiches  ihre  Regelung  findet, 
vollständig   dargestellt.     Die   Darstellulg    zerfällt   in   zwei   Ab- 
schnitte.    Der   erste   Abschnitt,   das  Zwangsvollstreckungsrecht, 
behandelt  nach   einer  Einleitung  (§.  D   in   vier  Kapiteln    1.  die 
Voraussetzungen  des  Zwangsvollstreckungsrechtes  auf  Seiten  des 
Gläubigers  (§§.  2-3),   2.  das  Gebiet  der  Zwangsvollstreckung 
auf  Selten    des   Schuldners    (§§.   5-11),    3.   die   Einreden   des 
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Schuldners  im  ZwangsvoUstreckungsverfahren  (§§.  12 — 16),  4.  den 
Widerspruch  Dritter  gegen  die  Zwangsvollstreckung  (§§.  17 — 19)^ 
Der  zweite  Abschnitt,  das  Zwangsvollstreckungsverfahren,  enthält 
sieben  Kapitel  mit  den  Ueberschriften :  1.  die  leitenden  Grund- 
sätze des  Verfahrens  in  der  Zwangsvollstreckungsinstanz  (§§.  20 
bis  24),    2.    die   Organe   der   Zwangsvollstreckung  (§§.  25 — 30)^ 

3.  Beginn  und  Einstellung  der  Zwangsvollstreckung  (§§.  31,  32), 

4.  Die  Zwangsvollstreckung  wegen  Geldforderungen  (§§.  33—42), 

5.  Die  Zwangsvollstreckung  zur  Erwirkung  der  Herausgabe  von 
Sachen  und  zur  Erwirkung  von  Handlungen  und  Unterlassungen 
(§§.  43,  44),  6.  das  Verfahren  zwecks  Ableistung  des  Offen- 
barungseides (§.  45) ,  7.  das  Verfahren  bei  Vollstreckung  von 
Geldstrafen  und  Haft  (§.  46).  Der  Verf.  hat  einerseits  die  Vor- 
arbeiten der  Gesetze,  deren  Motive  etc.,  sowie  die  bisherige  Litte- 
ratur  und  "Rechtsprechung  gewissenhaft  und  geschickt  benutzt, 
andererseits  aber  sich  bemüht,  den  Inhalt  und  den  Geist  der 
Gesetze  selbständig  zu  erforschen  und  klar  zu  legen,  den  so  ge- 
fundenen Sinn  da,  wo  es  nötig  erschien,  selbst  gegen  die  Motive 
zu  verteidigen  und  die  Mängel  des  Gesetzes  aufzudecken.  Das 
Werk  dient  nach  dem  Stoffe,  welcher  in  ihm  verarbeitet  ist, 
den  Bedürfnissen  der  Praxis ,  ohne  die  Anforderungen  ausser 
Acht  zu  lassen,  welche  an  eine  wissenschaftliche  Bearbeitung  der 
Zwangsvollstreckung  zu  stellen  sind.  Achilles. 

Wolif,  Th.    Die  Eintragung  in  das  Grundbuch  zur  Voll- 
streckung einer  Forderung   sowie  zur  Vollziehung 
eines  Arrestes   und  einer  einstweiligen  Verfügung 
systematisch  dargestellt.    Berlin,  Vahlen.    1886.    VIII 
und  191  S.     3  M.  60  Pf. 
Das  preuss.  Gesetz,  betr.  die  Zwangsvollstreckung  in  das  un- 
bewegliche Vermögen,  vom  13./VII.  1883  regelt  die  zwangsweise 
Eintragung  einer  Geldforderung  auf  die  Grundstücke  des  Schuld- 
ners einheitlich  für  den  Geltungsbereich  der  Grundbuchordnung 
vom  5./V.  1872.    Bei  der  hohen  Bedeutung,  welche  diesem  Mittel 
zur   Sicherung   bezw.   zur  Befriedigung    des  Gläubigers   für   das 
Rechtsleben  beizumessen  ist,  und  bei  den  durchaus  nicht  immer 
einfachen   Rechtsverhältnissen,    deren    Mittelpunkt   die    Zwangs- 
eintragung   bildet ,    ist    es    eine    zeitgemässe    Aufgabe ,    diesen 
Gegenstand    einer    wissenschaftlichen    Untersuchung    und    Bear- 
beitung   zu    unterziehen.      In    dem    vorliegenden    Werke    wird 
die    Aufgabe    mit    voller    Kenntnis    und    richtiger    Würdigung 
des   praktischen   Bedürfnisses   gelöst.     Die  Lösung   war   um   so 
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schwieriger,  als  sie  sich  auf  das  Prozess-H.  und  das  Grundbncb-R. 
zu  erstrecken  hatte,  zwei  Gebiete,  deren  Grenzen  hier  vielfach 
ineinander  laufen.  Streitet  man  doch  soj^ar  darüber,  ob  die 
Zwangseintragung  ein  Akt  der  Zwangsvollstreckung  oder  ein  Akt 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ist.  Diese  und  andere  Streit- 
fragen werden  von  dem  Verf.  ebenso  giündlich  wie  klar  und 
scharfsinnig  erörtert.  Das  Werk  zerfilllt  nach  einer  Einleitung 
(§§.  1—3)  in  folgende  Abschnitte:  1.  die  rechtliche  Natur  der 
Zwangseintragung  (§.  4);  2.  die  Voraussetzungen  der  Zwangs- 
eintragung, in  objektiver  Beziehung  (?}?;.  '.—  18),  in  subjektive 
(§§.  19—27);  3.  der  Antrag  des  Gläubigers  auf  Zwangseintragung 
(§.  28);  4.  das  Verfahren  (§.  29):  5.  Rechtsmittel  und  Rechts- 
mittelinstanz (§.  30);  6.  der  Umfang  der  Eintragung  (§§.  31—42) 
und  die  R.  des  eingetragenen  Gläubigers  (§§.  43—45);  7.  die 
Löschung  der  Eintragung  (§.  46);  ^.  Anhang.  Die  Zwangsein- 
tragung auf  Requisition  von  Behörden  (8.  47).         Achilles. 

Hartmann,  B.  Gesetz  betr.  die  Anfechtung  von  Rechts- 
handlungen eines  Schuldners  ausserhalb  des  Kon- 
kursverfahrens. Vom  21./VI[.  1879.  3.  Aufl. 
Je  länger  ein  Gesetz  in  der  Praxis  gehandhabt  wird,  desto 
umfangreicher  wird  der  Stoif,  den  ein  gewissenhafter  Kommen- 
tator desselben  zu  bewältigen  hat.  Es  kann  daher  kaum  wunder 
nehmen,  dass  die  vorliegende  o.  Auflage  sich  von  den  früheren 
durch  eine  nicht  unerhebliche  Vermehrung  des  Materials  unter- 
scheidet. Durch  eine  gründliche  und  umfassende  Benutzung  und 
Verarbeitung  der  seit  dem  Erscheinen  der  letzten  Auflage  in  der 
Rechtsprechung  und  Wissenschaft  gegebenen  Auslegungen  d<s 
Gesetzes  hat  denn  auch  der  Verf.  seine  Arbeit  zu  einem  wert- 
vollen und  brauchbaren  Hilfsmittel  für  das  Verständnis  und  die 
Anwendung  des  Gesetzes  gestaltet.  Zunächst  bietet  er  unter  der 
Bezeichnung  „Vorbemerkungen"  in  einer  drei  Paragraphen  um- 
fassenden Einleitung  Erörterungen  über  das  System  und  die 
Grundlagen  der  Anfechtung,  ihren  rechtlichen  Charakter  und 
über  das  Forum  der  Anfechtungsklage.  Er  bekennt  ^irh  in  diesen 
als  Gegner  der  Delikts-  und  Quasidelikt^eorie . 
von  ihren  Vertretern  geltend  gemachten  Gründen  uni.  i  - 
Ziehung  der  Motive,  der  Aussprüche  des  Reichsgerichts  m 
Urteile    des    vorm.   preuss.    Obertribunals    eingehend   bei 

Er  verwirft  auch  die  Annahme  eines  besonderen  Gerichtss;.. ^ 

für  die  Klage.  Auf  die  Kommentierung  der  einzelnen  Para- 
graphen ist  grosse  Sorgfalt  verwendet,  und  sind  namentlich  die 


444     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1886).  V.  Band.  12.  Heft. 

verschiedenen  kontroversen  Fragen  ausführlich  erörtert.  Wir 
verweisen  beispielsweise  auf  die  Ausführungen  über  die  Fragen, 
ob  Unterlassungen  als  anfechtbare  Rechtshandlungen  anzusehen 
(S.  38),  ob  Scheingeschäfte  der  Anfechtung  durch  den  (rläubiger 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  21./VII.  1879  unterliegen  (S.  45), 
was  unter  Rechtshandlungen  im  Sinne  des  §.  6  des  Gesetzes  zu 
verstehen  (S.  149).  Nicht  durchweg  folgt  der  Verf.  in  seinen 
Argumentationen  der  Rechtsansicht  des  Reichsgerichts,  scheint 
auch  mehrfach  kein  ausreichendes  Gewicht  auf  das  historische 
Moment  zu  legen,  da  er  wiederholt  (z.  B.  S.  38  und  46)  zu  Er- 
gebnissen gelangt,  welche  sich  in  direkten  Widerspruch  mit  den 
Erklärungen  der  „Motive"   des  Gesetzes  setzen.  Meves. 


V.  Strafrechtswissenschaft. 

Olshauseu,  J.  Kommentar  zum  Str.G.B.  für  das  Deutsche 
Reich.  2.  umgearbeitete  Aufl.  Berlin,  Vahlen.  XVI  u.  1350  S. 
25  M. 

Der  O.'sche  Kommentar  ist  beim  Abschluss  der  ersten  Aufl. 
von  der  Fachpresse,  insbesondere  von  der  Lisztschen  Zeitschrift 
für  Strafrechtswissenschaft  eingehend  gewürdigt  worden.  Auch 
das  C.Bl.  versuchte  damals  (II,  433)  eine  Charakteristik  zu  geben. 
Derselben  ist  wohl  der  Vorwurf  gemacht  worden,  dass  sie  die 
Tendenz  des  C.Bl.  verleugne  und  über  das  blosse  Referat  hinaus- 
gehe. Es  ist  jedoch  klar,  dass  bei  einem  „Kommentar"  von 
einem  blossen  „Referat"  nicht  die  Rede  sein  kann,  dass  hier  viel- 
mehr unmerklich  mit  einer  Charakteristik  ein  Urteil  verbunden 
werden  muss,  und  das  Ziel  unserer  Zeitschrift  ist  nur  dies,  dass 
auch  solche  Urteile  möglichst  objektiv  seien :  wurde  aber  damals 
das  O.'sche  Werk  als  eine  der  hervorragendsten  Erscheinungen 
unserer  Rechtslitteratur  bezeichnet,  so  ist  diese  Aeusserung 
unseres  uns  nun  durch  den  Tod  entrissenen  Referenten  (Geyer) 
durch  die  Urteile  der  gewiegtestenFachmänner ,  wie  durch  die 
Praxis  selbst  vollauf  bestätigt  worden:  dem  Umstände,  dass  letz- 
tere sofort  den  hohen  Wert  des  umfangreichen  Werkes  erkannte, 
ist  die  schnelle  Neuauflage  des  letzteren  zuzuschreiben. 

Wenn  wir  im  allgemeinen  auf  die  frühere  Anzeige  ver- 
weisen, so  muss  doch  bemerkt  werden,  dass  die  Umarbeitung 
mit  peinlicher  Sorgfalt  vollzogen   wurde.     Nähere  Vergleichung 
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der  einzelnen  Paragraphen  zeigt  fast  durchweg,  dass  kein  blosses 
Herübernehmen  erfolgt  ist,  vielmehr  ist  meistens  die  Anordnung 
geklärt  und  umgestaltet,  der  verwertete  Interpretationsstoff  ver- 
mehrt, die  bedeutsamen  Begriflfe  schärfer  hervorgehoben;  man 
kann  sagen,  dass  dies  fast  in  jedem  Paragraphen  hervortritt. 
Man  vgl.  z.  B.  die  Abschnitte  vom  Zusammentreffen  strafbarer 
Handlungen  und  viele  andere,  insbesondere  des  allgemeinen  Teils. 

Auch  äusserlich  ist  die  Durcharbeitung  bemerkbar.  Das 
Format  ist  ein  wenig  vergrössert,  bei  etwa  sich  gleich  bleibender 
Seitenzahl.  Den  umfangreicheren  Erörterungen  einzelner  Para- 
graphen sind  (ähnlich  wie  bei  OppenhofT)  kleine  Inhaltsverzeich- 
nisse voraufgeschickt,  die  reichsgerichtlichen  Urteile  sind  durch 
gotische  Schrift  schon  für  den  ersten  Blick  erkenntlich  gemacht; 
der  allgemeine  Teil  umfasst  jetzt,  was  im  einzelnen  hervortritt, 
388  statt  347  S. ,  auch  die  Uebertretungen  sind  etwas  genauer  be- 
handelt. Die  Litteratur  ist  durchgehend  benutzt,  einschliesslich 
besonders  des  Lisztschen  Lehrbuches  und  auch  schon  des  Bin- 
dingschen  Handbuches. 

Vor  allem  aber  ist  der  Verf.  bestrebt  gewesen,  die  Ungleich- 
mässigkeit  der  Behandlung  zu  beseitigen,  welche  der  ersten  Aufl., 
deren  Erscheinen  sich  durch  etwa  vier  Jahre  hinzog,  natur- 
gemäss  anhaften  musste.  Er  hat  jetzt  die  Einheitlichkeit  in 
der  Bearbeitung  des  gewaltigen  Stoffes  vollkommen  erzielt  und 
hat  ein  Werk  geschaffen,  welches  ebenso  den  berechtigten  An- 
forderungen der  Praxis  entspricht,  wie  es  die  tiefe  \^ "  aft- 
liche  Erfassung  des  gesamten  kriminalistischen  G.-  iVes 
beweist.                                                             v.  Kirchenheim. 

Scheiff,    A.     Das   Dynamitgesetz    vom  9./VI.    1884.     Eine 
systematische  Darstellung   als  Beitrag   zur  Frage   nach  der 
Revision    des   Gesetzes.     Berlin,    Franz    ^iotnonrotb.     ISSr.. 
Vni  und  70  S.  1  M.  40  Pf. 
Hälschner  hat  im  Gerichtssaal  Bd.  XXXVIII   Ö.  161  ff.    .Be- 
merkungen" zu  dem  im  Titel  bezeichneten  Gesetze  veröffentlicht. 
In  unverkennbarer  Anlehnung  an  diesen  seinen  Lehrer,  dem  auch 
die  Schrift  gewidmet  ist,  behandelt  S.  m  anziehender  Darlegung 
nach  einer  den  Zweck  des  Gesetzestextes  erläuternden  , Einleitung* 
zunächst  (Th.  I)  die  Entstehungsgeschichte  des  Gesetzes  und  desst-ii 
gewerbepolizeiliche   Bestimmungen,   alsdann   (Th.  II)   den  straf- 
rechtlichen Inhalt  des  Gesetzes  und  zwar  durchweg,  wie  schon 
der  Titel   andeutet,    im    Hinblick   auf  eine   ftir  erforderlich   er- 
achtete Revision  desselben.     Die   vom  Verf.  an  dem  Gesetze  ge- 
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übte  Kritik  ist  keineswegs  eine  durchweg  abfällige,  vielmehr 
werden  manche  Bestimmungen  desselben  gegen  anderweitig  er- 
hobene Angriffe  verteidigt:  so  verkennt  S.  namentlich  auch  nicht, 
dass  den  Verhältnissen  gegenüber,  die  zum  Erlasse  des  Gesetzes 
führten,  nicht  nur  strenge  Strafen ;  sondern  auch  mannigfache 
Abweichungen  von  allgemeinen  strafrechtlichen  Grundsätzen  be- 
gründet seien.  Dennoch  erachtet  er  dafür,  dass  sowohl  nach 
der  einen,  wie  nach  der  anderen  Richtung  zu  weit  gegangen  sei 
und  erfahren  insbesondere  Abs.  3  und  auch  Abs.  2  des  §.  5 
lebhaften  Tadel. 

Bei  der  Auslegung  des  Gesetzes  ist  nicht  nur  die  Recht- 
sprechung des  Reichsgerichts,  sondern  auch  diejenige  der  unteren 
Gerichte  berücksichtigt  worden.  Hinsichtlich  der  Natur  der  ge- 
meingefährlichen Delikte  hat  S.,  wie  noch  hervorgehoben  werden 
mag,  der  Siebenhaarschen  Auffassung  (vgl.  C.Bl.  Bd.  IV  S.  107) 
sich  voll  angeschlossen.  Olshausen. 


VI.    Ivirchenreclit. 

Pilette,  C.  Traite  de  l'administration  des  Fabriques 
d'Eglises.  BimixcHp-,  .  chez  les  principaux  libraires.  1886. 
264  S. 
Nach  Vorausschickung  der  Geschichte  der  allmählichen  Wieder- 
herstellung der  „inneren"  und  zuletzt  auch  der  „äusseren"  Fabrik- 
räte für  die  belgischen  Pfarr-  und  schliesslich  auch  für  die 
Filialkirchen  (S.  5—28)  werden  S.  29—177  die  114  Art.  des  franz. 
Dekrets  vom  30.JXII  1809  unter  Bezugnahme  auf  die  bis  Mai 
1 884  ergangenen  belg.  und  franz.  Gerichtsurteile ,  Ministerial- 
erlasse  und  Verordnungen  eingehend  erläutert.  P.  ergänzt,  er- 
setzt aber  nicht  A.  Lauwers'  Code  de  droit  civil  eccl.  (1860,  551  S. 
bei  Vanhee-Wante  in  Brügge),  worin  übrigens  gleichfalls  nur 
ein  Kommentar  des  Fabrikdekrets  enthalten  ist.  Sowohl  P. 
(S.  28  und  36)  als  Lauwers  (p.  35,  91  und  148)  hätten  statt 
unfruchtbarer  Erinnerungen  gegen  den  in  Belgien  wie  Frankreich 
konstant  gehandhabten  Ausschluss  der  Pfarrer  und  Bürgermeister 
vom  Vorsitze  im  Fabrikrate  und  Ausschusse  zweckmässiger  die 
Frage  geprüft,  ob  nicht,  wie  Bara  S.  71  seiner  Rapports  de  l'Etat 
et  des  Religions  und  das  belgische  Auswärtige  Amt  in  „La  Bel- 
gique,  et  le  Vatican"  I  S.  95  zugestehen,  infolge  der  belg.  Ver- 
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fassungsurkunde  die  Notwendigkeit  einer  Staatsgenehmigung 
zur  Eröffnung  von  Bethäusern  u.  s.  w.  weggefallen  sei.  Auch 
ist  nicht  der  Grund  ersichtlich,  aus  welchem  die  fiir  Belgien 
nicht  mehr  massgebenden  organischen  Artikel  der  protestan- 
tischen Bekenntnisse  vom  18  Germ.  X  von  P.  S.  190,  ferner 
S.  207  ff.  die  namentlich  durch  Gesetz  vom  15.;II.  1881  auf- 
gehobenen Artikel  des  Dekrets  vom  6.  Nov.  1813  noch  mit  ab- 
gedruckt worden  sind.  Die  wichtigeren  Gesetze  und  Verord- 
nungen der  holländischen  und  der  belgischen  Regierung  sind 
S.  213 — 232  angeführt,  hierunter  namentlich  das  Gesetz  vom 
4.  ni.  1870  über  die  Voranschläge  und  Jahresrechuungen  der 
Gotteshäuser  S.  222-226.  Den  Schluss  bilden  S.  233—259  ein 
erschöpfendes  alphabetisches  Sachregister  und  S.  260—264  eine 
Verweisung  auf  die  angeführten  Gerichtsurteile  nach  der  Reihen- 
folge der  Zeit.  Vollständiger  als  bei  P.  findet  sich  der  Text 
sämtlicher  in  Belgien  noch  anwendbaren  holländischen  und  bel- 
gischen Vorschriften  hinsichtlich  des  örtlichen  Kirchenvermögens 
im  „Handboek  voor  de  Kerkfabrieken  door  Th.  Versluysen, 
advocaat",  (bei  Peters-Ruelens  in  Löwen,  2.  Aufl.,  387  S.  1881) 
und  selbst  in  dem,  1877  im  gleichen  Verlage  erschienenen  ,Re- 
cueil  des  Decrets,  lois,  arretes  et  circulaires  relatifs  aux  Fa- 
briques  d'Eglise"  (333  S.).  F.  Geigel. 

Scaduto,  F.  L'abolizione  delle  facolta  di  theologia  in 
Italia  (1873).  Studio  storico-critico.  Torino,  Ermanne 
Loescher.  1886.  55  S. 
Der  unermüdlich  in  dem  Streben,  die  heutigen  kirchenpomisMM'n 
Zustände  Italiens  zur  allgemeinen  Kenntnis  und  Würdigung  zu 
bringen,  thätige  Verfasser  gibt  eine  eingehende  Darstellung,  wie 
es  gekommen,  dass  die  theologischen  Fakultäten  an  den  Staat«- 
universitäten  zuletzt  gänzlich  beseitigt  wurden.  Es  werden  die 
in  den  parlamentarischen  Debatten  für  die  Aufhebung  und  die 
Beibehaltung  geltend  gemachten  Gründe  mitgeteilt  und  kritisiert. 
Obwohl  S.  den  Gründen  für  die  Aufliebung  kein  volles  Ge- 
wicht zugesteht,  dieselbe  als  Konsequenz  des  Grundsätze«  der 
staatlichen  Nichteinmischung,  wie  man  ihn  allgemein  auffawte, 
zugibt,  dieses  „principio  deir  incomptenza"  selbst  für  falsch 
erklärt,  steht  er  auf  dem  Standpunkte,  dass  ein  praktisches  Be- 
dürfnis  für  die  Beibehaltung  nicht  vorlag  und  deren  Aufhebung 
nicht  geschadet,  noch  beigetragen  habe,  dass  das  Studium  der 
kirchenpolitischen  Fragen  vernachlässigt  werd. 
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VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

V.  Holst.  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (Marquardsens  Handbuch).  J.  C.  B.  Mohr.  1885. 
181  S.     6  M. 

Die  wissenschaftliche  Konstruktion  des  Bundesstaatsbegriffes 
ist  dauernd  auf  die  bedeutungsvollen  Lösungen  verwiesen,  welche 
die  Grundfrage  bei  dem  Aufbau  und  Ausbau  der  nordamerika- 
nischen Bundesverfassung  gefunden  hat.  Die  vorliegende  neueste 
Darstellung  des  Staats-R.  der  Vereinigten  Staaten  geht  daher 
denn  auch  bei  aller  der  geschichtlichen  Seite  des  anziehenden 
Stoffes  gew^idmeten  Sorgfalt  gründlichst  auf  jede  der  juristisch- 
dogmatischen Fragen  ein,  welche  sich  aus  der  lokal  modifizierten 
Erscheinungsform  des  Bundesstaates  ergeben.  —  Innerhalb  des 
an  dieser  Stelle  wiederholt  zitierten  Grundschemas  der  Marquard- 
senschen  Sammlung;  das  v.  H.  allerdings  an  manchen  Punkten 
notwendig  durchbrechen  musste ,  gibt  uns  Verf.  in  kunstvoller 
Kürze  einen  Ueberblick  über  die  Genesis  der  Bundesverfassung 
in  scharfen  Konturen  unter  Allegierung  eines  reichen  Quellen- 
materials. Der  zweite,  der  Bundesverfassung  als  Grundlage  des 
Staats-R.  der  Vereinigten  Staaten  gewidmete  Abschnitt  gewährt 
uns  den  Einblick  in  alle  das  öffentliche  Leben  der  Union  er- 
füllenden Fragen  publizistischer  Natur.  Auf  Grund  einer  um- 
fassenden Beherrschung  der  einschlägigen  Litteratur  und  des 
profusen  Judikatenmaterials  zeigt  uns  der  Verf.  die  Bedeutung 
und  juristische  Natur  der  sog.  Präambel  sowie  der  ganzen  Ver- 
fassungsurkunde, den  Umfang  ihrer  Kompetenz  und  die  mit  ver- 
fassungsrechtlichen Kompetenzkonflikten  verbundenen  Rechtsver- 
hältnisse. Unter  gelungener  Vermeidung  von  Wiederholungen 
wird  sodann  ein  möglichst  einfaches  Bild  der  an  wichtigen  ab- 
lenkenden Details  so  überaus  reichen  Organisation  der  Bundes- 
regierung aufgerollt,  die  verfassungsrechtliche  Wertrelation  der 
einzelnen  Organe ,  die  Korporationsrechte  des  Kongresses  und 
seine  Rechtsstellung  der  Präsidialgewalt  gegenüber  im  einzelnen 
charakterisiert  und  nach  Bedarf  einer  freimütigen  und  doch  zu- 
gleich parteilosen  Kritik  unterstellt.  Die  Hauptgebiete  der  Ver- 
waltung sind  nur  in  den  äusseren  Umrissen  angedeutet  mit  Aus- 
nahme des  Militärwesens,  das  ebenso  wie  die  mit  dem  staats- 
rechtlichen Problem  eng  zusammenhängende  Organisation  der 
Gerichte    wesentlich   intensivere  Erörterung   gefunden  hat.     Die 
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sog.  Grundrechte,  deren  ausführlichen  Katalog  v.  H 
der  Rubrik  „Kompetenzbeschränkungen  und  Verbote*  behandeil, 
bilden  nebst  einer  Darstellung  des  prinzipiellen  Gelialtes  der 
Verfassungen  der  Einzelstaaten  den  systematischen  Abschluss 
des  Werkes,  das  uns  in  vornehmer  Diktion  und  mit  einem  aller- 
orts hervorragenden  Sinn  für  das  Aktuelle  eine  lebendige  Vor- 
stellung vom  öffentlichen  Rechtszustande  in  den  Vereinigten 
Staaten  Amerikas  vermittelt.  Stoerk. 

Bornhak,    C.     Geschichte  des    preuss.  Verwaltungs-R. 

Berlin,  Springer  1885;'86.    Bd.  IL    XVI  u.  360  ^-      "V  !TI. 

X  u.  350  S.  ä  8  M.  (vollst.  24  M.) 
Der  erste  Band  wurde  IV  S.  116  kurz  angezeigt.  Der  Verf. 
hat  das  grosse  Werk  in  gleichmässigen  Fristen  zur  Vollendung 
gebracht.  Bd.  I  ist  abgeschlossen  am  18.  Jan.  1884,  Bd.  II  am 
18.  Jan.  1885,  Bd.  III  am  18.  Jan.  1886.  Mit  dem  Portschreiten 
der  Arbeit  ist  Verf.  mehr  und  mehr  in  dieselbe  hineingewachsen 
und  aus  der  kurzen  und  trockenen  Aufführung  der  positiven 
Einrichtungen  ist  allmählich  eine  die  gesamte  Verwaltung  tief 
erfassende  und  die  den  Umgestaltungen  derselben  zu  Grande 
liegenden  gesellschaftlichen  Verhältnisse  reif  erkennende  Dar- 
stellung geworden. 

Der  zweite  Band  führt  uns  das  18.  Jahrhundert,  die  Zeit 
vom  Regierungsantritte  Friedrich  Wilhelms  I.  bis  zum  Tilsiter 
Frieden  vor,  das  preuss.  „ancien  regime".  Die  Unterabteilungen 
sind  hier,  wie  im  ersten  Bande,  beibehalten.  Dies  geschieht  auch 
in  der  ersten  Hälfte  von  Bd.  III,  welcher  uns  unter  Verwertung 
allgemein-  und  specialhistorischer  Werke  jene  bedeutende  Periode 
des  preuss.  Verwaltungs-R.  von  1807—1848,  die  Verwaltungs- 
reform Steins  und  die  Sozialreform  Hardenbergs,  die  Versuche, 
das  Trümmerfeld  der  zahlreichen  Territorien  zu  verschmelzen 
und  die  Besitzklassen  in  den  Dienst  des  Staates  hineinzudrängen, 
lebhaft  schildert.  Aber  für  den  letzten  Abschnitt,  welcher  die 
Periode  von  der  Einführung  der  konstitutionellen  Staatsform 
bis  zu  den  neuesten  Verwaltungsreformen  umfasst,  Undert  Verf. 
die  Systematik.  Hier  wird  die  Verw^ungsgeschichte  zur  Ge- 
schichte der  gesellschaftlichen  Strömungen  seit  den  fünfziger  Jahren 
und  zur  Schilderung  jener  zahlreichen  politischen  Bestrebungen 
und  Gegensätze,  welche  das  letzte  Menschenalter  bewegten  (Kap.  I 
Revolution,  II  Reaktion,  III  Konfliktszeit,  IV  Nordd.  Bund  und 
Reich,  V  die  neuen  Provinzen,  VI  die  leitenden  Grundsätze  der 
neuesten  Verwaltungsreformj. 
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Auch  hier  zeigt  sich  ß.  durchaus  von  Gn  ei  st  scheu  Ideen 
beherrscht;  an  einzelnen  Stellen  erinnert  der  Ausdruck  fast  an 
Gneistsche  Vortragsweise ;  für  die  Systematik  im  einzelnen  haben 
Gneistsche  Schriften  zum  Vorbilde  gedient,  indem  in  jedem  Kapitel 
1)  die  Rechtsnormen,  2)  die  Organe,  3)  die  Kontrollen  behandelt 
werden,  besonders  aber  wird  durchweg  das  Verhältnis  der  gesell- 
schaftlichen Faktoren  zum  Staate  hell  beleuchtet.  Dabei  werden 
aber  überall  die  einzelnen  Gegenstände  mit  wissenschaftlicher 
Gründlichkeit  dargestellt,  auf  Grundlage  von  (Bd.  III  S.  327 
bis  336  angeführten)  62  Quellenwerken  und  120  Erscheinungen 
der  juristischen  und  historischen  Litteratur. 

Ein  anziehend  und  verständnisvoll  geschriebenes  Schlusswort 
vergegenwärtigt  noch  einmal  kurz  den  Weg,  den  der  Verf.  durch- 
messen von  der  militärischen  Kolonisation  auf  slavischem  Boden 
hindurch  durch  ständischen  und  absoluten  Staat  zur  Neuzeit,  in 
allen  Perioden  das  Verwaltungs-R.  als  Kampfobjekt  zwischen 
Gesellschaftsbestrebungen  und  Staatsgewalt  aufweisend  und  die 
Bedeutung  solcher  Erkenntnis  für  die  Beurteilung  der  politischen 
Parteien  betonend.  Zum  Schluss  deutet  Verf.  an,  wie  sehr  wichtig 
die  Betrachtung  der  inneren,  der  Verwaltungsgeschichte  eines 
Staates  ist,  wendet  sich  gegen  jene  „falsche  Wissenschaftlichkeit ", 
die  in  der  Aufstapelung  von  Altertümern  unter  Abstraktion  von 
allen  praktischen  Zielen  ihre  Aufgabe  sieht  und  erklärt,  dass 
die  Geschichte  des  öffentlichen  R.  nur  mit  äusserster  Vorsicht 
für  die  praktische  Rechtswissenschaft  benutzt  werden  dürfe. 
„Das  Zurückgehen,  auf  die  Vergangenheit  führt  nur  allzuleicht, 
wie  dies  die  historische  Schule  auf  dem  Gebiete  des  Privat-R. 
gezeigt  hat,  zu  einer  Verkennung  der  rechtsbildenden  Kraft  der 
Gegenwart  und  der  jüngsten  Vergangenheit,  die  den  einzelnen 
Rechtsinstituten  vielfach  andere  Zwecke  und  einen  anderen 
Charakter  gegeben  hat.  Wenn  man  jedoch  diesen  Umstand  richtig 
würdigt,  kann  auch  für  die  Praxis  die  Geschichte  des  Verwal- 
tungs-R. zu  wissenschaftlicher  Durchdringung  des  heute  gelten- 
den R.  und  zu  dessen  richtiger  Anwendung  wesentlich  beitragen, 
sie  kann  zu  einer  gegenseitigen  Ergänzung  der  Theorie  und 
Praxis  führen,  welche  unmöglich  ist,  wenn  die  Rechtsgeschichte 
sich  mit  toten  Rechtsantiquitäten  beschäftigt,  die  Praxis  sich  auf 
die  blosse  Routine  beschränkt."  v.  Kirchen  he  im. 
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VIII.  International  OS  Rocht. 

Milhoud,    M.     Princioes   du    drn 

dans  leur  application  aux  Privileges  et  Hypo- 
theques  au  point  de  vue  du  droit  posit 
Paris,  Pichon.  1885.  339  S.  8  Fr. 
Den  verschiedenen  Monographieen  aus  dem  Gebiete  des  inter- 
nationalen Privat-R.,  welche  in  den  letzten  Jahren  in  Frank- 
reich erschienen  sind,  reiht  sich  diejenige  von  M.  würdig  an. 
Er  beginnt  dieselbe  mit  einer  Einleitung,  worin  er  dem  inter- 
nationalen Privat-R.  den  Charakter  einer  Wissenschaft  vindiziert, 
denn  dasselbe  habe  nicht  nur  die  Grundsätze  festzustellen,  welche 
nach  den  verschiedenen  positiven  Gesetzgebungen  zur  Anwendung, 
sondern  auch  theoretisch  diejenigen  aufzusuchen,  welche  zur  An- 
wendung kommen  sollen.  Es  sei  daher  zu  untersuchen,  welches 
Gesetz  im  einzelnen  Falle  die  streitige  Frage  zu  entscheiden  habe, 
wobei  er  sich  gegen  die  übertriebene  Bedeutung  ausspricht, 
welche  die  neuere  italienische  Schule  und  Laurent  dem  heimat- 
lichen R.  einräumen  wollen.  Der  Verf.  will  nun  keine  Mono- 
graphie des  internationalen  Privat-R.  schreiben,  sondern  nur  eine 
einzelne  Frage  zum  Gegenstande  einer  eingehenden  Untersuchung 
machen  und  zwar  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Entschei- 
dungen des  franz.  R. ,  nämlich  die  Konflikte,  welche  zwischen 
verschiedenen  Gesetzgebungen  entstehen  können  mit  Rücksicht 
auf  Vor-R.  von  Gläubigern  an  beweglichen  oder  unbeweg- 
lichen Sachen  des  Schuldners.  Es  sind  daher  nicht  die  Forde- 
rungen Gegenstand  der  Untersuchung,  sondern  ihre  Accessorien, 
die  Sicherungsmittel  derselben,  nicht  das  persönliche  R.  des 
Gläubigers,  sondern  das  dingliche  R.  desselben.  Die  Garan- 
tieen,  welche  dem  Gläubiger  aus  der  SolidaritUt  mehrerer 
Schuldner,  oder  aus  einer  Bürgschaft  erwachsen,  werden  daher 
ausser  acht  gelassen.  Die  Vor-R.,  welche  dem  Gläubiger  zu- 
stehen, beruhen  entweder  auf  Vertrag  oder  auf  Gesetz,  nament- 
lich sind  die  letzteren  eine  Quelle  von  Schwierigkeiten.  Es  können 
nämlich  Konflikte  entstehen,  wenn  die  ix  rei  sitae  sich  im  Wider- 
spruche befindet  mit  dem  nationalen  Gesetze  einer  Partei,  oder 
dem  Gesetze,  welches  die  Forderung  beherrscht,  oder  mit  dem- 
jenigen des  Ortes,  wo  der  das  dingliche  R.  betreffende  Akt  er- 
richtet worden  ist,  und  der  Verf.  stellt  sich  daher  die  Aufgabe 
zu   untersuchen,    welche   Kompetenz  das   ""■■■    ^' 
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schiedenen  Gesetzen  einräumt  und  zugesteht.  Er  führt  nun  zuerst 
aus,  dass  es  mit  Bezug  auf  das  Eigentum  oder  andere  dingliche 
R.  an  beweglichen  oder  unbeweglichen  Sachen  gewisse  Rechtsver- 
hältnisse gebe,  welche  nur  nach  der  Gesetzgebung  des  Ortes  entschie- 
den werden  können,  wo  die  Sachen  sich  befinden.  Mit  Bezug  auf 
sie  kann  daher  ein  Konflikt  nicht  entstehen  z.  B.  Eintragung 
in  die  öffentlichen  Bücher,  Zwangsversteigerung,  Verjährung. 
Sodann  behandelt  er  die  möglichen  Fälle  einer  Kollision  zwischen 
dem  nationalen  R.  einer  Partei  und  der  lex  rei  sitae,  nament- 
lich die  gesetzliche  Hypothek  des  Minderjährigen,  Bevogteten  und 
der  verheirateten  Frau  und  Vor-R. ,  welche  ihren  Grund  im 
Erb-R.  haben,  namentlich  der  Miterben  und  der  Legatare  und 
Trennung  des  Vermögens  des  Erblassers  von  demjenigen  des 
Erben.  Endlich  untersucht  er  die  Frage ,  nach  welchem  R.  zu 
entscheiden  sei,  wenn  das  Gesetz,  welches  die  Obligation  be- 
herrscht, verschieden  ist  von  demjenigen  des  Ortes,  wo  der  Ver- 
tragsgegenstand sich  befindet.  Handelt  es  sich  um  Pfand-R.,  so 
kann  nur  die  lex  rei  sitae  zur  Anwendung  kommen;  sind  da- 
gegen die  Bedingungen  ihrer  Gültigkeit  oder  ihrer  Wirksamkeit 
in  Frage,  so  entscheidet  der  ausgesprochene  oder  vermutliche 
Wille  der  Parteien  darüber,  welches  Gesetz  zur  Anwendung 
kommen  solle.  Die  Vermutung  kann  nun  sprechen  für  die  lex 
rei  sitae,  für  die  Gesetzgebung  des  Erfüllungsortes,  des  Vertrags- 
abschlusses oder  des  Domiziles  der  Kontrahenten.  Alle  diese 
Möglichkeiten  werden  nun  eingehend  und  unter  Herbeiziehung 
der  neueren  Gesetzgebungen  besprochen,  und  es  gehört  diese 
Untersuchung  zu  den  interessantesten  Teilen  der  ganzen  Ab- 
handlung. Ein  letztes  Kapitel  behandelt  die  Konflikte  der  ver- 
schiedenen Gesetzgebungen  mit  Rücksicht  auf  Privilegien  und 
Hypotheken  an  Schiffen.  Die  ganze  Abhandlung  ist  mit  grosser 
Sachkenntnis  geschrieben  und  zeugt  auf  jeder  Seite  von  dem 
umsichtigen  Verfahren  und  dem  gesunden  Urteile  des  Verf., 
sowie  von  seinen  umfassenden  Kenntnissen.  Die  Kontroversen 
werden  sehr  gründlich  erörtert  und  obgleich  der  Verf.  nur 
franz.  R.  darstellen  will,  so  zieht  er  doch  auch  auswärtige  Gesetz- 
gebungen herbei,  so  dass  sein  Buch  nicht  nur  für  die  Wissen- 
schaft des  internationalen  Privat-R.,  sondern  auch  für  diejenige 
der  vergleichenden  Rechtswissenschaft  von  Interesse  ist.   König. 

Kasparek.  Der  Anteil  der  Polen  an  der  Pflege  des 
internationalen  R.  (in  poln.  Sprache).  Lemberg. 
1885.     114  S. 
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Veranlasst  durch  die  Bitte  Herrn  Pappafavas  in  Zara,  welcher 
eine  Bibliographie  des  obigen  Gegenstandes  v  " 
Verf.  es  unternommen,  die  poln.  Litteratur  des>' 
Die  ersten  drei  Abschnitte  behandeln  Werke  allgemeinen  Inhalts, 
namentlich  systematische  seit  dem  15.  Jahrhundert  bis  zur  Gegen- 
wart. Die  folgenden  sieben  Monographieen  und  zwar  1)  Die 
Materialien  und  Sammlungen ;  2)  über:  Geschichte  des  Völker-R. 
und  seine  Litteratur;  3)  über:  Quellen  des  internationalen  R. ; 
4)  Seine  Subjekte;  5)  über:  Das  internationale  R.  im  Frieden; 
6)  Die  diplomatischen  Personen;  7)  Krieg  und  Kriegs-R.  —  Die 
Zahl  der  dargestellten  Arbeiten  ist  eine  sehr  bedeutende.  Am 
Schluss  folgt  ein  13  Seiten  langer  Anhang  mit  den  alphabetisch 
geordneten  Titeln  der  wichtigeren  derselben.  Wer  sich  mit  dem 
Gegenstande  befasst,  kann  namentlich  auch  durch  Vergleich  mit 
den  jeweiligen  gleichzeitigen  Theorien,  wie  Gierke  sie  wieder- 
gegeben, manche  Belehrung  und  Anregung  aus  der  geftlUg  ge 
schriebenen  Abhandlung  schöpfen.  Dargun. 


IX.  Hilfswissenschaften. 

Tidy,  Ch.  M.  Legal  Medi eine.  Part.  I  u.  IL  London,  Smith, 
Eider  u.  Co.  1882  u.  1883.  2  vol.  639  u.  505  S. 
Der  Verf.  ist  Professor  am  London-Hospital  und  sein  Buch 
entstand  aus  Vorlesungen,  welche  er  dort  hielt  und  nun  neu 
verarbeitete.  Von  seinem  gross  angelegten  Werk  ist  bis  jeUt 
nur  die  Hälfte  erschienen,  denn  es  fehlen  noch  die  Abschnitte 
über  die  Gifte  und  über  die  Geisteskrankheiten,  und  es  ist  zu 
erwarten,  der  gelehrte  Autor  werde  seine  Aufgabe  nicht  als  be- 
endet ansehen,  bevor  er  seine  Erfahrungen  auch  mit  Bezug  auf 
diese  Gegenstände  dem  medizinischen  und  juristischen  Publikum 
werde  vorgelegt  haben.  Zu  Erzielung  möglichster  Vollständig- 
keit beschränkte  der  Verf.  seine  Untersuchungen  nicht  auf  Eng- 
land,  sondern  suchte  sich  eine  möglfthst  umfassende  Kenntnis 
aller  derjenigen  Fälle  zu  verschaffen,  über  welche  überhaupt 
Berichterstattungen  erschienen  sind.  Die  Sammlungen  von  Report. 
sind  jedoch  nicht  immer  ganz  zuverlässig,  und  der  ^^rf^^'ir 
daher  genötigt  auf  die  Quellen  selbst,  zurückzugehen  und  die 
einzelnen  Fälle  neu  zu  vergleichen.    Nur  zu  billigen  ist  es,  das. 
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dieselben  aus  dem  Texte  entfernt  und  nach  jedem  Kapitel  in 
einen  Appendix  verwiesen  sind.  Das  Werk  beginnt  mit  einer 
sehr  beachtenswerten  Einleitung  in  Form  einer  Vorlesung,  wie 
sie  ursprünglich  gehalten  worden  ist.  In  derselben  gibt  er  eine 
Uebersicht  über  das  Studium  und  die  Bedeutung  der  gericht- 
lichen Medizin  und  die  Aufgaben  des  Gerichts arztes.  Zu  dem 
Behufe  lässt  er  den  Leser  alle  Stadien  eines  Prozesses  durch- 
laufen, bei  welchen  der  Arzt  thätig  werden  kann;  die  Unter- 
suchung des  Coroners,  wenn  ein  Leichnam  gefunden  worden  ist, 
die  Obduktion,  die  grosse  Jury  und  die  Verweisung  vor  die 
Urteilsjury ;  sodann  den  Beweis  und  das  Beweisverfahren,  insoferne 
der  medizinische  Experte  dabei  beteiligt  ist.  Dabei  kommt  er 
auch  auf  die  Verpflichtung  desselben  zu  reden,  Berufsgeheimnisse 
mitzuteilen  und  nimmt  einen  Standpunkt  ein,  welcher  nicht  der- 
jenige der  übrigen  Autoren  ist.  Er  anerkennt  zwar,  dass  in 
England  eine  solche  Verpflichtung  bestehe,  allein  er  hofft:  that 
there  are  not  a  few  medical  men  who  would  prefer  to  sacrifice 
their  personal  liberty  to  their  honor.  Hierauf  hat  schon  Lord 
Mansfield  in  dem  Prozess  der  Herzogin  von  Kingston  geantwortet: 
„if  a  medical  man  was  voluntarily  to  reveal  secrets,  to  be  sure 
he  would  be  guilty  of  a  breach  of  honor  and  of  great  indiscre- 
tion;  but  to  give  that  Information  which  by  the  Law  of  the 
Land  he  is  bound  to  do,  will  never  be  imputed  to  bim  as  any 
indiscretion  whatever."  Auch  die  übrigen  englischen  Autoren  — 
Taylor,  Prine  und  Practice  L  21.  Stephen,  Evidence  Art.  117 
sprechen  sich  im  Sinne  Lord  Mansfields  aus.  In  Amerika  ist  dies 
ebenfalls  die  Regel  der  common  Law,  während  die  Gesetzgebung 
einiger  Staaten  —  wie  New-York,  Missouri,  Wisconsin,  Iowa, 
Indiana,  Michigan  —  allerdings  auf  dem  entgegengesetzten  Stand- 
punkt des  franz.  R.  steht.  (Elwell,  Malpractice  and  Insanity 
S.  320.)  Im  übrigen  ist  die  ganze  Einleitung  höchst  beachtens- 
wert und  zeugt  von  einer  hohen  und  würdigen  Auffassung  des 
medizinischen  Berufes.  Von  den  Materien  des  ersten  Bandes, 
welche  das  Zivil-R.  berühren,  heben  wir  namentlich  die  Abschnitte 
hervor  von  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer ,  der  Vermutung 
des  Todes  und  des  Ueberlebens.  Da  diese  Fragen  namentlich 
beim  Abschluss  von  Lebensversicherungsverträgen  wichtig  wer- 
den, so  werden  die  englischen  Tabellen  der  vermutlichen  Lebens- 
dauer, Mortalitätstabellen,  mitgeteilt,  ferner  ein  Musterfragebogen 
und  Formulare  ärztlicher  Berichte.  Das  ganze  Kapitel  kann 
Versicherungsgesellschaften  treffliche  Dienste  leisten  und  als  In- 
struktion für  ihre  Vertrauensärzte  verwendet  werden.    Mit  Bezug 


Tidy,  legal  medicine. 

auf  den  Selbstmord  stimmt  Tidy  mit  den  Juristen  darin  überein, 
dass  derselbe  für  sich  allein  noch  keinen  Beweis  fUr  Geisteskrank- 
heit bilde,  dieselbe  vielmehr  von  demjenij^en  bewiesen  werden 
müsse,  welcher  sich  auf  dieselbe  berufe.  Dagegen  schliesst  auch 
er  die  nachteilioren  Folgen  des  Selbstmordes  aus,  wenn  derselbe 
im  Zustande  wirklicher  Geisteskrankheit  begangen  worden  ist. 
Der  zweite  Band  ist  ebenfalls  aus  Vorlesungen  entstanden 
und   behandelt  zwei  sehr  verschiedene  Gebiete;   vor-  i''h 

alle  Fragen,  welche  mit  dem  Geschlechte  und  seinen  \  ^»^n 

zusammenhängen,  insofern  sie  in  den  Bereich  des  Gerichtsarztes 
fallen.     Dahin    gehören    die   eheliche  Geburt   eines  Kindes,    die 
Vaterschaft,    Impotenz    und    Unfruchtbarkeit,    Lebensfähigkeit, 
Schwangerschaft,    ihre  Zeichen   und   exzeptionelle  Dauer,  wofUr 
die  beigegebenen  Tabellen  teilweise  überraschende  Resultate  und 
Ergebnisse    liefern;    ferner    die   Superfötation ,    Fehlgeburt    und 
zufällige   Tötung  des  Kindes;   sodann   die   groben    Fleischesver- 
brechen   und   die   lebendige  Geburt   eines  Kindes   in  zivil-  und 
strafrechtlicher  Beziehung.    Ein  Kind  ist  lebendig  geboren,  wenn 
es  nach  vollständiger  Trennung  von  der  Mutter  sichere  Zeichen 
des  Lebens   gegeben   hat.     Diese  aber  müssen  bewiesen  werden, 
und   von   einem  Schlüsse   der  Lebensfähigkeit  auf  das  wirkliche 
Leben  des  Kindes  und  einer  Vermutung,  dass  ein  reif  geborenes 
Kind  auch  wirklich  gelebt  habe,   weiss  das  englische  R.  nichts, 
und   es   kommt   überhaupt  gegenüber  den  konstatierten  Lebens- 
zeichen   des    Kindes    dessen    Vitalität    gar    nicht    in     Betracht. 
Sehr   genau   wird  die  Frage  behandelt,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen das  Leben  eines  Kindes  nach  seiner  Geburt  angenommen 
werden  dürfe,  wobei  namentlich  der  Lungenprobe  eine  ausfuhr- 
liehe  Erörterung  gewidmet  ist.    Eingehend  wird  auch  der  Infanti- 
cide  besprochen  und  die  natürlichen  und  künstlichen  Ursachen, 
welche   den   Tod   eines   Kindes   während  oder  nach    der   Geburt 
zur  Folge  haben  können.     Zur  Abfassung  seines  Berichtes  wer- 
den hierüber  dem  Gerichtsarzte  genaue  und  sorgftltige  Instruk- 

tionen  gegeben.  «   ,    ,      »    r«    *-«u««« 

Der  zweite  Teil  des  Bandes  hat  den  Tod  durch  ErsUcknng 
-  asphyxia  -  zum  Gegenstand,  und  ^ie  verschiedenen  Arten, 
wie  derselbe  herbeigeführt  werden  kann.  Ertrinken.  Hangen  n- 
folge  gerichtlicher  Exekution,  Erdrosseln.  Ersticken  ohne  «ewalt- 
same  Einwirkung,  durch  Entziehung  frischer  Luft  etc. 
werden  die  Ursachen  des  Todes  und  die  Merkmale  ^"- 
sorgfältig  besprochen.  Das  Werk  ist  em  wahres  R*P*rto"«» 
für  alle  Fragen,  welche  in  die  gerichtliche  Med.«»  e.i»cWMie.. 
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und  wird  als  die  eingehendste  Darstellung  dieser  Disziplin  be- 
trachtet werden  dürfen,  wenn  es  einmal  vollständig  vorliegt. 
Druck  und  Ausstattung  sind  ungewöhnlich  schön  und  reich. 

König. 


C.   Zeitschriftenüberschau. 


Neue  Zeitschriften: 

Annales  de  droit  commercial  l'ran^ais,  etraiigrer  et  international 
par  Thaller.  (Paris,  Rousseau.  1886.)  1.  Programme.  Re- 
presentation des  Chargeurs  par  le  capitaine.  Faillite  et  Liquidation 
judiciaire.  Du  transport  en  droit  international  et  d'un  Projet  de 
Convention  diplomatique.     Jurisprudence. 

Diese   neue   Zeitschrift   ist   für   Frankreich   was    die   Gold- 
schmidtsche  für  Deutschland. 

Antologia  Grinridica  diretta  da  Pietro  Delogu.  Anno  1,  No.  1 
(aprile  L886).  Catania,  tip.  di  Francesco  Martinez.  1886.  98  S. 
2  1.  Papa-D'Amico  L.,  il  biglietto  di  banca.  Vadalä-Papale 
G.,  l'eguaglianza  sociale.  Majorana  G.,  sull'  applicabilitä  delF 
art,  1176  cod.  civ.  in  quanto  riguarda  la  non  solvenza  alle  ob- 
ligazioni  dei  commercianti.  De  Luca  Carnazza  S.,  leggi  i  isti- 
tuzioni  amministrative  in  Roma.  Bibliografia  e  critica,  stato  della 
legislazione  italiana,  cronaca.  Catania,  via  Squillaci,  No.  9.  15  1. 
l'anno. 

Oazzetta  dei  Tribnnali,  cronaca  settimanale.  Anno  I,  No.  1  (18 
marzo  1886j.  Roma,  tip.  Edoardo  Perino  edit.  1886.  4  S.  10  ct. 
Direttore  G.  D.Bar tocci-Fon tan a.  Roma,  Vicolo  Sciarra.  No,  67. 
5  ].  l'anno. 

Deutsclie  Knndschau.  XII.  10.  Zitelmann,  ein  neuentdecktes 
griech.  Stadt-R.  (Gortyn). 

Beiträge  z.  Erläuterung  d.  deutschen  R.  X.  4.  u.  5.  Kohler, 
Prorogation ,  Kombinationsgerichtsstand ,  Prinzipalintervention. 
Pfizer,  Wichtigkeit  d.  Vertrags.  Hahn,  Beschränkung  d.  Klage- 
antrags. Brettner,  d.  erste  Novelle  zur  Z.Pr.O.  Niedieck, 
kann  ein  Realgläubiger  zur  Immobiliarmasse  gehörige  Gegen- 
stände etc.  im  Wege  selbständiger  Zwangsvollstreckung  in  An- 
griff nehmen?  Friedensburg,  Einfluss  der  Beschlagnahme  auf 
d.  R.  d.  persönlichen  Gläubigers.  Koessler,  A.  L.R.  T.  5  §.  15 
u.  §.  623  Abs.  2  Z.Pr.O.  Mamroth,  Widerruf  einer  Schen- 
kung. Mö bring,  Vorrechte  d.  Versicherungsgesellschaften  bei 
Kaufgelderversicherung.  Ja  ekel,  auch  ein  Wort  zum  deutschen 
Zivil  prozess. 

Magazin  f.  d.  deutsche  R.  d.  Gegenwart.  VI.  1.  Ruhstrat, 
zweiter  Beitrag  z.  Lehre  v.  d.  Kontraktschliessung  mit  Geschäfts- 
führern. Kraewel,  gilt  d.  gesetzl,  Vermutung  d.  ehel.  Zeugung 
auch  zu  Gunsten  d.  Ehefrau  im  Scheidungsprozesse?  Beweis  d. 
Vaterschaft.  Fuld,  Lücke  im  Str.G.B.  (Kuppelei  an  d.  Ehefrau). 
Kolligs,  Rechtsgrundsätze  bei  Privatauktionen.  Peters,  Ent- 
scheidung d.  Frage  über  d.  Zuständigkeit  bei  sog.  Exekutions- 
einreden. 


Zeit6chrilleuüber»chau. 
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Zeitschr.  f.  Bergr-R.    XXVII.  2.     Fürst,   d.   Bergwcrksbe.iuer  u. 

d.  Privattlusse.   banner,  Zuständigkeit  u.  Verfahren  d.  Behörden 
bei  Anlage  u.  Betrieb  von  Grubeneisenbahnen 
Jurist.  Blätter.   XV.  23.   Der  Totalisator  v.  Zivilrecht!   s...m,i,..,..l,.. 

24.  Die   gesetzl.  Vertretung   Pllegebefohlener   im  - 

25.  V.  Arten 8,  d.  juristische  Qualifjkation   d.  Stn 
nach  geltendem  österr.  R.    26.   Ein  Reichsverwaltungsg. 
27.  Ueber  d.  engl.  Zivilprozess  (Korrespondenz:    d.  R 
Zeitungstitel).     28.    Das  Volksgericht.     29.    L  o  c  k  e  u  b  a  c  i.  e  r, 
Rechtsverhältnisse  an  d.  f.  abgelöste  Servituten  an  eine  Genamt- 
heit  V.  Berechtigten  abgetretenen  Gniudstücken. 

Oesterr.  Gerichtszeituug.  XXXIII.  28.  Nowak,  Ausschliessanff 
V.  d.  Erbfolge.  * 

Tidskrift  af  juridiska  föreningen  i  Finland.  1886.  1.  Stenroth, 
an  Rysslands  tullpolitik.  Rechtslalle.  Wrede,  Zivilprocewen, 
dess  begrepp  och  gränser. 

Law  Quarterly  Review.  II.  7.  Dove  Wilson,  the  uniücation  of 
the  law  of  bills  of  exchange.  VVright,  effect  of  rnistnke  on 
delivery  of  chattles.  Key,  registration  of  title  to  land.  Taylor, 
registration  of  deeds  under  roman  Dutch  law.  Maroden,  two 
points  of  admiralty  law.     Cookson,  Mr.  Justice  Pearson. 

American  Law  Review.  May— June.  3.  Codification.  Hints  about 
trials,  A  Plea  for  the  National  Paper  Currency.  Law  of  Mar- 
ried  Women.    Special  interrogatories  to  Juries.    Privity  of  Estate. 

Revue  judiciaire.  III.  12.  13.  L'article  226  du  projet  de  loi  sur 
les  poursuites  et  la  faillite. 

Annales  de  la  Propri6t6  industrielle  etc.  No.  4.  Avril.  Uruguay. 
Loi  du  13  Nov.  1885,  sur  les  brevets  d'invention. 

Recneil  periodiqne  des  Assurances.  Mars— Avril.  Du  droit  da 
creancier  ben6ficiaire  d'une  assurance  sur  la  vie  en  cas  de  faillite 
de  l'assure. 

Journal  des  Soc.  civiles  et  commerciales.  Juin.  De  la  reforme 
de  la  loi  sur  les  societes  par  actions. 

Revue  des  Societes.  Juin.  Fonds  de  commerce.  Hail  cxj-  '  •  :- 
tation  entre  associes,     Clauj?e  d'interdiction. 

Archivio  giuridico.  XXXVI.  3.  u.  4.  Fad  da,  intorno  a.i  un  prt- 
teso  effetto  delle  obligazioni  naturali  in  dir.  attuale.  Brand i- 
leone,  dir,  greco-romano  nelT  Italia  meridionale.  Rosadi,  si- 
stema  del  processo  penale  romano.  Longo,  res  mancipii  e  nee 
mancipii.  Grego,  della  commerciabilitä  degli  immobili  in  re- 
lazione  specialmente  al  contratto  di  compra-vendita  5  u.  6.  Lesso n  a, 
la  confessione  di  debito  contenuta  in  un  testamento.  Sabbalini, 
degli  amichevoli  accordi  nelle  espropriazioni  per  causa  di  pubii- 
lica  utilita.  Tamassia,  l'assenza  nella  storia  di  Dir.  roman«». 
Orlando,  studi  giuridici  sul  governo  Parlamentäre. 

Rivista  italiana.  L  2.  Bonasi,  la  responsibililä  dello  Siato  per 
gli  atti  dei  suoi  funzionarii.  Tamassia,  il  diritto  nell'  epi.  a 
francese  dei  secoli  XIL  Manara,  contocorrente.  Frunchi.  il 
congresso  di  Anversa.  ^ 

il  diritto  commerclale.  IV.  4.  Errezjf^  l'institore  e  larticolo  37L 
Piccinelli,  se  il  cessionario  d'un  negozio  sia  tenuto  a  |>aff«re 
i  debiti  contratti  del  cedente  etc.  V  italevi,  locaiione  di  immobill. 

Zeitschr.  f.  d.  deutschen  Zivilprocess.  X.  2.   Wach.  W 
eine  zivilprozessualische  Enquete.     Kohler.   nN-ht-'vpr 
Methode  in  d.  Prozesswissenschaft.  Forderung?!' 
Klienitz,    S-  230,  231  Z.Pr.U.     Altvater.  1 
in  Teilurteilen. 
Centralblatt  für  Recht»wlMen«oh»ft    V.  Band. 
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Grerichtssaal.  XXXVIII.  8.  Kessler,  kritische  Bemerkungen  zu 
Bindings  Lehre  v.  d.  Einwilligung  d.  Verletzten.  Kleinfeller^ 
Verbot  d.  reformatio  in  peius.  Wahlberg,  neuste  Ergebnisse  d. 
österr.  Strafvollzugs. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXXIV.  1.  Mayer,  Entwurf  eines  russ.  Str.G.B. 
Facilides,  Hilfsfrage  zu  d.  Frage  v.  d.  Rechtsbelehrung.  Lom- 
broso  u,  Laschi,  d.  polit.  Verbrechen  v.  anthropolog.  Gesichts- 
punkte.    Kiehl,  Rechtswirksamkeit  d.  §.  63  R. Str.G.B. 

Friedreichs  Blätter  f.  gerichtl.  Medizin.  XXXVII.  4.  Krafft- 
Ebiiig,  Schwachsinn  elc.  Zierl,  Brandstiftung.  Mair,  d.  ärztl. 
Beziehungen  d.  Krankenversicherungsgesetzgebung  etc.  Kaupier, 
jugendl.  Brandstifter. 

Blätter  f.  Grefängniskunde.  XX.  4.  u.  5.  Jagemann,  Vorbildung 
d.  Gefängnisbeamten.  Krohne,  Zwangserziehungsanstalten  für 
Jugendliche.  Sichart,  empfiehlt  sich  Aenderung  d.  Bestim- 
mungen über  d.  Beurlaubungssystem?  Kirn,  Geistesstörung  u, 
Verbrechen. 

Jahrbuch  f.  Gresetzgebung  etc.  X.  3.  Köhne,  soziale  Fragen 
auf  d.  internationalen  Gefängniskongress  in  Rom  (1885). 

Annalen  d.  Dentschen  Reiches.  1886.  Nr.  7.  Bericht  d.  Zucker- 
enquetekommission. 

Preuss.  Jahrbücher.  LVII.  6.  Mittelstaedt,  Zeugnispflicht  der 
Reichstagsabgeordneten. 

ReTue  de  droit  international.  XVIII.  3.  Brocher,  de  la  Flechere, 
le  fondateur.  Asser,  le  droit  commercial  uniforme.  J.  Jooris^ 
de  Toccupation  des  territoires  sans  maitre.  Martens,  la  Con- 
ference du  Congo.     Hornung,  civilises  et  barbares. 


D.  Neue  Erscheinungen. 

Vom  6.  Juni  bis  24.  Juli  1886  erschienen   oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  nnd  Broschüren. 

Bacher,  0.,  die  deutschen  Erbschafts-  u.  Schenkungssteuern.  Syste- 
matische u.  kritische  Darstellungen  derselben,  nebst  Vorschlägen 
zu  ihrer  Unifizierung  u.  einem  Gesetzentwurfe.  Leipzig,  Duncker 
u.  Humblot.     VIII  u.  238  S.     4  M.  80  Pf. 

B ehrend.  Fr.,  Lehrbuch  d.  Handels-R.  L  Bd.  4.  Lfg.  Berlin,  Gutten- 
tag.     3  M. 

*Bolze,  A.,  die  Praxis  d.  Reichsgerichts  in  Zivilsachen.  2.  Bd.  Leipzig, 
Brockhaus.     XVI  u.  497  S.     6  M.,  geb.  7  M. 

*Borch,  L.  V.,  zur  Absetzung  d.  Königs  d.  Deutschen.  Entgegnung. 
Innsbruck,  Rauch.     24  S. 

Brinz,  A.,  Lehrbuch  d.  Pandekten.  3.  Bd.  1.  Abt.  2.  veränd.  Aufl, 
Erlangen,  Deichert.     IV  u.  451  S.     8  M. 

Curti,  Th.,  die  Volksabstimmungen  in  d.  Schweiz.  Gesetzgebung 
(Referendum).  Vortrag  im  demokratischen  Verein.  Zürich, 
Schmidt.     .50  Pf. 

Eglauer,  das  österr.  Steuerstraf-R.,  Grundlage  u.  Reformvorschläge. 
Innsbruck,  Wagner.     4  M. 


Bibliographie  (deutsche). 

Entscheidungen    d.   Behörden   u.   gutachtliche  Aeuwerungen   üh«.r  d 

ümtang  v.  Gewerbe-R.     Wien,  Manr.     107  S.     1  M. 
Froh  wann,  M.,    die  allgemeine   Anfechtungsklage   aus  5.  Äi 

Kassel,  Kay.     55  S.     1  M.  ^ 

»Günther,  J.,  Beitrag  z.  Orientierung  in  d.  kirchenrmlitischen  GeseU- 

gebung   in  Preussen ,   wie   solche   durch   das  Gesetz   vom   21./V 

1886  sich  gestaltet  hat.     Berlin,  Puttkammer  ic  Mühlbrecht     VU 

u.  32  S.     1  M. 
Haldenwang,  F.,  Leitfaden  f.  d.  Prüfung  d.  Grundbücher  insbeson- 

dere    tur   Pfand-,   Güter-   und  Kaufbuchsvi.sjtationcn.     Stutlcart 

Kohlhammer.     VIII  u.  123  S.     1  M.  50  Pf. 

Hansi,  G.,  die  Grenzvermarkungen,  Grenzzeidien,  Grensscheidüiiffeiu 
Grenzregulierungen  u.  Grenzstreitigkeiten.     Unter  Mitteilung  der 
hierauf  bezügl.  hauptsächlichsten  Bestimmungen  d.  Allgemein«-n 
preuss.  Land-R.  etc.  bearbeitet.     Striegau,  Nahlick.    44  S 
50  Pf. 

Hoffmann,  L.,  die  Gewerbeverfassung  d.  Deutschen  Reiches,  «yste- 
matisch  dargestellt.  Erlangen,  Üeichert.  XII  u.  2Ö7  S.  m  1  Tab 
2  M.  40  Pf.,  kart.  2  M.  60  Pf. 

♦Kohler,  J.,  das  chinesische  Straf-R.  Ein  Beitrag  zur  Universalge- 
schichte d.  Straf-R.     Würzburg,  Stahel.     51  S.     2  M. 

*Kohler,  Prorogation  etc.  (Abdr.  aus  Gruchots  Beiträge).  Rechts- 
vergleichung in  d.  Prozesswissenschaft  etc.  (Abdr.  aus  Zeitschr. 
f.  vergleich.  Rechtswissenschaft). 

*Kraut,  W. ,  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  d.  deutsche  Privat-R. 
mit  Einschluss  d.  Lehn-  u.  Handels-R.,  nebst  beigefügten  Quellen, 
neu  bearb.  v.  F.  Frensdorff.  6.  verm.  u.  verb.  Aufl.  Berlin. 
Guttentag.     XXX  u.  608  S.     12  M. 

*Lange,  W.,  die  Wirkung  d.  rechtsgeschäftlichen  Zwanges  nach  ge- 
meinem R.     Leipzig,  Rossberg.     55  S.     1  AI.  60  Pf. 

Liebmann,  J.,  die  Pflicht  des  Arztes  z.  Bewahrung  anvertrauter 
Geheimnisse.  Frankfurt  a.  M.,  Baer  &  Co.  III  u.  52  S.  1  11. 
20  Pf. 

*Mayer,  0.,  Theorie  d.  französ.  Verwaltungs-R.  Strassburg,  Trübncr. 
XVI  u.  533  S.     10  M. 

*Mayer,  S.,  Entwurf  eines  Strafgesefabuches  f.  Russland.  (Abdr.  aus 
Goltdammers  Archiv  XXXIV.) 

Meister,  Repetitorium  des  europ.  Völker- R.  Für  Studierende  n. 
Prüfungskandidaten.  (Jurist.  Repetitorien  2.  Bd.).  Guttingen, 
Vandenhoeck  &  Ruprecht.     52  S.     kart.  80  Pf. 

•Mittelstein,  M.,  die  p:inkind8chaft  nach  hamburg.  R.  mit  Berück- 
sichtigung d.  gemeinen  R.     Hamburg,  Seippel.     ^ 
2  Tabellen.     2  M. 

Mook,  Ph,,  Sammlung  v.  Entscheidungen  höherer  Gcrichii  aus  d. 
Gebiete  d.  Reichsgerichtskostengesetzes  mit  Beispielen  u.  Anmer- 
kungen.    Kandel.     Leipzig,  Schneider.     105  S.     2  M. 

Mugdan  u.  Freund,  Entscheidungen  u.  Verfügungen  z.  Reichsgesi-tz 
betr.  Krankenversicherung.     Berlin,  Guttentag.     2  M.  50  Pf. 

•Naef,  N.,  das  französ.  u.  bad.  R.  d.  f ermögensabsonderung  unter 
Eheleuten.     Freiburg  i.  Br.,  Mohr.  XV  u.  135  S.  gb.  2  M.  80  Pf. 

*Ni8sl,  A.,  der  Gerichtsstand  d.  Klerus  im  frünk.  Reich  Innubru.-k. 
Wagner.     247  S. 

Rechtsbeistand,  der.   Sammlung  populärer  Rechtsbüch. 
Hannover,  Norddeutsche  Verlagsanstalt.     50  Pf. 

Inhalt:  Das  kaufmännische  B.  d.  D«uUch«D  lUlebM.  Ein  Band-  «.  L^hr- 
buch  f.  Laien.  Mit  BeHplelen,  MMtorn ,  Fonnnlar^.  R^»«*r»i  »tr  \u« 
C.  Heuser.    6.  Lfg.    8.  193— «40. 
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Rehbein,  H.,  die  Entscheidungen  d.  vormaligen  preuss.  Obertribunals 
auf  d.  Gebiete  d.  Zivil-R.  Für  d.  Studium  u.  d.  Praxis  bearb. 
u.  hrsg.     6.  Lfg.     Berlin,  Müller.     2.  Bd.  S.  533-660.     2  M. 

Reichsratsgutachten,  Allerhöchst  am  15./I.  1885  bestätigtes,  betr.  d. 
ergänzende  Besteuerung  d.  Handels-  u.  indust.  Unternehmungen 
mit  einer  Prozent-  u.  Repartitionssteuer,  nebst  d.  v.  Finanzminister 
am  28./VI.  1885  bestätigten  Instruktion  u.  Allerhöchst  am  20./V. 
1885  bestätigtes  Reichsratsgutachten  betr.  die  Kapitalrentensteuer. 
Uebers.  v.  C.  Tschernow.    Reval,  Wassermann.    1885.   58  S.    2  M. 

Roth,  P.  V.,  System  d.  deutschen  Privat-R.  3.  T.  Sachen-R.  Tü- 
bingen, Laupp.     XIII  u.  793  S.     15  M. 

Pfaff,  F.,  Einleitung  zu  d.  grossh.  hess.  Gesetz  v.  30./VIII.  1884  über 
d.  Erbschafts-  u.  Schenkungssteuer.     Mainz,  Diemer.   90  S.    2  M. 

Pressprozess  d.  Joh.  Ludwig  in  Pressburg  gegen  Geza  v.  Kacziäny, 
bis  zum  l./III.  1886  gewesener  verantwortl.  Redakteur  d.  in  Press- 
burg erschein.  Tageblattes  „Westungarischer  Grenzbote",  wegen 
Ehrenbeleidigung,  u.  Pressklage  d.  vorgenannten  Redakteurs  Geza 
V.  Kacziäny  ^egen  Joh.  Ludwig  wegen  Ehrenbeleidigung  u.  Ver- 
leumdung. Verhandelt  vor  d.  Pressburger  Schwurgerichte  am 
7./IV.  1886.  Sep. -Beilage  d.  „Pressburger  Zeitung".  Pressburg, 
Heckenasts  Nachf.     79  S.     gratis. 

*Scheiff,  A.,  das  Dynamitgesetz  v.  9./VI.  1884.  Eine  systemat.  Dar- 
stellung als  Beitrag  z.  Frage  nach  d.  Revision  d.  Gesetzes.  Berlin, 
Siemenroth.     VII  u.  70  S.     1  M.  40  Pf. 

Schenkel,  d.  Unfallversicherungsgesetz.  Vortrag,  geh.  im  Karlsruher 
Gewerbeverein  am  14./IV.  1886.  (Aus  „Bad.  Gewerbeztg.")  Karls- 
ruhe, Braun.     30  S.     50  Pf. 

Schmid,  der  braunschweigische  Erbhuldigungseid.  Braunschweig, 
Wagner.     23  S.     40  Pf. 

Schmitz- Berlin,  die  Bürgermeisterei-  u.  Amts  Verwaltung  mit  Berück- 
sichtigung d.  neuesten  sozialpolit.  Gesetze.  Ein  Handbuch  für 
Stadt-  u.  Gemeindeverwaltungs-,  sowie  Gemeindeaufsichtsbeamte. 
10.  Lfg.     xXeuwied,  Heuser.     S.  577-640.     1  M. 

Schneider,  K.,  wie  bestellt  man  nach  Grundbuch-R.  am  billigsten 
Hypotheken.  Zur  Anweisung  für  Spar-  u.  Leihkassen,  Darlehns- 
kassenvereine  etc.     Celle,  Capaun-Karlowa.     32  S.     80  Pf. 

Schulte,  J.  F.  V.,  Lehrbuch  d.  kathol.  u.  evangel.  Kirchen-R.  nach 
dem  gemeinen  R.,  dem  R.  d.  deutschen  Länder  u.  Oesterreichs. 
4.  Aufl.  d.  kathol.,  1.  d.  evangel.  Giessen,  Roth.  XVI  u.  559  S.  12  M. 

*Seefeld,  C,  das  Protokoll  im  österr.  Strafprozesse.  Wien,  Manz. 
1886.    44  S. 

Seidler,  G.,  Leitfaden  d.  Staatsverrechnung.  2.  T.  Grundsätze  d. 
Staatsrechnungs-  u.  Kontrollwesens.  Wien,  Holder.  VIII  u.  96  S. 
2  M.  40  Pf. 

Seydel,  M.,  das  R.  d.  Regentschaft  in  Bayern.  München,  Litterar.- 
artist.  Anstalt.     57  S.     1  M.  20  Pf. 

Skedl,  A.,  die  Nichtigkeitsbeschwerde  in  ihrer  geschichtl.  Entwick- 
lung. Eine  zivilprozessuale  Abhandlung.  Leipzig,  Tauchnitz. 
Vni  u.  179  S.     6  M. 

*Stieglitz,  A.  v.,  der  Jurist.  Vorbereitungsdienst.  Eine  Studie  über 
d.  zweckentsprechende  Beschäftigung  d.  jüngeren  Juristen.  Berlin, 
Puttkammer.     47  S. 

Verhandlungen  d.  XVIII.  Juristentages.  Berlin,  Guttentag.  S.  161 
bis  304. 

Franke,  Mörschell,  soll  in  d.  deutschen  bürgert.  G-esetzbuche  d. 
Entscbädigungspflicht  f.  Wildschaden  aufgenommen  werden?  Olshausen, 
über  d.  Zuziehung  von  Laien  in  Strafsachen.  Petersen,  wieweit  soll  d. 
Arbeitgeber  für  ausserkontraktliches  Verschulden  seiner  Arbeit  haften? 
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Weber,  J.  Katechismus  d.  katluil.  Kirchen-R.,  m  i>erUck«ich- 

tigung  H.  Staatskirchen-R.  in  Deutschland,  (>e»ittrreich  n.  der 
Schweiz.  2.  verb.  u.  verm.  Aull.  Augsburg,  Schmid.  VIII  u. 
627  S.    4  M. 

Widenmeyer,  A.,   das   Etat-   u.  Kassenwesen  d.  Königr.  WürtU^m« 
berg,    mit   besonderer   Berücksichtigung  d.  Verkehr*i<' 
mit  Bezugnahme  auf  d.  Einrichtungen  anderer  deuts« 
dargestellt.    Suppl.    Stuttgart,  Gerscliel.    III 


*Oettingen,   A.  v.,  was  heisst  christlich-su..,.,  

Leipzig,  Duncker  &  Humblot.     V  u.  82  S.     I  IT. 

Soetbeer,  H.,   die   Stellung   der   Sozialisten   zu:    .M        ';-<m1i.mi 

Völkerungslehre.     (Preisschrift.)      Berlin,    Pullkamni' 

117  S.     3  M. 


2.  Ausgaben  Ton  Gesetzen. 

Corpus  iuris  ^civills.     Ed.  ster.  IV.   Vol.  I.    Berlin,  Weidmann.   10  M. 
Inhalt:  Institationes,  recognovit  P.  Krueger.    DlgesU,  recognorlt  Tb. 
Mommsen.    XXII  u.  882  S. 

"Corpus  iuris  civilis.     Fase.  XII.     Ebd.     1  M.  60  Pf. 

Inhalt:  Novellae  XLIV-LXXX,  recognovit  R.  Scholl.    3.  Bd.  8.  m-tn. 

Deutsches  Reich.  Gesetzgebung,  die,  d.  Deutschen  Reiches  v.  d. 
Gründung  d.  Norddeutschen  Bundes  bis  auf  d.  Gegenwart  Mit 
Erläuterungen  u.  Registern  hrsg.  von  B.  Gaupp,  A.  Hellweg, 
R.  Koch,  W.  Neubauer,  W.  L.  Solras,  R.  Sydow,  W^  Turnau  F. 
Vierhaus.  27.— 32.  Lfg.  Berlin,  Guttentag.  ^H-l  .s  !h,1-1044 
u.  5.  Bd.  S.  1-880.    ä  1  M.  50  Pf. 

Hellweg,   A.,    u.  Arndt,   A.,  die  deutsche   u.   i-..  ...^^  r  ......v.  .... 

gebiing.     Eine  Sammlung  aller  gegenwärtig  gelt.  Strafprozess  u. 
Straf-R.  betr.  Gesetze  d.  Deutschen  Reiches,  sowie  samtl.    wioli 
tigeren   strafrechtl.  Gesetze  u.  Verordnungen  Preussens. 
zungsheft.     1883-1885.    Textausgabe  mit  Anm.    Berlm,  ' 
tag.     IV  u.  IGO  S.     2  M.  ^    ^.        ^  ^  ,      .    . 

Hellweg,  A.,  u.  Arndt,  A..  ^lasselbe.  2.  bis  »"J  d«  "!.°^^^*..^"» 
fortleführie  Ausg.     Ebd.     XVHI  u.  930  S    u.  IV  u.  160  S.    10  M. 

Boiunga,  C,  die  deutsche  W.O.,  erläutert.     Hannover,  HHw,ng.    IV 

u.  96  S.     75  Pf. 
^Handausgabe   d.   Konkursordnung   v.   Wilmou 
136  S.    2  M.  50  Pf.,  gb.  3  M.  25  Pf. 

Auf  Grundlage  d.  Kommentar«  d.  Verf.  In  gleicher 
angezeigte'nandausgabe  d.  Z.Pr.O.  (18S4)  bearbou.  .  ,,..„,„,,,, 

Krankenversicherungsgesetz  (Waedtke).     3.  Aull.     Berhn,  Gutlentag. 

Dasselbe  von  Engelmann.   Erlangen,  1^"     ' 

desgl.  kl.  Ausg.  3  M.  20  Pf. 
Gesetz  v.  6./V.  1886.     Berlin,  Siemenroth. 


Dasselbe  von  Graef.     Ansbaeh,  Bruge  .     .  •-  ^ 

Dasselbe  von  y^-^^-^'^^^'^^'''"''\-il''\>^^    R..- '..rg      V.  Pf. 
60  Pf.     Berlin,  Heymann.     1  M.     Leipzij,,  u  k 

Normalstatut  f.  Innungen  (Fuhrmann).-  2  Ausga 

1  M.  20  Pf.  n.  80  Pf.  ^      „    ,.        .    ,, 
Viehseuchenge.'^etze  (Beyer).     Berlin.     -     ' 
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Handbuch  f.  Staatseisenbahnbeamte,  enth.:  diejenigen  Gesetze,  Ver- 
ordnungen u.  sonst.  Erlasse,  weiche  für  d.  administrativen  Dienst 
bei  d.  Staats-  u.  unter  Staatsverwaltung  stehenden  Privateisen- 
bahnen V.  besond.  Wichtigkeit  sind.  4.  Aufl.  Durchgesehen  v. 
G.  Bröse  u.  W.  Isenbeck.  Hannover,  Schäfer.  XXXII  u.  766  S. 
8  M.,  Einbd.  60  Pf. 

Auszug  aus  d.  Bahnpolizeireglement  v.  30./XI.  1885  u.  d.  Betriebs- 
reglement V.  ll./V.  1874  f.  d.  Eisenbahnen  Deutschlands.  4.  Aufl. 
Plakat.     Berlin,  Heymann.     25  Pf. 

Abänderung  d.  Bestimmungen  d.  Begleitscheinregulativs  (Beschluss 
d.  Bundesrats  d.  Zollvereins  v.  20./XII.  1869)  mit  Mustern.  (Aus 
„Centralblatt  für  d,  Deutsche  Reich",)     Berlin,  Heymann.     27  S. 

1  M.  20  Pf. 

Gesetz  betr.  Ausstellung  v.  Erbbescheinigungen  etc.  (deutsch  u. 
französ.).     Strassburg,  Trübner.     50  Pf. 

Preussen.  Grotefend,  A.,  Kommentar.  Authentische  Ergänzungen 
u.  Erläuterungen  d.  Gesetze  u.  Verordnungen  d.  preuss.  Staates 
u.  d.  Deutschen  Reiches.  Aus  dem  amtl.  Material  bearb.  Suppl.- 
Bd.     Düsseldorf,  Schwann.     III  u.  556  S.     8  M.,  gb.  9  M.  50  Pf. 

Koch,  F.,  allg.  Land-R.  f.  d.  preuss.  Staaten.  Unter  Andeutung  der  obso- 
leten oder  aufgehobenen  Vorschriften  u.  Einschaltung  d.  jüngeren 
noch  gelt.  Bestimmungen,  hrsg.  mit  Kommentar  in  Anmerkungen. 
8.  Aufl.  Mit  besonderer  Berücksichtigung  d.  Reichsgesetzgebung 
bearb.  v.  A.  Achilles,  P.  Hinscliius,  R.  Johow,  F.  Vierhaus.  20. 
bis  24.  Lfg.  Berlin,  Guttentag.  2.  Bd.  VIII  u.  S.  481—1142  u. 
3.  Bd.  Vm  u.  S.  801—1084.     ä  3  M. 

Ergänzungen  u.  Erläuterungen  z.  A.  L.R.  (Rönne).  II.  Bd.  8.  Lfg. 
Berlin,  Decker,     ä  5  M. 

Knorr,  R.,  das  Gesetz  über  d.  Zwangsvollstreckung  in  das  unbeweg- 
liche Vermögen  v.  13./VII.  1883,  nebst  d.  Gesetze  über  d.  Gerichts- 
kosten bei  Zwangsversteigerungen  u.  Zwangsverwaltungen  der 
Gegenstände  d.  unbewegl.  Vermögens  v.  18./VII.  1888,  mit  Kom- 
mentar.    Berlin,  Heymann.     V  u.  478  S.     10  M.,  gb.  12  M. 

Feldhaeusser,  C. ,  die  in  d.  preuss.  Monarchie  gelt.  Verjährungs- 
gesetze in  BetreiF  d.  Forderungen  u.  Ansprüche  d.  täglichen  Ver- 
kehrs, nebst  d.  Gewährleistungsfristen  bei  Viehhändeln.  Mit 
einem  Anhang:  Verjährungs-,  Ausschluss-  u.  sonst.  Fristen  nach 
den  Reichsgesetzen.     Frankfurt  a.  M.,  Rommel.     87  S.     60  Pf. 

Deselaers,  F.,  d.  Novellen  z.  rhein.  Eigentums-  u.  Hypotheken-R. 
mit  Bezug  auf  d.  rhein.  Z.G.B.  u.  d.  zukünftige  Grundbuchsregu- 
lierung. Zum  prakt.  Gebrauch  f.  Landwirte,  Kapitalisten  u.  Ver- 
waltungsbeamte bearb.  Anh.:  Das  Gesetz  über  d.  Veräusserungen 
u.  hypothekar.  Belastungen  v.  Grundstücken  im  Geltungsbereiche 
d.  rhein.  R.  v.  20./V.  1885.  Geldern,  Schaffrath.  91  S.  1  M. 
25  Pf. 

Nachrichten,  amtl.,  über  d.  Staatsschuldbuch.  2.  Aufl.  Berlin,  Gutten- 
tag.    40  Pf. 

Kirchenpolit.  Gesetze  v.  Rintelen.     Berlin,  Heymann.     1  M. 

Dasselbe  v.  Höinghaus.     Berlin,  Hempel.     1  M.  50  Pf. 

Gesetz  über  d.  allg.  Landesverwaltung  v.  30./VII.  1883  u.  Gesetz  über 
d.  Zuständigkeit  d.  Verwaltungs-  u.  Verwaltungsgericlitsbehörden 
V.  l./VIII.  1883.  Textausgabe  mit  Parallelstellen,  Kommentar  u. 
Sachregister.    2.  Aufl.    Berlin,  v.  Decker.    200  S.    kart.  1  M.  60  Pf. 

Verwaltungsgesetze  f.   Hessen -Nassau.     244  S.     Kassel,  Freyschmidt. 

2  M.  —  (Schreiber)  Marburg,  Elwert.  —  5  M.    (v.  Merklinghaus) 
Wiesbaden,  Limbarth.     5  M. 
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Oven,  A.  v.,  neue  Sammlung  v.  Gesetzen.  Statuten  U.Verordnungen 

f.  Frankfurt  a.  M.  4.  Bd.  2.  Hfl.  Frankfurt  n   ^'     «^ •'•'     ♦  M 

luhalt:  Neuere  Gemeindestatuten  u.  Regulative. 
fürt  a.  M.  1873— 18SG.     2.  Hft.    Rofjulatlve   über  d.    i 

wesen,  die  Austellungs-  u.  PenslonsverhiltnUee,  d.  Witw.u-  u   WAi««iivori>  ir- 
gung  u.  d.  Gehaltsetat  d.  Beamten.  Lehrer  a.  Lehrerlnnea.  sowie  d.  0<— Inrte 

steuern.    IX  u.  154  S. 

Irmer,   Taschenbuch   1".    Mitglieder   städt.   Behörden    in   d.  östlicli»-!» 
Provinzen,  enth.:  1.  Die  Städteordnung  v.  30./V.  1853,   neh-t  .1 
dieselbe   abänd.   u.   ergänz.   Gesetzesvorschriften.     2.   Die  a 
u.  Pflichten  d.  Stadtgemeinden  bezügl.  Beulimmungen  d.  Kli 
Steuergesetzes,  d.  Gerichtsverlassungsgesetzes. 
Ordnung,  d.  Reichsmilitärgesetzes,  d.  Vormu: 
Gesetze   über   d.  Unterstützungswohnsilz,  d.  Ki.  .-..nunuiig  u.  w. 
Provinzialordnung.  Zusammengestellt  u.  mit  aiphabet.  Sachregister 
versehen.     Berlin,  v.  Decker.     XVI  u.  178  S.     gb.  2  M. 

Wiener,  Handbuch  d.  Medizinalgesetzgebung  d.  Deutschen  Reichs  u. 

seiner    Einzelstaaten.      Mit    Kommentar.      Für    M»  '■■•••" v- 

Aerzte  u.  Apotheker.    (2  Bde.)   2.  Bd.  1.  T.    Die  '^ 
gebung  d.  Königr.  Preussens.     Stuttgart,  Enke.     \.  -.  ». 
Suppl.  Bogen  zum  1.  Bd.  52  S.     12  M. 

Bayern.     Keue  Gesetzsammlung  (Weber).    51.— 56.  Lfg.   Kördlu  ^  : 

Beck,     ä  25  Pfg-  ^^       ,         o  i     -u         ea  ur 

Vorbereitung  z.  Jurist.  Carriere.  München,  Schreiber.  50  PI. 
Kulturgesetze,  die   bayer.    nebst  Vollzugsvorschriften.      Lrlauteri 

bayer.  Yerwaltungsbeamten.    1.  Bdchn.   Ansbach,  Brugel  A-  Sohn. 

^^'^'  inha\'t:^Das^Gesetz  d.  Flurbereinigung  ^^^•^^^'^^'.^''j^'^S^'i 
nach  d.  vorhandenen  Quellenmaterial  hrsg.  u.  erläutert  v.  J.WInd.to.Her.  91  h. 

Bauordnung.     München.     60  Pi".  t    •     •      t?      i    .       ii 

Sachsen.     Gesetzgebung  (Franke).     13.  Ltg.    Leipzig-  Rossberg.    11 

u.  S.  689-810.     ä  2  M.  40  Pt\  n     ttk  i 

Landesstraf-R.  (Mangoldt).     Bd.  IL  4    I.  u    II.     Ebd..      : 
Baden.     Jagdgesetz%-.   29.  April  1886.     Strassburg   öchulu.     -•  1  • 
Meck"enbur|.    Medizinalpolizeil.  Verordnungen  v.  Durmg  u.  0.>.^.  :, 

1873.    ^f  •  5.^J^[^^-„;?7_„     nebst  d  für  Staatsbeamte  wichtigsten 

"""trYaca     tl    XII     tEdUiofe  „el  Li.orale.)     Innsbruck,  W.gn.r. 

che  delle  varl^altre  leggl  ed  ordlnwize  «l  „„g„„.,„  «.»«.   £^ 

la  oontea  Pr""<:'P«äC«  ^    O"""' t    „    i,,,  s 

i.  r.   Ministero    d  agricoltura  dalla  i.  r    Lu. 
e  Vorarlberg.     Innsbruck,  Wagner.     ^1«;'^', 
Gesetze  Terordn'ungen  u    Kundmachungen  au.  d  ^    ^^ 

k.  k.  Ackerbauministermm  .    4.  H  t-  J*'»^'^^,^,^,,,!     Xll,  u. 
Ackerbaumini-"-"""      ^^»«"^   "**' 
294  S.    2  M. 
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Instruktion,  die  neue,  zur  Ausführung  d.  Wehrgesetzes.  Eingef.  mit 
Zirkularverordnung  d.  k.  k.  Reichskriegsministeriums  v.  22./X. 
1885,  Praes.  Nr.  4842.  (Normalverordnungsblatt  36.  Stück,  Nr.  118.) 
Ergänzungsheft  zum  X.  Bd.,  1.  Abt.  Wien,  Manz.  XV  u.  254  S. 
2  M. 

Hankiewicz,  H.,  die  österr.  Pensions-  u.  Provisionsvorschriften  f. 
Zivilstaatsbedienstete.  System,  dargestellt.  2.  mit  Benützung  d. 
Originalakten  neu  bearb.  Aufl.  Wien,  Hof-  u.  Slaatsdr.  XV  u. 
411  S.     8  M. 

Hankiewicz,  H.,  die  Gesetze  u.  Verordnungen  betr.  den  See-  u. 
Hafendienst  in  d.  österr.-ungar.  Monarchie,  hrsg.  v.  d.  Seebehörden 
in  Triest  u.  Fiume.  Beilagenbd.  (Deutsch  u.  italienisch.)  Triest, 
SchimpfF.     IX  u.  332  S.     8  M. 

Pummer's,  E.,  Eisenbahnfahrordnung.  Gültig  v.  l./VI.  1886.  Klagen- 
furt, Raunecker.     24  S.     30  Pf. 


3.  Wichtige  ausländische  Werke. 

Levy,  J.  A.,  antirevolutionäres  Staatsrecht.     'sGravenhage  1886. 
Linden,  C.  v.  d.,  richting  en  beleid  der  liberale  party.  Groningen  1886. 
Lohman,  C.  B.,   opmerkingen    over    de   wet  van  8  November  1815. 

S.  B.  No.  51.     (Akademische  Inauguralschrift.)    Groningen  1886. 
Handelingen  der  Nederlandschen  juristen-vereeniging  1886.    17.  Jaar- 

gang.     I. 

Inhalt:  Fabius,  behoort  de  regel,  dat  het  ondersoek  naar  het  vader- 
schap  i  verboden,  te  worden  gehand  haafer?  Zoo  ja,  weihe  nitzonderingen 
moeten  doorop  worden  toegelaten?  Nieuwenhuis,  moet  van  onschuldig 
vervordeelden,  alsmede  aan  beklaagden,  die  vrygesproken  of  van  verdere  ver- 
volging  ontheven worden,  schade.  Loosstelling  worden  verleend?  Liefsting, 
idem.  Rahnsen,  behoort  de  wetgeven  den  Zeevervoerden  vry  te  lateu  in 
de  bepoling  zynen  aanspeakelj'scheid  V  Zoo  neen,  in  hoever  behooet  de  wet 
des  vervoerders  vryheid  te  beperken.   R aalte,  idem. 

Lohmann,  W.  C,  opmerkingen  over  de  leggers  der  weyen.  (Aka- 
demische Inauguralschrift.)     Groningen  1886. 

Modderman,  A.,  werking  der  actio  Pauliana  ten  opsichte  van  een 
door  derden  verkregen  hypothekrecht.  (Akademische  Inaugural- 
schrift.)    Groningen  1886. 

Pinto,  A.  A.,  bedenkelyne  reactie  op  strafrechtelyn  gebied.  'sGraven- 
hage, Belinfante.     40  ct. 

Ren y  11,  H. ,  de  leer  der  trias  politica  sinds  Loeke  en  Montesquien. 
(Sehr  gute  akademische  Inauguralschrift.)     Groningen  1886. 

Rochussen,  J.,  volksvertegen  woordiging  en  kiesstelsel.  'sGraven- 
hage, Stockum  en  zoon.     1  fr.  75  ct. 

"'S  winder  en,  v.,  over  de  wetgewing  betretfende  insolvente  debiteure 
in  England.     (S.  Abdr.  aus  d.  Themis.) 

Wichers,  J.  D.,  opmerkingen  over  de  artt.  54—57  der  Gemeentewet. 
(Akademische  Inauguralschrift.)     Groningen  1886. 

"Adams,  H.  B.,  Johns  Hopkins  University  studies.  Baltimore,  Murray. 
ä  Hft.  50  ct. 

I.  Irving  Elting,  Dutsch  village  Communities  on  the  Hudson  River.    II. 
Foster,  the   Goverment    in   Rhode  Island.    III.  Channing,  the  Narragansett 
Planters.    IV.  Holcomb,  Pennsylvania  Boronglen. 
Anson,  W.  R.,  the  Law  and  Custom    of  the  Constitution.     Part.  I.: 

Parliament.     320  S.     Frowde.     10  sh.  6  p. 
Anson.  W.  R. ,    Principles    of  the   English  Law    of  Contract  and  of 
Agency   in   its   Relation  to  Contract.     4th  ed.     404  S.     Frowde. 
10  sh.  6  p. 


Bibliographie  (Ausland).  405 

Campbell,  E.  L.,  the  Science  of  Law,   According  to   ihe  American 

Theory   of  Government.     Preliminary   Chapter.     113.  8      N    J 

Trenton.     2  sh. 
Colby,  C.  C,  Parliamentary  Government  in  Canada;  A  Lecture  Read 

before  the  Law  School  of  Bishops  College.  Sherbrooke.   S.  11—57. 

Montreal,  Dawson  Brothers. 
Duryee,  S.  C,  Assignments  of  Patent  Rights.     A  Digest  of  the  De- 

cisions   of  Federal    and   State  Courts   and   the  Commissioner  of 

Patents,  virith  Lavvs  and  Forms.    324  S.     Baltimore.     15  sh. 
McKelvey,  J.  J..  Prineiples  of  Common  Law  Pleadings  Being  a  Brief 

Summary    of  the   Most  Important   Prineiples   of  Civil  Pleading. 

With  Gase  Ulustrations.     82  S.     Boston.     12  sh.  6  p. 
Kent,  J.,  the  Student's  Kent.     An  Abridgment  of  Kent's  „Commen- 

taries  on  American  Law",  by  Eben  Francis  Thompson.   Wiih  an 

Introduction  by  the  Hon.  T.  L.  Nelson.     Boston.     15  sh. 
Prideaiix,  C.  G.,  a  Practical  Guide  to  the  Duties  of  Churchwardcns 

in  the  Execution  of  their  Office.   With  Liste  of  Cases  etc.    Ö50  8. 

Shaw.     12  sh. 
Routledge,   J. ,   Relations  of  Client  and  Solicitor  in  Legal  Affairs. 

Illustrated  by  Some  Facts  in  a  Recent  Suit  in  Chancery.    128  8. 

Gloucester,  the  Author.     1  sh. 
Salmon,  L.  M.,  History  of  the  Appointing  Power  of  the  President. 

129  S.     New  York.     5  sh. 
Stephens  New  Commentaries  on  theLaws  of  England  (partly  founded 

on  Blackstone).    By  his  Honour.  Judge  Stephen.   lOth  ed.   Butter- 

worth.     84  sh. 
Stimson,  F.  J.,  American  Statute  Law:  An  Analytical  and  Compared 

Digest  of  the  Constitutions   and   Civil  Public  Statutes  of  all  the 

States  and  Territories  relating  to  Persons  and  Property  in  force 

Jan.  1,  1886.     4to,  sheep,  S.  40  und  779.     Boston.    40  sh. 
Story,  J.,  Commentaries  on  Equity  Jurisprudence,  as  Administercd 

in   England   and   Amerika.     13th    ed.,   by   3Ielville  31.   Bigelow. 

2  vols.     8vo,  sheep,  S.  812  und  947.     Boston.     72  sh. 
United  States  Mining  Laws  (The),  and   Regulations  thereunder,  and 

State  and  Territorial  Mining  Laws;  to  wliich  are  Appended  Local 

Mining  Rules  and  Regulations.     Compiled   under  the   Direction 

of  the  Hon.  Clarence  King.   4to,  S.  VI— 705.   Washington.    25  sh. 
Williams,  J.,  Prineiples  of  the  Law  of  Personal  Property,  intended 

for  the  üse  of  Students  in  Conveyancing.    12th  ed.    By  his  Son, 

T.  Cyprian  Williams.     8vo,  790  S.     Sweet.     21  sh. 

Agni  Hon,  L.,  legislation  des  mines,  fran^aise  et  arang^re.    3  vol. 

Baudry.     40  fr. 

Fait  Partie  de  l'Encyclopedie  dea  travaux  piibllca. 

Annuaire  de  la  legislation  etrangere,  publie  par  la  8oci^t^  de  l^is- 
lation  comparee,  contenant  la  traduction  des  principales  lois  vo- 
tees  dans  les  pays  etrangers  en  1884.     Quatorzi^me  ann^e.     Pi- 

chon.     18  fr.  •  oi   e      d  -i 

*Appleton,   essai  de  restitution  de   Tedft  publicien.    31  8.    Faris, 

Biollay.  L.,  etudes  economiques  sur  le  XVIII«  si^cle.    Les  Prix  eo 

1790.     Guillaumin.     6  fr.  x  i-  .i 

Cavilly,  G.  de.  le  Divorce  et  la  Separation  de  corps  h  1  UMge  det 

gens  du  monde  et  la  Mani^re  de  s'en  servir.    2«  edition,  rerue. 

Jouvet.     3  fr.  50  ct.  ,     „      .        *      .  ..j 

Clercq.  P.  H.  de,  les  Finance»  'i-  r-'-'-ir.-  d.«  Russie.     Amsterdam, 

Guillaumin.     10  fr. 


466     Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1886).  V.  Band.  12.  Heft. 

Crepon,  T.,  de  la  Negociation  des  effets  publics  et  autres.  Pichon. 
9  fr. 

F6raud-Giraud,  L.  J.  D. ,  traite  des  voies  rurales  publiques  et 
privees  et  servitudes  rurales  de  passage.  3^  edition,  completement 
refondue,     2  vol.     Aix,  Pedone-Lauriel.     17  fr. 

*Martitz,  les  Recueils  des  traites  internationaux.  (Aus  d.  Revue  de 
dr.  intern.) 

Monzilli,  A.,  la  legislation  italienne  et  la  Convention  internationale 
pour  la  protection  de  la  propri^te  industrielle.  Rome,  Pedone- 
Lauriel.     3  fr.  50  ct. 

Say,  L.,  les  Solutions  democratiques  de  la  question  des  impöts.  Con- 
ferences faites  ä  l'Ecole  des  sciences  politiques.  2  vol.  Guil- 
laumin.     6  fr. 

Wallet,  P.,  traite  de  Tadministration  des  caisses  d'epargne.  Histo- 
rique.     Organisation.     Legislation.     Dupont.     6  fr. 

Worms,  E.,  les  Ecarts  legislatifs.     Fetscherin  et  Chuit.     3  fr. 

Barbieri,  A.,  lo  Stato  et  il  Comune  nelle  questioni  della  tutela  am- 

ministrativa  e  della  nomina  del  sindaco.  270  S.  Bologna.  4  1. 
Bertolotti,  G.,  statistica  ecclesiastica  d'Italia.  751  S.  Savona.  101. 
Bianchi,  F.,  corso  elementare  di  codice  civile  italiano.   Vol.  5®  (fine). 

S.  1329  -  1499     Parma.     20  1. 
Boccaccino,  Fr.,  e  Caucino,  A.,  i  legati  perpetui  di  messe  dimo- 

strativi  e  tassativi,  ed  il  favore  delle  cause  pie.   Torino,  tip.  sub- 

alpina  S,  Marino,  1886.     95  S. 
Boccardo,  G. ,  manuale  di  Diritto  amministrativo.     2.*   edizione  ri- 

fatta  ed  ampliata.     Torino.     2  1. 
Bono,  V.,   raccolta   di   1500   massime  di  recente  giurisprudenza  ap- 

plicata  alla  legge  comunale  e  provinciale.  320  S.  Crema.  4  1. 
Brunialti,  A.,  legge  elettorale  politica,  commentata,  col  testo  unico 

della  legge,  ecc.     Torino.     13  1.  50  ct. 
Brunialti,  A.,  Aggiunta  al  Commento  della  Legge  elettorale  politica. 

Torino.     6  1. 
Buonamici,  F.,  storia  della  procedura  civile  romana.     Volume  I.o 

Pisa.     10  1. 
Campili,  G.,  il  grande  ipnotismo  e  la  suggestione  ipnotica  nei  rap- 

porti  col  Diritto  penale  e  civile.    S.  VIII— 170.    Torino.   (Biblio- 

teca  Antropologico-giuridica,  serie  II,  vol.  IX.) 
Capocelli,  A.,  manuale  di  procedura  penale.     S.  264.    Napoli.    51. 
Carle,  G.,  l'evoluzione  storica  nel  Diritto  pubblico  e  privato  di  Roma: 

prolusione  detta  nella  R.  üniversitä  di  Torino  il  12  gennaio  1886. 

24  S.     Torino.     1  1. 
Castelli,  D.,  la  giustizia  in  Italia.  Diagnosi  e  rimedii.  XXVI — 199  S. 

Milano.     3  1. 
Cavallaro-Freni,  S.,  il  diritto  costituzionale  richiamato  ai  prinzipii 

della   filosofia   giuridica   e   studiato  nelle  legislazioni  comparate. 

2  vol.     Catania.     13  1. 
Contuzzi,  F.,  la  istituzione  dei  consolati  ed  il  Diritto  internazionale 

emesso  nella  sua  applicabilitä  in  Oriente.    711  S.     Napoli.    12  1. 
De  Villeneue,  G.,  contratti  di  borsa.     135  S.     Milano.     2  I. 
Drago  avv.  Raff,   cinque   questioni  di   diritto  amministrativo.     Se- 

conda    edizione.     91    S.      Genova,    tip.    dell'istituto   Sordomuti. 

1886.    2  1. 
Fissore,  I.,  manuale  teorico-pratico  per  la  stipulazione  dei  contratti 

delle  amministrazioni  pubbliche  basato   sul  Codice  civile  e  com- 

merciale,  ecc.     290  S.     Parma.     3  1. 


Bibliographie  (Ausland). 

Foschini,  G.,  delle  persone  e  del  loro  stato  secondo  il  Codi. 

italiano.     175  S.     Napoli.     3  1. 
Galatteo,  A..  il  processo  Prandoni:  memorandum.  500" 

dei  condannati.     Milane.     5  1. 
Gelli,  «J.i   il  duello  nella  storia  della  giurisprudenza  e  nella  pratica 

italiana.     XIV— 192  S.     Firenze.     5  1. 
Giurisprudenza,  la,  della  Corte  di  Cassazione  in  Roma  in  n\ateria  ec- 

clesiastica,  dal  1876  al  1885;  con  un  copiosn  Tn.licr  nlfaKiti.-..  imt 

materie.     519  S.     Roma.     5  1. 
Gravina,  G.  V.,  del  governo  civile  di  Roma. 

pubblicato  per  cura  di  Luigi  Antonio  Vill 

renze.     2  1. 
Harris,  C.  G.,  celibato,  matrimonio,  divorzio,    probiituzioat 

sociale.     232  S.     Milano.     1  M.  50  ct. 
Lampertico,  F.,  senat.    Lo  Statuto  e  il  Senato.   260  S.   Romu.   '6  1. 
♦Landucci,  L.,  storia  del  Diritto  romano  dalle  origine  sino  a  Giusti- 

niano:  corso  scolastico.    1—3.   Padova.    Saranno  8  fascicoli  all. 
Lavori   preparatorii   del   Codice    civile    del   Regno   d'Italia.      Vol.    I. 

parte  I:    studii   relativi   ad   \m  progetto  di  legge  per  regolare  il 

contratto  di  matrimonio.     583  S.     Roma.     6  1. 
Levi,  E.,  manuale  per  le  banche  popolari  cooperative  italiane,   prc- 

ceduto  da  una  memoria  su  Schulze-Delitzsch  di  L.  Luzzatti.    2.» 

ediz.     600  S.     Milano.     5  1. 
Lombroso,  C,  delitti  di  libidine.   2.»  edizione  con  2  ßg.   6<.' 

rino.     2  1.  ,     .  •  i     •%    j  i 

Lucchini,  L..  i  semplicisti  (antropologi,  psicologi   e   sociologi)  del 

diritto  penale.     XXXI— 295  S.     Torino.     6  1. 
Mattirolo,  L.,  trattato  di  Diritto  giudiziario  civile  italiano    3.»  edi- 

zione  riveduta  e  ampliata;  vol.  V.     786  S.     Tonno.     12    . 
Niilli,   R.,  il  Diritto    punitivo  e  le  discipline  penitenziarie  al  lerzo 

Congresso  penitenziario  internazionale  (Roma  1885):  app'u.r.  .-n- 

tici  sulle  prime  tre  tesi  del  programma.     79  S.     Milano 
Pacifici-Mazzoni,  E.,  istituzioni  di  Diritto  civile  italiano.   \ 

Parte  speciale.     472  S.     Firenze.     9  1. 
Padelletti,   G.,    storia   del  Diritto   romano:   manuale  »^  U80  deUe 

scuole,  con  ^ote  del  prof.  P.  Cogliolo.     2.»  edizione.    XII-703  8. 

Firenze.     10  1.  ..  ■      j-,  c      v.  /,n      o  1 

Palermo,  G.,  perizie  e  periti  calligrafict.    47  S.    /»P«";^ '•     „.. 
Papa-D'Amico,  L.,   i  titoli  di  credito  Surrogat,  della  moneta.    X\ 

PertTu^i'  sforia"dd  Diritto  italiano  dalla  caduta  deirimpero  ro- 
mano  tlla  codificazione.    Vol.  VI,  parte  I:  Storia  d.U.  pro««l«r.. 

Piccfn'efli,  F^'tlt^ii'e  ric'e'ct  intorno  all.  definizione:    Domi^^^^^^^^ 
est  jus  utendi  et  abutendi  re  sua,  quatenus  juns  ratio  patuur. 

Pio,''o:i?ei„ti'^'D:ritto'  penale  militare:  parte  .p.oi.le.    m  S. 

Por^rt   i.,''le  diaposizioni  testamenU*  .  .f».7"  f«' fT^i'^ 
od'incapa«:  studio  suU'art.  890  del  Co3.ce  c.v.l.  ilahano.    144  S. 

Pugut'F.,  i   -ti  di   libidine  e  con.ro  i  baoni  co..un.i.    207  S. 

PuguT'F..  Vudii  di  storia   del  diritto  romano  «condo  , 

Bologna.     1  1. 


468      Centralblatt  für  Rechtswissenschaft  (1886).  V.  Band.  12.  Heft. 

Rosmini,  E.,  compendio  popolare  del  Codice  civile  del  Regno  d'Italia. 

3.*  ediz.  completamente  rifusa  dall'autore,  con  numerose  aggiunte. 

260  S.     Milano.     1  1.  50  ct. 
Russomanno,  N.,  del  diritto  di  possesso  nel  giure  romano.    Napoli. 

Saranno  10  fasc.  di  40  S.  a  1  1. 
Sapienza  Castagnola,  G.,  l'evoluzione  storica  del  diritto  di  fa- 

miglia:  studio  storico-giuridico.     86  S.     Catania.     2  1. 
Spennati,  G.,   istituzioni    di    diritto    canonico    universale.     588  S. 

Napoli.     12  1. 
Talori,  P.,  il  laudemio  nell'ex-reame  delle  Due  Sicilie  secondo  il 

Diritto    romano    e    la    moderna    legislazione.      83  S.      Bologna. 

1  1.  25  ct. 
Triaca,  F.,  istituzioni  di  Diritto  positivo  per  gli  Istituti  tecnici  del 

Regno  giusta  i  programmi  governativi.     3  vol.     Milano.     I.  Ele- 

menti    di   Diritto   civile.     5.*  ediz.     3  1.    50  ct.     II,    Elementi  di 

Diritto  commerciale.     b.^  ediz.     5  1.  50.    III.  Elementi  di  Diritto 

amministrativo.     8  1.     Insieme     10  1. 
Vidari,  E.,  i  fallimenti.     Trattazione  sistematica  secondo  il  nuovo 

Codice  di  Commercio  italiano.     2  vol.  XVI  — 960  S.     15  1. 


Russische  Werke. 

(Mitgeteilt  von  Hrn.  Prof.  Engelmann  in  Dorpat.) 

Abänderungen  im  geltenden  R.     Stptbg.  1885. 
Ismenenija  w  ssowremennom  sakonodatelstwe. 

Abriss  der  Geschichte  des  Japan.  Straf-R.  u.  Strafverfahrens.     Ueber- 
setzt  aus  dem  Japanischen.     Stptbg.  1885. 

Oczerki  istorii  japonskawo  ugolownawo  prawa  i  ssudoproiswodstwa. 
Annenko  w,  Versuch  eines  Kommentars  zur  Z.Pr.O.   Bd.  V:  Exekution 
des  Urteils.     Stptbg.  1885.     715  S. 

Opyt   kommentarija   k    ustawu    grashdanskawo    ssudoproiswodstwa.    V. 
Ispolnenije  reszenija. 
Bericht  der  Hauptgefängnisverwaltung  für  das  Jahr  1882. 
Otczot  po  glawnomu  tjuremnomu  uprawleniju  sa  1882  god, 
Berszadski,    Programm    eines    Kursus    der    Geschichte   der  Rechts- 
philosophie.    Stptbg.  1885. 

Programma  kurssa  istorii  fllosofii  prawa. 
Bessedkin,  Geschichte  des  Verbrechens  der  Brandstiftung  nach  röm., 
german.  u.  russ.  R.     Jaroslaw  1885. 

Istoriczeski  oczerk  prestuplemja  podshoga  po  rimskomu,  germanskomu 
i  ruskomu  prawu. 
Czishow,    Materialien    zur   Geschichte    des    Rechtssystems    (Rechts- 
encyklopädie).     Odessa  1885. 

Materialy  k  istorii  ssistemy  prawa. 
Daszkewicz,    das   Gemeindegericht   und   dessen  Reform.     Beobach- 
tungen  über  bäuerliche  Selbstverwaltung,     Wilna  1885.     104  S. 
O   wolostnom  ssude  i  jewo   reforme.     Is   nabljudeni  nad   krestjanskim 
ssamouprawlenijem. 

Dshansziew,  die  erste  Novelle  zu  dem  Gesetze  über  die  Geschwo- 
renen,    Moskau  1885. 

Perwaja  novella  —  sakon  o  prissäshnych. 
Foinizki,   die  Verteidigung  im  Strafprozess   als  öffentlicher  Dienst, 
Stptbg.  1885. 

Saszczita  w  ugolownom  prozesse  kak  slushenije  obszczestwennoje. 
Gradowski,  das   Staats-R.   der  wichtigsten   europ.   Staaten.     I.  Ge- 
schichtlicher Teil.     Stptbg.  1886. 

Gossudarstwennoje  prawo  washneiszich  jewropeiskich  dershaw.  I.  Czast 
istoriczeskaja. 


Bibliographie  (russische).  409 

Gwosdew,  zur  Lehre  von  den  Körperverletzungen.     Kasan  1886. 

K  uczeniju  o  telesnjch  powreshdenijach. 
Harnack,  das  neue  (Bauer-)Gemeindegericht.   4  Ausg.   Moskau  1886. 

Nowy  wolostnoi  ssud. 

Iljaszewicz,  kurzer  Abriss  der  Geschichte  des  charkowschen  Adels. 

Charkow  1885.     166  u.  36  S. 

Kratki  oczesk  istorii  charkowskawo  dworänstw», 

Jet'imow,  zur  Geschichte  des  altröm.  Geschlechts-  u.  Erb-R.    Stptbff. 

1885. 

Oczerki  pu  istorii  drewne-rimskawo  rodstwa  i  naaledlja. 
Kalaczow,  Materialien  zur  Geschichte  des  russ.  Adels.    Stptbg.  1885. 

I  u.  50  S.-,  II  u.  72  S. 

Materialy  dlä  istorii  ruskawo  dworänstwa. 
Karyszew,   die    ewige   Erbpacht   von  Grundstücken   auf  dem  west- 
europ.  Kontinent.     Stptbg.  1885.     330  S. 

Weczno-nassledstwenny  najem  semli  na  kontinente  Bapadnol  Jewropjr. 

Latkin,  die  Landestage  des  alten  Russland,  ihre  Geschichte  u.  Or- 
ganisation verglichen  mit  den  Repräsentalivverfassungen  des 
westlichen  Europas.     Stptbg.  1885. 

Semskije  Ssobory  drewnei  Rugi  jich,  istorija  i  organiRaziJa  grawnltelno 
8  sapadnymi  predstawitelnymi  uczreshdenijami. 

Latkin,  Materialien  zur  Geschichte  der  (russ.)  Landestage  im  XVII 

Jahrhundert.     Stplbg.  1884.     288  S. 

Materialy  dlä  istorii  semskich  ssoborow  XVII  stoletlja. 

Mainow,  über  das  Rechtsleben  der  Mordwinen.     Stptbg,  1885. 

Oczerk  juridiciczeskawo  byta  Mordwy. 

Moskalski,  alphabetisches  Verzeichnis  zivilrechtlicher  u.  prozessualer 
Fragen  in  den  Entscheidungen  des  Kassation?senats  von  1876—84. 
Stptbg.  1885.     742  S. 

Alfawitny   ykasatel  woprossow  grashdanskawo  prawa  i  ssudoprolswod- 
stva  rasreszon.  graslid.  kass.  Depart.  Pr.  Senata. 

Mroczek-Drosdowski,  Untersuchungen  über  die  Ruskaja  Prawda. 
II.  Text  mit  Erläuterungen.     Moskau  1885.    XLI  u.  289  S. 

Isledowanija  o  R.  Pr.  IT. 

Murawjew,  die  Kandidaten  für  Justizämter.  Eine  Frag«' '^m- .Tum jx- 
organisdtion  u.  Justizpolitik.     Moskau  1885. 

Kandidaty  na  ssudebnyja  dolshnosti.  ^         n  i. 

Muromzew,  was  heisst  Rechtsdogma?   Stptbg.  1885.    (Ins  Deutsche 
übersetzt  von  Esmarch.     Prag  1885.) 
Szto  takoje  dogma  prawa? 
Muromzew,   die  Rezeption  des  r.  R.  im  Westen.     Moskau  1885. 

Rezepzija  rimskawo  prawa  na  sapade. 
Muromzew,  die  Rechtsbildung  nach  der  Lehre  der  deutschen  Rechts- 
wissenschaft.    Moskau  1885. 

Obrasowanije  prawa  po  uczenijam  nemezkoi  jurisprudeMttl. 

Nefedjew,  die  Rekusation  der  Richter  in  Zivilsachen.    I.     Krakau 

1885.     170  S. 

Ustranenlje  ssudei  w  grashdanskom  proze«8e. 
Nolcken,  A.,  Verträge  zu  Gunsten  dritter  Personen.     Mplbg.  18«ö. 

Dogowory  w  polsu  tretjich.  ^       ,  i        .^„    u      i 

Palausow,  die  Fragestellung  an  die  Geschworenen  nach  russ.  K.    I. 

^"^^''^osUnLka  woprosBow  prlasäsbnym  »Ja.telim  po  ruaom«  pfm«. 
Panow,  russ.  Staats-R.   Vorles.  gehalten  in  der  MiliiärrechUakademie. 

Stptbg.  1885.     229  S. 

Buskoje  gossudarstwennoje  prawa. 
Patlajewski.  Kursus  des  Finanz-R.     Odessa  lööö. 

Pawlow;'A.,''°dT:RedScher«,  welche  by»ntin.   R.  .n.h.llen. 
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Philaret,  Metropolit,  Sammlung  seiner  Aussprüche  und  Gutachten  in 
staatlich-kirchlichen  Fragen.     2  Bde.     Stptbg.  1885. 

Saobranije  mneni  i  otsywow  po  zerkowno-gossudarstwennym  woprossam. 

Powaliszin,  Versuch  einer  Bearbeitung  von  Materialien  zur  Go- 
schichte  der  Gouvernementslancischaft  von  Räsan.  Räsan  1885. 
1.  Lfg.     292  S. 

Opyt   rasrabotki    materialow  dlä  istorii  räsanskawo   gubernskawo  sem- 
stwa. 
Reinhardt,  die  persönl.  u.  Vermögens-R.  der  Frauen  nach  russ.  R. 

Kiew  1885. 
Rukawisznikow,   die   Arbeiten   des   Kongresses   der  Vertreter  df^r 
russ.  Besserungsanstalten  für  Unmündige.     Moskau  1885. 

Raboty    kongr.  predstawit.   ruskich  isprawit.  sawedenidlä    maloletnych. 

Slonimski,  das  Grundeigenthum  vom  Standpunkte  des  zukünftigen 
Z.G.B.     Stptbg.  1885.     74  S. 

O  posemelnoi  ssobstwennosti  s  toczki  srenija  buduszczawo   grashdans- 
kawo  uloshenija. 

Smirnow,  die  freien  Leute  der  westlichen  Gubernien ,  welche  auf 
Privatländereien  angesiedelt  sind,  und  die  Gesetze  über  deren 
Organisation.     Kowno  1885.  62  S. 

Woljnyje  Ijiidi  sapadnych  guberni,  shivraszczije  na  wladelczesklch  sem- 
läch  i  sakony  o  jich  organisazii. 

Spassowicz,  die  Quellen  des  Grundzins-R.  im  westlichen  Grenzlande 
des  (russ.)  Reiches  im  Sachsenspiegel  und  dessen  poln.  Kommen- 
tatoren.    Stptbg.  1885. 

Istoczniki  czinszewawo  prawa  na  sapadnoi  okraine  imperii  w  saksouskom 
serzale  i  jewo  polskich  kommentatorach. 

Stronin,  Geschichte  des  Gesellschaftslebens.     Stptbg.  1885. 

Istorija  obszczestwennosti. 

Szimanowski,  über  Korrektionsanstalten  in  Russland  (die  Resultate 
der  Arbeiten  zweier  Versammlungen  der  Leiter  der  Korrektions- 
anstalten in  Russland).     Odessa  1884.     21  S. 

Ob  isprawitelnych  sawedenijach  w  Rossii. 

Szimanowski,  über  das  neue  Eisenbahnstatut.     Odessa  1885. 

0  nowom  shelesnodoroshnom  ustawe. 

Szimanowski,  über  Wucher  u.  Wucherzinsen.     Odessa  1885. 

O  lichwe  i  rostowszcziczestwe. 

Tarassow,    die    Polizei    in    der   Epoche   der  Reformen.     Moskau 

1885. 

Polizija  w  epoche  reform. 

Wladimirski-Budanow.  Chrestomathie  zur  russ.  Rechtsgeschichte. 
3.  AulL    Kiew  1885.     1.  Lfg.  240  S.;  3.  Lfg.  253  S. 

Chrestomathija  po  istorii  ruskawo  prawa. 


Uebers  etzungen. 

Allgemeines  bürgerliches  Gesetzbuch  für  die  österr.  Staaten.  Ueber- 
setzt  von  Werblowski,  hrsg.  von  der  Kommission  für  den  Ent- 
wurf eines  bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Obszczeje  grashdanskoje  ulosbenije  awstriskoi  imperii  1811. 

Bluntschli,  Geschichte  des  allg.  Staats-R.  u.  der  Politik  vom  XVI. 
Jahrh.  bis  auf  die  Jetztzeit.     Stptbg.  1884. 

Istorija   obszczawo   gossudarstwennawo  prawa   i  politiki    ot  XVI  w.  do 
nastojaszczawo  wremeni. 

Gneist,  en?l.  Verfassungsgeschichte.     Moskau  1885. 

Istorija  gossudarstwennych  uczreshdeni  Anglil. 

Unger,    die    Ehe    in    ihrer    welthistorischen    Entwickelung.     Kiew 

1885. 

Brak  wo  wsemirnom  raswitii. 


Bibliographie  (russische). 


Gesetze  und  Verordnungen. 

Allgemeines  alphahet.  Register  zur  zweiten  histor.  Gesetzsammlung 
1825  —  1881  (Regierung  Nikolaus  I.  und  Alexander  II.).  4.  Bd. 
Stptbg.  1885. 

Obszzi    alfawitny  ukasatel    ko  wtoromu  polnomn    MobranUa  »akunow 
Ross.  Imperii. 
Barssow,  Sammlung  der  geltenden  kirchlichen  u.  bürgerlichen  Ge- 
setze  u.  Verordnungen  für   die   russ.   rechtgläubige  Konfession. 
Stptbg.  1885. 

Sbornik  deistvsiijuszczich  i  rukowodstwennych  zerkoimych  n  zarkowno 
grasdanskich  postanowleni  po  wedomstwu  prawosUwnewo  iipowedanljA. 

Beijustin,  die  Städteordnung.     Stptbg.  1885. 

Gorodowoje  poloshenije. 
Bei  Justin,    Fortsetzung    der    systematischen    Sammlung    der    Ent- 
scheidungen des  Dir.  Senates   u.   der  Verordnungen,   welche  die 
Städteordnung  erläutern  (1881—85).     Stptbg.  1885. 

Prodolsbenije  sistem.  sbornika  resz.  prawit.  Senata  i  praw.  rasporiaheiü 
objasnäjuszczich  gorodowoje  poloshenije. 

Borowikowski,  die  Z.Pr.O.  erläutert  durch  Entscheidungen  des  Kass.- 
Senats.     740  S. 

üstaw  grashdanskawo  ssudoproiswodstwa  s  objasneniami  po  reazenljam 
grasbdanskawo  kassazionnawo  Senata. 
Cziczinadse,  Sammlungen  der  Verordnungen,  welche  Bezug  haben  auf 
die  bäuerliche  Bevölkerung  im  Jahre  1884.   Stptbg.  1885.    XXXVI 
u.  S.  53,  54,  232. 

Sbornik  prawit.   rasporäshenl  otnossäszczichsä  de  sselskawo  nasselenlja 
sa  1884  god. 

Godlewski,  Sammlung  der  Gesetze.  Gesetze  u.  Verordnungen  für 
die  Gubernien  des  Königreichs  Polen,  erlassen  seit  dem  Eingehen 
der  offiziellen  Ausgabe  der  Gesetzsammlung  des  Königreichs 
Polen.     Bd.  XXVI.     Warszawa  1885.     406  S. 

Russ  u  poln.  Sblör  praw.  Postauowlenia  1  rozporzadzenla  Rzadn  w  gn- 
bemlacb  Krölestwa  Polskiego  etc. 
Makszejew,  die  allgemeine  Bauerverordnung.     Moskau  1885. 

Obszczeje  poloshenije  o  krestjanach. 
Makszejew,   Verzeichnis    der    Erläuterungen  zur  Bauerverordnung. 
Moskau  1885. 

Ukasatel  rasjasneni  is  poloshenl  o  Bselskom  ssostojanii. 
Murawjew,    Instruktion    für    die    Beamten    der    Poliz* 
Moskau  1885. 

Instriikzija  czlnam  polizii. 

Mysz,  die  Städteordnung.     6.  verm.  Aufl.     Moskau  1885. 

Gorodowoje  poloshenije. 
Noss,  das  russ.  Z.G.B.     Moskau  1885. 

Ruskije  grashdanskije  sakony. 

Pleske,    Nachsehlagebuch    für    Steuerinspektoren,    Karaeralhofe    u. 

Renteien.     Stptbg.  1885.     832  S.  w     i  .  «  w^ 

Sprawocznaja  kniga  dlä  podatnych  Inspektorow.  kaaennych  palat  u  ka^ 

Sammlung  der  Verordnungen  über  unmündige  Arbeiter  in  Fahnken 

und  anderen  gewerblichen  Anstalten.  Jltptbg.  l^^^J^/L-  ^^,. 

Sbornik  postanowleni    o  maloletnich  rabÄrlch  na  .awo4ach,  Äbrtkach 

i  promyszlennych  sawedenijach.  ju-.-:i-  D     i« 

Sammlung  der  Gesetze  u.  Verordnungen  über  das  Grundbesilz-K.  In 

westlichen  Provinzen.     Kiew  1885.     141  S.        „„  ,  „,^„„w  „. 

Sbornik  usakoneni  1  rasporäshenl  po  «»mlewladenUa  w  aapadiijeta  gn 

SammlunT'ge^liender  Verträge  u.  Konventionen  betr.  die  Kriegswhiff. 
fahrt  nebst  dem  (russ.)  Konsularstalut.     ^iP^^ßtlSui.  ol 
Sbornik  deistwujnszczich  traktatow  « J'°V^..SS5?^-^ 
k  wojennomy  moreplawanlju  8  priloshenljem  koMal«»wo 
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Smirnow,   Statut   über  Korroboralions-   und  Kanzleisteuer,     Kowno 
1885. 

Ustaco  0  poszlinach  krepostnych  i  kanzelärskich. 
Shemezushnikow,  das  Gerichtsbuch,  Anleitung  zur  Selbstverteidi- 
gung.    Moskau  1885. 

Ssudebnik,  rukowodstwokssamosaszczite. 
Sokolow,   die    Akzise,    Statuten   u.   Verordnungen.     Stptbg.    1886. 
(Branntwein,  Tabak,  Zucker.) 

Ustawy  i  rasporäshenija  akzisnyja. 
Verzeichnis    der   Gesetze   u.  Verordnungen  für  Hebammen.     Ausgabe 
des  Mediz.-Dep.  des  Minist,  des  Innern.     Stptbg.  1885.     34  S. 

Spissuk  sak  i  rasporäsh  dlä  powiwalnycli  babok. 
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Franz,   Reform  d.  Notariats  440. 

Friedberg,  Kirchenverfassungs- 
gesetze 290. 

Fuld,  Reform  d.  Strafverfahrens  29. 

—  Kostenkautionspflicht  236. 

—  Scheidungsprozess  23. 

G. 

Gareis ,  Errungenschaftsgemein- 
schaft 223. 

Geigel,  ital.  Staatskirchen-R.  294. 
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Arndt,  Zorn  242.     R.  d.  öffentl.  Genossenschaft  v.  Rosii 

3.  Verwaltnngs-R.    Organisation  der  Centralverwaltung  unter 

milian  v.  Adler  246.     Geschichte  d.  preuss.  Verwaltungsli.  v. 
Bornhak  449.    Entwicklung  d.  V'erwaltungslehre  v.  Marchet  185. 
Einführung  i.  d.   Verwaltungs-R.  v.  Kirchenheim  295.    H- 
d.    Verwaltungsrechtsprechung    i.    Italien   v,   Heimburger 
Manual    de    lo   contenzioso  v.  Abella  82.    zVerwaltungsi . 
ptlege  i.  Bayern  v.  Seydel  242.  —  Konfession.  Schule  v.  h 
Entscheidungen    in    Fischereisachen    v.  Wick    147.     Unian     u. 
Krankenversicherung  v.  Eger  247.    Krankenversicherungsgesetz 
V.  Köhne  187.    Gewerbeordnung  v.   Engelmann  80.    Gewerbe- 
steuergesetze V.   Falkmann  397.    Branntweinbesteuerungsgeselz 
81.  —  Oesterr.  Gesetz  über  Vogelschutz  etc.   14ti.     Verhältnis 
d.  Tramway  z.  Kommune  in  Wien  37.  —  Engl.    Armen wesen 
V.  Aschrott  188. 


Villa.  Kolonialrecht. 

Staats-  u.  völkerrechtl.  Stellung  d.  Kolonien  v.  Stengel  249. 


IX.  Internationales  Recht. 

1.  Zur   Geschichte   des   diplomat.  Verkehrs   v.   Krauske,   Lbhren  84. 

Handbuch  des  Völker-R.  v.  Holtzendorff  252.  Völkerrechtliche 
Litteratur  v.  Kasparek  452.  Korrespondenz  betr.  Kolumbia« 
84.  The  european  concert  in  the  eastern  question  v.  Holland 
332.    Traite  pratique  de  Textradition  v.  Bomboy  et  Gilbrii 

2.  Droit  international  prive  v.  Milhoud  451.    Effets  internati 

des  jugements  etc.  v.  Moreau  148.  «Zwangsvollstreckung  v. 
Urteilen  ausländ.  Gerichte  von  Rintelen  230.  Trafford  c./a.  Blanc 
v.  Serafini  etc.  84. 


X.    Hilfswissenschaften. 

Gerichtliche  Medizin.  De  l'exercise  illegal  de  la  m^decine  v 
Denis  Weil  390.     Legal  medicine  #.  Tidy  453. 

Nationalökonomie  u.  Sozialwissenschaft.  System  v.  G.  ("liii 
Gesetz  d.  sozialen  Entwickelung  v.  Hertrka  298.  Stu:  ■ 
ciales  v.  Benito  335.  Der  wirtÄchaftl.  Wert  v.  Kuelj^tfin 
Klassen-  u.  Zahlenlotterie  in  Preussen  v.  Warschauer  3i<. 


Berichte  über  die  ausländische  Rechtslitteratur 

1880—1885. 


Einleitung  1. 

Niederländisch  (v.  Drucker)  2. 
Englisch-amerikanisch  (v.  König)  49. 
Skandinavisch  (v.  Platou)  89. 
Französisch  (v.  Lyon-Caen)  121. 
Spanisch  (v.  Oloriz)  157. 
Italienisch  (v.  Serafini)  197. 
Griechisch  (v.  Costi)  269. 
Ungarisch  (v.  Nagy)  309. 
Böhmisch-kroatisch  (v.  Prazak)  345. 
Polnisch  (v.  Kasparek)  350. 
Russisch  (v.  Engelmann)  409. 


Bibliographie  und  Zeitschrifteniiberscliau. 


Nene  Zeitschriften. 

Annales  de  droit  commercial  456.  —  Antolof^n  yiunuica  4^".  — 
Archives  de  l'anthropologie  criminelle  33G.  —  Archiv  f.  offentl. 
R.  256.  —  Gazetta  di  Tribunali  456.  —  Giornale  giuridico 
408.  —  Rivista  italiana  per  le  scienze  giaridiche  299. 


Bibliographie. 

1.  Deutsche  Bücher   und  Broschüren  41,  85,  117,  152,  191,  259,  301, 

338,  401,  458. 

2.  Ausgaben  v.  Gesetzen  45,  87,  118,  155,  193,  263,  304,  340,  404,  461. 

3.  Wichtige  ausländische  Werke: 

Niederländische  87,  118,  194,  264,  342,  405,  464. 

Skandinavische  267,  344. 

Englische  46,  119,  156,  195,  264,  306,  342,  406,  464. 

Französische  47,  87,  195,  265,  306,  343,  407,  465. 

Italienische  47,  119,  156,  196,  266,  306,  343,  407,  466. 

Spanische  120,  307. 

Russische  468. 

Oesterr.-slavische  266. 

Griechische,  lateinische  etc.  48,  266. 

4.  Archivalische  Veröffentlichungen  267. 


Sonstige  Notizen. 

Statistische  Notiz  344. 
Nekrologe  196,  308. 

Beilagen  zu  Nr.  6/7  betr.  Eger,Eisenbahn-R.,  Lippen.  Kuiiurgescnicnte, 
zu  Nr.  9  betr.  Handbibliothek  d#öffentl.  R. 


Berichtigungen. 


Seite  128,  Zeile  17  v.  u.  lies:  Börsenwerte  statt  Börsenvaluta. 
„      180,      „        7  V.  u.     „      verbindlich  statt  vorbildlich. 
„     286,      „        3  v.  0.  beträgt  der  Preis  16,  nicht  20  M. 
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